



Entsorgungsoptionen für radioaktive Reststoffe: 
Interdisziplinäre Analysen und Entwicklung von 
Bewertungsgrundlagen (ENTRIA, 2013-2018): 
 
Abschlussbericht  









verantwortlich für die Arbeitspakete: 
 
Achim Brunnengräber  
Harald Budelmann 
Anne Eckhardt  
Horst Geckeis 
Thomas Hassel  
Peter Hocke 






Kurt Mengel  
Konrad Ott 
Klaus-Jürgen Röhlig  











Die diesem Bericht zugrundeliegenden Vor-
haben wurden mit Mitteln des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung un-
ter den Förderkennzeichen 02S9082A bis E
und 15S9082A bis E gefördert. Die Verant-
wortung für den Inhalt dieses Berichts liegt
bei den Autoren.
Wir danken dem BMBF für die Förderung des Vorhabens, dem
Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und
Klimaschutz und dem Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft
und Kultur, den Projektträgern Karlsruhe und Köln, den Mitgliedern des
Beirats für die Unterstützung bei der Durchführung.
Ebenso gilt der Dank allen am Vorhaben beteiligten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter für die geleistete Arbeit sowie die Erstellung von
Beiträgen für diesen Bericht und deren kritische und konstruktive
Durchsicht, den Beteiligten an der Organisation der Abschlusskonferenz
und der Veranstaltung für die interessierte Öffentlichkeit „Radioaktive
Abfälle - was nun?“ sowie allen Vortragenden, weiterhin allen, die zum
Gelingen der vielfältigen weiteren Veranstaltungen beigetragen haben.
Alphabetische Liste der Autoren
Michael Bauer, Frank Becker, Elke Bozau, Achim Brunnengräber, Harald
Budelmann, Saleem Chaudry, Maria Rosaria Di Nucci, Cord Drögemüller,
Anne Eckhardt, Ida Epkenhans, David Fellhauer, Horst Geckeis, Thomas
Hassel, Ina Heinze, Dirk Herrling, Peter Hocke, Ansgar Köhler, Dennis
Köhnke, Claudia König, Jürgen Kreusch, Sophie Kuppler, Rocio Paola
León Vargas, Xiaoshuo Li, Karl-Heinz Lux, Melanie Mbah, Kurt Mengel,
Volker Metz, Volker Mintzlaff, Markus Mlinaric, Wolfgang Neumann,
Konrad Ott, Elmar Plischke, Julia Pohlers, Erik Pönitz, Manuel Reichardt,
Moritz Riemann, Klaus-Jürgen Röhlig, Franziska Semper, Ulrich
Smeddinck, Joachim Stahlmann, Frank Tawussi, Clemens Walther, Ralf





3 Interdisziplinäre Analysen 24
3.1 Prozessanalyse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24
3.1.1 Voraussetzungen und Ausgangslage . . . . . . . . . 24
3.1.2 Dynamik des Forschungsgegenstandes, Erwartun-
gen von außen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24
3.1.3 Projektfortschritt und vorgenommene Anpassungen 25
3.1.4 Methodenreﬂexion . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 37
3.2 Naturwissenschaftlich-technische Grundannahmen zur
Analyse der Optionen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 50
3.2.1 Referenzkonzepte und -modelle, Szenarien: Grund-
lagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 50
3.2.2 Die sicherheitsrelevanten Eigenschaften der Refe-
renzmodelle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 52
3.2.3 Das Sicherheitskonzept der Referenzmodelle für die
Tiefenlager . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 53
3.2.4 Das Sicherheitskonzept für die Oberﬂächenlagerung 58
3.2.5 Referenzmodelle: Grundlage der Untersuchungen
zu Tiefenlagern in den Vertikalprojekten 5 und 6 . . 61
3.2.6 Annahmen zu Oberﬂächenlagern . . . . . . . . . . . 70
3.2.7 Szenarien und Rechenfälle . . . . . . . . . . . . . . 71
3.2.8 THM Modellierung (nach Überführung in ein End-
lager) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 75
3.2.9 Entwicklung von Anforderungen für die ENCON-
Behälter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 84
3.2.10 Gestaltung der technischen Barriere in Abhängig-
keit vom Wirtsgestein und vom Endlagerkonzept . . 88
3.3 Ausgewählte interdisziplinäre Beiträge zu naturwissen-
schaftlich-technischen Fragestellungen . . . . . . . . . . . 95
3.3.1 Reduzierung ausgewählter Robustheitsdeﬁzite bei
der Bewertung des Endlagersystemverhaltens . . . . 95
3.3.2 Abschirmungseigenschaften verschiedener Betone . 97
5
Inhaltsverzeichnis
3.3.3 Kritische Evaluation der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum § 47 der Strahlenschutzverordnung . 105
3.3.4 Endlager unter geänderten Klimabedingungen . . . 110
3.4 Risiko und Sicherheit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 116
3.4.1 Transversalprojekt Interdisziplinäre Risikoforschung 116
3.4.2 Vergleichende Risikobewertung . . . . . . . . . . . . 118
3.4.3 Bewertungsansätze . . . . . . . . . . . . . . . . . . 120
3.4.4 Risikolandschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122
3.5 Grenzwerte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125
3.5.1 Grenzwertbildung im Strahlenschutz – Werkstatt-
gespräch und Tagungsband . . . . . . . . . . . . . . 126
3.5.2 Grenzwerte-Papier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130
3.6 Technische und gesellschaftliche Aspekte des Monitorings 136
3.6.1 Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136
3.6.2 Ziele und Grenzen des Monitorings im Nahfeld-Be-
reich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 137
3.6.3 Grenzen des Monitorings der technischen Barriere . 142
3.6.4 Monitoring der technischen Barriere (Konzept zum
Behältermonitoring des IW) . . . . . . . . . . . . . . 150
3.6.5 Monitoring der geotechnischen und geologischen
Barrieren (Monitoringkonzept des IGB) . . . . . . . 154
3.6.6 Technisches Monitoring und Long-term Governan-
ce – Erfahrungsbericht Workshop September 2016 . 157
3.6.7 Ausblick und offene Fragen . . . . . . . . . . . . . . 164
3.7 Governance als Modus politischer Steuerung und Möglich-
keit der Konﬂiktregulierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . 167
3.7.1 Governance als modernes Regieren . . . . . . . . . . 168
3.7.2 Politisches Entscheiden im Mehrebenen-System . . 179
3.7.3 Exkurs: Erwartungen ausgewählter Akteure an Go-
vernance . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 193
3.7.4 Regulierung und Governance . . . . . . . . . . . . . 201
3.7.5 Long-term Governance als wichtige institutionelle
Herausforderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 206
3.7.6 Hauptergebnisse aus der Governance-Forschung . . 210
3.8 Interdisziplinäre normative Analysen zu Gerechtigkeit . . . 233
3.8.1 Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 234
3.8.2 Gerechtigkeit: Prozessqualität, Verteilung, Bereit-
willigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 238
3.8.3 Emotionen als Rationalität eigener Art . . . . . . . 245
3.8.4 Bereitwilligkeit in Recht und Ethik . . . . . . . . . . 252
3.8.5 Gerechtigkeit zwischen den Generationen . . . . . . 265
6
Inhaltsverzeichnis
3.8.6 Interdisziplinäre Einsichten zur langfristigen Ober-
ﬂächenlagerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 270
3.8.7 Einsichten und Ausblicke . . . . . . . . . . . . . . . 272
4 Synthese: Bewertungsgrundlagen 285
4.1 Der Forschungsgegenstand der Plattform ENTRIA . . . . . 285
4.2 Bewertungsgrundlagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 285
4.3 Wissenschaftsethos als Leitmotiv der wissenschaftlichen
Praxis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 286
4.4 Akzeptabilität und Diskursivität . . . . . . . . . . . . . . . 288
4.5 Grundsätze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 290
4.6 Schritte zur Kriteriologie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 292
4.7 Übergang zur Politik und die Frage der Akzeptanz . . . . . 296
4.8 Operationalisierung der Bewertungsgrundlagen . . . . . . 297
4.9 Entsorgungsoptionen, Bewertungsgrundlagen und Archi-
tektonik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 298
4.10 Beiträge des Vorhabens ENTRIA zu den Bewertungsgrund-
lagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 304
5 Ergebnisse der Teilprojekte 311
5.1 Einführung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 311
5.2 Transversalprojekt 2 - Technikfolgenabschätzung und Go-
vernance . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 312
5.2.1 Aufgabenstellung und Stand der Forschung für das
Arbeitspaket „Governance zwischen Wissenschaft
und öffentlichem Protest“ . . . . . . . . . . . . . . . 312
5.2.2 Aufgabenstellung und Stand der Forschung für das
Arbeitspaket „Nukleare Entsorgung aus Multi-Le-
vel-Governance-Perspektive“ . . . . . . . . . . . . . 317
5.2.3 Governance aus Sicht der Technikfolgenabschät-
zung und der Politikwissenschaften . . . . . . . . . 319
5.2.4 Auswertung internationaler und nationaler Erfah-
rungen (Promotionsvorhaben) . . . . . . . . . . . . 344
5.2.5 Transversalprojekt 2 als interdisziplinäre Kooperation355
5.2.6 Hauptergebnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 364
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung,
rechtliche Voraussetzungen und Implikationen . . . . . . . 392
5.3.1 AP „Sicherheit, Gerechtigkeit, Diskurs: Kriterien,
Verfahren und Gründe für die Endlagersuche“ (CAU
Kiel, Lehrstuhl für Philosophie und Ethik der Umwelt)392
7
Inhaltsverzeichnis
5.3.2 AP „Verfassungsrechtliche Anforderungen und ver-
waltungsrechtliche Implikationen“ (TU Braunschweig,
Institut für Rechtswissenschaften) . . . . . . . . . . 412
5.4 Transversalprojekt 4 - Interdisziplinäre Risikoforschung . . 447
5.4.1 Interdisziplinäre Risikoforschung . . . . . . . . . . 447
5.4.2 Vergleich der radiologischen Gefährdung für ver-
schiedene Entsorgungsoptionen . . . . . . . . . . . 453
5.4.3 Individuelle Dosimetrie für Beschäftigte in Entsor-
gungsanlagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 464
5.4.4 Radionuklidquellterme für verschiedene Entsor-
gungsoptionen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 473
5.4.5 Einﬂuss der Radionuklidspeziation auf Transferfak-
toren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 487
5.4.6 Langzeitsicherheit von Tiefenlagern . . . . . . . . . 489
5.5 Vertikalprojekt 5 - Endlagerung in tiefe geologische For-
mationen ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit . . . . . 504
5.5.1 Arbeitspakete 5.1 und 5.2 (LfDG): Globalmodelle,
Funktionalmodelle, Lokalmodelle – Werkzeuge bei
der Analyse des langfristigen Verhaltens von ver-
schlossenen Endlagersystemen im Salinar- bzw.
Tonsteingebirge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 505
5.5.2 Arbeitspaket 5.3 (IELF-ES): Migrationsverhalten
von Radionukliden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 553
5.5.3 Arbeitspaket 5.3 (IELF-MGS): Hydrogeochemische
Transport-Modellierung zur Schadstoffausbreitung
im Deckgebirge über einem tiefen Endlager für ra-
dioaktive Abfälle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 564
5.6 Vertikalprojekt 6 – Einlagerung in tiefe geologische Forma-
tionen mit Vorkehrungen zur Überwachung und Rückhol-
barkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 598
5.6.1 Zielsetzung und Anpassungen . . . . . . . . . . . . 598
5.6.2 Institut für Grundbau und Bodenmechanik (TUBS) . 601
5.6.3 Institut für Werkstoffkunde (IW) . . . . . . . . . . . 632
5.6.4 Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und Geo-
mechanik - Lehrstuhl für Deponietechnik und Geo-
mechanik (LfDG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 649
5.7 Vertikalprojekt 7 – Oberﬂächenlagerung . . . . . . . . . . . 663
5.7.1 Zielsetzung des Teilprojektes . . . . . . . . . . . . . 663
5.7.2 AP 7.1 „Bautechnische Konzepte“ . . . . . . . . . . 664
5.7.3 AP 7.2 „Probabilistisches, monitoringbasiertes Si-
cherheits- und Life-Cycle2-Konzept“ . . . . . . . . . 682
8
Inhaltsverzeichnis
5.7.4 AP 7.3 „Anforderungen aufgrund von Abfallbe-
handlungsmethoden“ . . . . . . . . . . . . . . . . . 695
6 Aus- und Weiterbildung 707
6.1 Studienangebote . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 707
6.2 Interne Aus- und Weiterbildung . . . . . . . . . . . . . . . 709
6.3 Promotionsvorhaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 710
7 Forschungs- und Entwicklungsbedarf, Ausblick 711
7.1 Ausgangspunkte: Standortauswahlgesetz, Empfehlungen
der Endlagerkommission und Erfahrungen des Verbund-
vorhabens ENTRIA . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 711
7.2 Governance und Technikfolgenabschätzung . . . . . . . . . 714
7.3 Philosophische Ethik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 716
7.4 Rechtswissenschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 717
7.5 Endlagerauslegung und Rückholprozesse . . . . . . . . . . 718
7.6 Monitoring und Sicherheitsnachweis . . . . . . . . . . . . . 719
8 Veröffentlichungen, Fachbeiträge, Bildungsangebote und öffent-
lichkeitswirksame Veranstaltungen 724
8.1 Interdisziplinäre Veröffentlichungen . . . . . . . . . . . . . 726
8.2 Disziplinäre Veröffentlichungen . . . . . . . . . . . . . . . 735
8.3 Interdisziplinäre Fachbeiträge . . . . . . . . . . . . . . . . 751
8.4 Disziplinäre Fachbeiträge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 759
8.5 Nachwuchsförderung / Aus- und Weiterbildung (interdis-
ziplinär) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 786
8.6 Nachwuchsförderung / Aus- und Weiterbildung (disziplinär) 788
8.7 Öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen und Bildungs-






Die Entsorgung radioaktiver, insbesondere hoch radioaktiver Reststoffe
betrifft die Gesellschaft als Ganzes und erfordert daher eine Forschung,
die sowohl technologische und naturwissenschaftliche als auch gesell-
schaftliche Aspekte umfasst und diese disziplinübergreifend zusammen-
führt. Ausgehend von dieser Erkenntnis wurde das interdisziplinäre Ver-
bundvorhaben ENTRIA, kurz für „Entsorgungsoptionen für radioaktive
Reststoffe: Interdisziplinäre Analysen und Entwicklung von Bewertungs-
grundlagen“, konzipiert. Es wurde vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) über den Zeitraum 01.01.2013 bis 30.06.2018
hinweg unter den Förderkennzeichen 02S9082A bis E (2013–2016) bzw.
15S9082A bis E (2017–2018) ﬁnanziert.
Inter- und transdisziplinäre Ansätze wurden bei der Forschung zur
Entsorgung radioaktiver Reststoffe in Deutschland bislang kaum ver-
folgt. ENTRIA ist als interdisziplinäres Vorhaben beantragt und bewilligt
worden und unternimmt einen ersten Schritt, diese Forschungslücke zu
schließen. Am Vorhaben waren zwölf Institute bzw. Fachbereiche deut-
scher Universitäten und Großforschungseinrichtungen sowie ein Part-
ner aus der Schweiz beteiligt, die aus den Bereichen Natur-, Ingenieur-,
Geistes-, Rechts-, Sozial- und Politikwissenschaften sowie aus dem Be-
reich Technikfolgenabschätzung Beiträge geleistet haben.
Die Vorhabenbeschreibung formuliert folgende strategischen Ziele:
• Schaffung von Grundlagen für den bewertungsorientierten Ver-
gleich von Entsorgungsoptionen (Bewertungsgrundlagen),
• Förderung des wissenschaftlichen Austauschs und der interdiszipli-
nären Zusammenarbeit zwischen mit der Entsorgung radioaktiver
Reststoffe befassten Natur-, Ingenieur-, Geistes-, Rechts- und Sozi-
alwissenschaftlern,
• Durchführung einschlägiger Forschung,
• disziplinäre und interdisziplinäre Aus- und Weiterbildung wissen-
schaftlichen Nachwuchses,
• Schaffung von Ausgangspunkten für gesellschaftliche Prozesse, die
einer sicheren Entsorgung radioaktiver Reststoffe den Weg ebnen.
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1 Zusammenfassung
Der vorliegende Bericht wurde gemeinsam von allen Verbundpartnern er-
stellt und legt zusammenfassend die wichtigsten Arbeiten und Ergebnisse
dar. Für Details zu den Forschungsarbeiten und -ergebnissen wird auf die
zahlreichen Veröffentlichungen verwiesen, die im Schlusskapitel 8 dieses
Berichts dokumentiert sind.
Übergeordnetes Forschungsthema des Vorhabens war die interdiszipli-
näre Entwicklung von Bewertungsgrundlagen für die drei wichtigen Ent-
sorgungsoptionen:
• Endlagerung in tiefen geologischen Formationen ohne Vorkehrun-
gen zur Rückholbarkeit (wartungsfreie Tiefenlagerung),
• Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit Vorkehrungen
zur Überwachung und Rückholbarkeit (Tiefenlagerung mit Rück-
holbarkeit) und
• Langfristige Oberﬂächenlagerung.
Das Vorhaben ENTRIA war den betrachteten Entsorgungsoptionen ent-
sprechend in drei Vertikalprojekten organisiert, die sich jeweils mit einer
Option interdisziplinär befassten und die in erster Linie von Naturwissen-
schaftlern und Ingenieuren bearbeitet wurden. Darüber hinaus wurden
alle Optionen betreffende Aspekte der Ethik, Governance, Technikfolgen-
abschätzung, von Recht und Risikoforschung in Transversalprojekten in-
terdisziplinär untersucht. Im Transversalprojekt 1 „Synthese, Koordinati-
on und Kommunikation“ (Sprecherprojekt) erfolgte die wissenschaftliche
und administrative Koordination und die Zusammenführung der oben be-
schriebenen interdisziplinären Forschungsarbeiten. Darüber hinaus ﬁe-
len projektinterne Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit in den Ver-
antwortungsbereich des Sprecherprojekts.
Im Laufe des Vorhabens wurden verschiedene Methoden und Formen
der interdisziplinären Zusammenarbeit, auch zwischen fachlich weit
voneinander entfernten Disziplinen (z. B. naturwissenschaftlich-techni-
schen Disziplinen einerseits sowie sozial- und geisteswissenschaftlichen
Disziplinen andererseits) erfolgreich erprobt und angewendet.
Obwohl eine systematische Entwicklung, Etablierung und Bewertung
gemeinsamer disziplinübergreifender Arbeitsmethoden nicht zu den Vor-
habenzielen gehörte, wurden die wissenschaftstheoretischen Grundla-
gen, Erfahrungen und Schlussfolgerungen bezüglich der im Vorhaben
experimentell eingesetzten interdisziplinären Arbeitsweisen und Koope-
rationsformen aufgrund ihrer Bedeutung für eine künftige interdiszipli-
näre Entsorgungsforschung in einer Prozessanalyse (siehe Kap. 3.1) und
in einer Reihe von Veröffentlichungen dokumentiert.
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1 Zusammenfassung
Exemplarisch für die interdisziplinäre Kooperation steht u. a. die Un-
tersuchung des Zusammenwirkens naturwissenschaftlich-technischer,
rechtlicher und politischer Sachverhalte und der Rolle verschiedener
Akteure bei der Festlegung und Anwendung von Grenzwerten im Strah-
lenschutz sowie die Untersuchung der Rolle von Grenzwerten in Zusam-
menhang mit der Entsorgung. Technische und gesellschaftliche Aspekte
des Monitorings sowie Fragen von Governance und Analysen zur Gerech-
tigkeit waren Gegenstand weiterer solcher Kooperationen.
Während der Bearbeitungszeit des Vorhabens ENTRIA hat sich die
Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit der Frage der
Entsorgungsoptionen befasst und ist in ihrem Abschlussbericht zu der
Empfehlung einer „Endlagerung mit Reversibilität“ gelangt. Die For-
schung im Vorhaben ENTRIA erfolgte unabhängig von der Kommissi-
onsarbeit. Die am Vorhaben beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler sehen ihre Arbeit und ihre Ergebnisse als einen auch über
den Abschlussbericht der Kommission und die daran anschließende No-
vellierung des Standortauswahlgesetzes hinausgehenden, gültigen Bei-
trag zu einer „Prozessgestaltung als selbsthinterfragendes System“. Eine
Parallele zur von der Kommission ausgesprochenen Empfehlung einer
„Etappe 4: Beobachtung vor Verschluss des Endlagerbergwerks“ (im Vor-
haben ENTRIA: „Offenhaltungsphase“) ist die ENTRIA-Untersuchung zu
diesbezüglichen technischen Möglichkeiten und Zeiträumen.
Wissenschaftsethos und Interdisziplinarität geben die Vorgehenswei-
se bei der Entwicklung von Bewertungsgrundlagen vor. Die Akzeptabili-
tät von Entsorgungsoptionen bemisst sich an den Grundsätzen Sicherheit
und Gerechtigkeit. Diese Aspekte sind miteinander verknüpft: So betref-
fen zum Beispiel die Fragen nach der Zumutbarkeit oder Akzeptabilität
von Risiken oder nach deren „Verteilung“ (zwischen Bevölkerungsgrup-
pen, zwischen Generationen) sowohl Aspekte der Sicherheit als auch der
Gerechtigkeit.
In Hinblick auf den Grundsatz Sicherheit war der zentrale Beitrag des
Vorhabens zu den Bewertungsgrundlagen eine vergleichende Risikobe-
wertung. Hierzu war es notwendig, die Optionen konﬁgurativ auszuge-
stalten. In interdisziplinärer Kooperation wurden naturwissenschaftlich-
technische Grundannahmen zur Analyse der Optionen festgelegt, um
sie exemplarisch mit Hilfe von Referenzkonzepten und -modellen zu un-
tersuchen. Unter anderem wurden für die Option „Einlagerung in tiefe
geologische Formationen mit Vorkehrungen zur Überwachung und Rück-
holbarkeit“ die Idee einer Überfahrungssohle zur Gewährleistung des
Monitorings sowie generische Behälterkonzepte (ENCON) für die Ein-
lagerung in verschiedenen Wirtsgesteinen entwickelt. Diese Konzepte
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waren Gegenstand einer interdisziplinären Risikobewertung, in der die
Entwicklung von kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten über die
Zeit untersucht und in einer Risikokarte dargestellt wurde. Damit wurde
eine Darstellungsform gewählt, die für Entscheidungsträger, insbeson-
dere auch Politikerinnen und Politiker und Vertreter der interessierten
Öffentlichkeit, aussagekräftig ist.
Zum Grundsatz Gerechtigkeit wurden Elemente der Optionen im Hin-
blick auf verschiedene „Gerechtigkeitskategorien“ (Prozessqualität, Ver-
teilung, Bereitwilligkeit) analysiert und hinsichtlich einer umfassenden
Entsorgungsstrategie eingeordnet und bewertet. Eine Aggregierung der
Untersuchungen und Ergebnisse zu einem in sich geschlossenem Bewer-
tungskonzept erscheint nicht sinnvoll. Vielmehr müssen die Argumente
Gegenstand gesellschaftlicher Diskurse und Entscheidungsprozesse wer-
den. Mit der Kommissionsarbeit ist dies für Deutschland auf vorwiegend
politischer Ebene geschehen und wird mit dem Nationalen Begleitgre-
mium fortgesetzt und gesellschaftlich ausgeweitet. Letztlich vereint die
Kommissions-Empfehlung Elemente der drei ENTRIA-Optionen. Ein re-
versibles und lernendes Verfahren wird auch weiterhin durch derartige
Diskurse bestimmt werden. Aufschlussreich, wenn auch nicht notwendi-
gerweise repräsentativ, sind diesbezüglich auch die Ergebnisse des im
Transversalprojekt 3 mit Unterstützung anderer Transversal- und Verti-
kalprojekte durchgeführten Bürgerforums sowie der Delphi-Studie. Dies
gilt auch im Hinblick auf eine künftige mögliche Ausrichtung transdiszi-
plinärer Forschung.
Das Transversalprojekt 2 „Technikfolgenabschätzung und Governan-
ce“ befasste sich mit den Nebenfolgen von Technologien der Entsorgung
und mit Möglichkeiten modernen Regierens. Ausgehend von einer Ge-
genwartsanalyse, einer Akteursanalyse sowie von Studien zum interna-
tionalen Vergleich erfolgten Forschungen zu Auswegen aus klassischen
Dilemmata der Entscheidungsﬁndung, zur Mehrebenen-Governance und
zu Konﬂikten in Zusammenhang mit der Entsorgungsproblematik. Der
Governance-Begriff wurde erweitert, die Schnittstellen-Problematik zwi-
schen formellem und informellem Governance-Prozess wurde erforscht.
Eine Analyse der Politikinstrumente und Institutionen im Standortaus-
wahlprozess wurde durchgeführt, als Hauptmerkmale der derzeitigen
deutschen Situation wurden ein historisch gewachsenes Konﬂiktpotenti-
al einerseits und neue Handlungsmöglichkeiten andererseits (Standort-
auswahlgesetz als „window of opportunity“) herausgearbeitet.
Das Transversalprojekt 3 „Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen“ diente der Analyse der normativen
Aspekte der Entsorgungsoptionen und des gesellschaftlichen Prozesses.
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Bezogen auf die beiden Grundsätze Sicherheit und Gerechtigkeit widme-
te sich das Transversalprojekt vor allem der differenzierten Analyse von
Gerechtigkeit und Freiwilligkeit. Aufgrund der Verabschiedung des Stand-
ortauswahlgesetzes wurde ein ursprünglich für das Projektende geplan-
tes Bürgerforum vorgezogen und kommunikativ mit der Kommissionsar-
beit verbunden. Auch wenn die Methode keine repräsentativen Ergebnis-
se erzielen und keine breite Öffentlichkeitsbeteiligung ersetzen kann, eig-
net sie sich zur Evaluation von Chancen und Grenzen einer unvoreinge-
nommen Laienpartizipation und der Überprüfung wissenschaftlicher wie
politischer Debattenbausteine hinsichtlich ihrer Plausibilität und Nach-
vollziehbarkeit. Eine Delphi-Studie diente insbesondere der Identiﬁkati-
on möglichst vieler unterschiedlicher Ansichten und Begründungsstra-
tegien in Bezug auf zentrale Problematiken der Entsorgung hoch radio-
aktiver Reststoffe. Im Transversalprojekt erarbeitete Schlussfolgerungen
betreffen u. a. die Aufnahme von Elementen der drei ENTRIA-Optionen
in eine Entsorgungsstrategie, die Unvermeidlichkeit von Paternalismus
bei der Zukunftsverantwortung, Trade-Offs zwischen Handlungsfreiheit
und Sorgenfreiheit sowie naher und ferner Zukunft und die Problema-
tik der nicht langfristig prognostizierbaren Zugriffssicherheit bei „Hüte“-
Konzepten.
Während der Laufzeit des Vorhabens ergaben sich der Anlass und die
Chance, auf die erstmalige Verabschiedung und danach die Novellierun-
gen des Standortauswahlgesetzes einzugehen. Ein erster und bisher ein-
ziger juristischer Kommentar zum Standortauswahlgesetz 2013 wurde er-
arbeitet. Die weiteren Novellierungen des Gesetzes bis hin zu der um-
fänglichen Überarbeitung im Anschluss an die Empfehlungen der Endla-
ger-Kommission wurden publizistisch begleitet. Das Regelungsdesign des
Standortauswahlgesetzes folgt neuesten regulatorischen Konzepten im
Sinne von „Governance as and by communication“, ohne dem in vollem
Umfang Rechnung zu tragen. Allerdings wurde durch das Gesetz bisher
keine alle Akteure erfassende kooperative Atmosphäre der Zusammenar-
beit erreicht, weil es unter den üblichen Sachzwängen des Gesetzgebungs-
prozesses angefertigt wurde.
Das Transversalprojekt 4 „Interdisziplinäre Risikoforschung“ war vor-
wiegend auf Risiko und Sicherheit bei der Entsorgung hoch radioaktiver
Reststoffe ausgerichtet. Im Transversalprojekt wurden sowohl Methoden
entwickelt und angewendet, um eine vergleichende Risikobewertung vor-
zunehmen, als die radiologischen Belastungen von Beschäftigten und Be-
völkerung untersucht, die für die drei genannten Entsorgungsoptionen zu
erwarten sind. Diese Ergebnisse gehen in die Beurteilung des Gesamtrisi-
kos von Entsorgungsoptionen für hoch radioaktive Reststoffe ein. Mit die-
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ser Risikobewertung leistete das Transversalprojekt einen Beitrag zur ver-
gleichenden Bewertung von Entsorgungsoptionen (s. o.). Außerdem wur-
den in einer Reihe von Arbeitspaketen wissenschaftliche Grundlagen, Me-
thoden und Werkzeuge für Sicherheitsbewertungen entwickelt und exem-
plarisch angewendet.
Im Transversalprojekt wurde ein Softwarewerkzeug zur Bewertung der
Langzeitsicherheit von Tiefenlagern und damit zur vergleichenden Be-
trachtung und Bewertung von verschiedenen Entsorgungsoptionen für
radioaktive Reststoffe im Hinblick auf den Schutz vor den von radio- und
chemotoxischen Stoffen ausgehenden Gefahren und vor ionisierender
Strahlung über lange Zeiträume geschaffen. Die potenzielle Freisetzung
von Radionukliden aus den Endlagergebinden wurde auf Grundlage geo-
chemischer Methoden quantiﬁziert. Während diese Modellierung im Nah-
feld eines Endlagers greift, sind für die Abschätzung der Belastung der Be-
völkerung Modellierungen der Biosphäre, also des Fernfeldes notwendig.
Hierzu trägt die Untersuchung des Einﬂusses der Radionuklidspeziation
auf Transferfaktoren zur Abschätzung der Ingestionsdosis bei. Oftmals
werden in der Risikobewertung von Entsorgungsoptionen Expositionen
der Beschäftigten bei Einlagerung bzw. ggf. Rückholung der Abfälle nicht
oder nur unzureichend betrachtet. Um die daraus erwachsenden Risiken
in einen Gesamtvergleich der Optionen einbeziehen zu können, wurde
die Strahlenexposition von Beschäftigten zwischen den Entsorgungsop-
tionen der Tiefenlagerung ohne bzw. mit Rückholung modelliert.
Im Vertikalprojekt 5 „Endlagerung in tiefen geologischen Formatio-
nen ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit“ wurden im Hinblick auf die
Arbeit der Transversalprojekte die naturwissenschaftlich-technischen
Grundlagen und die konzeptionellen Aspekte der Entsorgungsoption in
einer Form beschrieben, die als Arbeits- und Diskussionsgrundlage so-
wohl für Spezialisten als auch für Vertreter nicht-technischer Disziplinen
geeignet ist. Es erfolgte eine numerische Analyse ﬂuiddynamisch relevan-
ter Prozesse für Endlager in Tonstein- und in Steinsalzformationen, die
Relevanz dieser Prozesse (einschließlich Gasbildung) für die Barrieren-
integrität wurde untersucht. Auf der Basis der berechneten Fluidströme
wurde das Migrationsverhalten von Radionukliden in Referenzmodellen
simuliert. Hierbei kam die im Rahmen des Transversalprojekts 4 entwi-
ckelte Software zum Einsatz. Das Arbeitsprogramm wurde während des
Vorhabens dahin gehend geändert, dass diese Berechnungen auch für die
Option „Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit Vorkehrungen
zur Überwachung und Rückholbarkeit“ erfolgten, um so die Stoffströme
für verschiedene Referenzmodelle zu vergleichen. Weiterhin wurden La-
borarbeiten zur Stützung des Prozessverständnisses und zur Weiterent-
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wicklung von Stoffgesetzen sowie zu hydrogeochemischen Prozessen im
Wirtsgestein Steinsalz und im Deckgebirge durchgeführt.
Im Vertikalprojekt 6 „Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit
Vorkehrungen zur Überwachung und Rückholbarkeit“ wurde die Rück-
holoption in unterschiedlichen Wirtsgesteinen und Teufen unter den
Prämissen der Langzeitsicherheit und der sicheren Zugänglichkeit der
Abfälle untersucht. Durch die vielen denkbaren Varianten der Auslegung
eines Tiefenlagers ergibt sich eine mehrdimensionale Abhängigkeitsma-
trix, die für die vergleichende Betrachtung unterschiedlicher Wirtsge-
steine durch ein generisches Tiefenlagermodell vereinfacht wurde. End-
lagerkonzepte mit Rückholoption wurden geotechnisch bewertet und
die geotechnischen und geomechanischen Fragestellungen bezüglich
der Rückholbarkeit bearbeitet. Weiterhin wurde das monitoringbasierte
Life-Cycle-Engineering geotechnischer Schutzsysteme in Tiefenlagern
mit Rückholbarkeit untersucht. Konzepte für Monitoringprogramme für
die entwickelten Tiefenlagermodelle wurden unter Berücksichtigung des
Betrachtungszeitraums entwickelt. Anschließend wurde die Interaktion
der geotechnischen Erfordernisse des Life-Cycle-Engineerings und der
risikoanalytischen Betrachtung von Tiefenlagern mit Rückholoption auf-
bauend auf den Ergebnissen der obengenannten Arbeiten untersucht.
Weiterhin wurden die am Behältersystem auftretenden Wechselwirkun-
gen für unterschiedliche Endlageroptionen in Abhängigkeit der speziﬁ-
schen Randbedingungen betrachtet. Hieraus wurden unter besonderer
Berücksichtigung werkstofftechnischer Aspekte Konzepte zum Monito-
ring der technischen Barriere für unterschiedliche Endlageroptionen ab-
geleitet. Es wurden Randbedingungen einer sicheren Rückholbarkeit der
Abfallgebinde aus dem Tiefenlager benannt und technische Konzepte
zu Freilegung, Handhabung und Transport der rückzuholenden Behälter
entwickelt.
Im Vertikalprojekt 7 „Oberﬂächenlagerung“ wurden ausgehend von ei-
ner Analyse existierender Zwischenlagersysteme sowie einschlägiger Re-
gelwerke mögliche Einwirkungen auf Oberﬂächenlager-Bauwerke unter-
sucht, Prognosen zur Werkstoffentwicklung erstellt, diesbezügliche Mess-
und Monitoringmethoden sowie anlagenbezogene Monitoring- und Life-
Cycle-Konzepte bewertet und Empfehlungen für die Gestaltung einer län-
gerfristigen Oberﬂächenlagerung entwickelt. Es stellt sich die Frage, ob
und in welcher Weise die der Oberﬂächenlagerung zugrunde liegenden
Mehrbarrierensysteme durch eine robustere Gestaltung der Bauwerke zu
stärken sind. Gleiches gilt für Konditionierungsanlagen.
Oberﬂächenlagerung ist zwar prinzipiell auch für unbegrenzte Zeit-
räume und damit als scheinbar endgültige Entsorgungslösung denkbar
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(„Hütekonzept“), existierende bzw. bislang systematisch untersuchte
technische Konzepte erstrecken sich jedoch auf Lagerzeiträume über
Jahrzehnte bis hin zu wenigen Jahrhunderten. Unter dieser Vorausset-
zung ist die Oberﬂächenlagerung nicht eine endgültige Lösung, sondern
entsprechend der Terminologie der Internationalen Atomenergieorga-
nisation eine „Maßnahme mit der Intention der Rückholung“. Die im
Vorhaben ENTRIA betrachtete Oberﬂächenlagerung über Zeiträume über
die bislang geplanten hinaus kann entweder als Vorstufe zu einer Tiefen-
lagerung oder Endlagerung, weil deren Implementierung mehr Zeit in
Anspruch nimmt als bislang geplant, oder als Vorstufe zu einer bislang
noch nicht bekannten Entsorgungslösung von Interesse sein. Im ersten
Fall handelt es sich bei den längeren Lagerzeiten um einen notwendigen
bzw. äußeren Zwängen geschuldeten Umstand, im zweiten Fall um einen
aktiv und bewusst herbeigeführten.
Im Vorhaben erfolgte disziplinäre und interdisziplinäre Aus- und Wei-
terbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses, die weit über die für
Forschungsvorhaben übliche Förderung (z. B. im Rahmen von Promoti-
onsvorhaben) hinaus ging. ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und -Wissen-
schaftler engagierten sich in einer Vielzahl von Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen für Externe sowie in öffentlichen Veranstaltungen.
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ENTRIA, kurz für „Entsorgungsoptionen für radioaktive Reststoffe: Inter-
disziplinäre Analysen und Entwicklung von Bewertungsgrundlagen“, war
ein Verbundvorhaben von zwölf Instituten bzw. Fachbereichen deutscher
Universitäten und Großforschungseinrichtungen sowie einem Partner
aus der Schweiz. Es wurde vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) über den Zeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2017 hinweg un-
ter den Förderkennzeichen 02S9082A bis E (2013–2016) bzw. 15S9082A
bis E (2017–2018) ﬁnanziert. Für einige Verbundpartner wurde das Vor-
haben bis zum 30.06.2018 kostenneutral verlängert.
Das Vorhaben wurde ausgehend von der Erkenntnis konzipiert, dass
die Entsorgung radioaktiver, insbesondere hoch radioaktiver Reststoffe
die Gesellschaft als Ganzes betrifft und daher nach Forschung verlangt,
die sowohl technologische und naturwissenschaftliche als auch gesell-
schaftliche Aspekte umfasst und disziplinübergreifend zusammenführt.
Entsprechend ist ENTRIA als interdisziplinäres Vorhaben beantragt und
bewilligt worden. Inter- und transdisziplinäre Ansätze wurden bei der
Forschung zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe in Deutschland bislang
kaum verfolgt. ENTRIA hat einen ersten Schritt unternommen, diese For-
schungslücke zu schließen. ENTRIA ist jedoch nicht mit dem Anspruch
angetreten, gemeinsame disziplinübergreifende Arbeitsmethoden zu ent-
wickeln oder zu etablieren. Im Rahmen des Projekts ist eine systematische
und verallgemeinerbare Entwicklung von Ansätzen oder Methoden und
deren zentral gesteuerte Umsetzung nicht leistbar. Ein Anspruch dieser
Art ist angesichts des einschlägigen Forschungsstandes auch nicht plausi-
bel zu begründen. Vielmehr wurden interdisziplinäre Arbeitsweisen und
Kooperationsformen experimentell eingesetzt. Interdisziplinarität ma-
nifestierte und entwickelte sich in der Arbeit am konkreten Gegenstand
und der gemeinsamen Beratung erzielter Ergebnisse.
Am Vorhaben waren zwölf Institute bzw. Fachbereiche deutscher Uni-
versitäten und Großforschungseinrichtungen sowie ein Partner aus der
Schweiz aus den Bereichen Natur-, Ingenieur-, Geistes-, Rechts-, Sozial-




• Institut für Endlagerforschung / Fachgebiet Endlagersysteme (IELF-
ES), Technische Universität Clausthal
• Institut für Radioökologie und Strahlenschutz (IRS), Leibniz Univer-
sität Hannover
• Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS),
Karlsruher Institut für Technologie
• Forschungszentrum für Umweltpolitik (FFU), Freie Universität Ber-
lin
• Lehrstuhl für Philosophie und Ethik der Umwelt – Philosophisches
Seminar (LPEU), Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
• Institut für Rechtswissenschaften (IRW), Technische Universität
Braunschweig
• risicare GmbH, Zollikerberg, Schweiz
• Institut für Nukleare Entsorgung (INE), Karlsruher Institut für Tech-
nologie
• Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und Geomechanik / Lehr-
stuhl für Deponietechnik und Geomechanik (LfDG), Technische Uni-
versität Clausthal
• Institut für Endlagerforschung / Fachgebiet Mineralogie, Geoche-
mie, Salzlagerstätten (IELF-MGS), Technische Universität Clausthal
• Institut für Grundbau und Bodenmechanik (IGB), Technische Uni-
versität Braunschweig
• Institut für Werkstoffkunde (IW), Leibniz Universität Hannover
• Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz (iBMB), Techni-
sche Universität Braunschweig
Die genannten Einrichtungen haben unterschiedliche Organisationsfor-
men (z. B. Fachgebiete, Institute), waren aber innerhalb des Vorhabens
gleichberechtigte Partner. Wie in der Verbundforschung üblich, wurden
vom Zuwendungsgeber mehrere Zuwendungsbescheide ausgestellt. Alle
Partner hatten einen Kooperationsvertrag abgeschlossen.
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Die Vorhabenbeschreibung formuliert folgende strategischen Ziele:
• Schaffung von Grundlagen für den bewertungsorientierten Ver-
gleich von Entsorgungsoptionen (Bewertungsgrundlagen),
• Förderung des wissenschaftlichen Austauschs und der interdiszipli-
nären Zusammenarbeit zwischen mit der Entsorgung radioaktiver
Reststoffe befassten Natur-, Ingenieur-, Geistes-, Rechts- und Sozi-
alwissenschaftlern,
• Durchführung einschlägiger Forschung,
• disziplinäre und interdisziplinäre Aus- und Weiterbildung wissen-
schaftlichen Nachwuchses,
• Schaffung von Ausgangspunkten für gesellschaftliche Prozesse, die
einer sicheren Entsorgung radioaktiver Reststoffe den Weg ebnen.
Übergeordnetes Forschungsthema des Vorhabens war die interdisziplinä-
re Entwicklung von Bewertungsgrundlagen für die drei wichtigen Entsor-
gungsoptionen:
• Endlagerung in tiefen geologischen Formationen ohne Vorkehrun-
gen zur Rückholbarkeit (wartungsfreie Tiefenlagerung),
• Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit Vorkehrungen
zur Überwachung und Rückholbarkeit (Tiefenlagerung mit Rück-
holbarkeit) und
• Langfristige Oberﬂächenlagerung.
Den betrachteten Optionen entsprechend war das Vorhaben in drei Ver-
tikalprojekten (VP) organisiert, die sich jeweils mit einer Entsorgungsop-
tion interdisziplinär befassten und alle in erster Linie von Naturwissen-
schaftlern und Ingenieuren bearbeitet wurden. Darüber hinaus wurden
alle Optionen betreffende Aspekte der Ethik, Governance, Technikfolgen-
abschätzung, des Rechts und der Risikoforschung in Transversalprojek-
ten (TP) interdisziplinär untersucht. Die Transversalprojekte waren da-
her in besonderer Weise, wissenschaftsübergreifend, interdisziplinär an-
gelegt (Abbildung 2.1). Zur wissenschaftlichen Begleitung der Plattform
wurde ein Beirat gebildet. Seine vorrangige Funktion bestand darin, die
Arbeit der Plattform kritisch zu begleiten und Hinweise für die Planung
und Durchführung von Symposien und Workshops zu liefern. Die Empfeh-
lungen des Beirats wurden veröffentlicht (https://www.entria.de/































Transversalprojekt 2: Technikfolgenabschätzung und Governance
Transversalprojekt 3: Ethisch-moralische Begründung, rechtliche Voraussetzungen und Implikationen
Transversalprojekt 4: Interdisziplinäre Risikoforschung
Beirat
Abbildung 2.1: ENTRIA-Projektstruktur.
iert worden1. Die Ergebnisse wurden in einem Bericht des Projektträgers
GRS zusammengefasst2.
Durch die Realisierung des Standortauswahlgesetzes (StandAG) ver-
änderte sich auch die Situation des Vorhabens ENTRIA. So gehörte zu
den Aufgaben der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe
nach § 3 StandAG (kurz: Endlagerkommission) z. B. die Befassung mit
Fragen der Rückholbarkeit und mit Entsorgungsmöglichkeiten jenseits
der Einlagerung in tiefen geologischen Formationen sowie damit ver-
bunden einer längerfristigen oberirdischen Zwischenlagerung. Die End-
lagerkommission ist in ihrem Abschlussbericht zu der Empfehlung einer
„Endlagerung mit Reversibilität“ gelangt. Es ergaben sich also Berüh-
rungspunkte und Parallelen zwischen Kommissionsarbeit und ENTRIA-
Forschungsprogramm. Aus der durch das Standortauswahlgesetz verän-
derten Situation ergaben sich neue Fragestellungen, insbesondere im
nicht-technischen Bereich. Dies führte zu einer modiﬁzierten Ausrich-
tung einzelner Module und Kooperationen sowie auch zu Möglichkeiten
transdisziplinären Agierens. Die Forschung im Vorhaben ENTRIA erfolgte
während der gesamten Laufzeit unabhängig von der Kommissionsarbeit.
Im Vorhaben wurde Forschung im akademischen Umfeld durchgeführt,
jedoch keine Politikberatung. Die am Vorhaben beteiligten Wissenschaft-
1Röhlig K.-J. et al. (2017): Bericht zur Evaluierung des Forschungsvorhabens ENTRIA. In-
terner Bericht.




lerinnen und Wissenschaftler sehen ihre Arbeit und ihre Ergebnisse als
Hinweise, die über den Abschlussbericht der Kommission und die daran
anschließende Novellierung des Standortauswahlgesetzes hinaus eine
„Prozessgestaltung als selbsthinterfragendes System“ befördern.
Der vorliegende Bericht wurde gemeinsam von allen Verbundpartnern
erstellt und legt zusammenfassend die wichtigsten Arbeiten und Ergeb-
nisse dar. Für Details zu den Forschungsarbeiten und -ergebnissen wird
auf die Veröffentlichungen verwiesen, die im Schlusskapitel dieses Be-
richts dokumentiert sind. Entsprechend der Vielfalt der am Vorhaben
beteiligten Disziplinen besteht auch eine Vielfalt hinsichtlich der For-
schungsansätze und -kulturen sowie der Darstellung von Forschungsar-
beiten und -ergebnissen und der dabei verwendeten Terminologie. Es
kann nicht das Ziel eines interdisziplinären Verbundvorhabens sein, dies-
bezügliche Unterschiede zu eliminieren oder zu verdecken. Vielmehr fan-
den Verständigungen zu unterschiedlichen Ansätzen und Terminologien
und Öffnungen im Hinblick auf die Erarbeitung gemeinsamer Ergebnisse
statt. Die Vielfalt von Ansätzen, Darstellungsformen und Terminologien
spiegelt sich daher auch bis zu einem gewissen Grad in dem vorliegen-
den, von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aller beteiligten
Einrichtungen verfassten Bericht wider.
Die Gliederung des Abschlussberichts wurde in einem mehrstuﬁgen
iterativen Prozess entwickelt, der die im Forschungsvorhaben erarbei-
teten Inhalte zur Grundlage hatte. Dabei waren alle ENTRIA-Partner
wiederholt an der Strukturierung des Abschlussberichts beteiligt. Dem
besonderen Stellenwert, den die interdisziplinäre Zusammenarbeit in
ENTRIA einnahm, wird im Abschlussbericht durch die herausgehobene
Darstellung ausgewählter interdisziplinärer Analysen in Kapitel 3 Rech-
nung getragen. Sie bilden die Grundlagen für die in Kapitel 4 dargestellte
Befassung mit Bewertungsgrundlagen. Die disziplinären Ergebnisse der
Arbeitsgruppen in den Transversal- und Vertikalprojekten, die die Basis
für die interdisziplinären Analysen von ENTRIA bildeten, werden im Kapi-
tel 5 ausführlich behandelt. Hier werden auch interdisziplinäre Arbeiten
dargestellt, soweit diese nicht bereits in den Kapiteln 3 und 4 dargelegt
wurden.
Ein Vorhabenziel war die disziplinäre und interdisziplinäre Aus- und
Weiterbildung wissenschaftlichen Nachwuchses, die über die für For-
schungsvorhaben im akademischen Bereich übliche Ausbildung sowohl
im Umfang als auch bezüglich der Inhalte deutlich hinausging. Neben den
in Zusammenhang mit der Forschungstätigkeit durchgeführten Promo-
tionsverfahren spielten auch Gastaufenthalte von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern, Doktorandenkolloquien und die gemeinsame Be-
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treuung von Seminar-, Studien- und Masterarbeiten in der universitären
Ausbildung von Studierenden eine wichtige Rolle. Außerdem stellten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine Reihe von Bildungsange-
boten für Studierende (sowohl an den an ENTRIA beteiligten als auch an
anderen Hochschulen) bereit.
In Kapitel 6 werden die vielfältigen im Rahmen des Vorhabens durch-
geführten Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen beschrieben. In Kapitel
7 werden die sich aus den Forschungsarbeiten ergebenden Schlussfolge-
rungen zum Forschungs- und Entwicklungsbedarf aufgezeigt.
Mit der Arbeit der Endlagerkommission und der Novellierung des
StandAG verbunden erhöhte sich bei Administration, Stakeholdern und
zivilgesellschaftlichen Organisationen das Interesse am Vorhaben. Für
die ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ergaben sich so
immer wieder Notwendigkeiten und Chancen, der interessierten Öffent-
lichkeit die Rolle akademischer Forschung zu verdeutlichen.
Die Kommunikation mit Interessengruppen, Entscheidungsträgern
und der Öffentlichkeit gehörte entsprechend der Vorhabenbeschreibung
zu den Zielen des Vorhabens. ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und -Wis-
senschaftler traten in einer Vielzahl von Vortragsveranstaltungen, Po-
diumsdiskussionen und anderen öffentlichen Veranstaltungen auf. Eine
Reihe dieser Veranstaltungen mit Außenwirkung wurde von interdis-
ziplinär zusammengesetzten ENTRIA-Teams durchgeführt bzw. unter-
stützt. Hier entstand ein besonderer Mehrwert sowohl für das jeweilige
Publikum als auch für die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler: Ei-
nerseits wurde den Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein umfassender
Einblick in sehr unterschiedliche Facetten der Entsorgungsproblematik
gegeben. Andererseits war die Vorbereitung und Durchführung für die
Durchführenden selbst – oftmals waren dies Nachwuchswissenschaftle-
rinnen und -wissenschaftler – ein Lernprozess zu Grundlagen, Methoden
und Ergebnisdarstellungen anderer Disziplinen. In Kapitel 8 werden die
im Vorhaben ENTRIA oder unter ENTRIA-Beteiligung erarbeiteten Ver-
öffentlichungen und Vorträge sowie die öffentlichkeitswirksamen Veran-
staltungen und Bildungsangebote für Externe aufgezählt, die im Rahmen





Die Entsorgung radioaktiver Abfälle betrifft die Gesellschaft als Ganzes
und verlangt daher nach Forschung, die sowohl technologische und na-
turwissenschaftliche als auch gesellschaftliche Aspekte umfasst und dis-
ziplinübergreifend zusammenführt. ENTRIA ist als interdisziplinäres Vor-
haben beantragt und bewilligt worden. Inter- und transdisziplinäre An-
sätze wurden bei der Forschung zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe
in Deutschland bislang kaum verfolgt. ENTRIA unternimmt einen ersten
Schritt, diese Forschungslücke zu füllen.
Übergeordnetes Forschungsthema des Vorhabens war die Entwicklung
von Bewertungsgrundlagen für die drei im Vorhaben untersuchten Ent-
sorgungsoptionen, deren unterschiedliche Aufgaben und Möglichkeiten
m Vorhaben betrachtet wurden.
3.1.1 Voraussetzungen und Ausgangslage
Im Vorhaben ENTRIA wurden Analysen durchgeführt, die das Erarbeiten
disziplinärer Ergebnisse ebenso einschließt wie das Erarbeiten vernetzter
Ergebnisse, die im Kern interdisziplinär sind und ohne die Kooperation
und Koordination mit benachbarten, aber auch thematisch weit voneinan-
der entfernten Disziplinen nicht möglich wären. Insbesondere das Zusam-
menwirken weit voneinander entfernter Disziplinen (z. B. naturwissen-
schaftlich-technischer Disziplinen einerseits sowie sozial- und geistes-
wissenschaftlicher Disziplinen andererseits) stellt in der deutschen Ent-
sorgungsforschung ein Novum dar und ist mit vielfältigen Herausforde-
rungen verbunden, auf die im Folgenden eingegangen wird.
3.1.2 Dynamik des Forschungsgegenstandes, Erwartungen
von außen
Durch die Realisierung des Standortauswahlgesetzes (StandAG, 2013)
veränderte sich auch die Situation des Vorhabens ENTRIA. So gehört zu
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den Aufgaben der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstof-
fe nach § 3 StandAG z. B. die Befassung mit Fragen der Rückholbarkeit
und mit Entsorgungsmöglichkeiten jenseits der Einlagerung in tiefen
geologischen Formationen sowie damit verbunden einer längerfristigen
oberirdischen Zwischenlagerung; es ergaben sich also Berührungspunkte
und Parallelen zum ENTRIA-Forschungsprogramm. Damit verbunden er-
höhte sich bei Administration, Stakeholdern und zivilgesellschaftlichen
Organisationen das Interesse an der Arbeit der Forschungsplattform. Für
die ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ergab sich so be-
reits früh die Notwendigkeit, der interessierten Öffentlichkeit die Rolle
akademischer Forschung darzulegen und Erwartungshaltungen hinsicht-
lich unmittelbarer politischer Verwertbarkeit der Ergebnisse zu begegnen.
Diese Fragen waren auch Gegenstand der Präsentation und Diskussion
des Vorhabens in der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstof-
fe.
Aus dem durch das Standortauswahlgesetz veränderten Umfeld resul-
tierten neue Fragestellungen, insbesondere im nicht-technischen Be-
reich. Seitens der Forschungsplattform wurde darauf durch die Anpas-
sung einzelner Module, die Initialisierung neuer Kooperationen, auch zu
den Möglichkeiten und Grenzen transdisziplinärer Forschung, reagiert.
Als beispielhaft soll hier das im Transversalprojekt 3 geplante Bürgerfo-
rum genannt werden. Es wurde deutlich früher als geplant und mit verän-
dertem Kontext durchgeführt. Im Bürgerforum wurden Einschätzungen
von Laien aufgenommen, von diesen in einem Bürgergutachten doku-
mentiert und argumentiert und die Ergebnisse der Kommission Lagerung
hoch radioaktiver Abfallstoffe zur Verfügung gestellt. Das Bürgerforum
wurde im Vorhaben anschließend wissenschaftlich ausgewertet.
3.1.3 Projektfortschritt und vorgenommene Anpassungen
Einordnung längerfristige Oberﬂächenlagerung als Teil einer durchdachten
Entsorgungsstrategie
Aus der Erkenntnis heraus, dass die Option Oberﬂächenlagerung nicht
das Kriterium einer abschließenden Entsorgungsoption erfüllt und den
anderen beiden Optionen somit nicht gleichwertig gegenübergestellt wer-
den kann, erfolgte eine interdisziplinäre Auseinandersetzung über die
Einordnung der Oberﬂächenlagerung in eine Entsorgungsstrategie.
Ein Oberﬂächenlager wird unabhängig von seinem Design und seiner
technischen Lebensdauer immer auf menschliches Handeln angewiesen
sein. Eine Dauerlagerung (Wildi u. a., 2000) über mehrere Jahrhunderte
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an der Erdoberﬂäche ist nach heutigem Stand von Wissenschaft und Tech-
nik nur durch eine stetig durchzuführende Instandhaltung und durch im
Abstand von maximal wenigen Jahrhunderten zu erstellende Neubauten
möglich (NRC, 2014). Ob der Menschheit zukünftig die benötigten Res-
sourcen zur Bewältigung dieser Aufgabe zur Verfügung stehen werden
bzw. ob die Menschen überhaupt Ressourcen für das vererbte Abfallpro-
blem einsetzen wollen, kann heute nicht vorhergesagt werden.
Zu besonders verheerenden Auswirkungen könnte eine an der Erdober-
ﬂäche angesiedelte Lagerung hoch radioaktiver Reststoffe im Kriegsfall
führen. Der physische Schutz, den beispielsweise ein verschlossenes End-
lager in einigen hundert Metern Tiefe aufweisen würde, kann durch ein
Oberﬂächenlager nicht erreicht werden. Die gelagerten Reststoffe könn-
ten zerstört und freigesetzt oder für militärische Zwecke entwendet wer-
den.
Zusammengefasst ist die Oberﬂächenlagerung stetig auf den Ein-
satz menschlicher und ﬁnanzieller Ressourcen angewiesen und birgt im
Kriegsfall ein besonders hohes Risiko. Sie ist dementsprechend und im
Vergleich mit einem Tiefenlager abzulehnen (Ott u. Budelmann, 2017).
Wird die Oberﬂächenlagerung hingegen als komplementäre und nicht
als konkurrierende Option der beiden anderen im ENTRIA-Projekt unter-
suchten Optionen (oder einer heute unbekannten Option) betrachtet, rü-
cken andere Aspekte in den Vordergrund. Die maßgebende Frage lautet:
„Wie lange werden die Zwischenlager betrieben?“
Die Oberﬂächenlagerung ist auch nach etwa 70 Jahren Kernenergienut-
zung und Abfallproduktion immer noch der Status quo für die Lagerung
hoch radioaktiver Reststoffe. Die zahlreichen Bemühungen von Kernener-
gie nutzenden Ländern zur Realisierung eines betriebsbereiten Endlagers
sind bereits gescheitert oder noch unvollendet. Die Entscheidungen der
nachfolgenden Generationen bezüglich der Endlagerung sind genauso
wenig vorhersagbar wie der Wille zur Instandhaltung und Neuerrichtung
von Oberﬂächenanlagen. Die Intention zur Oberﬂächenlagerung wird
währenddessen kontrovers diskutiert (Köhnke u. a., 2017b). Mit Verweis
auf die Notwendigkeit, den Handlungsdruck zur Realisierung eines Tie-
fenlagers aufrechtzuerhalten, wird vielfach eine möglichst kurzfristige
Zwischenlagerung empfohlen (ESK, 2015; TÜV, 2015; Alt u. a., 2017).
Unvorhergesehene Verzögerungen bei Endlagerprojekten können dann
allerdings in einem schwer aufzulösenden Spannungsfeld zwischen Auf-
rechterhaltung des Handlungsdrucks und gebotener Vorsorge münden.
Wird die Möglichkeit längerer Nutzungszeiträume trotz der weltweiten
Erfahrungen mit Rückschritten bei der Standortauswahl für Endlager be-
wusst außer Acht gelassen, lässt sich das schlecht mit der Forderung nach
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Generationengerechtigkeit vereinbaren – den nachfolgenden Generatio-
nen wird neben einer geringeren Robustheit der Zwischenlager ein mög-
licherweise erheblicher Instandhaltungsaufwand zugemutet (Riemann u.
Köhnke, 2016; Köhnke, 2017; Riemann, 2017).
In den USA, Großbritannien, Frankreich und den Niederlanden wur-
de, ähnlichen Argumenten folgend und nach gescheiterten Versuchen,
ein Endlager zu realisieren, beschlossen, künftig vornehmlich langfristi-
ge Zwischenlager zu errichten, die für eine mindestens hundertjährige
Lagerung ausgelegt sind. Dadurch soll die Robustheit der Entsorgungs-
strategie erhöht werden, um auf mögliche Rückschritte und Haltepunkte
vorbereitet zu sein (Budelmann u. a., 2017; Köhnke u. a., 2017a).
Der Entstehungsprozess der generischen ENCON-Behälterkonzepte
Die generischen ENCON-Behälterkonzepte stellen eines der Ergebnisse
von ENTRIA dar, welches aus der interdisziplinären Zusammenarbeit
vieler Institute innerhalb des ENTRIA-Teams entstanden ist. Die beiden
Arbeitspakete 6.5 und 6.6 des Instituts für Werkstoffkunde befassen sich
mit Interventionstechniken zur Rückholung sowie Verfahren zum Moni-
toring der technischen Barriere. Die potentiell im Rahmen der Tiefenla-
gerung zum Einsatz kommenden Behälter stellen eine der wichtigsten
Randbedingungen dieser beiden Teilprojekte dar. Somit war es zu Be-
ginn der Projektlaufzeit zwingend erforderlich, Informationen zu inter-
national für den Einsatz in unterschiedlichen Tiefenlagern vorgesehenen
Behälter zusammenzutragen. Die Betrachtung der im Ausland verfolg-
ten Konzepte verdeutlicht die erhebliche Bandbreite der vorgesehenen
technologischen Lösungen. Die Vielzahl dieser Lösungen ergibt sich aus
den jeweiligen nationalen Randbedingungen und den Anforderungen
der dort vorgesehenen Tiefenlagerlösung. Hieraus resultiert allerdings
auch die Herausforderung, identiﬁzierte Lösungsansätze auf die Randbe-
dingungen der ENTRIA-Optionen zu übertragen. Allerdings ist hierbei
der Konﬂikt zu beachten, dass die Bewertung von Einlagerungsoptionen
einerseits nicht auf der Grundlage speziﬁscher Standorte erfolgen soll,
andererseits aber die wirtsgesteinsspeziﬁschen Besonderheiten berück-
sichtigt werden müssen. Insbesondere das für ein Tiefenlager gewählte
Wirtsgestein besitzt einen erheblichen Einﬂuss auf die Gestaltung der
Behälter und daraus resultierend auch auf die konkrete Lagerplanung.
Dieser Konﬂikt wurde im Rahmen der Präsentation erster Arbeitsergeb-
nisse das erste Mal im Kreis der Bearbeiter von ENTRIA dargelegt.
Die weitere Auseinandersetzung mit dieser Problemstellung führte zu
dem Schluss, dass es nicht möglich ist, alle zur Bearbeitung der Arbeitspa-
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kete erforderlichen Daten aus den zumeist standortspeziﬁschen interna-
tionalen Behälterkonzepten zu entnehmen. Einige der Randbedingungen
dieser Konzepte, wie beispielsweise die Art und die Menge des einzula-
gernden radioaktiven Inventares, aber auch die rechtlichen Randbedin-
gungen der Einlagerung, weichen teils erheblich von den in Deutschland
gegebenen Randbedingungen ab. Ein direkter Transfer auf die ENTRIA-
Optionen ist somit nicht möglich. Trotz der zu diesem Zeitpunkt unzu-
reichenden Datenbasis ist das Behälterkonzept ein wesentlicher Bestand-
teil der Referenzkonzepte, die für den Optionenvergleich genutzt wurden.
Die Gestaltung der Behälter beeinﬂusst nicht nur seine Handhabung so-
wie die Wechselwirkungen mit dem Wirtsgestein und der geotechnischen
Barriere, sondern sie besitzt auch direkte Auswirkungen auf viele weitere
Bereiche. Beispielsweise ist hier die Gestaltung des Tiefenlagers oder der
betriebliche Strahlenschutz bei allen Vorgängen der Beladung, Pufferlage-
rung, Einlagerung und der eventuellen Rückholung/Bergung der Behälter
zu erwähnen.
Die Diskussion führte in AP 6.5 und 6.6 zur Ausarbeitung von wirtsge-
steinsspeziﬁschen ENTRIA-Behälterkonzepten zur Lösung des Zielkon-
ﬂikts auf der Grundlage des internationalen Standes von Wissenschaft
und Technik. Zusätzlich können diese generischen Behälterkonzepte
auch einen wertvollen Beitrag zu den ENTRIA-Bewertungsgrundlagen
leisten. Aufbauend auf dieser Motivation begann das IW damit, auf der
Grundlage der bereits geleisteten Recherchearbeiten ein erstes Konzept
zur Ausarbeitung generischer ENTRIA-Behälter für die unterschiedlichen
Wirtsgesteine, die sogenannten ENCON-Behälter (ENTRIA-CONtainer),
zu erstellen. Schnell zeigte sich, dass diese Aufgabe nicht von einer einzel-
nen Disziplin aus dem ENTRIA-Verbund alleine bearbeitet werden kann.
So erfordert beispielsweise die Auslegung der Behälterabschirmung eine
enge Zusammenarbeit mit den Kollegen aus dem Bereich der Kernphy-
sik und des Strahlenschutzes. Die Beschreibung der Wechselwirkungen
zwischen Behälter, Geotechnik und Geologie erfordert wiederum das dis-
ziplinäre Fachwissen der am Projekt beteiligten Wissenschaftler aus den
jeweiligen Fachrichtungen. Die Erarbeitung von Behälterkonzepten als
Beitrag für die Bewertungsgrundlagen des Optionenvergleiches erfordert
somit die Beteiligung vieler an ENTRIA beteiligter Disziplinen. Im Rah-
men des Entstehungsprozesses der ENCON waren Wissenschaftler der
folgenden Disziplinen beteiligt:
• Werkstoffwissenschaften (IW, LUH)
• Kernphysik und Strahlenschutz (IRS, LUH)
• Geologie (IGB, TU BS)
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• Endlagerforschung (IELF, TUC)
• Geomechanik (LfDG, TUC)
• Bauingenieurwissenschaften (iBMB, TU BS)
• Strahlenschutz (INE, KIT)
• Rechtswissenschaften (IRW, TU BS)
• Risikoforschung (INTAC)
In einem vom IW initiierten, interdisziplinären Workshop wurden von
den einzelnen Institutionen zuerst die Anforderungen formuliert und
Randbedingungen deﬁniert, welche sich aus ihrer jeweiligen Sicht an ei-
nen Behälter ergeben. In mehreren Vorträgen und der anschließenden
Diskussion wurden unter anderem Aspekte der Behälterhandhabung, der
Auslegung eines Tiefenlagers, des Strahlenschutzes und der geologischen
Randbedingungen der Einlagerung erörtert. In der gemeinsamen Diskus-
sion konnten bereits einige Randbedingungen für die ENCON-Behälter
deﬁniert werden, da unter allen Bearbeitern ein breiter Konsens erzielt
werden konnte. Da auf technische Aspekte des ENCON in den folgenden
Kapiteln noch vertiefend eingegangen wird, werden an dieser Stelle daher
nur einige exemplarische Aspekte dargestellt. Im Rahmen des Workshops
konnte festgelegt werden, dass drei unterschiedliche Behälterkonzepte
für die im Standortauswahlgesetz (StandAG, 2017) genannten Wirtsge-
steinsgruppen Kristallin, Salz und Ton/Tonstein erforderlich sind. Diese
Konzepte werden nachfolgend als ENCON-K (Kristallin), ENCON-S (Salz)
und ENCON-T (Ton/Tonstein) bezeichnet. Die ENCON-Tiefenlagerbe-
hälter für die unterschiedlichen Wirtsgesteine sind in Abbildung 3.1
dargestellt.
Zusätzlich wurde festgelegt, dass auch für die Oberﬂächenlagerung
ein entsprechender ENCON-Behälter, der sogenannte ENCON-TLB kon-
zipiert werden soll. Die Behälterkonzepte zur Tiefenlagerung sollen sich,
insbesondere bezüglich der zum Einsatz kommenden Materialien, an
den Forschungsergebnissen internationaler Tiefenlagerprojekte in dem
jeweiligen Wirtsgestein orientieren. In Deutschland werden, seit 2017
auch im Rahmen des StandAG, Vorkehrungen zur Erleichterung einer
etwaigen Bergung der Behälter über einen Zeitrahmen von mehreren
hundert Jahren gefordert. Aufgrund dieser Anforderung und der Rück-
holbarkeitsforderung in VP 6 konnte Einigkeit erzielt werden, dass alle
ENCON als selbstabschirmende Behälter ausgelegt werden, deren Ausle-
gungslebensdauer mindestens diesem Zeitrahmen entspricht. Weiterer
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Abbildung 3.1: Darstellung der generischen ENCON-Tiefenlagerbehälter.
Konsens bestand darüber, dass die thermische Auslegung aller ENCON-
Behälter auf der Grundlage des in Deutschland zur Tiefenlagerung vorge-
sehenen hoch radioaktiven Inventares erfolgen und sich an der Geologie
der betreffenden Wirtsgesteinsvarianten orientieren muss. Anhand die-
ser Entscheidung konnte, basierend auf vorangegangenen Untersuchun-
gen des IGB, die Wärmeleistung für die verschiedenen ENCON-Behälter
bereits grob abgeschätzt werden.
Aufbauend auf den Ergebnissen des Behälterworkshops wurden im An-
schluss die technischen Details der Behälter in mehreren interdisziplinä-
ren Teams unter Koordination des IW ausgearbeitet. Beispielsweise wur-
de die wirtsgesteinsspeziﬁsche Wärmeleistung der Behälter in bilateraler
Zusammenarbeit zwischen dem IW und dem IGB bestimmt und validiert.
Hieraus konnte anschließend in Zusammenarbeit des IW mit dem IRS und
dem INE das Inventar der Behälter abgeleitet werden. In der Folge wurden
die erforderlichen Materialkombinationen und -stärken für die Behälter
bestimmt. Da diese Teams immer nur einen Teil der an ENTRIA vertrete-
nen Disziplinen umfasst haben, wurde der Ansatz verfolgt die Ergebnisse
der Arbeiten der einzelnen Teams regelmäßig allen Bearbeitern zur Verfü-
gung zu stellen. So wurde der Entwicklungsstand der ENCON-Behälter im
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Rahmen verschiedener Bearbeitertreffen vorgestellt und diskutiert. Die
abschließende Dokumentation der Ergebnisse der Entwicklung der EN-
CON-Behälterkonzepte erfolgte durch das Institut für Werkstoffkunde.
Vorziehen des Bürgerforums
Durch die geänderte Gesetzeslage und den Zeitrahmen der Kommissi-
onsarbeit erschien es zwingend geboten, das ursprünglich für die Jahre
2016/2017 angesetzte Bürgerforum zeitlich vorzuziehen, um dessen Er-
gebnisse direkt in die politische Debatte einﬂießen zu lassen. Dies ist
eines der zentralen Beispiele für die nicht dezidiert geplante transdis-
ziplinäre Öffnung ENTRIAs, welche sich in zahlreichen öffentlichkeits-
wirksamen Beiträgen zeigte. Aus der Sicht einer Theorie deliberativer De-
mokratie kam es im „deliberativen Zwischenreich“ (Ott, 2014) zu einem
diskursiven Kontakt zwischen einer neuen parlamentsnahen Institution
(Endlagerkommission) und einem im Wissenschaftssystem generierten
partizipativen Verfahren, für dessen Weiterentwicklung und Anpassung
an das Thema der nuklearen Entsorgungspolitik ENTRIA-Forscherinnen
und -Forscher verantwortlich waren.
Vom Prozess zu den Produkten
Informeller Austausch ist von großer Bedeutung für die interdisziplinäre
Forschung, um gemeinsame Grundlagen zu ﬁnden. Gespräche dieser Art
hatten entsprechenden Einﬂuss auf den allgemeinen Ertrag von ENTRIA.
Exemplarisch sei hierfür auf drei zentrale Produkte verwiesen: Zunächst
galt es, sich auf eine gemeinsame Problembeschreibung zu verständigen.
Mit dem Memorandum (Röhlig u. a., 2014) (1) wurde der Grundstein ge-
legt, das Problem angemessen zu beschreiben und eine gewisse begrifﬂi-
che Einigung zu erreichen — etwa in der Anerkennung des „wicked pro-
blems“, den Bedingungen akzeptabler Lösungsansätze und der Identiﬁka-
tion zentraler Spannungsfelder und Trade-Offs. Die Bewertungsgrundla-
gen (Kapitel 4) (2), welche in Arbeitspapieren über den gesamten Zeit-
raum weiterentwickelt wurden, nahm sich ENTRIA der normativen Di-
mensionen des Problems an, die auf den Säulen Wissenschaftsethik, Si-
cherheit und Gerechtigkeit ruht. Diese, in sich komplexen, Säulen wurden
zum Teil zu Kriterien und Indikatoren speziﬁziert. Auf diskursiver Ebene
dienten Plädoyers und Gegenreden (Riemann u. Chaudry, 2018) (3) der
Organisation der ansonsten unübersichtlichen Fülle verschiedenster Ar-
gumente für und wider speziﬁsche Entsorgungsoptionen. Diese drei ENT-
RIA-Produkte bieten einen gemeinsamen Rahmen für die Einordnung der
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detaillierten interdisziplinären und fachspeziﬁschen Analysen und Publi-
kationen des Verbundprojektes.
Prozess der interdisziplinären Zusammenarbeit, Auswertung und Kritik
Das Forschungsvorhaben ENTRIA war strukturell auf die Ermöglichung
und Förderung interdisziplinärer Kooperation hin angelegt. Während in-
nerhalb der Vertikalprojekte Wissenschaftler eng verwandter Disziplinen
zu Entsorgungsoptionen forschten, behandelten die Transversalprojekte
die Entsorgungsoptionen übergreifende Fragestellungen. Hier war inter-
disziplinäre Kooperation über die Grenzen verschiedener Wissenschaften
deshalb in besonderem Maße gefordert und die Arbeitsgruppen der TP
waren entsprechend disziplinär weit gefächert zusammengesetzt. Im Rah-
men der Evaluierung wurden die Matrixstruktur des Projekts und die Lei-
tungsstruktur positiv bewertet.
Neben den in der Struktur angelegten Schnittstellen entwickelte sich
im Laufe des Projektes eine Vielzahl weiterer interdisziplinärer Vernet-
zungen und Veröffentlichungen. Die Erstellung interdisziplinärer Analy-
sen gewann durch eine möglichst freie Kooperation der Projektpartner
untereinander weil geschützte Räume für experimentelle Kooperationen
hergestellt und die Berücksichtigung des Forschungsstandes sicherge-
stellt wurden. Viele Fragestellungen erforderten Abstimmungsprozesse
unter Beteiligung mehrerer Teilprojekte. Die Transversal- und Vertikal-
projekte haben darüber hinaus für verschiedene gemeinsame Arbeiten
bilateral zusammengearbeitet.
Die intensive Zusammenarbeit zwischen den Projektpartnern erforder-
te eine Reihe von Festlegungen, Absprachen, gemeinsamen Deﬁnitionen
etc. Häuﬁge Treffen, aber auch Telefon- und Videokonferenzen mussten
im Terminkalender des Projekts untergebracht werden. Einen wichtigen
Beitrag zur Vernetzung über die bestehenden Grenzen zwischen den Dis-
ziplinen hinweg leisteten die Bearbeitertreffen. Schon beim ENTRIA-
Kick-off-Meeting in Goslar wurde die Notwendigkeit zu akademischer
Selbstorganisation auf Mitarbeiterebene formuliert. Den Doktoranden
und weiteren Projektmitarbeitern wurde durch dieses Instrument die
Möglichkeit eingeräumt, an frei gewählten Themen zu arbeiten.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter brachten einander im gegensei-
tigen Austausch die beteiligten Disziplinen, die von ihnen bearbeiteten
Forschungsfragen, durchgeführten Arbeiten und Resultate näher, konn-
ten ein Verständnis für die Forschungsinteressen und Arbeitsmethoden
fremder Wissenschaften entwickeln und schließlich Anknüpfungspunkte,
Überschneidungen und gemeinsame Interessen der ENTRIA-Forschung
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benennen. Es wurde an Texten aus unterschiedlichen Disziplinen zu
Grenzwerten, Problematik des Vertrauens in wissenschaftliche Expertise,
Umgang mit Wissen und Nicht-Wissen gearbeitet.
Verschiedene Modi interdisziplinärer Zusammenarbeit wurden wäh-
rend der Projekttreffen, Bearbeitertreffen und Beiratstreffen genutzt,
Formate zur Zusammenarbeit in ENTRIA entwickelt. Die gelungene pro-
jektinterne Vernetzung über die Struktur der Teilprojekte hinaus drückt
sich in einer Reihe gemeinsamer interdisziplinärer Vorträge und Veröf-
fentlichungen aus, die erst im Laufe des Vorhabens erdacht, konzipiert
und umgesetzt wurden und ihrerseits zu einer Intensivierung der inter-
disziplinären Zusammenarbeit beitrugen.
Es muss bei einer Bewertung der interdisziplinären Zusammenarbeit
in ENTRIA unterschieden werden zwischen im Vorfeld geplanten Arbei-
ten und Kooperationen, die erst im Projektverlauf entstanden. Von den
Transversalprojekten wurden Arbeiten in einem vor Projektbeginn verab-
redeten Umfang gemeinsam bearbeitet. Unter anderem bedingt durch die
dynamische Entwicklung der deutschen Entsorgungspolitik mussten die-
se Planungen an manchen Stellen angepasst werden. Solche Änderungen
erfordern zum Teil kurzfristig ﬂexibles Handeln; dies konnte aber im Fall
von ENTRIA gut umgesetzt werden.
Die Fülle der Veröffentlichungen, Vorträge und anderen Ergebnisse von
Kooperationen, die sich erst im Verlauf des Projekts entwickelt haben,
spricht dafür, diese Art der freien akademischen Selbstorganisation im
Rahmen eines großen Verbundprojekts zu ermöglichen und zu fördern.
Dem sind jedoch in der Regel enge Grenzen gesetzt. Bei der Planung von
Verbundprojekten wird der benötigte Aufwand an Zeit und ﬁnanziellen
Mitteln für erfolgreiche interdisziplinäre Zusammenarbeit häuﬁg zu ge-
ring eingeschätzt. Freiräume und Zeiten für die Diskussion inhaltlicher
Fragen werden nicht in ausreichender Weise vorgesehen. Die Mitarbei-
ter werden primär für disziplinäre Aufgaben eingeplant. Interdisziplinari-
tät wird als eine Selbstverständlichkeit angesehen, die sich ohne zusätzli-
chen Aufwand einstellt. Verkannt wird dabei, dass eine andere Vorgehens-
weise erfolgversprechender ist. Bei dieser wird zu Beginn innerhalb des
Verbundprojektes ein Konsens darüber hergestellt, in welcher Form und
in welchem Umfang solche freie Vernetzung gefördert werden soll. Mit-
arbeiter auf Promotionsstellen, die, je nach Disziplin, Universität etc. für
drei bis fünf Jahre befristet beschäftigt werden, müssen in erster Linie die
Anfertigung Ihrer Qualiﬁzierungsarbeit im Blick haben. Häuﬁg werden
Doktoranden auf halben Stellen beschäftigt und investieren die gesam-
te bezahlte Arbeitszeit in die Projektarbeit. Um einen Anreiz zu schaffen,
sich über die disziplinäre Arbeit im eigenen Institut hinaus zu engagie-
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ren, sollte die Beschäftigung auf vollen Stellen, verbunden mit einer die
interdisziplinäre Arbeit umfassenden Tätigkeitsbeschreibung, in der Re-
gel eingeplant werden.
Es müssen für alle beteiligten Projektpartner Reisemittel in ausreichen-
der Menge zur Verfügung stehen. Persönliche Treffen und Besprechungen
können durch Telefonkonferenzen und E-Mail-Austausch nur mit Ein-
schränkungen ersetzt werden. Eine klare thematische Ausrichtung von
Veranstaltungen, die der Vernetzung dienen, ist notwendig. Der Bezug
zum Projektziel muss dabei im Fokus bleiben. Beispiele aus der ENTRIA-
Arbeit sind die TP-4-Treffen, die Autorenworkshops zu den Sammelbän-
den „Interdisziplinarität bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe“ und
„Technisches Monitoring und Governance“, die Abstimmungstreffen zu
Referenzmodellen und die Bearbeitertreffen.
Interdisziplinäre Zusammenarbeit muss ein klares Ziel haben, bei-
spielsweise eine Veröffentlichung. Gerade im deutschsprachigen Raum
ist die Zahl der wissenschaftlichen Zeitschriften, die interdisziplinäre Er-
gebnisse zur Veröffentlichung annehmen, überschaubar. Unterstützung
durch erfahrene Wissenschaftler der beteiligten Institutionen bei der
Konzeption und Erstellung von Zeitschriftenbeiträgen, Sammelbänden
etc. kann eine entscheidende Hilfe bei der Veröffentlichung der Ergebnis-
se interdisziplinärer Forschung sein.
Zusammenarbeit innerhalb der Transversalprojekte
Die Transversalprojekte (TP) stellten das verbindende Glied in ENTRIA
dar. Ihre Aufgabe war es, die in den Vertikalprojekten (VP) untersuchten
Entsorgungsoptionen unter politik- und gesellschaftswissenschaftlichen,
umweltethischen und rechtlichen Gesichtspunkten und mit Bezug zu Fra-
gen von Risiko und Sicherheit einander gegenüberzustellen. Damit waren
die TP in besonderer Weise gefordert, ein Fundament für die Entwicklung
von Bewertungsgrundlagen zu schaffen. Eine Sonderrolle nimmt das TP 1
ein, das keinen Forschungsauftrag, sondern die Synthese der Ergebnisse
des Forschungsverbundes zu verantworten hatte.
Im TP 2 – Technikfolgenabschätzung und Governance – wurde der
Schwerpunkt auf Governanceforschung gelegt. Bezug zu den Entsor-
gungsoptionen wurde über das Themenfeld Monitoring hergestellt so-
wie durch die interdisziplinäre Zusammenarbeit zum Thema Grenzwerte
(siehe Abschnitt 3.5), die in die Verfassung eines Thesenpapiers und
weiteren Veröffentlichungen mündete. Das TP-2-Team wurde über die




TP 3 – Ethisch-moralische Begründung, rechtliche Voraussetzungen
und Implikationen – entwickelte früh eine starke Kooperation mit VP
7, die zur ausführlichen Auseinandersetzung mit langfristiger Oberﬂä-
chenlagerung führte. In mehreren Publikationen (Riemann u. Köhnke,
2016; Ott u. Budelmann, 2017; Riemann, 2017; Semper, 2017) und Vor-
trägen wurden normative Charakteristika und rechtliche Regulierungs-
bedarfe der Oberﬂächenlagerung erläutert und in den Kontext einer Ent-
sorgungsstrategie gestellt. Dabei wurden Aspekte aller VP aufgegriffen
und diskutiert. Die Befassung mit die Entsorgungsoptionen umspannen-
den ethischen und rechtlichen Aspekten führte zur Durchführung dreier
Werkstattgespräche und Veröffentlichung resultierender Tagungsbände
(Smeddinck u. König, 2016; Ott u. Smeddinck, 2018; Smeddinck, 2018).
Die fachliche Verwandtschaft der beiden normativen Disziplinen Ethik
und Recht eröffnete Anknüpfungspunkte für interdisziplinäre Analy-
sen, etwa Zukunftsverantwortung, Verursacherprinzip, Freiwilligkeit. So
stand das TP 3 in kontinuierlichem fachlichen Austausch. Es lieferte zu-
dem wissenschaftstheoretische Beiträge und praktische Überlegungen
zur notwendigen begleitenden Interdisziplinaritätsforschung.
Im TP 4 – Interdisziplinäre Risikoforschung – war das gleichnamige Ar-
beitspaket (AP) auf die vergleichende Bewertung von Risiken in Zusam-
menhang mit den drei untersuchten Optionen ausgerichtet. Zwischen
Vertretern der VP und des AP fand periodisch ein fachlicher Austausch
statt. Dabei wurden unter anderem Referenzmodelle für die untersuchten
Entsorgungsoptionen (siehe Abschnitt 3.2.1) entwickelt. Im wichtigsten
Ergebnis des AP, der Risikokarte, werden die Optionen einander verglei-
chend gegenübergestellt.
Die Arbeitspakete zur Langzeitsicherheit von Tiefenlagern, zu Radio-
nuklidquelltermen für verschiedene Entsorgungsoptionen und zur indi-
viduellen Dosimetrie für Beschäftigte in Entsorgungsanlagen weisen ei-
ne enge Verbindung zu VP 5 und 6 auf. Es wurden Grundlagen entwickelt,
um die Ausbreitung von aus Lagerbehältern in einem Tiefenlager austre-
tenden Radionukliden besser zu verstehen. Im AP Individuelle Dosime-
trie für Beschäftigte in Entsorgungsanlagen wurden individuelle Dosisbe-
lastungen für Personal in Tiefenlagern ermittelt. Diese Arbeiten wurden
schließlich zusätzlich auf die Oberﬂächenlagerung ausgerichtet. Die Ar-
beitspakete zum Vergleich der radiologischen Gefährdung für verschiede-
ne Entsorgungsoptionen und zum Einﬂuss der Radionuklidspeziation auf
Transferfaktoren weisen ebenfalls Bezüge zu allen VP auf.
Intensiver Austausch zwischen den Beteiligten im TP 4 fand vor allem
im Rahmen von zwei TP-Treffen statt. Interdisziplinäre Zusammenarbeit
und Vernetzung führten dazu, dass die Ausrichtung einzelner AP im Ver-
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lauf der Forschungsarbeiten neuen Erkenntnissen angepasst wurde. Das
2014 verfasste Memorandum (Röhlig u. a., 2014) und die seit 2015 entwi-
ckelten Bewertungsgrundlagen schufen einen Rahmen, der auch die ver-
gleichende Risikobewertung beeinﬂusste.
Projektfortschritt im Rahmen der Risikotreffen
Über den gesamten Projektverlauf hinweg erwiesen sich Risiko und Si-
cherheit als wichtige Querschnittsthemen bei ENTRIA . Daher fanden
mehrere Treffen dazu statt.
Diese Treffen waren zum einen darauf ausgerichtet, das Verständnis
von Risiko und Sicherheit zu klären, das bei ENTRIA Verwendung ﬁnden
sollte. An einem Risiko-Workshop im Rahmen des Jahrestreffens von
ENTRIA 2013 in Goslar wurde der Risikobegriff aus dem Blickwinkel un-
terschiedlicher Fachdisziplinen vorgestellt. Anschließend fand eine Dis-
kussion zum gemeinsamen weiteren Vorgehen statt. Dabei zeigte sich,
dass bei ENTRIA zunächst auf eine Disaggregation der Konzepte von
Risiko und Sicherheit hingearbeitet werden sollte. Ergänzend wurden
verschiedene Fragen bei einem Treffen im Juli 2014 vertieft, beispielswei-
se das „technische Risikoverständnis“. Bei verschiedenen Gesprächen im
engeren Kreis, an denen anfänglich neben dem Team des AP „Interdis-
ziplinäre Risikoforschung“ vor allem Vertreter der Sozialwissenschaften
und der Ethik beteiligt waren, wurde auch auf ein gemeinsames Verständ-
nis zu speziﬁscheren Fragen hingearbeitet, zum Beispiel zum Verhältnis
von Risiko und Freiwilligkeit.
Zum anderen wurde bei ENTRIA bereits 2013 die Bedeutung von Refe-
renzmodellen für eine vergleichende Risikobewertung erkannt. Es zeigte
sich, dass die Entsorgungsoptionen bei ENTRIA, die ursprünglich sehr ge-
nerisch formuliert worden waren, für eine aussagekräftige vergleichende
Risikobewertung konkretisiert werden mussten. Dabei galt es, eine sinn-
volle „mittlere Ebene“ zwischen rein generischen Modellen auf der einen
Seite und detaillierten, womöglich standortspeziﬁschen Modellen auf der
anderen Seite zu ﬁnden, die einen aussagekräftigen Vergleich der Entsor-
gungsoptionen erlaubt. An den Treffen, an denen ein gemeinsames Ver-
ständnis der Referenzmodelle angestrebt wurde, waren vor allem Vertre-
ter der Vertikalprojekte und des AP „Interdisziplinäre Risikoforschung“
beteiligt. Ergänzend wurden immer wieder auch Gespräche im kleineren
Kreis geführt, an denen neben Vertretern des AP „Interdisziplinäre Risi-




Innerhalb des Transversalprojekts „Interdisziplinäre Risikoforschung“
bei ENTRIA fanden 2014 und 2016 Transversalprojekt-Treffen statt, an
denen alle APs innerhalb des Transversalprojekts teilnahmen. Schwer-
punktthema des Treffens im Jahr 2014 war die Vernetzung innerhalb
des Transversalprojekts und bei ENTRIA. Das Treffen im Jahr 2017 war
dem Schwerpunktthema „Szenarien“ gewidmet. An beiden Treffen fand
auch ein Austausch mit externen Referenten zu risikorelevanten Themen
wie „Sicherheitskultur“ oder „Markierung von Tiefenlagern“ statt. Wei-
tere Ausführungen dazu ﬁnden sich in Abschnitt 5.4.1. Die Risikotreffen




Das IRW initiierte drei Werkstattgespräche an der TU Braunschweig. In-
haltliche Gegenstände waren „Grenzwertbildung im Strahlenschutz“ (Ko-
operation IRS Hannover und IRW Braunschweig), „Umwelt, Gerechtigkeit,
Freiwilligkeit“ (Kooperation PhilSem Kiel und IRW Braunschweig) sowie
„Emotionen bei der Realisierung eines Endlagers“ (IRW Braunschweig).
Die Grundidee war, im Rahmen einer Veranstaltung durch jeweils vier
Vorträge aus unterschiedlichen Disziplinen schnell und konzentriert in
ein Thema einzuführen und vertiefende Diskussionsmöglichkeiten anzu-
bieten.
Die Veranstaltungen wendeten sich an Mitarbeiter von ENTRIA, an Stu-
dierende sowie interessierte Bürgerinnen und Bürger. Sie waren als be-
sonderes Angebot für Studierende eingebettet in die Vorlesung Technik-
recht. Nicht zuletzt aufgrund von Belastungen der Region Braunschweig
mit drei Endlagerstandorten und einem Nukleardienstleistungsunterneh-
men fanden sich auch engagierte und kundige Bürger ein. Zusätzlich zu
den Vorträgen von namhaften Wissenschaftlern und dem akademischen
Austausch konnten so in den niederschwelligen Diskussionsrunden die
Konﬂikte zwischen Experten und Bürgern erlebt werden. Auftreten und
vorgebrachte Argumente deckten eine Bandbreite von polemischen über
emotionale und kritische bis hin zu neutral-sachlichen Reaktionen ab. Pa-
radigmatisch zeigte sich beim Thema Emotionen und historische Aufar-
beitung der Konﬂikte um die friedliche Nutzung der Kernenergie, wie der
übereilte technokratische Wunsch nach Verwertung von Inhalten schnell
Ablehnung und den Vorwurf der Legitimationsforschung provozierte.
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Ergebnisse wurden über Tagungsberichte und Tagungsbände – für die
weitere Autoren gewonnen wurden, um das disziplinäre Spektrum zu er-
weitern – festgehalten und weiterverbreitet (Smeddinck u. König, 2016;
Smeddinck, 2018; Ott u. Smeddinck, 2018).
Methodische Beiträge zur vergleichenden Risikobewertung
Die vergleichende Risikobewertung bei ENTRIA stand zu Beginn vor drei
großen methodischen Herausforderungen: Erstens musste geklärt wer-
den, welches Verständnis von Risiko der Bewertung zugrunde gelegt wer-
den sollte. Zweitens mussten die Entsorgungsoptionen soweit konkreti-
siert werden, dass ein sinnvoller Vergleich der Risiken möglich war. Und
drittens musste ein Verfahren entwickelt werden, das in einen aussage-
kräftigen Risikovergleich mündet.
Zum Verständnis von Risiko wurde zunächst Fachliteratur aus verschie-
denen wissenschaftlichen Disziplinen konsultiert. Dazu zählten sowohl
Publikationen, die sich mit Risiko und Sicherheit aus der Perspektive
verschiedener Fachdisziplinen befassen, als auch solche, die der Risiko-
wahrnehmung und der Meinungsbildung zu Risiken von Individuen und
innerhalb gesellschaftlicher Gruppen gewidmet sind. Darauf aufbauend
wurden die verschiedenen Faktoren betrachtet, die in Risikoverständnis-
se eingehen. Dieses Vorgehen erwies sich vor allem im Hinblick auf die
individuelle Risikowahrnehmung und Meinungsbildung zu Risiken als
interessant. Hier wurde eine vertiefte sozialwissenschaftliche Analyse
der Fachliteratur vorgenommen, die im ENTRIA-Arbeitsbericht 05 zum
Thema Risikoansichten (Marti, 2016) dokumentiert und von Eckhardt u.
Rippe (2016) untermauert wurde.
Die Analyse wissenschaftlicher, technischer und gesellschaftlicher Dis-
kurse zur Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe verwies darauf, dass
Ungewissheiten eine zentrale Rolle zukommt – vor allem aufgrund der
nach gesellschaftlichen Maßstäben langen Zeiträume, über die eine si-
chere Entsorgung gewährleistet werden soll. Aus ethischen Überlegungen
heraus wurde daher der Vorschlag entwickelt, eine vergleichende Risiko-
bewertung anhand von kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten vorzu-
nehmen. Dieser Bewertung liegt folgendes Verständnis von Risiko zugrun-
de: Von Risiko wird gesprochen, wenn ein Schaden mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit eintreten oder nicht eintreten kann. Ungewissheit be-
zeichnet einen Mangel an Information, der eine Risikoeinschätzung er-
schwert oder verunmöglicht. Bei der Bewertung von Risiken und Unge-
wissheiten bei ENTRIA wurden zudem psychosoziale Aspekte stark ge-
wichtet, um die vergleichende Risikobewertung über ein technisch-natur-
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wissenschaftliches Risikoverständnis hinausgehend für Aspekte der ge-
sellschaftlichen Risikowahrnehmung zu öffnen.
Die Konkretisierung der Entsorgungsoptionen durch Referenzmodelle
wird im Kapitel „Naturwissenschaftlich-technische Grundannahmen“ nä-
her beschrieben. Eine erste Grundlage dafür wurde bei ENTRIA mit dem
Arbeitsbericht 01 zur Darstellung von Entsorgungsoptionen (Appel u. a.,
2015) entwickelt.
Die mit einer Entsorgungsoption verbundenen Risiken und Ungewiss-
heiten verändern sich im Verlauf der Zeit. Beim Verfahren zum Risikover-
gleich wurde daher entschieden, die vergleichende Risikobewertung an-
hand von zeitlich gestaffelten Entwicklungsschritten der Referenzoptio-
nen vorzunehmen. Die Ergebnisse der Bewertung werden in der im Rah-
men von ENTRIA entwickelten „Risikokarte“ entlang eines Zeitstrahls
dargestellt. Die Entwicklung der drei Referenzoptionen wurde dabei in
charakteristische Phasen unterteilt, die bei allen Entsorgungsoptionen
ungefähr synchron verlaufen. Bei der Beschreibung dieser Phasen wird
davon ausgegangen, dass die Entwicklung der Entsorgungsoption weitge-
hend so erfolgt, wie sie heute geplant ist. Es werden aber auch alternative
Entwicklungspfade erwogen, insbesondere die Rückholung oder Bergung
der Abfälle.
Die vergleichende Risikobewertung erfolgte zum einen anhand von Un-
gewissheiten und kalkulierbaren Risiken. In die Betrachtung wurden da-
bei nicht nur Aktivitäten einbezogen, die im direkten Zusammenhang
mit dem jeweiligen Referenzmodell stehen, sondern auch wichtige sicher-
heitsrelevante Aktivitäten, die die zeitliche Entwicklung des Referenzmo-
dells begleiten. Dabei sind insbesondere Zwischenlagerung und Transpor-
te von hoch radioaktiven Abfällen von Bedeutung. Der Bewertung liegt
ein breites Spektrum an potentiellen Risiken zugrunde, beispielsweise ra-
diologische Risiken, Risiken aufgrund von Arbeitsunfällen oder psychoso-
ziale Risiken im Zusammenhang mit konﬂiktbeladenen Situationen.
Neben der Bewertung nach Risiken und Ungewissheiten wurden die kal-
kulierbaren radiologischen Risiken im Normalbetrieb und aufgrund von
Störfällen eingehender untersucht, da diese Risiken im gesellschaftlichen
Diskurs eine wichtige Rolle spielen.
Zum anderen wurde eine Bewertung nach Robustheitsdeﬁziten vorge-
nommen, der die Untersuchung von Sicherheitsfunktionen und Robust-
heit der Entsorgungsoptionen zugrunde liegt. Unter Sicherheitsfunktio-
nen versteht man Eigenschaften oder in Entsorgungsoptionen ablaufen-
de Prozesse, die in einem sicherheitsbezogenen System oder einer Einzel-
komponente die Erfüllung der sicherheitsrelevanten Anforderungen ge-
währleisten. Robustheit ist die Unempﬁndlichkeit einer Sicherheitsfunk-
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tion gegenüber inneren und äußeren Einﬂüssen sowie ihre Charakterisier-
barkeit und Prognostizierbarkeit im Sinne des Vertrauens in die Erfüllung
der Auslegungsanforderungen. Mit Hilfe der Analyse von Sicherheitsfunk-
tionen und Robustheit können risikobezogene Stärken und Schwächen
von Entsorgungsoptionen ermittelt werden.
Robustheitsdeﬁzite wurden im Zusammenhang mit Risiken näher un-
tersucht, die sich mit schweren Einwirkungen von außen auf die Entsor-
gungsanlage verbinden. Außerdem wurde eine vergleichende Bewertung
der Tiefenlageroptionen nach Robustheitsdeﬁziten vorgenommen, die
sich auf die Langzeitsicherheit der Entsorgungsanlagen bezieht.
Die verschiedenen Bewertungsverfahren beleuchten die Risiken der bei
ENTRIA untersuchten Entsorgungsoptionen aus unterschiedlichen Per-
spektiven. Sie ergänzen sich zudem, indem die Bewertung nach Robust-
heitsdeﬁziten der Tiefenlager vor allem auf sehr lange Zeiträume ausge-
richtet ist, während die anderen Bewertungen primär für den Zeitraum
zwischen 0 und 200 Jahren nach dem Beschreiten eines neuen Entsor-
gungspfades aussagekräftig sind.
Da die Referenzmodelle bei ENTRIA generisch angelegt sind, erfolgte
die vergleichende Bewertung nicht quantitativ, sondern wurde durchge-
hend verbal-argumentativ mit einem strukturierten Vorgehen vorgenom-
men. Dabei kam ein Outranking-Verfahren zur Anwendung. Eine Entsor-
gungsoption wird im Vergleich zu den anderen untersuchten Optionen
günstig bewertet, wenn die mit ihr verbundenen kalkulierbaren Risiken,
Ungewissheiten und Robustheitsdeﬁzite gering sind. Die Grundlagen und
Ergebnisse der Bewertungen sind in vier ENTRIA-Arbeitsberichten darge-
stellt.
Bürgerforum „Wohin mit unserem Atommüll?”
Die Planung für die Durchführung des Forums im Frühjahr 2015 begann
im Frühjahr 2014. Neben der strukturellen Organisation – Wahl des Ta-
gungsortes, Auswahl der Teilnehmer, Form und Partner der Moderation
– ﬂoss die meiste Arbeit in die inhaltliche Konzeption. Normativ be-
trachtet folgt das Format des Bürgerforums dem diskursiven Ideal einer
„idealen Sprechsituation“, in welcher alle Gründe aller Diskursteilnehmer
zunächst gleichwertig angehört werden und in der Diskussion nur der
zwanglose Zwang des besseren Arguments vorherrscht. Die Besetzung
mit Laien und der bewusste Ausschluss von Stakeholdern im Teilnehmer-
kreis wiederum gründen auf der Annahme, dass der Gemeinsinn einen
regulativen Charakter bei der Bildung von allgemeinen Urteilen hat. Der
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Teilnehmerkreis ist durch die geringe Anzahl und das Zufallsprinzip nicht
repräsentativ.
Auf politischer Seite folgte dem Bürgerforum eine Einladung von Teil-
nehmern zur Auftaktveranstaltung zur Bürgerbeteiligung der Kommissi-
on in Berlin am 20. Juni 2015 und eine Vorstellung des Gutachtens in einer
Sitzung der AG 1 der Kommission (Allenfort u. a., 2015). Den Teilnehmern
wurde so die Möglichkeit gegeben, sich direkt an einer gesellschaftspoli-
tischen Debatte zu beteiligen.
Delphi-Studie
Anhand einer Delphi-Studie sollten möglichst diverse Ansichten über ver-
schiedene Problematiken der Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe ab-
gebildet und der gesamtgesellschaftliche Dissens näher analysiert wer-
den. Insofern ist die Delphi-Studie im Sinne eines Politik-Delphis zu ver-
stehen (Turoff, 2002) und entspricht weniger dem „klassischen Ansatz“
(Häder, 2014).
Die Studie bestand aus zwei Befragungsrunden, wobei in der ersten
Runde anhand eines möglichst heterogenen Meinungsbildes und unter-
schiedlicher Argumentationen der Möglichkeitsraum qualiﬁzierter Aus-
sagen identiﬁziert wurde, um der Komplexität des Diskurses Rechnung zu
tragen. Hierbei lag der Fokus nicht, wie beim Bürgerforum, auf Einigung
und Verabschiedung der Argumente im Konsens, sondern auf der bewuss-
ten Identiﬁkation von Dissensen, um Widersprüche für die zweite Frage-
runde herauszuarbeiten und anzuwenden. Es wurden 25 Aussagen und
Fragen für die zweite Umfrage formuliert, mit der Intention, dass sich die
Teilnehmenden zu konkreten Standpunkten und Argumenten verhalten
mussten, statt bloß ihre Meinung wiederzugeben1. Bei der Beantwortung
der Fragen herrscht so ein gewisser Begründungszwang, um den Angaben
gewisse Überzeugungskraft und Gültigkeit zu verleihen.
Im Gegensatz zur exklusiven Expertenkultur der früheren Technikfol-
genabschätzung bezieht sich „Experte/Expertin“ im partizipativen An-
satz des AP nicht (nur) auf die Legitimation durch beruﬂiche Tätigkeit,
sondern vielmehr auf den möglichst großen Erfahrungshorizont zur Ent-
sorgung hoch radioaktiver Reststoffe. Daher sind explizite Adressaten der
Studie unter anderem Personen aus Umweltverbänden und Bürgerinitia-
tiven. Zur Identiﬁkation möglicher Experten und Expertinnen wurden in
Anlehnung an das Akteurs-Screening (Häfner, 2016) verschiedene politi-
sche Akteure und Akteursgruppen identiﬁziert. Insgesamt 11 Personen
aus den folgenden Kategorien nahmen an der ersten Runde teil: i) Bundes-
1Im Sinne eines „extended peer review“, vgl. Funtowicz u. Ravetz (1993).
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und Landesbehörde (n = 3), ii) Wissenschaft (n= 4), iii) Unternehmen (n =
2), iv) Umweltverband/NGO/Bürgerinitiative (n = 1) sowie vi) Sonstige (n
= 1). Der Fragebogen umfasste 20 Fragen, welche ganz unterschiedliche
Problematiken der Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe thematisier-
ten (z. B. Fragen zu Sicherheit, Gerechtigkeit, Entsorgungsoptionen).
Das Expertenpanel der zweiten Befragungsrunde umfasste 10 Perso-
nen: 9 der Teilnehmenden der ersten Runde, und eine weitere Person aus
einer NGO, die an der ersten Fragerunde nicht beteiligt war. In dieser Run-
de sollten die Teilnehmenden zentrale Aussagen aus der ersten Runde re-
ﬂektieren und sich zu ihnen argumentativ verhalten. Ziel der Studie war
ein besseres Verständnis der Dissenslage unter den Befragten (z. B. mögli-
che Gründe und Bedingungen). Ihre detaillierte Auswertung wird in einer
Veröffentlichung vorgenommen, die Ende 2018 erscheinen wird.
Wissenschaftstheoretische Auseinandersetzung mit inter- und
transdisziplinärer Forschung: Entstehung des Sammelbandes „Inter- und
Transdisziplinarität bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe“
Muss man nicht auch die Möglichkeit eines einheitlichen Begriffsver-
ständnisses zwischen den beteiligten Disziplinen diskutieren? Diese auf
dem Auftakttreffen in Goslar im April 2013 aufgeworfene Frage eines
Ministerialbeamten gab den Anstoß, die Arbeit im ENTRIA-Projekt auch
wissenschaftstheoretisch zu ﬂankieren. Ergebnis war unter anderem der
Sammelband „Inter- und Transdisziplinarität bei der Entsorgung radio-
aktiver Reststoffe“.
Der spätere Herausgeberkreis erarbeitete zunächst einen Text, der die
Notwendigkeit zu inter- und transdisziplinärer Entsorgungsforschung
darlegt, deren Möglichkeiten diskutiert und Herausforderungen aufzeigt
(Chaudry u. a., 2016). Die Idee, ein solches Buchprojekt zum Vehikel für
die Auseinandersetzung mit und über Interdisziplinarität in ENTRIA zu
machen, war bereits beim Auftakttreffen in Goslar aufgekommen.
Im ersten Teil des Sammelbandes reﬂektieren die Autoren und Autoren-
teams Grundlagen, Methoden und Grenzen des eigenen Faches sowie des-
sen Bezug zur Thematik der Entsorgung radioaktiver Reststoffe. Leitge-
danke war die Ermöglichung eines niederschwelligen Einstiegs für diszi-
plinfremde Wissenschaftler und die Schaffung einer gemeinsamen Wis-
sensbasis für Beteiligte und Leser. In der alltäglichen Projektarbeit gibt
es häuﬁg wenig Möglichkeiten zur Reﬂexion über die Grenzen der eige-
nen Disziplin. Diese sind insbesondere jungen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern häuﬁg wenig bewusst, da sie im Studium kaum thema-
42
3.1 Prozessanalyse
tisiert werden; dieses Wissen ist jedoch eine wesentliche Voraussetzung
für erfolgreiche disziplinenübergreifende Zusammenarbeit.
Erste Erfahrungen mit der Zusammenarbeit im ENTRIA-Projekt, ge-
plante interdisziplinäre Arbeiten und die Betrachtung gemeinsamer Fra-
gen von verschiedenen disziplinären Standpunkten aus stehen im Fo-
kus des zweiten Teils. U. a. wird die Eingangsfrage nach einem einheitli-
chen Begriffsverständnis aufgegriffen und im Beitrag „Möglichkeiten und
Grenzen der Vereinheitlichung wissenschaftlicher Begriffe in der interdis-
ziplinären Zusammenarbeit – eine politik- und rechtswissenschaftliche
Auseinandersetzung“ reﬂektiert.
Wissenschaftstheoretisch setzen sich die letzten beiden Beiträge des
Sammelbandes mit der Frage nach inter- und transdisziplinärer Entsor-
gungsforschung auseinander. Der Beitrag „Wissenschaftliche Synthese
bei der Forschung zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe in der For-
schungsplattform ENTRIA“ widmet sich vor allem der Differenzierung
der verschiedenen Spielarten disziplinenübergreifender Forschung und
legt einen Schwerpunkt auf die geplante Wissenssynthese im Forschungs-
verbund ENTRIA. Armin Grunwald schließlich geht in seinem Beitrag
darüber hinaus und befasst sich mit der Notwendigkeit von Wissensinte-
gration zur Lösung der Entsorgungsfrage.
In methodischer Hinsicht betraten die meisten Autoren mit ihren Tex-
ten und der Mitarbeit an dem Sammelband Neuland. Nicht nur die Inhal-
te, sondern auch die Prozesse zur Entwicklung und Gestaltung des Bandes
waren in hohem Maße interdisziplinär kooperativ angelegt. Während im
ersten Teil noch vermehrt einzelne Autoren oder Teams verwandter Dis-
ziplinen für die Texte verantwortlich zeichnen, wurden die Beiträge des
zweiten Teils ausschließlich von interdisziplinären Teams aus zwei oder
drei Autoren erarbeitet. Interdisziplinär bedeutet in diesem Fall fast im-
mer, dass die Autoren Wissenschaftsdisziplinen angehören, die originär
nicht über gemeinsame Grundlagen oder eine in Teilen gemeinsame Spra-
che verfügen. So wurde bereits das Schreiben der Textentwürfe zu einem
interdisziplinären Lernprozess für die Beteiligten.
Die Textentwürfe wurden in zwei Autorenworkshops im März und Juni
2015 besprochen. Im Vorfeld wurden die Entwürfe verteilt und gelesen.
Jeder Text wurde von einem der nicht daran beteiligten Autoren vorge-
stellt und einer gründlichen Kritik unterzogen. Anschließend wurde der
Beitrag im Plenum diskutiert. Als besonders positiv wurde die gleichzei-
tig schonungslose und konstruktive Analyse durch den Referenten und
die Kollegen bewertet.
Viele der überarbeiteten Manuskripte wurden in einem zweiten Work-
shop ein weiteres Mal kritisch gesichtet. Die Vorstellung und Diskussion
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der Entwürfe im Autorenkreis führte dazu, dass die Autoren über ihren
eigenen Beitrag hinaus das Gesamtkonzept des Sammelbandes verstehen
und mitgestalten konnten. Nicht nur der Sammelband, sondern das ge-
samte Forschungsprojekt proﬁtierten von dieser Vorgehensweise. Die An-
wesenden erwarben viel tiefere Einblicke in die Arbeitsweise der fremden
Disziplinen als es im Rahmen von Vorträgen auf Projekttreffen etc. mög-
lich ist. Sie dienten in ihren jeweiligen Teams anschließend als Multipli-
katoren. Die Zusammenarbeit bei der Produktion des Sammelbandes ge-
bar weitere Kooperationen im Verlauf des Projekts. Über die Bearbeitung
und Vermittlung von Inhalten hinausgehend ermöglichen die wechselsei-
tigen Begegnungen erst belastbare und produktive Arbeitsbeziehungen,
die von Vertrauen geprägt sind (Frevert, 2013).
Die Auseinandersetzung mit den Begriffen Interdisziplinarität und
Transdisziplinarität wirkte in das Projekt hinein und trug dazu bei, dass
der Stand der wissenschaftstheoretischen Diskussion über Inter- und
Transdisziplinarität in ENTRIA wahrgenommen und aufgegriffen wurde.
Viele der Autoren engagierten sich im weiteren Projektverlauf in hohem
Maße für die Kooperation und Kommunikation im Projekt, besonders auf
der Ebene der Projektmitarbeiter. Nicht zuletzt diente der Sammelband
aber dazu, Auseinandersetzung, Erfahrungen und weiterführende Überle-
gungen aus der ENTRIA-Forschung einem breiteren Publikum zugänglich
zu machen (Smeddinck u. a., 2016).
Plädoyer und Gegenrede
Am 5. November 2015 wurde im Rahmen des jährlichen ENTRIA-Projekt-
treffens von den drei Vertikalprojektleitern je ein Plädoyer für jede der
drei betrachteten Entsorgungsoptionen gehalten. Auf jedes Plädoyer ant-
wortete ein Projektmitarbeiter mit einer Gegenrede. Auf dem Weg zur Ent-
wicklung von Bewertungsgrundlagen für die drei von ENTRIA untersuch-
ten Entsorgungsoptionen erschien es sinnvoll, zu prüfen, aus welchen
Gründen sich für eine Option argumentieren lässt und sich, sei es auch
hypothetisch, in Anwaltschaft für sie zu setzen, um sie in einem Plädoyer
jeweils mit starken Argumenten möglichst überzeugend zu vertreten. Die
Fürsprache soll folgendes leisten: sie hebt deskriptiv die Charakteristika
einer Schlüsseloption hervor, die als deren Stärken gelten sollen, unter-
streicht diese Stärken argumentativ und versucht, diese Bewertung vor ei-
nem gebildeten und kritisch eingestellten Fachpublikum zu verteidigen.
Sie weist ipso facto darauf hin, dass aus den Unterschieden der Optionen
die Notwendigkeit der Setzung von Prioritäten erwächst, die auf Wertur-
teilen und Kriterien beruhen müssen. Werturteile und Kriterien können
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unter höherstuﬁgen Prinzipien (Sicherheit, Gerechtigkeit) beurteilt wer-
den.
Die Gegenrede hat die Rolle des hypothetischen Gegenstandpunktes,
das heißt, die Rednerinnen und Redner versuchen, eine Entsorgungsopti-
on so schwach wie möglich darzustellen und ihre Deﬁzite in den Vorder-
grund zu stellen. Ihr Ziel ist es, eine Option auf ihre Nachteile engzufüh-
ren und nur Gründe aufzuzeigen, die gegen die jeweilige Option sprechen,
um die Argumente des Plädoyers zu entkräften.
Schließlich ist die Aussprache für eine Option Teil einer deliberativen
Entscheidungsﬁndung. Die Aufgabe der hypothetischen Fürsprache und
des hypothetischen Gegenstandpunktes zwingt den Redner, sich in eine
fremde Rolle hineinzuversetzen. Das wiederum kann zu Rückkopplungen
auf die eigene reale Position in der Debatte um den richtigen Entsorgungs-
weg führen. Die eigene Perspektive wird geweitet und die Fähigkeit zur
schlüssigen Argumentation gestärkt.
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Grundannahmen zur Analyse der Optionen
3.2.1 Referenzkonzepte und -modelle, Szenarien: Grundlagen
Um einen Beitrag zur Erstellung von Bewertungsgrundlagen, insbeson-
dere für die vergleichende Risikobewertung, leisten zu können, war es
notwendig, die Entsorgungsoptionen konﬁgurativ auszugestalten. Dies
geschah exemplarisch mit Hilfe von Referenzkonzepten und -modellen.
Ob die Ausgestaltung einer Option auch sicherheitstechnisch vertretbar
ist, muss in umfassenden Sicherheitsanalysen untersucht werden: Es
stellt sich die Frage, ob bestehende Sicherheitskonzepte übernommen
werden können, ob diese modiﬁziert oder neu entwickelt werden müs-
sen oder ob die konﬁgurative Ausgestaltung sicherheitstechnisch nicht
vertretbar ist und verworfen werden muss. Im Vorhaben ENTRIA wurden
aufgrund der Schwerpunktsetzung des Vorhabens keine solchen syste-
matischen Sicherheitsanalysen durchgeführt, es wurden der Vorhaben-
beschreibung entsprechend jedoch einige sicherheitstechnische Aspekte
(z. B. des Strahlenschutzes und der Bergwerksicherheit in der Betriebs-
phase und bei einer eventuellen Rückholung sowie der Geomechanik,
der Fluiddynamik und des Nuklidtransports nach Verschluss des Tiefen-
lagers) untersucht. Einzelne Aspekte der Optionen wurden im Vorhaben
u. a. anhand von Referenzmodellen und für sie deﬁnierter Szenarien auch
im Hinblick auf die Bewertungsgrundlagen exemplarisch untersucht, ei-
ne umfassende Bewertung der Optionen im Sinne einer Reihung erfolgte
jedoch nicht. An der Entwicklung der Referenzkonzepte, -modelle und
Szenarien waren alle im Transversalprojekt 4 und in den Vertikalprojek-
ten involvierten Institutionen beteiligt.
Die Referenzkonzepte und -modelle wurden standortunabhängig und
bei den Tiefenlagern für die Wirtsgesteinstypen Steinsalz, Tonstein, Ton
und kristallines Hartgestein entwickelt. Sie betreffen insbesondere die
technischen Konzepte der Entsorgungsoptionen, einschließlich der Geo-
metrien und der zu verwendenden Materialien der geologischen bzw.
(geo-)technischen Barrieren. Die Referenzmodelle zeichnen sich durch
ihren „generischen“ Charakter aus, sind aber soweit ausgearbeitet, wie
es für eine differenziertere vergleichende Bewertung notwendig ist. Im
Abstimmungsprozess zu den Referenzmodellen, an dem alle Vertikal-
projekte sowie das Transversalprojekt 4 beteiligt waren, wurden unter
anderem folgende grundsätzlichen Übereinkünfte festgelegt:
• Für jede der drei Entsorgungsoptionen können nur je eine oder sehr
wenige Varianten rechnerisch betrachtet werden.
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• Bei allen Referenzmodellen wird davon ausgegangen, dass sie die
heute geltenden Genehmigungsanforderungen im Prinzip erfüllen.
• Die Referenzmodelle werden eindeutig, aber gleichzeitig so ﬂexi-
bel wie nötig deﬁniert. Verbleibende Freiheitsgrade werden benannt
und mit ihren Vor- und Nachteilen beschrieben.
• Der Optionenvergleich setzt die Referenzmodelle in Relation zuein-
ander. Es wird keine absolute Bewertung vorgenommen.
• Die Oberﬂächenlagerung soll für einen Zeitraum von bis zu ca. 200
Jahren konzipiert werden (Genaueres im Abschnitt zur Oberﬂächen-
lagerung, s. unten). Welcher Weg danach zur weiteren Entsorgung
der Reststoffe eingeschlagen wird, bleibt offen.
• Für die Option „Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit
Vorkehrungen zur Überwachung und Rückholbarkeit“ (Vertikalpro-
jekt 6) werden Tiefenlager und Einlagerung so gestaltet, dass die
Reststoffe auf der Grundlage vorab zu planender Prozesse zurück-
geholt werden können.
Die in ENTRIA entwickelten Referenzmodelle waren zusammen mit den
Festlegungen für Behälter (Arbeitspaket „Beurteilung von Langzeitstabi-
lität“, AP 6.5) Grundlage
• der Abschätzung von Dosisbelastungen für das Personal bei Einlage-
rungs- und Rückholvorgängen (Arbeitspakete 4.2 „Vergleich der ra-
diologischen Gefährdung“ und 4.5 „Individuelle Dosimetrie für Be-
schäftigte in Entsorgungsanlagen“),
• der Untersuchungen zur Funktionstüchtigkeit von Hohlraumsiche-
rungen (z. B. Ausbau) und Abdichtungen und zu Schlussfolgerun-
gen zur möglichen Dauer des Zeitraums der Überwachung (Arbeits-
pakete 6.3 „Risikoanalytische Bewertung geotechnischer Schutzsys-
teme“ und 6.4 „Untersuchung der Interaktion der geotechnischen
Erfordernisse des Life-Cycle-Engineerings und der risikoanalyti-
schen Betrachtung von Tiefenlagern mit der Option zur Rückhol-
barkeit“) und
• der numerischen Modellierungen langzeitsicherheitsrelevanter
Prozesse für die Wirtsgesteinstypen Steinsalz und Tonstein (Ar-
beitspakete 4.4 „Radionuklidquellterme für verschiedene Entsor-
gungsoptionen“, 5.1 „THM-gekoppelte Nahfeld-Prozesssimulation
im Salinargebirge“, 5.2 „THM-gekoppelte Nahfeld-Prozesssimulati-
on im Tonsteingebirge“, 5.3 „Numerische Modellierung von THMC-
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Prozessen“, 6.7mod2 „Numerische Simulation ﬂuiddynamischer
Prozesse“). Die Rechenergebnisse zu langzeitsicherheitsrelevanten
Prozessen können zum Verständnis des Systemverhaltens sowie
ausgewählter ablaufender physikalischer Prozesse beitragen und
eine verbal-argumentative Bewertung stützen. Hierfür sind z. B. Er-
gebnisse zur Barrierenintegrität, zur Gasbildung und zu Fluid- und
Schadstoffströmen von Interesse.
3.2.2 Die sicherheitsrelevanten Eigenschaften der
Referenzmodelle
Die Referenzmodelle
Die in ENTRIA zu betrachtenden Referenzmodelle sind generischer Natur
und stehen beispielhaft für mögliche zu realisierende Entsorgungsoptio-
nen:
• Tiefenlagerung ohne explizite Vorkehrungen zur Überwachung und
Rückholung der Abfälle (abgekürzt TE). Es handelt sich um End-
lager in tiefen geologischen Formationen entsprechend den BMU-
Sicherheitsanforderungen (BMU, 2010), d. h. schneller Verschluss
des Endlagers nach Beendigung der Einlagerung. Eine Rückholbar-
keit der Abfälle ist jedoch nicht vorgesehen.
• Tiefenlagerung mit Monitoring und Möglichkeit zur Rückholung
der Abfälle (abgekürzt TM). Das Endlagerbergwerk wird für einen
festzulegenden Zeitraum nach Abschluss der Einlagerung (100 Jah-
re?) offen gehalten, gefüllte Einlagerungsfelder werden aber ver-
schlossen. Das Monitoring wird über die gesamte Zeit der Offenhal-
tung durchgeführt, und die eventuelle Rückholung der Abfälle wird
bereits bei ihrer Einlagerung berücksichtigt. Der Zeitpunkt des Ver-
schlusses des Tiefenlagers sowie eine eventuelle Rückholung von
Abfällen hängen von Entscheidungsprozessen in der Gesellschaft,
u. a. auf Basis der Ergebnisse des Monitorings, ab. Die Bergung von
Abfällen muss ebenfalls für 500 Jahre gewährleistet werden.
• Oberﬂächenlagerung (abgekürzt OL): Lagerung der Abfälle in Behäl-
tern in einem Gebäude an der Erdoberﬂäche für einen bestimmten
Zeitraum (ca. 200 Jahre). Im Anschluss an die Oberﬂächenlagerung
sind weitere Maßnahmen erforderlich.
2Das AP 6.7mod ist eine im Vergleich zur Vorhabenbeschreibung in Abstimmung mit dem
Projektträger modiﬁzierte Version.
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Im Folgenden werden die in Transversalprojekt 4 („Interdisziplinäre Ri-
sikoforschung“) von risicare zugrunde gelegten Sicherheitskonzepte für
die Referenzmodelle kurz vorgestellt. Sie sind Grundlage für die verglei-
chende Risikobewertung der ENTRIA-Referenzmodelle.
3.2.3 Das Sicherheitskonzept der Referenzmodelle für die
Tiefenlager
Allgemeines
Das Sicherheitskonzept für ein Tiefenlager beschreibt in allgemeiner
und qualitativer Weise grundlegende Sicherheitsanforderungen (z. B. Ein-
schlussgedanke, Integritätsgedanke, Wartungsfreiheit, Kritikalitätsaus-
schluss), wobei jede Sicherheitsanforderung mit Einzelanforderungen
unterlegt wird, mit deren Hilfe die langfristig sichere Lagerung der radio-
aktiven Abfälle gewährleistet werden soll. Ein solches Sicherheitskonzept
ist in Deutschland zum ersten Mal im Rahmen der „Vorläuﬁgen Sicher-
heitsanalyse Gorleben“ (VSG) im Detail für einen Salzstock ausgearbeitet
worden. Das Sicherheitskonzept stellt damit die Grundlage für alle weite-
ren gehenden Arbeiten für Referenzmodelle zu den Optionen TE und TM
im Rahmen des Transversalprojekts 4 dar.
Das im Folgenden dargestellte Sicherheitskonzept für TE und TM ori-
entiert sich an dem Sicherheitskonzept der VSG, denn es besitzt alle Ele-
mente, die für die Risikobetrachtungen im Transversalprojekt 4 relevant
sind. Mehr noch: Das Sicherheitskonzept eines Salzstockes kann in sei-
nen grundlegenden Prinzipien auch auf die Wirtsgesteine Tonstein und
Salz in ﬂacher Lagerung übertragen werden. Sowohl bei Lagerung in Salz
als auch in Tonstein gelten die gleichen Grundanforderungen, nämlich
der möglichst weitgehende, sofortige und dauerhafte Einschluss der Ab-
fälle in einem deﬁnierten Gebirgsbereich (einschlusswirksamer Gebirgs-
bereich – ewG)3. Im Rahmen des Vertikalprojekts 6 erfolgten darüber hin-
aus Untersuchungen zu Tiefenlagern im kristallinen Hartgestein.
Zudem können beide Tiefenlagertypen TE und TM diesem Sicherheits-
konzept zugeordnet werden, denn für beide besteht das letztendliche Ziel
der Tiefenlagerung im dauerhaft passiven Einschluss der Abfälle in der
tieﬂiegenden geologischen Wirtsgesteinsformationen. Gemessen am ge-
samten Nachweiszeitraum von 1 Mio. Jahren ist beim Tiefenlagertyp TM
die Zeitspanne für Monitoring und Rückholbarkeit vernachlässigbar ge-
3Vgl. eingehend die im Rahmen von ENTRIA entstandene und von IGB und IRW betreute
Masterarbeit von Driftmann (2016).
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ring. Allerdings bringt das längere Offenhalten bei TM einige spezielle
Risiken mit sich.
Kurzdarstellung wesentlicher Komponenten des Sicherheitskonzepts
Das Sicherheitskonzept legt fest, mit welchen Maßnahmen die in (BMU,
2010) vorgegebenen Schutzziele erreicht werden sollen und auf welchen
Sicherheitsfunktionen die Sicherheit und der Sicherheitsnachweis für
entsprechende Standorte in Steinsalz basieren sollen. Es ist sowohl für
die steile und die ﬂache Lagerung in Salz als auch für die Lagerung in
Tonstein auf einer generischen Ebene identisch, und zwar für die Refe-
renzmodelle für die Optionen TE und TM. Für diese Referenzmodelle sind
folgende Komponenten von Bedeutung für das die Langzeitsicherheit ge-
währleistende Sicherheitskonzept:
Komponente einschlusswirksamer Gebirgsbereich. Er stellt die langfristig
wichtigste Barriere für beide Wirtsgesteine dar. Wegen seiner extrem ge-
ringen Permeabilität, seinem ausgeprägt plastischen Verhalten und sei-
ner guten Temperaturverträglichkeit kann Steinsalz – eine gute Stand-
ortauswahl vorausgesetzt – langfristig Lösungszuﬂüsse zu den Abfallge-
binden bzw. Freisetzung und Transport von Lösungen mit Radionukliden
aus den Abfallgebinden in die Biosphäre verhindern. Aufgrund seiner hy-
draulischen Eigenschaften (praktische Dichtheit) ist Steinsalz das einzige
Wirtsgestein, in dem der vollständige Einschluss der Schadstoffe im ewG
für den gesamten Nachweiszeitraum von 1 Mio. Jahre realisiert werden
kann.
Tonstein weist eine geringe Permeabilität und eine hohe Sorptions-
kapazität auf und zeichnet sich durch plastisches Verhalten aus. Die
Permeabilität von Tonstein ist jedoch nicht so gering, dass ein Zutritt
von Formationswässern an die Abfälle und die nachfolgende Freiset-
zung von Radionukliden ausgeschlossen werden kann. Deshalb soll die
Ausbreitung von Radionukliden im Tonstein in einem Endlager diffusi-
onsdominiert sein; ihre advektive (strömungsgetragene) Ausbreitung ist
zu vermeiden. Wegen der Diffusion ist ein vollständiger Einschluss der
Radionuklide im Tonstein innerhalb des ewG für den Nachweiszeitraum
von 1 Mio. Jahre unter realen Bedingungen nicht erreichbar. Ein sicherer
Einschluss im ewG, der das Übertreten vernachlässigbare Schadstoffmen-
gen vom ewG in das umgebende Wirtsgestein gestattet, ist bei guter
Standortauswahl für den geforderten Nachweiszeitraum jedoch möglich.
Im Gegensatz zum Sicherheitskonzept für Salzformationen, bei dem der
Einschluss der Radionuklide im ewG dadurch erreicht werden soll, dass
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ein Zutritt von Lösungen zu den Abfällen be- bzw. verhindert wird, er-
folgt der Einschluss der Radionuklide im ewG des Tonsteins also primär
durch die Behinderung des diffusionsdominierten Schadstofftransports
und durch chemische und physikalische Prozesse der Rückhaltung von
Radionukliden innerhalb des ewG.
Komponente Versatz. Die notwendige Durchörterung des Wirtsgesteins
bzw. des ewG durch das Auffahren verschiedenster Grubenhohlräume
führt zu einer unvermeidlichen Schwächung der Barriere Wirtsgestein.
Sie muss kompensiert werden durch wirksame technische Verschlüsse
aus arteigenem Material. Dazu dient bei Steinsalz der zum Versatz der
Resthohlräume des Tiefenlagerbergwerks benutzte Salzgrus, der wegen
seiner Kompaktion infolge der Gebirgskonvergenz im Verlaufe der Zeit
seine Permeabilität und Porosität soweit verringern soll, dass er sich
der Qualität des ungestörten Wirtsgesteins annähert. Der Zeitraum, bis
die angestrebte Qualität erreicht wird, erstreckt sich nach derzeitigem
Kenntnisstand in Abhängigkeit von verschiedenen Einﬂussgrößen (z. B.
Temperatur, Feuchtegrad des Salzgruses) von einigen hundert Jahren bis
zu wenigen tausend Jahren. Bei Tonstein sind die notwendigen Perfora-
tionen des Wirtsgesteins, speziell des ewG, ebenfalls durch den Versatz
zu verschließen. Dazu bieten sich Bentonit oder ein Bentonit-Sand-Ge-
misch an, da sie wirtsgesteinsähnliche Eigenschaften aufweisen. Der
Versatz erreicht die geforderten einschlusswirksamen Eigenschaften erst
nach seiner homogenen Aufsättigung und Quellung. Die dazu benötigte
Zeitdauer liegt nach heutigem Kenntnisstand bei einigen tausend Jahren.
Insgesamt sind die beiden Komponenten ewG und Versatz (Salzgrus,
Bentonit) im Verbund für die langfristige Isolationswirkung der Abfall-
produkte über den gesamten Nachweiszeitraum von einer Mio. Jahre von
entscheidender Bedeutung.
Komponenten schnell wirksame Streckenabdichtungen und Schachtabdich-
tungen. Bis der Versatz seine volle Wirksamkeit erreicht hat, müssen
schnell wirksame Strecken- und Schachtabdichtungen dafür sorgen, dass
die Abdichtung der Einlagerungsfelder gegen den Zutritt von Formations-
lösungen und Lösungen von außerhalb gewährleistet wird. Die techni-
schen Abdichtungen können standortspeziﬁsch aus verschiedenen diver-
sitären und redundanten Abdichtelementen aufgebaut sein. Sie müssen
in dieser frühen Nachbetriebsphase schnell wirken und einen Zeitraum
bis ca. 10.000 Jahren abdecken.
Die Strecken- und Schachtabdichtungen besitzen als geotechnische
Bauwerke eine – bezogen auf den gesamten Nachweiszeitraum von 1 Mio.
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Jahre – nachgeordnete Bedeutung. Sie sind aber in den ersten Jahrtau-
senden bedeutsam, bis der ewG im Verbund mit den geotechnischen
Barrieren die Langzeitsicherheit gewährleisten kann.
Komponente Abfallbehälter. Dem Abfallbehälter kommt im Salz eine
zeitlich deutlich begrenzte Anforderung zu. Er soll mindestens 500 Jahre
dicht gegenüber der Freisetzung radioaktiver Aerosole und innerhalb die-
ses Zeitraumes im Fall einer Bergung handhabbar sein. Darüber hinaus
werden an ihn keine weiteren Anforderungen gestellt. Der Abfallbehälter
ist also nur während der Betriebsphase und zu Beginn der Nachbetriebs-
phase für einen Zeitraum bis 500 Jahre – vielleicht auch bis zu 1.000
Jahren – im Salzgestein bedeutsam. In Tonstein sind die Anforderungen
an den Abfallbehälter höher als bei Salz. Das hängt vor allem mit der
langsameren Entwicklung des Bentonitversatzes (s. o.) zusammen. So
wird beispielsweise in der Schweiz von der Dichtheit des Behälters für
einen Zeitraum von bis zu 10.000 Jahren ausgegangen.
Insgesamt beruht das skizzierte Sicherheitskonzept für die beiden Tie-
fenlager TE und TM und die beiden Wirtsgesteine auf wenigen Sicher-
heitskomponenten, deren funktionale und zeitliche Wirksamkeit jeweils
aufeinander abgestimmt sind. Die beiden wichtigsten langzeitwirksamen
Komponenten stellen der ewG und der Versatz dar. Der ewG ist dabei funk-
tional unverzichtbar.
Langfristig soll sich das Tiefenlager zu einem passiv-sicheren Zustand
hin entwickeln, in dem die radioaktiven Abfälle von menschlichem Han-
deln und natürlichen Entwicklungen unabhängig sicher lagern sollen.
Das über den ewG hinausgehende Wirtsgestein sowie das Deck- und
Nebengebirge der Wirtsgesteinsformationen müssen als Sicherheitsreser-
ven angesehen werden. Sie werden im Vorhaben ENTRIA nicht weiter be-
handelt, da ihre Eigenschaften sehr von standortspeziﬁschen Aspekten
abhängen.
Sicherheitskonzept, Systemkomponenten und abgeleitete
Sicherheitsfunktionen
Ausgangspunkt der Ableitung und Zusammenstellung der Sicherheits-
funktionen ist das jeweilige Sicherheitskonzept, das den Referenzmodel-
len der beiden Tiefenlager TE und TM für die Gesteinsarten Salz- und
Tonstein zugrunde liegt. Es besteht aus einzelnen Komponenten (s. o.),
die ihrerseits in Sicherheitsfunktionen untergliedert werden können.
Nach der Deﬁnition des (BMU, 2010) ist eine Sicherheitsfunktion „…ei-
ne Eigenschaft oder ein im Endlagersystem ablaufender Prozess, die bzw.
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der in einem sicherheitsbezogenen System oder Teilsystem oder bei ei-
ner Einzelkomponente die Erfüllung der sicherheitsrelevanten Anforde-
rungen gewährleistet. Durch das Zusammenwirken solcher Funktionen
wird die Erfüllung aller sicherheitstechnischen Anforderungen sowohl in
der Betriebsphase als auch in der Nachverschlussphase des Endlagers ge-
währleistet“.
Die von Transversalprojekt 4 betrachteten Sicherheitsfunktionen der
beiden Referenzmodelle zur Tiefenlagerung dienen der Erfüllung deﬁ-
nierter sicherheitsrelevanter Anforderungen in der Nachbetriebsphase.
Ihre übergeordnete integrale Aufgabe besteht in der Isolation der Schad-
stoffe in den Tiefenlagern, speziell innerhalb des ewG. Damit stellt sich
ein Bezug der Sicherheitsfunktionen zum Sicherheitskonzept bzw. seinen
Komponenten der Referenzmodelle dar. Es ist kein aktives sicherheitsge-
richtetes menschliches Handeln in der Nachbetriebsphase, d. h. nach
dem Verschluss der Tiefenlager TE und TM nach Betriebsende, erforder-
lich. Die sicherheitsgerichtete Absicht von Sicherheitsfunktionen zielt
also hauptsächlich auf den Einschluss bzw. die Rückhaltung der Radionu-
klide ab (radionuklidrückhaltende Sicherheitsfunktionen). Sie begrenzen
oder verhindern Lösungsbewegungen oder den Radionuklidtransport und
sind für die Robustheitsbewertung wesentlich. Nur diese Sicherheitsfunk-
tionen werden im Transversalprojekt 4 bewertet.
Daneben existieren integritätsbewahrende Sicherheitsfunktionen, die
dem Schutz der Integrität der rückhaltenden Sicherheitsfunktionen oder
Barrieren dienen (z. B. Schutz der maßgeblichen Gesteinsbarrieren vor
Erosion). Der von der jeweiligen integritätsbewahrenden Sicherheits-
funktion geleistete Robustheitsbeitrag wirkt sich auf die entsprechende
rückhaltende Sicherheitsfunktion aus und wird deshalb bei letzterer be-
rücksichtigt. Eine eigenständige Bewertung der integritätsbewahrenden
Sicherheitsfunktionen ﬁndet deshalb in Transversalprojekt 4 nicht statt.
Die radionuklidrückhaltenden Sicherheitsfunktionen lassen sich räum-
lich dem jeweiligen Referenzmodell, Teilsystemen von diesem oder Kom-
ponenten zuordnen, die als natürliche und technische Barrieren den
Einschluss der Radionuklide über kürzere oder längere Zeiträume ge-
währleisten sollen. In Transversalprojekt 4 geschieht eine Zuordnung der
radionuklidrückhaltenden Sicherheitsfunktionen zu den Komponenten
(s. Tab. 3.1). Einzelne charakteristische Parameter für die Sicherheits-
funktionen weisen als rückhaltende Sicherheitsfunktionsparameter eine
wesentliche Bedeutung bei der Ermittlung der Robustheit von Sicher-




Eine noch weiter ins Detail gehende Formulierung der Sicherheitsfunk-
tionen ist im Rahmen der bei ENTRIA zu betrachtenden generischen Be-
trachtungsebene sinnlos, da die Sicherheitsfunktionen mit zunehmenden
Detaillierungsgrad notwendigerweise immer stärker nur noch standort-
und konzeptspeziﬁsch beschreibbar und bewertbar sind. Mit Hilfe dieser
Sicherheitsfunktionen und ausgewählten funktionalen Parametern wer-
den die Robustheiten der einzelnen Sicherheitsfunktionen ermittelt. An-
schließend wird die Robustheit einer Sicherheitsfunktion ins Verhältnis
gesetzt zu ihrer Relevanz. Daraus ergeben sich gegebenenfalls Robust-
heitsdeﬁzite einzelner Sicherheitsfunktionen.
Die für die Tiefenlager vorgenommene Bewertung mittels Sicherheits-
funktionen und Robustheitsdeﬁziten ist in etwas weniger detaillierter
Form auch auf bestimmte Aspekte der Oberﬂächenlagerung angewandt
worden.
3.2.4 Das Sicherheitskonzept für die Oberﬂächenlagerung
Die Oberﬂächenlagerung (OL) der abgebrannten Brennelemente und
HAW-Kokillen ist für eine Dauer von ca. 200 Jahren vorgesehen. Sie er-
folgt trocken in Transport- und Lagerbehältern (TLB). Die Behälter stehen
in einem auf der Erdoberﬂäche errichteten Bauwerk. Im Falle unerwar-
teter Ereignisse müssen Behälter jederzeit abtransportierbar sein (ESK,
2013).
Einer der zentralen sicherheitstechnischen Aspekte des Lagerkonzep-
tes ist die in Bezug auf mechanische Einwirkungen von außen vollständig
redundante Auslegung von Behälter und Gebäude4. Der Behälter soll eine
vollständige Barriere gegen mechanische und thermische Einwirkungen
von außen sein, um radioaktive Freisetzungen zu verhindern oder min-
destens stark zu verringern. Das Lagergebäude als redundante Barriere
soll so ausgelegt werden, dass es schwerwiegenden mechanischen Einwir-
kungen von außen widerstehen kann, also standsicher bleibt und nicht
perforiert wird. Darüber hinaus soll das Lagergebäude durch seine Kon-
struktion thermische Belastungen der Behälter durch Einwirkungen von
außen oder nach Eindringen brennbarer Flüssigkeiten möglichst gering
halten. Die redundante Auslegung entspricht auch der in der Kerntech-
nik üblichen, sinngemäßen Anwendung der Sicherheitsanforderung an
Kernkraftwerke (BMUB, 2015b) auf andere Anlagen mit ähnlichen Radio-
aktivitätsinventaren.
4Reichardt, M. (2016): Widerstand gegen extreme, äußere Einwirkungen. ENTRIA-
Fachtagung Technische Aspekte von Optionen zur Entsorgung hoch radioaktiver Rest-
stoffe, Braunschweig, 01.-02.11.2016.
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Tabelle 3.1: Radionuklidrückhaltende Sicherheitsfunktionen (RSF) für
Tiefenlager in Salzgestein und Tonstein. Die kursiv gesetz-
ten Komponenten werden nicht betrachtet (Quelle: (Fischer-
Appelt u. Baltes, 2010), verändert).
Komponente Radionuklidrückhaltende Sicherheitsfunktion Charakteristische RSF-Parameter
Behälter
Begrenzung/Verhinderung Lösungszutritt zum Ab-
fallprodukt wegen Dichtwirkung Behälterwandung
Dicke Behälterwandung, Korrosionsbeständigkeit, Druck- u. Zug-
festigkeit, Qualitätssicherung,→ Standzeit, Ausfallrate
Begrenzung der Radionuklidausbreitung durch Lös-
lichkeitsgrenzen
pH, Temperatur, Redoxpotential, Lösungszusammensetzung,
Komplexierung, Kinetik d. Auﬂösung, Ausfällung, Radionuklid-
speziﬁkation, Lösungsbewegung→ Löslichkeitsgrenze
Verzögerung der Radionuklidausbreitung durch
Sorption am Behältermaterial




Porosität, Permeabilität, Diffusivität, diffusionsdominierter
Transport, Selbstabdichtung durch Quellen oder Konvergenz,
diffusionsdominierter Transport
Begrenzung der Radionuklidausbreitung wegen
Löslichkeitsgrenzen
pH, Temperatur, Redoxpotential, Lösungszusammensetzung,
Komplexierung, Radionuklidspeziﬁkation, Lösungsbewegung
Kinetik d. Auﬂösung, Ausfällung→ Löslichkeitsgrenze
Verzögerte Radionuklidausbreitung durch Sorption Mineralzusammensetzung, Korngröße, Porosität, organischer An-





Porosität, Permeabilität, Diffusivität, diffusionsdominierter
Transport, Selbstabdichtung durch Quellen oder Konvergenz
Verzögerung d. Radionuklidausbreitung durch
Sorption
Mineralzusammensetzung, Korngröße, Porosität, organischer An-





Porosität, Permeabilität, Diffusivität, diffusionsdominierter
Transport, Länge d. Abdichtung, Kontaktbündigkeit Nebengebir-
ge, Selbstabdichtung durch Quellen oder Konvergenz (Bentonit)
Verzögerung d. Radionuklidausbreitung durch
Sorption
Mineralzusammensetzung, Korngröße, Porosität, organischer An-







Porosität, Diffusivität, Permeabilität inkl. 2-Phasen-Parameter,
Ausdehnung d. Wirtsgesteins um das Endlagerbergwerk, für die
die charakteristischen Eigenschaften der RSF gelten
Verzögerung der Radionuklidausbreitung durch
Sorption
Mineralzusammensetzung, Korngröße, Porosität, organischer An-
teil, Belegung Sorptionsplätze,→ Kd-Wert
Weiteres Wirts-
gestein
Die konzeptionellen Anforderungen hinsichtlich der Isolations-
wirkung beschränken sich auf den ewG. Deshalb keine Betrach-
tung von RSF
Zusätzliche Sicherheitsreserve / Schutzfunktion für den ewG
Deckgebirge
Wegen Standortabhängigkeit keine Sicherheitsfunktion ausgewie-
sen. Berücksichtigung des Deckgebirges bei Einwirkung externen
Szenarien
Zusätzliche Sicherheitsreserve / Schutzfunktion für den ewG
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Das Oberﬂächenlager ist modular aufgebaut. Die etwa 1.900 in der
Bundesrepublik Deutschland erforderlichen Transport- und Lagerbehäl-
ter sind also auf mehrere direkt aneinander angrenzende Bauwerke am
Standort verteilt (Röhlig u. a., 2016). Die durch den Zerfall von Atomker-
nen im radioaktiven Inventar der Behälter freigesetzte Wärme wird zur
Vermeidung von Schäden an Behälter und Inventar in die Umwelt abge-
führt. Hierzu wird ein – im kerntechnischen Sinn – passives Sicherheits-
system eingesetzt. Die Lagergebäude besitzen an der Seite Lufteinlass-
und an der Decke Luftauslassschlitze. Durch die über den Behälterkörper
aus seinem Inneren abgegebene Wärme entsteht ein konvektiver Luft-
strom durch das Lagergebäude, mit dem die Wärme in die Umgebung
abgegeben wird.
Behälter und Inventar sind Belastungen durch die in den hoch radio-
aktiven Abfällen entstehende ionisierende Strahlung und Wärme sowie
Wärmewechsel und Alterung ausgesetzt. Wenn die beladenen Behälter
zur Oberﬂächenlagerung angeliefert werden, wurden sie bereits mehre-
re Jahrzehnte an ihren bisherigen Standorten zwischengelagert. Wegen
der Ungewissheiten zum längerfristigen Verhalten von Hüllrohren und
Strukturteilen der Leichtwasserreaktor-Brennelemente wird jedes Brenn-
element, ohne es vorher zu zerlegen, mit einer Büchse gekapselt (Röhlig
u. a., 2016). Darüber hinaus erfolgt nach einer Lagerung von etwa 100
Jahren eine Inspektion von Behältern und allen Inventaren (gekapsel-
te Leichtwasserreaktor-Brennelemente, andere Brennelementtypen und
Kokillen) und im Falle von nicht mehr speziﬁziertem Zustand des Behäl-
ters ein Umladen in neue oder instandgesetzte Transport- und Lagerbe-
hälter.
Für die wegen der langen Lagerzeit aus Vorsorgegründen vorgesehenen
Kapselung, Inspektion und Umladung ist am Standort eine „Heiße Zelle“
erforderlich. Die Heiße Zelle dient außerdem zur Durchführung der nach
Atomgesetz vorgeschriebenen Periodischen Sicherheitsüberprüfung von
Behälter und Inventar, sowie für Wartung und Reparatur, wenn an einem
Behälter ein Dichtheitsverlust auftritt (Röhlig u. a., 2016). Die Heiße Zel-
le beﬁndet sich in einem Gebäude mit zum Lagergebäude vergleichbarer
Auslegung gegen Einwirkungen von außen und gewährleistet eine weit-
gehende Rückhaltung von bei Behälteröffnung und Inventarhandhabung
freigesetzten Radionukliden sowie eine vollständige Abschirmung von Di-
rektstrahlung.
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3.2.5 Referenzmodelle: Grundlage der Untersuchungen zu
Tiefenlagern in den Vertikalprojekten 5 und 6
Das Tiefenlager muss einige von den Wirtsgesteinen zunächst unabhän-
gige Funktionen erfüllen. Wie bereits erwähnt, ist das Ziel die Überfüh-
rung in ein wartungsfreies Endlager nach der Feststellung der planmäßi-
gen oder einer positiveren Entwicklung des Tiefenlagers und seiner Sub-
systeme zur Erreichung der vorgegebenen Schutzziele. Bis dahin ist ei-
ne zügige und einfache Rückholung zu gewährleisten. Dies bedingt, dass
die Infrastrukturhohlräume offengehalten und die bergbauliche Sicher-
heit des Tiefenlagers erhalten werden. Die technischen, geotechnischen
und geologischen Barrieren dürfen nur soweit degradieren, dass die Inte-
grität immer noch ausreichend ist, um die Schutzziele zu erreichen.
In den Vertikalprojekten 5 und 6 ist unter Federführung von Vertikal-
projekt 6 (IGB) zunächst eine Konﬁguration (generisches Referenzmodell)
für das Tiefenlager mit Überwachung und Rückholbarkeit entwickelt wor-
den, die eine Überwachung des Endlagersystems über einen gewissen
Zeitraum nach der Einlagerung ermöglicht (Stahlmann u. a., 2015). Ei-
ne solche messtechnische Überwachung der Zustandsänderungen der
technischen, geotechnischen und geologischen Barrieren kann der Über-
prüfung der den Planungen und Sicherheitsanalysen zugrundeliegenden
geowissenschaftlichen, physikalischen und chemischen Annahmen und
Modellen sowie der Vergrößerung der Datenbasis dienen und letztlich ei-
ne Entscheidung über einen endgültigen Verschluss des Lagers oder aber
eine Rückholung der Abfälle stützen. Das Tiefenlager mit Rückholbarkeit
und Überwachung ist daher planerisch so zu gestalten und umzusetzen,
dass die eingelagerten radioaktiven Reststoffe auf der Grundlage bereits
geplanter Prozesse zurückgeholt werden können. Ziel ist die Überführung
des Tiefenlagers in ein wartungsfreies Endlager, es sind jedoch Fehlerkor-
rekturen (bis hin zur Rückholung) möglich. Überwachung und Rückhol-
barkeit sind ein Beitrag zur Reversibilität innerhalb des Lebenszyklus des
Tiefenlagers (Abbildung 3.2).
Der genannte Zeitraum der Beobachtung und Überwachung entspricht
der von der ICRP vorgeschlagenen Phase „underground observation“
(Weiss u. a., 2013, S. 31ff). Dieses Konzept wurde auch von der Endla-
gerkommission als „Etappe 4: Beobachtung vor Verschluss des Endlager-
bergwerks“ empfohlen (Endlagerkommission, 2016, S. 269ff). In beiden
Empfehlungen erfolgen keine Aussagen zur Dauer einer solchen Phase
bzw. Etappe.
Ausgangspunkt für die Referenzmodelle waren die existierenden End-

































Auﬀahrung und Einlagerung keine weitere Einlagerung
Reversibilität
Bergbarkeit
Abbildung 3.2: Lebenszyklus eines Tiefenlagers mit Vorkehrungen zur
Rückholbarkeit und Monitoring.
Schweden und Finnland. Das generische Referenzmodell ist als Grund-
lage für die Gegenüberstellung der Eignung potenzieller Wirtsgesteine
gedacht. Es ermöglicht einen Vergleich der den potenziellen Wirtsgestei-
nen angepassten Tiefenlagerkonzepten aus geotechnischer Sicht ohne
Angabe zu konkreten Standorten. Es diente auch als Grundlage zur in-
ternen Diskussion in der ENTRIA-Forschungsplattform und für mehrere
weitere Arbeitspakete.
Abbildung 3.3 zeigt das generische Referenzmodell für ein Tiefenlager
mit Vorkehrungen zur Rückholung und Monitoring. Folgende Annahmen
wurden getroffen: Die Reststoffe werden in ENCON-Behältern mit den Ab-
messungen eines POLLUX-Behälters entsprechend dem Stand der Tech-
nik in Deutschland in horizontale Strecken eingelagert. Die Einlagerungs-
sohle sollte zeitnah versetzt und verschlossen werden. Zur Gewährleis-
tung der Rückholbarkeit werden die Infrastrukturbereiche, wie Schäch-
te, Betriebsräume und Zufahrtsstrecken, jedoch maximal so lange offen-
gehalten, wie es gebirgsmechanisch möglich ist. Daraus ergibt sich eine
Eingrenzung des Offenhaltungszeitraums aus geotechnischer Sicht. Nach
der Einlagerung der Behälter werden die Einlagerungsstrecken versetzt
und mit einem Abschlussbauwerk verschlossen. Für das Monitoring des
Nahfeld-Bereichs ist 40 m über der Einlagerungssohle eine Monitoring-
Sohle (Überwachungssohle) vorgesehen. Diese Sohle wird ebenso bis zur
Entscheidung über die Überführung des Tiefenlagers in ein Endlager bzw.
eine Rückholung offen gehalten. Bei der Überführung des Tiefenlagers in
ein Endlager werden die offengehaltene Infrastruktur und die Monitoring-
sohle mit ihren Bohrlöchern qualiﬁziert verfüllt.
Die Monitoringsohle kann in einer ersten Phase des Projekts als Erkun-
dungssohle genutzt werden. Nach Beendigung der Einlagerung wird sie
noch für einen längeren Zeitraum von einigen Jahrzehnten, im Extremfall
einigen hundert Jahren offen gehalten. Sie eröffnet über Messbohrlöcher
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die Möglichkeit zur direkten Überwachung sicherheitsrelevanter Aspekte
des Tiefenlagerbergwerksverhaltens auf der Einlagerungssohle. Das Mo-
nitoring kann einerseits das langfristige Verhalten der Einlagerungsbehäl-
ter bezüglich Beanspruchung, Korrosion und Dichtheit im Hinblick auf
Radionuklidfreisetzung und Erhalt der Rückholbarkeit bzw. der Bergbar-
keit betreffen, andererseits aber auch die Entwicklung der geologischen
und geotechnischen Barrieren bezüglich des Konvergenzverhaltens der
Einlagerungsstrecken und der Versatzdruck-, Temperatur- und Fluidpha-
senentwicklung innerhalb der Einlagerungsstrecken und im Nahfeld des
Tiefenlagerbergwerks.
Das Monitoring der Einlagerungssohle könnte über Bohrlöcher erfol-
gen, die aus der Überfahrungssohle direkt in die Einlagerungsstrecken ab-
geteuft werden, um über diese Bohrlöcher die Installation und gegebenen-
falls auch die Wartung von Messinstrumenten in der Einlagerungssohle
und in ihrem Umgebungsbereich zu ermöglichen (Abbildung 3.3). Das Ab-
teufen der Monitoringbohrlöcher sollte zumindest teilweise vor der Ein-
lagerung der Abfallbehälter erfolgen, um die im Tiefenlagerbergwerk ab-
laufenden Prozesse von Anfang an beobachten zu können. Die Beobach-
tung des Tiefenlagerverhaltens auf der Einlagerungssohle über Bohrlö-
cher kann bei entsprechender Positionierung der Bohrlöcher sowohl im
Bereich der Abfallbehälter als auch im Versatzbereich zwischen den Be-
hältern erfolgen, z. B. durch bereits während der Einlagerung installierte
Messstationen in danach versetzten Streckenbereichen. Die Bohrlöcher
sollten derart angelegt werden, dass eine Reparatur bzw. ein Austausch
defekter Messinstrumente möglich sein sollte. Auch ist bei Ausfall von
Messgebern oder bei fraglichen Messdaten ein späteres Abteufen zusätz-
licher Messbohrlöcher mit neuer Instrumentierung möglich. Hinsichtlich
der Anzahl und Position der Messbohrungen sind zwei unterschiedliche
Ansätze vorstellbar: Besteht der Anspruch einer vollständigen Überwa-
chung des Systems, werden Anzahl und Position u. a. durch die identiﬁ-
zierten Homogenbereiche bestimmt. Ist das Ziel der Überwachung jedoch
die Bestätigung, dass sicherheitsrelevante Prozesse im Grundsatz richtig
verstanden und prognostiziert wurden, ist lediglich das Monitoring aus-
gewählter Behälter, Versatzbereiche und Verschlüsse erforderlich.
In der Einlagerungssohle werden die HAW in selbstabschirmenden
ENCON-Behältern in horizontalen Blindstrecken eingelagert. Jede Stre-
cke wird mit sechs ENCON-Behältern mit jeweils einer Behälterlänge
Abstand zueinander bestückt und sofort nach der Einlagerung verfüllt.
Die Strecken werden, sobald die Verfüllung abgeschlossen ist, jeweils mit































Abbildung 3.3: Generisches Tiefenlagermodell (Stahlmann u. a., 2015).
Die Konﬁguration für die im Vertikalprojekt 5 betrachtete Option „End-
lagerung in tiefen geologischen Formationen ohne Vorkehrungen zur
Rückholbarkeit (wartungsfreie Tiefenlagerung)“ ist soweit als möglich
zu derjenigen für Vertikalprojekt 6 identisch, es werden jedoch keine
Monitoringstrecken sowie ein frühestmöglicher Verschluss des Lagers
angenommen.
Dem Versatz, dem Abschlussbauwerk sowie der geologischen Barriere
kommen je nach Wirtsgestein unterschiedliche Funktionen zu (vgl. auch
3.2.3). Im Salzgestein (siehe Abbildung 3.4) übernimmt der Versatz mit
Salzgrus eine die Hohlraumwandungen stützende Wirkung, die sich aller-
dings erst mittelfristig mit der Kompaktion des Salzgruses entwickelt. Mit
der Kompaktion einher geht die Verringerung der Permeabilität, die lang-
fristig die Abdichtung der Einlagerungshohlräume gegen zutretende Lö-
sungen darstellt. Die Kompaktion ist abhängig von den Kriecheigenschaf-
ten und den Konvergenzen, die wiederum eine Ausdehnung der Auﬂocke-
rung der hohlraumnahen Bereiche in der Wirtsgesteinsbarriere bewirken.
Der Abschlussdamm verhindert eine Entwicklung der Auﬂockerungszone
in diesem Bereich und reduziert die Permeabilität. Er bildet das kurzfris-
tig wirksame Abdichtungselement. Das Salzgestein bildet die eigentliche
hydraulische und mechanische Barriere.
Im Ton, Tonstein und kristallinen Hartgestein ist Bentonit als Versatz-
material vorgesehen, wie exemplarisch für Tonstein in der Abbildung 3.5
dargestellt wird. Es quillt infolge des natürlichen Wasserdargebots dieser
Wirtsgesteine und verschließt die aufgefahrenen Hohlräume aufgrund
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Abbildung 3.4: Auﬂockerungszone in Steinsalz, Verschluss durch a) eine
Abmauerung, b) ein Widerlager.
seiner niedrigen Permeabilität. Voraussetzung hierfür ist der Aufbau
eines Quelldrucks. Dieser behindert die weitere Entwicklung der plasti-
schen Zonen in die geologische Barriere hinein. Dem Abschlussbauwerk
kommt im Ton und Tonstein im Wesentlichen die Bedeutung eines Wi-
derlagers zu, der den Quelldruck aufnimmt und in das Gebirge ableitet.
Ton und Tonstein stellen die eigentlichen hydraulischen Barrieren dar.
Das kristalline Hartgestein übernimmt infolge von wasserführenden
Trennﬂächensystemen keine belastbare hydraulische Barrierefunktion.
Hier ist der Einschluss der Abfälle durch einen langlebigen Behälter zu
leisten. Der umgebende Bentonitversatz leistet mechanischen Schutz
und ermöglicht ein günstiges hydrogeochemisches Milieu („Puffer“). Im
Fall eines Behälterdefekts behindert er die Migration von Schadstoffen.
Entsprechend müssen die Tiefenlagerkonzepte an die in Frage kom-
menden Wirtsgesteine adaptiert werden. Grundlage dafür sind die unter-
schiedlichen Materialeigenschaften der Wirtsgesteine, die im Folgenden
näher erläutert werden.
Beschreibung der Eigenschaften der Wirtsgesteine
Im Folgenden wird auf die Materialeigenschaften der geologischen Bar-
rieren näher eingegangen. Trotz der verlängerten Offenhaltung soll das
Ziel des Tiefenlagers, der Schutz der Biosphäre, durch die Robustheit der
Barrieren gewährleistet werden. Grundsätzlich ist der Zutritt von Flüssig-
keiten zu den radioaktiven Reststoffen und die sich dann anschließende
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Abbildung 3.5: Auﬂockerungszone in Tonstein; Verschluss durch a) eine
Abmauerung, b) ein Widerlager.
Ausbreitung von Radionukliden zu be- oder verhindern. Mit Ausnahme
des kristallinen Hartgesteins spielt dabei das Wirtsgestein als geologische
Barriere die Hauptrolle. Es sollte eine möglichst geringe Permeabilität
aufweisen. Kommt es dennoch zu einem Zutritt von Flüssigkeiten und
eine Freisetzung von Radionukliden, ist es von Vorteil, wenn die geolo-
gische Barriere Radionuklide absorbieren kann.
Keines der potenziellen Wirtsgesteine kann alle Materialeigenschaften
eines idealen Wirtsgesteins für die Tiefenlagerung radioaktiver Reststoffe
erfüllen. Jedes Wirtsgestein weist Vor- und Nachteile auf. Für die Option
der Rückholung kommt zusätzlich durch die Gewährleistung der Standsi-
cherheit der Hohlräume über den Zeitraum der Offenhaltungsphase die
Eigentragfähigkeit des Wirtsgesteins als maßgebende Eigenschaft hinzu.
Mögliche Gesteinsformationen sind hinsichtlich ihrer Eignung als geo-
logische Barriere eines Tiefenlagers mit Rückholbarkeit daher auch hin-
sichtlich dieses Aspekts zu bewerten.
Materialeigenschaften von Steinsalz als Wirtsgestein. Steinsalz (NaCl) ist
ein relativ homogenes Material. Im Deutschland kommt Steinsalz in ﬂa-
cher und steiler Lagerung vor. Steinsalz in ﬂacher Lagerung besitzt gegen-
über Steinsalz in steiler Lagerung eine belastbarere Explorierbarkeit und
auch das Deckgebirge liegt im Allgemeinen ungestört und söhlig vor.
Steinsalz besitzt eine mittlere Festigkeit und verhält sich bei Verfor-
mung viskoplastisch. Diese Kriechfähigkeit wirkt sich im Fall eines End-
lagers durch den relativ schnellen vollständigen Einschluss der radioakti-
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ven Reststoffe positiv aus. Jedoch ist diese Eigenschaft für ein Tiefenlager
nicht zwangsläuﬁg vorteilhaft, denn höhere Konvergenzen beeinträchti-
gen die Zugänglichkeit des Tiefenlagers durch das Zukriechen der Infra-
strukturräume. Ein Nachschneiden führt zu einer Abnahme der Integrität
die sich über die Zeit in das Wirtsgestein hinein entwickelt. Eine Ausbau-
sicherung der offenen Hohlräume müsste auf den vollständigen lithosta-
tischen Überlagerungsdruck bemessen werden.
Steinsalz hat im Vergleich zu anderen Gesteinen eine hohe Wärme-
leitfähigkeit und auch bei höheren Temperaturen sind keine mineralo-
gischen Veränderungen zu erwarten. Bei zunehmender Temperatur ist
eine zunehmende Kriechfähigkeit zu erwarten. Aspekte wie die erforder-
liche Bewetterung der offengehaltenen Grubengebäude sind ebenfalls zu
beachten.
Vorteilhaft ist die sehr geringe Permeabilität des Steinsalzes.
Kritisch zu betrachten ist im Allgemeinen die Wasserlöslichkeit von
Steinsalz. Weiterhin besitzt es keine Sorptionsfähigkeit gegenüber Radio-
nukliden im Falle eines Flüssigkeitszutritts in das Grubengebäude und ei-
nes Austrags kontaminierter Lösung.
Materialeigenschaften von kristallinem Hartgestein. Der Begriff „kristal-
lines Hartgestein“ deﬁniert im Kontext der Tiefenlagerung eine Vielzahl
mineralogisch unterschiedlicher, mechanisch fester Gesteine, magmati-
scher oder metamorpher Genese. Der Hauptvorteil kristalliner Hartge-
steine ist die hohe mechanische Stabilität, die nur eine geringe bis keine
Hohlraumsicherung bedingt. Nur in stärker geklüfteten, d. h. mit Trenn-
ﬂächensystemen durchzogenen Bereichen ist ein Ausbau erforderlich.
Die Festigkeit des Gebirges wird überwiegend von den Trennﬂächen be-
stimmt, sodass eine genaue Trennﬂächenkartierung und -ansprache im
Kristallin notwendig ist.
Hohe Temperaturen haben keine Auswirkungen auf das Mineralgefü-
ge von kristallinem Hartgestein. Die Wärmeleitfähigkeit hängt vom Mi-
neralbestand ab und ist im Allgemeinen gut, allerdings geringer als beim
Steinsalz.
Die Trennﬂächen stellen weiterhin einen Kluftgrundwasserleiter dar.
Infolgedessen ist ein Grundwasserzuﬂuss in das Tiefenlager zu erwarten.
Während der Betriebsphase ist somit eine ausreichende Wasserhaltung
erforderlich. Eine hydraulische Barrierewirkung kann kristallines Hartge-
stein nicht zugewiesen werden. Zudem besitzt kristallines Hartgestein
nur eine geringe bis keine Sorptionsfähigkeit. Infolgedessen ist es nicht
als geologische Barriere wirksam.
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Materialeigenschaften von Ton. Der Begriff „Ton“ wird im Kontext der
Endlagerung oft synonym zum Begriff „Tonstein“ gebraucht, beide Ge-
steine verhalten sich aber sehr unterschiedlich.
Ton hat ein plastisches Materialverhalten und einen geringen Verfor-
mungsmodul, sodass kleine Spannungen große Verformungen erzeugen.
Im Ton aufgefahrene Hohlräume sind in Abhängigkeit von dessen Kon-
sistenz und Überkonsolidierung nur kurzzeitig ohne Ausbau standsicher.
Wird ein tief liegender Hohlraum in diesem Gebirge aufgefahren, kann die
daraus resultierende Spannungsumlagerung nicht über das Gebirge abge-
tragen werden. Da sich kein Gebirgstragring ausbildet, muss der erforder-
liche Ausbau die Spannungen aus der Überlagerung aufnehmen. Dabei ist
zu beachten, dass ein größer dimensionierter Ausbau zu einer erhöhten
Menge an korrosivem Material im Tiefenlagersystem führt, sodass es bei
Korrosionsprozessen zu vermehrter Gasbildung kommt.
Ton zeigt eine starke Temperaturempﬁndlichkeit. Die hohen Tempe-
raturen der wärmeentwickelnden Reststoffe führen zu Mineralumbildun-
gen und Austrocknung. Dadurch verliert der Ton seine Quellfähigkeit und
somit seine abdichtenden Eigenschaften.
Ton besitzt eine geringe Permeabilität. Bei Wasserzutritt erfolgt au-
ßerdem ein Selbstabdichten der Trennﬂächen, was seine Permeabilität
zusätzlich verringert. In Ton beﬁndet sich weitgehend nur stagnieren-
des Grundwasser, der durch die Belastung aufgebaute Porenwasserdruck
kann sich durch die sehr geringe Durchlässigkeit des Tons nicht vollstän-
dig abbauen.
Eine positive Eigenschaft des Tons ist die Sorptionsfähigkeit gegenüber
Radionukliden.
Materialeigenschaften von Tonstein. Tonstein ist ein durch Kompaktie-
rung verfestigter Ton. Die für Deutschland in Frage kommenden Tonstein-
formationen sind überkonsolidiert und zeigen spannungsinduzierte Pro-
bleme (Quetschungen / Squeezing). Vorteilhaft gegenüber Ton ist die hö-
here mechanische Stabilität des Tonsteins, die kurz- bis mittelfristig ei-
nen geringeren Aufwand in der Hohlraumsicherung bedeutet. Das Span-
nungsmilieu ist durch die Trennﬂächen stark anisotrop.
Tonstein besitzt eine anisotrope Wärmeleitfähigkeit und ist gegenüber
thermischen und chemischen Einﬂüssen weniger sensibel als Ton. Das
Trennﬂächensystem stellt potenzielle Wasserwegsamkeiten dar. Generell
kann aber davon ausgegangen werden, dass ungestörte Tonsteine eine
geringe Wasserdurchlässigkeit aufweisen. Genauso wie Ton besitzen die
Tonminerale des Tonsteins die Fähigkeit, Radionuklide zu absorbieren.
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Tabelle 3.2: Zusammenfassung der Eigenschaften potenzieller Wirtsge-
steine für die Tiefenlagerung.




isotrop schwach anisotrop anisotrop anisotrop
Plastizität und Kriechver-
halten
kriechfähig plastisch leicht plastisch spröde
Trennﬂächensystem keine offenen
Trennﬂächen





gering gering mäßig hoch
Konvergenzen hoch hoch mittel sehr gering
Langzeit-
sicherheit
Auﬂockerungszonen groß groß groß klein













Keines der beschriebenen Wirtsgesteine kann alle Anforderungen an ein
ideales Wirtsgestein für die Tiefenlagerung radioaktiver Reststoffe erfül-
len. Für die Rückholbarkeit sollen die Ziele der Zugänglichkeit und Lang-
zeitsicherheit sichergestellt werden.
Mechanische Langzeitstabilität stellt den Schlüsselfaktor für die Zu-
gänglichkeit dar. Für die Langzeitsicherheit sind besonders eine gerin-
ge Durchlässigkeit, eine geringe Löslichkeit und ein plastisches Verfor-
mungsverhalten relevante Eigenschaften. Letzteres fördert die Verhei-
lung von potenziellen Trennﬂächen. Darüber hinaus ist bei der Lagerung
hoch radioaktiver wärmeentwickelnder Reststoffe die Wärmeleitfähigkeit
von großer Bedeutung. Tabelle 3.2 stellt die wesentlichen Eigenschaften
der Wirtsgesteine mit Berücksichtigung der beiden Ziele, Zugänglichkeit
und Langzeitsicherheit, qualitativ gegenüber.
Auf Grundlage der Eigenschaften der infrage kommenden Wirtsgestei-
ne ist es erforderlich, die Bandbreite möglicher Szenarien für die Umset-
zung der Rückholung einzugrenzen. An dieser Stelle stehen die Kriteri-
en für den Erhalt der Funktionsfähigkeit der technischen und geotechni-
schen Barrieren sowie der Erhalt der Integrität der geologischen Barrie-
re in Abhängigkeit der verschiedenen Wirtsgesteine im Vordergrund. Ge-
nauso ist ein geeignetes Monitoring des Tiefenlagersystems ein wichtiger
Aspekt (vgl. Abschnitt 3.6).
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3.2.6 Annahmen zu Oberﬂächenlagern
Die Speziﬁzierung der Langfristzwischenlagerung resultierte nicht in ei-
nem konkreten Anlagenkonzept bzw. einem Gebäudeentwurf, sondern
vorwiegend in der Formulierung von Anforderungen und technischen
Merkmalen. Technisch optimierte Systeme setzen sich häuﬁg aus ei-
ner Kombination verschiedener, bereits vorhandener Komponenten oder
Merkmale zusammen. Eine Festlegung auf eine bestimmte Anlagengröße,
Behälterart oder Bauweise hätte schon frühzeitig zu einer eingeschränk-
ten Betrachtung dieser Option geführt, die angesichts der Vielfalt techni-
scher Systeme und Lösungsansätze nicht zielführend erschien. Darüber
hinaus hätte ein als „Referenz“ bezeichnetes Konzept – nicht intendiert –
als Empfehlung für ein Anlagenkonzept missverstanden werden können.
Für den risikobezogenen Vergleich der Entsorgungsoptionen wurden da-
her lediglich die dafür notwendigen Eckpunkte festgelegt.
Eine zentrale Randbedingung ist in Bezug auf das Vertikalprojekt 7,
dass es sich bei der untersuchten längerfristigen Zwischenlagerung um
eine eigenständige, bewusst gewählte Option und nicht um eine durch
Sachzwänge begründete verlängerte – notwendige – Zwischenlagerung
handelt (vgl. Abschnitt 5.7). Als betrachteter Zeitraum wurde für die
Langfristzwischenlagerung von mindestens 100 + x Jahren ausgegangen,
wobei für x zwischen 50 und 100 Jahre angesetzt werden können. Für
die Anlagenauslegung ergab sich daher in Übereinstimmung mit inter-
nationalen Überlegungen eine angestrebte Nutzungsdauer von mindes-
tens 100 Jahren. Wegen sicherheitstechnischer Nachteile im Hinblick
auf lange Auslegungszeiträume und der ebenfalls zu berücksichtigenden
Wiederaufarbeitungsabfälle wurden Brennelementlagerbecken nicht als
technische Variante in den Optionenvergleich mit einbezogen.
Als Eckpunkte für die Konzeptionierung eines Langfristzwischenlagers
wurde wegen des hohen Schutzbedürfnisses davon ausgegangen, dass
Gebäude und Behälter weitgehend redundant hinsichtlich der mechani-
schen Barrierefunktion ausgelegt sein sollten – sofern möglich, sollten
sowohl Gebäude als auch Behälter allein ausreichend Widerstandsfähig-
keit gegenüber den zu berücksichtigenden Einwirkungen besitzen. Man-
gels anderer Konzepte mit vergleichbarer Schutzfunktion wurde daher
von der Verwendung von Transport- und Lagerbehältern ausgegangen.
Die Bauwerke wären im Vergleich zu heutigen Konzepten zu ertüchtigen
und würden, z. B. durch die Vergrößerung der Querschnitte, auch höhe-
ren Anforderungen an die Abschirmung genügen. Darüber hinaus wurde
von einem Lagergebäude ausgegangen, das aus Einzelsegmenten besteht,
sodass Schadensauswirkungen begrenzt werden können – entsprechende
Notfalleinrichtungen müssten jeweils autark verfügbar sein. Die Errich-
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tung von Einzelsegmenten ermöglicht darüber hinaus das Umsortieren
von Behältern für Instandsetzungsarbeiten. Eine weitere Randbedingung
ist ein aktives Klimatisierungssystem, das im Normalbetrieb Korrosions-
effekte minimieren soll und im Fall von Behälterundichtigkeiten vorüber-
gehend durch den Verschluss von Gebäudeöffnungen als umschließende
Barriere aktiv werden kann. Eine passive Kühlung müsste bei Ausfall des
aktiven Klimatisierungssystems dennoch sicher gewährleistet werden.
Die Zwischenlagerung in Transport- und Lagerbehältern beinhaltet im-
plizit die Aussagen, dass es keine Vorfestlegung auf ein Wirtsgestein ge-
ben muss und ein Umladen vor der Endlagerung erforderlich sein wird.
Auch unter dem Aspekt der Langfristsicherheit müsste daher eine Heiße
Zelle als Konditionierungseinrichtung an den Standorten verfügbar sein.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, die Handhabbarkeit der Brennele-
mente (z. B. durch eine Kapselung der BE) über einen langen Zeitraum
gewährleisten zu können.
3.2.7 Szenarien und Rechenfälle
Ausgehend von den beschriebenen Referenzmodellen waren für die
Untersuchung des Systemverhaltens von Tiefenlagern nach deren Ver-
schluss (Langzeitsicherheit) weitere Verabredungen zwischen den be-
teiligten Arbeitsgruppen auf zwei Ebenen notwendig: Zum einen erfor-
derte die numerische Modellierung, dass phänomenologisch gestützte
Annahmen zur künftigen Systementwicklung (Szenarien) zugrunde ge-
legt werden, zum anderen mussten Vereinbarungen zum Datenaustausch
getroffen werden: Die Modelle zur Radionuklidmigration (Arbeitspaket
5.3, IELF) benötigten einerseits Quellterme (Arbeitspaket 4.4, INE), an-
dererseits Daten zu Fluidströmen (Arbeitspakete 5.1, 5.2 und 6.7mod,
LfDG).
Wegen des fehlenden Standortbezugs bzw. der in ENTRIA vorgese-
henen generischen Betrachtung der Entsorgungsfrage erfolgte keine
systematische Szenarienentwicklung. Stattdessen wurden anhand von
phänomenologischen Überlegungen exemplarische Szenarien als Grund-
lage für Rechenfälle festgelegt. Die Rechenfälle hatten unterschiedli-
che Funktionen: Einige Rechenfälle fungierten als Testfälle für einzelne
Modelle, andere sollten als Grundlage für Bewertungen herangezogen
werden. Schließlich wurden auch Randbedingungen verabredet, die zum
Vergleich der Ergebnisse für unterschiedliche Modellannahmen genutzt




• Tiefenlager mit bzw. ohne Vorkehrungen zu Rückholbarkeit und Mo-
nitoring
• (ungestörter) Normalzustand bzw. mit geotektonische Schwachstel-
len
• ein ordnungsgemäß verschlossenes Tiefenlager bzw. ein offen ge-
haltenes, sich dann aber selbst überlassenes Tiefenlager
• Zustrom NaCl-dominierter Lösungen sowie MgCl2-dominierter Lö-
sungen
Entwicklung des Tiefenlagers
Im Rahmen der in den ENTRIA-Teilprojekten AP 5.1 und AP 5.2 sowie
AP 6.7mod durchgeführten Arbeiten sind mit Hilfe von Globalmodell-
Simulationen verschiedene Entwicklungsszenarien für ein generisches
Tiefenlager- / Endlagersystem in den Wirtsgesteinsformationen Salinar-
gebirge bzw. Tonsteingebirge analysiert worden, um so einen ersten Ein-
druck über die insbesondere ﬂuiddynamisch orientierte Sensitivität des
Systemverhaltens zu erhalten hinsichtlich einer Variation der Anlagen-
konﬁguration sowie der Materialkennwerte und / oder der Berücksichti-
gung von geotektonischen Störungszonen. Wie oben angemerkt, ist eine
umfassende systematische Szenarienanalyse auf der Grundlage von FEP-
Katalogen allerdings nicht durchgeführt worden. Vielmehr sind Szena-
rien deﬁniert und untersucht worden, die zunächst eine typische Nor-
malentwicklung der Anlage in Verbindung mit Parameterbandbreiten re-
präsentieren. Darüber hinaus sind weitere Szenarien untersucht worden,
in denen geologische Defekte in dem jeweiligen einschlusswirksamen
Gebirgsbereich unterstellt werden (z. B. Salzlösungsnester im Salinar-
gebirge und hydraulisch wirksame Störungszonen im Tonsteingebirge).
Eine Unterscheidung in wahrscheinliche und weniger wahrscheinliche
Entwicklungsszenarien erfolgt dabei explizit nicht, da die Eintrittswahr-
scheinlichkeit der Szenarien nicht untersucht worden ist. Die rechneri-
schen Simulationen orientieren sich an der jeweiligen zeitlichen Entwick-
lung des Tiefenlager- / Endlagersystems mit
• der Auffahrung des Schachtes,
• der Auffahrung der Überwachungssohle und der Monitoringbohrlö-
cher (nur im Fall des Tiefenlager- / Endlagersystems mit längerfris-
tigem Monitoring),
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• der Auffahrung der Richtstrecke zwischen dem Schacht und den Ein-
lagerungsfeldern,
• der Auffahrung zunächst der Umfahrungsstrecken um die Einlage-
rungsfelder (= außen liegende Richt- und Verbindungsstrecken) zur
Verbesserung der Betriebssicherheit bei gleichzeitiger Erkundung
der lokalen geologischen Verhältnisse und anschließend der inne-
ren Verbindungsstrecken,
• der Auffahrung der Einlagerungsstrecken beginnend zunächst in
dem am weitesten vom Schacht entfernten Einlagerungsfeld und
dort mit den drei am weitesten vom Schacht entfernten Einlage-
rungsstrecken,
• der im Rückbauverfahren erfolgenden Bestückung der zuerst aufge-
fahrenen Einlagerungsstrecke mit insgesamt elf Abfallbehältern bei
parallel erfolgendem Versatz der verbleibenden Hohlräume dieser
Strecke und Anordnung eines Kammerverschlussbauwerks,
• der Auffahrung einer weiteren Einlagerungsstrecke mit anschlie-
ßender Wiederholung der Betriebssequenz in analoger Art und
Weise, wobei stets zwei bis drei Einlagerungsstrecken offen gehal-
ten werden,
• dem Versatz nicht mehr benötigter Umfahrungsstrecken mit Anord-
nung von Streckenverschlussbauwerken,
• dem Versatz der Richtstrecke zum Schacht nach Ende des Einlage-
rungsprozesses,
• gegebenenfalls der Offenhaltung des Schachts, der Überwachungs-
sohle und der Monitoringbohrlöcher bis zum Ende der Monitoring-
phase,
• Verfüllung und Verschluss der Monitoringbohrlöcher und der Über-
wachungssohle nach Ende der Monitoringphase und
• Verfüllung und Verschluss des Schachts.
Untersuchungen zur Standsicherheit der Hohlräume während der Monito-
ringphase werden in Vertikalprojekt 6 durchgeführt. Hier wird davon aus-
gegangen, dass für einen bestimmten Zeitraum nach Verschluss der Einla-





Mit Hilfe der durchgeführten Globalmodell-Simulationen konnte die
räumlich-zeitliche Entwicklung relevanter physikalischer Zustandsgrö-
ßen eingeschätzt werden, z. B. der Temperatur, des Sättigungsgrades,
des Porendrucks und der Porosität sowie der Permeabilität im Versatz-
material und im umgebenden Gebirge. Zudem konnten auch potenti-
elle Flüssigkeits- und Gasströmungspfade identiﬁziert werden. Daten
zur räumlich-zeitlichen Entwicklung der Flüssigkeits- und Gasströmun-
gen sind zur weiteren Verwendung an das Arbeitspaket 5.3 übergeben
worden, in dem mit Hilfe des Programms ReSUS probabilistische Simu-
lationen zum advektiv und diffusiv getragenen Radionuklidtransport
durchgeführt werden. Die durch die Globalmodell-Simulationen erhalte-
nen Informationen zum langfristigen Systemverhalten des Tiefenlager-
/ Endlagersystems im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge und der ablau-
fenden ﬂuiddynamischen Prozesse können zudem herangezogen werden
einerseits bei der Planung eines geeigneten Monitoringkonzepts und
andererseits bei der monitoringbasierten Erfassung und Bewertung des
tatsächlichen Tiefenlager- / Endlagerverhaltens. Auf diese Art und Weise
können Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt werden, wodurch sich die
Möglichkeit zur Fehlerkorrektur ergibt. Bild 3.6 zeigt exemplarisch Simu-
lationsergebnisse zur zeitlichen Entwicklung der vorstehend genannten
Zustandsgrößen in der Nähe eines Einlagerungsbehälters für ein Endla-
gersystem im Tonsteingebirge.
Langzeitentwicklung von Tiefenlager- und Endlagersystemen
Anhand der durchgeführten Globalmodell-Simulationen konnte auch der
Einﬂuss einer Überwachungssohle mit Monitoringbohrlöchern auf das
längerfristige Systemverhalten der generischen Tiefenlager- / Endlager-
systeme im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge sowie auf die ablaufenden
ﬂuiddynamischen Prozesse eingeschätzt werden. Diese Einschätzung be-
ruht auf einer vergleichenden Betrachtung der berechneten räumlich-
zeitlichen Entwicklung der relevanten Zustandsgrößen für das Endlager-
system mit zeitnahem Verschluss nach Ende des Einlagerungsprozesses
und des Tiefenlager- / Endlagersystems mit längerfristigem Monitoring
auch noch nach Ende des Einlagerungsprozesses und Verschluss der Ein-
lagerungssohle.
Im Rahmen der vergleichenden Betrachtung haben sich in Abhängig-
keit vom betrachteten Entwicklungsszenario mehr oder weniger große
Unterschiede in der längerfristigen Systementwicklung und den ablaufen-
den ﬂuiddynamischen Prozessen gezeigt.
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Abbildung 3.6: Zeitliche Entwicklung von Zustandsgrößen in der Nähe ei-
nes Einlagerungsbehälters für ein Endlagersystem im Ton-
steingebirge.
3.2.8 THM Modellierung (nach Überführung in ein Endlager)
Methodische Ansätze zur grundlegenden Abstraktion des Endlagersystems
und seiner Entwicklung
Im Rahmen von Forschungsprojekten mit generischen Endlagerkonﬁ-
gurationen und von standortbezogenen Endlagerprojekten sind in den
vergangenen Jahren Langzeitsicherheitsanalysen durchgeführt worden.
Dabei sind vornehmlich die Integrität der Barrieren (zum Beispiel des
einschlusswirksamen Gebirgsbereichs – ewG) sowie die vom Integritäts-
zustand abhängigen ﬂuiddynamischen Prozesse im verschlossenen End-
lager betrachtet worden, weil hieraus potentiell eine Freisetzung von
Radionukliden resultiert, die ggf. zu einer Verletzung der Schutzziele (zu-
sätzliche Strahlenbelastung, Grundwasserkontamination) führen kann.
Wie für jede numerische Modellierung physikochemischer Systeme sind
auch im Fall ﬂuid dynamischer Prozesse wegen der Grenzen hinsichtlich
des Prozessverständnisses, der Datenlage und der verfügbaren Simula-
tionswerkzeuge mehr oder weniger umfangreiche Abstraktionen vorzu-
nehmen. In Langzeitsicherheitsanalysen kommen u. a. so genannte Kom-
partimentmodelle zum Einsatz. In den einzelnen Kompartimenten wird
je ein Teilbereich des Endlagers abstrahiert abgebildet. Darüber hinaus
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werden die hydraulischen Verbindungen zwischen den Kompartimenten
vorgegeben (realitätsnah oder hypothetisch). Der Abstraktionsgrad ist al-
lerdings im Lauf der Zeit dem Fortschritt wissenschaftlicher Erkenntnisse
und der simulationstechnischen Möglichkeiten folgend kontinuierlich re-
duziert worden.
Zentrale Kompartimente sind die Kammern mit den endgelagerten Ab-
fällen (Quelle), das Endlager-Nahfeld (bei Analysen für Systeme im Ton-
stein oder Steinsalz wird hierunter in der Regel der Teil des Endlagerberg-
werks im ewG und dessen geologische Barriere verstanden), das Endlager-
Fernfeld (Deck- und Nebengebirgsformationen außerhalb des ewG) und
die Biosphäre mit den Schutzgütern (z. B. oberﬂächennahes Grundwas-
ser, Menschen und menschlicher Lebensraum). Dabei unterteilt sich das
Endlagerbergwerk in separat abgedichtete Einlagerungsbereiche und die
gegen die Biosphäre abgedichtete Restgrube mit den Infrastrukturgruben-
bauen und den Zugangsschächten. Innerhalb dieser zentralen Kompar-
timente können weiterhin ﬂuiddynamisch orientiert Teilkompartimente
deﬁniert werden, wodurch insbesondere der konﬁgurative Abstraktions-
grad reduziert und dadurch die Realitätsnähe verbessert und auch die
Anschaulichkeit gefördert wird. In der Vorläuﬁgen Sicherheitsanalyse für
den Standort Gorleben (VSG) sowie im Forschungsprojekt ZIESEL ist das
jeweils betrachtete Endlagerbergwerk als Röhrensystem schon relativ de-
tailliert abgebildet worden, allerdings unter Vernachlässigung des umge-
benden Gebirges, (Kock u. a., 2012), (Kock u. a., 2016).
Langzeitsicherheitsanalysen können, abhängig vom zunächst festzule-
genden Sicherheits- und Nachweiskonzept (vgl. z. B. (Mönig u. a., 2010))
u. a. folgende Schritte umfassen:
• Systembeschreibung,
• Identiﬁzierung von standortbezogenen Zuständen, Ereignissen und
Prozessen (features, events and processes – FEPs) und systemati-
sche Ableitung und Konstruktion u. a. von ggf. migrationsrelevan-
ten Szenarien,
• Analyse der Barrierenintegrität sowie von potentiellen Radionuklid-
freisetzungspfaden im Endlager- und Geosystem,
• Identiﬁzierung ﬂuiddynamisch relevanter Mechanismen ausge-
hend von den FEPs,
• Abbildung des Endlagersystems mit Endlagerbergwerk und umge-
benden Geosystem in eine ﬂuiddynamisch analysierbare Struktur
mit Untergliederung in Kompartimente,
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• Entwicklung von Funktionalmodellen5 zur vereinfachten Modellie-
rung von freisetzungsrelevanten physikalischen Prozessen (Konver-
genz, Porosität und Permeabilität in Raum und Zeit),
• Ermittlung von Bandbreiten und Verteilungen für ﬂuiddynamisch
relevante und radionuklidtransportrelevante Parameter,
• Nutzung zufälliger Parameterkombinationen im Rahmen der iden-
tiﬁzierten Bandbreiten und Verteilungen und rechnerische Ermitt-
lung von Fluidströmen und zugehörigem Radionuklidtransport im
abstrahierten Endlagersystem vom Endlagerbergwerk in die Bio-
sphäre entsprechend dem jeweiligen Szenario (probabilistische
Analyse),
• Bewertung der in die Biosphäre migrierten Radionuklide entspre-
chend der jeweiligen Schutzziele und Bewertungsmaßstäbe.
Bezüglich des Radionuklidfreisetzungsverhaltens und der Dokumentati-
on der Langzeitsicherheit erfolgt in einem Nachweiskonzept gemäß (Mö-
nig u. a., 2010) nachfolgende Differenzierung:
5Mit den in die Performance-Assessment-Simulatoren (PA-Simulatoren) integrierten
Funktionalmodellen, die aus auf die jeweilige Zielgröße der Funktionalmodelle fokus-
sierten Lokalmodellsimulationen abgeleitet worden sind, werden mit stärkerer oder we-
niger starker Abstraktion tiefenlager- / endlagerrelevante Prozesse beschrieben, die die
Radionuklidmigration aus dem Tiefenlager / Endlager in die Biosphäre durch die geologi-
schen und / oder geotechnischen Barrieren bedingen. Dazu gehören als sicherheitstech-
nisch relevante Prozesse
– Konvergenz,
– Strömung von Gas und wässrigen Lösungen im Endlagerbergwerk und gegebenenfalls




Im Hinblick auf Sekundärporositäts- und Sekundärpermeabilitätsentwicklung sind so-
wohl die geologische Barriere wie auch die geotechnischen Barrieren zu betrachten.
Die im Rahmen des Forschungsprojekts ENTRIA entwickelten Funktionalmodelle sind
(Lux u. a., 2017), (Zhao, 2017) und Lux u. a. (2018) zu entnehmen. Die Berücksichtigung
von Wärmeentwicklung und Gasbildung erfolgt in den PA-Simulatoren dagegen nicht in
Form eines abstrahierenden Funktionalmodells, sondern als zeitlich-räumliche Einwir-
kung, die in den PA-Simulatoren unmittelbar vom Anwender vorgegeben werden kann,
so dass keine abstrahierenden Funktionalmodelle benötigt werden. Die Daten zur korro-
sionsbedingten Gasbildung sind in Abstimmung mit den Bearbeitern von AP 4.4 sowie
von AP 6.5 angesetzt worden. Die Daten zur Wärmeentwicklung der Einlagerungsbehäl-
ter sind (Filbert, 2004) entnommen worden.
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Abbildung 3.7: Szenarien ohne Radionuklidfreisetzung außerhalb des
ewG: vollständiger Einschluss.
• Szenarien ohne Radionuklidfreisetzung außerhalb des ewG (Bild
3.7): vollständiger Einschluss6 der Radionuklide im ewG (zulässige
Endlagerentwicklung),
• Szenarien mit Radionuklidfreisetzung außerhalb des ewG bis in die
Biosphäre (Bild 3.8):
– Einhaltung der für wahrscheinliche bzw. weniger wahrschein-
liche Entwicklungen unterschiedlichen Grenzwerte: sicherer
Einschluss (BMU, 2010) (zulässige Endlagerentwicklung),
– keine Einhaltung der Grenzwerte: kein sicherer Einschluss
(nicht zulässige Endlagerentwicklung).
Im Fall einer rechnerisch ermittelten und als nicht zulässig bewerteten
Radionuklidfreisetzung sind – sofern diese nicht auf reduzierbare Über-
schätzungen aufgrund von Modellannahmen zurückzuführen ist – ent-
weder Modiﬁkationen / Optimierungen der Endlagerkonzeption bzw. der
Endlagerauslegung vorzunehmen oder erweist sich der Standort für die
Errichtung eines Endlagers als ungeeignet.
6Nach (Kock u. a., 2012) ist ein vollständiger Einschluss einerseits dann gegeben, wenn es
zu keinem Kontakt zwischen Lösungen und Abfällen kommt und wenn keine Radionukli-
de über den Gaspfad aus dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich freigesetzt werden,
andererseits aber auch dann, wenn es zwar zu einem Lösungskontakt mit den Abfällen
kommt, aber keine Radionuklide aus dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich freige-
setzt werden, und zwar weder über den Lösungspfad noch über den Gaspfad.
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Abbildung 3.8: Szenarien mit Radionuklidfreisetzung außerhalb des ewG
bis in die Biosphäre: sicherer Einschluss oder kein sicherer
Einschluss.
Diese generelle Vorgehensweise zur Dokumentation der Langzeitsi-
cherheit eines Endlagers wird als methodischer Ansatz auch im Rahmen
des Forschungsprojekts ENTRIA für die neue Konzeption des Tiefen-
/Endlagers prinzipiell beibehalten, jedoch nicht in allen Schritten ausge-
führt. So erfolgt zum Beispiel keine systematische Ableitung von Szenari-
en (s. Abschnitt 3.2.1), sondern lediglich eine Behandlung von postulier-
ten Rechenfällen.
Sicherheitsprinzip und grundlegende Anforderungen an die Barrieren
gegen Radionuklidfreisetzung
Im Rahmen der Endlagerung radioaktiver Abfälle in unterschiedlichen
geologischen Salinar- bzw. Tongesteinsformationen ist über eine stand-
ortbezogene Nachweisführung nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik zu belegen, dass für die zukünftige(n) Standortentwicklung(en)
nach Ausführung der Stilllegungsmaßnahmen der dauerhafte sichere
Einschluss der radioaktiven Abfälle im Salinar- bzw. im Tongestein ge-
währleistet werden kann.
Auf der Grundlage des Entsorgungsprinzips des sicheren Einschlusses
für radioaktive Abfälle und des zu seiner Realisierung abgeleiteten Mehr-
barrierensystems sind für die wahrscheinliche sowie für weniger wahr-
scheinliche Entwicklungen die folgenden Einzelsysteme im Hinblick auf
79
3 Interdisziplinäre Analysen
die Gewährleistung ihrer jeweiligen Sicherheitsfunktion zur Realisierung
des sicheren Einschlusses zu bewerten:
• natürliche Barrieren (Verhalten des Wirtsgesteins, möglicherweise
auch des Nebengesteins und des Deckgebirges),
• technische Eingriffe in die natürlichen Barrieren (Schacht, Gruben-
gebäude, bergbaubedingte Gebirgsauﬂockerungen, Art der Einbrin-
gung der radioaktiven Abfälle),
• (geo-)technische Barrieren (Beschaffenheit der radioaktiven Abfäl-
le und gegebenenfalls Konditionierung, Schacht- und Streckenver-
schlüsse).
Zentrales Element der Nachweisführung ist die Dokumentation des hin-
reichenden Erhalts der Integrität der salinaren bzw. der tonigen Schutz-
schichten hin zu den nichtsalinaren bzw. den nichttonigen (wasserfüh-
renden) Neben- und Liegendgebirgsformationen. Zu bewerten sind dabei
entsprechend (BMU, 2010)
• die Ausnutzung der Bruch- und Dilatanzfestigkeit der unterschied-
lichen Barrierengesteine und weiterer relevanter Gebirgsforma-
tionen mit Abdichtungsfunktion (Dilatanzkriterium, Dilatanzpro-
zess),
• die Absenkung wirkender minimaler Gebirgsdrücke im Vergleich
zum Druck angreifender äußerer Gebirgswässer des Deck-, Neben-
und Liegendgebirges sowie im Vergleich zum ansteigenden Druck
ﬂuider Phasen in der untertägigen Entsorgungsanlage und daraus
resultierend möglicherweise eine druckinduzierte Inﬁltration von
ﬂuiden Phasen in das abdichtende Barrierengebirge (Fluiddruck-
bzw. Inﬁltrationskriterium, Inﬁltrationsprozess),
• die Temperaturentwicklung und ihr Einﬂuss auf die Barrierewir-
kung des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs (Temperaturkriteri-
um).
Zu berücksichtigen sind dabei die Mächtigkeiten der geologischen Barrie-
re in der Umgebung der untertägigen Entsorgungsanlage und geotektoni-
sche Defekte im Gebirge (Schwachstellenanalyse).
Die zum Nachweis der Integrität der geologischen Barriere heranzuzie-
henden Kriterien sind standortbezogen zu deﬁnieren. Generell erfordert
der Langzeitsicherheitsnachweis Aussagen zu folgenden Aspekten:
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• Beurteilung der Qualität des anstehenden Gebirges als geologische
Barriere (Steinsalzgebirge / Tonsteingebirge, weitere Salinarge-
steinsformationen / Tongesteinsformationen, Nichtsalinargesteins-
formationen / Nichttongesteinsformationen, geologische Defekte),
• Identiﬁzierung von geogen vorhandenen sowie technogen geschaf-
fenen Schwachstellen in der geologischen Barriere,
• Beurteilung der Standsicherheit des Tragsystems und der Barrieren-
integrität unter bergbaubedingten Einwirkungen einschließlich der
abgelagerten radioaktiven Abfälle,
• Identiﬁzierung von vorhandenen / potentiellen Migrationswegen,
• Beurteilung des langfristigen Verhaltens der radioaktiven Abfälle
(z. B. behälterkorrosionsbedingte Gasbildung, geochemische Inter-
aktion mit dem Gebirge, Wärmeentwicklung),
• Abschätzung der Gebirgsdeformationen und der Deformationen an
der Tagesoberﬂäche,
• Beurteilung der verschlossenen Schächte und Strecken unter Lang-
zeitaspekten (z. B. Porosität und Permeabilität, Korrosion etwaig
verbliebener Einbauten, Alterung eingesetzter Materialien, mecha-
nischer Verbund / hydraulische Eigenschaften in den Kontaktﬂä-
chen, aufgelockerte Gebirgskonturbereiche).
Langzeitsimulation für ein Zwei-Sohlen-Bergwerk
Im AP 6.7 des Forschungsprojekts ENTRIA waren ursprünglich Arbei-
ten zur in situ-Datenerhebung und Demonstration sicherheitsrelevanter
Phänomene in der Überwachungsphase eines Tiefenlager- / Endlagersys-
tems vorgesehen. Während der Bearbeitung der Vertikalprojekte 5 und
6 hat sich diesbezüglich allerdings insofern Änderungsbedarf ergeben
als in den Vertikalprojekten 5 und 6 für das Tiefenlager- / Endlagersys-
tem mit Möglichkeit zur Überwachung und Rückholbarkeit ein Konzept
entwickelt worden ist, das von einer zweisöhligen Konﬁguration ausgeht
mit der Einlagerungssohle und einer zusätzlichen Überwachungssohle
zum längerfristigen unmittelbaren Monitoring auch noch nach Ende des
Einlagerungsbetriebes, für eine grundsätzlich erweiterte Konzeption des
Endlagerbergwerks aber keine langzeitsicherheitsbezogenen Analysen
vorgesehen waren. Gegenstand von AP 6.7mod ist daher nunmehr die
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neue, im Rahmen von ENTRIA ergänzend zur Endlagerung mit soforti-
gem Verschluss untersuchte Alternative einer Endlagerung mit länger-
fristigem Monitoring.
In den Vertikalprojekten 5 und 6 wurde für das Tiefenlager- / End-
lagersystem mit Möglichkeit zur Überwachung und Rückholbarkeit ein
Konzept entwickelt, das von einer zweisöhligen Konﬁguration ausgeht
mit der Einlagerungssohle und einer zusätzlichen Überwachungssohle
zum längerfristigen unmittelbaren Monitoring auch noch nach Ende des
Einlagerungsbetriebes; für eine grundsätzlich erweiterte Konzeption des
Endlagerbergwerks waren aber keine langzeitsicherheitsbezogenen Ana-
lysen vorgesehen. Gegenstand von AP 6.7mod ist daher nunmehr die
neue, im Rahmen von ENTRIA ergänzend zur Endlagerung mit soforti-
gem Verschluss untersuchte Alternative einer Endlagerung mit länger-
fristigem Monitoring.
Dabei wird von folgenden Prämissen ausgegangen:
• Die Überwachungssohle wird auch nach der vollständigen Verfül-
lung der Einlagerungssohle noch für einen längeren Zeitraum von
im Extremfall einigen hundert Jahren offen gehalten.
• Das Monitoring der Einlagerungssohle erfolgt über vertikale Bohrlö-
cher, die aus der Überwachungssohle direkt in die Einlagerungsstre-
cken abgeteuft werden, um über diese Bohrlöcher die Installation
und gegebenenfalls auch die Wartung von verschiedenartigen Mess-
instrumenten in der Einlagerungssohle und in ihrem Umgebungsbe-
reich zu ermöglichen.
• Das Abteufen der Monitoringbohrlöcher erfolgt vor der Einlagerung
der Abfallbehälter, um diese nicht unbeabsichtigt zu beschädigen.
Alternativ bzw. ergänzend könnte die Beobachtung des Endlagerver-
haltens auf der Einlagerungssohle über Bohrlöcher bei modiﬁzierter
Positionierung der Bohrlöcher auch bis in den Versatzbereich zwi-
schen den Behältern fortgeführt werden, z. B. durch bereits während
der Einlagerung installierte Messstationen in versetzten Strecken-
bereichen.
• Die Bohrlöcher werden derart angelegt, dass eine Reparatur bzw. ein
Austausch defekter Messinstrumente möglich ist.
• Die Anordnung eines Stahlausbaus wirkt dem konvergenzbedingten
Verschluss der Bohrlöcher im Salinargebirge bzw. dem Verbruch der
Bohrlöcher im Tonsteingebirge entgegen.
82
3.2 Naturwissenschaftlich-technische Grundannahmen zur Analyse der
Optionen
• Zur Gewährleistung der betrieblichen Sicherheit sowie zur Reduzie-
rung bzw. Vermeidung der Auswirkungen einer besorgten Direkt-
strahlung können die Bohrlöcher auch mit einem beweglichen De-
ckel abgedeckt werden.
Zentrale Arbeitspakete sind
• grundlegende Arbeiten zur numerischen Analyse der erweiterten
Konﬁguration und Veriﬁkation der Simulationsbefunde,
• die Durchführung vergleichender Analysen zu endlagerrelevanten
Nahfeldprozessen im Salinar- und Tonsteingebirge nach Verschluss
der Einlagerungssohle und somit ab Beginn der Überwachungspha-
se im Hinblick auf den Optionenvergleich sowie
• die Visualisierung der ﬂuiddynamischen Prozesse und Ermittlung
langzeitsicherheitsrelevanter Zustandsgrößenentwicklungen im
Hinblick auf das Monitoring des Anlagenverhaltens (Identiﬁzie-
rung von Anlagenfehlentwicklungen).
Fluiddynamik und Radionuklidmigration
Im Rahmen der Modellierung der Fluiddynamik und der Radionuklidmi-
gration wurden Zweiphasenﬂuss-gekoppelte Bedingungen (TH2M) be-
rücksichtigt, um Gasbildung und -migration zu erfassen. Mit Hilfe der
ﬂuiddynamischen Daten aus den TH2M gekoppelten Simulationsergeb-
nissen von AP 5.2 und 6.7 wurden die Migrationsprozesse der Radionukli-
de im Tonsteingebirge unter diesen Bedingungen analysiert. Das hierfür
verwendete Simulationswerkzeug ist ein modiﬁzierter TOUGH2-EOS9nT
Code (Moridis u. a., 1999). TOUGH2-EOS9nT ist ein numerischer Code
für die Simulation des Transports von Radionuklid-Zerfallsketten in den
porösen Medien, der jedoch lediglich eine Einphasenströmung voraus-
setzt. Im Vorhaben wurde eine Schnittstelle zwischen TOUGH2-EOS9nT
und den anderen TOUGH2-Modulen entwickelt, damit TOUGH2-EOS9nT
die ﬂuiddynamischen Daten aus den mit anderen TOUGH2-Modulen
durchgeführten Zweiphasensimulationen für die Transportsimulation
übernehmen und somit der Radionuklidtransportprozess unter den oben-
genannten ﬂuiddynamischen Bedingungen simuliert werden kann. In der
numerischen Analyse wurden die folgenden Annahmen getroffen:
• Die Geometrie und die Diskretisierung der numerischen Modelle
sind identisch zu den „globalen Modellen“, die im Rahmen von AP
5.2 und AP6.7 mit dem TOUGH-FLAC-Simulator (Rutqvist, 2011)
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entwickelt worden sind. Somit sind die ﬂuiddynamischen Daten zwi-
schen den Modellen transformierbar.
• Die Rechenfälle für die Beurteilung des langfristigen Verhalten der
radioaktiven Abfälle, der verschlossenen Schächte und Strecken von
AP 5.2 und AP6.7 (behälterkorrosionsbedingte Gasbildung, unter -
schied liche Eigenschaften des Wirtsgesteins usw.) werden bei der
Radionuklid migrations modellierung berücksichtigt und analysiert.
• Eine vereinfachte Zerfallskette (237Np, 233U, 229Th) und ein Spalt-
produkt (36Cl) werden in der Modellanalyse betrachtet.
• Der advektive, diffusive und dispersive Transport der Radionuklide
werden in der Modellanalyse berücksichtigt.
• Es wird sehr konservativ angenommen, dass die Freisetzung der
Radionuklide aus allen Abfallbehältern gleichzeitig nach dem Ver-
schluss des Endlagers beginnt.
• Die Gasphase wird ﬂuiddynamisch berücksichtigt (s. o.), nicht je-
doch der Transport der Radionuklide in der Gasphase.
• Die Löslichkeitsgrenzen für die Radionuklide werden als konstante
Randbedingung an den Abfallbehältern vorgegeben. Die Löslich-
keitsgrenzen der Radionuklide in der pH-neutralen und salzgesät-
tigten Lösung werden verwendet, da im Szenario aus den Simula-
tionsergebnissen von AP 5.2 und 6.7 angenommen wird, dass das
Grundwasser aus dem Deckgebirge in den Endlagerbereich eintre-
ten würde. Die Daten zu den Löslichkeitsgrenzen stammen aus
den Simulationsergebnissen des Projektpartners INE-KIT (vgl. Ab-
schnitt 5.4.4).
• Weiterhin wird eine Test-Unsicherheitsanalyse mit dem Transport-
modell durchgeführt. Das von IELF entwickelte Software-Werkzeug
ReSUS wird für diesen Zweck verwendet.
3.2.9 Entwicklung von Anforderungen für die ENCON-Behälter
Die generischen ENCON-( ENTRIA CONtainer)-Behälterkonzepte stellen
einen der interdisziplinären Beiträge zu den ENTRIA-Bewertungsgrund-
lagen dar. Auf den Entstehungsprozess des ENCON wurde bereits im
Kapitel Prozessanalyse eingegangen. An dieser Stelle wird die Entwick-
lung der Anforderungen dargestellt, welche bei der Konzeptionierung der
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generischen ENCON-Behälterkonzepte berücksichtigt wurden. Zur Aus-
arbeitung der Anforderungen an die ENCON-Behälter war es zuerst erfor-
derlich, die Eigenschaften von Behältern zu identiﬁzieren, welche durch
die unterschiedlichen Randbedingungen deﬁniert werden. Anschließend
wurde die technische Umsetzbarkeit und Gestaltung unterschiedlicher
Anforderungen an die Behälter betrachtet. Hierdurch wird es möglich
abzuschätzen, welche dieser Forderungen auch bei der Ausarbeitung der
generischen ENCON-Konzepte betrachtet werden müssen. In einem ers-
ten Schritt wurden Anforderungen identiﬁziert, welche internationalen
Behälterkonzepten zugrunde liegen. Im Anschluss konnte die Übertrag-
barkeit der identiﬁzierten Anforderungen auf die generischen Behälter-
konzepte untersucht werden. Beispielsweise ist die Forderung nach der
dauerhaft unterkritischen Anordnung des Inventars im Behälter so ele-
mentar, dass sie allen internationalen Behälterkonzepten zugrunde liegt.
Sie gehört somit zu den Anforderungen, die in vollem Umfang auch von
generischen Behältern erfüllt werden müssen. Andere Forderungen, wie
die nach einer Haltbarkeit des technologischen Barrierensystems über ei-
nen Zeitrahmen von über 100.000 Jahren im kristallinen Hartgestein sind
wirtsgesteinsspeziﬁsch und somit nur auf die entsprechenden ENCON-
Behälter zu übertragen.
Alle internationalen Konzepte enthalten auch technische Anforderun-
gen an die jeweiligen Behälter, die weitestgehend von der Art und Menge
des in den Behälter einzulagernden Inventars sowie weiteren individuel-
len Randbedingungen der Einlagerung beeinﬂusst werden. Faktoren, die
einen großen Einﬂuss auf die Auslegung von Tiefenlagerbehältern besit-
zen können, sind unter anderem:
• die Art und Menge der einzulagernden Inventare,
• der Zeitplan, der den Konzepten zugrunde liegt,
• das für die Lagerplanung ausgewählte Wirtsgestein,
• die gewählte Einlagerungsvariante (Streckenlagerung, Bohrlochla-
gerung,…),
• der geforderte Zeitrahmen einer potentiellen Rückholung / Ber-
gung.
Es wird ersichtlich, dass es im Rahmen der Erarbeitung der Anforderun-
gen an die ENCON-Behälter notwendig war, den Einﬂuss dieser Variablen
zu identiﬁzieren und in Abstimmung mit dem ENTRIA-Bearbeiterteam




In interdisziplinären Treffen und anschließenden bilateralen Diskus-
sionen wurden die folgenden Randbedingungen festgelegt: Das ENCON-
Behälterkonzept berücksichtigt die in Deutschland bis zum Ausstieg aus
der kommerziellen Nutzung der Kerntechnik anfallenden Mengen hoch
radioaktiver, wärmeentwickelnder Abfälle. Im Rahmen der interdiszipli-
nären Diskussion innerhalb von ENTRIA wurde die Annahme getroffen,
dass der Beginn der Einlagerung im Jahr 2075 als wahrscheinliches Szena-
rio angesehen werden kann. In Anlehnung an (Fischer-Appelt u. a., 2013)
und (BMUB, 2015a) wird von 30 Jahren Einlagerungsbetrieb ausgegangen,
somit ergibt sich eine mittlere Zwischenlagerdauer von etwa 75 Jahren.
Alle potentiell geeigneten Tiefenlagerstandorte in Deutschland sollen be-
trachtet werden, somit sind Behälter für die Wirtsgesteine Salz, Ton / Ton-
stein sowie für kristallines Wirtsgestein zu entwickeln. Als Einlagerungs-
variante wurde die Streckenlagerung in einem einsohligen Lagerbergwerk
mit einer zusätzlichen Monitoringsohle gewählt. Bezüglich der Zeitdau-
er der Rückholbarkeit wurde festgelegt, dass diese gegebenenfalls vom
Wirtsgestein abhängig ist. Für die Bergbarkeit gilt die Forderung nach § 1
Abs. 4 S. 2 StandAG, dass diese für 500 Jahre möglich sein soll.
Ausgehend von diesen Randbedingungen konnten Kriterien und Anfor-
derungen für den ENCON zusammengetragen werden. Dies erfolgte unter
Berücksichtigung der zuvor identiﬁzierten Beziehungen zwischen Rand-
bedingungen, Anforderungen und Kriterien sowie den Eigenschaften von
Lagerbehältern, wie z. B. die Wärmeentwicklung des Inventars und die
Kritikalitätsanforderungen. Grundsätzlich stellen Anforderungen die Ein-
gangsparameter der Auslegung des Behälterkonzepts dar. Viele von ihnen
stehen jedoch mit anderen Aspekten der Lagerplanung, wie zum Beispiel
der Geologie, in einer direkten Wechselwirkung. In diesem Fall war die
Entscheidung zu treffen, ob beispielsweise die Geologie die Anforderun-
gen an die technische Barriere deﬁniert oder ob die Anforderungen an die
Geologie aus dem umzusetzenden technischen Konzept abgeleitet wer-
den.
In den letzten Jahrzehnten wurden die Geologie und die abgeleiteten
geotechnischen Konzepte von Tiefenlagern bereits sehr detailliert be-
schrieben. Die Endlagerbehälter wurden, im Vergleich hierzu, zumeist
nur grob skizziert. Dies ist insofern verständlich, da die Gestaltung der
Behälter zwar viele Aspekte des direkten Behälterumfeldes und seiner
Handhabung deﬁniert. Allerdings besitzen nur wenige Kenngrößen des
Behälters, insbesondere seine Wärmeleistung, einen direkten Einﬂuss auf
die geologische Lagerplanung. Auf Grund dessen wurde auch bei der De-
ﬁnition der Anforderungen für die ENCON-Behälter festgelegt, dass die
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Anforderungen an die technische Barriere aus dem geologischen Umfeld
abgeleitet werden.
Die identiﬁzierten Anforderungen an Lagerbehälter lassen sich den fol-
genden Kategorien zuordnen:
• Strukturelle Anforderungen an den Behälter
• Schutz vor ionisierender Strahlung und Überkritikalität
• Verträglichkeit mit dem Lagersystem
• Sonstige Anforderungen aus dem Betriebsablauf
Unter den Oberbegriff „strukturelle Anforderungen an den Behälter“
fallen alle Forderungen welche die Stabilität und Funktionsfähigkeit der
Behälter betreffen. Diese können einem zeitlichen Wandel unterliegen.
Für den Zeitraum der Bergbarkeit muss ein Austritt von Radionukliden
aus dem Behälter vermieden und die Integrität der Behälter gewähr-
leistet werden. Diese Forderung verliert mit zunehmender Wirksamkeit
der geologischen Barriere an Bedeutung. Der Erhalt der mechanischen
Struktur der Behälter muss jedoch dauerhaft gewährleistet sein, da die-
se Grundvoraussetzung für den Nachweis der dauerhaft unterkritischen
Anordnung der Abfälle erforderlich ist.
Dem Oberbegriff „Schutz vor ionisierender Strahlung und Überkritikali-
tät“ sind Kriterien und Anforderungen zugeordnet, die sich aus dem radio-
logischen Gefahrenpotential der einzulagernden Reststoffe ergeben. Der
Schutz vor ionisierender Strahlung muss nur während der Betriebspha-
se und im Falle einer Rückholung ausschließlich von den Abfallgebinden
gewährleistet werden. Außerhalb der Betriebsphase leisten auch die Geo-
logie des Lagers sowie die geotechnischen Barrieren einen Beitrag zur Ab-
schirmung und Rückhaltung der Radionuklide.
Kriterien und Anforderungen, die von der Wechselwirkung der Behäl-
ter mit dem Umfeld beeinﬂusst werden oder diese Wechselwirkungen sel-
ber beeinﬂussen, fallen unter den Oberbegriff „Verträglichkeit mit dem
Lagersystem“. Diese Kriterien besitzen einen direkten Einﬂuss auf die Be-
hälter- sowie Lagerauslegung und stellen somit elementare Auslegungs-
größen dar. Hierunter fällt z. B. die Forderung nach der Einhaltung wirts-
gesteinsspeziﬁscher Temperaturobergrenzen, welche die Behälterkapazi-
tät limitieren. Auch die einsetzbaren Materialien für die Behälter sind bei
der Tiefenlagerung im großen Maße vom umgebenden Wirtsgestein ab-
hängig und beeinﬂussen somit die Verträglichkeit der Behälter mit dem
Lagersystem.
Kriterien wie die Identiﬁzierbarkeit und Dokumentation der Behälter
und des Inventars fallen unter den Punkt „Sonstige Anforderungen aus
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dem Betriebsablauf“. Neben solchen, eher organisatorischen, Aspekten
werden aber auch die Schnittstellen des Behälters mit den weiteren tech-
nischen Komponenten des Lagersystems, wie etwa den Transport- und
Handhabungssystemen, unter diesem Oberbegriff deﬁniert.
Auf die detaillierte Ausgestaltung einzelner Kriterien wird im folgen-
den Abschnitt eingegangen.
3.2.10 Gestaltung der technischen Barriere in Abhängigkeit
vom Wirtsgestein und vom Endlagerkonzept
Wie bereits im vorherigen Abschnitt beschrieben, werden die Randbe-
dingungen der Behälterkonzepte in großem Maße von dem bei der Ent-
wicklung zugrunde gelegtem Wirtsgestein beeinﬂusst. Somit ist es nicht
sinnvoll einen Tiefenlagerbehälter zu entwickeln, welcher in allen Wirts-
gesteinen zum Einsatz kommen kann. Als Standort für ein geologisches
Tiefenlager kommen in Deutschland auf der Grundlage der derzeitigen
rechtlichen Randbedingungen prinzipiell unterschiedliche Wirtsgesteins-
formationen in Frage. Zu betrachten sind Lagerstätten in kristallinem
Hartgestein, in Ton / Tonstein sowie in salinaren Formationen. Diese drei
Wirtsgesteinstypen unterscheiden sich bezüglich der Randbedingungen
der Endlagerung erheblich. Eine weitere Unterteilung, beispielsweise
zwischen Ton und Tonstein, ist prinzipiell möglich. Die resultierenden
Unterschiede zwischen diesen Unterklassen wären allerdings in Relati-
on zu den Randbedingungen der drei gewählten Typen nur klein. Eine
feinere Unterteilung sollte folglich erst zu einem späteren Zeitpunkt des
Standortauswahlprozesses erfolgen, wenn bereits auf Daten konkreter
Standortregionen zurückgegriffen werden kann.
Der ENTRIA-Optionenvergleich erfordert somit die Entwicklung gene-
rischer Tiefenlagerbehälter für die drei oben genannten Wirtsgesteinsop-
tionen. Der Entwicklung aller Tiefenlagerbehälter lagen folgende Anfor-
derungen und Randbedingungen zugrunde:
• Das Behälterkonzept orientiert sich an dem in Deutschland einzula-
gernden Mengengerüst hoch radioaktiver, wärmeentwickelnder Ab-
fälle.
• Das Behälterinventar wird aus der thermischen Belastbarkeit des
Wirtsgesteins abgeleitet.
• Die Materialien der Behälter orientieren sich an in verschiedenen
nationalen Endlagerprogrammen entwickelten Behälterkonzepten
für das jeweilige Wirtsgestein, wobei die geometrische Anordnung
88
3.2 Naturwissenschaftlich-technische Grundannahmen zur Analyse der
Optionen
des Inventars den Ausschluss selbsterhaltender Kettenreaktionen
gewährleisten muss.
• Die Behälter sind zur Gewährleistung der Rückhol- und Bergbarkeit
so zu gestalten, dass
– sie ihre Integrität über den Zeitrahmen von 500 Jahren bewah-
ren,
– sie über eine ausreichende Abschirmwirkung verfügen,
– das Inventar auch nach einer Bergung sicher aus dem Behäl-
tern entnommen werden kann.
Hieraus folgt, dass die Behälter für die drei unterschiedlichen Wirts-
gesteine zunächst vergleichbare, grundlegende technologische Gestal-
tungsmerkmale aufweisen, um vergleichbare Basiskriterien für eine Op-
tionenanalyse zu erarbeiten. Alle Behälter
• besitzen einen dicht verschweißten inneren Tragbehälter zur Auf-
nahme des Inventars,
• sind als selbstabschirmende Behälter gestaltet und verfügen über
einen koaxialen Aufbau aus:
– einem stabilen, verschraubten Abschirmbehälter,
– einer dicht verschweißten Korrosionsbarriere aus einem Mate-
rial mit hohem Korrosionswiderstand,
– in den Behälter integrierten Abschirmplatten und -stäben zur
Optimierung der Abschirmeigenschaften und zum Erhalt der
Kritikalitätssicherheit,
– in die Behälterstruktur integrierten Tragstrukturen in Form
von Mulden oder Ringen.
Aus der Adaption der oben genannten Kriterien auf die drei generischen
Wirtsgesteine ergeben sich allerdings auch behälterspeziﬁsche techni-
sche Details, in denen sich die Behältervarianten erheblich unterschei-
den. Diese Unterschiede werden nachfolgend an einigen Beispielen der
Behältergestaltung der drei generischen Tiefenlagerbehälter dargestellt.
Der erste technische Aspekt, in dem sich die Randbedingungen der La-
gerbehälter für die drei verschiedenen Wirtsgesteine klar voneinander ab-
grenzen lassen, ist die Wärmeleistung, welche an die Umgebung abge-
führt werden kann. Diese wird einerseits durch die Temperaturverträg-
lichkeit der Barrieren und andererseits durch die Wärmeleitfähigkeit und
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-kapazität der umgebenden Materialien bestimmt. Schließlich ist zu be-
achten, dass sich auch für einen eventuellen Rückholungsbetrieb Rand-
bedingungen bzgl. der Wärmeleistung ergeben. Andererseits wird in End-
lagerkonzepten auch Kredit von sicherheitstechnisch vorteilhaften Effek-
ten erhöhter Temperaturen (z. B. Verhinderung mikrobieller Aktivität, Be-
schleunigung von Konvergenz und Versatzkompaktion) genommen. Die
zulässige bzw. sinnvolle Wärmeleistung wird in der Regel mittels Ausle-
gungsrechnungen ermittelt, denen eine aus dem Sicherheits- und End-
lagerkonzept abgeleitete Grenztemperatur an der Behälteroberﬂäche zu-
grunde liegt. Für die ENCON-Entwicklung wurde diese für Steinsalz ge-
mäß (Bollingerfehr u. a., 2012) auf 200°C, für Ton / Tonstein gemäß (AN-
DRA, 2009) und für kristallines Hartgestein gemäß (SKB, 2011) auf jeweils
100°C festgelegt. Die seit dieser Festlegung durchgeführten Betrachtun-
gen zu höheren Grenztemperaturen einerseits, vgl. etwa (Rübel u. Mele-
shyn, 2014) wie auch die Festlegungen des Gesetzgebers, vorläuﬁg „…aus
Vorsorgegründen von einer Grenztemperatur von 100 Grad Celsius“ aus-
zugehen (StandAG, 2017) andererseits konnten bei der ENCON-Entwick-
lung nicht berücksichtigt werden.
Ausgehend von den generischen Tiefenlagermodellen des VP6 (Stahl-
mann u. a., 2015) können die folgenden Wärmeleistungen für die ENCON-
Tiefenlagerbehälter abgeleitet werden:
• für den ENCON-S (Steinsalz) 3.000 W,
• für den ENCON-K (kristallines Hartgestein) 1.800 W,
• für den ENCON-T (Ton und Tonstein) 1.000 W.
Aus der Wärmeleistung pro Behälter lässt sich auf der Grundlage des
Mengengerüstes der in Deutschland einzulagernden hoch radioaktiven
Abfälle und unter Berücksichtigung der Zwischenlagerzeiten das Inven-
tar der einzelnen Behälter abschätzen. Dieses geht nachfolgend als Ein-
gangsgröße in die weitere Behälterauslegung ein. Auf Grund der großen
Menge wurden Urandioxid-Brennelemente (BE) aus Druckwasserreakto-
ren (DWR) mit einem Abbrand von 55 GWd / tSM als repräsentatives
Brennstofﬁnventar für das ENCON-Konzept herangezogen. Zusätzlich
werden für alle drei Wirtsgesteinstypen generische ENCON-Behälter für
je drei HAW-Kokillen vorgesehen.
Das Inventar der Behälter bestimmt nicht nur die erforderlichen Innen-
abmessungen, sondern besitzt auch einen direkten Einﬂuss auf die zur Ge-
währleistung einer ausreichenden Abschirmung erforderlichen Wandstär-
ken der Behälter. Unter den gegebenen Randbedingungen ergeben sich
somit die folgenden Behälterbeladungen:
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• Brennstäbe von bis zu 10 DWR-BE (UO2) für den ENCON-S
• Brennstäbe von bis zu 5 DWR-BE (UO2) für den ENCON-K
• Brennstäbe von bis zu 3 DWR-BE (UO2) für den ENCON-T
Als Material für die lasttragenden Strukturen kommt bei allen drei EN-
CON-Behältervarianten Gusseisen mit Kugelgraphit zum Einsatz, da die-
ses Material gute mechanische als auch abschirmende Eigenschaften be-
sitzt. Zusätzlich lassen sich Großkomponenten aus diesem Material mit
vergleichsweise geringem Aufwand in hoher Fertigungsqualität gießtech-
nisch fertigen. Allerdings unterscheiden sich die drei ENCON Behälter zur
Tiefenlagerung erheblich in der Gestaltung ihrer Korrosionsbarriere.
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3.3.1 Reduzierung ausgewählter Robustheitsdeﬁzite bei der
Bewertung des Endlagersystemverhaltens
Eine Bewertung der drei in den ENTRIA-Vertikalprojekten untersuch-
ten Entsorgungsoptionen könnte nach (Kreusch u. Neumann, 2015) u. a.
auf der standort- bzw. referenzmodellbezogenen Identiﬁzierung von si-
cherheitstechnischen Anforderungen beruhen. Diese werden seit einigen
Jahren international in so genannten Sicherheitsfunktionen (safety func-
tions) systematisiert und operationalisiert werden. Dies geschah z. B. im
Rahmen des Forschungsprojekts VerSi – Durchführung vergleichender
Langzeitsicherheitsanalysen für verschiedene geologische Situationen
zur Evaluierung der Methodik und Instrumentarien, (Fischer-Appelt u.
Baltes, 2010).
Im Forschungsprojekt VerSi ist ein Verfahren zur vergleichenden Be-
wertung von Standorten für die Endlagerung Wärme entwickelnder (hoch
radioaktiver und langlebiger mittel radioaktiver) Abfälle auf sicherheits-
analytischer Basis entwickelt worden. Das in VerSi entwickelte Verfahren
basiert im Wesentlichen zunächst auf der Ableitung von Sicherheitsfunk-
tionen sowie dann nachfolgend auf der Bewertung ihrer Relevanz und Ro-
bustheit anhand von Abwägungskriterien. Unter Relevanz ist dabei zu ver-
stehen die in jedem Fall gegebene Bedeutung einer Sicherheitsfunktion
für den langfristigen Einschluss der eingelagerten Abfälle und insbeson-
dere der Radionuklide im einschlusswirksamen Gebirgsbereich. Robust-
heit meint die Zuverlässigkeit und Qualität und somit die Unempﬁndlich-
keit der Sicherheitsfunktionen des Endlagersystems und seiner Barrieren
gegenüber inneren und äußeren Einﬂüssen und Störungen sowie die Un-
empﬁndlichkeit der Ergebnisse der Sicherheitsanalyse gegenüber Abwei-
chungen von den zugrunde gelegten Annahmen.
Wesentliche Aspekte bei der Bewertung der Robustheit von Sicherheits-
funktionen sind einerseits die Ermittlung der eine Sicherheitsfunktion
charakterisierenden materiellen Eigenschaften im Ist-Zustand, anderer-
seits aber auch die Ermittlung der Prognostizierbarkeit dieser Eigenschaf-
ten in ihrem zeitlichen Verlauf bis zum Ende des Betrachtungszeitraums,
der heutigen Anforderungen entsprechend 1 Million Jahre umfasst (Stan-
dAG, 2017). Im Rahmen der Gesamtbewertung von Endlagersystemen
sind dabei insbesondere auch Wechselwirkungen zwischen verschiede-
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nen Sicherheitsfunktionen innerhalb eines Endlagersystems zu analysie-
ren.
Die Ermittlung der das jeweilige Endlagersystem charakterisierenden
materiellen Eigenschaften im gegenwärtigen Zustand beruht auf hinrei-
chend qualiﬁzierten Untersuchungsmethoden (laborativ sowie in-situ),
während zur hinreichend zuverlässigen Ermittlung der Prognostizierbar-
keit dieser Eigenschaften in eine längerfristige Zukunft eine stetige Ver-
besserung des Prozess- und Systemverständnisses sowie damit einherge-
hend bzw. darauf aufbauend auch die stetige Verbesserung des Simula-
tionsinstrumentariums (Stoffmodelle und Simulatoren) anzustreben ist.
Dabei sind insbesondere diejenigen Prozesse von Bedeutung, die im Lauf
der Zeit zu einer Verschlechterung der materiellen Eigenschaften insbe-
sondere der verschiedenartigen Barrieren führen können, z. B. die auffah-
rungs- und offenhaltungsbedingte Entfestigung des konturnahen Gebir-
ges, die druckgetriebene Fluidinﬁltration sowie die lösungsbedingte Kor-
rosion von Abdichtungsmaterialien.
Diesen zentralen Aspekten der Robustheitsanforderungen entspre-
chend sind in den ENTRIA-Teilprojekten VP 5.1 und VP 5.2 sowohl labo-
rative Untersuchungen zur Analyse ausgewählter Materialeigenschaften
wie auch retrospektive Analysen ausgewählter Labor- und Feldversuche
zur Veriﬁzierung und Validierung des Simulationsinstrumentariums so-
wie zur Verbesserung des Prozessverständnisses anhand von so genann-
ten Lokal- bzw. Prozessmodellen durchgeführt worden. Zusätzlich wird
durch rechnerische Simulationen anhand von großräumigen so genann-
ten Global- bzw. Systemmodellen eine Verbesserung des Verständnisses
des langfristigen Endlagersystemverhaltens angestrebt, insbesondere im
Hinblick auf die im Endlagersystem ablaufenden ﬂuiddynamischen Pro-
zesse, die letztendlich der Träger der Mensch und Umwelt gefährdenden
Radionuklidmigration aus den Einlagerungsbereichen des Endlagerberg-
werks über den einschlusswirksamen Gebirgsbereich und das Fernfeld
in die oberﬂächennahen Grundwasserhorizonte und dann weiter in die
Biosphäre sind.
Vor diesem Hintergrund der Erarbeitung von Bewertungsgrundlagen
zum Vergleich von Entsorgungsoptionen auf der Basis des Konzepts von
Sicherheitsfunktionen liegt der Fokus der in den ENTRIA-Teilprojekten
VP 5.1, VP 5.2 und VP 6.7mod durchgeführten Arbeiten schwerpunkt-
mäßig auf der Verbesserung der Robustheit der in Fischer-Appelt u. Bal-
tes (2010) angegebenen radionuklidrückhaltenden Sicherheitsfunktion
„Begrenzung / Verhinderung von Lösungsbewegung und Radionuklid-
transport“. Dabei stehen im Vordergrund der durchgeführten Arbeiten
die Wirtsgesteinsformationen Salinargebirge und Tonsteingebirge in ih-
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rer Funktion als geologische Barriere wie auch die jeweilig eingesetzten
Versatzmaterialien Salzgrus und Bentonit, die in mehrfacher Funktion
einerseits zur langzeitigen Stabilisierung der bergbaulichen Hohlräume,
andererseits zum Erhalt der Integrität der geologischen Barriere sowie
als geotechnische Barrieren zur Behinderung der Fluidmigrationen her-
angezogen werden.
3.3.2 Abschirmungseigenschaften verschiedener Betone
Motivation. Bei Stahlbetonbauteilen zur Abschirmung ionisierender
Strahlung gab es in der Vergangenheit einige Fälle, in denen nach der
baulichen Umsetzung festgestellt wurde, dass die tatsächliche Abschirm-
wirkung schlechter war, als auf Basis theoretischer Rechnungen zu erwar-
ten gewesen wäre. Auch wird in manchen Berichten hinsichtlich Abschir-
mungsuntersuchungen über Diskrepanzen zwischen Literaturwerten und
Messergebnissen berichtet.
Beton ist ein heterogen zusammengesetzter Baustoff, dessen Eigen-
schaften durch eine geeignete Komposition der Einzelkomponenten in-
dividuell an spezielle Anforderungen (z. B. Strahlenschutz) angepasst
werden können. Im Rahmen von ENTRIA wurden daher in einem ers-
ten Ansatz verschiedene Betone in Bezug auf strahlenabschirmende,
mechanische und dauerhaftigkeitsrelevante Eigenschaften untersucht.
Insbesondere im Kontext von Lager- bzw. Entsorgungsanlagen für hoch
radioaktive Reststoffe werden hohe Anforderungen an diese drei Eigen-
schaften gestellt. Auf Grundlage der Analyse der untersuchten Kompo-
sitionen und der vorgestellten Untersuchungsmethoden selbst könnten
in einem nachfolgenden Schritt weitere, optimierte Kompositionen ent-
wickelt werden, die besonders gut für die sensiblen Anforderungen in
kerntechnischen Lagerungsbauwerken geeignet sind.
Experimente. Am iBMB wurden verschiedene Betonproben aus Normal-
beton (N-Beton), Hämatitbeton (H-Beton) und Barytbeton (B-Beton)
hergestellt. Dazu wurden Balken mit einer Breite und Höhe von etwa
8 cm hergestellt, die anschließend mit einer Steinsäge in 15 mm dicke
Platten geschnitten wurden. Bei der Herstellung wurden in einigen Be-
tonproben bewusst Fehlstellen herbeigeführt, die mit dem Kürzel F, wie
z. B. in NF-Beton, versehen wurden. Zur Bestimmung der Druckfestig-
keit wurden zusätzliche Prüfkörper (Würfel mit einer Kantenlänge von
15 cm) aus den verschiedenen Mischungen hergestellt. Zudem wurde ein
im Betonwerk hergestellter, mikroverstärkter und selbstverdichtender
Hochleistungsbeton (DUCON) in die Untersuchungen einbezogen.
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Abbildung 3.9: Frontansicht der Betonplatten mit der Position der ver-
schiedenen Messpunkte.
Unabhängig von der jeweiligen Zuschlagstoffart wurde jede Betonmi-
schung so ausgelegt, dass vergleichbare Volumenmengen an Wasser, Ze-
ment und Gesteinskörnung erreicht werden. Der Zielvolumenanteil des
hydratisierten Zements einschließlich Poren betrug 30 % und der Anteil
der Gesteinskörnung 70 % des gesamten Volumens. Die maximale Korn-
größe betrug sowohl bei der Gesteinskörnung des Normalbetons als auch
beim Barytbeton 16 mm, während beim Hämatitzuschlag ein kleinerer
Durchmesser von 5,6 mm gewählt wurde. Die experimentell bestimmte
Sieblinie (Korngrößenverteilung) zeigte eine gute Übereinstimmung mit
den in DIN EN 206 (2017) hinterlegten Sieblinien. Künstliche Fehlstellen
in den „F-Betonen“ wurden durch Stochern mit kleinen Stäben in den
frisch gegossenen Beton realisiert. Da die „F-Betone“ danach nicht mehr
verdichtet wurden, blieben Defekte im Festbeton zurück.
Im Kontrollbereich des KIT-INE wurde die Betonplatten einer gerichte-
ten Gammastrahlung ausgesetzt. Die Transmissionsmessungen wurden
zunächst mit je einer und anschließend mit drei Betonplatten durchge-
führt. Mittels eines Bleikollimators (Loch mit 8 mm Durchmesser in ei-
nem Bleiziegel von 48 mm Dicke) wurde die Photonenstrahlung einer Cs-
137-Quelle kollimiert auf die Betonplatten gerichtet. Die Transmission
der monoenergetischen Strahlung (Eγ = 662 keV) wurde gammaspektro-
skopisch durch einen High-Purity-Germanium-Detektors bestimmt. Da-
bei wurden jeweils fünf Messpunkte auf den verschiedenen Betonplatten
aus N, NF, H, HF, B und BF-Beton (Breite und Höhe ca. 8 cm; Dicke je
15 mm) ausgemessen. Die auf den Betonplatten gekennzeichneten Mess-
punkte sind in Abbildung 3.9 dargestellt. Die Messpunkte 1 bis 4 beﬁnden
sich jeweils 2 cm von den Rändern entfernt, Punkt 5 ist in der Mitte der
Platte angeordnet. Zur Ermittlung der genauen Lage der lokalen Fehlstel-
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Abbildung 3.10: Dreidimensionale Projektion der µCT-Daten für Hämatit-
beton (Probe H4-6).
len wurden die Proben am iBMB unter Verwendung eines (Kegelstrahl-)
Mikrocomputertomographen (µCT) mit einer Spannung von 200 kV bei
350 µA und einem Fokus-Objekt-Abstand von etwa 420 mm gescannt. Die
Voxelkantenlänge7 in den rekonstruierten Bilddaten beträgt etwa 103 µm.
Jeder Scan wurde mit drei Platten durchgeführt, um die Gesamtdauer der
Messungen zu reduzieren. Um die Vergleichbarkeit der Daten zu gewähr-
leisten, wurden alle Betontypen mit den gleichen Einstellungen gescannt
und rekonstruiert. In Abbildung 3.10 ist die dreidimensionale Visualisie-
rung der Bilddaten eines Scans mit Hämatitbeton dargestellt. Für den Ver-
gleich der inneren Struktur der verschiedenen Betone mit den experimen-
tellen Transmissionsmessungen wurden an den Positionen der Messpunk-
te fünf „Regions of Interest“ (ROI) in Bezug auf die Größe des Kollimators
extrahiert. Diese wurden zunächst visuell auf leicht sichtbare Auffälligkei-
ten hin untersucht und anschließend mit bildverarbeitenden Methoden
in die verschiedenen Komponenten segmentiert.
Die Messergebnisse der Bestrahlungsexperimente wurden mit nume-
rischen Geant4-Simulationen (Geant4, 2017) verglichen. Hierzu wurden
weitere Transmissionsexperimente durchgeführt, um Transmissionskur-
ven zu bestimmen. Zu diesem Zweck wurden Betonplatten aus dem glei-
7Voxel: Dreidimensionales Volumenelement in einem Raster. Begriffsbildung ist analog
zum zweidimensionalen Pixel – picture element.
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chen Material aneinandergereiht und mit dem gleichen Messaufbau wie
zuvor gemessen. Für die Geant4-Simulationen wurde ein geeignetes Mo-
dell des Messaufbaus, bestehend aus Gammastrahlungsquelle, entspre-
chenden Betonplatten und Germaniumdetektor, erstellt. Die chemisch-
mineralogische Materialzusammensetzung und die Dichte der Betonpro-
ben wurden anhand von Literaturdaten und ergänzenden Messungen er-
mittelt. In der Literatur werden für Gesteine immer Dichtebereiche an-
gegeben (Bundesamt für Strahlenschutz, 2002), weil die Zusammenset-
zung einer aufgrund der Entstehung natürlichen Streuung unterliegt. Da
die Dichte aber einer der maßgebenden Parameter zur Beurteilung der
Abschirmwirkung ist, wurden die Dichten der Gesteine und der Betone
experimentell mittels Unterwasserwägung bestimmt. Die durch die Mon-
te-Carlo-Simulationen erzeugten Gammaspektren wurden auf die gleiche
Weise wie die gemessenen Spektren ausgewertet.
Ergebnisse. Abbildung 3.11 zeigt die resultierenden positionsabhängi-
gen Transmissionswerte für drei Betonplatten der Zusammensetzung N,
NF, H und HF. Die Messergebnisse zeigen zunächst, dass Proben mit Fehl-
stellen in der Regel keine höhere Abweichung vom Mittelwert aufweisen.
Es konnten aber bei allen Proben starke Schwankungen in Abhängigkeit
vom Messpunkt identiﬁziert werden. Diese Variationen sind größer als die
Messfehler. Sie können durch Analyse der ROI der µCT-Scans für die ver-
schiedenen Messpunkte der Betonproben erklärt werden. In Abbildung
3.12 sind einige Histogramme der rekonstruierten Bilddaten dargestellt.
Aus diesen Daten ist es zwar nicht möglich, einen Abschwächungskoefﬁ-
zienten zu berechnen, aber die Histogramme geben einen Anhaltspunkt
dafür. Je niedriger der Grauwert ist, desto geringer ist die Dichte des Mate-
rials. Folglich beﬁnden sich Lufthohlräume und Fehlstellen auf der linken
Seite der Histogramme, während sich die festen Phasen auf der rechten
Seite beﬁnden. Durch die Segmentierung des Histogramms in zwei Tei-
le unter Verwendung eines einfachen Schwellwertverfahrens (Otsu, 1979)
können halbquantitative Werte für die Porosität (Defekte und Luftporen)
berechnet werden. In Abbildung 3.13 sind die Ergebnisse einer solchen
Segmentierung dargestellt. Bei der Ermittlung der ROI an den Punkten 1
und 2 des Hämatitbetons mit Fehlstellen (HF) ist festzustellen, dass die
Makroporosität am Punkt 1 viel höher ist als am Punkt 2, was qualitativ
auch auf einem aus den dreidimensionalen Bilddatensätzen entnomme-
nen Schnittbild und dem entsprechenden segmentierten und binarisier-
ten Schnittbild in Abbildung 3.14 sichtbar ist. Die schwarzen Bereiche auf
den Bildern repräsentieren die Luftporen, die weißen Bereiche sind den
verschiedenen Feststoffen zuzuordnen.
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Abbildung 3.11: Ergebnisse für Transmissionsmessungen an den ver-
schiedenen Messstellen mit und ohne Fehlstellen für die
verschiedenen Betonzusammensetzungen.
Abbildung 3.12: Histogramme der ROI an den Messpunkten 4 und 5 für NF
(links) und an den Messpunkten 1 und 2 für HF (rechts).
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Abbildung 3.13: Segmentierungsergebnisse für die Luftporen aus den
µCT-Scans für N, NF, H und HF.
Abbildung 3.14: Graustufenbild (links) und binäres Bild (rechts) von HF
an Punkt 1.
Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass die Porosität nicht das einzige
Kriterium für die Bewertung der Abschirmeigenschaften der verschiede-
nen Betone ist. Speziell für Schwerbeton ist es auch wichtig, die Zuschlag-
stoffe zu segmentieren. Die Zuschlagstoffe im Normalbeton haben typi-
scherweise ähnliche Abschwächungskoefﬁzienten wie der Zementstein
und können daher in erster Näherung als ein Material behandelt werden.
Schwerbeton hingegen muss in mindestens drei Teile segmentiert wer-
den, da die Menge an Zuschlagstoffen die Abschwächungskoefﬁzienten
stärker beeinﬂusst als der Anteil der Makroporen. Um die Zuschlagstof-
fe aus Graustufendaten zu segmentieren, müssen umfangreichere Bild-
verarbeitungsschritte durchgeführt werden. Diese wurden mit MATLAB®
unter Verwendung des 3-d-Boxﬁlters, der Histogrammequalization (Kon-
trastverstärkung) und der Multithresh-Methode (mehrstuﬁges Schwell-
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Abbildung 3.15: Segmentierungsergebnisse für die Gesteinskörnung aus
den µCT-Scans für N, NF, H und HF.
wertverfahren) realisiert. In Abbildung 3.15 sind die Ergebnisse nach der
Durchführung dieser Schritte dargestellt.
Abbildung 3.16 zeigt einen Vergleich der experimentellen Transmissi-
onsdaten mit berechneten Daten, die aus der Analyse der Grauwertspek-
tren abgeleitet wurden. Hier wurde in einer ersten Näherung angenom-
men, dass der Abschwächungskoefﬁzient proportional zu einer linearen
Kombination der Intensität ist, die durch die verschiedenen Bereiche in
den Grauwertspektren erhalten wird. Die Ergebnisse dieses einfachen An-
satzes zeigen bereits Analogien bezüglich des Kurvenverlaufs.
Um Geant4-Simulationen mit experimentellen Daten zu vergleichen,
wurden darüber hinaus Transmissionskurven gemessen und simuliert.
Abbildung 3.17 zeigt repräsentative Ergebnisse der Transmissionskurven
für Hämatitbeton mit einer Aneinanderreihung von bis zu 10 Platten. Die
Geant4-Simulationen basieren auf einem Modell des Messaufbaus, ein-
schließlich der Materialzusammensetzungen des Betons und der gemes-
senen Dichten. Die Simulationsdaten stimmen mit den experimentellen
Daten recht gut überein.
Zusammenfassung. Die Anwendung von µCT-Scans unterstützt die Un-
tersuchungen, indem ein erster Anhaltspunkt auf die Abschirmeigen-
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Abbildung 3.16: Vergleich experimenteller Transmissionsdaten mit den
berechneten Daten aus den Ergebnissen der µCT-Scans.
schaften und die Verteilung der verschiedenen Komponenten gegeben
wird. Die gute Übereinstimmung zwischen den Geant4-Simulationen
und den Messungen zeigt, dass entsprechende Monte-Carlo-Berechnun-
gen mit hinreichender Genauigkeit durchgeführt werden können. Eine
genaue Speziﬁkation der Betonzusammensetzung ist jedoch sehr wich-
tig, da Literatur oder Datenbanken im Allgemeinen nur einen Bereich für
die benötigten Werte angeben. Darüber hinaus geben strukturelle Details,
wie sie im µCT oder anhand anderer Durchstrahlungsprüfungen beobach-
tet werden können, einen weiteren Aufschluss über das speziﬁsche Mate-
rialverhalten. Abweichungen vom erwarteten Verhalten in Experimenten
können so erklärt werden. Im Besonderen könnten sich die vorgestellten
Methoden aber auch dazu eignen, Baustoffe hinsichtlich speziﬁscher An-
forderungen weiterentwickeln und zu optimieren. Die interdisziplinäre
Zusammenarbeit zwischen Baustofftechnologen und Strahlenschützern
resultiert in einem tieferen Verständnis des Einﬂusses der Betonzusam-
mensetzung auf die Abschirmeigenschaften für Gammastrahlung. In der
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Abbildung 3.17: Vergleich der Transmissionskurven der Messungen (Ex-
periment) mit den Geant4-Simulationen für H-Beton.
Praxis setzt dies das Verständnis der jeweils anderen Disziplin und damit
verbundener Aufgaben voraus, kann aber insbesondere im Entwurfspro-
zess zu effektiven Ergebnissen führen.
3.3.3 Kritische Evaluation der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum § 47 der
Strahlenschutzverordnung
Das Arbeitspaket 2.3 ist im Transversalprojekt „Technikfolgenabschät-
zung und Governance“ angesiedelt. Es befasst sich mit der interdiszipli-
nären Thematik „Radioökologische Instrumente als fachliche Unterstüt-
zung zur regulatorischen Entscheidungsﬁndung“. International wird die-
se Thematik seit Jahren auf diversen Konferenzen diskutiert, allerdings
kann sie keiner einzelnen Disziplin zugewiesen werden, da sowohl Radio-
ökologen aus dem naturwissenschaftlichen Bereich als auch Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen, die als ‚policy advisor‘ in Behörden oder interna-
tionalen Organisationen wie der IAEA oder der OECD/NEA arbeiten, am
Diskurs beteiligt sind.
Die Schutzziele des Strahlenschutzes werden in der Regel über die Ein-
haltung bestimmter Dosiswerte, d. h. Werte für die Höhe der Exposition
ionisierender Strahlung, deﬁniert. Überall dort, wo diese Dosis / Expositi-
on nicht direkt gemessen werden kann, müssen Expositionsabschätzun-
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gen vorgenommen werden. In dem Fall, in dem radioaktives Material aus
Anlagen in die Umwelt freigesetzt wird, erfordert die Expositionsabschät-
zung nicht nur Angaben, die das radioaktive Material direkt betreffen und
Angaben zu Aufnahmeraten und Expositionszeiten der betroffenen Perso-
nen, sondern auch Informationen zu den Transferpfaden der Radionukli-
de durch die jeweils betroffenen Umweltkompartimente wie Luft, Wasser
(Ozeane, Oberﬂächengewässer, Grundwasser), Boden und geologischem
Untergrund. Somit spielt der ökologische Transfer der Radionuklide eine
zentrale Rolle bei der Gefährdungsabschätzung und die Instrumente zur
belastbaren Prognostizierung des Transfers sind von erheblicher Bedeu-
tung für die regulatorische Entscheidungsﬁndung.
In diesem Arbeitspaket wurde die Thematik aus zwei Perspektiven
untersucht. An dieser Stelle wird insbesondere die interdisziplinäre Per-
spektive, die sich mit dem Übergang des naturwissenschaftlich abgelei-
teten Modells hin zum regulatorischen Instrument befasst, vorgestellt.
Die zweite Perspektive, die sich mit (rein) naturwissenschaftlichen Fra-
gen der radioökologischen Expositionsmodellierung befasst – den Trans-
ferprozessen von 129Iod im Boden – wird in der Einzelvorstellung des
Arbeitspakets beschrieben.
Die Untersuchungen zur Rolle der radioökologischen Expositionsmo-
dellierung im Entsorgungsprozess zielen darauf ab, ein verbessertes Ver-
ständnis über die Einﬂüsse und Anforderungen an Instrumente des Strah-
lenschutzes zu gewinnen. Dies gilt beispielsweise für die Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zu § 47 der Strahlenschutzverordnung (AVV) (BMU,
2012). Besonders zu untersuchen ist dabei der Übergang vom wissen-
schaftlichen Modell zum untergesetzlichen Regelwerk, und eine zentrale
Frage ist dabei, welche gesellschaftlichen Einﬂüsse und Anforderungen
an die Expositionsabschätzung im Hinblick auf die Endlagerung radioak-
tiver Abfälle vorliegen. Dieser Übergang wird geprägt durch eine Vielzahl
von Prozessen, aber auch durch gerichtliche Auseinandersetzungen. Zu
diesen Prozessen mit ihren Beratungen und eingehenden Stellungnah-
men von Experten-Gremien gehören sowohl Vorschläge aus Behörden
wie auch Anfragen von Behörden an Gutachter. Daran beteiligt sind u. a.
die Strahlenschutzkommission des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit (SSK), Gutachter wie Brenk Systempla-
nung, Bundesministerien wie das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit (BMU), Bundesämter oder halbstaatliche
Institutionen wie die Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit
gGmbH (GRS).
Als Untersuchungsmethode wurden Leitfadeninterviews gewählt. Es
wurden sechs leitfadengestützte Interviews und drei informelle Infor-
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mationsgespräche mit Experten aus relevanten Behörden und Gremien
geführt (SSK, BfS, GRS, Fachverband für Strahlenschutz, BMUB). Die Leit-
fadeninterviews wurden aufgezeichnet, transkribiert und in Anlehnung
an die qualitative Inhaltsanalyse nach (Gläser u. Laudel, 2009) ausgewer-
tet.
Als Ergebnis konnten mehrere Spannungsfelder im Hinblick auf die
Rolle der radioökologischen Expositionsmodellierung im Entsorgungs-
prozess identiﬁziert werden. Dies sind die drei Spannungsfelder a) kon-
servative verglichen mit realistischer Abschätzung, b) Risikokommuni-
kation und c) Weiterentwicklung von radioökologischen Expositionsab-
schätzungsverfahren. Diese werden im Folgenden beschrieben.
Problematik der konservativen im Vergleich zur realistischen Abschätzung.
Von allen Experten wurde das Problem der konservativen gegenüber der
realistischen Abschätzung der Exposition beschrieben. Konservative An-
nahmen, wie beispielsweise besonders (unrealistisch) hohe Annahmen
zur Nahrungsmittelaufnahme, oder auch besonders ungünstige Trans-
fergeschwindigkeiten in einem Umweltkompartiment, werden in Expo-
sitionsmodellierungen gewählt, die zur Entscheidungsgrundlage für die
behördliche Genehmigung kerntechnischer Anlagen herangezogen wer-
den, wie beispielweise die AVV. Die Rechtssicherheit der administrativen
Entscheidung soll durch eine Betrachtung, in der ungünstige Exposi-
tions-Szenarien abgebildet sind, hergestellt werden. Solche Genehmi-
gungen gelten allerdings für im Endlagerungkontext kurze Zeiträume,
also für Jahrzehnte, und die prognostizierte, modellierte Exposition wird
während des Betriebes begleitend überwacht. Die Spanne zwischen der
„gegenwärtigen Zukunft“, die prognostiziert wird, und der „zukünftigen
Gegenwart“, in der die Prognose überprüft werden kann, liegt innerhalb
des menschlichen Zeithorizontes. Dies gilt nicht mehr für die Progno-
sen zu Endlagerungsszenarien und macht sie somit nicht validierbar. Die
Ungewissheiten, die für die Grundannahmen der ökologischen Rahmen-
bedingungen und des menschlichen Verhaltens innerhalb geologischer
Zeiträume auftreten, lassen sich durch konservative Annahmen nicht
umschiffen, die erwünschte Rechtssicherheit der behördlichen Entschei-
dung lässt sich auf diesem Wege nicht erreichen. Schwieriger noch, die
konservativen Annahmen suggerieren schlimmstenfalls eine Kenntnis
der Zukunft, die fragwürdig erscheinen muss. Es ist offensichtlich, dass
das bewährte Instrument der Expositionsabschätzung im Strahlenschutz
hinsichtlich seiner Effektivität bei der Endlagerungsplanung an seine
Grenzen stößt. Daher ist die einhellige Expertenmeinung, dass Dosis bzw.
Expositionswerte kein Entscheidungkriterium sein können, sondern ma-
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ximal Indikatoren darstellen, anhand derer unterschiedliche potentielle
Standorte miteinander verglichen werden können (BMU, 2010; DAEF,
2017). Obwohl logisch begründet, mag der Verzicht auf Dosisangaben als
Entscheidungskriterium dennoch in der uninformierten Öffentlichkeit
als ein Verzicht auf Strahlenschutz, beziehungsweise als verminderte An-
forderungen des Strahlenschutzes an die Endlagerung erscheinen. Dieser
Problematik muss entgegengesehen werden, es bedarf konstruktiver Lö-
sungen. Die Autorin hält partizipatorische Verfahren in diesem Bereich
für überlegenswert.
Problematik der Risikokommunikation zur Expositionsmodellierung. Ein
weiteres Spannungsfeld stellt die Kommunikation der Sicherheitsbetrach-
tungen dar. Einige der Experten weisen darauf hin, dass es in der Öffent-
lichkeit einen hohen Bedarf an Informationen hinsichtlich der Expositi-
onsmodellierung gibt. Zum einen erfolgt die Einschätzung, dass eine so-
genannte „vereinfachte radiologische Langzeitaussage“ von der Öffent-
lichkeit als nicht ausreichende Darstellung angenommen werden wird.
Des Weiteren wurde darauf hingewiesen, dass die Modellierung der Radio-
nuklidmigration durch die Biosphäre (mittels Referenzbiosphären (Inter-
national Atomic Energy Agency, 2003)) zwar keinen großen Einﬂuss auf
die Sicherheitsüberlegungen und -maßnahmen für ein Endlager hat, aber
notwendig im Hinblick auf die Risikokommunikation ist. Die Art und Wei-
se, wie die Prozesse an der Erdoberﬂäche berechnet werden – Prozesse, zu
denen viele Menschen eine Vorstellung besitzen – würden stellvertretend
für die Qualität des gesamten Abschätzungsverfahrens einstehen müssen,
für ein Verfahren also, das Bereiche umfasst, für die keine Überprüfung
am eigenen Wissen stattﬁnden kann. Auf diese Form der „peripheren In-
formationsverarbeitung“ weisen bereits Ergebnisse der sozialpsychologi-
schen Forschung aus den 1980er Jahren (Petty u. Cacioppo, 1986) und ﬁn-
den Beachtung in der Risikokommunikation (Wiedemann u. a., 2009). In
eine ähnliche Richtung deuten auch die Forderungen der Experten, dass
die Berechnungen der Exposition vom Quellterm bis zur Referenzperson
offengelegt werden sollen, um gewisse Parameter-Entscheidungen nach-
vollziehen zu können. Ebenso wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen,
auch die potentielle Exposition für Kinder dezidiert auszuweisen, da die-
se Personengruppe von der Öffentlichkeit als besonders gefährdet wahr-
genommen wird.
Problematik der Weiterentwicklung von radioökologischen Expositionsab-
schätzungsverfahren während laufender behördlicher Genehmigungsverfah-
ren. Die Notwendigkeit der Rechtssicherheit für behördliche Entschei-
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Abbildung 3.18: Unterschiedliche Zielstellungen der Expositionsmodel-
lierung, modiﬁziert nach (Mosbach-Schulz, 2013).
dungen, die durch den Verweis auf das radioökologische Expositionsab-
schätzungsmodell gegeben werden soll, hat wiederum Implikationen auf
die wissenschaftliche Weiterentwicklung dieser Expositionsmodelle. Ein
Experte wies darauf hin, dass während des Genehmigungsverfahrens für
das Endlager für schwach und mittel radioaktive Abfälle „Schacht Kon-
rad“, das von 1982 bis 2002 stattfand und schließlich von 2002 bis 2007
noch einmal vor Gericht verhandelt wurde, die wissenschaftliche Diskus-
sion zur Weiterentwicklung der radioökologischen Expositionsmodellie-
rung zurückgehalten wurde. Damit wurde auf einen intrinsischen, nahe-
zu antagonistischen Widerspruch der jeweiligen Zielstellungen der Ex-
positionsmodellierung in den Bereich Administration und Wissenschaft
hingewiesen. Abbildung 3.18 visualisiert die unterschiedlichen Zielstel-
lungen der radioökologischen Expositionsmodellierung und die daraus
folgenden unterschiedlichen Ansprüche. Während im wissenschaftlichen
Bereich selten ein abschließender Erkenntnisstand postuliert wird, son-
dern ein verfeinertes Verständnis der beobachteten Umweltprozesse an-
gestrebt wird, hier der Transport der Radionuklide durch die Umweltkom-
partimente, bedürfen Behörden, die Entscheidungen treffen müssen, der
Entscheidungsgrundlagen, die so stabil sind, dass sie Rechtssicherheit ge-
währen. Sowohl für Prognosen über das Gefährdungspotential von Radio-
nukliden in der Umwelt als auch für Genehmigungsentscheidungen muss
von einem Expositionsmodell ausgegangen werden, das für den Prognose-
bzw. Genehmigungszeitraum Gültigkeit hat.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Expositionsmodellierung
eine schwierige Stellung in der Regulierung und im Management der End-
lagerung hoch radioaktiver Abfälle einnimmt:
Obgleich die Sicherheitsaussagen im Strahlenschutz größtenteils auf
Dosisaussagen rekurrieren, können solche Aussagen im Hinblick auf die
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Endlagerungszeiträume und -szenarien nur unter großen Ungewisshei-
ten gegeben werden, die nur eine geringe prognostische Güte zulassen.
Wie kann dennoch die „strahlenschützerische Sicherheit“ demonstriert
werden, ohne zugleich eine neue Größe zu deﬁnieren (wobei die Gefahr
bestünde, dass sie als Konstruktion aufgefasst wird, mit der Kerntechnik-
Experten „ihr eigenes Süppchen kochen“)? Kann der Safety Case dieses
Dilemma ausgleichen?
Wie wird dem Interesse der Öffentlichkeit an Dosisaussagen Rechnung
getragen? Inwieweit müssen Abschätzungsverfahren, in denen hochkon-
servative Annahmen eingesetzt werden, solchen mit realistischen Annah-
men gegenüber gestellt werden, um das Ausmaß der konservativen An-
nahmen (beispielweise bei der Parameterwahl, der Szenarienwahl oder
der Wahl der Referenzbiosphäre) zu erklären?
Und nicht zuletzt, wie kann in einem Verfahren, in dem Genehmigun-
gen ausgesprochen werden müssen, gleichzeitig der radioökologische Er-
kenntniszugewinn implementiert werden?
3.3.4 Endlager unter geänderten Klimabedingungen
Der Nachweis einer langzeitsicheren, nachsorgefreien Endlagerung wär-
meentwickelnder radioaktiver Abfälle beruht auf der Integrität von tech-
nischen und geologischen Barrieren. Wegen der zeitlichen Perspektive
des Gesamtvorhabens Langzeitsicherheit von ca. 1 Mio. Jahre ist es sinn-
voll, die Folgen möglicher Klimaänderungen bezüglich der geologischen
Barriere zu betrachten. Hierbei hilft der Blick in die jüngste geologische
Vergangenheit, also in das Holozän bis ca. 12.000 BP (BP: before present)
und das jüngere und mittlere Pleistozän bis ca. 780.000 BP. Für diese Zeit-
spanne sind Zeugnisse der zeitlichen Änderungen der globalen Tempe-
ratur, des Meeresspiegels und der Eisverbreitung auf der Nordhalbkugel
erhalten.
Mit Ausnahme der anthropogenen Einﬂüsse der jüngsten Vergangen-
heit ist der Wechsel von Warm- und Kaltzeiten auf natürliche Ursachen
zurückzuführen. Dieser Wechsel ist rhythmisch und bildet ein gemeinsa-
mes Auf und Ab von CO2-Gehalt der Atmosphäre, globaler Temperatur,
Meeresspiegeländerungen vor dem Hintergrund der Exzentrizität und
Obliquität von Erdachse und Erdbahn ab (siehe Abb. 3.19). Allerdings
sind die Maxima der Exzentrizität zeitlich etwas versetzt gegenüber den
Maxima von Meeresspiegelschwankungen, Temperatur und CO2-Gehalt.
Obwohl diese Beobachtungen allgemein als gesichert anerkannt werden,
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Abbildung 3.19: Rhythmischer Wechsel von Treibhausgaskonzentration
(hier CO2), durchschnittliche Meerestemperatur (Ober-
ﬂächenwasser) und Höhe des Meeresspiegels sowie Ex-
zentrizität der vergangenen 500.000 Jahre zusammen-
gestellt und neu geordnet nach Daten aus (Quinn u. a.,
1991) und (Hansen u. a., 2013).
gibt es keine einfache Erklärung dieses klimatischen Rhythmus.8 Säkulare
Änderungen von Erdbahn und Erdachse (Milankovic-Zyklen) können ei-
nen Teil der Phänomene erklären. Der Grund für die Korrelation von CO2-
Konzentrationsänderungen der letzten 500.000 a mit astronomischen
Parametern (siehe Abb. 3.19) wird gegenwärtig noch nicht umfassend
verstanden.
Bezieht man die aktuell beobachtete Freisetzung anthropogener Treib-
hausgase (vor allem CO2) ein, können sich grundsätzlich zwei Szenarien
ergeben, die von den natürlichen Zyklen abweichen:
8Klimawandel und die Folgen des Klimawandels gehören zu den am intensivsten disku-
tierten politischen Themen. Die Auseinandersetzungen erfolgen nicht immer auf der
Basis gut aufbereiteter Datensätze. Um Kritiken an der Verwendung bestimmter Daten
bzw. der Nicht-Berücksichtigung anderer Daten und deren Interpretationen zu vermei-
den, wurde hier auf drei unwidersprochene Publikationen zurückgegriffen (Quinn u. a.,
1991; Gregoire u. a., 2012; Hansen u. a., 2013). Einige Daten und Extrapolationen ent-
stammen den Angaben des Intergovernemental Panel on Climate Change (IPCC), das
von der World Meteorological Organization (WMO) und des Umweltprogrammes der Ver-
einten Nationen (UNEP) unterstützt wird (http://www.ipcc.ch/report/ar5).
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1. Weitgehende Kompensation der Erderwärmung durch astronomi-
sche Faktoren und Einkopplung in den bisherigen Rhythmus natür-
licher Klimaänderungen, oder
2. Übersteuerung der Folgen des anthropogenen CO2-Ausstoßes auf
die globale Temperatur ohne wirksame Kompensation durch natür-
liche Faktoren. Bezüglich ihrer Auswirkungen auf die Integrität der
geologischen Barriere lassen sich für diese Szenarien folgende Vor-
aussagen treffen.
Zu 1). Bei weitgehender Kompensation der Auswirkungen der anthro-
pogenen CO2-Freisetzung stellt sich der Wechsel moderater Warm- und
Kaltzeiten so ein, wie er für die vergangenen 500.000 a bis 1 Ma zu beob-
achten ist. Ein Blick in Abb. 3.19 zeigt, dass der Meeresspiegel nur kurz-
fristig und um wenige Meter über das gegenwärtige Niveau hinaus anstei-
gen würde. Anders sind dagegen die Auswirkungen der Kaltzeiten einzu-
ordnen: Neuerliche Eisvorschübe bis 50° nördlicher Breite mit Eismäch-
tigkeiten von einigen Kilometern können die oberen 500 Meter des jet-
zigen Deckgebirges in Norddeutschland gründlich verändern. Dieses be-
inhaltet unter anderem den ﬂächenhaften Abtransport von Lockermassen
und die Freilegung von Gesteinsschichten bis zu 500 m Tiefe einschließ-
lich der oberen Bereiche permischer Salzformationen. Die Besorgnis um
die Integrität der obersten 500 m Deckgebirge beruht auf dem Nachweis
entsprechend tief reichender glazigener Rinnen und noch tiefer reichen-
der kryogener Klüftung von Salzkörpern, wie sie in Niedersachsen und
Mecklenburg-Vorpommern zu beobachten ist. Da nicht auszuschließen
ist, dass eine neuerliche Vereisung zu noch tiefer reichenden Massebe-
wegungen führen kann, sollten mindestens 1.000 m Tiefe für den Top
des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gewählt werden. Die Einbezie-
hung glaziologischer Forschungskompetenz wäre hilfreich für eine solche
Entscheidung.
Zu 2). Für den Fall eines nicht-moderierten Anstieges der globalen Tem-
peratur und des Meeresspiegels ist mit einer Abschmelzung der polaren
Eismasse zu rechnen. Der daraus resultierende Anstieg des Meeresspie-
gels kann 60 bis 80 m betragen. Die bisher beobachteten Anstiegsraten
des Meeresspiegels liegen zwischen 6 mm/a für den Beginn der letzten
Warmzeit vor ca. 12.000 a und 10 mm/a für den Übergang von Kalt- zu
Warmzeit vor 350.000 a bis 340.000 a. Ein linearer Anstieg des Meeres-
spiegels bei vollständigem Abtauen der Eiskappen um 60 m würde bei
den genannten Raten 6.000 bis 10.000 a dauern. Ein nicht-linearer An-
stieg des Meeresspiegels wird für das Ende der letzten Eiszeit verzeich-
net: Hier erfolgte ein Anstieg um 20 m innerhalb von 400 bis 500 Jahren
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(Gregoire u. a., 2012). Als Ursachen werden massive Schmelzwasser-Zu-
tritte durch ein kollabierendes Eisschild in der Antarktis oder im Bereich
des kanadisch-grönländischen Sockels diskutiert. Ein nicht-lineares dras-
tisches Ereignis dieses Ausmaßes ist auch gegenwärtig nicht auszuschlie-
ßen. Darüber hinausgehende Erhöhungen des Meeresspiegels erfordern
Änderungen in der globalen Verteilung von Kontinentalmasse; diese ver-
laufen aber mit etwa 5 cm/a und sind daher nur für sehr große Zeiträume
>> 1 Ma relevant.
Die episodische Überﬂutung randlicher Kontinentallagen durch Meer-
wasser ist für die vergangenen 60 Ma (Tertiär und Quartär) regelmäßig zu
verzeichnen. Zu dieser Zeit waren die halokinetischen Masseumlagerun-
gen der norddeutschen Salzstöcke bereits weitgehend abgeklungen. Die
Überdeckung der mehrere 100 m tief lagernden Salzformationen mit Se-
dimenten und Sedimentgesteinen hat einen chemischen Austausch von
Evaporiten und Meerwasser verhindert und die geologische Integrität der
Salzformationen nicht berührt.
Insgesamt wären daher die Auswirkungen kommender Kaltzeiten auf
die Sicherheit der geologischen Barriere eines Tiefenlagers für wärme-
entwickelnde radioaktive Abfälle besonders zu berücksichtigen. Meeres-
spiegelanstiege in der genannten Größenordnung werfen Fragen für eine
eventuelle Rückholbarkeit wie auch für langfristiges Monitoring auf, sind
aber ansonsten eher unschädlich für die langzeitliche Integrität der geo-
logischen Barriere.
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3.4 Risiko und Sicherheit
Ein wichtiges Ziel, das mit der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle ver-
folgt wird, ist, Menschen und Umwelt vor schädigenden Einwirkungen der
Abfälle zu schützen. Risiko und Sicherheit sind daher Querschnittsthe-
men, die die meisten der bei ENTRIA durchgeführten Forschungsarbei-
ten begleiten. Die Ausgestaltung der Entsorgungsoptionen soll dazu bei-
tragen, die mit der Entsorgung verbundenen Risiken auf ein akzeptables
Maß9 zu begrenzen. Risiken waren deshalb bei allen Vertikalprojekten im
Rahmen von ENTRIA von Bedeutung. Dies gilt für die Modellierung und
Simulation von Referenz-Endlagersystemen im Salinar- und Tonsteinge-
birge ebenso wie für das monitoringbasierte Sicherheits- und Life-Cycle-
Konzept für das Oberﬂächenlager, für die geotechnische Bewertung der
Einlagerung mit Vorkehrungen für Monitoring und Rückholbarkeit eben-
so wie für die Bewertung von Technologien zur Handhabung der Lagerbe-
hälter.
Im gesellschaftlichen Diskurs zur Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle
nehmen Risiken eine zentrale und wiederkehrende Rolle ein. Risiko und
Sicherheit wurden daher auch in den Transversalprojekten Technikfol-
genabschätzung und Governance sowie ethisch-moralische Begründung,
rechtliche Voraussetzungen und Implikationen thematisiert. Aufgrund
der Vernetzung und der interdisziplinären Zusammenarbeit bei ENTRIA
wurden etliche Fragen, die Risiken betreffen, letztlich von Vertretern
verschiedener Vertikal- und Transversalprojekte gemeinsam bearbeitet.
Dazu gehören unter anderem die Sicherheitskonzepte der Referenzmo-
delle (vgl. Kapitel 3.2.2) für die Entsorgungsoptionen bei ENTRIA.
3.4.1 Transversalprojekt Interdisziplinäre Risikoforschung
Die speziﬁsch auf Risiko und Sicherheit ausgerichteten Arbeitspakete bei
ENTRIA waren im Transversalprojekt „Interdisziplinäre Risikoforschung“
angesiedelt. Mit dem Institut für Endlagerforschung der TU Clausthal,
dem Institut für Radioökologie und Strahlenschutz der LU Hannover, dem
Institut für Nukleare Entsorgung beim KIT in Karlsruhe und einer Arbeits-
gemeinschaft unter der Leitung der risicare GmbH, Zürich, waren vier der
zwölf an ENTRIA beteiligten Institutionen in diesem Transversalprojekt
vertreten.
Innerhalb des Transversalprojekts wurde das Thema Risiko unter unter-
schiedlichen Gesichtspunkten beleuchtet:
9Welches Maß an Risiken akzeptabel ist, geben bei der Umsetzung von Entsorgungsoptio-
nen rechtliche Regelungen vor.
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Die Beschäftigten in Entsorgungseinrichtungen sind radiologischen Be-
lastungen ausgesetzt. Je nach Entsorgungsoption sind unterschiedliche
radiologische Belastungen zu erwarten. Daher wurden bei ENTRIA For-
schungsarbeiten zu den individuellen Strahlenexpositionen von Beschäf-
tigten bei Arbeitsabläufen in Entsorgungsanlagen für hoch radioaktive
Abfälle durchgeführt. Insbesondere wurde auch vergleichend untersucht,
welche Strahlenexposition mit der Rückholung von Abfallgebinden ein-
hergeht.
Für die Langzeitsicherheit von Tiefenlagern ist relevant, wie und in wel-
chem Ausmaß sich Radionuklide in die Umwelt bewegen. Zur Ermittlung
der Radionuklidmobilisierung wurden deshalb Quellterme am Ort der Ein-
lagerung abgeschätzt. Sind Radionuklide aus einem Tiefen- oder Ober-
ﬂächenlager in die Umwelt gelangt, muss zur Bestimmung der radiologi-
schen Gefährdung deren Eintrag in die Nahrungskette berücksichtigt wer-
den. Bei ENTRIA wurden daher auch Forschungsarbeiten durchgeführt,
um die Einﬂüsse besser zu verstehen, die zur Aufnahme von Radionukli-
den in Pﬂanzen beitragen.
Mit einer Softwareplattform, die im Rahmen von ENTRIA entwickelt
wurde, können sicherheitsrelevante Prozessen in Tiefenlagern numerisch
modelliert werden. Damit wird die vergleichende Bewertung der Langzeit-
sicherheit von Tiefenlagern im Hinblick auf den Schutz vor ionisierender
Strahlung sowie radio- und chemotoxischen Stoffen unterstützt. In die
Plattform ﬂossen neu entwickelte theoretische Grundlagen zu probabilis-
tischen Analysen ein. Die Plattform bietet die Möglichkeit, weitere Mo-
delle anzukoppeln.
Zudem wurde im Transversalprojekt „Interdisziplinäre Risikoforschung“
eine systematische vergleichende Risikobewertung der bei ENTRIA unter-
suchten Entsorgungsoptionen vorgenommen. Die Bewertung wurde nach
kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten differenziert vorgenommen.
In die Bewertung gingen neben technisch-naturwissenschaftlichen und
sozialwissenschaftlichen Erkenntnissen auch ethische Überlegungen ein.
Im Transversalprojekt „Interdisziplinäre Risikoforschung“ fanden sich
sowohl Arbeitspakete, die darauf abzielten, mit empirischen Untersu-
chungen neue speziﬁsche Erkenntnisse hervorzubringen als auch solche,
die vor allem auf der bestehenden Fachliteratur sowie – im Sinn eines
transdisziplinären Ansatzes – auf Erfahrungen mit politischen Prozes-
sen, der Aufsichtspraxis von Behörden etc. beruhten.
Zwischen den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die an den Trans-
versalprojekten beteiligt waren, fand ein interdisziplinärer Austausch im
Rahmen der Projekt- und Bearbeitertreffen bei ENTRIA statt. Dazu tra-
ten mehrere Treffen, die speziﬁsch dem Thema Risiko gewidmet waren,
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und zwei Transversalprojekt-Treffen (siehe Seite 36), bei denen ebenfalls
Risiko und Sicherheit im Mittelpunkt des Austauschs standen.
3.4.2 Vergleichende Risikobewertung
Das Team des Arbeitspakets „Interdisziplinäre Risikoforschung“ im Trans-
versalprojekt „Interdisziplinäre Risikoforschung“ hatte sich eine verglei-
chende Bewertung der Risiken, die sich mit den bei ENTRIA untersuch-
ten Entsorgungsoptionen verbinden, zum Ziel gesetzt. Dieses Ziel wurde
über die gesamte Laufzeit von ENTRIA hinweg verfolgt. Die Ergebnis-
se der vergleichenden Risikobewertung sollten in eine Form gebracht
werden, die für Entscheidungsträger, insbesondere auch Politikerinnen
und Politiker, und Vertreter der interessierten Öffentlichkeit zugänglich
und aussagekräftig ist. Angesichts der Vielfalt der Risikobegriffe, Risi-
kowahrnehmungen und Risikoansichten rund um die Entsorgung hoch
radioaktiver Abfälle wurde sehr bald deutlich, dass dabei komplexere
Sachverhalte dargestellt werden mussten. So entstand die Idee einer „Ri-
sikokarte“ (vgl. Anhang).
Die Risiken einer Entsorgungsoption lassen sich in verschiedene Ty-
pen differenzieren. Von besonderer Relevanz für die Bewertung sind die
kalkulierbaren Risiken und die Ungewissheiten. Zudem verändern sich
die Risiken im Lauf der Zeit. Im öffentlichen und wissenschaftlichen Dis-
kurs stehen bisher, insbesondere bei Tiefenlageroptionen, Überlegungen
zur Langzeitsicherheit im Vordergrund. Risiken, die die kommenden Jah-
re und Jahrzehnte betreffen, werden im Vergleich dazu eher vernachläs-
sigt. Die Risikokarte sollte daher die Entwicklung der Risiken über den
gesamten Zeitraum wiedergeben, über den ein Entsorgungspfad beschrit-
ten wird. Damit wird das Ziel verfolgt, Entscheidungsträgern und allen
weiteren Interessierten ein differenziertes Bild von der Entwicklung der
Risiken über die Zeit zu vermitteln. Die Risikokarte soll die Betrachten-
den in die Lage versetzen, die Entwicklungen der Risiken über die Zeit für
verschiedene Entsorgungsoptionen gegeneinander abzuwägen.
Die internationale Erfahrung zeigt, dass auch dann, wenn bereits ein
Entsorgungspfad beschritten wurde, Diskussionen über die „richtige“
Entsorgungsoption wiederkehrend sind. Bei ENTRIA wurden sowohl die
Endlagerung und die Oberﬂächenlagerung als auch die Tiefenlagerung
mit Vorkehrungen für Monitoring und Rückholbarkeit untersucht. Bei
letzterer verbinden sich sowohl Vor- als auch Nachteile der Endlagerung
und der Oberﬂächenlagerung. Vorteile der End- und der Oberﬂächenlage-
rung sind: Die Endlagerung gewährt auf lange Zeit passive Sicherheit und
entlastet kommende Generationen davon, Ressourcen in die Entsorgung
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der hoch radioaktiven Abfälle investieren zu müssen. Die Oberﬂächenla-
gerung erlaubt es, die Abfälle aktiv unter Kontrolle zu halten und lässt
kommenden Generationen die Freiheit, die Entsorgung so zu gestalten,
wie es ihren Vorstellungen entspricht. Daher kann mit guten Gründen
sowohl für die eine als auch für die andere Option votiert werden. Die
Risikokarte und die ihr zugrundeliegenden Untersuchungen erlauben
es, Vor- und Nachteile verschiedener Entsorgungsoptionen in Bezug auf
die Risiken für Menschen nach verschiedenen Risikotypen differenziert
und im zeitlichen Verlauf zu betrachten. Sie sollen daher ein Instrument
darstellen, auf das auch bei künftigen Diskussionen um die „richtige“
Entsorgungsoption zurückgegriffen werden kann, um die Risiken, die
sich mit verschiedenen Entsorgungsoptionen verbinden, gegeneinander
abzuwägen.
Um die Risikokarte darstellen und die ihr zugrundeliegenden Untersu-
chungen vornehmen zu können, war es erforderlich, die Entsorgungspfa-
de, die sich mit den drei Entsorgungsoptionen Endlagerung, Einlagerung
mit Vorkehrungen für Monitoring und Rückholbarkeit und Oberﬂächenla-
gerung verbinden, eingehender zu beschreiben. Eine zentrale Grundlage
dafür bildete der Austausch zwischen verschiedenen Arbeitspaketen bei
ENTRIA zur Ausgestaltung und zum Sicherheitskonzept der Referenzmo-
delle (vgl. Kapitel 3.2.2). Die vergleichende Risikobewertung und damit
auch die Risikokarte stützen sich auf die Referenzmodelle. Darüber hin-
ausgehend wurden weitere wesentliche Elemente des Entsorgungspfades
in die vergleichende Risikobewertung aufgenommen, die unmittelbar si-
cherheitsrelevant sind. Darunter fallen vor allem Zwischenlagerung und
Transporte. Die Entwicklung der drei Referenzoptionen wurde, um eine
gute Vergleichbarkeit zu gewährleisten, in charakteristische Phasen un-
terteilt, die bei allen Entsorgungsoptionen ähnliche Zeitspannen bean-
spruchen. Beispiele dafür sind die Phase des Standortauswahlverfahrens
oder die Bau- und die Einlagerungsphase der Entsorgungsanlagen. Bei der
Beschreibung der Phasen wurde davon ausgegangen, dass die Entwick-
lung der Entsorgungsoption weitgehend so erfolgt, wie sie heute geplant
ist. Es wurden aber auch alternative Entwicklungspfade erwogen, insbe-
sondere die Rückholung oder Bergung der Abfälle.
Bei der Durchführung der vergleichenden Risikobewertung wurden die
Beschreibungen der Entsorgungspfade zur Endlagerung, zur Einlagerung
mit Vorkehrungen für Monitoring und Rückholbarkeit und zur Oberﬂä-
chenlagerung von einer Mitarbeiterin bei ENTRIA entwickelt, die über
viel Erfahrung bei der behördlichen Sicherheitsaufsicht verfügt. Ihre Ar-
beiten wurden von zwei Kollegen im Team korreferiert und ergänzt, die
über ein breites Wissen und langjährige Erfahrung mit der Zwischenlage-
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rung hoch radioaktiver Abfälle bzw. mit der Lagerung in Bergwerken in
tiefen geologischen Formationen verfügen. Für die Beschreibung wurden
nicht nur die Referenzmodelle herangezogen, sondern es wurden auch
Dokumente konsultiert, die in anderen Kontexten bei ENTRIA entstanden
waren, und teilweise direkte Gespräche mit Vertretern anderer Arbeits-
pakete bei ENTRIA geführt. So etablierte sich beispielsweise eine gute
Zusammenarbeit zwischen dem Vertikalprojekt Oberﬂächenlagerung und
dem Experten, der im Arbeitspaket „Interdisziplinäre Risikoforschung“
vor allem die Sicherheit von Zwischenlagern vertrat.
3.4.3 Bewertungsansätze
Entsorgungsoptionen für hoch radioaktive Abfälle gehen mit einem brei-
ten Spektrum an Risiken einher. Dazu zählen radiologische Risiken für
beruﬂich exponierte und nicht beruﬂich exponierte Personen und die Um-
welt ebenso wie Risiken für Personen und Sachwerte, die mit dem Bau der
Entsorgungsanlagen in Verbindung stehen, oder Risiken für Personen auf-
grund hoher psychosozialer Belastungen, die beispielsweise im Zusam-
menhang mit umstrittenen Genehmigungsverfahren auftreten können.
Die vergleichende Risikobewertung bei ENTRIA zielte auf eine um-
fassende Betrachtung der Risiken für Personen ab. Dabei wurde zu-
nächst nach kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten differenziert.
Das Konzept des Risikos wird zum rationalen Umgang mit ungewissen
Entwicklungen in der Zukunft verwendet. Ein Risiko besteht, wenn ein
Schaden mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eintreten oder nicht ein-
treten kann. Ein Risiko wird als kalkulierbar bezeichnet, wenn die Ein-
trittswahrscheinlichkeit und das Ausmaß eines Schadens abgeschätzt
werden können. Als Ungewissheit wird ein Mangel an Information zur
Ausgangslage oder zu künftigen Entwicklungen bezeichnet, der die Ein-
schätzung eines Risikos erschwert. Ungewissheiten betreffen beispielwei-
se Parameter und Prozesse, die eine Entsorgungsoption aus technisch-
naturwissenschaftlicher Perspektive charakterisieren. Sie betreffen aber
auch zukünftige Veränderungen der politischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, die Akzeptanz des Vorhabens durch wichtige Ak-
teure und mögliche neue wissenschaftliche Erkenntnisse und technische
Entwicklungen während der Planung und Umsetzung eines Vorhabens
(Eckhardt u. Rippe, 2016). Die Grundlagen für diesen Bewertungsansatz
wurden vor allem in Zusammenarbeit zwischen Naturwissenschaftlern
und Philosophen bei ENTRIA festgelegt. In die Ausgestaltung der Be-
wertung gingen jedoch auch Erkenntnisse aus den Sozialwissenschaften
ein, beispielsweise aus der Organisationspsychologie. Hier soll vor allem
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der Beitrag von Prof. O. Sträter, Universität Kassel, erwähnt werden, der
dem Team des Arbeitspakets „Interdisziplinäre Risikoforschung“ wichti-
ge fachliche Impulse gab.
Wenn über die Risiken von Entsorgungsoptionen gesprochen wird, ste-
hen im öffentlichen Diskurs häuﬁg die radiologischen Risiken im Vorder-
grund. Radiologische Risiken werden von vielen Personen als besonders
bedrohlich wahrgenommen. Diese Risiken weisen verschiedene Merkma-
le auf, aufgrund derer sie ungünstig bewertet werden. Zu diesen Merkma-
len zählt, dass Radioaktivität mit den menschlichen Sinnen nicht direkt
wahrnehmbar ist. Schwere gesundheitliche Schäden, die durch Radioak-
tivität verursacht werden, sind nicht reversibel, was sich ebenfalls auf die
Bewertung des Risikos auswirkt. Viele Menschen sehen kaum Möglichkei-
ten, radiologische Risiken selbst zu kontrollieren und empﬁnden zudem
die Freiwilligkeit, mit der das Risiko eingegangen wird, als gering. In die
vergleichende Risikobewertung bei ENTRIA ging daher auch eine speziﬁ-
sche Bewertung der radiologischen Risiken der betrachteten Entsorgungs-
optionen ein. Dieser Bewertungsansatz ist primär naturwissenschaftlich
ausgerichtet.
Unempﬁndlichkeit gegenüber inneren und äußeren Einﬂüssen wird als
Robustheit bezeichnet. Die Robustheit einer Entsorgungsoption gibt Aus-
kunft über Stärken und Schwächen einer Entsorgungsoption in Bezug auf
Risiken und Ungewissheiten. Im Rahmen der vergleichenden Risikobe-
wertung wurde daher auch eine Bewertung nach Sicherheitsfunktionen
und Robustheit vorgenommen. Diese vergleichende Bewertung knüpft
an Erkenntnisse aus dem Projekt „Vergleichende Sicherheitsanalysen“
(VerSi) der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (Fischer-
Appelt u. Baltes, 2010) an. Unter Sicherheitsfunktionen versteht man
Eigenschaften oder in Entsorgungsoptionen ablaufende Prozesse, die in
einem sicherheitsbezogenen System oder einer Einzelkomponente die
Erfüllung der sicherheitsrelevanten Anforderungen gewährleisten. Ro-
bustheit ist die Unempﬁndlichkeit einer Sicherheitsfunktion gegenüber
inneren und äußeren Einﬂüssen sowie ihre Charakterisierbarkeit und
Prognostizierbarkeit im Sinne des Vertrauens in die Erfüllung der Ausle-
gungsanforderungen. Robustheitsdeﬁzite wurden durch Zusammenfüh-
rung der Relevanz der Sicherheitsfunktionen und ihrer jeweiligen Robust-
heit abgeleitet. Robustheitsdeﬁzite wurden immer dann ermittelt, wenn
eine deutliche Diskrepanz zwischen der Relevanz einer Sicherheitsfunk-
tion und ihrer realen Robustheit festgestellt wurde. Im Rahmen der ver-
gleichenden Risikobewertung wurden Robustheitsdeﬁzite identiﬁziert,
die auf Schwachstellen verschiedener Entsorgungsoptionen hinweisen.
Damit ließ sich sowohl ein Beitrag zur vergleichenden Bewertung von
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Tiefenlagern in unterschiedlichen Wirtsgesteinen erzielen als auch zur
vergleichenden Bewertung aller bei ENTRIA untersuchten Entsorgungs-
optionen im Hinblick auf schwere äußere Einwirkungen, zum Beispiel auf
die Oberﬂächenanlagen der Tiefenlageroptionen. Dieser Bewertungsan-
satz ist naturwissenschaftlich interdisziplinär ausgerichtet. In die Bewer-
tung der Langzeitsicherheit von Tiefenlagern gingen vor allem Wissen
zur Geologie, in die Bewertung der Sicherheit gegenüber äußeren Ein-
wirkungen physikalisches Wissen und Kenntnisse zum Strahlenschutz
ein.
3.4.4 Risikolandschaft
Bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle nehmen Risiko und Sicher-
heit eine zentrale Rolle ein. Im ethischen und rechtlichen Diskurs waren,
wie sich bei ENTRIA zeigte, offene Fragen zu Themen wie Risiko und
Freiwilligkeit, der Regelung von Ungewissheiten oder dem Verhältnis
von Sicherheit und Generationengerechtigkeit zu klären. Risiko und Si-
cherheit spielen in die sozialwissenschaftliche Forschung, beispielsweise
zur Risikowahrnehmung, zu Protestbewegungen, Governancefragen und
speziﬁschen Themen wie Long-term Stewardship hinein. Die ingenieur-
und naturwissenschaftliche Forschung zu Entsorgungsoptionen wird
stark von Sicherheitsanforderungen wie etwa dem Optimierungsgebot im
Strahlenschutz geleitet. Daraus leiten sich speziﬁsche Fragestellungen
ab, unter anderem zum Design von Lagerbehältern, zum Widerstand von
Bauwerken gegenüber schweren Einwirkungen von außen, zur Offenhal-
tung von Strecken in verschiedenen Wirtsgesteinen aus geomechanischer
Sicht oder zu Modellen, die die Ausbreitung von Radionukliden bis in die
Biosphäre hinein abbilden.
Die Forschungsplattform ENTRIA bot eine einzigartige Chance für For-
schende aus unterschiedlichen Fachdisziplinen, von den Erkenntnissen
aus anderen Wissenschaften zu proﬁtieren und voneinander zu lernen.
Dies zeigt sich augenfällig an Ergebnissen wie den Publikationen zur
Grenzwertthematik (vgl. Kapitel 3.5) oder der Risikokarte. Die interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit zum Thema Risiko kommt aber auch in vielen
Fachbeiträgen zum Tragen, beispielsweise zu Sicherheit und Strahlen-
schutz im Rahmen eines Buches zur Zwischenlagerung hoch radioaktiver
Abfälle (Köhnke u. a., 2017).
Abschließend soll beispielhaft eine Analyse erwähnt werden, mit der
die Risikolandschaft rund um die Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle
näher ausgeleuchtet wurde. Diese Untersuchung war auf die Risikoansich-
ten verschiedener Akteure bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle
122
3.4 Risiko und Sicherheit
(Marti, 2016) ausgerichtet und stellte eine wichtige Grundlage für die ver-
gleichende Risikobewertung bei ENTRIA dar. Im Mittelpunkt der Analyse
standen die individuelle Risikowahrnehmung und die Meinungsbildung
zu Risiken. Es zeigte sich, dass sich bei jeder einzelnen Person bewuss-
te und unbewusste Wahrnehmungen mit Urteilen und Abwägungsprozes-
sen zu Risikoansichten verbinden. Diese Risikoansichten werden sowohl
durch Merkmale der Person selbst als auch durch solche der Risikoquel-
le und der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen beeinﬂusst. Dass sich
viele dieser Ansichten in normativen Aspekten unterscheiden, trägt da-
zu bei, dass der Umgang mit Risiken bei der Entsorgung hoch radioakti-
ver Abfälle konﬂiktbeladen ist. Solche normativen Aspekte betreffen bei-
spielsweise die Frage, ob bei gleichem Produkt aus Eintrittswahrschein-
lichkeit und Schadensausmaß Risiken mit sehr großen Schadensausma-
ßen anders zu gewichten sind als solche mit kleinen Schadensausmaßen.
Bei normativ unterschiedlichen Risikoansichten Einigung zu erzielen ist
anspruchsvoller als sich über verschiedene fachtechnische Ansichten zu
verständigen. Die Wertvorstellungen, die normativ unterschiedlichen Ri-
sikoansichten zugrunde liegen, sind oft tief verwurzelt und werden von
Personen oder gesellschaftlichen Gruppen als Teil ihrer Identität betrach-
tet. Die Bereitschaft, eigene Haltungen zu hinterfragen, ist daher meis-
tens gering, was die Einigung auf gemeinsame Positionen erschwert.
Im Rahmen von ENTRIA stellte sich die Frage, welche Rolle unter-
schiedlichen Risikoansichten bei der vergleichenden Risikobewertung
zukommen soll. Diese Frage wurde zunächst aus ethischer und nachgela-
gert auch aus naturwissenschaftlicher Perspektive beantwortet. Bei nähe-
rer Untersuchung der Risikoansichten zur Entsorgung hoch radioaktiver
Abfälle zeigen sich mögliche konﬂiktlösende Ansätze. Diese Lösungsan-
sätze können genutzt werden, wenn es darum geht, Risiken und Sicher-
heit von Entsorgungsoptionen auf eine Art und Weise zu beurteilen oder
miteinander zu vergleichen, die für verschiedene Akteure akzeptabel ist.
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Strahlenschutz beruht auf drei wesentlichen Grundsätzen: der Recht-
fertigung der Tätigkeitsart, der Dosisbegrenzung und der Vermeidung
unnötiger Strahlenexpositionen (StrlSchV (2012) und künftig StrlSchG
(2017)). Um Schäden durch ionisierende Strahlung zu verhindern, ih-
re Eintrittswahrscheinlichkeit zu senken bzw. Schäden zu mindern, re-
guliert der Strahlenschutz auch den Gesundheitsschutz unter anderem
über die Festlegung von Grenzwerten. Diese betreffen zum einen direkt
die Höhe der Dosis der ionisierenden Strahlung – wie Grenzwerte für die
effektive Dosis oder Organdosen (z. B. Augenlinse, Haut, Hände), zum an-
deren die Höhe der Aktivität oder speziﬁschen Aktivität der radioaktiven
Stoffe, mit denen in unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen umgegangen
wird. Die Basis für die Festlegung von Grenzwerten und vergleichbaren
Größen im Strahlenschutz ist das von der Internationalen Kommission
für Strahlenschutz (International Commission on Radiation Protection,
ICRP) vorgeschlagene Regelwerk.
Schon zu Beginn der interdisziplinären Zusammenarbeit im ENTRIA-
Verbundvorhaben zeichnete sich besonders im Transversalprojekt 2, aber
auch in den Bearbeitertreffen ein hohes Interesse an der Thematik ab,
u. a., weil Grenzwerte eine besondere Rolle in der gesellschaftlichen De-
batte haben. Sie können zu mehr Akzeptanz aber auch zu mehr Wider-
spruch im Umgang mit Radioaktivität führen. Es stellte sich heraus, dass
alle an ENTRIA beteiligten Disziplinen zu diesem Thema beitragen konn-
ten, gerade weil bei der Festlegung und dem Umgang mit Grenzwerten
in erheblichem Maße nicht-technische Gesichtspunkte eine Rolle spielen.
Zugleich eignen Grenzwerte sich dazu, in anschaulicher Weise Konﬂikte
und Spannungen wissenschaftlich und interdisziplinär im Rahmen von
ENTRIA aufzugreifen.
Als Thema interdisziplinärer Bearbeitung und Verständigung wurde
das Thema Grenzwerte in ENTRIA aus zwei unterschiedlichen Richtun-
gen angegangen: Punktuell verabredeten das IRW Braunschweig und
IRS Hannover eine gemeinsame Kooperation hinsichtlich der Grenz-
wertbildung im Strahlenschutz. Daneben wählte eine interdisziplinäre
Arbeitsgruppe Grenzwerte ENTRIA-übergreifend als Querschnittsthema
aus Governance-Perspektive zur gemeinsamen und gehaltvollen wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung aus (Brunnengräber u. a., 2016). Nicht
zuletzt aufgrund dieser Schwerpunktsetzung und fachlichen Aufarbei-
tungen wurden Grenzwerte bei einem ENTRIA-Bearbeiter-Treffen und
einem Treffen mit dem ENTRIA-Beirat – jeweils im Frühjahr 2015 in
Berlin – ein Schwerpunktthema.
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3.5.1 Grenzwertbildung im Strahlenschutz –
Werkstattgespräch und Tagungsband
In Zusammenarbeit mit FFU initiierte das IRS gemeinsam mit dem IRW
das ENTRIA-Werkstattgespräch „Grenzwertbildung im Strahlenschutz“
in Braunschweig am 27. Januar 2015. Nachfolgend wurde ein dazugehöri-
ger Tagungsband herausgegeben. Das Thema Grenzwerte wurde aus dem
Blickwinkel unterschiedlicher Disziplinen beleuchtet: Die Ableitung von
Grenzwerten stößt immer wieder auf Kritik und Unverständnis. Das wird
auch bei der Langzeitzwischenlagerung oder dauerhaften Tiefenlagerung
hoch radioaktiver Abfälle nicht anders sein. Das Werkstattgespräch soll-
te zur Klärung und Transparenz in der Problematik beitragen. Folgende
Themen wurden behandelt:
• Heterogenität von Grenzwertsystemen – Strukturen, Konzepte, Kri-
tik (Claudia König, IRS, Leibniz Universität Hannover),
• Grenzwertbildung in der Arbeit von Fachgremien (Rainer Geller-
mann, Nuclear Control and Consulting GmbH),
• Grenzwertbildung aus toxikologischer Sicht (Heidi Foth, Universität
Halle-Wittenberg),
• Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Grenzwertfestlegung – eine Per-
spektive für die Strahlenschutzverordnung? (Ulrich Smeddinck).
Das Thema „Grenzwertbildung im Strahlenschutz“ wurde einerseits vor
der sich abzeichnenden Neugestaltung des deutschen Strahlenschutz-
rechts im Anschluss an europäische Novellierungen aufgegriffen. Ande-
rerseits wurde in der deutschen Rechtswissenschaft – der VW-Skandal
war noch fern – ein „Wahrnehmungsstillstand“ (Röthel, 2011) zum The-
ma Grenzwerte konstatiert.
Die Befassung mit der Thematik baute auf den bisherigen Arbeiten zu
Grenzwerten in der Rechtssoziologie (Winter, 1986), der Rechtswissen-
schaft (Röthel, 2013; Reinhardt, 2015; Hendler, 2010; Böhm, 1996, 2005,
2008), der Umweltforschung (Gellermann u. a., 2010; Pönitz u. Tawus-
si, 2016) und den Debatten in der Umweltschutzbewegung (Kortenkamp
u. a., 1989) auf. Die Thematik stand und steht aber auch für eine Neuori-
entierung der Auseinandersetzung über Grenzwerte und Grenzwertbil-
dung. Von einem „Wahrnehmungsstillstand“ kann unter dem Eindruck
der wachsenden Partizipationsansprüche der Gesellschaft kaum noch
gesprochen werden. Aus dem Politikfeld Entsorgung radioaktiver Rest-
stoffe, dem Diskussionsstand und der Beschaffenheit der Konﬂikte war
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ein klares Forschungsinteresse abzuleiten, den Stand der Entwicklung
zu analysieren und ggf. Reformbedarf zu formulieren. Das Bewusstsein
wächst, dass Grenzwerte und ihre Festsetzung nicht bloß Sachfragen sind,
die der kundigen Expertokratie überlassen werden sollten, sondern, dass
implizit „fundamentale Werturteile“ enthalten sind (Nanz u. Leggewie,
2016, S. 13). Für die Bildung oder die Debatte über Werturteile sind Ex-
perten aber nicht ausgebildet (Saretzki, 2005, S. 348ff). Deshalb bedarf es
der Beteiligung der Öffentlichkeit in dafür geeigneten Foren (Grunwald,
2008, S. 371), (Nanz u. Leggewie, 2016, S. 13).
Im Rahmen des Werkstattgesprächs wurde die Thematik mit den vier
o. g. Vorträgen aus Physik, Recht und Toxikologie aus unterschiedlichen
disziplinären Blickwinkeln und mit dem Anspruch einer „Heranführung“
in die Thematik aufgerollt. Für den Tagungsband wurde noch ein weite-
rer Beitrag von Torsten Gierke und Max Würtemberger (beide GNS Essen)
zur rechtspolitischen Entwicklung aufgenommen, um die Thematik ein-
zuordnen und den Band abzurunden (Smeddinck u. König, 2016):
Claudia König machte zum Ausgangspunkt ihres Beitrags (König, 2016)
die Beobachtung, dass vielfach die Gesprächspartner in Diskussionen
rund um Strahlenschutz-relevante Fragestellungen leicht aneinander
vorbeireden. Strahlenschutz ist eine Schutzdisziplin, die gleichzeitig Re-
gelungen zum Arbeitsschutz, Produktschutz, Umweltschutz und Not-
fallschutz trifft. Sie erfordert physikalische Kenntnisse und wendet ein
System der Risikobetrachtung (Dosimetrie) an, für das kein direktes Ana-
logon aus der konventionellen Toxikologie herangezogen werden kann.
Daher galt es zunächst, die Grundlagen des Strahlenschutzes als gemein-
same Basis in verlässlicher Weise darzustellen.
Die gesellschaftlich notwendige Diskussion über die Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle führte u. a. zu der Frage der damit verbundenen Strah-
lenexposition. Rainer Gellermann stellte konsequenterweise unterschied-
liche Möglichkeiten zur Bewertung von Strahlenexpositionen des Men-
schen vor (Gellermann, 2016). Er konturierte einen strahlenschutzfachli-
chen Rahmen, der bei einem öffentlichen Diskurs über Grenz- oder Richt-
werte im Zusammenhang mit der Endlagerung berücksichtigt werden soll-
te. Ausgehend von der Abgrenzung solcher Strahlenexpositionen, welche
Gegenstand von Strahlenschutz sind, zeigte er, dass Maßstäbe für Dosen
aus biologischen Strahlenwirkungen oder aus Bezügen zu natürlichen Si-
tuationen heraus ableitbar sind. Aber auch unterschiedliche kulturelle
Sichtweisen spielen dabei eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Fest-
legung von Dosiswerten als Beurteilungsmaßstab zur Entscheidungsﬁn-
dung erfordert es, Dosiswerten eine Funktion im System des Strahlen-
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schutzes zuzuordnen. Grenzwerte sind in diesem System nur ein Element
unter vielen.
Für die Bewertung der Langzeitsicherheit von Endlagern wird daher zur
Zeit die Verwendung von Dosiswerten nicht als Grenz- sondern als Indi-
katorwert empfohlen. Soweit Fragen der möglichen Strahlenexpositionen
in ferner Zukunft zu betrachten sind, ist die Festlegung von (effektiven)
Dosen, die als Maßstab einer Beurteilung dienen können, eine besondere
Herausforderung. Um die damit verbundenen Fragen in einen partizipa-
tiven Prozess mit der Öffentlichkeit einzubinden, ist es nötig, dass allen
Beteiligten die (natur-)wissenschaftlichen Bezüge, die gesellschaftlichen
Erwartungen und die Konsequenzen von Festlegungen bewusst sind.
Heidi Foth betonte aus toxikologischer Sicht, dass Grenzwerte dem
Schutz der Gesundheit und der Umwelt dienen (Foth u. a., 2016). Sie
haben u. a. auch großen Einﬂuss auf die technische Ausgestaltung von
Arbeitsplätzen oder Prozess-Abläufen. Der Eintrag von Schadstoffen in
die Luft wird durch Emissionsgrenzwerte gemindert. Konsumentenseitig
ist die maximal zulässige Schadstoffbelastung des Trinkwassers und der
Nahrung durch entsprechende Grenzwerte geregelt. Die wissenschaftli-
che Ableitung risikobasierter Grenzwerte im Arbeitsschutz wird durch
die Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe
der DFG („MAK“-Kommission) erarbeitet, die Stoffe nach bestimmten, to-
xikologisch relevanten Eigenschaften einstuft, sofern es Anhaltspunkte
dafür gibt und die Datenlage für eine Beurteilung ausreicht. Anderenfalls
wird kein MAK-Wert vorgeschlagen. Die Behörden (u. a. Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Bundesinstitut für Risikobewertung)
sind aufgefordert, auch bei Informationslücken den Gesundheitsschutz
der Bevölkerung zu gewährleisten, und sie wenden Bewertungsregeln an,
um durch Abstandsregeln und Referenzszenarien Grenzwerte abzuleiten.
Die technischen Regeln zur Überbrückung von Informationslücken bau-
en auf wissenschaftlich begründeten Vergleichen und Plausibilitäten auf;
sie sind daher nicht willkürlich, sondern sachlich begründet.
Schon in der Vergangenheit wurde die mangelnde Beteiligung von Öf-
fentlichkeit und gesellschaftlichen Gruppen bei der Grenzwertbildung
hinterfragt. Umso mehr springt angesichts der vielfältigen Bemühungen
um neue Formen der Kooperation und Partizipation die bisherige Struk-
tur der Verfahren hin zu verbindlichen Grenzwerten ins Auge; gelten sie
doch als wenig transparent und demokratisch. Schwerpunktmäßig unter-
suchte daher Smeddinck (2016) aus interdisziplinär informierter rechts-
wissenschaftlicher Perspektive, wie diesen Ansprüchen stärker Rechnung
getragen werden kann. Dazu wurden Funktion und Stellung der Grenzwer-
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te im deutschen Umweltrecht verdeutlicht. Der regulatorische Rahmen
der Grenzwerte im Strahlenschutz wurde ebenfalls beleuchtet.
Kontrastiert wurde im Weiteren die Anhörung beteiligter Kreise als
Ansatz sachverständiger Regulierung mit der Neubewertung der Öffent-
lichkeitsbeteiligung in unseren Tagen. Die rechtwissenschaftliche, bis
dato unhinterfragte, Dogmatik, die einheitlich Fachöffentlichkeit (auch:
Fachbruderschaft) zur Erarbeitung und Festlegung von Grenzwerten be-
fürwortete, wurde angegriffen. Der geeignete Hebel dafür war, den positiv
konnotierten Begriff der Fachbruderschaft durch den negativ konnotier-
ten Begriff des Kastenregiments aufzugreifen, um darauf aufbauend eine
dogmatische Perspektive aufzubauen, die den Bedürfnissen nach mehr
Transparenz und Beteiligung der Öffentlichkeit besser Rechnung trägt.
Als neues Regulierungsmuster bot sich die neue rechtswissenschaftliche
Diskussion zur Öffentlichkeitsbeteiligung beim Erlass von Verordnungen
wie z. B. der Strahlenschutzverordnung an. Auch wenn es mittlerweile ein
Strahlenschutzgesetz gibt, hat sich dieser Vorschlag nicht erschöpft. Zum
einen gibt es im Strahlenschutzgesetz Ermächtigungen zur Schaffung von
50 Verordnungen, die im Laufe des Jahres 2018 erarbeitet werden sollen.
Zum anderen erfasst die Stoßrichtung des Ansatzes die Gesamtbreite des
Umweltrechts, wo immer vergleichbare Konstellationen zu ﬁnden sind.
Im erweiterten Tagungsband informierten Gierke u. Würtemberger
(2016) über die wesentlichen Regelungsgegenstände der neuen Euratom-
Strahlenschutzgrundnormen, die einen harmonisierten Schutz vor der
schädigenden Wirkung radioaktiver Stoffe und ionisierender Strahlung
in Europa deﬁnieren. Die Vorgaben der Grundnormen wurden z. T. bis Fe-
bruar 2018 in nationales Recht übertragen, z. T. erfolgt das bis Ende 2018.
Die Neuerungen führen zu umfangreichen Änderungen der deutschen
Rechtsvorschriften im Bereich des Strahlenschutzes. Es handelt sich da-
bei um die Themen „Naturally Occurring Radioactive Material“ (NORM),
Radon in Innenräumen, Grenzwert für die Organdosis der Augenlinse,
sowie in begrenztem Umfang Strahlenschutzexperte /Strahlenschutzbe-
auftragter, Dosisrichtwerte und Freigabe bzw. Freigrenzen. Auch wenn
neue Regelungen entstehen bzw. bestehende Vorgaben angepasst werden
müssen, so bleibt doch das Gesamtkonzept des deutschen Strahlenschut-
zes bestehen. Es werden lediglich einzelne Themenfelder verändert. Bei
einer Anpassung der deutschen Rechtsvorschriften im Strahlenschutz an
die neuen Regelungen werden bewährte Verfahren und Regelungen so-
weit möglich beibehalten. Neuregelungen und Überarbeitungen sollten
nur bei Themen stattﬁnden, bei denen ein verbesserter Schutz für Mensch
und die Umwelt erzielt werden kann. Dies entspricht dem internationalen
Prinzip von „continuity and stability“.
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Über das Werkstattgespräch und den anschließenden Tagungsband
wurden diese Inhalte Studierenden der TU Braunschweig, ENTRIA - Mit-
arbeiterinnen und - Mitarbeitern, sowie der interessierten Öffentlichkeit
bekannt gemacht.
3.5.2 Grenzwerte-Papier
In mehreren Veröffentlichungen (Kalmbach u. Röhlig, 2016; Walther
u. a., 2015) und Vorträgen auf nationalen und internationalen Konferen-
zen wurde die Rolle von Grenzwerten aus der interdisziplinären Sicht von
ENTRIA dargestellt und diskutiert. Es wurden Fragen aufgeworfen, inwie-
weit Grenzwerte bei der Lösung des Problems der Entsorgung radioaktiver
Abfälle dienlich oder eventuell sogar hinderlich sein können. Während
die bisher beschriebenen Fakten durchaus Parallelen auch in anderen
Technikfeldern aufweisen, besitzt die Genese von Grenzwerten im Be-
reich Radioaktivität gewisse Besonderheiten. Aufgrund des erheblichen
„Untergrundes“ natürlicher Strahlung, der zudem lokal und individuell si-
gniﬁkante Schwankungen aufweist, wird in der Umwelt nur der anthropo-
gene Anteil betrachtet, während sich Grenzwerte anderer toxischer Stoffe
in Umweltmedien und Lebensmitteln immer auf Gesamtkonzentrationen
beziehen. Generell sind Grenzwerte stets das Resultat wissenschaftlicher,
gesellschaftlicher und politischer Aushandlungsprozesse und Festlegun-
gen. Solche Prozesse beruhen sowohl auf Wissensbeständen als auch auf
Wahrnehmungen und Interessenlagen. Grenzwerte stehen nie für sich
allein, sondern immer im Kontext ganzer Regelwerke. Grenzwerte haben
die Aufgabe, Höchstwerte für bestimmte Belastungen, Emissionen und
Immissionen festzulegen. Oberhalb von Grenzwerten, so das allgemeine
Verständnis des Konzepts, kann es zu gesellschaftlich nicht tolerierten
Auswirkungen auf Menschen, Tiere, Pﬂanzen oder die Umwelt kommen.
Grenzwerte dienen auf der anderen Seite aber auch der Planungssicher-
heit von Unternehmen, deren Produkte, umweltbelastende Emissionen
oder Anlagen bei Einhaltung der Grenzwerte als zulassungsfähig bzw.
genehmigungsfähig eingestuft werden müssen.
In einem als ITAS-ENTRIA-Bericht veröffentlichten Arbeitspapier
(Brunnengräber u. a., 2016) wurden dreizehn Thesen zur tiefergehen-
den Auseinandersetzung mit der Frage erstellt, welche Rolle Grenzwerte
bei der Behandlung und Entsorgung radioaktiver Reststoffe haben könn-
ten. Es handelt sich hierbei nicht notwendigerweise um die Meinung der
Autoren, sondern um mögliche Argumentationen, die teilweise in Dis-
kussionen vorgebracht werden. Daher wurden etliche der nachfolgenden
Aussagen im Konjunktiv formuliert. Zum Beispiel wird thematisiert, dass
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ionisierende Strahlung je nach Herkunft (anthropogen oder natürlich)
unterschiedlich wahrgenommen wird. Aber auch bezogen auf anthro-
pogene Quellen herrscht eine differenzierte Wahrnehmung. Während
z. B. Grenzwerte für Freisetzungen radioaktiver Stoffe und ionisierender
Strahlung im Zusammenhang mit kerntechnischen Anlagen von weiten
Teilen der Bevölkerung kritisch debattiert werden, existiert eine Debatte
zum Einsatz ionisierender Strahlung oder von radioaktiven Stoffen in
der Medizin lediglich für die zunehmende Anwendung der Computerto-
mographie, und auch das nur in Expertenkreisen. Während man bei der
Anwendung von Strahlenquellen in der Medizin den Nutzen durchaus
wahrnimmt, ist dies bei ionisierender Strahlung, die von umstrittenen
kerntechnischen Anlagen und den entstehenden radioaktiven Abfällen
ausgeht, nicht der Fall. Speziell bei anthropogenen radioaktiven Stoffen
und ionisierender Strahlung wird in der Wahrnehmung der Bevölkerung
nicht von einem Schwellenwert und auch nicht von einer trivialen Dosis
(nach (ICRP, 2007)) ausgegangen, sondern von einer generellen Schäd-
lichkeit auch in kleinsten Dosen. Vielfach wird hier die Aussagekraft
und Belastbarkeit des LNT-Modells im Bereich kleinster Dosen bewusst
oder unbewusst überschätzt. Daher rührt eine weit verbreitete Forderung
nach Null-Emission. Dies steht in klarem Widerspruch zum Konzept
der Grenzwertsetzung. Es wird die These aufgeworfen, dass der lange
vermittelte Eindruck „absoluter Sicherheit“ und „völlig unschädlicher
Emissionen“ durch Betreiber kerntechnischer Anlagen oder Kernanlagen
und durch Befürworter der Kernenergie zu einem Vertrauensverlust in Re-
gelungssysteme zur Minimierung der Freisetzung radioaktiver Stoffe und
ionisierender Strahlung geführt haben könnte. Dieser Vertrauensverlust
könnte damit eine zentrale Ursache für die unterschiedliche Bewertung
von Grenzwerten darstellen.
Die Festlegung eines strikt einzuhaltenden Grenzwertes für eine be-
stimmte Belastung könnte in der Bevölkerung als genereller Gefahrenhin-
weis interpretiert werden. Der Grundgedanke würde dabei dementspre-
chend lauten: Oberhalb des Grenzwertes besteht eine (erhebliche) Gefahr,
unterhalb des Grenzwertes kann nicht von absoluter Sicherheit ausgegan-
gen werden.
Ein prinzipieller Konﬂikt bei der Grenzwertfestlegung ist der folgende:
„Grenzwerte sind so festzulegen, dass durch ihr Einhalten mit techni-
schen Mitteln ein akzeptables Kosten-Nutzen-Verhältnis erreicht wird“
versus „Grenzwert soll das sein, was technisch erreichbar ist. Kosten
spielen dabei keine Rolle“. Letzteres kann in die o. g. Forderung nach
einer „Null-Emission“ münden. Oben dargelegter Konﬂikt kann zu An-
griffen aus unterschiedlichen Richtungen führen. Regulierungssysteme
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mit Grenzwerten für ionisierende Strahlung und Freisetzung radioakti-
ver Stoffe können sowohl hinsichtlich technisch-naturwissenschaftlicher
Elemente (Debatte über Richtigkeit der ICRP-Modelle) als auch hinsicht-
lich politischer Elemente (Debatte über das IAEA-WHO-Agreement) in
Frage gestellt werden.
Aufbauend auf diesen Überlegungen muss danach gefragt werden, in-
wiefern Vertrauen und Misstrauen in speziﬁsche Akteure die individuel-
le Risikowahrnehmung beeinﬂussen. Weitere und zudem hoch politisier-
te Themenfelder werden berührt, wenn man diskutiert, ob unterschiedli-
che Risikowahrnehmungen in unterschiedlichen Akteursgruppen einan-
der angenähert oder sogar zur Übereinstimmung gebracht werden kön-
nen. In direktem Zusammenhang damit steht das Thema „Kommunikati-
on“. Als abschließende These wird daher in (Brunnengräber u. a., 2016)
eine erweiterte Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Grenzwertsetzung ins
Gespräch gebracht. Könnte so bei der Errichtung kerntechnischer Anla-
gen und im speziellen Fall beim Bau eines Endlagers eine Konﬂiktentlas-
tung erreicht werden?
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3.6 Technische und gesellschaftliche Aspekte des
Monitorings
3.6.1 Einleitung
Das Design und die Ausführung ingenieurtechnischer Anlagen basieren
auf einer meist nur stichprobenartigen Datengrundlage sowie ingenieur-
technischen Modellen, die ein meist vereinfachendes Modell der realen
physikalischen Gegebenheiten darstellen. Erst diese Vereinfachungen er-
möglichen die den Planungen zugrundeliegenden numerischen Analysen.
Zur Validierung der Modelle und der Datenbasis werden die in-situ-Ver-
hältnisse, Zustandsänderungen und Prozesse messtechnisch erfasst, aus-
gewertet sowie interpretiert und mit den Ergebnissen der numerischen
Simulationen verglichen. Dieser Monitoringprozess dient in einem Tie-
fenlager dazu, die Modelle den in-situ-Verhältnissen besser anzupassen.
In der Folge lässt sich auf unerwartete negative Entwicklungen reagieren.
Das kann eine Anpassung bzw. Korrektur der Planung des Tiefenlagers
umfassen oder die Möglichkeit, die radioaktiven Reststoffe nach ihrer Ein-
lagerung auf eine geplante Weise wieder aus dem Tiefenlager zu entfer-
nen. Es unterstützt die Entwicklung einer adäquaten / gesunden Fehler-
kultur, da auf Fehlplanungen und -einschätzungen reagiert werden kann.
Die Ergebnisse des Monitorings stellen somit letztendlich die Grundlage
für die Entscheidung Rückholung / Überführung in ein Tiefenlager dar.
Monitoring ist für ein Tiefenlager mit Rückholbarkeit damit zwingend er-
forderlich und Bestandteil des Sicherheitskonzepts.
Das Monitoring beinhaltet generell die messtechnische Erfassung von
Indikatoren für Zustände oder Zustandsveränderungen, die zumeist noch
in die relevanten Zustandsgrößen umgerechnet werden müssen. Je nach
zu erfassender Größe beginnt das Monitoring bereits mit der Erschlie-
ßung des Standortes bzw. der Auffahrung des Tiefenlagerbergwerks. An-
hand der gewonnenen Daten können beispielweise frühzeitig Annahmen
zum geologischen Modell validiert und ein Protokoll über die zeitliche
Entwicklung des Tiefenlagers geführt werden. Das Monitoring unterta-
ge wird bis zum Verschluss des Endlagers fortgeführt. Die in der Offen-
haltungsphase erfassten Prozesse dienen der Überwachung des Zustands
der eingelagerten Behälter, der Integrität der geotechnischen und geolo-
gischen Barrieren sowie der zeitlichen Entwicklung des gesamten Tiefen-
lagers. Ein Umweltmonitoring, beispielsweise in den für die Trinkwasser-
gewinnung genutzten Grundwasserhorizonten, ist nicht Gegenstand der
vorliegenden Ausarbeitungen.
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In den folgenden Abschnitten werden zunächst die Ansätze, Ziele und
Grenzen des Monitorings erläutert (vgl. Abschnitt 3.6.2). Danach schließt
sich die Beschreibung der messtechnischen Erfassung der Zustandsgrö-
ßen und -veränderungen vom Einlagerungsbehälter über den Versatz bis
ins Wirtsgestein unter Berücksichtigung der Kontaktbereiche an. Damit
werden die technischen, geotechnischen und geologischen Barrieren be-
handelt (vgl. Abschnitte 3.6.4 und 3.6.5). Nach Darstellung dieser tech-
nischen Aspekte folgt im Abschnitt 3.6.6 die gesellschaftliche Relevanz
des Monitorings. Abschließend gibt der Abschnitt 3.6.7 einen Überblick
zu Aspekten, die noch einen Klärungsbedarf mit sich bringen und somit
einer tiefergehenden Auseinandersetzung bedürfen.
3.6.2 Ziele und Grenzen des Monitorings im Nahfeld-Bereich
Ziele des Behältermonitorings
Die Funktion der technischen Barriere bei der Tiefenlagerung, welche
durch den Endlagerbehälter repräsentiert wird, unterliegt einem Wandel
während der zeitlichen Entwicklung des Lagers. Auch die Funktionen,
welche der Lagerbehälter erfüllen muss, werden zu weiten Teilen von der
umgebenden Geologie, also dem Wirtsgestein beeinﬂusst. Ein repräsen-
tatives Beispiel für diesen Einﬂuss ist die Forderung nach der Dichtheit
des Lagerbehälters. Bei einer Lagerung in kristallinem Wirtsgestein muss
die Rückhaltung der Radionuklide über einen Zeitrahmen von mehreren
100.000 Jahren durch den Behälter gewährleistet werden, während der er-
forderliche dauerhafte Einschluss des radioaktiven Abfalls im Salzgestein
nach einer Zeitspanne von einigen hundert Jahren von der geologischen
Barriere (Einschlusswirksamer Gebirgsbereich ewG) übernommen wird.
Die Anforderungen an den Behälter werden also in großem Maße von der
Geologie des Lagerstandortes beeinﬂusst. Aufgrund der derzeit noch lau-
fenden ergebnisoffenen Endlagersuche in Deutschland gibt es noch keine
Standortentscheidung und somit auch noch keinen Behälter zur Tiefenla-
gerung. Um den Einﬂuss des Wirtsgesteins bei den weiteren Arbeiten im
Rahmen von ENTRIA berücksichtigen zu können, wurden auf der Grund-
lage der im Rahmen von ENTRIA erarbeiteten Wissensbasis generische,
wirtsgesteinsabhängige ENCON-Behälterkonzepte (ENtria CONtainer)
für die Tiefenlagerung sowie für die langfristige Oberﬂächenlagerung
entwickelt, siehe auch Kapitel 3.2.9.
Ausgehend von den unterschiedlichen Randbedingungen der Behälter-
lagerung ergibt sich auch eine unterschiedliche Wichtung der potenti-
ell zu überwachenden Parameter. Hieraus ergeben sich dementsprechend
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verschiedene Ziele, die mit dem Monitoring der Einlagerungsbehälter ver-
folgt werden. Allerdings können zwei Hauptziele identiﬁziert werden, auf
die nachfolgend vertiefend eingegangen werden soll.
Das erste Ziel des Behältermonitorings ist es, durch die Erfassung der
Entwicklung einzelnen Parametern der Behälter, die der Auslegung der
Behälter zugrunde liegenden Modelle, beispielsweise zum Korrosionsver-
halten der Behälterwerkstoffe, zu validieren. Hierdurch werden Progno-
sen darüber möglich, ob der Behälter die an ihn gestellten Anforderun-
gen auch in Zukunft erfüllen kann. Die Entwicklung der Behälter wird zu
großen Teilen von den Wechselwirkungen mit der Umgebung und dem
eingeschlossenen Inventar bestimmt. Ein Monitoring, welches der Vali-
dierung von Modellen und Simulationen der Entwicklung der technischen
Barriere dienen soll, muss demnach zwei Aspekte berücksichtigen. Zum
einen muss angestrebt werden, dass möglichst viele Daten erfasst werden,
die es ermöglichen, die Entwicklung der Behälter direkt zu erfassen. Da
die Entwicklung des Behälters immer von den äußeren Einwirkungen so-
wie der Wechselwirkung von Behälter und Lagerumfeld beeinﬂusst wird
und viele Parameter des Behälters nicht direkt erfasst werden können, ist
eine reine Beobachtung der Behälterentwicklung zum Zweck der Modell-
validierung nicht ausreichend. Erst die Zusammenführung der Messda-
ten der Behälterentwicklung mit weiteren Daten, die im Behälterumfeld
gewonnen werden und die Entwicklung der Umgebungsbedingungen er-
fassen, ermöglicht eine Validierung der Modelle, welche der Auslegung
der Behälter zugrunde lagen. Auch ein korrigierender Eingriff wird hier-
durch gegebenenfalls möglich. Ein Monitoring der technischen Barriere
mit dem Zweck der Modellvalidierung bedingt somit immer sowohl die Er-
fassung der Eigenschaftsveränderung des Behälters als auch der tatsäch-
lichen Einwirkungen auf den Behälter. Ein Monitoring mit dem Zweck der
Validierung der Auslegungsmodelle erfordert somit die Erfassung von ei-
ner Vielzahl von Messwerten und stellt hohe Anforderungen an die Mess-
technik und den Umfang der Instrumentierung von Behälter und Behälter-
umfeld. Auf die hieraus resultierenden Probleme und Herausforderungen
wird im Abschnitt 3.6.3 noch vertiefend eingegangen.
Das zweite Ziel, das mit dem Behältermonitoring verfolgt wird, ergibt
sich aus der Forderung die Rückholung der Behälter aus dem Tiefenla-
ger zu ermöglichen, welche unter anderem in den Sicherheitsanforderun-
gen des BMU aus dem Jahr 2010 (BMU, 2010), dem Standortauswahlge-
setz (StandAG, 2017) sowie dem zugrunde liegenden Abschlussbericht
der Endlagerkommission (Endlagerkommission, 2016) gefordert werden.
Um eine sichere und planbare Rückholung der Lagerbehälter aus dem Tie-
fenlager zu ermöglichen, müssen diese für alle Wirtsgesteine, so gestal-
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tet werden, dass ihre Integrität und Dichtheit über den Zeitrahmen einer
potentiellen Rückholung gewährleistet ist. Eingelagerte Behälter, deren
strukturelle Unversehrtheit und Dichtheit nicht gewährleistet sind, stel-
len bei Handhabungsvorgängen zur Rückholung ein hohes Sicherheitsri-
siko für Personal und Umwelt dar. Einﬂüsse oder Vorgänge, welche zu ei-
nem vorzeitigen Versagen führen, sollten somit rechtzeitig und sicher er-
kannt werden. Auch wenn in den derzeitigen Konzepten zur geologischen
Tiefenlagerung von der Integrität der technischen Barriere (Behältersys-
tem) über den Zeitrahmen einer möglichen Bergung ausgegangen wird,
muss aufgrund der statischen Ausfallwahrscheinlichkeit des Behältersys-
tems für die Rückholoption eine umfassende Sicherheitsanalyse erfolgen.
Insbesondere bei der Einlagerung und Verfüllung können Schädigungen
an der Behälteroberﬂäche und den Lastanschlagpunkten entstehen, die
eine lokale Korrosion am Behälter begünstigen können. Durch die Integra-
tion der technischen Barriere in das Monitoringkonzept wird es möglich,
Beschädigungen des Behälters zu detektieren bevor zum Beispiel Undich-
tigkeiten entstehen, die eine sichere Rückholung erschweren oder verhin-
dern würden.
Im Detail erfordert die Gewährleistung der Rückholbarkeit aus dem Tie-
fenlager die Überwachung der Behälterentwicklung während der Betriebs-
phase und einer zusätzliche Beobachtungsphase vor der Überführung des
Lagerbergwerks in ein Endlager. Hierbei ergeben sich zwei unterschiedli-
che Ansätze des Behältermonitorings.
Der erste Ansatz verfolgt das Ziel Daten zu gewinnen, welche eine plan-
bare Rückholung der Behälter ermöglichen. Hierbei müssen insbesonde-
re Parameter überwacht werden, welche einen direkten Einﬂuss auf den
Rückholablauf besitzen. Beispiele hierfür sind die Dichtheit der Behäl-
ter, die Lage des Behälters im Tiefenlager sowie die Temperaturentwick-
lung von Behälter, Versatzmaterial und Lagerumfeld. Dieser Ansatz lie-
fert demnach Daten, welche eine Aussage darüber ermöglichen, ob und
mit welchem Aufwand eine Rückholung der Behälter möglich ist. Aller-
dings lassen sich aus diesen Daten nur wenige Informationen über die
zukünftige Entwicklung der Behälter ableiten.
Der zweite Ansatz verfolgt das Ziel auch Aussagen über die zukünfti-
ge Entwicklung der Behälter zu ermöglichen und kann somit auch einen
Beitrag zur Datenbasis liefern, anhand derer über die potentielle Rück-
holung der Behälter oder die Überführung des Tiefenlagers in ein Endla-
ger entschieden werden muss. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen, wie
beim Monitoring mit dem Ziel der Modellvalidierung, weitere Parameter
der Behälter sowie des Behälterumfeldes erfasst werden. Eine Messgröße,
welche einen Rückschluss auf die Entwicklung der technischen Barriere
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zulässt, ist beispielsweise die Wasserstoffbildung an der Behälteroberﬂä-
che.
Ziele des geotechnischen Monitoring
Das geotechnische Monitoring wird in den geotechnischen Barrieren,
d. h. im Versatz und in den Verschlussbauwerken, aber auch in den offen-
zuhaltenden Infrastrukturräumen umgesetzt. Weiterhin wird es in der
geologischen Barriere im Nahbereich der Hohlräume angeordnet. Ziel
ist es, wie oben bereits erwähnt, die Zustände und Zustandsänderungen
vor dem Hintergrund der verschiedenen Funktionalitäten messtechnisch
zu erfassen und mit den Annahmen zu vergleichen. Unter der Annahme,
dass Salzgrus und Bentonit zum Einsatz kommen, ist das Monitoring
den unterschiedlichen Funktionalitäten anzupassen. Je nach Versatz-
material sind die Kompaktion (Salzgrus) und der Quelldruck (Bentonit)
näher zu überwachen. Sie sind Indikatoren für die eigentliche Funktion
der abdichtenden Wirkung der Versatzmaterialien und der Stützung des
Wirtsgesteins zur Behinderung der weiteren Entwicklung der Auﬂocke-
rungszonen. Näheres hierzu siehe Abschnitt 5.6. Den Verschlussbauwer-
ken kommen ebenfalls in Abhängigkeit des Wirtsgesteins verschiedene
Funktionalitäten zu. Generell müssen sie die Entstehung oder Weiterent-
wicklung der Auﬂockerungszonen (ALZ) und somit Umläuﬁgkeiten weit-
gehend behindern. Im Fall eines Bentonitversatzes haben sie zusätzlich
eine Widerlagerfunktion, um den Quelldruck des Bentonits aufzuneh-
men und in das Gebirge abzuleiten. Die wesentlichen Indikatoren sind
die Spannungen normal zur Kontaktﬂäche Abschlussbauwerk / Gebirge
und die Verschiebungen im Kontaktbereich (vgl. Stahlmann u. a. (2018)).
Von hoher Bedeutung ist die Integrität der geologischen Barriere des
Wirtsgesteins.
Während im kristallinen Hartgestein nur die mechanische Barriere als
wirksam angesetzt werden kann, ist für die Wirtsgesteine Ton, Tonstein
und Steinsalz im Wesentlichen die hydraulische Barrierewirkung zu er-
halten. Infolge der offenzuhaltenden Hohlräume, aber auch einer kaum
möglichen vollständigen Stützung im Bereich der Einlagerungskammern,
tritt eine fortschreitende Degradation der Barrierewirkung ein. Die Ent-
wicklung der dies verursachenden Auﬂockerungszonen ist damit zu erfas-
sen und zu bewerten. Als Indikatoren sind hier im Wesentlichen die Hohl-
raumkonvergenzen und Verzerrungen im Nahbereich der Hohlräume und
Einlagerungsstrecken zu nennen.
Für die Messungen im Bereich der Einlagerungsstrecken und damit den
verschlossenen Grubenbereichen ist in den generischen Tiefenlagermo-
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Abbildung 3.20: Ablaufplan und Entscheidungspfade für ein Monitoring-
programm in einem Tiefenlager.
dellen eine Monitoringsohle vorgesehen (s. Abschnitt 5.6), welche die Ein-
lagerungsfelder über Bohrungen der Instrumentierung zugänglich macht.
Art und Anzahl der Monitoringstrecken und Messbohrungen richtet sich
nach den identiﬁzierten Homogenbereichen des Gebirges, aber auch nach
den Spannungs-Verformungszuständen im Gebirge. Ziel ist es, die Über-
tragbarkeit der messtechnisch gewonnenen Erkenntnisse auf andere Gru-
benbereiche zu gewährleisten.
Das Monitoring ist schon bei der Planung eines Tiefenlagers zu berück-
sichtigen vgl. Abbildung 3.20. Die Messkampagnen sind bereits mit Be-
ginn der Auffahrungen der Schächte oder Rampen zu starten, um früh-
zeitig die geologischen Annahmen, die vorliegende Datengrundlage und
das ingenieurtechnische Modell zu überprüfen. Die Interpretationen der
zu erhebenden Daten dienen bereits zu diesem frühen Zeitpunkt dazu,
die Entscheidung über die Umsetzung des Projekts oder aber auch dessen
Abbruch zu treffen.
Liegen die Ergebnisse des Monitorings im erwarteten Bereich, kann der
Prozess der Einlagerung der ENCON fortgesetzt werden. Wenn während
der Einlagerung der Reststoffe ein ungünstiger, unplanmäßiger Zustand
durch das Monitoring angezeigt wird, steht als Konsequenz daraus die
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Entscheidung über eine Rückholung der eingelagerten ENCON an. Das
muss durch die Monitoringergebnisse gerechtfertigt werden und führt
zu einer Oberﬂächenlagerung der eingelagerten Reststoffe. Für die Ent-
sorgung ist ein neues Konzept zu erstellen. An die Einlagerungsphase
schließt eine Offenhaltungsphase an. In kriechfähigen Wirtsgesteinen
wird ein ungünstiger Zustand nach einiger Zeit erreicht sein, da die Schä-
digung der Barriere, wie oben bereits erwähnt, weiter fortschreitet. Erge-
ben sich daraus Zweifel an einer in naher Zukunft noch ausreichenden
Integrität der geologischen Barriere, ist die Entscheidung Rückholung /
Überführung in ein Endlager kurzfristig unter Würdigung der entstehen-
den Konsequenzen zu treffen.
Unabhängig von den ingenieurwissenschaftlichen Entscheidungsgrün-
den kann das Tiefenlagerprojekt in jeder Phase durch gesellschaftliche
Entscheidungsprozesse abgebrochen werden. Auch eine derartig begrün-
dete Entscheidung zieht die bereits genannten Konsequenzen nach sich.
Ein neues Konzept zur Entsorgung wird erforderlich. Nach der Rückho-
lung müssen die Reststoffe erneut zwischengelagert werden. Genauso
kann gesellschaftlich nach einer als ausreichend angesehenen Beobach-
tung der Entwicklungen im Tiefenlager die Überführung in ein Endlager
entschieden werden.
Aufgrund dieses Vorgehens wird im Vergleich zu einem direkt umge-
setzten wartungsfreien Endlager bei der Tiefenlagerung eine zusätzliche
Entscheidungsmöglichkeit und Fehlerkorrekturmöglichkeit gewonnen.
Fehlerhafte Entscheidungen im Tiefenlagerprojekt können erkannt und
revidiert werden.
Durch die Vielzahl der ablaufenden Prozesse und den Prototypcharak-
ter jedes Tiefenlagers ist das Monitoring im Tiefenlager eine Herausfor-
derung. Zu berücksichtigen sind die thermischen, hydraulischen, mecha-
nischen und chemischen Prozesse, die durch die Auffahrung des Tiefen-
lagerbergwerks und die eingelagerten hoch radioaktiven Reststoffe verur-
sacht werden. Diese beeinﬂussen sich teilweise gegenseitig und zeigen da-
mit die Komplexität des Vorhabens. Zu dieser technischen / naturwissen-
schaftlichen Komplexität kommt eine gesellschaftliche Komplexität, die
durch unterschiedliche Akteure mit divergierenden Interessen geprägt
ist.
3.6.3 Grenzen des Monitorings der technischen Barriere
Große Herausforderungen ergeben sich bei der Entwicklung eines Kon-
zepts zur Überwachung der technischen Barriere daraus, dass die Behäl-
ter im Tiefenlager von der geotechnischen sowie der geologischen Barrie-
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re umschlossen sind. Die Behälter sind nach der Verfüllung der Einlage-
rungsbereiche nicht mehr zugänglich. Durchörterungen der umgebenden
geotechnischen Barriere, beispielsweise durch Kabel, sind zu vermeiden.
Inhomogenitäten in der geotechnischen Barriere, wie sie beispiels-
weise durch Versorgungsleitungen für Messsysteme, aber auch durch
diese selber entstehen, stellen potentielle Wasserwegsamkeiten dar und
können somit zu einer Beeinträchtigung der Barrierewirkung führen. So-
mit ist die Anwendungsmöglichkeit kabelgebundener Sensorsysteme zur
Überwachung beladener Behälter stark eingeschränkt. Hieraus ergeben
sich erhebliche Restriktionen bei den für das Monitoring am Behälter
einsetzbaren Messsystemen, da diese zwingend über eine Energieversor-
gung und ein System zur kabellosen Übertragung der aufgenommenen
Messdaten verfügen müssen.
Einschränkungen für das Monitoring können sich aus vielfältigen Grün-
den ergeben. Technischen Restriktionen sowie gesellschaftliche, ﬁnanzi-
elle und politische Randbedingungen beschränken den Bereich in dem
Monitoring sinnvoll und umsetzbar ist. Nachfolgend werden ausschließ-
lich technische Aspekte betrachtet, welche kontextabhängig die Grenzen
eines sinnvollen und nach heutigem Stand von Wissenschaft und Technik
umsetzbaren Monitoringkonzepts deﬁnieren.
Für die technische Umsetzbarkeit eines Monitoringkonzepts, insbeson-
dere beim Monitoring der technischen Barriere, ergeben sich aus einer
Vielzahl von Gründen Limitierungen. An erster Stelle stehen die rein tech-
nischen Restriktionen, welche beispielsweise daraus resultieren, dass das
Messsystem selbst einen negativen Einﬂuss auf das Barrierensystem be-
sitzen kann. So können beispielsweise elektrochemische Messverfahren
zur Bestimmung des Korrosionsfortschrittes keine Anwendung ﬁnden, da
zur Durchführung dieser Messungen zwingend ein Elektrolyt erforderlich
ist. Dieser würde bei langfristiger Einwirkung auf den Behälter selbst den
Korrosionsprozess unterstützen und somit die langfristige Sicherheit des
Behälters reduzieren. Aber auch durch die Monitoringstrategie beding-
te, systematische Gründe können dazu führen, dass ein Monitoringkon-
zept unter den standortspeziﬁschen Randbedingungen nicht oder nicht
in dem gewünschten Umfang umsetzbar ist.
Die Frage nach den Grenzen des Monitorings lässt sich also nicht pau-
schal beantworten. Vielmehr ist die Antwort auf diese Frage von den je-
weiligen Randbedingungen des Einlagerungs- und Monitoringkonzepts
abhängig. Die Entscheidung, zu welchem Zweck das Monitoring betrie-
ben werden soll, stellt dabei den Aspekt dar, welcher den größten Einﬂuss
auf die Umsetzbarkeit eines Monitorings der technischen Barriere besitzt.
Hieraus ergeben sich sehr unterschiedliche Anforderungen an das umzu-
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setzende Monitoringsystem, beispielsweise an die Art, Menge und Quali-
tät der zu erfassenden Daten. Da sich die Grenzen des sinnvollen Moni-
torings hierdurch erheblich verschieben können, stellt dieser Aspekt ei-
ne der Haupteingangsgrößen bei der Betrachtung der Möglichkeiten der
Überwachung der Behälter dar. Die bezüglich Art, Menge und Qualität
der zu erfassenden Daten anspruchsvollste Anwendung des technischen
Monitorings ist die Erfassung der Entwicklung von (Teil-)Systemen der
technischen Barriere sowie der Wechselwirkungen der technischen Bar-
riere mit den umgebenden Barrierensystem unter Tiefenlagerbedingun-
gen. Ziel dieses Monitorings ist es, die Entwicklung der Systeme mit den
prognostizierten Szenarien vergleichen zu können, um potentielle Abwei-
chungen möglichst frühzeitig zu identiﬁzieren und gegebenenfalls die
Auswirkungen dieser Abweichungen von der ursprünglichen Konzeption
des Lagers bewerten, beziehungsweise beurteilen zu können.
Aus der Forderung nach Rückhol- bzw. Bergbarkeit der Behälter resul-
tiert ein weiterer Grund, der eine Erfassung von Zustandsgrößen der tech-
nischen Barriere im Rahmen des Monitorings erforderlich macht. Um bei
einer potentiellen Rückholung der Behälter aus dem Tiefenlager Gefähr-
dungen für Mensch und Umwelt vermeiden zu können, muss bei ihrer
Vorbereitung eine Vielzahl von Aspekten berücksichtigt werden. An ers-
ter Stelle steht hier die Sicherheit von Personal und Zivilbevölkerung. Es
ist offensichtlich, dass bereits der Zeitaufwand zur Rückholung intakter
Behälter durch die zusätzlich erforderlichen Schritte zur Inspektion und
Reinigung der Behälter vor der Auslagerung, über dem Zeitbedarf für die
Einlagerung liegt. Alle Tätigkeiten, die zur Optimierung der Handhabbar-
keit potentiell beschädigter Behälter durchgeführt werden, erhöhen den
Zeitaufwand zur Rückholung der Behälter erheblich. Die Bandbreite po-
tentiell erforderlicher Arbeiten reicht hierbei von der Ertüchtigung der be-
hälterseitigen Lastanschlagpunkte über die Anbringung von zusätzlichen
Abschirmungen bis hin zu einer Umverpackung der Behälter in Transport-
verpackungen. Auf der anderen Seite nimmt der Aufwand zur Aufrecht-
erhaltung eines betriebssicheren Zustandes in einem wieder aufgefahre-
nen Lagerbergwerk, in Abhängigkeit vom Wirtsgestein, teils erheblich mit
der Zeitdauer der erforderlichen Offenhaltung zu. Um die zur Rückho-
lung der einzelnen Behälter erforderlichen Maßnahmen abschätzen zu
können, und um zeitraubende Arbeiten zur Behälterertüchtigung zu ver-
meiden, erfordert die Vorbereitung einer Rückholung eine möglichst ge-
naue Kenntnis über den Zustand aller eingelagerten Behälter. Elementar
für die Rückholung ist die Kenntnis über die Dichtheit der Behälter. Zu-
sätzlich ist ein genaues Wissen über die Temperatur der einzelnen Behäl-
ter, sowie ihres Umfeldes, als Eingangsgröße für die Planung der Behäl-
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terrückholung erforderlich. Anhand dieser Temperaturen kann die im Ge-
stein eingespeicherte Wärmemenge abgeschätzt werden, welche vor der
Rückholung der Behälter abgeführt werden muss, um einen Aufenthalt
von Personen in den Einlagerungsbereichen zu ermöglichen. Auch der
Korrosionszustand der Behälter, und hier insbesondere der Zustand der
Last tragenden Strukturelemente, ist ein wichtiges Kriterium für die Pla-
nung einer Rückholung.
Die Erfassung des Korrosionszustandes stellt ein gutes Beispiel zur
Darstellung der zu beachtenden Restriktionen beim Monitoring der tech-
nischen Barriere dar. Die direkte Erfassung von Korrosionsvorgängen an
den Behältern, beispielsweise mittels elektrochemischer Messungen, ist
nach dem heutigen Stand der Technik mit einem erheblichen Eingriff
in das Barrierensystem verbunden. Somit ist davon auszugehen, dass
der sicherheitstechnische Wert des durch diese Messungen erzielbaren
Erkenntniszuwachses geringer zu bewerten ist als der potentielle lang-
fristige Sicherheitsverlust durch die hierfür erforderlichen Eingriffe in
das Barrierensystem. Die Beobachtung der Entwicklung des weiteren Be-
hälterumfeldes ermöglicht jedoch Rückschlüsse auf ablaufende Korrosi-
onsvorgänge an den Behältern. Beispielsweise kann der bei der Korrosion
entstehende Wasserstoff detektiert und als Indikator für die Geschwindig-
keit der Korrosionsprozesse genutzt werden. Somit kann beim Monitoring
mit dem Ziel der planbaren Rückholbarkeit gegebenenfalls auf die direkte
Bestimmung des Korrosionsfortschrittes an den Lagerbehältern verzich-
tet werden. Stattdessen können, als Ergänzung zur Überwachung des
Lagerumfeldes bezüglich Wasserzutritt und Wasserstofffreisetzung, Kor-
rosionsmessungen an unbeladenen Dummy-Behältern erfolgen, welche
unter vergleichbaren Bedingungen wie die eigentlichen Lagerbehälter,
beispielsweise am Ende der Monitoring Strecken, eingelagert werden.
Diese Versuchsbehälter ermöglichen aufgrund ihres nicht vorhandenen
radiotoxischen Gefährdungspotentials eine wesentlich umfangreichere
Instrumentierung, nicht nur zur Bestimmung von Korrosionsraten, und
können gegebenenfalls bereits vor einer Rückholentscheidung freigelegt
und weiterführend untersucht werden. Aus der Zusammenführung der
Daten dieser Versuchsbehälter und dem Abgleich der Daten des Umge-
bungsmonitorings der realen Lagerbehälter können für die Planung der
Rückholung ausreichend genaue Aussagen zum Korrosionszustand der
eingelagerten Behälter getroffen werden.
An den beiden Beispielen wird ersichtlich, dass aus dem Zweck des Mo-
nitorings sehr unterschiedliche Anforderungen an den Umfang und die
Qualität der zu ermittelnden Daten resultieren. Auch die Positionen an
denen diese Messwerte erfasst werden müssen, unterscheiden sich. Die
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für die Planung einer sicheren Rückholung elementaren Daten lassen sich
bereits durch eine oder wenige Messungen der Dichtheit (Druckverlust im
Behälter), sowie der Temperatur im Behälterumfeld ermitteln und werden
durch weitere Messwerte des geologischen und geotechnischen Monito-
rings ergänzt. Im Gegensatz hierzu erfordert das Monitoring der zeitli-
chen Entwicklung der Behälter im Lagerumfeld zwingend die Erfassung
von einer Vielzahl von Messwerten im direkten Behälterumfeld und ge-
gebenenfalls auch an der Behälteroberﬂäche, um valide Aussagen tref-
fen zu können. Je mehr und je häuﬁger Messwerte erfasst und demnach
auch übermittelt werden müssen, desto höher werden die Anforderungen
an die Energieefﬁzienz der Messsysteme beziehungsweise an deren En-
ergieversorgung. Dies liegt darin begründet, dass jede Erfassung, Verar-
beitung und insbesondere auch die Übermittlung eines Messwertes eine
bestimmte Energiemenge benötigt. Unter Tiefenlagerungsbedingungen
stellt die Energieversorgung ein zentrales Problem dar. Sie muss durch
die Verwendung von ausreichend leistungsfähigen, mit eingelagerten En-
ergiespeichern, drahtloser Energieübertragung oder Methoden, wie dem
Energy Harvesting, direkt gewonnen werden. Die limitierten Energiemen-
gen ermöglichen nur die Erfassung und Übertragung weniger Messwerte
mit entsprechend großen zeitlichen Abständen. Eine kabellose Energie-
übertragung ist nur unter bestimmten Voraussetzungen umsetzbar. Hier-
zu müssen mehrere Randbedingungen eingehalten werden, wodurch sich
erhebliche Restriktionen ergeben, welche die Einsatzgrenzen dieser Tech-
nik limitieren. Dabei steht meist der Komplexitätsgrad diametral dem Ro-
bustheitsgrad gegenüber.
Für alle Sensoren die an der Schnittstelle zwischen Behälter und geo-
technischer Barriere positioniert werden sollen gilt, dass diese dort
zwangsläuﬁg denselben Umgebungsbedingungen ausgesetzt sind wie die
Behälter. Demnach ist auch an den Messsystemen mit einer Degradation,
beispielsweise in Folge von Korrosionsvorgängen zu rechnen, wodurch
die Lebensdauer dieser Systeme, unabhängig von der Möglichkeit der
limitierten Energieversorgung, begrenzt wird. Zusätzlich darf von dem
Messsystem keine Schädigung der Barrieren induziert werden, weshalb
viele Messverfahren für den Einsatz an beladenen Behältern nicht ge-
eignet sind. Aus diesem Grund ist auch der Einsatz elektrochemischer
Energiespeicher, welche zumeist stark reaktive Substanzen enthalten, an
dieser Stelle als sehr kritisch zu betrachten.
Besser geeignet sind Ansätze wie das Energy Harvesting. Dabei ﬁndet
aus der zeitlichen oder räumlichen Veränderung physikalischer Zustands-
größen, wie Temperatur oder Druck, die Gewinnung elektrischer Ener-
gie statt. Um hiermit eine für die Versorgung der Sensoren und der er-
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forderlichen Technik zur Signalübertragung ausreichende Energiemenge
gewinnen zu können, ist entweder eine Zustandsveränderung oder ein
Zustandsgradient erforderlich. An der Behälteroberﬂäche herrschen wei-
testgehend stationäre Zustände, weshalb für das Energy Harvesting nur
die Nutzung von Zustandsgrößengradienten in Frage kommt. Die nutzba-
re Energiemenge richtet sich dabei nach der Größe des Gradienten sowie
der Größe des Energiewandlers. Um ausreichend elektrische Energie ge-
winnen zu können, ist voraussichtlich der Einsatz von verhältnismäßig
großen Energiewandlern notwendig.
Eine weitere Form der kabellosen Energieversorgung stellt die Energie-
übertragung in Form elektromagnetischer Wellen, über eine Art Richt-
funkstrecke, dar. Genau genommen handelt es sich auch dabei um ein
Energy Harvesting System. Bei diesem Verfahren gibt vereinfacht dar-
gestellt, die Größe der Antennen den Frequenzbereich vor, in dem eine
Energieübertragung erfolgen kann. Die Energieübertragung sollte für den
Einsatz im Tiefenlager bei einer vergleichsweise hohen Frequenz erfol-
gen. Gerade diese Frequenzen werden allerdings von festen Materialien
wie dem umgebenden Verfüllmaterial, insbesondere, wenn dieses was-
serhaltig ist, sehr stark abgeschirmt. Hieraus folgt, dass die mögliche
Entfernung zwischen Sender und Empfänger, in Abhängigkeit von dem
dazwischen beﬁndlichen Material, begrenzt ist. Ob mit dieser Technik
in einem verfüllten Tiefenlager die geotechnischen Barriere überbrückt
werden kann, ist unter anderem von der speziﬁschen Zusammensetzung
des Verfüllmaterials abhängig. Die gesamte Entfernung zwischen Moni-
toringsohle und Lagerbehälter kann mit dieser Technik allerdings nicht
überbrückt werden. Somit müssten von der Monitoringsohle aus Bohrun-
gen bis an die geotechnische Barriere heran abgeteuft werden, in denen
die entsprechende Sendetechnik positioniert werden kann. Durch die
begrenzte Reichweite der Übertragung können von dem in der Bohrung
platzierten Sender voraussichtlich nur wenige Sensoren versorgt werden.
Hierdurch folgt, dass die Gesamtzahl der Sensoren eingeschränkt ist.
Es ergibt sich für das Monitoring von Prozessen an der Behälteroberﬂä-
che die Problematik, dass dieses mit einer begrenzten Anzahl von Senso-
ren erfolgen muss und dass viele Messverfahren nicht zum Einsatz kom-
men können, da diese einen negativen Einﬂuss auf die Barrieren besitzen.
Bei den verbleibenden Sensoren muss aufgrund der Randbedingungen der
Messung davon ausgegangen werden, dass diese einer starken Degradati-
on unterliegen, sodass bereits nach kurzen Zeiträumen mit dem Versagen
einzelner Messsysteme zu rechnen ist. Insbesondere beim Monitoring der
Schnittstelle zwischen Behälter und Verfüllmaterial ist zu beachten, dass
es nach dem heutigen Stand der Technik nur schwer möglich ist über ei-
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nen längeren Zeitraum eine ausreichend sichere Datenbasis zu gewinnen,
die eine statistische Absicherung der Messergebnisse zulassen würden.
Auch wenn die ermittelten Daten nicht ausreichend statistisch abgesi-
chert und gegebenenfalls fehlerbehaftet sind, können sie in Kombination
mit weiteren Messwerten, welche beispielsweise im Rahmen des Moni-
torings der geologischen und geotechnischen Barriere und der Überwa-
chung von Dummy Behältern erfasst werden, dennoch einen wichtigen
Beitrag in einem Monitoringkonzept leisten. Die Gefahr, dass durch Maß-
nahmen zum Monitoring die Sicherheit des Tiefenlagers reduziert wird,
bleibt aber bestehen.
Grenzen des Monitorings der geologischen und geotechnischen Barriere
Klärung der Fragestellung. Geotechnisches Monitoring kann nicht ohne
eine konkrete Fragestellung sinnvoll betrieben werden. In einem Tiefen-
lager ist dies die Frage nach der Integrität der Barrieren. Bei der Erstel-
lung eines Monitoringkonzepts müssen die Fragen, wann, was, wo, wie
und warum gemessen wird, geklärt werden. Dabei nicht berücksichtigte
Bereiche können nach dem Start eines Monitoringprogramms in einem
Tiefenlager nur eingeschränkt angepasst werden, da die ersten Messun-
gen wichtige Referenzmessungen darstellen, an denen die Entwicklung
des Tiefenlagers kalibriert wird. Fehlen diese Messungen, wird die Inter-
pretation der gewonnenen Daten erschwert bis unmöglich.
Integrität der Messdaten und ihre Auswertung / Interpretation / Ausfall der
Messkette. Die Integrität der gewonnenen Daten ist eine wesentliche
Voraussetzung für ihre Nutzung als Grundlage für die Entscheidung über
die Überführung des Tiefenlagers in ein Endlager. Das umfasst sowohl die
Qualität als auch die Quantität der gemessenen Daten.
Integre Daten über einen langen Zeitraum zu erfassen, erfordert ei-
ne zuverlässige Messkette. Relevanter Ausgangspunkt ist der Stand von
Technik zum Zeitpunkt der Erstellung des Tiefenlagers. Derzeit ist ei-
ne autarke und zuverlässige Datenübertragung sowie Stromversorgung
über den angestrebten Zeitraum des Monitorings nicht Stand von Wis-
senschaft und Technik, an dieser Thematik wird allerdings geforscht, so
dass Lösungen in den nächsten Jahren zu erwarten sind. Wesentlich ist
auch die Standzeit der Messgeber. Nach den bisherigen Erfahrungen lie-
gen die Standzeiten von Gebern im Bereich weniger Jahre oder im besten
Fall Jahrzehnte. Wird im Fall des Ausfalls von Messgebern ein Worst-
Case-Szenario unterstellt, wie es immer wieder diskutiert wird, ist die
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Rückholung erforderlich. Grund dafür ist, dass dann von einer unplan-
mäßigen negativen Entwicklung des Tiefenlagers auszugehen ist. Aus
diesem Grund ist daher unter Berücksichtigung des heutigen Standes
von Wissenschaft und Technik eine Wartung oder ein Austausch von Ge-
bern erforderlich. Damit ergibt sich das Erfordernis, dass während der
Offenhaltungsphase eine Instrumentierung in offenen Bohrungen mit
Kabelführungen vorliegt. Die Kabelführung ermöglicht außerdem den
Verzicht auf kabellose Funk-Technologie und einer autarken Stromver-
sorgung.
Um systematische Messfehler quantiﬁzieren zu können, ist der Einsatz
redundanter und diverser Messsysteme empfehlenswert. Die Quantität
der Daten wird im Wesentlichen durch die Anzahl und die Auslesefre-
quenz der Messgeber bestimmt. Eine zu geringe zeitliche Auﬂösung kann
bedeuten, dass manche Ereignisse nicht wahrgenommen werden, eine zu
hohe, dass die Datenmenge nicht beherrschbar ist. Hier ist anhand der
Fragestellung ein Kompromiss zu ﬁnden.
Über den Zeitraum des Monitoringprogramms muss das Datenmanage-
ment funktionieren. Dafür müssen die gewonnenen Daten in einem For-
mat gespeichert und archiviert werden, das eine Lesbarkeit der Daten
über den gesamten Zeitraum der Aufzeichnung und darüber hinaus ge-
währleistet. Die Realisierung dieser Bedingung erfordert ausreichend
Speicherplatz und die Portierbarkeit der Daten zu potentiell aktuelleren
Datenformaten.
Auswertung und Interpretation der Messdaten. Die Auswertung und In-
terpretation der Messergebnisse stellen die Grundlage für die Entschei-
dung über Endlagerung / Rückholung dar. Deswegen kommt ihnen eine
besondere Bedeutung zu. Falsche Interpretationen können zur falschen
Annahme führen, dass das Tiefenlager sicher ist und in ein Endlager über-
führt werden kann oder auch zu der falschen Begründung einer notwendig
erscheinenden Rückholung.
Die Interpretation der Messdaten aus dem Monitoringprogramm er-
fordert viel Erfahrung und muss von ausgebildetem Fachpersonal durch-
geführt werden. Um dieses über den Beobachtungszeitraum bereit zu
stellen, besteht die Notwendigkeit, eine Institution mit entsprechenden
ﬁnanziellen Mitteln und Know-how auszustatten. Die Informationswei-
tergabe muss dabei über mehrere Generationen hinaus garantiert werden.
Außerdem ist bei der Interpretation der Daten der aktuelle Stand der
Technik der Auswertung zu berücksichtigen. Dieser kann aufgrund neuer
wissenschaftlicher Erkenntnisse verbessert werden, so dass neue Metho-
den zur Modellbildung angewendet werden können. Die Interpretationen
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sollten zusätzlich von der wissenschaftlichen Gesellschaft begutachtet
werden können, um anhand von „peer-reviews“ eine hohe Qualität zu
gewährleisten.
Die Auswertung der Daten birgt immer das Risiko einer Fehlinterpreta-
tion. Um dieses Risiko zu minimieren, müssen über den gesamten Mess-
zeitraum, wie bereits erläutert, integre Daten verfügbar sein. Monitoring
führt immer zu einer Schädigung der Barrieren. Das gilt insbesondere,
wenn aufgrund des derzeitigen Standes der Technik nicht auf autarke Mo-
nitoringsysteme zurückgegriffen werden kann.
Wie viele Bohrungen genau für die Beobachtung der geotechnischen
Barriere erforderlich sind, kann jedoch erst nach der Erprobung der Her-
stellungsmethoden der geotechnischen Barriere geklärt werden. Dabei
ist zu berücksichtigen, wie groß die Herstellungstoleranzen sind und wie
groß z. B. bei Bentonitbarrieren die Abweichungen der Materialeigen-
schaften sind. Zusätzlich ist die Interaktion der geotechnischen Barriere
mit der geologischen Barriere zu bewerten.
Die Schädigung der Barrieren sollte trotzdem so gering wie möglich ge-
halten werden, was eine Reduktion der Instrumentierungen auf das für
die Fragestellung erforderliche Maß erfordert. So sind Mehrfachinstru-
mentierungen kritisch auf ihre Sinnhaftigkeit zu überprüfen, auch wenn
eine gewisse Redundanz erstrebenswert ist.
3.6.4 Monitoring der technischen Barriere (Konzept zum
Behältermonitoring des IW)
Der Begriff Monitoring beschreibt im Allgemeinen die systematische Er-
fassung, Beobachtung und Überwachung von Vorgängen oder Prozessen
mit Hilfe von technologischen Systemen. Ziel dabei ist es, durch zerstö-
rungsfreie Messungen Daten zu gewinnen anhand derer die Entwicklung
eines Systems beobachtet werden kann, sodass ein rechtzeitiger Eingriff
zur Verhinderung eines Funktionsversagens möglich wird und gegebe-
nenfalls Aussagen über seine weitere Entwicklung abgeleitet werden
können.
Das Behältermonitoring bei der Tiefenlagerung ist während der Be-
triebsphase und einer zusätzlichen Beobachtungsphase vor der Überfüh-
rung des Lagerbergwerks in ein Endlager zwingend erforderlich. Bei der
Auslegung des Tiefenlagers ist die potentielle Rückholung bei entspre-
chenden durch das Monitoring bedingten Indikationen zu berücksich-
tigen. Zur zielgerichteten Durchführung des Monitorings ist es daher
zwingend erforderlich, dass Teile des Bergwerks auch nach der Einlage-
rungsphase funktionsfähig und zugänglich bleiben.
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Sämtliche verwendeten Messsysteme müssen entweder eine Langzeit-
stabilität oder nach dem heutigen Stand der Technik eine Möglichkeit zur
Wartung aller Elemente der Messkette aufweisen. Letzteres kann im gene-
rischen Tiefenlagerkonzept für einen Teil der Sensorsysteme durch Boh-
rungen, die von der Monitoringstrecke in die Nähe der Einlagerungsbe-
hälter abgeteuft werden, umgesetzt werden.
Das Ziel des Monitorings ist es, die Integrität sämtlicher Einlagerungs-
behälter sicherzustellen und beim Auftreten von Schäden als Indikator
für die Rückholung des eingelagerten Inventars zu dienen. Eingelagerte
Behälter, deren strukturelle Unversehrtheit und Dichtheit nicht gewähr-
leistet ist, stellen bei Handhabungsvorgängen im Rahmen der Rückho-
lung ein großes Sicherheitsrisiko für Personal und Umwelt dar. Auch kon-
struktive und werkstoffwissenschaftliche Details der Lagerbehälter spie-
len bei der Auslegung des Monitoringsystems eine große Rolle, da diese
sowohl die Wechselwirkungen mit dem Umfeld als auch die Randbedin-
gungen der Rückholung beeinﬂussen.
Derzeit stellt der eingelagerte Behälter eine Black-Box dar, dessen Sta-
tus im Tiefenlager nicht erfasst werden kann. Nach dem heutigen Stand
der Technik wäre es aber denkbar einige Parameter des Behälters zu über-
wachen. Hierzu könnten beispielsweise die Wärmeentwicklung und die
Korrosionsprodukte als passive Indikatoren für den Ist-Zustand des Be-
hälters durch die geotechnische Barriere hindurch detektiert werden. Auf-
bauend auf den recherchierten Daten wurden für das Monitoring der tech-
nischen Barriere die Eigenschaften identiﬁziert, welche evtl. Auswirkun-
gen auf die Sicherheit des Behälters besitzen. Anschließend wurden ge-
eignete Sensoren für das Monitoring der technischen Barriere im Tiefen-
lager recherchiert und beschrieben. Im Rahmen der Arbeiten des AP 6.5
wurden die folgenden Zustandsgrößen der Behälter für die Überwachung
der technischen Barriere identiﬁziert:
• Dichtheit
• Korrosionsfortschritt an der Behälteroberﬂäche
• Temperaturentwicklung
• Position und Lage bzw. Lageveränderungen
• Radiologie
Führende Kriterien sind die Dichtheit des Behälters, seine Wärmeentwick-
lung sowie die Radiologie. Diese werden nachfolgend genauer erläutert.
Die Dichtheit des Behälters ist von der Korrosion des Behälterkörpers
sowie der Integrität der Verschlusssysteme abhängig. Die Radiologie
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wird vom Behälterinventar und dem Abschirmverhalten der Behälter-
werkstoffe bestimmt. Beim Behältermonitoring ergibt sich durch die im
Tiefenlager nicht gegebene Zugänglichkeit die Herausforderung, dass
viele der Zustandsgrößen, welche einen Rückschluss auf die Entwicklung
der technischen Barriere zulassen würden, nicht direkt messbar sind.
Bei der Auswahl von Messgrößen für das Monitoring ergibt sich somit
oft ein Zielkonﬂikt zwischen der Relevanz und der Erfassbarkeit der Zu-
standsgröße im Tiefenlager. Um diesen Zielkonﬂikt teilweise auﬂösen zu
können, wurde der Ansatz verfolgt die Prozesse, die zu einer Veränderung
der Zustandsgröße führen sowie die Auswirkungen, die eine Veränderung
der Zustandsgröße auf Ihr Umfeld induziert, zu identiﬁzieren und zu be-
schreiben.
Die Erarbeitung potentieller Monitoringkonzepte wird in der Folge ex-
emplarisch am Beispiel der Temperaturentwicklung sowie der Behälter-
korrosion erörtert. Eine Detektion von Korrosionsvorgängen an den La-
gerbehältern kann im Tiefenlager nicht direkt erfolgen, sondern lediglich
anhand der Beobachtung von Einﬂussgrößen und durch die Überwachung
resultierender Wechselwirkungen (wie beispielsweise die Wasserstofffrei-
setzung in Folge eines Korrosionsvorganges) mit dem Behälterumfeld de-
tektiert werden. Eine Möglichkeit stellt hier die Messung der Entwicklung
der Feuchtigkeitssättigung im direkten Behälterumfeld dar. Anhand die-
ser können Rückschlüsse auf die korrosiven Vorgänge an den Behältern
gezogen werden. Alternativ lassen sich direkte Messungen an einem un-
ter vergleichbaren Umweltbedingungen eingelagerten Dummy-Behälter
durchführen, bei dem die Zugänglichkeit im Gegensatz zum realen Behäl-
ter gegeben wäre. Diese Daten müssen analysiert und bewertet werden.
Die Herausforderung dabei besteht in der Identiﬁkation und quantitati-
ven Erfassung der relevanten Einﬂuss- und Messgrößen. Des Weiteren
müssen geeignete Sensorsysteme zur Erfassung der Messwerte zur Ver-
fügung stehen, welche regelmäßig gewartet werden können oder robust
und langzeitstabil sind.
Anders gestaltet sich die Situation beim Monitoring der Temperatur-
entwicklung der Behälter im Endlager. Der Behälter stellt eine Wärme-
quelle dar, die das direkte Umfeld erheblich erwärmt. Hier ist die Überwa-
chung der Temperatur an der Behälteroberﬂäche genauso denkbar, wie
das Messen der Temperatur in der näheren Umgebung bis hin zur Mes-
sungen der Temperatur außerhalb der geotechnischen Barriere, welche
die Interpolation der Behältertemperatur ermöglichen. Im letzteren Fall
muss die Wärmeleitung aller Komponenten zwischen Behälter und Mess-
technik bekannt sein, damit valide Rückschlüsse auf die Temperatur am
bzw. im Behälter möglich werden.
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Wenn es möglich ist diese Indikatoren messtechnisch zu erfassen, kön-
nen Rückschlüsse auf die Entwicklung der relevanten Zustandsgrößen ge-
troffen werden. Ein Beispiel für einen solchen Indikator ist die Feuchtig-
keitssättigung an der Behälteroberﬂäche bei einem Tiefenlager im Stein-
salz. Solange kein Feuchtigkeitstransfer zu den Behältern erfolgt, kommt
der Korrosionsangriff an diesen mittelfristig zum Erliegen. In diesem Fall
ist der Rückschluss aus den messtechnischen Ergebnissen lediglich im
Salzgestein möglich und nicht auf die Wirtsgesteine Ton / Tonstein oder
Kristallin übertragbar. Im Salzgestein kann Korrosion erst dann auftre-
ten, wenn Feuchtigkeit im Versatzmaterial vorhanden ist. Im Fall der bei-
den anderen Wirtsgesteine ist prinzipiell von einem Wasserzutritt aus-
zugehen. Daher kann Fortschritt der Degradation der Behälteroberﬂäche
nur über eine direkte Messung der Dicke der Korrosionsschicht, beispiels-
weise mittels einer Wirbelstrommessung, ermittelt werden. Wenn diese
direkte Messung auf Grund der eingeschränkten Zugänglichkeit der Be-
hälter im Tiefenlager nicht möglich ist, können gegebenenfalls aus der
Messung von Korrosionsprodukten wie Wasserstoff Rückschlüsse auf den
Behälterzustand ermöglicht werden.
Eine weitere mögliche Messgröße zum Monitoring der technischen Bar-
riere stellt der Behälterinnendruck dar. Bei den heute zur Zwischenlage-
rung eingesetzten Transport- und Lagerbehältern wird bereits seit Jahren
ein Druckschalter zur Überwachung des Innendrucks der Behälter im Zwi-
schenlager eingesetzt. Für das Behältermonitoring im Endlager wurde die
Messgröße Behälterinnendruck innerhalb der Bearbeitung von ENTRIA
als nur wenig geeignet identiﬁziert. Ein Integritätsverlust des Behälters
kann anhand des Behälterinnendrucks erst dann erkannt werden kann,
wenn eine der Behälterbarrieren bereits undicht geworden ist. Eine In-
tervention ist zu diesem Zeitpunkt nicht mehr gefahrlos möglich, da in
Folge mechanischer Belastungen bei einer Rückholung mit einer Freiset-
zung von Radionukliden zu rechnen ist. Während sich diese Messgröße
also nicht zur Beschreibung der Behälterentwicklung eignet, ist sie für die
Planung einer potentiellen Rückholung aus anderen Gründen elementar.
Solange über den Behälterinnendruck die Integrität der Behälter nachge-
wiesen werden kann, können diese vergleichsweise gefahrlos rückgeholt
werden. Sollte dieser Nachweis nicht möglich sein, müssen alle Vorgän-
ge zur Rückholung der betroffenen Behälter solange fernhantiert erfol-
gen bis die Integrität des Gebindes, beispielsweise durch einen Overpack,
wieder gewährleistet ist.
Eine der größten Herausforderungen beim Monitoring der technischen
Barriere stellt die Signalübertragung durch die verschlossene geotech-
nische Barriere dar. Wenn an der Anforderung der Unversehrtheit der
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geotechnischen Barriere vollumfänglich festgehalten wird, kann es keine
Bohrungen für die Durchführung von Kabeln zur Signal- sowie Ener-
gieübertragung geben. So müssen zwingend Konzepte zur Versorgung
der direkt am Behälter platzierten Sensoren mit Energie erarbeitet und
mögliche Energiequellen erforscht werden. Alternativ wären hier auch
vollmechanische Schalter denkbar, welche ereignisbasiert nur ein ein-
maliges Signal erzeugen. Diese würden bei Aktivierung ihre potentielle
Energie in elektrische oder akustische Signale wandeln. Allerdings birgt
diese Art des Monitorings die Gefahr, dass das einmalige Signal im Um-
gebungspegel untergeht oder die Mechanik nach vielen Jahren versagt
und zu einem späteren Zeitpunkt immer noch von einer intakten Sen-
sorik ausgegangen wird. Des Weiteren können Sensoren außerhalb der
geotechnischen Barriere platziert werden, welche mit nur geringen Aus-
wirkungen auf die Wirksamkeit der Barriere durch Bohrungen von der
Monitoringsohle gewartet und mit Energie versorgt werden können.
Rückholbarkeit setzt die sichere Handhabbarkeit und die damit verbun-
dene strukturelle Unversehrtheit der Behälter voraus. Das Monitoring der
technischen Barriere ermöglicht die Validierung der Integrität der Behäl-
ter. Die Auswahl geeigneter Messgrößen muss anhand ihrer Relevanz und
ihrer technischen Erfassbarkeit erfolgen. Eine weitere Herausforderung
stellt die Datenübertragung im Tiefenlager, sowie die Energieversorgung
der Messsysteme dar. Sollten Abweichungen vom Sollzustand des Behäl-
ters erkannt werden, müssen Interventions- bzw. Eingriffsmöglichkeit ge-
geben sein.
3.6.5 Monitoring der geotechnischen und geologischen
Barrieren (Monitoringkonzept des IGB)
Unter Berücksichtigung der oben genannten Ziele und Grenzen des Mo-
nitorings wird an dieser Stelle das vom IGB-TUBS entwickelte Monito-
ringkonzept für ein generisches Tiefenlager dargestellt. Eine nähere Er-
läuterung der Grundlagen des generischen Tiefenlagers sowie der Ent-
wicklung der Normalszenarien ﬁnden sich im disziplinären Teil 5.6 und
im Arbeitsbericht „Normalszenarien und Monitoringkonzepte für Tiefen-
lager mit der Option Rückholung“ (Stahlmann u. a., 2018). Das Monito-
ringkonzept basiert auf einem Normalszenario, das die wahrscheinlichs-
te Entwicklung eines Tiefenlagers beschreibt. Die Unterschiedlichkeit der
betrachteten Wirtsgesteine Steinsalz, Ton, Tonstein und kristallines Hart-
gestein erfordert die Entwicklung eines Normalszenarios für jedes Wirts-
gestein. Darauf aufbauend kann jeweils ein wirtsgesteinsabhängiges Mo-
nitoringkonzept erstellt werden.
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Abbildung 3.21: Bereiche exponierter Zustandsänderungen unter Berück-
sichtigung der Bauphasen des Tiefenlagerprojekts.
Die Entwicklung eines Normalszenarios bedarf der Kenntnis über die
im Tiefenlager ablaufenden Prozesse und der Parameter, die diese Prozes-
se beschreiben. Beispielsweise lässt sich die Wärmeentwicklung in einem
Tiefenlager über den Parameter „Temperatur“ festhalten. Vor der Deﬁni-
tion der verschiedenen messbaren Parameter müssen die unterschiedli-
chen Bereiche festgelegt werden, in denen sich diese Parameter verän-
dern. Abbildung 3.21 zeigt die Bereiche für ein Tiefenlager: Infrastruktur-
bereich, Verschlussbauwerk und Einlagerungsstrecken. Parameterverän-
derungen im angrenzenden Wirtsgestein sind in allen drei Bereichen zu
berücksichtigen. Im Bereich des Verschlussbauwerks sind zusätzlich das
Verschlussbauwerk, bestehend aus Abdichtungselement und Widerlager,
und im Bereich der Einlagerungsstrecke der Versatz zu betrachten.
Des Weiteren ist es erforderlich, den Betrachtungszeitraum, in dem die
Parameterveränderungen beobachtet werden sollen, einzugrenzen. Er be-
ginnt mit der Auffahrung des Tiefenlagers und dauert über die Einlage-
rung der radioaktiven Reststoffe an und endet mit dem Verschluss des
Tiefenlagers, bzw. der Rückholung der radioaktiven Reststoffe. Die Dauer
der Beobachtungsphase, die nach der Einlagerung beginnt, ist variabel, da
sie vom jeweiligen Wirtsgestein und dem speziellen Tiefenlagerkonzept
abhängt.
Parameter für die Beobachtung der Entwicklung des generischen Tiefen-
lagers. Die Parameter, die über die Entwicklung des Tiefenlagers Auf-
schluss geben, sind im disziplinären Teil dieses Berichts (siehe hierzu
Kapitel 5.6 ) und im Arbeitsbericht „Normalszenarien und Monitoring-
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konzepte für Tiefenlager mit der Option Rückholung“ (Stahlmann u. a.,
2018) näher erläutert.
In jedem Wirtsgestein ist die von den Reststoffen ausgehende Wärme
relevant. Sie sollte an verschiedenen Orten gemessen werden, da sie ei-
nen Einﬂuss auf alle mechanischen und hydraulischen Parameter hat und
auch chemische Prozesse beeinﬂusst.
In Steinsalz sind aufgrund des Kriechvermögens die Konvergenzen
der offenen und der geschlossenen Hohlräume relevant. Kenntnisse zum
Spannungsniveau sind wichtig, um die Wirkung des Verschlussbauwerks
auf die Spannungsverteilung im Wirtsgestein nachweisen zu können.
In den verschlossenen Einlagerungsstrecken ist außerdem die Porosität
des Salzgruses ein entscheidender Faktor hinsichtlich der abdichtenden
Funktion des Versatzes.
In Ton und Tonstein stimmen die zu bestimmenden Faktoren teilweise
überein. Der Quelldruck des Versatzes ist zu bestimmen, damit ein Rück-
schluss auf die Abdichtwirkung des Bentonits gezogen werden kann. Wei-
terhin ist der Wassergehalt des Bentonits relevant. Auch der Wassergehalt
des Wirtsgesteins ist insbesondere in Ton von Bedeutung, da sich seine
Eigenschaften aufgrund von Austrocknung stärker verschlechtern als die
des Tonsteins.
Im kristallinen Hartgestein sind insbesondere der Quelldruck der Bar-
rieren, Verschlussbauwerk und Versatz, sowie die Feuchtigkeit des Ver-
satzes relevant. Die genaue Lage der Klüfte in den vorgesehenen Einlage-
rungsstrecken und ihre Wasserführung sind vor der Einlagerung zu mes-
sen und anhand dessen ist zu entscheiden, ob die Strecken für eine Einla-
gerung in Betracht gezogen werden.
Des Weiteren ist in jedem Wirtsgestein ein Monitoring der mikroseis-
mischen Ereignisse sinnvoll, da es direkt Aufschluss gibt, an welchen Or-
ten im Gebirge Bewegungen stattﬁnden. Aufgrund der Einﬂüsse auf die
Arbeitssicherheit sind während der Offenhaltungsphase in jedem Fall die
aktuellen Wetter zu messen.
Entscheidungskriterien. Die Kriterien für die Entscheidung Rückholung
oder Überführung in ein Endlager fußen auf der Funktionalität des Tie-
fenlagers. Sie umfasst die Gewährleistung der Langzeitsicherheit durch
geringe Permeabilität der geologischen und geotechnischen Barriere so-
wie die Funktionalität der offengehaltenen Infrastrukturräume.
Die Integrität des Wirtsgesteins gilt es während des gesamten Offen-
haltungszeitraums zu erhalten. Die durch die Auffahrung geschädigten
Bereiche dürfen sich demnach nicht derart vergrößern, dass eine Über-
führung in ein Endlager zweifelhaft erscheint.
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Außerdem ist die Entwicklung der Integrität der geotechnischen Bar-
riere zu beobachten. Dabei ist einerseits zu überprüfen, ob sich die Wir-
kung des Abdichtungsbauwerks auf die Spannungsverteilung im Tiefenla-
ger wie geplant positiv entwickelt. Andererseits muss beobachtet werden,
ob das Widerlager ausreichend dimensioniert ist, um den Quelldruck der
auf Bentonit basierenden Verfüllungen in das Gebirge abzutragen.
Im Bereich der Einlagerungsstrecken ist die Integrität des Versatzes
und des Gebirges zu überprüfen. Beim Salzgrusversatz beinhaltet das die
Kompaktierung des Salzgruses und die Entwicklung der Auﬂockerungszo-
ne im angrenzenden Steinsalz. Bei bentonitbasierten Verfüllungen sind
der Quelldruck des Versatzes und der Wassergehalt zu überprüfen.
Zusätzlich zu den genannten Kriterien zur Langzeitsicherheit können
im Tiefenlagerprojekt weitere Kriterien zum Offenhaltungsbetrieb sinn-
voll sein. So sind in den offengehaltenen Grubenbereichen Messungen,
welche über die minimal erforderlichen hinausgehen, möglich und sinn-
voll, da an dieser Stelle das Gebirge vollständig zugänglich und durch die
Messungen keine weitergehende Schädigung des Gebirges zu erwarten
ist.
3.6.6 Technisches Monitoring und Long-term Governance –
Erfahrungsbericht Workshop September 2016
Die geplante Rückholbarkeit hoch radioaktiver Abfälle aus einem Tiefen-
lager stellt Wissenschaft und Gesellschaft vor erhebliche Herausforderun-
gen. Bei Rückholbarkeit ist in jedem Fall davon auszugehen, dass voraus-
schauende Planungen und Maßnahmen-Entwicklung für ein kontinuier-
liches technisches Monitoring vorzunehmen sind. Dazu gehören je nach
Endlagerkonzept Formen des Monitorings von geologischen und geotech-
nischen Barrieren und das unmittelbare Monitoring einzelner Behälter.
Zusätzlich zu diesem technischen Monitoring, das für Jahrzehnte, mögli-
cherweise aber auch über eine kleine Zahl von Jahrhunderten10 zuverläs-
sige Messdaten liefern soll, bedarf es gesellschaftlicher Institutionen, die
diese Daten zusammen mit Experten interpretieren und Entscheidungen
vorbereiten. Diese in gewisser Weise kontinuierliche Dateninterpretation
dient dazu, Wissensgrundlagen zu schaffen, damit die Betreiber oder die
Aufsicht des Tiefenlagers auf einer geregelten Grundlage Entscheidun-
gen treffen können („Long-term Governance“). Dieses „Entscheidungen-
10Präzise Angaben, über die auf diese Zeiträume geschlossen werden kann, liegen zur Zeit
nicht vor. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass Maßnahmen im aktuellen
Konzept ausgeschlossen werden, die die Zugänglichkeit und damit die prinzipielle Mög-
lichkeit der Rückholbarkeit nach Ende der Verschlussphase erschweren.
157
3 Interdisziplinäre Analysen
treffen-Können“, meint – zumindest aus Sicht der Technikfolgenabschät-
zung und Governanceforschung innerhalb von ENTRIA – Verschiedenes:
Erstens kann die Entscheidung sein, dass die Monitoring-Daten einen
günstigen Verlauf der Einlagerung und der Isolationsleistung signalisie-
ren und dass keine Entscheidungen getroffen werden müssen, die eine
Eröffnung einer vertieften Reﬂexion nötig machen. Stellen sich bei der
Datenerhebung allerdings Beobachtungen ein, die auf nicht erwartete Er-
eignisse hinweisen, gilt es, die Frage nach der Integrität der Barrieren zu
beantworten. Bedrohen diese nicht erwarteten Ereignisse die Integrität
der Barrieren nicht, ist – so der zweite Fall – keine weitere Entscheidung
des Typs „Rückholen-Ja-oder-Nein?“ notwendig. Ergibt die Beobachtung
der Daten jedoch, dass die Integrität der Barrieren gefährdet ist, kann drit-
tens die zu fällende Entscheidung sein, dass Abfälle zurückgeholt werden
müssen. Ein Teil der Einlagerungsvorgänge oder u. U. auch der gesamte
Einlagerungsprozess wird dann angehalten. Weitere Analysen folgen und
je nach Analyseergebnis sind Rückholungsvorgänge einzuleiten. Bereits
diese drei Möglichkeiten verweisen auf komplexere Entscheidungs- und
Beratungsprozesse, die ebenso wie Rückhol-Entscheidungen nach Ende
der Betriebsphase (z. B. in einer längeren Beobachtungsphase nach Ver-
schluss der Strecken) sehr voraussetzungsvoll sein werden. Die Fachdis-
kussion dazu erst steht am Anfang und die verschiedenen möglichen Ab-
läufe waren zum Zeitpunkt des Workshops nur sehr schwach ausgearbei-
tet.
Auf dem interdisziplinären ENTRIA-Workshop im Oktober 2016 wid-
meten sich zwanzig Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus tech-
nischen und nicht-technischen Fachgebieten dieser Problemstellung.
Weitgehende Einigkeit bestand darüber, dass die Ausgestaltung der Long-
term Governance in einem „lernenden Prozess“ erfolgen muss, da ange-
sichts zahlreicher Ungewissheiten (wie u. a. die der gesellschaftlich-po-
litischen Entwicklung in den nächsten Jahrhunderten) Vorfestlegungen
nur begrenzt möglich sind. Erfahrungen mit der Langzeit-Problematik
aus den USA sowie mit Monitoring-Überlegungen anderer europäischer
Länder bereicherten die Diskussion. Die Keynotes hielten D. Metlay (Se-
nior Professional Staff of the US Nuclear Waste Technical Review Board)
und A. Bergmans (Universität Antwerpen) (siehe dazu die Diskussion ab
Seite 359).
Gute interdisziplinäre Forschung benötigt dabei ingenieur- und natur-
wissenschaftliche Forschung. Entsprechend baute auch der internationa-
le ENTRIA-Workshop „Technical Monitoring and Long-term Governan-
ce“ (Karlsruhe, Oktober 2016) auf mehreren sicherheitstechnisch ausge-
158
3.6 Technische und gesellschaftliche Aspekte des Monitorings
richteten Vorträgen zum Thema Monitoring auf11. Jobmann und Lieben-
stund 12 stellten den internationalen Forschungstand dar und berücksich-
tigten in ihren Ausführungen in besonderer Weise die Arbeiten in den EU-
Projekten MoDeRn und Modern2020. Anschließend präsentierten meh-
rere ENTRIA-Mitarbeiter ihre komplementären Arbeiten. Über „Require-
ments for Monitoring at the Option of Retrievability” sprach Mintzlaff13,
während Hassel und Köhler14 die „Bedeutung der Rückholbarkeit als Op-
tion im Zusammenhang mit dem Wunsch und der Notwendigkeit eines
Langzeit-Monitorings“ untersuchten.
Mintzlaff stellte auf Basis der durchgeführten Arbeiten die zeitlichen
Abschnitte innerhalb des Lebenszyklus eines Tiefenlagers dar, in dem
Monitoring nach heutigem Stand der Forschung gut machbar erscheint.
Diese Abschnitte erstrecken sich vom Beginn der Errichtungsphase eines
Entsorgungsbergwerks über die gesamte Betriebsphase bis in die Nach-
betriebsphase hinein. Allerdings seien die Möglichkeiten für die Überwa-
chung sowohl zeitlich wie auch räumlich begrenzt. Die benötigten Mess-
geber für das in-situ-Monitoring haben nach Stand von Wissenschaft
und Technik eine begrenzte Lebensdauer. Ferner sollte die angebrachte
Messtechnik die Integrität und die passive Sicherheit der Barrieren nicht
beeinträchtigen.
Hassel und Köhler stellten die Bedeutung der Rückholbarkeit und die
unterschiedlichen technischen und operativen Folgen dar, die die beab-
sichtige Durchführung eines problemorientierten Monitorings nach sich
zieht. Ausgehend von Monitoringfunktionen in technischen Großanla-
gen, z. B. einem Staudamm, oder kleineren technischen Produkten, z. B.
ein Personenwagen, der mit entwickelten elektronischen Beobachtungs-
systemen ausgestattet wurde, umreißen sie Notwendigkeiten, die auch
bei der Entsorgung von HAW gelten. Einschlägige Herausforderungen wä-
ren in einem Tiefenlager mit seinen eingeschränkten räumlichen Mög-
lichkeiten (1) die Umweltbedingungen, (2) die Zugänglichkeit und (3) die
Interventionsmöglichkeit. Als Paket wären die Maßnahmen so zu gestal-
11Siehe dazu das Programm und die Dokumentation der Vorträge unter https://www.
itas.kit.edu/veranstaltungen_2016_entria_temo.php. – Die Foliensätze zu
den hier aufgeführten Vorträgen sind auf der vorausgehend genannten Website einzuse-
hen.
12Jobmann, M., Liebenstund, A.-L. (2016): Modern/Modern2020 – Monitoring im europäi-
schen Kontext. Presentation at the International ENTRIA-Workshop, 18. + 19.10.2016
13Mintzlaff, V. , Leon Vargas, P. , Stahlmann, J. (2016): Monitoring requirements for de-
ep geological repositories with retrievability, Presentation at the International ENTRIA-
Workshop, 18. + 19.10.2016
14Hassel, Th., Köhler, A. (2016): Die Bedeutung der Rückholbarkeit als Option im Zusam-
menhang mit dem Wunsch und der Notwendigkeit eines Langzeit-Monitorings. Presen-
tation at the International ENTRIA-Workshop, 18. + 19.10.2016
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ten, dass die Barrieren nicht gefährdet und möglichst wartungsfreie Sen-
soren eingesetzt werden können sowie der Datentransfer über nicht zu
geringe Entfernungen und die Energieversorgung des Sensors sicherge-
stellt werden kann. Jede dieser letztgenannten Randbedingungen stelle
für sich eine Herausforderung dar.
Der Vortrag von Geckeis und Metz15 thematisierte das Spannungsfeld
zwischen „Robustheitserwartungen“ auf der einen Seite und dem Zusam-
menhang von „Flexibilität“ und Möglichkeiten des Monitorings auf der
anderen Seite. Um das zentrale Argument zu erläutern, wieso in wartungs-
freie Endlagerkonzepte Vertrauen entwickelt werden könnte, führen sie
die Unterscheidungen zwischen „engineered robustness“ and „intrinsic
robustness“ ein. Mit Flüeler (2006) stellen sie diese beiden Robustheiten
in einem weiteren Zusammenhang. In konzentrischen Kreisen um diese
beiden erstgenannten Robustness-Formen zeigen sie, dass eine „perfor-
mance robustness“ beide Robustheiten umschließt und die wiederum zu-
erst von einer „Robustheit des technischen Systems“ und diese wiederum
von einer „sozialen Robustheit“ eingeschlossen wird, die von robusten
Entscheidungslagen abhängt. Die Autoren vertreten zwei beachtenswer-
te Thesen, wenn sie sagen, dass das Einschreiben von mehr Flexibilität
in das Endlager-Konzept, das bei Rückholbarkeit notwendig ist, über lan-
ge Zeit nicht per se mehr Sicherheit bedeutet. Unsicherheiten würden –
so die zweite These – ansteigen, je länger der Zustand passiver Sicher-
heit nicht erreicht wird. Durch die Nutzung der Möglichkeit einer Rückho-
lung öffne sich also ein Spannungsfeld zwischen Eingriffs- und Korrektur-
möglichkeiten bei der Entsorgung auf der einen Seite und den Zielen von
Nachhaltigkeit und Robustheit auf der anderen Seite. Vorausgesetzt wird
dabei natürlich, dass die passive Sicherheit nicht nur prognostiziert und
wissenschaftlich vorhergesagt wird, sondern tatsächlich auch eintritt.
Soziale Robustheit ist ein Begriff, der von Flüeler in die interdiszipli-
näre nukleare Entsorgungsforschung eingeführt wurde. Allerdings wurde
er noch nicht breit aufgegriffen und speziﬁziert. Das soziale Festhalten
an einem Gesamtkonzept ist nicht in jedem Fall in Eins zu setzen mit
dem tatsächlichen Erreichen eines Sicherheitsniveaus, welches in der Ge-
genwart und den unmittelbaren folgenden Generationen als ausreichend
eingeschätzt wird. In diesem Zusammenhang sind die interdisziplinären
Beiträge aus anderen ENTRIA-Teams aufschlussreich, die auf dem Work-
shop gehalten wurden. Die folgenden Ausführungen unterstreichen den
explorativen Charakter, der mehrere interdisziplinäre Kooperationen in
15Geckeis, H., Metz, V. (2016): Robustness vs. Flexibility and Monitorability in Nuclear Was-
te Disposal. Presentation at the International ENTRIA-Workshop, 18. + 19.10.2016
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ENTRIA auszeichnet. So zeigte Eckhardt16 in ihrem Vortrag zu Monitoring
für ein geologisches Tiefenlager im Schweizer Konzept, wie bei der Stand-
ortauswahl in der Schweiz nach dem Scheitern des ersten Anlaufs mit
Wellenberg (vgl. Kuppler u. Hocke (2015a)) das Entsorgungskonzept auf
konzeptioneller Ebene einen Kompromiss zwischen verschiedenen Kon-
trahenten im nationalen Entsorgungskonﬂikt herstellt. Breit angelegte
begleitende Forschung sowie die Planung eines strategisch eingesetzten
Monitorings schuf dabei die Möglichkeit, auch auf sicherheitstechnischer
Seite einen als gangbar eingeschätzten Weg zu ebnen. Vor dem Hinter-
grund der in nur wenigen Fällen erfolgreich umgesetzten Realisierungen
von Tiefenlagerprojekten mit hoch radioaktiven Abfällen stellt sich die
Frage, ob die angestrebte Annäherung an das Erreichen passiver Sicher-
heit sozial nicht genau den Ansatzpunkt für das Fortschreiben alter Kon-
ﬂikte zwischen Nuklearkritikern und Unterstützern einer Entsorgungslö-
sung im tiefen Untergrund liefert.
Die Unsicherheiten und die verschiedenen Formen des Nicht-Wissens
unterstreicht Böschen17 in seinem Vortrag, in dem Nicht-Wissen und
Unsicherheit in anspruchsvollen soziotechnischen Prozessen der Tech-
nikgestaltung betrachtet werden. Böschen geht von „Wissensregimen“
aus, die in modernen Gesellschaften Wissen jeweils nur temporär sta-
bilisieren können. Politische Festsetzungen und Regulierungen würden
ebenso eingreifen wie diskursiv konstruierte und institutionell stabile
Räume, die Problemlösungen als wissenschaftsbasiert absichern: Durch
das Durchsetzen von Problemdeutungen wird Wissen temporär stabili-
siert und Nichtwissen i. d. R. als Noch-Nicht-Wissen verstanden. Dem
stehen aber Prozesse ziviler Epistemologien18 gegenüber, die aktuelle
Wissensbestände überprüfen; dies geschieht mit wissenschaftlichen Ar-
gumenten ebenso wie mit außerwissenschaftlichen, die von jeweils spezi-
ﬁschen Wissensstrukturen und Relevanzsystemen unterstützt werden19.
Folgt man dieser Auslegungsrichtung der Problemlage bei der nuklearen
Entsorgung, so zeigt sich, dass sich spätmoderne Gesellschaften, die im-
mer auch Wissensgesellschaften sind (siehe Kap. 5.2), auf selbstlernende
und reﬂexive Prozesse der Verfahrensgestaltung einstellen müssen. Für
16Eckhardt, A. (2016): Monitoring in the Swiss Concept of Deep Geological Repositories.
Presentation at the International ENTRIA-Workshop, 18. + 19.10.2016
17Böschen, S. (2016): Uncertainty and Non-Knowledge in the Context of Ambitious So-
ciotechnological Solutions. Presentation at the International ENTRIA-Workshop, 18. +
19.10.2016
18Epistemologien sind die jeweiligen fachspeziﬁschen wissenschaftstheoretischen Konzep-
te, die in jeder Disziplin bei fachlichen Erörterungen als Prämissen mit eingehen.
19Böschen folgt damit Jasanoff, die unter „civic epistemology” institutionalisierte Praxisfor-
men versteht, bei denen “members of a given society test and deploy knowledge claims
used as a basis for making collectice choices” (Jasanoff, 2007, S. 255).
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diese bedarf es robuster Institutionen, die jenseits unmittelbarer operati-
ver Verantwortung bei der nuklearen Entsorgung längere Zeiträume und
Verschiebungen in den Wissensordnungen im Blick haben müssen. Da ihr
Bezugspunkt dabei immer soziotechnische Prozesse sind, also Prozesse,
bei denen technisch-wissenschaftliche und soziale Gestaltung ineinan-
dergreifen, sind diese Verschiebungen sowohl von der technischen wie
auch von der sozialen Seite her zu erwarten.
Bei Zeiträumen von mehreren bis zu mehr als einem Dutzend Jahrzehn-
ten, die planerisch zu berücksichtigen sind, müssen nach Hocke u. Kupp-
ler20 (2016) spezielle Institutionen mit Zielsetzungen der Long-term Go-
vernance wie auch spezieller Formen des amerikanischen Stewardship-
Modells berücksichtigt werden (siehe dazu auch Kap. 5.2.3).
Im Ergebnis21 zeigte der Workshop, dass für das Monitoring im Rahmen
der Entsorgung von hoch radioaktiven Abfällen die soziotechnische Her-
ausforderung erheblich ist. Dafür sind folgende fünf Aspekte anzuführen:
1. Wann der ausreichende Status eines Endlagersystems zum Über-
gang in die Phase passiver Sicherheit erreicht ist, kann heute noch
nicht eindeutig festgelegt werden. Die beteiligten Generationen
werden sich u. U. an heutigen Entscheidungen orientieren.
2. Allerdings ist mindestens ungewiss, ob sie die gleichen oder ande-
re Sicherheitserwartungen besitzen werden wie unsere gegenwär-
tige Generation, die einen gangbaren Auswahlprozess kriterienge-
stützt festlegen und dabei auch ein plausibles Konzept für die nächs-
ten drei oder vier Jahrzehnte bei hoch radioaktiven Abfällen vor-
legen will. Die Kritik an den Pfadabhängigkeiten früherer Entsor-
gungskonzepte wird durch die proklamierte Notwendigkeit eines ro-
busten und zielorientierten Vorgehens nicht ausgehebelt. Vielmehr
kann die Notwendigkeit der periodischen Alternativenprüfung in ei-
nem stufenweisen Auswahlverfahren aufrechterhalten werden. Al-
lerdings stellt diese periodische Alternativenprüfung nur eine Ma-
xime dar, die nicht garantiert werden kann.
3. Ihre Robustheit kann dieses Vorgehen also nicht heute, sondern nur
in der jeweiligen Phase gegenüber der jeweiligen Fachöffentlichkeit
und der interessierten Öffentlichkeit darlegen. Inwiefern das jewei-
lige Wissensregime der Entsorgungsexperten dann überzeugt, wird
20Kuppler, S., Hocke, P. (2016): Governance als Analysekonzept für die aktuelle Endlagerpo-
litik? Ein Problemaufriss. Ringvorlesung „Kernenergie und Brennstoffkreislauf“. Institut
für Radioökologie und Strahlenschutz. Hannover, 02.02.2016.
21Zu den Herausforderungen siehe auch Kuppler u. Hocke (2018).
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nicht heute vorentschieden. Wahrscheinlich wird sie nur durch ei-
ne Reihe soziotechnisch erweiterter Fachdiskussionen zu erhellen
sein, die ins nächste Jahrhundert hineinreichen wird.
4. Flexibilität im Tiefenlagerprojekt ist ebenso notwendig. Bereits zum
Zeitpunkt des Workshops, aber erst recht zurzeit (Anfang 2018) war
und ist absehbar, dass der Öffentlichkeitsbeteiligung wesentlich
mehr Raum eingeräumt wird, als dies bisher bei der Entsorgungs-
politik in Deutschland die Praxis war. Die Community der Endlager-
spezialisten wird also nicht nur fachlich überzeugende Antworten
liefern müssen, wie auf natürliche Prozesse im tiefen Untergrund
zu reagieren ist. Vielmehr gehört auch dazu, Flexibilität im sozia-
len Raum zu beweisen, der den Standortauswahlprozess mit allen
späteren Phasen umschließen wird.
5. Hohe Prozessqualität wird für beide Aspekte, also den technischen
und den sozialen in der Forschung und Entwicklung, aber auch in
Reaktion auf gesellschaftliche Erwartungen Sachzwänge erzeugen.
Welche Sachzwänge dann die Tiefe der Monitoring-Eingriffe in das
Endlagersystem bestimmen werden, kann heute nur vermutet wer-
den. Sie gehören aber in den Bereich des sozialen Nicht-Wissens.
Long-term Governance bietet konzeptionell Gelegenheit, den Be-
griff des robusten Wissens periodisch zu überprüfen und zu ergän-
zen. Dafür wird es Institutionen brauchen, die wie ein Steward im er-
weiterten DOE-Modell22 sowohl das konkrete Anlagenmanagement
im Blick haben als auch die Handlungsfähigkeit der zuständigen
Institutionen. Diese Institutionen haben auch bei unerwarteten
geologischen und technischen Entwicklungen handlungsfähig zu
bleiben. Aufmerksamkeitsverluste durch Politik, Zivilgesellschaft
und Wirtschaft, aber auch durch Regierungsinstitutionen sind bis
zu einem gewissen Grad zu erwarten. Dies hat seinen Grund in den
Grundstrukturen von Abfallpolitik, in denen Abfälle als nutzlos ab-
gewertet werden. Long-term Governance ist also mehr als formell
korrekte Genehmigungsverfahren und administrativ zielführendes
Handeln. Es bedarf angesichts des Isolationszeitraums so eines
zielorientierten Anlagenmanagements, technischer Kontrolle und
problemorientierten (und immer wieder fortzuschreibenden) Mo-
nitorings sowie einer speziellen Urteilskraft für gesellschaftliche
Entwicklungen und Erwartungen.
22Zum DOE-Modell und seiner Erweiterung siehe (Kuppler u. Hocke, 2015b, S. 6–10).
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3.6.7 Ausblick und offene Fragen
Im Zuge der Arbeiten zum geotechnischen Monitoring wurden in diesem
Vorhaben deterministische Parameter zur Beschreibung des Gebirgsver-
haltens verwendet, die dann mit deterministisch basierten Kriterien, d. h.
konkreten Werten verglichen wurde. Das natürliche Verhalten von Ge-
birge ist jedoch stochastisch. Die beschreibenden Parameter weisen ei-
ne natürliche Bandbreite auf. Zukünftig ist daher zu untersuchen, in wel-
cher Bandbreite sich die Messwerte bewegen dürfen, ohne dass unplanmä-
ßige Entwicklungen in Betracht gezogen werden müssen. Weiterhin en-
det das entwickelte Monitoringkonzept mit dem Zeitpunkt der Entschei-
dung Rückholung / Endlagerung. Die Gewährleistung der Standsicherheit
der aufzuwältigen Hohlräume während des Rückholungsprozesses sowie
die Spannungsumlagerungen infolge auch neu aufzufahrender Hohlräu-
me ist allerdings von besonderer Bedeutung, da im Fall eines Verbruchs
der Grube von einer unkontrollierbaren Radionuklidausbreitung ausge-
gangen werden muss. Der Rückholungsprozess wäre hierdurch stark ge-
fährdet. Um die Entwicklung der Zustandsänderungen zu beobachten und
ggf. rechtzeitige Sicherungsmaßnahmen einleiten zu können, ist ein ent-
sprechendes weiterführendes Monitoringkonzept zu entwickeln.
• Welche Konsequenzen ergeben sich für die Gesellschaft aus der Not-
wendigkeit eines langfristigen Monitorings und der permanenten
Entscheidungserfordernis?
• Wer betreibt das Monitoring, wertet die Messwerte aus und inter-
pretiert die Ergebnisse?
• Wie geht man mit den Systemungewissheiten im geologischen Mo-
dell, im Monitoringprozess, in den numerischen Untersuchungen
sowie den Ungewissheiten in der gesellschaftlichen Entwicklung
um?
• Wer entscheidet über die Rückholung und wichtet deren Auswirkun-
gen im Vergleich zu einem Verbleib der Reststoffe im Tiefenlager?
• Die soziotechnischen Herausforderungen werden erheblich sein.
Prinzipiell betreffen sie die zugesicherte Flexibilität in einem stu-
fenweisen Verfahren ebenso wie die notwendige Folgenreﬂexion
angesichts plausibler Erwartungen an die technische Robustheit.
• Wie kann der Akzeptanzgewinn in der Gesellschaft durch Monito-
ring gegen potentiell hierdurch induzierte zusätzliche Risiken ge-
wichtet werden? (Besonders relevant für die technische Barriere, da
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hier oft eine direkte Wechselwirkung des Monitoringsystems mit
den Barrieren erfolgen kann)
• Wer entscheidet, in wie weit Aspekte des Monitorings im Kriterien-
katalog zur Standortauswahl berücksichtigt werden (müssen)?
Beispiel A:Platzbedarf der Monitoringsohle (Ausschluss für ﬂach ge-
lagertes Salz?)
Beispiel B: Beim Monitoring der technischen Barriere zur Unterstüt-
zung einer Rückholentscheidung können einige wichtige Parameter
nicht ohne eine Schädigung des Barrierensystems an den beladenen
Behältern ermittelt werden, sodass diese Messungen nur an Dummy
Behältern durchgeführt werden können. Eine Übertragbarkeit der so
ermittelten Daten ist allerdings nur in einem weitestgehend homo-
genen Tiefenlager gegeben. Stehen keine „Vergleichsbereiche“ au-
ßerhalb der Einlagerungsstrecken zur Verfügung, so könnte dies ein
Ausschlusskriterium darstellen.
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3.7 Governance als Modus politischer Steuerung
und Möglichkeit der Konﬂiktregulierung
Governance, als disziplin-übergreifendes Konzept, ermöglichte eine en-
ge interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Sozial- und Politik- sowie
Rechtswissenschaften. In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der inter-
disziplinären Governance-Forschung in ENTRIA – des ITAS des KIT, des
FFU der FU Berlin und des IRW der TU Braunschweig – zusammenfassend
dargestellt. Teilweise werden die nachfolgenden Ausführungen in den je-
weiligen disziplinären Kapiteln vertieft. Zum Gang der Darstellung:
• Kapitel 3.7.1 erläutert den Grundgedanken des Theorems „Gover-
nance“ in der einschlägigen Forschung und arbeitet die Elemente
heraus, die die Analyse der Endlagerpolitik und die Suche nach ei-
nem Standort für die Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle in den
Kontext modernen Regierens mit speziellen Formen der Steuerung
und Öffentlichkeitsbeteiligung stellt. Da plurale Erklärungsansät-
ze das Forschungsfeld zu Governance, das als Gegenkonzept zu
Government verstanden wird, prägen, ist eine interdisziplinäre Be-
trachtung sinnvoll und notwendig.
• Kapitel 3.7.2 stellt die Grundzüge eines Mehrebenen-Systems dar,
in das auch die nukleare Entsorgungspolitik in Deutschland einzu-
ordnen ist. Hierbei werden die aktuellen Entwicklungen in der deut-
schen Entsorgungspolitik fallbezogen aufgezeigt, die insbesondere
durch das Standortauswahlgesetz (StandAG, 2013) und seine Fort-
schreibungen (2017) sowie die Endlagerkommission mit ihrer dialo-
gisch ausgerichteten Kommissionsarbeit in einen breiteren Kontext
eingeordnet werden können.
• Kapitel 3.7.3 greift auf empirische Erhebungen zurück und thema-
tisiert Erwartungen, die aus der Kommunalpolitik und den Bür-
gerinitiativen an die Entsorgungspolitik gestellt werden. Sie stel-
len eine Referenzgröße her, da beide Akteursgruppen in der alten
Entsorgungspolitik vor 2011 nicht angemessen berücksichtigt wur-
den. Dieses Nicht-Anerkennen führte u. a. zu den erfolgreichen
Protestmobilisierungen der Anti-Atomkraft-Bewegung und unter-
schiedlichen Arten von Unzufriedenheit in Standortkommunen,
in denen sich Nuklearanlagen befanden oder angedacht waren
(vgl. Brunnengräber u. Hocke (2014); Rucht (2008); Roose (2010);
Radkau u. Hahn (2013)).
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• Kapitel 3.7.4 führt die Gesetzgebung im engen Sinn und weitere For-
men staatlicher Regulierungen aus,
• bevor in Kapitel 3.7.5 ein Blick auf zukünftige Herausforderungen
einer transparenten und wissenschaftsbasierten Governance gewor-
fen wird, die insbesondere bei einem Tiefenlager mit Vorkehrungen
zur Rückholbarkeit, aber auch bei einem wartungsfreien Tiefenlager
mit einer über einige Jahre andauernde Betriebsphase zu erwarten
sind.
In die Arbeiten in Kapitel 3.7 gehen Forschungen aus der Politischen So-
ziologie, der Umweltpolitologie, der sozialwissenschaftlichen Endlager-
forschung, der Technikfolgenabschätzung und der Rechtswissenschaften
ein. Um die Übersichtlichkeit zu erhöhen, wird nur an den Stellen auf Dif-
ferenzen innerhalb der Fachdisziplinen sowie den jeweiligen Forschungs-
stand eingegangen, an denen so das Verständnis der nuklearen Entsor-
gungspolitik und das Verständnis der zu Grunde liegenden soziotechni-
schen Prozesse erhöht wird. In diesem Zusammenhang ist zu berücksich-
tigen, dass vor dem Start von ENTRIA die sozialwissenschaftlich ausge-
richtete Endlagerforschung so gut wie nicht existierte (zum Forschungs-
stand und den wichtigen Ausnahmen siehe Hocke (2015b)). Dieses Deﬁ-
zit hat sich durch die zahlreichen Veröffentlichungen aus ENTRIA und
aus den parallel zu den Arbeiten der Endlagerkommission stattﬁndenden
Debatten etwas verringert.
3.7.1 Governance als modernes Regieren
Regieren hat sich verändert. Es bewegt sich weg vom klassischen, formel-
len Regierungshandeln (genannt „Government“), bei dem Partizipation
überwiegend nur in Form von Wahlen oder als Öffentlichkeitsbeteiligung
je nach Genehmigungsverfahren punktuell stattﬁndet, hin zu „Governan-
ce“. Governance wird in besonderer Weise dadurch bestimmt, dass nicht-
staatliche Akteure frühzeitig in die Entscheidungsﬁndung eingebunden
werden. Hintergrund dieses Politikstilwechsels ist, dass eine plurale, in
sich fragmentierte Gesellschaft große Herausforderungen an die „Inter-
essenaggregation“ stellt, und nicht mehr nur auf relativ stabile, vorde-
ﬁnierte und meist im parteipolitischen Spektrum repräsentierte Interes-
sengruppen zurückgegriffen werden kann.
Parteienkritik, Soziale Bewegungen und die Rede von „Staatsversa-
gen“23 greifen als politische Diskurse diese Verwerfungen auf. Diese
23Zu Sozialen Bewegungen Roth u. Rucht (2008) und Della Porta (2014), zum Konzept des
Staatsversagens Jänicke (1987) und Seite 185ff
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Diskurse führen dazu, dass Vorstellungen einer Demokratie, die sich
bei der Interessenaggregation durch parlamentarisches Handeln und
dahinter liegende Parlamentswahlen abstützt, insbesondere bei techni-
schen Großprojekten mit gesellschaftlichen Widersprüchen, Protesten
und Erwartungen der Zivilgesellschaft konfrontiert werden. Diese Wi-
dersprüche Proteste und Erwartungen verdichten sich immer wieder in
dem Wunsch, technische Großprojekte mitgestalten zu können, indem
wichtige Entscheidungen kooperativ vorbereitet und abgestimmt mit
der Zivilgesellschaft getroffen werden. Dies gilt nicht nur für die Entsor-
gung radioaktiver Abfälle, sondern auch bei anderen gesellschaftlichen
Aufgaben (wie der Reform des Sozialsystems oder beim Umbau des En-
ergiesystems). Da bislang kein einheitliches Verständnis und daher auch
keine allgemeingültige Deﬁnition vorliegen, bedarf die Verwendung des
Begriffs Governance in der Entsorgungsforschung einer gegenstands-
bezogenen Präzisierung. Der Begriff lässt sich etwa durch die Addition
speziﬁscher Attribute akzentuieren. In den folgenden Kapiteln werden
daher unterschiedliche Formen von Governance aufgegriffen und disku-
tiert, wie z. B. der Ansatz der „Good Governance“ (Seite 172f), der „New
Governance“24, , der „Global Governance“, „Local Governance“ oder der
„Multilevel Governance“ (Benz (2010) und siehe Kapitel 3.7.2 folgende)25.
Für verschiedene Fachpolitiken (wie der Verkehrspolitik oder der nuklea-
ren Entsorgung) entstehen dadurch speziﬁsche vielfältige Akteurskon-
stellationen und institutionelle Architekturen, welche zu treffende Ent-
scheidungen vorbereiten und die getroffenen Entscheidungen umsetzen.
Die gesellschaftliche Entscheidungsﬁndung ﬁndet gleichfalls auf vielen
verschiedenen Ebenen statt und kann je nach Situation für verschiedene
Akteure unterschiedlich offen oder geschlossen sein. Nicht alle kollek-
tiven Akteure (wie etablierte Industrieverbände, zivilgesellschaftliche
Assoziationen wie Bürgerinitiativen oder Landkreise) erhalten z. B. in der
Bundespolitik Zugang und Stimme bei der Entscheidungsﬁndung, ﬁnden
aber möglicherweise auf anderer Ebene im Mehrebenen-System Gehör
(siehe auch Kapitel 3.7.2). Diese Vielfalt kann in ihrer Widersprüchlich-
keit und scheinbaren Unvereinbarkeit teilweise den Eindruck erwecken,
einen Zustand der „Unregierbarkeit“ hervorzurufen. Vor diesem Hinter-
grund haben die formal verantwortlichen Schlüsselakteure inzwischen
gesehen, dass klassische Top-Down-Steuerungsansätze bei vielen The-
menlagen nicht zielführend sind. Entsprechend wird je nach Thema und
24Hocke, P. (2013), a. a. O.
25Ansätze wie „Global Governance“, „Local Governance“ oder „Multilevel Governance“
(Benz, 2010) fokussieren bspw. auf unterschiedliche territoriale Kontexte bzw. Organi-
sationsebenen kollektiver Regelungen (Walk, 2008, S. 34).
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Konﬂiktstruktur darüber nachgedacht, ob Entscheidungsvorbereitungen
und Entscheidungsﬁndung, also Interessenaggregation und die Entschei-
dung zwischen den sich abzeichnenden Handlungsalternativen in einem
offenen oder einem geschlossenen Entscheidungssystem stattﬁnden soll
(Hocke, 2015a, S. 188f). In solchen Themenfeldern entstehen oft schon
während erster Phasen der Entscheidungsvorbereitung auf der Ebene der
Interessenartikulation heftige Interaktionen und Interessenkonﬂikte, die
z. T. über die Massenmedien, fallweise aber auch über Proteste und deren
öffentliche Wirkungen ausgetragen werden (Neidhardt, 1994). In ande-
ren Anlagenkonﬂikten treten sie erst später im Verfahren auf, Stuttgart
21 ist dafür ein prominentes Beispiel (Spieker u. Bachl, 2013).
Allgemein lässt sich jedoch auf Basis der vorliegenden Studien sagen:
Diese Konﬂikte treten immer wieder auf, wenn Schlüsselentscheidungen
(wie Gesetzesvorhaben oder Wechsel der Zuständigkeiten) zu fällen sind.
Es bestehen also häuﬁg komplexe Interaktionen zwischen den Akteuren
und den teilweise sehr unterschiedlichen Erwartungshaltungen (Kuppler,
2016). Eine frühzeitige Einbindung von einer Vielzahl an Akteuren, meist
über informelle Foren, soll diese Deﬁzite des klassischen Governments
auﬂösen und Mitsprache bei Fragen der Gestaltung von Partizipation u. a.
durch Dialog ermöglichen und so zu dialogisch-orientiertem Regierungs-
handeln führen26 (Mbah, 2017). Folglich handelt es sich bei Governance
um ein Konzept, das eine Verlagerung des Regierens durch Regierungsor-
ganisationen hin zu einem Regieren in Netzwerken untersucht. Es wird
also nach Formen der Koordination, Kooperation und der Qualität von
Dialogen und Beratungen zwischen kollektiven Akteuren gefragt, die für
bestimmte Themen verantwortlich oder an der Entscheidungsvorberei-
tung interessiert sind. Entsprechend wird das Ob und Wie betrachtet, bei
dem nicht-staatliche kollektive Akteure in die politische Entscheidungs-
ﬁndung einbezogen werden (Kuppler, 2017, S. 64). Es wird untersucht,
ob sich fachliche Entscheidungssysteme gegenüber der interessierten Öf-
fentlichkeit, Stakeholdergruppen und der Zivilgesellschaft27 öffnen.
26Hocke, P. (2017): Governance, Staatlichkeit und Gegenwartsanalyse angesichts der aktu-
ellen Endlagerproblematik: ein Problemaufriss. Unter Mitarbeit von S. Kuppler. Ringvor-
lesung „Kernenergie und Brennstoffkreislauf“. Institut für Radioökologie und Strahlen-
schutz. Hannover, 17.01.2017.
27Unter „Zivilgesellschaft“ wird hier ein gesellschaftlicher Sektor verstanden, der sich klar
von (etablierter) Politik, Wirtschaft und Wissenschaft unterscheidet und durch ein ge-
wisses Maß an loser Netzwerkbildung auszeichnet, die neben der allgemeinen und der
interessierten Öffentlichkeit steht. D. h. es kann im soziologischen Sinn nicht von einer
gewissen Intensität verbindlicher Organisiertheit ausgegangen werden, sondern es geht
primär um lose Netzwerke bürgerschaftlichen Engagements. Politik, Verbände (wie z. B.
der ADAC) und advokatorische Interessengruppen (wie der Bund für Umwelt- und Na-
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Der Wandel der Entsorgungspolitik hat seinen Hintergrund unter an-
derem in der veränderten Rolle der Kernenergie. Dieser Wandel ist Teil
einer gesellschaftlichen Reaktion auf Risiken der klassischen Moderne,
ein Prozess der reﬂexiven Modernisierung (Beck u. a., 1996). Die Neben-
folgen des Einsatzes der Kernenergie werden zum Hauptgegenstand des
gesellschaftlichen Konﬂikts28, der von der Zivilgesellschaft und selbstbe-
wussten Regionen auf zwei Ebenen befeuert wird: erstens der Konﬂikt um
die Regulierung der nuklearen Entsorgung und zweitens der Konﬂikt um
die bestehenden institutionellen Arrangements. In modernen, offenen
Gesellschaften sind Diskurse und Auseinandersetzungen dieser Art nicht
kontrollierbar29. Normativität und Pluralität der Positionen sind in mo-
derne offene Gesellschaften eingeschrieben. Häuﬁg ﬁnden „Perspektiv-
wechsel“ statt, seltener, aber immer wieder auch „Paradigmenwechsel“.
Hartmut Rosa steht für einen sozialwissenschaftlichen Perspektivwech-
sel, und zwar in Abkehr von systemtheoretischen Ansätzen hin zu einem
akteurstheoretischen Zugang, indem er vom Individuum her denkt und
eine differenzierte Analyse der aktuellen Moderne vorlegt. Es gehört zum
Grundversprechen der Moderne, dass Individuen handlungsmächtige (po-
litische) Subjekte sind, d. h. sie können sich selbstständig in gesellschaftli-
che Prozesse einbringen und dort mit guten Argumenten und angemesse-
nen Handlungen wirksam werden (Rosa, 2016, S. 378). Zunehmend stellt
sich jedoch ein Zustand der Ohnmacht ein, nicht nur in den ökonomi-
schen, sondern auch in den politischen Verhältnissen. Individuen sind im-
mer häuﬁger der Ansicht, dass ihre Handlungsmacht eingeschränkt wird
und ihre Anliegen und Sorgen im politischen Prozess nicht vertreten sind.
Es fehlen Räume, so Rosa, in denen „Resonanz“ für interessierte Öffent-
lichkeiten hergestellt werden. Resonanz bedeutet Zuwendung gegenüber
schwach etablierten Interessen und Erweiterung von Entscheidungsrou-
tinen – Entscheidungsroutinen, die meist mit terminlichen Sachzwän-
gen und beschleunigten Abstimmungsprozessen begründet werden. Vor
diesem Hintergrund werden demokratische Innovationen für die Entsor-
gungspolitik benötigt30.
turschutz Deutschland) zeichnen sich dagegen durch feste Mitgliedschaften und damit
durch Organisiertheit aus, die in der Zivilgesellschaft so nicht anzutreffen sind.
28Der Begriff „Konﬂikt“ ist hier innenpolitisch ausgerichtet und lehnt sich an die Strömun-
gen der Konﬂiktforschung an, die Dissens und Auseinandersetzungen ebenso wie ma-
nifeste Konﬂikte als festen Bestandteil von Gesellschaft ansehen. Die innenpolitische
Ausrichtung hat ihren Grund in der weitgehend national ausgerichteten Fachpolitik zur
Entsorgung zivil erzeugter nuklearer Abfälle und Reststoffe.
29Hocke, P. (2017), a. a .O.
30Hocke, P. (2017): a.a.O.
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Durch die Untersuchung von Prozessen der Kooperation und Koordina-
tion mithilfe von Gegenwartsdiagnosen entsteht Orientierungswissen für
die Gestaltung politischer Entscheidungsprozesse (Grunwald, 2016). Die
Entscheidungslinien der nuklearen Entsorgung sind als Ganzes ein empi-
rischer Fall, für den eine anspruchsvolle Analyse von Governance-Prozes-
sen sinnvoll ist, da in verschiedenen Ländern Erfahrungen mit Versuchen
von sozialen Innovationen gemacht, diese aber bisher nur in Grenzen wis-
senschaftlich reﬂektiert wurden. Insgesamt lässt sich festhalten, dass ge-
haltvolle Partizipation bisher die Ausnahme ist. Ein Trend zu Governance
und modernem Regieren ist weder einheitlich noch eindeutig festzustel-
len (Grande, 2012, S. 575 u. 585). Dies gilt auch für die fortschrittlichen
Länder mit partizipativ ausgerichteter Entsorgungspolitik und Projekt-
fortschritten in der nuklearen Entsorgung (Schweden, Schweiz, Finnland)
(z. B. zu Schweiz Hocke u. Kuppler (2015), zu Schweden Elam u. Sund-
qvist (2011)). Gleichwohl lassen sich aus den Erfahrungen der einzelnen
Länder Schlüsse ziehen über Mindestbedingungen, die kooperative Ent-
scheidungsﬁndung in der nuklearen Entsorgungsﬁndung erfüllen müsste,
wenn diese ernsthaft umgesetzt werden sollte (siehe hierzu Seite 337ff).
Governance als Good Governance
Bei Berücksichtigung der frühen Governance-Literatur fällt auf, dass die
europäische Diskussion um „Good Governance“ wichtige Impulse liefer-
te, um eine neue Debatte um politische Steuerung und Koordination zu
führen (Benz (2004); EC (2001); Smith (2009), kritisch Offe (2008)). Impli-
zit wird dabei eine starke Kopplung von Regierungshandeln (modiﬁzier-
tes Government), Anlässen für Öffentlichkeitsbeteiligung und verstärkt
auftretenden Forderungen aus der Zivilgesellschaft nach gehaltvoller po-
litischer Partizipation jenseits etablierter Formen von Interessenvertre-
tung gefordert (Roth, 2011, insb. S. 83ff u. S. 141). Die Einbindung der
Bevölkerung durch partizipative Ansätze wurde auch in den Politik- und
Sozialwissenschaften zum Gegenstand einer der vitalsten Debatten der
letzten beiden Jahrzehnte (Grande, 2012). Dies spiegelt sich gleichfalls
in der europäischen Forschung und Fachpolitik wider. Es liegen jedoch
sehr unterschiedliche Verständnisse von Governance vor. Im abschließen-
den Bericht des „European Community Waste Management Project“ wird
Governance beispielsweise neben Menschenrechten, Inklusion und Ge-
rechtigkeit gestellt und damit als eine europaweit gültige Zielgröße dar-
gestellt (COWAM, 2007). So wird Governance zu einem normativen Kon-
zept umgedeutet und dabei auf internationale Akteure verwiesen, die wie
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die Weltbank ebenfalls mit dieser modiﬁzierten Steuerungsidee operieren
(Kuppler, 2017; Czada, 2010).
Nicht berücksichtigt wird dabei, dass konstruktiv-kritische Governan-
ce-Konzepte in Ansätzen, wie dem von der Weltbank verfolgten, bei ihrer
Operationalisierung häuﬁg auf Indikatoren reduziert werden, anhand de-
rer die Performanz von Staaten gemessen wird. Darin spiegelt sich ein
unterkomplexes Verständnis von Regieren, indem es auf ein reines „Ab-
haken“ der einzelnen Kriterien reduziert wird (Czada, 2010). Positiv ge-
wendet fokussiert dieses Verständnis von Governance auf „Formen des
Verhandelns & Argumentierens zwischen Staat und steuerungsrelevan-
ten Akteuren“ (Haus, 2010, S. 162f). Sie kann als „kooperativ ergebnisori-
entierte“ Perspektive bezeichnet werden (ebd.) und befasst sich mit funk-
tionalen Änderungen in der Zusammenarbeit von kollektiven und Einzel-
Akteuren. Dazu gehören sowohl formelle Komponenten staatlichen Han-
delns, die durch Gesetze und Richtlinien bestimmt sind, sowie informelle
Komponenten, wie Beratungsgremien, erweiterte Formen der Beteiligung
der interessierten Öffentlichkeit also auch transparente Beratungs- und
Aushandlungsprozesse mit Stakeholdern31.
Es wird erwartet, dass durch die Einbindung der Öffentlichkeit die Ro-
bustheit und damit über die Zeit auch die Efﬁzienz der Entscheidungspro-
zesse gesteigert wird (vgl. Lange u. Schimank (2004)).
Governance und nukleare Entsorgung
Governance von hoch radioaktivem Abfall befasst sich mit komplexen ge-
sellschaftlichen Interaktions- und Integrationsprozessen, während sich
Management von hoch radioaktivem Abfall ausschließlich mit den tech-
nischen Aspekten des Problems auseinandersetzt (Kuppler, 2017). Regie-
rungen verschiedener Länder versuchten, Entsorgungskonﬂikte durch die
Organisation dialogischer Ereignisse im Rahmen der Entscheidungsﬁn-
dung zu verhindern oder aufzulösen, scheiterten aber in vielen Fällen. Als
ein Lösungsansatz, der dabei seit Ende der 1990er Jahre verfolgt wurde,
ist hier „Governance“ zu erkennen, der mit Elementen von „Partizipati-
on“ und „Deliberation“ verknüpft wurde32. Governance von hoch radio-
31Regierungshandeln in demokratischen Gesellschaften war schon immer durch den Ein-
ﬂuss von Lobbygruppen wie Industrieverbänden, Gewerkschaften und anderen Gremien
bestimmt. Advokatorische Interessengruppen, die nicht unmittelbar die Interessen ih-
rer Mitglieder vertreten, sondern als Sprecher für ressourcenschwache Akteure und oft
auch öffentliche Güter (wie z. B. Gesundheit, Umwelt) eintreten, waren dagegen trotz
nachweisbarer Betroffenheit nicht in Prozesse des parlamentarisch-politischen Komple-
xes eingebunden (Habermas, 1992).
32Z. B. OECD/NEA „Forum on Stakeholder Conﬁdence“ und auch das EU-Projekt COWAM.
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aktivem Abfall hat technische und soziale Aspekte und ist daher „doubly-
complex“ (Dryzek, 1996). Da Entsorgungs-Governance generell und in ge-
wissen Grenzen auch der Gegenstand der jeweiligen Abfallart immer wie-
der Neubewertungsprozessen unterzogen wird, ist er gleichzeitig als „wi-
cked problem“ einzustufen (Rittel u. Webber (1973); Brunnengräber u. a.
(2012); siehe für eine genaue Deﬁnition Kapitel 3.7.2). Verschiedene Sicht-
weisen des Problems und Forderungen in Bezug auf Beteiligung stehen Ei-
genlogiken und Pfadabhängigkeiten von politischen Entscheidern gegen-
über, die nur geringe Handlungsspielräume sehen. Diese Verzwicktheit
des Entsorgungsproblems beruht auf technisch-naturwissenschaftlichen
und sozialen Ungewissheiten, Unsicherheiten und Komplexitäten.
Auf technischer Ebene liegen die Ungewissheiten beim technischen
Artefakt Bergwerk. In der Entwicklung der technischen Installation von
Bergwerken bestehen Ungewissheiten bezüglich der Isolationswirkung
der geologischen Barriere, die bei der Einlagerung nuklearer Abfälle be-
sonders hervorgehoben wird. Zudem bestehen Ungewissheiten in Bezug
auf die Entwicklung des geologischen Systems bei einer längerfristigen
Offenhaltung des Bergwerks, wie es für die Einlagerung nuklearer Ab-
fälle erforderlich ist. Diese Offenhaltung führt zu einer Schädigung des
geologischen Systems, deren Wirkungen und sicherheitstechnisch nach-
teilige Folgen nur mittels technischer Maßnahmen ausgeglichen werden
können. Eine Prognose der Entwicklung des geologischen Systems über
lange Zeiträume hinweg kann nur auf Basis von Modellen und Experimen-
ten postuliert werden (Mbah, 2016). Diese Ungewissheiten und Unsicher-
heiten bezüglich des Zusammenspiels geologischer, geotechnischer und
technischer Barrieren, die einerseits durch weitergehende Forschung re-
duziert werden sollen und andererseits nicht aufzulösen sein werden bzw.
neue hinzukommen können, verweisen somit auf verschiedene Formen
des Nicht-Wissens (siehe Wulf (2015))33.
Auf sozialer Ebene liegen die Unsicherheiten einerseits bei der Schwie-
rigkeit der plausiblen Darstellung der Übertragbarkeit von „Laborversu-
chen“34 auf die „reale“ Welt. Andererseits gibt es eine grundsätzliche
Ungewissheit wissenschaftlichen Wissens für extrem lange Zeiträume
und eine nicht abschließend geklärte Rolle wissenschaftlicher Expertise
in der Entscheidungsﬁndung. Die Komplexität des Problems erfordert so-
ziale Effekte der gewählten Behandlungsmethode zu untersuchen sowie
die „Auswahl“ der Art des Regierens zu überprüfen. Unsicherheiten und
Nicht-Wissen, die als Kontingenzen zu betrachten sind, können Hand-
33Siehe auch Kapitel 5.2.
34Die Hervorhebung der Laborversuche ist dem Umstand geschuldet, dass bisher weltweit
noch kein ziviles Endlager für hoch radioaktive Abfälle in Betrieb ist.
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lungsspielräume eröffnen, aber auch schließen, wenn es zum Konﬂikt
über einen angemessenen Umgang mit ihnen kommt. Doppelte Komple-
xität führt zu einer großen Anzahl an möglichen Situationsdeutungen,
d. h. zu klassischen Expertendilemmata35. Bisherige Analysen im Trans-
versalprojekt 2 (siehe auch Kapitel 5.2) zeigen auf, dass erstens ein kon-
zeptioneller Dissens zur Entsorgungsstrategie besteht (geologische Tie-
fenlagerung mit oder ohne Option zur Rückholung), dass zweitens eine
Uneinigkeit über die Interpretation des Falls Asse II besteht, drittens nur
ein geringes Vertrauen in die Politik der Nuklear- und Energiewirtschaft
vorhanden ist und viertens eine Vertrauenskrise gegenüber politischen
Entscheidungsträgern entstanden ist, weshalb fünftens unterschiedliche
Vorstellungen davon vorherrschen, welche Arten von Entscheidungen
in der Entsorgung top-down getroffen werden sollten und bei welchen
Entscheidungen die Öffentlichkeit auf welche Art mit eingebunden wer-
den sollte. Darauf kann mit vier Handlungsoptionen reagiert werden:
entweder in Form eines Nicht-Handelns, eines Durch-Schlängelns, ei-
nes Durch-Regierens (top-down) oder in Form eines Verhandelns (Hocke
u. Renn, 2011). Hierbei wird erstens die Frage aufgeworfen, auf welcher
empirischen Basis die Wahl der jeweiligen Handlungsoptionen begründet
wird. Zweitens stellt sich die Frage, mit welcher Abfolge und mit welchem
Maß an Offenheit Beratungen mit der interessierten Öffentlichkeit und
Stakeholdern durchgeführt werden bzw. wann sie an welche ofﬁziellen
Entscheidungsprozesse und an welche Formen der Regulierung angebun-
den werden können. Erschwerend kommt an dieser Stelle hinzu, dass
es sich bei der Verwahrung nuklearer Abfälle nicht nur um „Ewigkeits-
lasten“ handelt (Brunnengräber, 2015). Vielmehr verweist der Begriff
des „wicked problem“ auch darauf, dass Politiker in ihren Handlungs-
perspektiven (i. d. R. Legislaturperioden) wenig Chancen haben, durch
konstruktive Mitarbeit an einer voraussetzungsvollen „Problemlösung“
im politischen „Mehrebenen-System“ Anerkennung, Impact und in die-
ser Weise auch politischen Erfolg erreichen zu können (vgl.Di Nucci u. a.
(2017)).
Erwartungen aus dem politischen Teilsystem selbst
Im repräsentativen Demokratiemodell wird die Prämisse der „Gleichheit
aller“ verfolgt. D. h. den Interessen aller Bürger wird in Entscheidungs-
prozessen das gleiche Gewicht beigemessen – unabhängig von deren be-
35Kuppler, S.; Hocke, P. (2016): Governance als Analysekonzept für die aktuelle Endlagerpo-
litik? Ein Problemaufriss. Ringvorlesung „Kernenergie und Brennstoffkreislauf“. Institut
für Radioökologie und Strahlenschutz. Hannover, 02.02.2016.
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ruﬂicher Rolle oder sozialer Stellung. Um dies gewährleisten zu können,
wird der Repräsentativität der Volksvertreter eine besondere Bedeutsam-
keit zugesprochen (Mbah, 2017). Entscheidungsprozesse dürfen folglich
nicht von Minderheiten bestimmt werden ((Biegelbauer u. Hansen, 2011,
S. 591f); (Saward, 2016, S. 2ff)). (Biegelbauer u. Hansen, 2011, S. 590f)
sehen die repräsentative Demokratie als eine Zusammenfassung elitärer
und pluralistischer Demokratietypen. Elitär meint hier, dass Partizipa-
tion nur durch regelmäßige Wahlen stattﬁndet und damit eine idealty-
pische Form des repräsentativen Demokratiemodells darstellt. Eine plu-
ralistische Demokratie umfasst neben Wahlen weitere Partizipationsfor-
men, die dazu dienen, an politischen Entscheidungen teilhaben zu kön-
nen (beispielsweise durch die Mitgliedschaft und Mitarbeit in Interessen-
verbänden). Entscheidungsprozesse werden folglich von einer Gruppen-
und Interessenvielfalt getragen (Biegelbauer u. Loeber, 2010, S. 6f).
In der jüngeren Forschungsliteratur wird kontrovers diskutiert, ob die
repräsentative Demokratie noch fähig ist, den komplexen gesellschaft-
lichen Problemstellungen der Gegenwart und Zukunft adäquat zu be-
gegnen und so angemessene Lösungen zu ﬁnden. Als Ausdruck dieser
Forderung nach einem Wandel der repräsentativen Demokratie wird die
wachsende Zahl an Bürgerinitiativen, Protesten und sozialen Bewegun-
gen gesehen, die mehr Transparenz, Mitbestimmung und Demokrati-
sierung fordern ((Geißel u. a., 2014, S. 13f); (Dalton, 2014, S. 37f)). Die
Skepsis in Bezug auf die Funktionsfähigkeit der repräsentativen Demokra-
tie äußert sich beispielsweise darin, dass politische Entscheidungen bei
räumlichen Planungsprozessen in den vergangenen Jahrzehnten weniger
von den Bürgern akzeptiert werden und häuﬁger in die Kritik geraten,
mit der Folge, dass Entscheidungen zurückgenommen werden müssen,
nicht getroffen werden oder aber gegen starken Protest durchgesetzt
werden (Mbah, 2017). Alle drei genannten Optionen des Umgangs mit
Entscheidungen sind unbefriedigend, da sie das eigentliche Problem
nicht angehen: den politischen Entscheidungsprozess, der zunehmend
seine legitime Basis verliert. Die Legitimität von Entscheidungen wird
von Bürgern durch diese Erwartungen an die Umgestaltung politischen
Entscheidens in Frage gestellt (Mbah, 2017). In einer repräsentativen
Demokratie ist die Sicherstellung der Legitimität36 prioritär, denn nur
wenn eine Entscheidung nachvollziehbar und transparent ist, und unter
Berücksichtigung verschiedener Argumente, basierend auf der reprä-
sentativen Auswahl der Entscheidungsträger erfolgt ist, kann auch eine
36Legitimität bezeichnet hier die Akzeptanz bzw. die Unterstützung politischer Entschei-
dungen durch die Bürger (Geißel, 2009, S. 403f), folglich den Geltungsanspruch, den po-
litische Entscheidungsprozesse haben (Alcantara u. a., 2016, S. 25).
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„individuelle Unterordnung unter die aufgestellten Normen (Gesetze) er-
wartet werden“ (Alcantara u. a., 2016, S. 25). Mittels Beteiligungsverfah-
ren soll nicht nur ein demokratisches Ideal erfüllt, sondern insbesondere
die Legitimität politischer Entscheidungen erhöht werden (Dryzek, 2010,
S. 21). Die Politik und die Entscheidungsträger, deren politische Hand-
lungsspielräume immer stärker durch internationale Abkommen und
durch die Macht von Wirtschaftsunternehmen eingeschränkt werden,
können jedoch dem steigenden Druck nach Partizipation, Repräsentati-
on und Legitimation innerhalb der etablierten Ordnungsmodelle kaum
gerecht werden (Mbah, 2017). (Lietzmann, 2016, S. 53) postuliert, dass
„Repräsentanz und Akzeptanz […] in dieser risikohaften Welt nur durch
ausdrückliche und umfassende Entscheidungsbeteiligung der Betroffe-
nen [erzeugt werden kann]. Nur durch Mitentscheidung entstehen auch
Verantwortungsteilung und Akzeptanz für plötzlich eintretende Miss-
erfolge“. Argumentativ unterlegt werden diese Aussagen damit, dass in
modernen Gesellschaften mit hohem Bildungsstand, hoher Individuali-
sierung und einer gewachsenen Orientierungsfähigkeit Individuen sich
mehr als Unternehmer ihres Selbst begreifen und daher als Partner in
politischen Entscheidungen wahrgenommen werden wollen (Lietzmann,
2016, S. 51ff). Das bedeutet, dass angesichts der bisher selten substantiel-
len Berücksichtigung der Bürgererwartungen in partizipativen Verfahren
von zivilgesellschaftlichen Akteuren die Erwartung besteht, dass diese Be-
reitschaft zur Entscheidungsbeteiligung von den Entscheidungsträgern
in den neuen Konstellationen auch eingeräumt wird.
Die Forderung nach Institutionalisierung neuer partizipativer Elemen-
te erscheint naheliegend, um die politische Entscheidungsﬁndung wieder
auf eine legitime Basis zu stellen. Insbesondere für Infrastrukturprojek-
te, bei denen extrem lange Zeithorizonte zu betrachten sind, wie das bei-
spielsweise bei der Endlagerung radioaktiver Abfälle der Fall ist, sind ro-
buste Entscheidungsprozeduren unerlässlich. Hierzu gehört eine gewisse
Planbarkeit und Verlässlichkeit, die nur mittels Institutionalisierung ge-
währleistet werden kann (Mbah, 2017).
Governance stellt somit eine Kombination unterschiedlicher Formen
des Entscheidens dar, die nicht in Konkurrenz zueinander stehen sollen,
sondern als Ergänzung gedacht werden. Wichtigste Charakteristika sind
die (frühzeitige) Teilhabe von Stakeholdern in „deliberativen Foren“, d. h.
politische Entscheidungen sollen nicht allein durch die gewählten Volks-
vertreter getroffen werden, sondern durch zusätzliche beratende Gremi-
en (mit Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft).
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse ﬁnden idealerweise durch
inklusiven, öffentlichen Austausch von Argumenten zwischen allen Be-
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troffenen und Interessierten als gleichberechtigten Akteuren statt (Gei-
ßel, 2011). Die Herausforderung, die sich dadurch für die repräsentative
Demokratie ergibt, ist es einerseits eine umfassende Beteiligung an der
Entscheidungsﬁndung zu ermöglichen und andererseits eine Verantwor-
tungsübernahme zu gewährleisten, damit das Schutzgut nicht geschädigt
wird bzw. im Falle eines Schadens die Verantwortlichkeiten klar benannt
werden können.
Im Kontext der Endlagerung radioaktiver Abfälle erscheint eine Institu-
tionalisierung partizipativer Elemente in den Entscheidungsﬁndungspro-
zess als unabdingbar. Dies begründet sich insbesondere vor dem Hinter-
grund der extrem langen Zeiträume und hinsichtlich ethischer Aspekte
wie der Generationengerechtigkeit. Es ist nicht mehr ausreichend, die
derzeit bestehende repräsentative Demokratie als eine Form der partizi-
pativen Governance zu sehen und nur auf die Prozesse zu fokussieren, oh-
ne die dahinterliegenden institutionellen Strukturen zu betrachten. Um
Partizipation für alle Beteiligten zufriedenstellend auszugestalten und
gleichzeitig nicht in Konkurrenz zum repräsentativen demokratischen
System treten zu lassen, braucht es nicht unbedingt eine Einführung von
mehr direktdemokratischen Elementen wie Volksabstimmungen, son-
dern eine Sicherstellung, dass erstens bisher bestehende partizipative
Möglichkeiten umfänglich ausgeschöpft werden und zweitens auch die
Ergebnisse partizipativer Prozesse Berücksichtigung in Entscheidungs-
prozessen ﬁnden (Mbah, 2017).
Erste Analysen zeigen, dass bei Radioactive Waste Management in
Deutschland Formen der Information und Konsultation im Vordergrund
stehen. Partnerschaftliche Aushandlung auf Augenhöhe und Formen des
Interessenabgleichs sind selten und werden im Standortauswahlgesetz
(StandAG) auch nicht eingefordert37 (Gallego Carrera u. Hocke, 2016).
Das neue StandAG ist in dieser Hinsicht vielmehr als ein erster Versuch
zu werten, zumindest formal ein robustes Verfahren aufzustellen und da-
mit eine Institutionalisierung von Partizipation in der Entsorgungspolitik
voranzutreiben ((Hocke u. Smeddinck, 2017, S. 127); Smeddinck (2017b)).
Allerdings bleibt das Gesetz bisher noch weit hinter ambitionierteren
Partizipationsvorstellungen zurück. Bezüglich Entscheidungsverfahren
zu komplexen Infrastrukturproblemen wie dem der Endlagerung ist es
notwendig, Haltepunkte und Rückschritte im Entscheidungsprozess zu
ermöglichen und so zu organisieren, dass die fachliche Grundlage delibe-
rativ mit den Schlüsselakteuren des Standortauswahlverfahrens und der
37Hocke, P. (2013): New Governance als Konzept zukünftiger Endlagerpolitik überholt?
Bürgerbeteiligung und modernes Regieren. Ringvorlesung „Kernenergie und Brennstoff-
kreislauf“. Institut für Radioökologie und Strahlenschutz, Hannover, 17.12.2013.
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interessierten Öffentlichkeit und den Stakeholdern umfassend abgeklärt
wird (Mbah, 2017).
3.7.2 Politisches Entscheiden im Mehrebenen-System
Bisher wurde deutlich, dass sich modernes Regieren („Governance“)
von traditionellen Formen des Regierens („Government“) unterschei-
det. Auch im Ländervergleich hat sich gezeigt, dass klassische (top down)
Steuerungsansätze nicht in der Lage sind, die existierenden Unsicher-
heiten und gesellschaftlich-sozialen Dimensionen des „wicked problem“
der Endlagerung angemessen zu berücksichtigen (vgl. (Brunnengräber
u. a., 2014, S. 395) und Brunnengräber u. a. (2015)). Da die Umsetzung
verschiedener Fachpolitiken nicht nur mit den verschiedenen Akteuren
der Zivilgesellschaft und der interessierten Öffentlichkeit, sondern auch
im föderalen Systemen wie der Bundesrepublik – deren zentrales Gliede-
rungsprinzip das Territorium ist – eine Beteiligung unterschiedlicher po-
litischer Ebenen voraussetzt (vgl. (Benz, 2010, S. 111)), wird im Rahmen
der ENTRIA-Governance-Forschung insbesondere auch auf den Ansatz
der „Multilevel Governance“ zurückgegriffen. Die Einteilung in territo-
riale politische Ebenen verweist zunächst einmal auf die Zuständigkeit
von Organisationseinheiten für größere (z. B. Bundesland) oder kleinere
Gebiete (z. B. Gemeinde). Sie rechtfertigt aber nicht zwangsläuﬁg den Vor-
rang von Entscheidungen übergeordneter Organisationseinheiten und ist
daher auch nicht mit hierarchischer Ordnung gleichzusetzen (vgl. (Benz,
2010, S. 111)). Mehrebenen-Systeme der Politik liegen vor, „wenn zwar
die Zuständigkeiten nach Ebenen aufgeteilt, jedoch die Aufgaben inter-
dependent sind, wenn also Entscheidungen zwischen Ebenen koordiniert
werden“ müssen (Benz, 2010, S. 112). Ebenso wie die Energie- und spe-
ziell die Atompolitik ist auch die Entsorgungspolitik radioaktiver Abfälle
grundsätzlich eine innenpolitische Angelegenheit souveräner National-
staaten. Die Innenpolitik von Nationalstaaten stellt also das zentrale po-
litisch-administrative System dar, in dem zentrale Teile der nuklear- und
entsorgungspolitischen Entscheidungen getroffen werden müssen. Aller-
dings bestehen auch Interdependenzen zwischen europäischen und inter-
nationalen Regulierungen, die „soft law“ darstellen können, aber wie die
Richtlinie 2011/70 Euratom auch verbindliche Vorgaben machen38. Soll
der Gegenstand in seinem Gesamtzusammenhang verstanden werden,
muss die nationale Entsorgungspolitik folglich als Teil eines komplexen
Mehrebenen-Systems untersucht werden. Internationale Leitlinien und
38Unter „soft law“ versteht man nicht verbindliche Übereinkünfte, Absichtserklärungen
oder Leitlinien, vgl. (Raetzke, 2014, S. 670f).
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Regelsysteme für den Umgang mit radioaktiven Reststoffen konturieren
die nationalen Entsorgungskonzepte dabei ebenso wie bilaterale Verträ-
ge (z. B. zur Wiederaufarbeitung) oder supranationale Richtlinien zur
Gestaltung und zur Umsetzung von Entsorgungsstrategien (vgl. Di Nucci
u. Isidoro Losada (2015). Darüber hinaus bestehen von Staat zu Staat un-
terschiedliche kulturelle und diskursive Kontextabhängigkeiten, die sich
sowohl auf das jeweilige Problemverständnis als auch auf den Umgang
mit dem Problem auswirken. Die Speziﬁka der nationalen und subnatio-
nalen Ebenen verweisen darauf, dass die erforderlichen Entscheidungs-
und Regelungsprozesse sowie die komplementären Koordinationsme-
chanismen nicht isoliert vom jeweiligen nationalen Kontext analysiert
werden können.
Insgesamt kennzeichnen komplexe Wechselwirkungen zwischen Insti-
tutionen, Handlungsebenen sowie gesellschaftlichen Problemlagen die
politischen Entscheidungsprozesse im Mehrebenen-System. Das Zusam-
menwirken staatlicher und privater Akteure auf unterschiedlichen Ebe-
nen stellt dabei ein wichtiges Merkmal dar (Benz, 2010, S. 121). Der Mul-
tilevel-Governance-Ansatz eignet sich dafür, diese Governance-Struktu-
ren aufzuzeigen, zu verstehen und zu analysieren, vgl. (Brunnengräber
u. a., 2014, S. 396) und (Brunnengräber u. a., 2012, S. 63). Das Analyse-
instrument geht dabei von zwei Grundannahmen aus: (1) dass die Vielfalt
an staatlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren zunimmt und (2) dass die Strukturen und Prozesse von Politik, Recht
und Ökonomie komplexer werden und die bekannten Ebenen und „Are-
nen“ der politischen Aushandlung erweitern (Brunnengräber u. a., 2014,
S. 395)39.
Mit einer solchen Zunahme von Ebenen und Akteuren können nicht nur
erweiterte, sondern auch verengte Handlungsspielräume für die Akteu-
re einhergehen, bspw. wenn der Handlungsspielraum des Staates durch
das Agieren einer Vielzahl privater Akteure beschränkt wird. Kategoriale
Zuordnungen wie privat-öffentlich oder lokal-global verlieren dabei inso-
fern ihre Trennschärfe, als sich öffentliche und private Interessen eben-
so wie nationale, regionale und lokale Ebenen aufgrund enger Wechsel-
wirkungen kaum noch unabhängig voneinander betrachten lassen, vgl.
(Brunnengräber u. a., 2014, S. 395).
Wicked problems wie das der Standortsuche bzw. die nukleare Entsor-
gung sind außerdem durch verschiedene Charakteristika gekennzeich-
net, die auf die Schwierigkeiten verweisen, ein (nukleares) Problem in
39Nach Benz (2010) werden mit Arenen Kontexte gemeint, die durch institutionelle Regeln
deﬁniert sind und in denen verschiedene Akteure aus unterschiedlichen Organisationen
zur Erfüllung speziﬁscher Aufgaben zusammenwirken, vgl. (Benz, 2010, S. 112).
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den staatlich vorgegebenen Mustern (Legislaturperioden, Fachpolitik als
projektförmige Detailforschung mit schwachen soziotechnischen Kompo-
nenten, mehrfache inhaltliche Komplexitäten etc.) zu bearbeiten. Erstens
ist das Problem durch hohe politische und kulturelle Kontextabhängig-
keiten gekennzeichnet, weshalb es nie allein durch objektive Tatbestände
(wie die Abfallmenge) erklärt werden kann. Zweitens kann es auch keine
Blaupause für die Bearbeitung eines wicked problems geben, da sozia-
le und technische Probleme ebenso wie verschiedene Teilsysteme und
Handlungsebenen auf sehr komplexe Weise ineinandergreifen. Außer-
dem bewirken – drittens – die doppelte Gefahrenlage (safety / security),
die Kosten, das systemische Risiko (Restrisiko), unüberschaubare Zeit-
skalen sowie eine konﬂiktive Akteurslandschaft, in der keine Einigkeit
darüber besteht, was als Lösung akzeptiert wird, dass ein wicked pro-
blem erst ex post verstanden und durchdrungen werden kann. Für die
wissenschaftliche Bearbeitung bedeutet dies viertens, dass wicked pro-
blems inter- und transdisziplinär bearbeitet werden müssen und nicht
im Experiment oder Labor erprobt oder wiederholt werden können (Brun-
nengräber (2015), (Brunnengräber, 2016a, S. 148ff)).
Die Deutung von Problemen, die Verteilung von Kompetenzen, Res-
sourcen, Aufgaben und letztendlich von Entscheidungsbefugnissen auf
unterschiedlichen Handlungsebenen (national, sub-national, internatio-
nal) sowie die stofﬂiche Seite des Problems müssen folglich in einem
Wirkungszusammenhang gesehen und entsprechend analysiert werden
(Brunnengräber u. a., 2014, S. 396). Dabei stellt sich vor allem die Frage,
aufgrund welcher Interessen und mit welchem Ziel bestimmte (institu-
tionelle) Ebenen gebildet werden bzw. welche Fragen und Sachverhalte
auf welchen Ebenen verhandelt werden. Neben den Modi der Kooperati-
on und Koordination in der Entscheidungsvorbereitung gilt es mit Blick
auf die Mehrebenen-Governance darüber hinaus, institutionelle Arran-
gements, lokale Eigenheiten, akteursspeziﬁsche Eigenwilligkeiten sowie
nationale Konﬂiktstrukturen und -kulturen zu betrachten (Brunnengrä-
ber u. Mez, 2014, S. 396). Für die Bewertung von Governance im Mehre-
benen-System ist es zudem relevant, ob und in welchem Maße Politik
dazu in der Lage ist, einen bestehenden Zustand beratungsorientiert zu
öffnen und ob die damit einhergehenden, oft informell mitbestimmten
politischen Entscheidungen der Schlüsselakteure von den Betroffenen
(z. B. an Endlager-Standorten) akzeptiert oder toleriert werden (vgl. Benz
(2010)).
Mit dem Konzept der Multilevel-Governance wurde in AP 2.2 die aktu-
elle Entsorgungspolitik aus Sicht der umweltpolitologischen Forschung
untersucht. Im Zentrum der Analyse standen hierbei vier Dimensionen:
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(a) die „Möglichkeitsdimension“, (b) die „Akteursdimension“, (c) die „In-
terdependenzdimension“ und (d) die „Mehrebenendimension“ (s. u.). Auf
dieser Grundlage ließen sich unterschiedliche Politikinstrumente und
Partizipationsverfahren (auch im internationalen Vergleich) beschrei-
ben und analysieren, um darauf aufbauend „lessons learnt“ zu formu-
lieren und Best-Practice-Lösungen zu identiﬁzieren. Dafür wurde unter-
sucht, wie verschiedene Akteure Probleme wahrnehmen, Problemlösun-
gen adressieren, welche Interessen sie vertreten, welche Erwartungen sie
haben und in welchem Maß der Wandel einer speziﬁschen Fachpolitik
erfolgt (Häfner, 2016).
Governance, Policy-Instrumente und Institutionen
Regierungen führen mittels Policy-Instrumenten (staatlich initiierte
Maßnahmen) politische Veränderungen herbei. Um politische Ziele um-
zusetzen, stehen unterschiedliche Maßnahmen zur Verfügung. Dazu ge-
hören Gesetze, Verordnungen oder Anreizsysteme, die auch mit Blick
auf die lange blockierte Entsorgungspolitik Neuanfänge einleiten und
den staatlichen Akteuren die Möglichkeit eröffnen können, neue Koor-
dinationsformen und Kooperationsverhältnisse einzurichten. Wie oben
bereits erwähnt, folgt die nationale Politikgestaltung der Endlagerung
zum einen Leitlinien und Regelsystemen, die auf globaler wie auch auf
europäischer Ebene verhandelt wurden. Andererseits werden auf nationa-
ler Ebene wichtige Verordnungen und Gesetze erlassen, die den Umgang
mit den nuklearen Abfällen regeln sollen.
Internationale Ebene. Als wichtige internationale Organisationen sind
die Internationale Atomenergie-Organisation (englisch: International
Atomic Energy Agency, IAEA), die Nuclear Energy Agency (NEA) der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (eng-
lisch: Organisation for Economic Co-operation and Development, OECD)
sowie die Internationale Strahlenschutzkommission (englisch: Interna-
tional Commission on Radiological Protection, ICRP) zu nennen. Die
IAEA soll u. a. zur friedlichen Verbreitung der Atomenergie beitragen
und verhandelte diesbezüglich das Gemeinsame Übereinkommen über
die Sicherheit der Behandlung abgebrannter Brennelemente und über die
Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle (englisch: Joint Conventi-
on on the Safety of Spent Nuclear Fuel Management and on the Safety of
Radioactive Waste Management) (Brunnengräber u. a., 2015, S. 31f). Das
Übereinkommen verpﬂichtet die Vertragsparteien u. a. dazu, nationale
Anlagen nachzubessern, die den Anforderungen nicht entsprechen. Auf
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Vertragsstaatenkonferenzen wird alle drei Jahre „überprüft, inwieweit die
Zielsetzung des Gemeinsamen Übereinkommens erfüllt ist“, wozu „die
Vertragsparteien jeweils einen Bericht vor(legen), in dem die nationalen
Maßnahmen beschrieben werden“40.
Damit liegt ein Instrumentarium vor, durch das auf das Sicherheitsni-
veau in den Mitgliedstaaten mittelbar Einﬂuss genommen werden kann.
Zudem gibt die OECD/NEA bspw. Empfehlungen, Regeln und Richtlinien
für den Umgang mit radioaktiven Reststoffen heraus, um die Mitgliedstaa-
ten bei der Weiterentwicklung der wissenschaftlichen, technologischen
und rechtlichen Grundlagen für eine sichere, umweltverträgliche und
wirtschaftliche Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken durch
internationale Zusammenarbeit zu unterstützten41. Diese sind häuﬁg
sehr allgemein und meist unverbindlich und ﬁnden daher innerhalb der
Nationalstaaten – wie der Ländervergleich zeigt – unterschiedlich hohe
Beachtung (Di Nucci u. Isidoro Losada, 2015). Andere völkerrechtliche
Vertragswerke, wie etwa die Aarhus-Konvention, werden in der Entsor-
gungspolitik bisher noch weniger als in anderen Umweltregimen umge-
setzt (Brunnengräber, 2015, S. 88).
Europäische Ebene. Auch auf europäischer Ebene wurde früh ein Rechts-
rahmen geschaffen, der für die Mitgliedsstaaten eine Vielzahl an Ver-
pﬂichtungen enthält, aber nicht zwangsläuﬁg und ausschließlich mit
hartem, kodiﬁziertem Recht, sondern auch mit so genanntem „soft law“
(weichem Recht) ausgestattet ist (Brunnengräber, 2015, S. 87)(Brunnen-
gräber 2015, S. 87). So fordert auch die EU-Richtlinie 2011/70/Euratom
eine funktionale Trennung der Regulierungsbehörde von den Betreibern
(Brunnengräber, 2015, S. 88). Die EU-Richtlinie, die im September 2011
verabschiedet wurde, bezeichnet zudem die geologische Tiefenlagerung
als „sicherste und ökologisch tragfähigste Option“ für die „Endlagerung“
hoch radioaktiver Abfälle und verbrauchter Kernbrennstoffe (vgl. (Brun-
nengräber, 2015, S. 88f)). Außerdem sollen die Mitgliedsstaaten die Öf-
fentlichkeit effektiv über ihr Vorgehen informieren und allen betroffenen
Interessengruppen, einschließlich der lokalen Gebietskörperschaften
40Für weitere Informationen zum Gemeinsamen Übereinkommen siehe: http://www.
bmu.de/themen/atomenergie-strahlenschutz/nukleare-sicherheit/
internationales/internationale-uebereinkommen/gemeinsames-
sicherheitsuebereinkommen/ (eingesehen am 11.04.2018).
41Für weitere Informationen zur OECD/NEA siehe: https://www.oecd-nea.org/
general/about/ (eingesehen am 27.03.2018).
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und der Öffentlichkeit, die Möglichkeit geben, sich an Entscheidungspro-
zessen zu beteiligen42.
Die Richtlinie weist den Mitgliedsstaaten zwar die abschließende Ver-
antwortung für die Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radio-
aktiver Abfälle zu. Dennoch besteht durchaus auch die Möglichkeit, ge-
meinsame internationale Lösungen voranzutreiben. Dies lässt sich am
Beispiel der Vorschläge verdeutlichen, die innerhalb der European Repo-
sitory Development Organisation diskutiert werden (vgl. (Di Nucci u. Isi-
doro Losada, 2015, S. 87f)). Neben internationalen Sicherheitsstandards
und supranationalen Richtlinien zeigen auch bilaterale Verträge einzel-
ner Länder mit den Wiederaufarbeitungsanlagen in Großbritannien oder
Frankreich, dass nationale Entsorgungsprobleme in eine komplexe Meh-
rebenen-Politik eingebettet sind (Brunnengräber, 2015, S. 89). Die Kon-
ﬂikte um die Rückholung einer kleineren Zahl von Behältern mit Abfällen
aus der Wiederaufarbeitung nach Deutschland verdeutlichen, dass selbst
kleine Mengen zu entsorgender Abfälle zu erheblichen innenpolitischen
Konﬂikten führen können. Diese Konﬂikte schienen über einige Monate
hinweg die Verabschiedung des StandAG zumindest zu verzögern, wenn
nicht zu gefährden (s. u.).
Nationalstaatliche Ebene. Da die Verantwortung für die Entsorgung ab-
gebrannter Kernbrennstoffe letztlich bei den einzelnen Staaten liegt, die
den Atommüll erzeugen, spielt die nationalstaatliche Ebene eine heraus-
ragende Rolle. Von Staat zu Staat lassen sich diesbezüglich sehr unter-
schiedliche Herangehensweisen ﬁnden, die nicht allein auf gesetzliche
Rahmenbedingungen, gesellschaftspolitische Dimensionen oder geologi-
sche Gegebenheiten zurückzuführen sind (Brunnengräber, 2015, S. 89).
Vielmehr gibt es schon auf nationaler Ebene Besonderheiten im politi-
schen Verhältnis von Bund, Ländern, Regionen oder Kommunen, die mit
unterschiedlich ausdifferenzierten Aufgaben- und Zuständigkeitsberei-
chen, Kompetenzen und gesetzlich geregelten Entscheidungsbefugnissen
einhergehen. Dies ist einer der Gründe dafür, dass sich Standortsuchpro-
zesse sehr unterschiedlich gestalten können. Die gesetzliche Grundlage
der Entsorgung bilden in Deutschland das Atom- und das Strahlenschutz-
gesetz (mit letzterem wurde die EU-Richtlinie 2013/59/EURATOM in na-
tionales Recht umgesetzt) sowie das StandAG.
Dieses Regelwerk führt aber nicht dazu, dass sich bei der Standortsu-
che äußerst vielschichtige und auch widerstreitende Interessen artikulie-
ren, und dabei den gesetzlichen Rahmen als „höhere“ Rationalität aner-
42http://www.bfs.de/SharedDocs/Stellungnahmen/BfS/DE/2011/02-17-eu-
richtlinie.html (eingesehen am 15.11.2017).
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kennen. Politische oder ökonomische Interessen der organisierten Akteu-
re überschatten oft die Orientierung an sozial-ökologischen Notwendig-
keiten oder naturwissenschaftlichen Erkenntnissen (Brunnengräber u. a.,
2012, S. 64). Erwartungen an Partialinteressen stehen über dem nationa-
len Interesse, zeitnah eine robuste Lösung im tiefen Untergrund zu ver-
wirklichen. Das ENTRIA-Akteursscreening (Häfner, 2016) zeigt einerseits
wie ausgesprochen breit das Akteursspektrum ist, aber auch welche Ak-
teursklassen sich im Konﬂikt um die richtige Entsorgungen gegenüber-
stehen. Neben den politisch/staatlichen Institutionen sind Soziale Bewe-
gungen und Umwelt-Nichtregierungsorganisationen die beiden Klassen
mit der größten Zahl an Playern.
Governance und Instrumente bei der nuklearen Entsorgung
Die oben beschriebenen Policy-Instrumente (S. 182) auf den verschiede-
nen Governance-Ebenen verändern sich im Laufe der Zeit und entfalten
unterschiedliche Wirkungen und Folgewirkungen auf den Umgang mit
radioaktiven Abfällen in der Bundesrepublik Deutschland. Im Folgenden
wird ein kurzer historischer Abriss der Entsorgungspolitik in Deutschland
vor dem Jahr 2011 gegeben. Darauf aufbauend wird auf neuere Entwick-
lungen und veränderte Rahmenbedingungen eingegangen.
Neuer Referenzrahmen. Das Versagen des Staates (vgl. Jänicke (1987))
im Bereich Endlager-Governance kann u. a. auf frühere politisch-admi-
nistrative Steuerungskonzepte und die lang bestehende Mehrfach-Rolle
staatlicher Institutionen als Förderer (und Initiator) und gleichzeitig Re-
gulierer im Bereich der Kernenergie sowie als Verantwortliche für die
Entsorgung zurückgeführt werden. Auf diese Weise wurde eine neutra-
le moderierende Position des Staates z. B. in Bezug auf lokale Proteste
unmöglich (Häfner, 2016, S. 183). Außerdem wurde die Endlagerung
über Dekaden primär als technisches Problem angesehen, das mit über-
schaubarem technischen Aufwand zu lösen sei (Brunnengräber, 2016b, S.
23). Generell fokussierte der Endlager-Dialog stark auf technisch-wissen-
schaftliche Fragen, ein Raum für die Debatte gesellschaftspolitischer As-
pekte wurde nicht geschaffen (Kuppler, 2017). Die mangelnde Akzeptanz
in der Bevölkerung wurde vor allem auf Wissensdeﬁzite zurückgeführt
(Enquete-Kommission, 1980). Erst vor dem Hintergrund dieser techno-
logischen Dominanz wird verständlich, dass die Entsorgungspolitik seit
den 1970er Jahren zu erheblichen Konﬂikten führte. Die gesellschaftliche
Polarisierung ist Teil des „wicked problems“ und wirkt folglich bis heute
auf die Entsorgungspolitik ein.
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Einen Anlauf dafür, den Konﬂikt der politisch-technokratischen Ent-
scheidung um den Endlagerstandort Gorleben zu entschärfen, wurde in
der Bundesrepublik bereits 1998 mit der Einberufung des Arbeitskrei-
ses Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd) unternommen, der
u. a. Kriterien für die Standortauswahl entwickeln sollte (vgl. (Brunnen-
gräber u. a., 2014, S. 397)). Der AkEnd legte im Dezember 2002 seinen
Abschlussbericht vor, in dem u. a. die Beteiligung einer breiten Öffent-
lichkeit anempfohlen wurde, um mit den relevanten Interessengruppen
und der Öffentlichkeit einen Konsens über den Weg zur Auswahl eines
Endlagerstandortes zu erarbeiten (Bundesamt für Strahlenschutz (2002);
Mez (2006), (Brunnengräber u. a., 2014, S. 397)). Die Empfehlungen des
Berichtes wurden zunächst nicht aufgegriffen, obwohl die jahrzehntelan-
gen Kämpfe um die Atomenergie und um Gorleben gezeigt haben, dass
nur unter Beteiligung der Öffentlichkeit solche Suchprozesse initiiert
werden können (Di Nucci u. a. (2017); Hocke u. Gloede (2006); (Brunnen-
gräber, 2015, S. 123)). Letztlich ist es damals nicht gelungen, mit und
zwischen Politik, der interessierten Öffentlichkeit und der Energiewirt-
schaft einen breiten öffentlichen Diskurs zu initiieren. Auch (partei-)
politische Prozesse stießen dabei an ihre Grenzen: Die Positionen der
unterschiedlichen Interessengruppen waren verhärtet, die Konﬂiktlini-
en starr ausgeprägt, sodass keine Fortschritte erzielt werden konnten
((Brunnengräber u. a., 2014, S. 397); Hocke u. Renn (2011)).
Heute stoßen unterschiedliche neue Ansätze der Problemlösung in ver-
schiedenen Staaten auf ganz neue Probleme (Schreurs u. a., 2014); sie ha-
ben aber eines gemeinsam: Sie nehmen ein weitaus breiteres Akteursum-
feld in den Blick und verstehen das Standortauswahlverfahren und alle
damit zusammenhängenden Maßnahmen der Entsorgungspolitik als Pro-
zess der gesellschaftlichen Teilhabe. In Deutschland wurde ein (neues)
Gelegenheitsfenster nach dem beschlossenen Atomausstieg eröffnet, als
Konsequenz aus dem Kernreaktorunfall von Fukushima (Frühjahr 2011).
Der derzeitige gesellschaftliche Prozess war erst innerhalb des neuen Re-
ferenzrahmens der Energiewende möglich – in der Auseinandersetzung
mit dem wicked problem greifen somit die Energiewende hin zu erneuer-
baren Energien und die „Zeit des Aufräumens“ der fossil-nuklearen Hin-
terlassenschaften ineinander (Brunnengräber u. a., 2014, S. 393).
Bund-Länder-Verhältnis. Die Verﬂechtung der unterschiedlichen politi-
schen Handlungsebenen (international, national, subnational) kann da-
bei insbesondere auf der nationalen Ebene zu erheblichen Kompetenz-
streitigkeiten sowie Interessen- und Verteilungskonﬂikten führen. Diese
können sowohl zwischen den verschiedenen territorialen Ebenen als auch
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zwischen den unterschiedlichen Akteursgruppen wie Ministerien, Partei-
en, der Privatwirtschaft oder wissenschaftlichen Einrichtungen auftreten
(vgl. (Brunnengräber, 2015, S. 91). Institutionelle Arrangements spielen
dabei gleichermaßen wie akteursspeziﬁsche Eigenwilligkeiten und natio-
nale Konﬂiktstrukturen und -kulturen eine erhebliche Rolle.
Die Atompolitik ist in der Bundesrepublik schon seit jeher von Kom-
petenzstreitigkeiten zwischen Bund und Ländern geprägt. Zuletzt wa-
ren derartige Spannungen im Bund-Länder-Verhältnis in den Jahren
2013/2014 zu beobachten, als die Frage der Rückführung und Verteilung
der letzten 26 deutschen Castor-Behälter aus der Wiederaufarbeitung
in Frankreich und Großbritannien auf hiesige Zwischenlagerstandorte
zur Debatte stand. Während die Bundesländer Baden-Württemberg und
Schleswig-Holstein ihre Bereitschaft zur Aufnahme eines Teils der Behäl-
ter in die standortnahen Zwischenlager erklärten, lehnten Hessen und
Bayern dies zunächst ab (Drögemüller, 2016, S. 191). Bundesumweltmi-
nisterin Barbara Hendricks (SPD) appellierte daraufhin an die Solidarität
der Bundesländer (vgl. (Brunnengräber, 2015, S. 91)) und Bayern erklärte
sich Ende 2015 erst aufgrund des Drucks durch das Bundesumweltminis-
terium zur Aufnahme von sieben Castoren bereit. Während es in diesem
Fall „nur“ um die Zwischenlagerung hoch radioaktiver Reststoffe ging,
sind bei der Endlagerung mindestens ähnliche politische Konﬂikte zu
erwarten43.
Auch Spannungen zwischen verschiedenen Wirtschaftssektoren, wie
sie etwa bei der Standortsuche für AKW zwischen den Kernreaktoren be-
treibenden Energiekonzernen auf der einen und der kommunalen Wasser-
wirtschaft, der Tourismusbranche oder der Landwirtschaft auf der ande-
ren Seite aufgetreten sind, sind dabei nicht unwahrscheinlich (Brunnen-
gräber, 2015, S. 91).
AKW-Betreiber. Für die AKW-Betreiber gilt eigentlich das Verursacher-
prinzip der Umweltpolitik. Das Prinzip, nachdem diejenigen, die den
Atommüll produzieren, diesen auch ordentlich einlagern müssen, wurde
über die Rückstellungen für die Stilllegung, den Rückbau und die Ent-
sorgung zwar bilanztechnisch erfüllt. Die Realisierung der eigentlichen
Endlagerung wurde durch Stop-and-Go-Policy44 aber immer wieder ver-
zögert und im Endeffekt in die Zukunft verschoben (Brunnengräber u. a.,
2016, S. 298). Eine vergleichende Standortsuche wurde von den Betrei-
43Vgl. die Partialinteressen, die die Bundesländer Bayern und Sachsen bei der Endlagerkom-
mission einbrachten (Endlagerkommission, 2016).




bern und vom Staat als unnötig erachtet, sie wurde in jedem Fall nicht
proaktiv vorangetrieben45. Erwartungen und Widersprüche aus der Zivil-
gesellschaft zu unterschiedlichen Sachfragen wurden als wenig bedeut-
sam eingestuft und die Lösung des Sachproblems letztlich auf die lange
Bank geschoben. Fehlentscheidungen, Verzögerungen und politischer
Disput zwischen Parteien oder zwischen Bund und Ländern taten ihr
Übriges. Ausnahmen bildeten die politischen Reaktionen, zu denen der
Widerstand gegen die CASTOR-Transporte ins Wendland führte. Doch der
über Jahrzehnte bestehende staatlich-industrielle Atomkomplex (Brun-
nengräber u. a., 2016) löst sich derzeit auf. Dies lässt sich aufzeigen, (1)
anhand der Klagen der Energieversorgungsunternehmen (EVU) wegen
Schadensersatz für den Atomausstieg, (2) anhand der Neuregelung der
Finanzierung des Atomausstiegs wie die Einrichtung eines staatlichen
Fonds, in den größtenteils die Rückstellungen der AKW-Betreiber ein-
gezahlt werden, sowie (3) anhand des rasanten Verlusts an Marktmacht
und der operativen Umstrukturierung der Energiekonzerne im Zuge der
Energiewende (vgl. (Brunnengräber u. a., 2016, S. 298f)).
Die Anti-Atom-Bewegung. Darüber hinaus entwickeln NGOs, soziale Be-
wegungen oder Bürgerinitiativen neue Perspektiven auf das Problem: In
den Forderungen werden häuﬁg Aspekte von Demokratie und politischer
Teilhabe oder Fragen zum Ende des fossilen Zeitalters, der Gerechtigkeit
oder neuer Lebensstilformen angesprochen und damit Dimensionen be-
rührt, die die Konsensorientierung oder das Treffen von Entscheidungen
auf streng wissenschaftlich-akademischer Grundlage an Grenzen führt
(Brunnengräber u. a., 2012, S. 64). Auch unterschiedliche Risikowahrneh-
mungen sind dabei von erheblicher Bedeutung. Die jahrzehntelangen
Auseinandersetzungen zwischen staatlichen Institutionen und der Anti-
Atom-Bewegung verweisen vor allem auf drei Problemstellungen jeder
deutschen Endlager-Governance: erstens eine deutlich unterschiedliche
Risiko- und Gefahrenwahrnehmung verschiedener Akteure, zweitens das
entstandene Misstrauen zwischen Teilen der Zivilgesellschaft und staat-
lichen aber auch wissenschaftlichen Institutionen und drittens die be-
stehenden Unsicherheiten bei der Einlagerung und die langen Zeiträume
der Problembearbeitung.
45Worin die Ursachen für diese Stagnation lagen, ergibt sich nicht eindeutig, (Hocke, 2006, S.
246) spricht von einer Entscheidungsblockade, die über weite Phasen diese beiden Jahr-
zehnte prägte und eine substantielle Auseinandersetzung mit den verschiedenen Vor-
schlägen (z. B. des AkEnd 2003) zum Aufbrechen desselben verhinderte. Unter Verweis
auf Brunnengräber u. a. (2016) kann auch dieses Nicht-Handeln angesichts der realen
Option eines standortvergleichenden Auswahlverfahrens als bewusste politische Tabui-
sierung oder Ignorieren fachlicher Alternativen verstanden werden.
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Resümee. Die komplexen und Ebenen übergreifenden Governance-Struk-
turen lassen insgesamt erkennen, dass im politischen Prozess der Regu-
lierung der Endlagerpolitik keineswegs von einem einheitlichen Problem-
verständnis ausgegangen werden kann. Bereits die Problemdeﬁnition, die
gesellschaftliche Wahrnehmung und auch die mediale Aufbereitung des
Problems sind höchst divergent: Für die Bevölkerung in der Region, in
der ein Endlager projektiert wird, stehen das Risiko, die Gesundheit oder
Grundstückspreise im Vordergrund; für die Energieunternehmen die Kos-
ten, die zu veranschlagen sind; für die Behörden und Ministerien die
Verständigung auf politische Verfahren und Institutionen. Dabei sind die
Endlagerpolitik und das damit zusammenhängende Standortauswahlver-
fahren kein hierarchiefreier Prozess. Den Bewegungsspielraum legen vor
allem jene fest, die in den zentralen Institutionen und Akteursnetzwer-
ken tätig sind und über die entsprechenden Ressourcen verfügen. Beim
Festlegen des Verfahrens, der zentralen Handlungsbereiche und der po-
litischen Regulierung treten die etablierten politischen Akteure in den
Vordergrund, deren Präferenzen, Interessen und Handlungslogiken aber
im Widerspruch zu jenen der Zivilgesellschaft stehen können. Je nach
Perspektive gehen die Vorstellungen auseinander, und doch müssen sie –
um wicked problems zu lösen – im politischen Prozess zusammengeführt
werden (Brunnengräber u. a., 2014, S. 397). Dabei hat es erste Fortschrit-
te gegeben. In das Verhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft und
zwischen den unversöhnlichen Konﬂiktparteien zur Atomenergie und
Nuklearpolitik ist nicht zuletzt durch den Kernreaktorunfall von Fuku-
shima und den darauf folgenden Atomausstieg zumindest Bewegung
gekommen. Gerade in diesem Punkt zeigt sich die Kontextabhängigkeit
des wicked problems ‚Endlagersuche‘. So wurde mit der Verabschiedung
des Standortauswahlgesetzes (StandAG) vom 28. Juni 2013 im Deutschen
Bundestag in der Folge die technische Pfadabhängigkeit einer einseitig
auf geologische Tiefenlager in Steinsalz ausgerichteten Forschungspoli-
tik in Teilen revidiert (vgl. (Häfner, 2016)). Die 2014 eingerichtete Endla-
ger-Kommission stellt einen weiteren Versuch einer Reorientierung der
Endlagerpolitik dar, der aufgrund des gesetzgeberischen Handelns und
der letztendlichen Verabschiedung des StandAG in mehreren Schritten
als Neuanfang interpretiert werden kann.
Bei ihrer konstitutionellen Sitzung 2014 hat sie ausdrücklich betont,
auf die Vorarbeit des AkEnd aufzubauen, der eine systematische und auf
Transparenz beruhende Erarbeitung von Kriterien bei der Standortaus-
wahl zum Ziel hatte. Auch der öffentlichen Beteiligung wurde damals
schon eine große Bedeutung zugesprochen. Mehrere Standorte sollen
miteinander verglichen werden (Brunnengräber, 2015, S. 123).
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Verschiedenen NGOs und Anti-Atom-Initiativen gingen die Schritte
der Regierung und des Parlaments 2013/14 allerdings nicht weit genug.
Sie versuchten, eine Fundamentalopposition gegenüber der neuen End-
lagerpolitik aufzubauen, die mit der ersten Fassung des StandAG (2013)
gestartet wurde. Diese Akteure waren jedoch nicht ausreichend mobi-
lisierungsstark, weshalb sich einige nuklearkritische Organisationen in
die neuen Beratungen zum Standortauswahlverfahren konstruktiv und
kritisch einbrachten. Aus funktionaler Perspektive ist festzuhalten, dass
bis heute durch die außerparlamentarische Kritik der Diskurs um die nu-
kleare Entsorgung bereichert wurde. Die Zielerreichung, einen Standort
für ein Endlager für hoch radioaktive Abfälle zu ﬁnden, könnte dies wahr-
scheinlicher machen. Insofern wird es zentral darauf ankommen, den
gesellschaftlichen Prozess so zu gestalten, dass Neujustierungen und
Reformulierungen der Lösungsansätze dauerhaft möglich sind (Brunnen-
gräber u. Mez, 2014, S. 397). Ohne Teile der nuklearkritischen Öffentlich-
keit und ihrer Organisationen einzubinden, dürfte dies jedoch nur schwer
gelingen.
Zur Durchführung der EU-Richtlinie 2011/70/EURATOM ist mittels
StandAG auch eine Neuordnung der bestehenden institutionellen Struk-
turen und Verfahren erfolgt, um die geforderte funktionale Trennung
der Überwachungs- und Genehmigungsbehörde von allen anderen mit
der Entsorgung befassten staatlichen Stellen oder Organisationen zu ge-
währleisten (vgl. (Brunnengräber, 2015, S. 89)). Dem neu gegründeten
„Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit“ (BfE)46 kommt
die Rolle der Aufsichts- und Genehmigungsbehörde zu, während die neu
eingerichtete „Bundesgesellschaft für Endlagerung“ (BGE) als Vorhaben-
träger die zentrale Verwaltungsinstanz im Standortauswahlprozess sein
wird (vgl. (Brunnengräber, 2015, S. 120f))
Laut StandAG soll das BfE die Öffentlichkeitsbeteiligung in allen Pha-
sen des Verfahrens organisieren. Bei einem weit gefassten Begriff substan-
tieller Öffentlichkeitsbeteiligung, der von einer gemeinsamen Problem-
deﬁnition ausgeht, müsste dies eigentlich Vorfestlegungen wie die Ein-
richtung von Bundesbehörden und Kommissionen ausschließen47.
Wenn eine Öffentlichkeitsbeteiligung die gehaltvolle Mitwirkung der
Bürgerinnen und Bürgern am Entscheidungsprozess als unabdingbar an-
sieht, hätte bereits die Institutionalisierung in einem transparenten, of-
fenen Verfahren erfolgen müssen. Damit wären demokratische Anforde-
46Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesumweltministeriums.
47Ein systematische Bearbeitung der Problemdeﬁnition wird aus verschiedenen einschlä-
gigen Disziplinen bei Technikkonﬂikten für dringend notwendig gehalten (vgl. für die
Technikfolgenabschätzung (Grunwald, 2008, S. 174), sowie für Ansätze der transdiszipli-
nären Forschung (Krohn u. a., 2017, S. 343)).
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rungen gestellt, die über die liberal-repräsentative Praxis der Demokratie
deutlich hinausweisen. Der proklamierte „Neuanfang“ mittels des neuen
Standortauswahlverfahrens ist also real ein nur bedingter Neuanfang. Er
reproduziert bestehende Machtverhältnisse (Brunnengräber u. Häfner,
2015) und macht nicht deutlich, wie mit dem Spannungsverhältnis zwi-
schen repräsentativer und deliberativer Demokratie umgegangen wird
(Röhlig u. a., 2014).
Während sich die Umsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligung im End-
lagerbereich vor dem StandAG vor allem an planungsrechtlich vorgese-
henen bzw. formal-institutionalisierten Beteiligungsinstrumenten orien-
tierte (z. B. Anhörungen, Erörterungstermine), sollen zukünftig neue We-
ge der Beteiligung beschritten und erweiterte Beteiligungskorridore ge-
schaffen werden. Die Öffentlichkeitsbeteiligung soll dabei durch verschie-
dene Maßnahmen umgesetzt werden, um jeweils unterschiedliche Aufga-
ben und Funktionen erfüllen zu können (kritisch dazu Hocke u. Smed-
dinck (2017)).
Zur vermittelnden, unabhängigen und gemeinwohlorientierten Beglei-
tung des Prozesses der Standortauswahl wurde ein pluralistisch zusam-
mengesetztes Nationales Begleitgremium (NBG) eingerichtet und mit an-
erkannten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sowie Bürgerinnen
und Bürgern besetzt48. Das NBG kann Einsicht in alle Unterlagen einfor-
dern sowie Stellungnahmen und Empfehlungen abgeben49.
Auch wenn das Standortauswahlgesetz in undeutlicher Weise dem NBG
lediglich eine „ vermittelnde und unabhängige Begleitung des Standort-
auswahlverfahrens, insbesondere der Öffentlichkeitsbeteiligung“ (§ 8,
Abs. 1 StandAG) zuspricht, fungiert es nach seiner gelebten Praxis und
damit seinem Selbstverständnis in gewisser Weise auch als Schlichtungs-
stelle im Verfahren. Es nutzt also den Spielraum, den die wenig präzisen
Begriffe „Vermittlung“ und „Öffentlichkeitsbeteiligung“ aufweisen, um
auf Probleme des Verfahrens zu reagieren. Es bleibt aber festzuhalten,
dass es damit ebenso wie insbesondere das BfE, aber auch die BGE Maß-
nahmen zur Öffentlichkeitsbeteiligung ergreift50. Damit wird die Frage
48Während die sechs anerkannten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens von Bun-
destag und Bundesrat berufen wurden, wurden die drei Bürgerinnen und Bür-
ger in einem Beteiligungsverfahren nominiert und von der Bundesumweltminis-
terin ernannt. Bis Mitte 2018 soll die Zahl der Mitglieder von neun auf 18
verdoppelt werden; siehe: http://www.nationales-begleitgremium.de/DE/
Begleitgremium/begleitgremium_node.html (eingesehen am 07.12.2017).
49Aufgaben des NBG siehe: http://www.nationales-begleitgremium.de/DE/
Begleitgremium/Aufgaben/aufgaben_node.html (eingesehen am 07.12.2017).
50Die BGE „informiert die Öffentlichkeit über die im Rahmen des Standortauswahlverfah-
rens von ihm vorgenommenen Maßnahmen“ (§ 3 Abs. 2 StandAG). Allerdings wird in
verschiedenen Studien zur Öffentlichkeitsbeteiligung auch das bloße Informieren als
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nach der Kohärenz der verschiedenen Maßnahmen zur Öffentlichkeitsbe-
teiligung aufgeworfen.
Sobald die BGE im ersten Schritt des Verfahrens Teilgebiete ermittelt
hat, werden im nächsten Schritt Regionalkonferenzen in den als obertä-
gig untersuchungswürdig eingestuften Teilgebieten eingerichtet werden
(§ 10 Abs. 1 S. 1 StandAG). Die Hauptaufgabe der Regionalkonferenzen
wird darin gesehen, sämtliche Verfahrensschritte kritisch und konstruktiv
zu begleiten (vgl. (Drögemüller u. Kuppler, 2017, S. 123)). Werden von den
Regionalkonferenzen Mängel in den Vorschlägen der BGE zu den ober-
tägig und untertägig zu erkundenden Regionen bzw. im abschließenden
Standortvorschlag festgestellt, sind die Regionalkonferenzen außerdem
dazu berechtigt, zu jedem der genannten Vorschläge jeweils einen Nach-
prüfauftrag an das BfE zu richten. Ergibt sich aus der Nachprüfung an-
schließend Überarbeitungsbedarf, „fordert das BfE den Vorhabenträger
auf, den jeweiligen Vorschlag vor Durchführung des Stellungnahmever-
fahrens nach § 7 Abs. 1 zu ergänzen; es gibt der die Nachprüfung aus-
lösenden Regionalkonferenz Gelegenheit zur Stellungnahme“ (Hocke u.
Smeddinck, 2017, S. 127). Vertreterinnen und Vertreter der Regionalkon-
ferenzen sollen sich überdies mit Vertreterinnen und Vertretern der Zwi-
schenlager-Regionen in einem parallel einzurichtenden Rat der Regionen
beratschlagen (§ 11 StandAG).
Erste Analysen zeigen, dass die komplexe Gemengelage unterschied-
licher Zuständigkeiten, Interessen, Wertvorstellungen und Problemdeﬁ-
nitionen in der Mehrebenen-Governance der „Endlagerung“ genügend
Stoff für politische Kontroversen und soziale Konﬂikte liefert. Die Prozes-
se zu einer Standortauswahl für die Lagerung radioaktiver Abfälle können
daher nicht durch einen eng deﬁnierten Planungsansatz gesteuert wer-
den, in dem rein technische Probleme und Problemlösungen deﬁniert und
in aufeinanderfolgenden Schritten gelöst werden (Di Nucci, 2016, S. 137).
Die Ebenen übergreifenden Prozesse und die divergierenden Interessen
erfordern vielmehr reformierte oder gar neue gesellschaftliche Institutio-
nen und Aushandlungsverfahren („new forms of governance“) ((Brunnen-
gräber u. a., 2014, S. 395); Kuppler u. Hocke (2018)).
Die Bereitschaft der interessierten Öffentlichkeit und der Bevölkerung
in den potenziellen Standortregionen, ein Endlager in ihrer Umgebung
zu akzeptieren oder wenigstens zu tolerieren, hängt letztlich von vielen
Schlüsselfaktoren ab: (1) von Art und Umfang der angebotenen Beteili-
gung, (2) von Informationen und Wissen über den Atommüll, seine Ent-
Maßnahme der Öffentlichkeitsbeteiligung bezeichnet, die jedoch nicht die Form des zu-
gesagten Dialogs mit der interessierten Öffentlichkeit erfüllt (Arnstein, 1969; Di Nucci
u. a., 2017; DAEF, 2016).
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sorgung und optionale Lösungsansätze sowie (3) von persönlichen Wahr-
nehmungen und (4) der Glaubwürdigkeit der zuständigen Behörden und
Entsorgungsunternehmen (Di Nucci, 2016, S. 125). Vor diesem Hinter-
grund erscheint es unumgänglich, dass staatliche Entscheidungsbefug-
nisse teilweise abgegeben werden müssen – etwa an zivilgesellschaftliche
Gremien außerhalb des Regierungshandelns. Dazu zählt auch, dass diese
Gremien Akteneinsicht und Einﬂuss auf das Ergebnis des Verfahrens neh-
men können sowie Informationsfreiheit entsprechend der Aarhus-Kon-
vention erhalten. Der Zugang zu Rechtsschutz, Ressourcen und Kontroll-
funktionen gehört etwa hierzu. Diesbezüglich konkrete und praxistaug-
liche Verfahrensregeln sowie eine Kultur des politischen Dialogs müssen
aber erst noch geschaffen werden, damit die Standortsuche Erfolg verspre-
chend verlaufen kann (Brunnengräber, 2015, S. 144). Neben der erfolgten
weitgehend formellen Institutionalisierung der Standortsuche durch das
StandAG könnte der Beteiligungsprozess präzisiert und an die Erwartun-
gen der interessierten Öffentlichkeit angepasst werden. Dies könnte zu-
erst auf der gesetzgeberischen Ebene geschehen, aber auch (wie z. B. in
der Schweiz) durch eine ﬂexible und der Öffentlichkeit zugewandten Poli-
tik. So könnte die gesetzgeberische Ebene in einem stufenweisen Prozess
sowohl die national agierenden Stakeholder als auch die Zivilgesellschaft
einbeziehen und weitere Gesetzesmaßnahmen zur Verstetigung und qua-
litativen Absicherung eines hochwertigen Beteiligungsprozesses bei der
Standortsuche beitragen ((Brunnengräber, 2016b, S. 19), Kuppler (2016,
2017)).
3.7.3 Exkurs: Erwartungen ausgewählter Akteure an
Governance
Erwartungen von Kommunalpolitikerinnen und -politikern und
Vertreterinnen und Vertretern von Bürgerinitiativen an eine „gute“
Entsorgungspolitik
Die Standortsuche, geowissenschaftliche Erkundungen, Beteiligungspro-
zesse und die Errichtung und der Betrieb und Verschluss eines Endlagers
werden sich ebenso wie einhergehende Überwachungsmaßnahmen und
etwaige Maßnahmen zur Rückholung der Abfälle unmittelbar auf die
Standortregion und Lebenswelt der lokalen und regionalen Bevölkerung
auswirken. Da die regionale Ebene zukünftig also eine zentrale Rolle
spielen wird, wurde eine Gegenwartsanalyse durchgeführt, die die Bewer-
tung von Entsorgungsoptionen und -strategien aus Sicht kommunaler
Entscheidungsträgerinnen und -trägern sowie Vertreterinnen und Ver-
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tretern von Bürgerinitiativen (BI) in den Blick nimmt. Das Ziel bestand
einerseits darin, die vorhandene Forschungslücke zu füllen, die bei dem
Erfassen regionaler Meinungen, Erfahrungen und Präferenzen besteht.
Gleichzeitig wurde das Ziel verfolgt, neue Formen der Governance für
eine moderne Entsorgungspolitik und die damit verbundene Öffentlich-
keitsbeteiligung zu entwickeln (Drögemüller (2018), siehe auch Kapitel
5.2).
Im Rahmen der Analyse wurde danach gefragt, (1) wie die Akteure aus
bisher von End-/Zwischenlagern betroffenen sowie zukünftig ggf. betrof-
fenen Regionen die Entsorgungspolitik bewerten, (2) was sie von einer
„guten“ Entsorgungspolitik erwarten und (3) wie sie verschiedene Entsor-
gungsoptionen bewerten (Drögemüller, 2018).
Die Ergebnisse der Interviewauswertung zeigen, dass sich die befrag-
ten Entscheidungsträgerinnen und -träger sowie BI-Vertreterinnen und
-Vertreter ein breites Kontextwissen zum Konﬂiktfeld angeeignet haben.
Dieses Kontextwissen bezieht sich gleichermaßen auf die zeitgeschichtli-
chen, politisch-rechtlichen sowie die naturwissenschaftlich-technischen
Aspekte der Entsorgung. Fast alle Interviewten aus beiden Gruppen plä-
dieren für ein wissenschaftsbasiertes, vergleichendes Standortauswahl-
verfahren und eine Entsorgung aller Arten hoch radioaktiver Abfälle in-
nerhalb Deutschlands, da der Export der nuklearen Reststoffe hohe Unsi-
cherheiten in sich berge und das Verursacherprinzip unterminiere. Insbe-
sondere für die BI-Vertreterinnen und -Vertreter stellt der Ausstieg aus
der kommerziellen Kernenergienutzung die Grundbedingung einer neu-
en Standortsuche dar. Hier sind vor allem die BI-Vertreterinnen und -Ver-
treter aus bereits von Anlagen zur Entsorgung betroffenen Regionen der
Auffassung, dass der Salzstock Gorleben von der neuen Suche hätte aus-
geschlossen werden müssen. Aufgrund des vielfach entstandenen Miss-
trauens, das in der bisherigen Entsorgungspolitik wurzelt, besteht häu-
ﬁg die Sorge, dass die politisch motivierte Auswahl Gorlebens mithilfe
des neuen Verfahrens gleichsam rückwirkend legitimiert werden soll. Die
Befragten aus den AKW-Gemeinden und aus den potenziell betroffenen
Regionen erachten es demgegenüber tendenziell als legitim und konse-
quent, dass sich auch Gorleben den neuen Kriterien eines neuen Stand-
ortauswahlverfahrens stellen müsse.
In Anbetracht derartiger Kontroversen hätte das vom StandAG ge-
setzlich geregelte Standortauswahlverfahren nach Auffassung mehrerer
Kommunalpolitikerinnen und -politiker sowie BI-Vertreterinnen und -
Vertretern aus fast allen Regionen erst beginnen sollen, wenn mit der
Entsorgung verbundene grundsätzliche Konﬂikte und offene Fragen –
z. B. zu möglichen Alternativen der untertägigen Entsorgung – im gesell-
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schaftlichen Dialog geklärt und bestenfalls befriedet worden wären (vgl.
(Drögemüller, 2016, S. 199f)). Vielfach sind die Befragten der Meinung,
dass ein breiter Dialog bzw. Diskussionsprozess hilfreich wäre, um „die“
Gesellschaft auf den bevorstehenden Suchprozess vorzubereiten. Auf
diesem Wege hätten weitere Teile der Öffentlichkeit – und vor allem die
zukünftig Betroffenen – frühzeitig eingebunden werden können, mit dem
Ziel, vor der Standortsuche (im Idealfall) einen gesamtgesellschaftlichen
Konsens zu erzielen, der als Grundlage eines breit getragenen Verfahrens
gedient hätte.
Insgesamt werden vor allem in Bezug auf die regionale Beteiligung
von potenziell Betroffenen (Bevölkerung, Kommunalpolitik, NGOs) hohe
Ansprüche formuliert. Dabei werden vor allem mit Blick auf antizipierte
Verfahrensgerechtigkeit verschiedene Aspekte für sinnvoll erachtet, die
einen Dialog oder eine Kooperation auf Augenhöhe (vgl. (Drögemüller
u. Kuppler, 2017, S. 123)) zwischen Behörden und Betroffenen auf un-
terschiedlichen Ebenen forcieren. Über alle Interviews hinweg wurde es
bspw. als äußerst wichtig erachtet, die potenziell Betroffenen frühzeitig
und problemorientiert vor Ort zu informieren und einzubeziehen. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund früherer Erfahrungen waren viele Befragte
der Ansicht, dass sich die Beteiligung dabei jedoch nicht in Informations-
und Konsultationsmodi erschöpfen, sondern den regional Betroffenen
effektive Formen der Mitsprache ermöglichen sollte, die über bisherige
Beteiligungsmöglichkeiten hinausgehen. Für viele Personen setzt dies ei-
ne Institutionalisierung und eine klare Deﬁnition von Beteiligungs- und
Mitspracherechten sowie die Regelung von Unterstützungsmaßnahmen
für betroffene Bürgerinnen und Bürger voraus (z. B. ﬁnanzielle Transfer-
leistungen zur Expertenakquise). Allerdings weisen auch einige Kommu-
nalpolitiker darauf hin, dass gesetzlich geregelte Verantwortlich- und
Zuständigkeiten nicht ausgehebelt bzw. durch Bürgerbeteiligung ersetzt
werden könnten51.
Die Effektivität von Bürgerbeteiligung bemisst sich für viele Personen
zudem daran, inwiefern sich die mittels Beteiligungsverfahren erarbeite-
ten Ergebnisse für den weiteren Prozess als relevant erweisen bzw. für die
zuständigen Behörden eine bindende Wirkung entfalten. Nachvollzieh-
bare Entscheidungswege und Informationen sowie eine wertschätzende
Kommunikation gelten neben transparenten, d. h. eindeutig deﬁnierten
Verfahrensstrukturen und Rollenzuschreibungen ebenfalls als wichtige
Elemente eines als fair bzw. legitim beurteilten Beteiligungsverfahrens
(vgl. (Drögemüller, 2016, S. 201)).
51Siehe dazu auch (Mbah, 2017, S. 10ff).
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Im Zuge der Reﬂexion von Aspekten zur Förderung prozeduraler Ge-
rechtigkeit werden nahezu übereinstimmend auch Ausgleichs- und För-
dermaßnahmen für betroffene Standorte als angemessen erachtet, um
bspw. materielle oder immaterielle Schäden (z. B. sinkende Immobilien-
preise, Stigmatisierung) zu kompensieren. Allerdings gelten Kompensa-
tionen als illegitim oder anrüchig („Schmiergeld“), wenn diese an Bedin-
gungen geknüpft werden – insbesondere, wenn diese auf die Akzeptanz
der kommunalen Gebietskörperschaften abzielen oder lediglich für lokale
Prestigeprojekte verwendet werden (z. B. Bau von Schwimmbädern). Mit
Blick auf die Standortentscheidung fordern einige befragte BI-Vertrete-
rinnen und -Vertreter, die zukünftig betroffenen Kommunen mit Veto-
rechten auszustatten, um diese u. a. dazu in die Lage zu versetzen, sich
gegen Mehrheitsbeschlüsse wehren zu können. Andere Kommunalpoliti-
kerinnen und -politiker sowie BI-Vertreterinnen und -Vertreter lehnen
die Implementation von Vetorechten jedoch mit dem Verweis auf die Ent-
scheidungsbefugnis demokratisch legitimierter Gremien bzw. der drohen-
den Dominanz partikularer Interessen ab52.
Diese Befragten hielten eine Standortentscheidung durch den Bundes-
tag durchaus für legitim, sofern die Betroffenen im vorherigen Standort-
auswahlverfahren in der Tat von „echten“ Mitwirkungs-, Mitentschei-
dungs- und Klagerechten Gebrauch machen können (Drögemüller, 2016,
S. 207).
Mit Blick auf die Bewertung unterschiedlicher Entsorgungsoptionen
hat sich gezeigt, dass insgesamt keine Entsorgungsoption eindeutig prä-
feriert wird, da mit allen Optionen jeweils Vor- und Nachteile sowie
Unwägbarkeiten und Unsicherheiten assoziiert werden. Zwar wird die
tiefengeologische Entsorgung als dauerhafte Form der Entsorgung mehr-
heitlich favorisiert, jedoch bestehen ambivalente Auffassungen darüber,
über welchen Zeitraum eine etwaige Rückholung der Abfälle möglich sein
sollte: Ein Teil der Befragten plädiert für die Implementation von Vorkeh-
rungen, die eine dauerhafte Rückhol- bzw. Bergbarkeit ermöglichen; ein
anderer Teil hält einen zügigen Verschluss nach der Einlagerung der Ab-
fallgebinde für erstrebenswert. Als dauerhafte Entsorgungsoption wird
die Oberﬂächenlagerung abgelehnt. Dies geschieht vor allem aufgrund
der im Vergleich zur Tiefenlagerung als unbefriedigend wahrgenomme-
nen Sicherungs- und Einschlussmöglichkeiten durch fast alle Befragten.
Eine längerfristige Lagerung an der Erdoberﬂäche wird allenfalls als not-
wendige Interimslösung für sinnvoll erachtet.
Zusammenfassend unterstreichen die empirischen Ergebnisse den
Bedarf einer verlässlichen und gleichermaßen robusten Endlager-Go-
52Zu den Vetorechten siehe z. B. Decker (2014); Linden (2016).
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vernance. Demgegenüber werden gesellschaftliche Widerstände durch
einen Mangel an Partizipation geradezu unterstützt und darauf aufbau-
end Paralysen der Problembearbeitung befördert. Die meisten Befragten
erwarten neue Formen des Regierens, die eine breite und qualitativ hoch-
wertige Bürgerbeteiligung mit fairen Verhandlungsprozessen zwischen
Entscheidungsträgern und Betroffenen forcieren und sich mit Erkennt-
nissen der Governance- und Partizipationsforschung in Einklang bringen
lassen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte speziﬁschen Informations-
und Beteiligungsbedürfnissen unterschiedlicher Akteure gerecht wer-
den und insbesondere den lokal Betroffenen verbindliche und effektive
Formen der Einﬂussnahme bieten, die über bisherige Formen institu-
tionalisierter Beteiligungsformen (z. B. Anhörung, Erörterung) hinaus-
gehen. Neutrale Prozessbegleiter (z. B. Mediatorinnen und Mediatoren,
verfahrensexterne Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler) könnten
vor Ort eine Konfrontation von Vorhabenträger und Betroffenen kanali-
sieren, Konﬂikte aufnehmen und faire Aushandlungsprozesse zusätzlich
befördern. Da sich gezeigt hat, dass die Beurteilung der gegenwärtigen
Politik oft von hohem Misstrauen geprägt ist, das in alten Konﬂikten und
Wertverletzungen wurzelt, erscheint eine historische Aufarbeitung des
Entsorgungskonﬂikts erforderlich.
Merkpunkte für die Gestaltung professioneller Governance-Prozesse
Aus der Governance-Forschung des ITAS, des FFU und des IRW können
einige wichtige Merkpunkte für die zukünftige Gestaltung professioneller
Governance-Prozesse abgeleitet werden. Als Anknüpfungspunkt werden
hier die Gesichtspunkte „Fairness“ und „Transparenz“ eingeführt, die in
der Partizipationsforschung prominent platziert werden53.
Bei der Gestaltung von Entscheidungsprozessen nehmen beide Begrif-
fe und die hinter ihnen liegenden Konzepte dann besonderen Raum ein,
wenn über die Qualität und die Gestaltung professioneller Governance-
Prozesse reﬂektiert wird. Die Qualität von Verfahren, so ein Ergebnis von
Mbah (2017) hängt in besonderer Weise von der Operationalisierung die-
ser beiden Momente ab. Mit Fairness54 ist vor dem Hintergrund eines re-
präsentativen Demokratiemodells zunächst gemeint, dass die Gleichheit
aller nicht verletzt werden darf, um Repräsentativität und damit Legitimi-
tät zu gewährleisten (Mbah, 2017, S. 22ff). Folglich besteht die Notwen-
53Zum Forschungsstand der Partizipationsforschung siehe Mbah (2017).
54Nach (Visschers u. Siegrist, 2012, S. 293) ist darunter der Grad zu verstehen, zu dem ei-




digkeit, alle konkret vorgetragenen Argumente und die damit immer auch
verknüpften Interessen im Entscheidungsprozess ausreichend zu berück-
sichtigen. Aufgrund veränderter gesellschaftlicher Voraussetzungen kön-
nen politische Entscheidungen nicht mehr allein den gesetzlich gewähl-
ten Repräsentantinnen und Repräsentanten und der Wissenschaft55 über-
lassen werden, sondern es sind umfassende Mitspracherechte für gesell-
schaftliche Individuen zu gewähren, um dem Wunsch nach partnerschaft-
licher politischer Entscheidungsﬁndung zwischen Entscheidungsträgern
und Betroffenen zu entsprechen. Hiermit sind folglich Beteiligungspro-
zesse auf Augenhöhe gemeint, die allen Beteiligten die Chance bieten,
ihren Argumenten Gehör zu verschaffen. Dies sollte unter den Vorausset-
zungen eines wechselseitig wertschätzenden und respektvollen Umgangs
geschehen. Entsprechend faire Aushandlungsprozesse können durch neu-
trale Prozessbegleiter wie beispielsweise Mediatorinnen und Mediatoren
befördert werden (Drögemüller, 2018).
Vor dem Hintergrund der langen Zeiträume, die im Kontext der Ent-
sorgung hoch radioaktiver Abfälle betrachtet werden müssen, schließt
Fairness auch die Beachtung von Generationengerechtigkeit (siehe Ka-
pitel 3.8) ein. Letzteres betont die Bedeutung von partizipativen Verfah-
ren, die die Beteiligung aller Interessen einschließt und in denen alle
Beteiligten die Möglichkeit des Gehörtwerdens haben. Gehörtwerden zu-
künftiger Generationen ist zwar nicht direkt möglich, weißt als Forde-
rung aber darauf hin, dass die Verantwortung gegenüber zukünftigen Ge-
nerationen in besonderer Weise bedacht und beraten werden muss. D. h.
heutige Generationen müssen die Belange zukünftiger Generationen re-
ﬂektieren und sich diesen gegenüber verhalten (vgl. Hocke (2015b)). Vor-
aussetzung hierfür sind auch unter diesem Gesichtspunkt die frühzeiti-
ge und problemorientierte Information und Einbindung der Betroffenen
vor Ort und die Absicherung durch institutionelle Vorkehrung wie sie z. B.
im erweiterten Long-term-Stewardship-Konzept vorgeschlagen werden
(Di Nucci u. a., 2017; Drögemüller, 2018; Kuppler u. Hocke, 2015). Um
eine effektive Mitsprache zu ermöglichen, müssten Ergebnisse aus par-
tizipativen Verfahrenselementen in die Entscheidungsﬁndung einﬂießen
– sowohl in die aktuelle wie die der nahen Zukunft56. Dies schließt ein,
dass Beteiligungsverfahren in der politischen Entscheidungsﬁndung in-
55Wissenschaft wird hier im Sinn zuständiger Experten (akademisch und anwendungsori-
entiert) sowie den beobachtenden Instanzen wissenschaftlicher Verfasstheit verstanden
(Expertengruppen, Reviews und disziplinärer Debatte) (zur nicht unproblematischen Ar-
beitsteilung in wissenschaftliche Strukturen siehe Weingart (2003); Böschen (2016).
56Der Ergebnisstand der fachlichen Debatte zu Partizipation wird vielmehr hier zu Ende
gedacht. Wie diese Erwartungen der Partizipationsforschung integriert werden können,
ist im Kontext hier nicht zu leisten.
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stitutionalisiert werden. Damit wird nicht nur deren Legitimität im reprä-
sentativen Demokratiemodell gefestigt, sondern auch gewährleistet, dass
wiederholt Entscheidungen auf der Basis umfassender Beteiligungsarran-
gements getroffen werden können, indem auf etablierte Verfahren und
für die Durchführung notwendige organisatorische Strukturen zurückge-
griffen werden kann (Kuppler u. Hocke, 2018).
An dieser Stelle muss das Kriterium der Transparenz erläutert werden,
da diesem für die Qualität von Beteiligungs- und Entscheidungsprozessen
eine hohe Bedeutung zukommt, wie auch das Beispiel der Transparenz-
kultur in der Schweiz verdeutlicht (Kuppler, 2017). Es geht hierbei nicht
nur um die Anerkennung der Wichtigkeit von Transparenz, sondern auch
um die Frage, welche Art von Transparenz zu welchem Anlass erforder-
lich ist (Kuppler, 2016). Transparenz meint zunächst, dass die einzelnen
Verfahrensschritte einer politischen Entscheidung nachvollziehbar sein
müssen. Darunter ist aber auch zu verstehen, dass das den Entscheidun-
gen zugrundeliegende Wissen und die damit einhergehenden Ungewiss-
heiten offen dargelegt und der interessierten Öffentlichkeit zugänglich
gemacht werden. Das schließt ein, dass Informationsmaterialien und wis-
senschaftliche Erkenntnisse so aufbereitet werden, dass diese auch für
außerwissenschaftliche Akteure, externe Beteiligte und Betroffene ver-
ständlich sind. Bereits in der Suche nach geeigneten Endlageroptionen
wie auch in der Beratung über die Auswahl aus den Optionen spielt Wis-
sen – relativ zu den Kriterien, die ein Endlager erfüllen soll – eine zentrale
Rolle. Ob z. B. eine Endlagerung in einer tiefen geologischen Formation
angestrebt wird oder ob man sich für eine langfristige Oberﬂächenlage-
rung entscheidet, hängt sowohl vom verfügbaren Wissen als auch von
Einschätzungen darüber ab, welches Wissen möglicherweise in Zukunft
verfügbar sein könnte (Grunwald, 2016, S. 111). Die Debatten um inter-
und transdisziplinäre Forschung weisen übereinstimmend darauf hin,
dass der außerwissenschaftliche Problemdruck und die Erwartung, dass
Wissenschaft zentrale Beiträge zur Lösung gesellschaftlicher Probleme
leisten kann und soll, wesentliche Motivationen für Wissensintegrati-
on57 sind: Es geht letztlich um die Bereitstellung von Orientierungen
und Handlungswissen (Grunwald, 2016, S. 112).
Ein transparentes Verfahren schließt zudem ein, dass die Verfahrens-
strukturen eindeutig deﬁniert und Verantwortlichkeiten festgelegt sind.
Werden die genannten Merkpunkte ausreichend in zukünftigen Ent-
scheidungsprozessen berücksichtigt, so erhöht sich die Qualität von
57Wissensintegration ist eine der zentralen Herausforderungen von „Wissensgesellschaf-




Beteiligungs- und Entscheidungsverfahren gleichermaßen. Einer Institu-
tionalisierung wird unter anderem auch deswegen eine hohe Bedeutung
beigemessen, da nur so sichergestellt werden kann, dass Wissensbestän-
de an zukünftige Generationen übergeben werden können. Es darf nicht
nur in der Gegenwart gedacht werden, sondern mittlere und entferntere
Zukünfte müssen als Herausforderung begriffen werden, für die entspre-
chende Strukturen und Mechanismen entwickelt und etabliert werden
müssen. Diese haben Anpassungen an veränderte Rahmenbedingungen
ebenso zu ermöglichen wie Konﬂiktmanagement effektiv betreiben und
so robuste Entscheidungen hervorbringen können (Kuppler u. Hocke,
2018).
Transparente Verfahrensstrukturen und Entscheidungsprozesse sind
darüber hinaus auch in Hinblick auf vielfach entstandenes Misstrauen
gegenüber Expertinnen und Experten, Institutionen und Entscheidungs-
prozessen bedeutsam. Ohne ein Vertrauen schaffendes Verfahren zur
Standortwahl, Entwicklung und Betrieb einer risikobehafteten Anlage ist
kurzfristig mit einer Entschärfung des Konﬂikts kaum zu rechnen. Dage-
gen sind weniger Konﬂikte zu erwarten, wenn die zuständigen Behörden
oder die durchführenden Organisationen als kompetent, unvoreingenom-
men und ausreichend auf die Bedenken der Öffentlichkeit eingehend
wahrgenommen werden (Di Nucci, 2016, S. 137).
Eine Akteursgruppe und damit auch ein gesellschaftliches Teilsystem
stehen in besonderer Verantwortung und werden durch Ansprüche wie
Gerechtigkeit, Fairness und Transparenz besonders herausgefordert. Dies
sind die „Regierungsorganisationen“. Zu ihnen gehören sowohl Parla-
mente (national, regional und lokal sowie international), aber auch Teile
der Exekutive sowie halbstaatliche Unternehmen. Diese Teile der Exekuti-
ve sind Behörden (wie das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit) oder Fachministerien in Deutschland (insbesondere auf Landes-
und Bundesebene); letztere sind immer auch mit parteipolitischen Po-
sitionen verknüpft, wodurch Herausforderungen für die Kooperation
und Koordination entstehen. Diese Begriffe sind aus der Governance-
Forschung übernommen. Sie sind nicht nur analytisch ertragreich, son-
dern verweisen auch auf die mehrfach komplexe Ewigkeitsaufgabe, die
in besonderer Weise von Kooperation und zielführender Koordination
bestimmt sein sollte. Mit Ausdauer müssen in einer mehrfach komplexen
Umwelt spätmoderner Gesellschaften Diskurs und Fachpolitik koordi-
niert und mit guten Argumenten beeinﬂusst werden. Gleichzeitig ist
Kooperation sicherzustellen. Sicherzustellen bedeutet, eine Vielzahl von
Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft (inkl. Protestgrup-
pen) an einen Tisch zu holen. Andererseits sind anspruchsvolle Beteili-
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gungs- und Kooperationsprozesse von den verantwortlichen staatlichen
Akteuren anzustoßen, über Jahrzehnte zu organisieren und qualitativ
gut abzuschließen. Gut meint hier im Sinne von Good Governance, dass
alle Akteure mit ihren Argumenten und Wissensbeständen mindestens
umfassend „gehört“ werden. Nach aktuellem Stand der sozialwissen-
schaftlichen Governance / Partizipations-Debatte sollten sie auch die
Entscheidungsprozesse mitgestalten können.
3.7.4 Regulierung und Governance
Der Begriff Regulierung wird in der Rechtswissenschaft staatsbezogen ak-
zentuiert. Regulierung wird als „jede gewollte staatliche Beeinﬂussung
gesellschaftlicher Prozesse (…), die einen speziﬁschen, aber über den Ein-
zelfall hinausgehenden Ordnungszweck verfolgt und dabei im Recht zen-
trales Medium und Grenze ﬁndet“, verstanden (Eifert, 2012, Rz. 5f). Da-
mit wird „die Wirkung staatlichen Handelns als Teilproblem seiner Pro-
grammierung“ betont (Eifert, 2012, Rz. 7); mit anderen Worten, wenn sich
die Art der Entscheidungsﬁndung verändert, beispielsweise von staatli-
cher Top-down-Gesetzgebung hin zu Verhandlungsprozessen zwischen
verschiedenen Akteuren, dann ist das als die Folge der veränderten staat-
lich gewollten Steuerung und damit als Regulierung zu sehen. Aus sozial-
und politikwissenschaftlicher Sicht ist regulierendes Handeln im Rahmen
der Gewaltenteilung als mehrstuﬁges und überprüfbares Handeln einzu-
stufen, das durch seine Muster der Interessenaggregation Argumente in-
tegriert, die Gesetzgebungsverfahren prüft und dann als kollektiver Wille
und Ordnungsgedanke verbindlich wird.
Bis 2013 war für die rechtliche Zulassung eines Endlagers für radioak-
tive Reststoffe in der knappen Regelung des Atomgesetzes das Planfest-
stellungsverfahren vorgesehen. Seit langem ist das Planfeststellungsver-
fahren das eingeführte Format für die Zulassung großer Infrastrukturvor-
haben gewesen. Es fasst Öffentlichkeitsbeteiligung und Entscheidungs-
ﬁndung in einem einzigen Verfahren zusammen, das alle notwendigen
rechtlichen Zulassungen integriert (z. B. nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, Bundesberggesetz oder dem Baugesetzbuch).
Insbesondere an dem Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 und den dagegen
gerichteten Widerständen wurde deutlich, dass dieses Regelungsformat
den gesellschaftlichen Bedürfnissen nicht mehr entspricht und nicht
mehr hinreichend befriedend und legitimitätsstiftend wirkt. Die Gesell-
schaft ist nicht mehr bereit, die formal-rechtlich korrekt ergangenen
Entscheidungen einfach hinzunehmen (Spieker u. Bachl, 2013). Diese
Vorkommnisse lösten in der Rechtswissenschaft Reformvorschläge aus,
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die wie etwa die Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 Ver-
waltungsverfahrensgesetz in die Rechtsordnung übernommen wurden
(Ziekow, 2013).
Damit setzt sich eine Tendenz fort, die das (Umwelt-)Recht in den letz-
ten Jahrzehnten immer wieder zur Erweiterung seines Handlungsreper-
toires gezwungen hat. Wenn sich auf herkömmliche Weise die Ziele der
Regulierung nicht mehr erreichen lassen, so müssen neue Herangehens-
weisen ergänzend zur Verfügung gestellt werden (Ritter, 1992). Mit den
veränderten gesellschaftlichen Haltungen und Ansprüchen korrespondie-
ren die Governance-Konzepte, wie sie vor allem in der Politikwissenschaft
diskutiert und fortgeschrieben wurden (vgl. Kapitel 3.7.1).
Das Standortauswahlgesetz als Regulierung für die Entsorgung hoch
radioaktiver Abfälle, die demonstrativ einen Neustart des bisherigen
staatlichen Herangehens belegen soll, macht zahlreiche Anleihen bei
Governance-Konzepten und partizipationswissenschaftlich vorgeschla-
genen Formen der Verständigung. Insofern stellt das StandAG, mit der
elaborierten neuartigen Anlage des Regelungsdesigns für das Standort-
auswahlverfahren, gegenüber der bisherigen Orientierung am Ordnungs-
recht aus rechtswissenschaftlicher Sicht einen Paradigmenwechsel dar.
Zu unterscheiden sind allerdings die unterschiedlichen Phasen der
Entstehung und Weiterentwicklung des StandAG. Während sich das erste
Gesetzgebungsverfahren zum StandAG 2013 lediglich durch die Online-
Verfügbarkeit immer neuer Referenten-Entwürfe in der Herangehenswei-
se von anderen Gesetzgebungsverfahren abhob (Smeddinck u. Roßegger,
2013, S. 553), gewann im Weiteren die durch das StandAG 2013 einge-
setzte Endlager-Kommission großen Einﬂuss auf die Fortentwicklung
des Gesetzes. Befürchtungen der Gesellschaft, das StandAG 2013 sei –
gleichsam aufoktroyiert – das letzte Wort des Gesetzgebers, bestätigten
sich also nicht. Zum einen hatte das BMUB außer der Reihe schon im
Mai 2013 in der Spätphase der Gesetzgebung zum StandAG eine Ver-
anstaltung zur Diskussion des Gesetzentwurfes eingeschoben, der auch
tatsächlich noch zu Änderungen am Gesetzestext führte (Smeddinck u.
Roßegger, 2013, S. 553). Zum anderen war das StandAG bereits 2013 auf
Fortentwicklung angelegt, namentlich durch die Evaluierungspﬂicht für
die Endlager-Kommission, die dann auch zu mehreren Novellierungen
und umfangreichen Änderungen insgesamt führte (Smeddinck, 2017a, S.
195ff).
Dass ein Gesetz und seine Wirksamkeit Teil und Folge eines gesell-
schaftlichen Kontextes sind, verdeutlichte die Weigerung der meisten
Umweltverbände, sich an der Endlagerkommission zu beteiligen. Einer-
seits wurden die Einﬂussmöglichkeiten als zu gering eingeschätzt (vgl.
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(Krick, 2013, S. 248)). Festgemacht wurde dies am Regelungszuschnitt
der Endlager-Kommission und an den gewachsenen gesellschaftlichen
Erwartungen auf Beteiligung. Andererseits – und wohl schwerer wiegend
– wirkten die Erfahrungen aus den konﬂiktträchtigen Auseinanderset-
zungen um die friedliche Nutzung der Kernenergie in Deutschland nach
(Smeddinck, 2016). Verlorenes Vertrauen in zentrale staatliche Akteure
dürfte dabei eine eminente Rolle gespielt haben.
Generell ist festzustellen, dass der Übergangsbereich zwischen Poli-
tikberatung, Partizipation und Regulierung größer wird ((Ismayr, 2012,
S. 24ff); vgl. auch (Eifert, 2012, Rz. 35 u. 52)). Fachleute wie Betroffene
werden immer häuﬁger und auf sehr unterschiedliche Art und Weise in
Entscheidungsprozesse und rechtlichen Vollzug integriert. Das Spektrum
reicht von Einspeisung der fachlichen Expertise bis zur Formulierung ei-
gener Interessen. Die Übergänge werden ﬂießend: Kompetente Laien
werden zu Beraterinnen und Beratern und Mit-Entscheidern ((Schuppert,
2012, S. 62); Sutter (2005)). Gleichzeitig lagert die Politik Erörterungen
und Entscheidungen an externe Gremien aus und lässt sich durch deren
Votum mehr oder minder stark binden. In dieses Feld neuer Arrangements
gehört auch die oben genannte Endlagerkommission (nach § 3 StandAG
2013), zu deren Aufgabe es zählte, Empfehlungen an den Bundestag zu
richten (Smeddinck u. Willmann, 2014, S. 104).
Die unausgesprochene Umstellung von Ordnungsrecht zu Governan-
ce als Leitbild der Gesetzgebung im StandAG, die sich hinter der Chif-
fre des „Neustarts“ verbirgt, führt nicht und kann aus verfassungsrecht-
lichen Gründen auch nicht dazu führen, dass das bisherige Rechtssystem
und das rechtliche Zulassungsverfahren verdrängt oder ersetzt werden.
Die Rolle staatlicher Regulierung in der politischen Steuerung verändert
sich, verliert aber nicht an Bedeutung (Jacob u. a., 2007, S. 25). Neue For-
men der Öffentlichkeitsbeteiligung werden also eröffnet und treten letzt-
lich additiv zu traditionellen rechtlichen Bewirkungsmechanismen hinzu.
Die Folgen dieser Entwicklung sind ambivalent einzuschätzen. Einerseits
kommt die staatliche Seite Wünschen und Forderungen aus der Gesell-
schaft entgegen. Andererseits wirken diese neuen Foren der Verständi-
gung verunsichernd auf etablierte Akteure und erregen Misstrauen, da
es damit wenig praktische Erfahrungen gibt (Peters (2015b); (Smeddinck,
2017a, S. 205))58.
Eine starke Orientierungswirkung hat der Abschlussbericht der Endla-
gerkommission entfaltet und ist tatsächlich als Legitimationsgrundlage
für die Novellierung des StandAG leitend geworden. Den Empfehlungen
58In welchem Umfang sich die neuen Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung in Deutschland
bereits etabliert haben, ist nach Forschungslage nicht abschließend zu beantworten.
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der Kommission kam keinerlei gesetzlich angeordnete Bindungswirkung
für die nachherige Gesetzesentscheidung des Bundestages zu. Gleichwohl
hat sich die prognostizierte hohe faktische Bindungswirkung bestätigt
(vgl. (Smeddinck u. Willmann, 2014, S. 110); Smeddinck (2017a)).
Um die rechtliche Komplexität des Standortauswahlverfahrens im
Zaum zu halten, hat der Gesetzgeber sich entschieden, im Wesentli-
chen Entscheidungen im Wege der Legalplanung zu sanktionieren. Das
heißt, grundsätzlich planfeststellungsbedürftige Vorhaben werden durch
Parlamentsgesetz zugelassen. Das bedeutet eine Zentralisierung des Ver-
fahrens und eine Einschränkung für föderale und gerichtliche Einwir-
kungsmöglichkeiten. Zugleich sind Klagemöglichkeiten für Gemeinden
und Nachbarn entsprechend dem Umweltrechtsbehelfsgesetz eröffnet
worden, die es bisher so nicht gab.
Gleichwohl wird die Legalplanung von Bürgerinnen und Bürgern als
Entmündigung und staatliche Ermächtigung wahrgenommen. Die neu-
en Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung werden hingegen weniger als
zeitgemäße ergänzende Form der Entscheidungsﬁndung – gegenüber der
Gerichtsentscheidung, die typischerweise eine Seite obsiegen und die an-
dere verlieren lässt und damit Konﬂikte nicht nachhaltig löst – und auf
Konsens zielende Kompensation wahrgenommen (Smeddinck u. Semper,
2016, S. 245f), obwohl sie auch von der Forschung als wichtiges Instru-
ment bürgerschaftlichen Engagements und fortschreitender Demokrati-
sierung empfohlen werden (Röthel, 2011).
Unweigerlich wird für die Beurteilung und Einordnung des regulato-
rischen Designs die Frage nach den Maßstäben aktualisiert. Der Staat
muss nicht sozialwissenschaftlichen Konzeptionen oder gesellschaftli-
chen Stimmungen folgen, sondern darf und muss sich an das Verfassungs-
recht halten. Das Bundesverfassungsgericht (1997) hat die Legalplanung
unter bestimmten Bedingungen zugelassen59.
Im StandAG sind darüber hinausgehend sogar mehrere aufeinander
aufbauende gesetzliche Entscheidungen vorgesehen. In den Verfassungs-
rechtslehrbüchern gilt das Parlamentsgesetz als die demokratischste
aller Entscheidungen im staatlich-politischen System der Bundesrepu-
blik Deutschland (Brenner, 2005, Rz. 70). Hiermit wird dem Anspruch der
Gleichheit in Form der Repräsentativität der Volksvertreter gefolgt und
damit die Legitimität von parlamentarischen Entscheidungen erzeugt. Im
Übrigen fürchten manche, dass eine größere Beteiligung nicht legitimier-
ter Gruppierungen sogar zu weniger demokratischen Entscheidungen
führen würde ((Hien, 2012, S. 132), (Böhm, 2011, S. 618), vgl. auch Schink
(2011)). Umgekehrt skizzieren und fordern Governance-Konzepte Betei-
59Beschluss vom 17.07.1996, 2 BvF 2/93, NJW 1997, S. 383ff
204
3.7 Governance als Modus politischer Steuerung und Möglichkeit der
Konﬂiktregulierung
ligungsmöglichkeiten bis hin zur Mit-Entscheidung von Bürgerinnen
und Bürgern (Arnstein, 1969; Di Nucci u. a., 2017) und in der Rechts-
wissenschaft sehen manche die Möglichkeit, die vielfach anzutreffende
Differenz zwischen gesellschaftlicher Vorstellung und institutionell legi-
timierten Gesetzen durch neue Formen der Bürgerbeteiligung zu über-
brücken, gerade aus verfassungsrechtlicher und verfassungspolitischer
Sicht (Schön, 2013, S. 21 u. 32).
Trotz der immer wieder neuen Berechtigung künftiger Parlamente, von
dem vorgezeichneten Pfad des Standortauswahlverfahrens und den im
StandAG vorgegebenen Stufen abzuweichen (Smeddinck, 2017b), wird
zunächst auf die Überzeugungskraft des eingeschlagenen Weges und des
gewählten Legitimationskonzeptes aus aufeinander aufbauenden gesetz-
lichen Entscheidungen vertraut (König, 2012, S. 237). Insofern mag es
nicht überraschen, dass in konservativeren Kreisen der Rechtswissen-
schaft der Zuschnitt des StandAG mit seinen innovativen Öffentlichkeits-
beteiligungsformaten als systemwidrig abgelehnt wird (Bull, 2014; Wie-
gand, 2014; Gärditz, 2015). Vertreterinnen und Vertreter unterschiedli-
cher Disziplinen, die sich wissenschaftlich mit Partizipation auseinander-
setzen60, präferieren die Möglichkeit, Formate der Konﬂiktlösung ﬂexibel
auswählen zu können. Gegenüber dem StandAG 2013 wurde wohl auch
deshalb die Öffentlichkeitsbeteiligung rechtsverbindlich durchreguliert
und die gleichwohl fortschrittlichen Regelungen, die jetzt auch Nach-
prüfungsrechte und einen Partizipationsbeauftragten umfassen, wieder
um traditionelle sowie scharf kritisierte Formate wie den Erörterungster-
min ergänzt (Smeddinck, 2017a). Es lassen sich rechtswissenschaftliche
Überlegungen wie gesetzgeberische Entscheidungen beobachten, die von
Governance-Konzeptionen inspiriert sind. Dazu zählt die Gestaltung des
StandAG 2013 wie 2017. Nicht zuletzt durch die Möglichkeit weiterer
Evaluierungen bleibt das StandAG ein lernendes Gesetz und kann un-
ter dem Eindruck neuer Erkenntnisse und Bedürfnisse weiterentwickelt
werden (Smeddinck, 2017a). Die Suche nach neuen Formen der Verständi-
gung führt auch in anderen Feldern der Energiewende zu tiefergehenden,
auch disziplinübergreifenden Analysen (Roßnagel u. a., 2014), und ver-
änderten Infrastrukturzulassungen wie etwa beim Netzausbaubeschleu-
nigungsgesetz (Peters, 2015a).
Unabhängig davon ist der Governance-Begriff in der Rechtswissen-
schaft ohne Begeisterung und größere Verbreitung aufgenommen wor-
den (wohlwollend bspw. Schuppert (2007)). Einerseits ist auf die parti-
60Unter anderem sind hier Politikwissenschaften und Rechtswissenschaften gemeint, siehe




ell auftretende Regulierungsschwäche des Staats und das Fehlen eines
souveränen Zentrums hingewiesen worden (Franzius, 2005). Anderer-
seits ist die konzeptionelle Blaupause für den Staat, der sich zurückzieht
und nicht alle Steuerungsaufgaben gleichmäßig wahrnehmen kann und
stärker gesellschaftliche Akteure einbezieht, unter dem Stichwort des
Gewährleistungsstaates thematisiert worden (Schuppert, 2005). Anstelle
des Governance-Begriffs ist für die intradisziplinäre rechtswissenschaft-
liche Auseinandersetzung der Begriff der Regelungsstrukturen vorge-
schlagen worden. Damit wird das Regulierungsinteresse auf die Effekte
und Zusammenhänge zwischen Handlungsmaßstäben, Institutionen und
Instrumenten gelenkt (Trute u. a., 2004). Der Staat akzentuiert also die
Förderung der Interaktion in und zwischen Netzwerken. Mit dem Hinweis
auf die Kernfunktionen von Recht, mit der Zuweisung konkreter Hand-
lungsmöglichkeiten und Pﬂichten wird der Governance-Begriff als nicht
passfähig zu den herkömmlichen rechtlichen Grundkategorien abgelehnt
(Voßkuhle, 2012, Rz. 70).
3.7.5 Long-term Governance als wichtige institutionelle
Herausforderung
Die hier beschriebenen Ergebnisse basieren auf einer interdisziplinären
Vorstudie, die sich aus der politischen Öffnung für die Option eines Tie-
fenlagers mit Rückholbarkeit problemorientiert ergab. Zum Thema Long-
term Governance wurde ein internationaler Workshop durchgeführt, bei
dem auch das Thema technisches Monitoring vertieft reﬂektiert wurde
(s. Kap. 3.6). Die Ergebnisse sind als explorativ einzustufen. Ein editierter
Sammelband beﬁndet sich im Erscheinen, ebenso liegt ein Beitrag in einer
internationalen Fachzeitschrift mit Peer-Review vor (Hocke u. a., 2018;
Kuppler u. Hocke, 2018).
Die Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle beansprucht extrem lange
Zeithorizonte. Sie reichen über die Betriebsphase hinaus, in der die ra-
dioaktiven Abfälle transportiert, umverpackt und eingelagert werden.
Prinzipiell sind nach deren Ende unterschiedliche Optionen möglich. Es
könnte entschieden werden, dass bei einem Tiefenlager mit Vorkehrun-
gen zur Rückholbarkeit die Monitoring-Phase während der Betriebsphase
beginnt und vor dem endgültigen Verschluss eine zweite Monitoringpha-
se angehängt wird (siehe Kapitel 3.2.5 und die Arbeiten zu VP5). Es könn-
te aber auch den Empfehlungen der Endlagerkommission gefolgt werden,
dass das Endlager nach Ende des Einlagerungsbetriebs bis zum endgül-
tigen Verschluss überwacht werden soll. Unabhängig davon, wie diese
Entscheidungen letztendlich gefällt werden, ist heute absehbar, dass der
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Verschluss nah an das Ende dieses Jahrhundert heranrücken kann, wenn
er nicht sogar deutlich ins nächste Jahrhundert hineinreicht. Nach dem
Vorsorgeprinzip ist es daher angebracht, alle Planungen nicht an einer
zu kurzen Zeitspanne abzubilden.
Selbst über eine Zeitspanne von sieben oder acht Jahrzehnten ist der
Entsorgungsprozess nicht in all seinen möglichen sozialen und institutio-
nellen Veränderungen bezüglich vorhandener Planungsinstrumente, An-
sprüchen an Sicherheit, Vergabe von Verantwortlichkeiten und Entschei-
dungsstrukturen absehbar. Käme es aber zu einem Abbruch der Kontrol-
le des Endlagerbergwerks in den Phasen vor Verschluss, müsste mit ei-
nem erhöhten Risiko der Schädigung von Mensch und Umwelt gerech-
net werden (vgl. Czada (2016)). Daher werden öffentliche Institutionen
benötigt, die die Fähigkeit besitzen, notwendige Verwaltungsprozesse zu
überblicken und zu organisieren sowie Entscheidungen zu treffen. Diese
müssten gezielt auch die regional betroffene sowie die interessierte (na-
tionale) Öffentlichkeit einbinden. Anlässe, bei denen diese Institutionen
in jedem Fall Übersicht, Kompetenz und Handlungsfähigkeit beweisen
müssten, wären eindeutig negative Entwicklungen des Endlagersystems
oder der Verdacht auf solche. Ein anderer Typus wären Fälle, in denen
die Sicherheit der Abfälle durch soziale oder politische Ereignisse (terro-
ristische Angriffe, „Bürger-“Kriege oder soziale Unruhen) gefährdet wer-
den könnten. Bisherige Erfahrungen in der Schweiz und Deutschland wei-
sen darauf hin, dass existierende Institutionen nicht dafür gerüstet sind,
solche Langzeitaufgaben adäquat auszufüllen. Vielmehr braucht es ein
„lernendes System“, welches kooperativ agierende, lernende Organisatio-
nen umfasst, die die Aufgaben des zivilen Konﬂiktmanagements (Grun-
wald, 2010) erfüllen können. Welche Aufgaben müssen solche Institutio-
nen über lange Zeiträume hinweg erfüllen können und welche Eigenschaf-
ten müssen sie aufweisen?
Die über lange Zeiträume zu erwartenden komplexen thermischen,
hydraulischen, mechanischen und chemischen (THMC) Prozesse gilt es
messtechnisch zu erfassen. Die gemessenen Daten müssen sensibel inter-
pretiert und in Entscheidungsgrundlagen sowie letztendlich Handlungen
umgesetzt werden. Der Monitoring-Prozess beinhaltet sowohl die Sicher-
stellung der Robustheit der generierten Daten und der technischen Moni-
toring-Infrastruktur als auch die Interpretation der Daten. Das bedeutet,
dass die zuständige Institution zur gleichen Zeit die Fähigkeit besitzt,
am Endlager oder Oberﬂächenlager zu intervenieren und das dafür be-
nötigte Wissen zu erhalten sowie dessen Weiterentwicklung zu fördern.
Die Herausforderung besteht darin, den Zugang zu erforderlichem wis-
senschaftlichen Wissen, zur richtigen Technologie und zur benötigten
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Infrastruktur sowie kompetentes Personal unter den gegebenen Bedin-
gungen zu jeder Zeit über lange Zeit sicherzustellen. Um einer solchen
Aufgabe auf lange Sicht gerecht werden zu können, ist es notwendig, dass
die zuständige Institution dazu fähig ist, mit der Öffentlichkeit in einen
Dialog zu treten und dafür zu sorgen, dass die politische Aufmerksam-
keit gegenüber dem Thema Endlagerung aufrecht erhalten wird, um eine
ﬁnanzielle Absicherung auf Dauer zu gewährleisten (Kuppler u. Hocke,
2018). Das bedeutet, dass diese Institution Eigenschaften einer hybriden
Organisation aufweisen sollte, beispielsweise in der Form, dass diese
Organisation dazu fähig sein sollte, über die Grenzen verschiedener ge-
sellschaftlicher Subsysteme hinweg zu arbeiten und zu kommunizieren
(Chadwick, 2017)61.
Am Monitoring wird eine Vielzahl von Akteuren in mehreren Institutio-
nen beteiligt sein, welche koordiniert und kooperativ zusammenarbeiten
müssen. Für die Koordination der Aufgaben sollte eine (Regierungs-)Or-
ganisation zuständig sein (Kuppler u. Hocke, 2018). In bestehenden Kon-
zepten, wie dem der US-amerikanischen „long-term stewardship“, das an
anderer Stelle ausführlich dargestellt ist, wird häuﬁg davon ausgegangen,
dass notwendige Handlungen fast automatisch erfolgen62. Die konzeptio-
nellen Überlegungen zu Governance in ENTRIA (siehe Kapitel 5.2) fokus-
sieren auf die Frage, wie Entscheidungsprozesse organisiert werden kön-
nen, die einerseits bei der nuklearen Entsorgung den Schutz von Mensch
und Umwelt sicherstellen und andererseits eine Vielzahl an Akteuren be-
rücksichtigen und an wichtigen Stellen einbinden.
Der Staat legt dabei fest, unter welchen Bedingungen weitere Akteu-
re in die Entscheidungsﬁndung eingebunden werden, und übernimmt –
gerade auch nach der Neuregelung der Zuständigkeiten in Deutschland
– die volle Verantwortung (Kuppler u. Hocke, 2018). Perspektivisch be-
deuten die Erträge aus der Governance-Forschung auf nukleare Langzeit-
Aufgaben angewendet immer auch das Festlegen von Aufgaben und Rol-
len sowie Institutionen und Prozessen (basierend auf Mayntz (2009) und
Grande (2012)). Durch die Institutionen soll die Aufmerksamkeit für die
Aufgabe über lange Zeitspannen hinweg aufrecht erhalten sowie das er-
forderliche Wissen bereitgestellt werden, das für einen verantwortungs-
vollen Umgang mit der Überwachung des Endlagers auch in ferner Zu-
kunft notwendig ist. Die oberirdische Lagerung hoch radioaktiver Abfälle
erfordert eine wesentlich intensivere Kontrolle als die tiefengeologische
61Der Begriff der hybriden Organisation betont, dass bei aktuellen Institutionalisierungen
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft mit ihren unterschiedlichen Typen von Wissen und
systemischen Eigenlogiken zusammengebunden werden.
62Metlay, D. (2016): Organizations Matter. Monitoring and Long-term-Governance, Work-
shop Technical Monitoring and Long-term Governance, Karlsruhe 18. - 19.10.2016
208
3.7 Governance als Modus politischer Steuerung und Möglichkeit der
Konﬂiktregulierung
Endlagerung mit der Möglichkeit der Rückholbarkeit. Am wenigsten Über-
wachung erfordert ein tiefengeologisches Endlager ohne Rückholbarkeit.
Eine Langzeitüberwachung ist dennoch für alle drei Optionen erforder-
lich, nur in unterschiedlicher Ausprägung (ebd.).
Welche Eigenschaften muss ein solches Institutionengefüge nun auf-
weisen, das von einer staatlichen Institution koordiniert wird? Aus Erfah-
rungen des Falls Asse II lässt sich die Lehre ziehen, dass mangelnde Trans-
parenz und fehlende gegenseitige Kontrolle („checks and balances“) Feh-
ler und Probleme hervorrufen, die vertuscht werden, anstatt diese aufzu-
arbeiten und daraus Lehren zu ziehen (Möller, 2016; Ilg u. a., 2017). Dies
weist auf die Notwendigkeit von offener und nicht-hierarchischer Delibe-
ration hin, die die Grundlage für Governance-Prozesse darstellt, in denen
Individuen nicht dafür gestraft werden, wenn sie Pannen und Fehler auf-
decken, sondern im Gegenteil dies als ein normaler und alltäglicher Pro-
zess angesehen wird (vgl. Sträter (iE).).
Ein entsprechendes System, das bei eintretenden oder vermuteten Feh-
lern Warnrufe und das Erkunden von nicht zu erwartenden Sachverhalten
honoriert, also in diesem Sinn „erkennungsfreundlich“ ist, bedarf weiter-
hin einer klaren Trennung der Verantwortlichkeiten. Mit Radkau u. Hahn
(2013) sowie der Arbeit von (Möller, 2009) kann gezeigt werden, dass Ar-
beitsteilungen bei der Aufsicht und beim Vorantreiben einer sicherheits-
orientierten Endlager-Politik über weite Strecken nicht den Erfordernis-
sen eines professionellen Vorgehens entsprachen. Eine zukünftige Ma-
xime sollte sein, dass nur eine professionelle Kultur des Umgangs mit
vermuteten Fehlentwicklungen positiv honoriert wird. Eine klare Tren-
nung der Verantwortlichkeiten in einem Akteursnetzwerk, in dem Modi
und Prinzipien der Kooperation bekannt sind, ist notwendig, um die Zu-
sammenarbeit einer Vielzahl von Akteuren über lange Zeiträume hinweg
sicherzustellen (Kuppler u. Hocke, 2018). Ein entsprechendes „selbsthin-
terfragendes System“ im Sinne der Endlagerkommission muss vor dem
Hintergrund der deutschen Entsorgungserfahrungen erst aufgebaut wer-
den (Endlagerkommission, 2016, S. 276ff).
Die Unterschiedlichkeit der genannten Aufgaben – beispielsweise die
Umsetzung einer Fehlerkultur, die Koordination verschiedenster Stake-
holder sowie die Etablierung von Checks and Balances – lässt darauf
schließen, dass verschiedene Institutionen mit einem ausbalancierten
interaktiven System benötigt werden. Dazu gehören erstens Institutio-
nen, die die Fähigkeit besitzen, Entscheidungen auf der Grundlage von
begrenztem Wissen zu treffen. Bezogen auf die Eigenschaften von Gover-
nance bedeutet das, dass diese Institutionen fähig sein müssen, verschie-
dene Stakeholder zu koordinieren und mit verschiedenen kollektiven
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Akteuren zu kooperieren („Entscheidungsträger“). Zweitens werden In-
stitutionen benötigt, die das wissenschaftliche Wissen aufrechterhalten
und fortentwickeln können („Wissenschaft“); drittens sind Institutionen
gemeint, die ausreichend wissenschaftliches Wissen aufweisen, um die
wissenschaftliche Fortentwicklung zu begleiten und zu beraten („Auf-
sichtsbehörden“ und „Forschungsmanagement“) und viertens Institu-
tionen, welche die Ausführung konkreter technischer Aufgaben vor Ort
am Endlager / Oberﬂächenlager übernehmen können („Vorhabenträger“).
Diese Art der Institutionenlandschaft gibt es auch heute schon. Der Un-
terschied besteht jedoch darin, dass zukünftig Institutionen dazu fähig
sein müssen, sich an wandelnde Umweltgegebenheiten anzupassen und
mit geringer werdender Aufmerksamkeit und mit einer Reduktion der
Ressourcenausstattung zurechtzukommen (Kuppler u. Hocke, 2018).
Flexibilität, so ein Ergebnis aus diesem interdisziplinären ENTRIA-
Schwerpunkt, ist in einer solchen Long-term Governance in zweifacher
Hinsicht notwendig: erstens um auf natürliche Prozesse im Tiefenlager zu
reagieren, die durch die Einlagerung radioaktiver Abfälle hervorgerufen
werden, und zweitens, um Transparenz, Professionalität und ein histori-
sches Bewusstsein zu erhalten. Langzeitplanung im Sinne von Long-term
Governance ist eine Möglichkeit für die heute verantwortlichen Akteure
und Institutionen, die Hoffnung zu verbreiten, dass verantwortlich mit
dem Problem der Entsorgung der hoch radioaktiven Abfälle umgegangen
wird (Kuppler u. Hocke, 2018).
3.7.6 Hauptergebnisse aus der Governance-Forschung
1. Governance als Modus der Kooperation und Koordination zu verste-
hen, hat sich bei der Bearbeitung als tragfähiges Konzept für die Ent-
sorgungsforschung erwiesen. Dieses Konzept konnte auch bei der
Reﬂexion der Entsorgungspolitik verschiedener Länder eingesetzt
werden, wenn es darum ging, die verschiedenen nationalen Endla-
gerpolitiken zu vergleichen und dabei die jeweiligen sozialen Inno-
vationen zu untersuchen. Damit wird eine wichtige Forschungslü-
cke gefüllt. Insgesamt lässt sich festhalten, dass gehaltvolle Partizi-
pation bisher die Ausnahme ist.
2. Der Bericht der Endlagerkommission schlägt eine Reihe neuer Stan-
dards für die Gestaltung der Schnittstellen zwischen Öffentlichkeit,
Wissenschaft und Politik vor. Diese Vorschläge wurden vom Gesetz-
geber in der Überarbeitung des StandAG weitgehend übernommen.
Trotz dieser erfolgreichen Umsetzung von Neuerungen im deut-
schen politischen System der Entscheidungsﬁndung für die verglei-
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chende Endlagerstandortsuche für hoch radioaktive Abfälle wurden
alte Konﬂikte nicht bearbeitet und bestehen somit weiter (wie die
Gorlebenfrage und erwartete substanzielle Mitwirkungsrechte Be-
troffener bei technischen Großprojekten). Auch begrenzen sich die
neuen Vorschläge für die Öffentlichkeitsbeteiligung weitgehend auf
konsultative Formate.
3. Die Endlagerkommission hat bewiesen, dass eine produktive Aus-
einandersetzung mit dem deutschen Entsorgungskonﬂikts auch
über die alten Konﬂiktlinien hinaus bis zu einem gewissen Grad
machbar ist. Dass es mit der Verabschiedung des StandAG zu einer
teilweisen Befriedung des Konﬂikts kommt, welche erlaubt, des-
sen Umsetzung komplikationslos zu starten, war zwar politisch
gewünscht, gleichzeitig jedoch nicht zu erwarten. Wie die Umwelt-
verbände und Bürgerinitiativen sich in der weiteren Umsetzung
verhalten werden, d. h. ob der Konﬂikt sich wieder zuspitzt und neu
manifestiert, bleibt abzuwarten.
4. Das ungewöhnliche Format der Endlagerkommission mit seiner hy-
briden Zusammensetzung war entgegen vieler Erwartungen erfolg-
reich. Eine große Kommission, die etwa zur Hälfte mit Parlamen-
tarierinnen und Parlamentariern besetzt war und in der zweiten
Hälfte die Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft in ihrer
Pluralität einzubinden versuchte, hat erstaunlicherweise auch un-
ter Bedingungen der deutschen Konkurrenzdemokratie ein weitge-
hend konsensuell durch die Gesamtkommission verabschiedetes
Ergebnis erreicht. Dies kann als Erfolg weniger etablierter Gover-
nanceformen betrachtet werden. Neue Arbeitsteilungen auf der
Ebene von Verantwortung und Zuständigkeit wurden verabredet
und institutionell durch die Neuverteilung mehrerer Geschäfts-
bereiche z. T. auf neue Einrichtungen (BfE und BGE) umgesetzt.
D. h. eine klarere Trennung zwischen Aufsicht und dem Akteur,
der für Entwicklung und Betrieb zuständig ist, wurde erreicht. Den
klassischen Dilemmata im deutschen Mehrebenen-System wurde
versucht durch einen Verantwortungstransfer von Länder- auf Bun-
desebene zu begegnen. Angemessene Mechanismen der Konﬂiktbe-
arbeitung müssen allerdings erst noch etabliert werden.
5. Aus Endlagerpolitiken anderer Länder kann aufgrund von Prozess-
ähnlichkeiten gelernt werden. In der deutschen Entsorgungspoli-
tik sind beispielsweise die Schweizer Transparenzkultur und poli-
tische Erfahrungen in der Konzeption und Durchführung von Re-
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gionalkonferenzen wenig reﬂektiert. Der Bedarf an wissenschafts-
basierter Zuarbeit wird über den gesamten Implementierungszeit-
raum des StandAG hoch sein. Dies betrifft insbesondere die unab-
hängige Forschung, welche nicht von den zuständigen Verfahrens-
trägern durchgeführt oder in Auftrag gegeben wird.
6. In der Forschungsliteratur zu Nicht-Wissen zeigt sich ein Wan-
del vom klassischen Verständnis des „Nicht-Wissens“ als „Noch-
Nicht-Wissen“ hin zur Anerkennung sozialer Konstruktions- und
Deﬁnitionsprozesse des nicht oder nicht abschließend Wissbaren.
Das „Nicht-Wissbare“ und das „Nicht-abschließend-Wissbare“ sind
auch Teil politischer Aushandlungsprozesse, die nun mehr in den
analytischen Blick geraten. Bezogen auf die Entsorgungspolitik
zeigt sich am schwedischen Fall, dass zentrale Akteure in Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft weiterhin dem klassischen Verständ-
nis von Nicht-Wissen anhängen und dieses Nicht-Wissen über kom-
plementär strukturierte Risiko-Begriffe in einschlägige Sicherheits-
analysen einzuhegen versuchen. Mittels prozessualer Aufgliede-
rung der Endlagerung in Prozessphasen – wie auch in Deutschland
vorgenommen – mit je speziﬁschen Risikoabwägungen soll die
Komplexität des Problems reduziert werden. Dadurch wird einer-
seits erläutert, dass Ungewissheiten und speziﬁsche Formen des
Nicht-Wissens adressiert sind und damit handhabbar werden. An-
dererseits von irreduziblen Nicht-Wissens-Beständen abgelenkt.
7. Die bisherige Planung beschränkt sich auf die Zeit bis zur Identi-
ﬁzierung eines Endlagerstandorts. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt,
d. h. in der Phase des Aufbaus der zuständigen Institutionen, sollte
jedoch auch die Zeit danach mitbedacht werden, in der weiterhin ro-
buste Governance-Strukturen benötigt werden, welche für einen si-
cheren und demokratisch-begleiteten Betrieb, Monitoring und Ver-
schluss des Endlagers zuständig sind. Welche Eigenschaften Institu-
tionen haben müssen, um über lange Zeiträume hinweg diese Auf-
gabe erfüllen zu können, wurde in Ansätzen erforscht, bedarf aber
weiterer Präzisierung.
8. Debatten, Auseinandersetzungen und auch Konﬂikte werden durch
eine gut ausgeführte Bürgerbeteiligung nicht vervielfacht, sondern
als Chance für eine stetige Verbesserung des Verfahrens im Sinne
des von der Endlagerkommission vorgeschlagenen lernenden Sys-
tems gesehen. Auch wird ein nach dem StandAG durchgeführtes
Standortauswahlverfahren nicht immer linear verlaufen. Es wird zu
212
3.7 Governance als Modus politischer Steuerung und Möglichkeit der
Konﬂiktregulierung
Fort- und Rückschritten kommen („Interaktion in Loops“), bei de-
nen sich auch die Politik legitimiert einmischen und Entscheidun-
gen treffen wird, die anderen Teilsystemen (Wissenschaft, Medien,
politischen Parteien, Regionen etc.) nicht gefallen werden. Betei-
ligte Akteure sollten sich auf diese Konﬂikte einstellen und sie als
„Normalität“ betrachten.
9. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass das klassische Ex-
pertendilemma durch soziale Prozesse, welche beispielsweise durch
Bürgerbeteiligungsformate oder andere Formen der politischen De-
batte abgedeckt werden könnten, zu lösen sein werden („soziale
Schließung“ von Debatten oder öffentlichen Kontroversen). Dies
stellt eine Herausforderung für alle beteiligten Akteure dar, da für
die Standort- und Konzeptfestlegung einerseits das vorhandene
Wissen als robust betrachtet werden muss. Andererseits ist mit der
Entsorgungspolitik in einem stufenweisen Verfahren eine speziﬁ-
sche Flexibilität zu sichern, die Entscheidungen als Wahl zwischen
Alternativen betrachtet. Im Zusammenhang mit Entscheidungsﬁn-
dungsprozessen sollte die Rollenreﬂexion für alle Akteure gefördert
werden. Der Verfahrensträger und die ihm zuarbeitenden Institu-
tionen stehen in der Pﬂicht, eine tragfähige „Kultur der Konﬂiktbe-
arbeitung“ zu etablieren, in welcher Minderheitenmeinungen nicht
ignoriert werden, ein Verfahrensfortschritt innerhalb von Grenzen,
auf die sich vorab geeinigt wurde, aber sichergestellt ist. In der Kon-
ﬂiktbearbeitung sind diskursive Lösungswege anzustreben, ebenso
wie zivilgesellschaftliche Formen der Konﬂiktaustragung.
10. Es konnte zusammenfassend eine (nicht abschließende) Reihe von
„Gelingensbedingungen“ für die Umsetzung eines auf zivile Kon-
ﬂiktbearbeitung setzendes Standortauswahlverfahren identiﬁziert
werden: (a) Etablierung von Konﬂiktbearbeitung im Verfahren, die
Konﬂikte als Normalität und sogar wünschenswert behandelt, (b)
Diskussion über und gemeinsame Entwicklung einer arbeitsfähigen
Transparenzkultur zwischen Wissenschaft, Öffentlichkeit und Poli-
tik, (c) öffentliche Reﬂexion über und Umgang mit Nichtwissen, (d)
Anerkennen der „Gesellschaftsaufgabe“ Endlagerung – oder besser
„Ewigkeitsaufgabe“ (Brunnengräber, 2015).
11. Aus Perspektive der Technikfolgenabschätzung fällt auf, dass zahl-
reiche Forschungslücken auf geologisch-technischer Ebene be-
stehen. Diese betreffen insbesondere Ungewissheiten, die nicht
allein über numerisch-mathematische Verfahren adressiert werden
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können. Sie werden zwar bei Modellierungen und Simulationen zur
Barrierefunktion des geologischen Untergrunds angesprochen. Wel-
che Effekte und Einﬂussnahmen auf sicherheitsrelevante Faktoren
von den menschlichen Eingriffen ausgehen, die je nach Entsor-
gungskonzept (wartungsfrei / rückholbar) auftreten, und welche
Balancen in der natürlichen Geologie gestört werden, ist durch For-
schungen zwar vertieft bearbeitet. Die verschrifteten Forschungser-
gebnisse machen die Haupterkenntnisse und ihre Bedeutung jedoch
an vielen Punkten nur unbestimmt erkennbar. Einﬂüsse, die infol-
ge des Auffahrens eines Bergwerks, die in der Betriebsphase bei der
Einlagerung von hoch radioaktiven, wärmeentwickelnden Abfällen
entstehen, sind ebenso nur schwach ausgearbeitet, ähnliches gilt
für Monitoring-Maßnahmen, insbesondere wenn sie über einen län-
geren Zeitraum in einem offengehaltenen Bergwerk durchgeführt
werden (Mbah, 2016).
12. Die Standortsuche für ein Endlager weltweit und unabhängig von
der Verfasstheit der jeweiligen politischen Systeme (etwa in Chi-
na, Russland, Europa oder den USA) stellt ein vertracktes Unterfan-
gen dar. Wenn ein „wicked problem“ als ineinandergreifendes stoff-
liches, technisches und soziales Demokratieproblem erfasst wird,
müsste die Bearbeitung des Problems konzeptionell verändert wer-
den. Die Positionen aller am Prozess interessierten Akteure in ihrer
Vielfalt und Unterschiedlichkeit müssten festgestellt, beraten und
verhandelt werden
13. Aber trotz aller Bemühungen sind nur Annäherungen an eine Ide-
allösung, „clumsy solutions“ (Verweij u. Thompson, 2006), realis-
tisch, bei denen die Interessen, Wertvorstellungen und Positionen
der unterschiedlichen Akteure austariert werden müssen. Das ver-
langt allen Akteuren Kompromisse ab. Aufgrund tiefgehender Dif-
ferenzen bei Werten, Interessen und Präferenzen der Akteure, die
unterschiedliche Ansichten zum Verfahren wie zu den erwünschten
Ergebnissen haben, sind allerdings auch neue Konﬂikte unvermeid-
bar. Denn es handelt sich nicht zuletzt um Probleme, bei denen es
zu negativen Rückkopplungsschleifen kommen kann.
14. Freiwilligkeit ist in Deutschland kein Kriterium der Standortaus-
wahl und ist nicht im StandAG verankert (Willmann u. Schmidt,
2016). Freiwilligkeit als Standortkriterium könnte allerdings als ein
Signal an die Öffentlichkeit angesehen werden, sich am Standort-
suchprozess zu beteiligen. Der Begriff bzw. die damit verbundenen
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Konzepte können darüber hinaus als Argumentations- und Klä-
rungshilfe im öffentlichen Diskurs verstanden werden. Denn in
Ländern, die in einer fortgeschrittenen Phase der Umsetzung sind,
spielten freiwillige Suchprozesse eine wichtige Rolle (Di Nucci u. a.,
2017).
15. Kompensationen können dazu beitragen mögliche Folgewirkungen
aus dem Bau oder Betrieb einer Anlage zu mildern (z. B. Immo-
bilienwertgarantien), tatsächliche oder vermeintliche Kosten im
Falle eines Unfalles aufzufangen (z. B. Notfallfonds) oder die lo-
kale Gemeinde für die getragenen Risiken und Belastungen durch
Bau und Betrieb des Endlagers zu entschädigen (vgl. auch Carnes
u. a. (1983)). Dabei muss die Entschädigung nicht unbedingt eine
rein ﬁnanzielle sein (Claro, 2007). Designierten Standorten und
deren umliegenden Gemeinden kann auch eine Verbesserung der
Infrastruktur angeboten werden (z. B. superschnelles Internet, Kul-
turzentren), den Betroffenen Steuervergünstigungen und die Be-
reitstellung von öffentlichen Gütern oder arbeitsmarktpolitische
Maßnahmen zur Entwicklung der Region (Di Nucci, 2016).
16. Eine eingehende Diskussion, ob es „reine“ Freiwilligkeit oder „ge-
kaufte“ Freiwilligkeit überhaupt geben kann, über eine moralisch-
ethische Bewertung oder eine Erörterung der Verteilungsgerechtig-
keit kann hier nicht geführt werden (vgl. dazu Ott u. Smeddinck
(2018). Anhand der Analyse von verschiedenen Fallstudien in der
Europäischen Union (Brunnengräber u. a., 2015) lassen sich jedoch
Rahmenbedingungen erkennen, die zu „freiwilligen“ Reaktionen
und Entscheidungen geführt haben können. Diese sind: eine starke
Identiﬁkation mit der Nuklearindustrie („nuclear communities“),
eine wirtschaftliche Marginalisierung und geographische Abge-
schiedenheit der Region sowie wirtschaftliche Interessen und Ab-
hängigkeiten, die durch die Nuklearindustrie und von der dadurch
induzierten Wertschöpfungskette entstanden sind (Di Nucci u. a.,
2017).
17. Bei den vergleichenden Untersuchungen zu den Spannungsfeldern
von Konfrontation, Kooperation oder Kooptation zeigte sich, dass
nationale Wege sehr speziﬁsch ausgelegt und nur bedingt auf an-
dere Länder übertragbar sind (Brunnengräber u. a., 2015; Di Nucci
u. a., 2017). Dennoch konnten durch den Vergleich und die Synthe-
se der Länderstudien einige konﬂiktverschärfende wie konﬂiktmi-
nimierende Faktoren bei der Standortsuche identiﬁziert und bewer-
tet werden. So wurden Freiwilligkeit und die umstrittene Rolle von
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Kompensationen sowie die unterschiedlichen Ausformungen der-
selben eingehend in den Blick genommen (Di Nucci u. Brunnengrä-
ber, 2017).
18. Aus den Studien zum NIMBY-Phänomen konnte geschlussfolgert
werden, dass die Öffentlichkeit und die Gemeinden bei entspre-
chenden Kompensationen durchaus offen für einen Standort sein
können, wenn die Vorbereitungs- und Aushandlungsprozesse von
Anfang an transparent und offen gestaltet werden. So kann vermie-
den werden, dass Kompensationen als Ablasshandel, Bestechung
oder unmoralisches Angebot angesehen werden. Zusammenfas-
send lässt sich sagen, dass beide Faktoren der Standortbestimmung
– Transparenz und Kompensationen – in einem schwierigen und
komplexen Verhältnis zueinander stehen (Di Nucci, 2016). In Zu-
kunft wird es darauf ankommen, diese Faktoren zu berücksichtigen
und – unter größtmöglicher Beteiligung der Gesellschaft auszuta-
rieren.
19. Weiterhin wurde diskutiert, inwiefern sozio-kulturelle Faktoren wie
„Vertrauen“, aber auch „Transparenz“ bei Entscheidungsprozessen
für eine erfolgreiche Standortsuche ausschlaggebend sein können.
Dabei wurde auf die Erfahrung der Länder zurückgegriffen, die in
einer fortgeschrittenen Phase des Suchprozesses sind und deren Lö-
sungsansätze komparativ analysiert wurden (Di Nucci u. Brunnen-
gräber, 2017). In der Zusammenschau kann geschlussfolgert wer-
den, dass die Unterstützung der potenziellen Standortgemeinden
nicht (ausschließlich) auf Entschädigung basieren kann. Die Erfah-
rungen der skandinavischen Länder zeigen, dass ein weiteres Kern-
element das Vertrauen in die Institutionen darstellt und dass die Be-
reitschaft, Verhandlungen und Vereinbarungen an die Gemeinden
zu delegieren, vorhanden sein sollte. Doch dies bedeutet auch, dass
die lokalen Behörden in der Lage sein müssen, Verhandlungen zu
führen.
Diese gemeinsam entwickelten Hauptergebnisse aus der interdisziplinä-
ren ENTRIA-Governance-Forschung zeigen, dass den Steuerungsprozes-
sen, insbesondere den Aspekten der Kooperation und Koordination, der
Endlagerpolitik mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Einer-
seits können mit dem Governance-Konzept Entscheidungsprozesse bes-
ser beschrieben werden und andererseits bieten sich neue Möglichkeiten
der Analyse alternativer Handlungsmöglichkeiten. Die internationalen
Vergleiche der Endlagerpolitiken bestätigen dies und weisen darauf hin,
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dass im Kontext der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle immer kom-
plizierte Aushandlungsprozesse zu leisten sind. Hiermit wird auf eine
Normalität letzterer verwiesen, die gekennzeichnet ist durch Rück- und
Fortschritte und im Kontext von „wicked problems“ und doppelter Kom-
plexität üblicherweise entstehen. Wissenschaftsbasiertes Handeln ist für
eine Reﬂexion dieser Aushandlungsprozesse notwendig, um hinreichend
ﬂexibel und mit dem Ziel von robusten Entscheidungen reagieren zu
können.
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3.8 Interdisziplinäre normative Analysen zu
Gerechtigkeit
Fakten und Sachverhalte können nicht gänzlich neutral kommuniziert
und realisiert werden. Vielmehr gewinnen sie ihre Bedeutung durch Be-
wertungen und Sinnzuschreibungen. Ethik und Recht sind die zentralen
Disziplinen, um normative Bewertungen zu entwickeln, zu rechtfertigen
und in anerkannte oder doch wenigstens nachvollziehbare Lösungen zu
überführen.
Bezogen auf die Standortauswahl und Realisierung eines Endlagers
sind Sicherheit und Gerechtigkeit die interdisziplinär ermittelten Grund-
kategorien der Bewertung, die im transversalen Arbeitspaket Ethik und
Recht aufgegriffen wurden, um sie im Lichte der beiden Disziplinen zu
entfalten und zu problematisieren (Abschnitt 3.8.1). Ausgangspunkt war
die Überlegung, dass nur Lösungen realisiert werden können, die als si-
cher und gerecht wahrgenommen werden. Naturgemäß lag der Akzent
der Betrachtungen weniger auf dem Aspekt der Sicherheit, der stärker
naturwissenschaftlich-technisch rationalisierbar ist, sondern stärker auf
dem Aspekt der Gerechtigkeit, der größeren Erörterungsbedarf auslöste.
Anders als in der Umgangssprache gibt es nicht nur eine oder die Ge-
rechtigkeit, sondern aus fachlicher Sicht sind unterschiedliche Dimensio-
nen der Gerechtigkeit zu differenzieren, die den Streit und Auseinander-
setzungen teils unbewusst prägen und deren transparente Ausweisung
(Abschnitt 3.8.2) hilft Dinge zu ordnen und auseinanderzuhalten und
darauf bezogen zu diskutieren und mit Maßnahmen zu reagieren. Die
negative und immer noch anzutreffende Tradition der Unterscheidung
zwischen den rational und vernünftig wägenden und agierenden Akteu-
ren und denjenigen, die irrationalen Ängsten, ja Emotionen aufsitzen
und die Wirklichkeit verkennen, gab Anlass, hier im Sinne moderner und
weiterführender Konﬂiktlösungen tiefer zu schürfen und Emotionen als
Rationalitäten eigener Art anzuerkennen und zu untersuchen (Abschnitt
3.8.3).
Drei speziellere Fragenkreise sind aufsetzend auf diesen Grundlagen-
teil dann im Rahmen der Kooperation von Ethik und Recht eingehender
bearbeitet worden:
Erst auf einer erweiterten, gleichsam emotional-informierten Grundla-
ge besteht die Hoffnung, die schon länger im Rahmen der Endlagerfor-
schung ventilierten Konzepte, die Regionalentwicklung und Kompensa-
tionen mit der Realisierung eines Endlagers verknüpfen wollen und teils
heftig abgelehnt werden, effektiv nutzen zu können, indem sie im Lichte
von Ethik und Recht auch als Thema der inneren Wahrnehmungen und
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Antriebe eingeordnet werden: Es ist das Gefühl der Gerechtigkeit, dass
aus einer akzeptablen Lösung eine akzeptierte Lösung wachsen lassen
kann. In Abkehr von der bisher diskutierten Terminologie der Freiwillig-
keit, ein Endlager in der eigenen Region zu akzeptieren, wird hier der Be-
griff der Bereitwilligkeit vorgeschlagen und begründet (Abschnitt 3.8.4).
Die Langzeitperspektive, die die Entsorgung radioaktiver Abfälle in sich
trägt, macht die Aufgabe automatisch und unweigerlich zur Aufgabe zwi-
schen den Generationen. Neben der bloßen faktischen Aufgabe und Tan-
gierung löst das vor allem Gerechtigkeitsfragestellungen aus, die nicht
einfach zu beantworten sind (Abschnitt 3.8.5). Die immer weiter ausufern-
de zeitliche Perspektive bis zu dem Zeitpunkt, an dem ein Endlager zur
Verfügung steht und befüllt werden kann, aktiviert noch wieder andere
Fragestellungen, die sich an der langfristigen Oberﬂächenlagerung fest-
machen (Abschnitt 3.8.6). Schließlich werden zentrale Einsichten aus der
Zusammenarbeit von Ethik und Recht formuliert (Abschnitt 3.8.7), die als
grundlegendes orientierendes Basiswissen genutzt werden können, um
die Chancen für die Realisierung eines Endlagers zu verbessern.
3.8.1 Einleitung
Das gesellschaftspolitische Problem der langfristigen Einlagerung hoch
radioaktiver Reststoffe weist einen Schweregrad auf, der etablierte poli-
tische Routinen (Stichwort: Legitimation durch Verfahren) überfordern
könnte, da das bzw. die Verfahren selbst unter bestimmten normativen
Maßstäben (etwa solchen der Gerechtigkeit, siehe Abschnitt 3.8.2) hinter-
fragt werden können. Das Einlagerungs-Problem ist konﬂiktträchtig und
unweigerlich mit vielfältigen Werturteilen, Risikoeinschätzungen, Narra-
tiven, rechtlichen Regelwerken und moralischen Grundsätzen verwoben,
sodass es keine rein „sachlich begründete“ Lösung geben kann. Die „Sa-
che selbst“ erfordert ethische Reﬂexion und rechtliche Würdigung. Reﬂe-
xion und Würdigung müssen allerdings so detailgenau wie möglich mit
den empirischen Sachständen und Optionen vermittelt („konkretisiert“)
werden. Andernfalls droht die Gefahr eines abstrakten bzw. abgehobe-
nen Denkens, das nur generelle Prinzipien ﬁxiert, die niemand ernsthaft
bestreitet. Im Folgenden wird der Versuch des Transversalprojektes dar-
gestellt, auf dem Wege ethischer Reﬂexion und juristischer Würdigung
zu bestimmten Einsichten zu gelangen, die auch für die zukünftigen Lö-
sungsstrategien relevant zu sein beanspruchen.
Bereits mit dem Memorandum (Röhlig u. a., 2014) legte ENTRIA den
Fokus auf zwei prinzipielle Kriterien für die Bewertung von Optionen zur
Einlagerung hoch radioaktiver Reststoffe: Sicherheit und Gerechtigkeit.
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Eine erste Aufgabe der Ethik war die Bestimmung ihres deontischen Sta-
tus‘. Diese beiden prinzipiellen Kriterien, von denen Sicherheit mehr den
technisch-naturwissenschaftlichen und Gerechtigkeit mehr den sozial-
und geisteswissenschaftlichen Disziplinen zugeordnet wurden, sind zu-
nächst einmal qualitative normative Postulate, die allgemein konsentiert
werden. Sie bezeichnen basale Anforderungen an jede Einlagerungspo-
litik. Als solche dienen sie zwar der Ordnung und Kategorisierung von
Inhalten, die später als Bewertungsgrundlagen dienen. Beide Postulate
sind aber für sich genommen leer („abstrakt“) und bedürfen daher der Dif-
ferenzierung, Speziﬁkation und der Konkretion. Sicherheit und Gerech-
tigkeit sind „prinzipiell“, insofern sie direkt an oberste Werte gebunden
sind; sie sind aber bereits „kriteriell“, insofern sie auf dem Wege der Spezi-
ﬁkation bzw. Konkretion Unterschiede der Entsorgungsoptionen sichtbar
machen sollen. Diese Systematik legen auch die Bewertungsgrundlagen
zugrunde (Kapitel 4).
Für das Postulat der Sicherheit heißt dies, dass unterschieden werden
muss zwischen qualitativen und quantiﬁzierbaren („operationalisierten“)
Sicherheitskonzepten, die jeweils zur Anwendung kommen, und für das
Postulat der Gerechtigkeit, dass dies in die einzelnen Schichten ihrer
Komplexität zergliedert werden muss (Abschnitt 3.8.2). Dabei lässt sich
Sicherheit besser operationalisieren, d. h. quantiﬁzieren als Gerechtig-
keit. Dies mag ein Erklärungsgrund sein, warum Vertreter von Disziplinen,
für die Quantiﬁzierung methodisch zentral ist, das Postulat der Sicher-
heit hoch gewichten, während für sie Gerechtigkeit häuﬁg „subjektiv“
bleibt.
Wir stellen einige grundsätzliche Überlegungen zum Postulat der Si-
cherheit voran, um anschließend das generelle Verhältnis beider Postula-
te besser bestimmen zu können:
In der eher technologischen, auf natur- und ingenieurwissenschaftli-
cher Arbeit und Methodik basierenden Forschung zur Verbringung von
Reststoffen ist Sicherheit das leitende Prinzip. Es lässt sich zweiteilen in
die Dimensionen von safety und security. Unter den Begriff der safety fal-
len die zu untersuchenden Sicherheitsfaktoren und -funktionen, welche
für eine langfristige Isolierung der radioaktiven Stoffe von der Umwelt
einschlägig sind, während security die Schutzfunktionen eines Lagers ge-
gen ungewolltes menschliches Eingreifen bezeichnet (Röhlig u. a., 2014).
„Ungewollt“ wiederum unterteilt sich seinerseits in „versehentlich“ und
„missbräuchlich“, wobei „missbräuchlich“ Werturteile über unzulässige
Intentionen eines zukünftigen Zugriffs auf die Reststoffe voraussetzt (wie
etwa: „Der Einsatz radioaktiver Reststoffe ist in allen möglichen zukünf-
tigen Konﬂikten unzulässig“). Ein „best“- oder „höchstmögliches“ Maß
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an Sicherheit in beiden Dimensionen lässt sich menschenrechtlich be-
gründen, wobei auch Mitgliedern zukünftiger Generationen moralische
Rechte auf Schutz vor toxischen Immissionen zuerkannt werden (s. u. Ab-
schnitt 3.8.5 zu zukünftigen Generationen). Aus Kants Ethik lässt sich die
apodiktische Pﬂicht entnehmen, Mitmenschen und die Umwelt nicht oh-
ne zwingenden Grund schädigen zu dürfen. Ein „no-harm“-Prinzip bzw.
ein prinzipielles Schädigungsverbot ﬁndet sich in vielen Ethiktheorien.
So hat schon Schopenhauer den obersten Grundsatz der Moral, „über des-
sen Inhalt alle Ethiker eigentlich einig sind, als „Neminem laede; imo om-
nes, quantum potes, iuva“ bestimmt63.
Hoch radioaktive Reststoffe weisen ein hohes Schädigungspotential
für lange Zeit auf. Wer sie erzeugt, hat damit anderen Personen eine
strikte Pﬂicht auferlegt, diese Stoffe möglichst sicher von Mensch und
Umwelt abzuschirmen. Man kann argumentieren, dass dieses Prinzip
bereits durch die Produktion hoch radioaktiver Reststoffe zu einer Zeit,
als kein sicheres Endlager verfügbar war, sondern nur in Aussicht stand
(Gorleben), verstoßen wurde. Die Verantwortlichen für die damaligen
Entscheidungen sind allerdings hochbetagt oder verstorben. Es macht
weder rechtlich noch politisch Sinn, sie zur „Verantwortung“ ziehen zu
wollen. Auch eine akribische historische Aufarbeitung führt uns einer
praktischen Lösung nicht näher, sondern in die Glaubensmächte der
Vergangenheit hinein. Die damaligen Akteure haben im Paradigma des
„Atomzeitalters“ und im Rahmen der Legalität Entscheidungen getrof-
fen, mit deren Konsequenzen zukünftige Generationen unausweichlich
konfrontiert werden. Angesichts der rechtliche Selbstbindung, eine ter-
ritoriale Lösung auf dem Gebiet der Bundesrepublik ﬁnden zu müssen,
besteht die Verantwortung gemäß einem „no-harm“-Prinzip nunmehr in
der Sicherheitsdimension, d. h. in der bestmöglichen Isolation der toxi-
schen Substanzen von der Umwelt über einen extrem langen, d. h. geo-
logischen Zeitraum. Dieses postulierte Höchstmaß an Sicherheit scheint
eine normative Selbstverständlichkeit („Truismus“) zu sein, wirft aber
bei reﬂexiver Betrachtung etliche difﬁzile Bewertungsfragen auf.
Auf der anderen Seite steht die eher sozialwissenschaftliche und geis-
teswissenschaftliche Erforschung unter dem Postulat der Gerechtigkeit.
Sie stellt sich primär die Frage, wie Entsorgung als politischer Prozess,
der sich über Jahrzehnte erstrecken wird, zu gestalten sei, wobei man
diversen ethischen, sozialen und individuellen Ansprüchen nach einer
möglichst „verträglichen“ Entsorgungsstrategie Rechnung tragen möch-
te. Das Postulat der Gerechtigkeit ist an oberste Werte wie etwa Demo-
63(Schopenhauer, 1950, S. 137): “Verletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du
kannst.“
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kratie und Rechtsfrieden gebunden; für Rawls ist es die oberste Tugend
politischer Institutionen. Aus einer eher funktionalen Perspektive lässt
sich darauf hinweisen, dass empfundene Gerechtigkeitsdeﬁzite zu hefti-
gen politischen Konﬂikten führen könnten, die es, soweit möglich, zu ver-
meiden gilt. Wir setzen hypothetisch einen Nexus zwischen Gerechtigkeit
und Frieden voraus, der schon in der jüdischen Antike geltend gemacht
wurde: Ungerechtigkeit führt zu Unfrieden und Unfrieden führt zu immer
neuen Ungerechtigkeiten. Mit Blick auf Emotionen (Abschnitt 3.8.3) ist
darauf hinzuweisen, dass empfundene Ungerechtigkeit mit den Gefüh-
len von Empörung und Entrüstung quittiert werden, denen hohes Mo-
bilisierungspotential innewohnt. Das allgemeine Gerechtigkeitspostulat
erweist sich in der Konkretion allerdings als extrem komplex (Abschnitt
3.8.2).
Diese skizzierte Unterscheidung beider Postulate impliziert keine dis-
junktive, also nicht vermengende Trennung der beiden normativen Di-
mensionen („Sphären“), da die beiden Postulate „Sicherheit“ und „Ge-
rechtigkeit“ auch ineinandergreifen und ständig aufeinander bezogen
bleiben müssen. Sicherheitsbezogene Entscheidungen wirken sich auch
auf Gerechtigkeitsaspekte aus und umgekehrt, z. B. bei einer Verteilung
bzw. Konzentration von Risiken. Jedenfalls muss eine gerechte Entsor-
gung ebenso sicher sein, wie eine sichere Entsorgung gerecht sein soll.
So wird eine prima facie gerechte Entsorgung gleichsam als ungerecht
empfunden werden, wenn zugunsten der Fairness Sicherheit diskontiert
wird, und eine nach Stand von Wissenschaft und Technik größtmögliche
Sicherheit wird deﬁzitär bleiben, wenn das Verfahren ihrer Implemen-
tierung den normativen Ansprüchen der Gerechtigkeit nicht genügt. Die
beiden Postulate stehen somit zueinander im Verhältnis einer wechsel-
seitigen normativen Voraussetzung. Technisch gesprochen, sind beide
Postulate strikt korrelativ, d. h. das jeweils andere Kriterium ist ständig
mit zu bedenken. Eine Korrelation liegt vor, wenn man, sobald man A
denkt, B immer zugleich mitbedenken muss. (Die denkerische Aufgabe
besteht somit darin, die Relata als Korrelate je für sich zu analysieren.)
In dieser und anderer Weise können die Forderungen nach Gerechtig-
keit und Sicherheit auch in Konkurrenz treten, auf der Makroebene der
Metakriterien ebenso, wie auf der Mikroebene ihrer Differenzierungen. Es
handelt sich also um das metaethische Verhältnis einer wechselseitigen
korrelativen normativen Voraussetzung, in die auf dem Wege der Konkre-
tion mehrere Trade-Offs, also gegenläuﬁger Abhängigkeiten, eingelassen
sind. In diesem Sinn kann man metaethisch erklären, warum inhaltlich
„der Teufel im Detail steckt“. Diese metaethische Erklärung nötigt wieder-
um der normativen Ethik selbst ein Höchstmaß an Konkretion bzw. Detail-
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genauigkeit ab, das von generellen Ethiktheorien nicht erreicht wird. Da-
her führt eine Rekonstruktion der theoretischen Kerne konkurrierender
Ethiktheorien (Kantianismus, Utilitarismus, Kontraktualismus, Aristote-
lismus, Diskursethik, hierzu Ott (2005)) in der Sache nicht weiter.
3.8.2 Gerechtigkeit: Prozessqualität, Verteilung,
Bereitwilligkeit
Die Entsorgung radioaktiver Reststoffe wird an verschiedenen Gerech-
tigkeitsnormen gemessen oder beurteilt. Gerechtigkeit ist ein ethischer
Grundbegriff, der seit der Antike reﬂektiert wird64. Wenn wir von ihren
theologischen Wurzeln absehen und sie nicht als das Privileg der Götter
oder eines Gottes betrachten, dem Menschen entsprechen sollen (etwa
die Zeddekiha der hebräischen Bibel), so ﬁnden wir die Gerechtigkeit in
der Antike zunächst als eine zentrale Tugend. Bei Plato mündet die Fra-
ge nach Gerechtigkeit in die Konstruktion eines perfekten Staatswesens
(„Politeia“), wodurch die Tradition der Staatsutopien eröffnet wird. Diese
ist für uns uninteressant. Bei Aristoteles hingegen ﬁnden wir eine robuste
Grobanalyse von Gerechtigkeitsdimensionen, die sich als überraschend
problemadäquat erwies.
Aristoteles
Aristoteles unterscheidet in seiner „Nikomachischen Ethik“ zunächst
in zwei Grundkategorien der Gerechtigkeit. Die politische Gerechtigkeit
ist allgemein, distributive und kommutative sind besondere Formen der
Gerechtigkeit. Mit Aristoteles unterscheiden wir zwischen a) politischer
Gerechtigkeit, b) distributiver Gerechtigkeit und c) sog. „kommutativer“
Gerechtigkeitsnormen, die freiwillige oder unfreiwillige Verkehrsformen
regulieren (Verträge und Delikte). Diese Einteilung erwies sich als er-
staunlich einschlägig, d. h. problemadäquat. Sie ﬁndet sich auch in neuen
Theorien. Im Anschluss an Aristoteles lässt sich mit Nadja Mazouz eine
systematische Dreiteilung von Gerechtigkeitsauffassungen beschreiben:
a) formal als Gesetzlichkeit oder Regelmäßigkeit, b) als Verteilungsge-
rechtigkeit (distributive Gerechtigkeit) und c) als ausgleichende, respek-
64Etymologisch und ideengeschichtlich sind Gerechtigkeit und Rache eng verknüpft. Im
Mythos der griechischen Antike etwa wird Gerechtigkeit hergestellt, in dem die Götter
Rache nehmen an den Menschen für ihre Verfehlungen (vgl. Benjamin (1999)). Die Tra-
dition, Gerechtigkeit auch im kritischen Blick autoritärer Willkür in der gewaltsamen
Rechtsdurchsetzung zu betrachten, setzt sich bis heute fort. Nietzsche schreibt im Zara-
thustra, „gerecht“ klinge in der sog. Sklavenmoral immer wie „gerächt“ (Nietzsche, 1999,
S. 122).
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tive wiederherstellende oder korrektive Gerechtigkeit ((Mazouz, 2012, S.
366), dort allerdings in abweichender Reihenfolge).
Ad a. Politisch wird Gerechtigkeit bei Aristoteles in der Frage, welche
Polisverfassung gerecht sei, in dem er verschiedenen Regierungsformen
verschiedene Attribute zuweist und sie in ihren negativen und positi-
ven Spielarten untersucht (Aristoteles, 1969, S. 95ff). Die Debatte um
Monarchie, Aristokratie, Oligarchie und Tyrannis ist für uns irrelevant.
Wir setzen die moderne Staatsform der rechtsstaatlich verfassten, par-
lamentarischen Demokratie voraus. Diese kann theoretisch eher mini-
malistisch oder anspruchsvoller konzipiert werden. Hieraus ergeben sich
unterschiedliche Typen von Demokratietheorien. Minimalistisch sind
systemtheoretische oder ökonomische Konzeptionen der Demokratie;
anspruchsvoller sind republikanische oder deliberative Konzeptionen. Je
anspruchsvoller die jeweils vertretene Konzeption von Demokratie, um-
so höher wird gleichsam die Messlatte für die politische Gerechtigkeit
bei der Suche nach einer Lösung des Entsorgungsproblems. Interessant
ist, dass der Gesetzgeber sich selbst implizit auf ein anspruchsvolles Ver-
ständnis von Demokratie festgelegt hat (Transparenz, Diskurs, Konsens,
Beteiligung), das in theoretischer Perspektive einer deliberativen Kon-
zeption entspricht.
Prozedurale Gerechtigkeit im Verfahren ist der Kern der politischen
Gerechtigkeit, da die Legitimität der verfassungsmäßigen Ordnung nicht
zur Diskussion steht. Prozedurale Gerechtigkeitsnormen dienen der Beur-
teilung von rechtsstaatlichen Verfahren, Prozessqualität (Reversibilität,
Lernfähigkeit) und der staatsbürgerlichen Teilhabe bzw. Mitwirkung an
Entscheidungen. Diese Gerechtigkeitsnormen zielen damit auch auf die
Beurteilung der Legitimität von Entscheidungen und Entscheidungsver-
fahren. Hier ist allerdings zu unterscheiden zwischen Gerechtigkeit und
Legitimität, da nicht alle Fragen politischer Legitimität auch Fragen von
ethischer (oder moralischer) Gerechtigkeit sind (Arendt, 1970). Die pro-
zedurale Gerechtigkeit spaltet sich in die Kriterien „Rechtsstaatlichkeit“
und „Partizipation“ (zu diesem Verhältnis vgl. Smeddinck u. Roßegger
(2013); Smeddinck (2014, 2017)), zwischen denen es durchaus Trade-Offs
geben kann.
Die Kriterien der rechtsstaatlichen Legalität und der demokratischen
Legitimität füllen nun das Postulat der Gerechtigkeit nicht aus. Diese Ein-
sicht vermuten wir hinter den Versuchen, im Rahmen der Standortsuche
zusätzlich zu hohen rechtsstaatlichen Standards und der Übertragung
der Entscheidung über einen Endlagerstandort an das Parlament ein ho-
hes Maß an Partizipation zu gewährleisten. Anstelle des traditionellen
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Modells der hierarchischen Steuerung mit Rechtsschutzmöglichkeiten
auf allen Instanzebenen hat sich der Gesetzgeber im Standortauswahl-
gesetz für ein Regulierungs- und Legitimationsmodell entschieden, dass
mehrere Entscheidungen des Bundestages bei eingeschränktem Rechts-
schutz Eingangsinstanz Bundesverwaltungsgericht) mit erweiterten Öf-
fentlichkeitsbeteiligungselementen kombiniert (vgl. Smeddinck (2014);
Smeddinck u. Semper (2016)). Man würde deshalb den Ehrgeiz des po-
litischen Systems unterbieten, wenn man eine weniger anspruchsvolle
Konzeption zugrunde legen würde. Dies betrifft nicht nur das Transver-
salprojekt, sondern ENTRIA als Ganzes (siehe Kapitel 4). In diesem Sinne
ist die Grundentscheidung für eine Konzeption deliberativer Demokratie
(hierzu Habermas (1992)) nicht nur demokratietheoretisch begründbar,
sondern sie reﬂektiert den impliziten Ehrgeiz des politischen Systems
selbst.
Ad b. Die austeilende oder distributive Gerechtigkeit ist die Gerechtig-
keit hinsichtlich der Güterverteilung bzw. derjenigen Güter, die zur Ver-
teilung anstehen. Güter können positiv („begehrt“) oder negativ („un-
erwünscht“) sein. Distributive Gerechtigkeitsnormen dienen als Beurtei-
lungskriterien dafür, ob Lasten und Nutzen, d. h. negative und positive
Güter nach bestimmten Prinzipien (Bedürfnis, Verdienst, Verursachung
usw.) gerecht unter den verschiedenen Gerechtigkeitssubjekten und -ak-
teuren verteilt werden.
Es geht in dieser Dimension also darum, dass ein Akteur (als Person
oder Institution) Güter entsprechend gerechter Regeln verteilt, respek-
tive empfängt. Diese lassen sich in materiale und prozedurale Ansätze
unterteilen, wobei die prozedurale Gerechtigkeit in der Dimension dis-
tributiver Gerechtigkeit wieder virulent wird. Distributive Gerechtigkeit
lässt sich Mazouz zufolge demnach in input (prozedural) und output (ma-
teriell) differenzieren. Dies ist insofern von Bedeutung, als demokratie-
theoretische Überlegungen zur Gerechtigkeit die prozedurale Fairness in
der Verteilung von Nutzen und Lasten fokussieren und damit gleichzeitig
den aristotelischen Begriff der politischen Gerechtigkeit im Begriff der
Verfahrensgerechtigkeit aufgehen lassen. Die distributive Gerechtigkeit
ist insofern von der politischen Fairness nicht unabhängig.
Die zeitgenössischen Theorien der Gerechtigkeit haben sich auf die
Verteilung positiver Güter konzentriert. Auch in gegenwärtigen Theori-
en (idealer) globaler Gerechtigkeit steht die Verteilung positiver Güter
im Vordergrund (etwa zur Armutsbekämpfung durch globale Transfers).
Man kann aktuelle Theorien globaler distributiver Gerechtigkeit als Be-
mühungen deuten, Gründe zu geben, warum die globalen Ungleichheiten
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an Einkommen, Vermögen, Chancen usw. auszugleichen seien (exempla-
risch: Caney (2005)). Diese Theorien globaler Umverteilung erweisen sich
bei näherer Prüfung als nicht problemadäquat hinsichtlich der Einlage-
rungsproblematik.
In unserem Fall betrifft die Verteilung ein negatives Gut, nämlich eine
hoch toxische langlebige Altlast, von der niemand mehr proﬁtieren kann.
Es liegt in der Natur der Sache, dass die Verteilung negativer Güter immer
dann, wenn das Kriterium „Verursachung“ nicht greift, als „ungerecht“
empfunden werden kann65. Das Problem der „empfundenen“ Ungerech-
tigkeit vermittelt sich mit dem Problem der Emotionalität (s. u. Abschnitt
3.8.3).
Die ethische Reﬂexion auf die Verteilung negativer Güter (wie hoch ra-
dioaktive Reststoffe) betritt daher Neuland. Hinzukommt, dass die mora-
lische Intuition, negative Güter seien möglichst gleich zu verteilen, auf-
grund der Korrelativität des Kriteriums der Sicherheit (siehe Abschnitt
3.8.1) für unser Problem nicht ernsthaft in Frage kommt. Bei Lastenver-
teilung wäre intuitiv zunächst ein „burden-sharing“-Argument plausibel,
d.h. eine gleichmäßige Verteilung der Lasten und Verantwortung auf mög-
lichst viele Schultern und Orte66.
Einer gleichmäßigen Verteilung der hoch radioaktiven Reststoffe (und
einem Ortswechsel im Lauf der Zeit) steht allerdings das Sicherheitsprin-
zip entgegen: „concentrate and conﬁne“, also die Maßgabe, die Stoffe an
möglichst wenigen Orte konzentriert einzuschließen. Wir würden also
nicht an 1.000 Standorten jeweils 30 m3 hoch radioaktive Reststoffe einla-
gern wollen. Das korrelative Prinzip der Sicherheit hebelt also gleichsam
die egalitaristische Intuition hinsichtlich der Verteilung negativer Güter
aus. Zudem hat sich der Gesetzgeber in distributiver Hinsicht normativ
dahingehend festgelegt, dass eine Verbringung ins Ausland ausscheidet.
Eine ökonomische Lösung, die komparative Standortvorteile in Sibirien
oder Australien geltend machen könnte, scheidet daher aus.
Unter diesen Prämissen lässt sich nun die Problemstruktur beschrei-
ben: Dauerhafte Zuteilung eines negativen Gutes in komprimierter (kon-
zentrierter) Form auf nationaler Skala in politischer Prozeduralität.
Setzt man - entgegen der Konzeption deliberativer Demokratie und im
Sinne der Spieltheorie - angesichts dieser Problemstruktur nur strategi-
65Das Verursacherprinzip erweist sich bei unserem Problem als uneindeutig. So haben doch
fast alle Haushalte in den vergangenen Jahrzehnten Atomstrom verbraucht und von (ver-
meintlich) günstigen Preisen proﬁtiert.
66In der Sendung „Quarks und Co: Endlager verzweifelt gesucht“ (WDR 2010) schlägt der
Moderator am Ende – nicht ohne Ironie – eine Endlagerung in kleinen Urnen vor,




sches Verhalten aller Akteure voraus, handelt es sich um ein „Schwarzer-
Peter“-Spiel, aus dem alle Mitspieler ausscheiden möchten. Alle Spieler
werden demnach eine NIMBY-Strategie wählen. Diese Doppelperspekti-
ve (deliberative Demokratie, Spieltheorie) kann zur Erklärung des Verhal-
tens vieler Akteure herangezogen werden. Es entsteht die paradoxe bzw.
widersprüchliche Situation, dass der Diskurs (als Reﬂexionsform kommu-
nikativen Handelns) allseits gefordert wird und strategisches Verhalten
(und entsprechende Rhetorik) der beteiligten Akteure wahrscheinlich
sind.
Ad c. Die kommutative oder ausgleichende Gerechtigkeit teilt sich in
den freiwilligen und den unfreiwilligen Verkehr der Menschen unterein-
ander. Im unfreiwilligen Verkehr der Straftaten ist die kommutative Ge-
rechtigkeit die der Gerichtsbarkeit und der Strafverfolgung. Sie kompen-
siert erlittenes Unrecht durch juridische Vergeltung im Akt des Richtens.
Hier stellen sich Fragen der „gerechten“ Strafe, was in unterschiedliche
Straftheorien führt. Da es sich um die Allokation eines negativen („uner-
wünschten“) Gutes handelt, berühren sich sowohl prozedurale als auch
distributive Gerechtigkeit mit Fragen einer (angemessenen) Kompensati-
on, also mit Fragen kompensatorischer Gerechtigkeit, die als eine Unter-
form der kommutativen Gerechtigkeit aufgefasst werden kann. Die kom-
pensatorische Gerechtigkeit wiederum weist eine intrinsische Logik hin-
sichtlich des Problems der Bereitwilligkeit auf (s. u. Abschnitt 3.8.4 und
ausführlich Ott u. Riemann (2018)).
Wir können also im Ergebnis den Nachweis führen, dass alle drei aristo-
telischen Dimensionen der Gerechtigkeit (politisch, distributiv, kompen-
satorisch) bei der Problemlösung präsent sind. Sie sind allerdings nicht
isoliert zu betrachten, sondern verschränken sich ineinander. Auch sie
erweisen sich als korrelativ. Aus der Perspektive zeitgenössischer Gerech-
tigkeitstheorien lassen sich weitere Bestimmungen gewinnen.
John Rawls
So bindet beispielsweise John Rawls in der Überarbeitung seiner Gerech-
tigkeitstheorie „Gerechtigkeit als Fairness“ die einzelnen Differenzie-
rungen des Gerechtigkeitsbegriffes an die Bedingungen einer gerech-
ten Grundordnung. Für John Rawls ist Gerechtigkeit die oberste Tugend
gesellschaftlicher Institutionen. Rawls kommt zu dem Ergebnis, dass
sich die Entscheidenden auf Grundprinzipien von allgemeiner Gültig-
keit einigen könnten: gleiche Grundfreiheiten (Freiheit), demokratische
Chancengleichheit (Gleichheit) sowie das sog. Differenzprinzip (Brüder-
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lichkeit bzw. Solidarität). Eine gerechte politische Grundordnung muss
je ein Prinzip der Freiheit, der Chancengleichheit, der Solidarität und
einer intergenerationellen Hinterlassenschaft beinhalten. Diese Prinzi-
pien werden hinter einem sog. Schleier der Unwissenheit, d. h. in einer
„original position“ gewählt (s. Seite 348ff). Sie müssen in speziﬁsche In-
stitutionen implementiert und auf Problemstellungen bezogen werden.
An diesen Gerechtigkeitsprinzipien müssen sich - so der ideale Teil der
Theorie - fortan alle weiteren Normen der Gesellschaftsordnung mes-
sen lassen und dürfen nicht im Widerspruch zu diesen stehen (Rawls,
2003). Die Gerechtigkeit einer Grundordnung erweist sich darin, ob die
Prinzipien in der demokratischen Praxis konkreter politischer Gemein-
wesen gleichsam „wiedererkennbar“ sind. Speziﬁsche Probleme können
nicht hinter dem Schleier der Unwissenheit gelöst werden. Für sie sind
bei Rawls besondere politische Abteilungen („branches“) zuständig, die
unseren Ministerien ähneln. Der Suche werden durch die ersten drei
rawlsianischen Prinzipien nur allgemeine „constraints“ auferlegt: Jede
Lösung muss Freiheitsrechte, Chancengleichheit und ein gutes soziales
Minimum respektieren. Die Grundrechte, ein faires Bildungssystem und
der Wohlfahrtsstaat scheinen durch die Suche nach einer Lösung des
Entsorgungsproblems nicht direkt gefährdet.
Zu wenig beachtet wurde, dass Rawls auch das Prinzip einer fairen in-
tergenerationellen Hinterlassenschaft („Sparplan“) begründet (§ 44 der
„Theory of Justice“). Es wurde an anderer Stelle gezeigt (Ott, 2014), dass
dieses intergenerationelle Prinzip in der bisherigen Rawls-Literatur nicht
gebührend gewürdigt wurde. Dieses Problem erweist sich als problemre-
levant, sobald man die Reststoffproblematik als Frage der Zukunftsver-
antwortung in den Blick nimmt (s. Abschnitt 3.8.4). Aus rawlsscher Sicht
wird jede kollektive Hinterlassenschaft positive und negative Güter be-
inhalten, wobei die positiven Güter überwiegen sollten und die Belastun-
gen durch negative Güter so gering wie möglich gehalten werden soll-
ten. Das Kriterium, das bei Rawls bei der Wahl des Differenzprinzips her-
angezogen wurde (sog. Minimax-Prinzip: Minimiere den maximal mögli-
chen Schaden), könnte einschlägig sein bei der Maxime der Belastungs-
reduktion. Nur unter einem Minimax-Kriterium höchstmöglicher Sicher-
heit kann das Thema der Freiwilligkeit überhaupt zur Sprache kommen
(s. Abschnitt 5.3.1).
Aus umweltethischer Sicht wäre der Grundsatz zu bedenken, dass die
Hinterlassenschaft an negativen Gütern nicht in einer Dimension kulmi-
nieren darf, in diesem Falle in der Dimension von Umwelt und Natur. So-
fern wir zur Hinterlassenschaft hoch radioaktiver Reststoffe keine Alter-
native mehr haben, erscheint ein Argument plausibel, zukünftige Genera-
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tionen nicht zusätzlich mit Klimawandel, Ozeanversauerung, Wasserver-
schmutzung, Bodendegradation, Artensterben, Solar Radiation Manage-
ment zu belasten und die heutige Generation zu verpﬂichten, sich ak-
tiv um anderweitigen Ausgleich für diese negativen Güter zu bemühen
(durch Naturschutz, Renaturierung, Meeresschutz, Aufforstung etc.). Die-
ses Argument weist aber über ENTRIA hinaus in die Debatte um Zukunfts-
verantwortung im Anthropozän (Ott, 2016) und Nachhaltigkeit. Aus Sicht
„starker“ Nachhaltigkeit (Ott u. Döring, 2004) und der sog. Bestände-Per-
spektive (Klauer u. a., 2013) lässt sich fordern, dass die Produktion negati-
ver Umweltgüter durch anderweitige Investitionen in Naturkapitalien zu
kompensieren ist.
Michael Walzer
Für Walzer (1998) bestehen diverse Sphären der Gerechtigkeit („Spheres
of Justice“), die sich auf unterschiedliche Güter beziehen, deren Bedeu-
tung kulturell bestimmt werden. Für Walzer sind Verteilungen jedenfalls
nur gerecht oder ungerecht sub specie der Bedeutung eines zu verteilen-
den Gutes.
In unserem Fall haben wir es, wie ausgeführt, mit einem extrem langle-
bigen negativen Gut zu tun, das aus Sicherheitsgründen nicht gleichmä-
ßig verteilt werden kann, sondern konzentriert werden muss. Dieses nega-
tive Gut steht im kulturellen und geschichtlichen Horizont der Auseinan-
dersetzung um die zivile Nutzung der Kernenergie bzw. des „Atomzeital-
ters“. Die Frage nach Gerechtigkeit ist daher durch diese kulturgeschicht-
liche Dimension „imprägniert“. Die Wahrnehmung (Perzeption) radioak-
tiver Reststoffe ist durch vergangene Leitbilder, Narrative und Konﬂikte
geprägt. Die Kernenergie polarisierte. Das Verhältnis von Vertrauen und
Misstrauen in Wissenschaftler und Behörden unterscheidet sich kulturell
auch in benachbarten westlichen Demokratien: Vertrauen in Schweden
versus Misstrauen in Deutschland. Der Kulturalismus muss dabei gerade
auch historische Konﬂikte in Rechnung stellen. Diese Konﬂikte sind, wie
auf vielen Veranstaltungen zu erleben war, auch bei dem Versuch eines
neuen Suchprozesses noch virulent (vgl. z. B. Smeddinck (2016)). Aller-
dings können sich kulturelle Bedeutungen auch wandeln. Was früher in
apokalyptischer Perspektive „Teufelszeug“ war, könnte auch mit Gründen
entdramatisiert werden. Ob die nachwachsenden Generationen radioak-
tive Reststoffe eher dramatisieren oder eher normalisieren, hängt dabei,
wie Walzer gegen Habermas konzedieren müsste, von realen Diskursen
ab, die in der Gegenwart geführt werden müssen.
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Ideale und nicht-ideale Gerechtigkeit
Die gerechtigkeitstheoretische Reﬂexion, die ENTRIA über fünf Jahre be-
gleitet hat, zeigt, dass aus der Ethik zwar Orientierungspunkte gewonnen,
aber keine Lösungen deduziert, d. h. abgeleitet werden können. Die Ethik
gelangt eher zu der Einsicht, dass Forderungen nach idealer Gerechtigkeit
und perfekter Sicherheit keinen Sinn machen. Wir bewegen uns im Ge-
biet nicht-idealer Lösungen in den beiden normativen Dimensionen von
Sicherheit und Gerechtigkeit. Das Einlagerungsproblem ist ein Problem
der nicht-idealen Theorie der Gerechtigkeit.
Das gesuchte Höchstmaß an Sicherheit ist keine ideale Sicherheit,
bei der eine Belastung mit ionisierender Strahlung ausgeschlossen wä-
re. Auch bei dem Höchstmaß von Sicherheit stellen sich an bestimmten
Punkte Fragen von Kosten und zusätzlichem Nutzen. Was wäre (im Ge-
dankenexperiment), wenn ein Höchstmaß an technogener Sicherheit
sich noch steigern ließe, wenn alle Behälter einen zusätzlichen Mantel
aus Platin erhalten würden? Eine ideale Gerechtigkeit der Allokation ne-
gativer Güter ist bereits konzeptionell problematisch. Es geht eher um
die Frage, wie gerecht in allen Dimensionen gerecht genug ist.
Fazit
Zusammenfassend ist festzustellen, dass wir der Entsorgungsstrategie ge-
rechtigkeitstheoretisch einen dreidimensionalen (Aristoteles), einen pro-
zedural-diskursiven bzw. deliberativen (Habermas), einen zukunftsethi-
schen (Rawls) und einen kulturell-güterethischen (Walzer) Ansatz zuord-
nen können. Die drei ineinander verschränkten Dimensionen sind: proze-
dural, distributiv und kompensatorisch. Diskursivität besagt, dass „gute“
Lösungen nicht anders denn im Austausch von Gründen gefunden wer-
den können. Diese Lösungen müssen mit den Prinzipien einer gerechten
Grundordnung vereinbar sein. Die güterethische Konkretion steht im Ho-
rizont geschichtlicher Auseinandersetzungen. Wir können nun, da das
Feld aufgespannt ist, alle Punkte vertiefend analysieren im Wissen dar-
um, dass wir uns im Bereich nicht-idealer Lösungen bewegen.
3.8.3 Emotionen als Rationalität eigener Art
Im Hinblick auf die Realisierung eines Endlagers für Atommüll soll das
Recht Sicherheit und Gerechtigkeit gewährleisten. Wenn man die Begrif-
fe erweitert zu Sicherheitsgefühl und Gerechtigkeitsgefühl (Bandelow u.
Thies (2014); eingehend zum Rechtsgefühl: Schützeichel (2016)) wird so-
fort deutlich, wieviel Gerechtigkeit, aber eben auch Sicherheit mit Emo-
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tionen zu tun haben. „Vernunft und Gefühl lassen sich nicht trennen,
Letzteres ist essentiell für das Funktionieren der Ersteren“ (Plamper,
2012, S. 349). Anders gewendet: „[…], jeder rationale Prozess ist einge-
bettet in emotionale Bewertung, jede Intuition ist getragen von Hand-
lungsabsichten“ (so der Hirnforscher Ernst Pöppel, zitiert nach (Plamper,
2012, S. 288)).
Die Wahrnehmung unfruchtbarer und unterkomplexer Diskussions-
muster im Rahmen von öffentlichen Veranstaltungen im Zusammenhang
mit der Standortauswahl, die – offenbar in Fortführung historischer Kon-
troversen (vgl. (Radkau u. Hahn, 2013, S. 307f)) eher holzschnittartig
German Angst beklagten und von Andersdenkenden mehr Rationalität
einforderten, veranlassten das Institut für Rechtswissenschaften an der
TU Braunschweig das Thema „Emotionen bei der Realisierung eines End-
lagers“ aufzugreifen. Dazu fand ein Werkstattgespräch statt und es wurde
ein erweiterter Tagungsband mit interdisziplinären Beiträgen veröffent-
licht (Smeddinck, 2018a).
Impulsgeber waren die Akzentuierung der Forschung zur Geschichte
der Emotionen in der Geschichtswissenschaft (Plamper, 2012). Außerdem
hatten erste interdisziplinäre Teams Lösungsmöglichkeiten für emotio-
nal aufgeladene Konﬂikte im Zusammenhang mit der Energiewende the-
matisiert (Renn u. a., 2014; Roßnagel u. a., 2014).
Von wissenschaftlicher Seite wird heute durchaus einsichtig festgehal-
ten: „Die Entsorgung von radioaktiven Abfällen wirkt auf viele Menschen
furchterregend und wird daher als riskant eingestuft“ (Marti, 2016, S. 37).
Dementgegen ist die Realisierung eines Endlagers für Atommüll in den
vergangenen Jahrzehnten von Politik, Verwaltung, Experten und Unter-
nehmen auf eine technokratische und hierarchische Art und Weise ver-
sucht worden. Der Versuch scheiterte. Gesellschaftliche Widerstände wur-
den unterschätzt. Ängste und Befürchtungen wurden abgewertet und ver-
drängt (vgl. (Michel, 2015, S. 19); (Weisker, 2005, S. 211ff)).
Vor dem Hintergrund haben im Rahmen von ENTRIA unterschiedliche
Disziplinen das Thema wissenschaftlich untersucht. Es drängt sich die
Frage auf, ob und inwieweit Emotionen überhaupt erst einen oder einen
neuen veränderten Stellenwert im Diskurs um ein Endlager erhalten soll-
ten. Es gilt aber auch zu zeigen, wo die Grenzen der Berücksichtigung von
Emotionen liegen.
Der Historiker Götter (2018) betont in diesem Rahmen, dass die Aus-
einandersetzung um die Kernenergie immer auch eine emotionale war.
Den Kritikern der Atomenergie allerdings wurde – so– von zwei Seiten ei-
ne besondere Emotionalität zugeschrieben: einerseits von den Befürwor-
tern der Kernkraft, die so bestrebt waren, die Position ihrer Gegner als
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unsachlich, was den Beigeschmack der Illegitimität haben sollte, abzu-
werten. Auch wenn es immer wieder einzelne apokalyptisch anmutende
Beiträge gab, so ist doch sichtbar, dass starke Emotionen in der Debatte
über die Kernenergie in Biblis vor allem als ein Werkzeug zur Delegitima-
tion der Kernenergiekritik aufscheinen, während tatsächliche emotionale
Äußerungen seitens der Kritiker mehrheitlich in einem sehr begrenzten
Rahmen blieben – sowohl was die Heftigkeit der emotionalen Äußerung
als auch was deren Häuﬁgkeit angeht. Andererseits nutzten Personen, die
sich als Repräsentanten der Kritiker verstanden ebenfalls den Vorwurf
zu großer Emotionalität und versuchten auf diese Weise, die Legitimi-
tät ihres eigenen Tuns zu untermauern: Das Beispiel des Enthusiasmus-
Vorwurfs der Bibliser Opposition gegen den dortigen Bürgermeister deu-
tete bereits an, dass auch die Gegenseite Emotionalität als diskreditierend
darstellen konnte. Tatsächlich aber trennten die Befürworter und Kritiker
der Kernenergie nicht ihre ‚Emotionalität‘ oder ‚Sachlichkeit‘, sondern
die Frage, ob sie sich in der Lage sahen, den Betreibern der kerntechni-
schen Anlagen sowie den für Genehmigungen und Aufsicht zuständigen
Behörden zu vertrauen – oder eben nicht. Dies zeigen beispielhaft Debat-
ten um die Kernenergie im Biblis der 1970er Jahre.
Die Psychologen Thies u. a. (2018) resümieren psychologische Ein-
ﬂussfaktoren auf Protestbereitschaft und -verhalten. Einige dieser Fak-
toren wurden in der bisherigen Forschung verhältnismäßig ausführlich
betrachtet (z. B. Identität und Emotion), lieferten dabei aber auch, ob-
wohl als grundlegend erachtet, z. T. widersprüchliche Ergebnisse (z. B.
Persönlichkeit). Andere Faktoren wiederum fanden bisher nur wenig Be-
achtung, könnten jedoch zur Erklärung von Protestverhalten einen wich-
tigen Beitrag liefern (z. B. Vertrauen oder machtdynamische Prozesse).
Sie betonen die Wichtigkeit projekt- bzw. themenspeziﬁscher Analysen,
aber auch den Einbezug gesellschaftlicher Wandlungsprozesse (z. B. das
Phänomen ‘not in my backyard’: kritisch dazu Kap. 5.2.6). Sie propagie-
ren die Idee einer differenzierten Betrachtung von soziodemograﬁschen,
personalen und situationalen Aspekten zur Erklärung von Protestverhal-
ten und akzentuieren die Relevanz der (subjektiv erlebten) Beteiligung
von Bürgerinnen und Bürgern an Entscheidungsprozessen.
Trotz einer zunehmenden Thematisierung von Emotionen in Politik
und Politikwissenschaft, bleibt deren Bedeutung für den vorderhand be-
sonders emotionsgeladenen Konﬂikt um die Endlagerung radioaktiver
Abfälle bislang eher unterbelichtet. Bornemann (2018) legt eine diffe-
renzierte Analyse der emotionalen Dimension dieses Konﬂikts vor, die
einen wichtigen Beitrag zu seiner politischen Bearbeitung leisten kann.
Er nimmt eine konzeptionelle Klärung der Bedeutung von Emotionen
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in Umwelt- und Technikkonﬂikten sowie eine Präzisierung des Verhält-
nisses von Emotionen und Ansätzen der politischen Partizipation, die im
Zusammenhang mit der Bearbeitung des Konﬂikts um die Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle immer wieder gefordert werden, vor. Dazu bestimmt er
einige allgemeine Koordinaten einer politikwissenschaftlichen Emotions-
analytik. Eine Konﬂiktfeldanalyse unter Aufklärung und Beachtung von
Emotionen hätte zu berücksichtigen: den Konﬂiktgegenstand (Um was
dreht sich der Streit?), die Konﬂiktakteure (Wer ist am Streit beteiligt?),
den Konﬂiktkontext (Wo ﬁndet der Streit statt?), den Konﬂiktmodus (Wie
wird der Streit ausgetragen und beigelegt?) und die Konﬂiktdynamik (Wie
verläuft der Konﬂikt?). Als Zwischenfazit hält er fest: Eine konﬂiktfeld-
analytische Perspektive macht zunächst auf die vielfältigen „Orte“ auf-
merksam, an denen sich Emotionen in Umwelt- und Technikkonﬂikten
manifestieren können. Sie verweist darauf, dass Emotionen nicht nur eine
mögliche Determinante der individuellen Wahrnehmung und Akzeptanz
von Risiken (wie in der psychologischen Forschung) oder Motivatoren
für Bewegungs- und Protestverhalten (wie in der Bewegungsforschung
angenommen), sondern in vielfältiger Weise mit mehrdimensionalen
Konﬂiktfeldern verwoben sind. Emotionen sind Voraussetzungen, Merk-
male und Folgen von Konﬂikten. Eine umfassende und differenzierte
Analyse der Bedeutung von Emotionen für bzw. in Konﬂikte(n) muss
diese unterschiedlichen Dimensionen eines Konﬂiktfeldes in den Blick
nehmen.
Weiter schlägt Bornemann (2018) einen analytischen Bezugsrahmen
zur differenzierten Analyse von Umwelt- und Technikkonﬂikten und der
Bedeutung von Emotionen in solchen Konﬂikten vor und konturiert die
möglichen funktionalen und dysfunktionalen Beiträge von Emotionen
in bzw. für politische Partizipationsverfahren. Schließlich formuliert er
Überlegungen zum weiteren wissenschaftlichen und politischen Umgang
mit Emotionen in der Standortauswahl.
Ausgehend von der Gemengelage aus Kernenergie, Atommüll, Recht
und Emotionen, die in einschlägigen rechtswissenschaftlichen Publika-
tionen bisher nur selten und wenn dann eher schemenhaft angesprochen
worden ist, beleuchtet Smeddinck (2018b) den Stellenwert von Emotio-
nen als Thema in Recht und Rechtswissenschaft generell. Die nach wie
vor wirkungsmächtige Idee des rationalen Staates als Erklärungsmuster
für nicht (nachhaltig) konﬂiktlösende Entscheidungen wird kontrastiert
mit dem Wechsel der Leitbilder für die Konﬂiktregulierung in Rechtswis-
senschaft, Gesetzgebung und Rechtspraxis.
Der Verengung einer Konﬂiktlösung auf die Entscheidung über wenige
Rechtsfragen bei Gericht wird die Ausweitung des Streitgegenstandes ent-
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gegengehalten. Teil dieser Entwicklung ist ein verändertes Verständnis
von Rationalität (Hoffmann-Riem, 2006). Es gibt nicht nur eine uniforme
Bedeutung von „rational“. Die verschiedenartigen Erscheinungsformen
von Rationalität geben vielmehr Anlass, von einem „Netz der Rationalitä-
ten“ auszugehen (Hahn, 2017). Was bisher als irrational abgewertet wur-
de, wird nun in anderer Weise gewürdigt: „Empörung, Protestbereitschaft,
auch Wut sind respektable Leidenschaften, die den politischen Alltag seit
ewigen Zeiten antreiben, aber sie müssen sich zivilisieren, ohne ihre Emo-
tionalität einzubüßen“ (Nanz u. Leggewie, 2016). Weitergehend wird die
Bedeutung von Affekten in den verschiedensten Lebensbereichen betont:
Ausgehend von diesen Grundüberlegungen lässt sich festhalten, dass es
Konﬂikttreiber gibt, für die sich Grundformen der Auseinandersetzung
je nach Formalisierung und Klärung zur Lösungsﬁndung oder Konﬂikt-
entscheidung anbieten: Über Rechte wird als verbindlich durchsetzbare
Rechtspositionen vor Gericht verhandelt und entschieden. Interessen als
„geistige Anteilnahme und Aufmerksamkeit, Vorliebe und Neigung, Be-
strebung und Absicht; dasjenige, woran jemandem sehr gelegen ist; was
für jemanden oder etwas wichtig oder nützlich ist; Vorteil, Nutzen“ (Du-
den) können etwa in Mediationsverfahren ausbalanciert werden (Hehn
u. Wagner, 2016). Emotionen im Sinne von „Affekten und Leidenschaf-
ten (Zorn, Mitleid, Furcht u. a. m. sowie deren Gegenteil), unbezwingbar
durch Vernunft (Aristoteles, David Hume)“ (Plamper, 2012, S. 32) bedür-
fen der Klärung und Bearbeitung z. B. im Stuhlkreis. Alle Konﬂikttreiber
können aber auch verdeckt oder offen in den anderen Bearbeitungsforma-
ten eine Rolle spielen.
Das Bewusstsein für das Zusammenwirken der Faktoren und die Bedeu-
tung der Auswahl des Konﬂiktbearbeitungsformates sind in den vergange-
nen Jahren gewachsen. Partizipation und Verfahren bieten als Grundfor-
men Ausgestaltungsmöglichkeiten, um freieren und ﬂexibleren Formen
der Konﬂiktlösung einen Rahmen zu geben. Der (Verwaltungs-)Vollzug
generell entfernt sich mit seiner Aufwertung des Diskurses von seinen
hierarchischen Ursprüngen (Rossen-Stadtfeld, 2012, Rz. 22). Wenn das
Gespräch zum Leitbild des Umgangs mit dem mündigen Bürger im de-
mokratischen Verfassungsstaat wird (Fehling, 2012, Rz. 48), dann muss
über die Gestaltung der Beteiligung gewährleistet werden, „dass die Pha-
se der Interessenklärung und Bestimmung […] möglichst produktiv ge-
nutzt werden kann, ohne dass die Notwendigkeit der Entscheidung außer
Sicht gerät.“ (Rossen-Stadtfeld, 2012, Rz. 60). Ergebnisoffene und faire
Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung bahnen leichter gemeinsam getra-
genen Lösungen den Weg (Renn u. a., 2014).
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Die Ausgestaltung des Standortauswahlgesetzes kann als besonders
prägnantes Beispiel dieses Paradigmenwechsels gedeutet werden. Das
Standortauswahlgesetz enthält durchaus fortschrittliche Möglichkeiten
zur Berücksichtigung von Emotionen. Darüber hinaus geht es um die Lö-
sung des historischen Konﬂikts um die friedliche Nutzung der Kernener-
gie. Ferner spielen Emotionen im Sicherheitsmanagement des Endlager-
Betriebs eine Rolle.
Empörungsgefühle und Haltungen sowie deren Ausdruck in Sprechak-
ten oder Protesthandlungen nehmen im Bereich des Sozialen und Poli-
tischen eine besondere Stellung ein, weil sie als Kritikformen öffentlich
geäußerte Formen normativer Stellungnahmen darstellen. Der negative
Charakter der Empörung, die auf Verletzungen von normativen Erwar-
tungen reagiert, ist häuﬁg klarer identiﬁzierbar und öffentlich sichtba-
rer, als normative Zustimmungen oder Indifferenz. Die philosophische
Analyse der Empörung von Reichold (2018) untersucht begrifﬂich und
argumentationstheoretisch die normativ-rationalen Strukturen von Em-
pörungshaltungen. Empörung wird als Reaktion auf empfundene Verlet-
zungen von (häuﬁg impliziten) Normen und normativen Erwartungen in-
terpretiert. Empörung macht die jeweiligen Bezugsnormen der empörten
Personen oder Gruppen explizit und erlaubt so eine Beschreibung unter-
schiedlicher normativer Standpunkte und Haltungen in Bezug auf gesell-
schaftliche Kontroversen. Die Explikation der normativen und begrifﬂi-
chen Struktur der Empörung legt dann die Grundlage für eine Bewertung
sowohl der Gegenstände der Empörung als auch der Empörungshaltun-
gen und -äußerungen selbst. Reicholds philosophische Analyse der Empö-
rung trägt dazu bei, normative Standpunkte und Kontroversen im Kontext
gegenwärtiger politischer Debatten um die Endlagerung von Atommüll in
öffentlichen Debatten zu identiﬁzieren und normativ zu bewerten.
Zusammenfassend betrachtet macht es Sinn, Emotionen als Rationali-
tät eigener Art einzuordnen und zu würdigen. Entsprechend überschrieb
die Braunschweiger Zeitung ihren differenzierten und anschaulichen Be-
richt vom Werkstattgespräch mit der positiven, fortschrittlichen Konno-
tation „Bürger-Wut ist konstruktiv“ (Kaufmann, 2016). Zumindest ist die
häuﬁg vorgenommene Entgegensetzung von Emotionalität und Rationa-
lität zugunsten einer differenzierteren Betrachtung aufzugeben. In der
Philosophie und der Ethik wurde dies hinsichtlich der Untersuchung mo-
ralischer Gefühle (Schuld, Mitleid, Empörung) mehrfach getan. An die
Stelle der Entgegensetzung wurde die Frage nach der Angemessenheit
emotionaler Reaktionen auf bestimmte Vorkommnisse gerückt. Diese Ein-
sicht konnte im Werkstattgespräch bestätigt und speziﬁziert werden.
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Die von ENTRIA vorgelegten Erkenntnisse zu Emotionen bei der Reali-
sierung eines Endlagers sollen als wissenschaftliche Grundlage dazu bei-
tragen, den Umgang mit Emotionen produktiv aufzulösen. Dies soll dazu
dienen, dass die beteiligten Akteure ihre Kommunikation und Handlungs-
weisen auf zeitgemäße Art und Weise anpassen und darauf aufbauend
formelle und informelle Formate der Öffentlichkeitsbeteiligung fortent-
wickeln. Der im Rahmen von ENTRIA als notwendig aufgezeigte reﬂexive
Umgang mit Emotionen wird auch in der nunmehr anstehenden Phase
der Standortauswahl von nicht zu unterschätzender Bedeutung sein.
Insbesondere das Konzept der Verknüpfung der Ansiedlung eines End-
lagers mit Perspektiven der Regionalentwicklung und Kompensationen
stößt - obwohl in Fachkreisen durchaus geschätzt - in der deutschen Ge-
sellschaft teils auf heftige Abwehr. Beleg dafür sind Reaktionen und Aus-
sagen zu den Geldzahlungen für unterschiedlichste regionale Zwecke aus
dem sog. Asse-Fonds. Diese werden als Korruption und Blutgeld verun-
glimpft. Die einschlägige Regelung im StandAG ist bisher noch kaum ge-
sehen und diskutiert worden: Konkret erhalten die Regionalkonferenzen
u. a. Gelegenheit zur Stellungnahme bei der Erarbeitung der sozioökono-
mischen Potentialanalysen nach § 16 Abs. 1 S. 3 (§ 10 Abs. 4 S. 2). Der
Vorhabenträger führt danach in den Standortregionen sozioökonomische
Potentialanalysen durch. Auf Grundlage der nach § 16 Abs.1 ermittelten
Ergebnisse hat der Vorhabenträger unter erneuter Anwendung der An-
forderungen und Kriterien nach den §§ 22 bis 24 (das sind naturwissen-
schaftlich geprägte Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und Ab-
wägungskriterien) günstige Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln (§ 16
Abs. 2 S. 1). Wenn auch nachrangig gegenüber der Sicherheit, werden so
die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zur Geltung ge-
bracht. Die Regionalkonferenzen erarbeiten ferner Konzepte zur Förde-
rung der Regionalentwicklung und sind bei der letztendlichen Standort-
vereinbarung zu beteiligen (§ 10 Abs. 4 S. 3).
Provokanterweise werden Ansatz und Konzept unter dem Begriff der
„Freiwilligkeit“ thematisiert und diskutiert. Damit wird die Bereitschaft
bezeichnet ein Endlager in der eigenen Region hinzunehmen und die da-
mit verbundenen Belastungen durch Geldzahlungen ausgleichen zu las-
sen. Reﬂexartig löst der aber die Kritik aus, dass es kein Vetorecht für
mögliche Standortgemeinden gibt - mithin die Ansiedlung eines Endla-
gers auch nicht freiwillig akzeptiert sein könne (vgl. (Smeddinck, 2018c, S.
84)). Derjenige der kein Endlager in seiner Nachbarschaft, seiner Region
möchte, wird das Konzept der Freiwilligkeit, mindestens aber den Begriff,
als zynisch empﬁnden. Ott u. Riemann (2018) schlagen stattdessen den
Begriff der Bereitwilligkeit als angemessener und treffender vor.
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3.8.4 Bereitwilligkeit in Recht und Ethik
Freiwilligkeit als Option
Zumeist wird realistischerweise davon ausgegangen, dass niemand nega-
tive Güter freiwillig annimmt. Diese Voraussetzung kann natürlich ihrer-
seits in Frage gestellt werden. Warum der Möglichkeit nach ausschließen,
dass manche Akteure Gründe haben könnten, radioaktive Reststoffe frei-
willig bzw. bereitwillig anzunehmen? Der Ausschluss dieser Möglichkeit
könnte sich seinerseits ja kulturhistorisch erklärbaren Vorurteilen („bia-
ses“) verdanken (siehe Abschnitt zu Walzer, S. 244f). Im Verlauf von ENT-
RIA wurde deutlich, dass Freiwilligkeit kein Anathema sein darf.
Das Reizwort „Freiwilligkeit“ und das damit bezeichnete Konzept im
Zusammenhang mit der Realisierung eines Endlagers für hoch radioak-
tive Reststoffe wurden aus ethischer und rechtswissenschaftlicher Sicht
eingeordnet. Dabei war von dem Befund auszugehen, dass viele Men-
schen die Freiwilligkeit, mit der Risiken bei der Entsorgung hoch radio-
aktiver Abfälle eingegangen werden, als gering empﬁnden. Ihre Möglich-
keiten, auf die Formulierung von Sicherheitsstandards, die Standortaus-
wahl für Entsorgungsanlagen oder die sicherheitsgerichtete Gestaltung
solcher Anlagen Einﬂuss zu nehmen, sind begrenzt (Eckhardt u. Rippe,
2016, S. 9).
Was heute als „Konzept der Freiwilligkeit“ diskutiert wird, hat in
Deutschland vor allem der AkEnd (Bundesamt für Strahlenschutz, 2002)
in den Diskurs eingeführt. Die Idee dabei ist, die Suche nach einem End-
lager mit der partizipativ gestalteten Konzeption und Umsetzung einer
langfristigen Regionalentwicklung zu verbinden (Ipsen, 2006, S. 112).
Hintergrund für diese neuartige Kombination ist die Überlegung, dass die
Region, die sich aktiv bei der Suche nach einem Standort beteiligt und
zu einem späteren Zeitraum eventuell Standort des Endlagers ist, eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe übernimmt. Dafür soll es eine Anerken-
nung, einen Ausgleich geben.
Freiwilligkeit in rechtlicher Perspektive
Freiheit ist eine fundamentale Kategorie im Recht. Von der Freiwilligkeit
lässt sich das nicht in gleicher Weise sagen.
Das Recht wird vor allem als Einschränkung der Handlungsfreiheit
wahrgenommen. Nicht minder bedeutsam ist aber die freiheitssichernde
und Freiheiten eröffnende Funktion des Rechts. Gegen die Einschrän-
kung seiner Grundrechte kann sich jeder zur Wehr setzen. Nach Art. 2
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Abs. 2 S. 2 Grundgesetz (GG)67 ist die Freiheit der Person unverletzlich.
Die Verfassung gewährt Gewissens- und Bekenntnisfreiheit (Art. 4), freie
Meinungsäußerung, Medienfreiheit, Kunst- und Wissenschaftsfreiheit
(Art. 5), Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit (Art. 8, 9) Freizügig-
keit (Art. 11) und Berufsfreiheit (Art. 12). Freiheitsausübung des einen
kann Nachteil und Duldungspﬂicht des anderen, also eine Einschränkung
von dessen Freiheit bedeuten. Die Einschränkung willkürlicher Freiheits-
ausübung konstituiert Freiheit. „(...) Freiheit gegenüber Eingriffen Pri-
vater besteht, insoweit und nur insoweit, als das Gesetz solche Eingriffe
verbietet“ (Murswiek, 1988, S. 987).
Freiwilligkeit wurde im Umweltrecht vor allem als mögliche Alterna-
tive zu rechtlichen Verpﬂichtungen thematisiert. Freiwilligkeitsmodelle
erscheinen attraktiv, wo grundrechtlich geschützte Individualgüter nicht
unmittelbar oder nur geringfügig berührt sind. Grundrechtliche Schutz-
pﬂichten verhindern, dass Sicherheitsstandards zugunsten freiwilliger
Aktivitäten aufgegeben werden können (Erbguth u. Schlacke, 2016, § 4
Rz. 27ff). Wenn keine Sicherheitsmaßnahmen realisiert würden, wären
hoch radioaktive Abfälle für Menschen sehr gefährlich. Die Strahlung ne-
ben einem Brennelement ist in Minuten lebensgefährlich, wenn es frisch
aus dem Reaktorkern entnommen wurde. Deshalb kann Freiwilligkeit
im Zusammenhang mit der Realisierung eines Endlagers nur ein Additiv
zum Ordnungsrecht bedeuten, nicht aber eine Alternative.
Der Ausgleich mittels Kompensationen insbesondere durch Geld für
Nachteile oder Leistungen ist in der Rechtsordnung – anknüpfend an die
Werteordnung der europäischen Kultur (Schneider, 2002, Rz. 61) – eben-
so üblich wie anerkannt (grundlegend: (Voßkuhle, 1999, S. 9f)). Der Grad
der Freiwilligkeit, Belastungen einzugehen, variiert. Derjenige, der unge-
wollt einen Schaden erlitten hat, erhält Ersatz (§ 823 Abs. 1 Bürgerliches
Gesetzbuch). Derjenige, dessen Eigentum enteignet wird, erhält eine Ent-
schädigung (Art. 14 Abs. 3 GG). Subventionen oder Abgaben beeinﬂussen
in positiver oder negativer Weise die Entscheidung für oder gegen ein ge-
wünschtes Verhalten. Die Vertragsfreiheit eröffnet jedenfalls grundsätz-
lich die beliebige Kombination von Leistung und Gegenleistung. („Denn
jedes Geschäft, jeder Handel, jeder Verkauf und jeder Kauf hat die freiwil-
lige Zustimmung von Männern und Frauen zur Voraussetzung, die diese
Bedeutungen kennen, ja die sie de facto selbst geschaffen haben“ (Wal-
zer, 1998, S. 51f). Arbeitskraft wird gegen Lohn getauscht. Gemeinden sol-
len Geld erhalten, wenn sie Flüchtlinge aufnehmen. Aktuell wird im Um-
weltrecht über die Beendigung umweltrechtlicher Verbandsklagen gegen
67Vom 23. Mai 1949 (BGBl. III Gliederungsnr. 100-1), zuletzt geänd. durch G vom 13. Juli
2017; (BGBl. I S. 2347).
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Entgelt gestritten (Rehbinder, 2015). Die Freiheit, etwas auszutauschen,
scheint den Nutzen der Beteiligten zu mehren. Armut und wirtschaftliche
Benachteiligung können Freiwilligkeit in alternativlosen Zwang verwan-
deln (Sandel, 2013, S. 113 u. 116).
Der Ausgleich mit Geld steht offenbar vor einer Neuausrichtung, je-
denfalls was die Zahlung ohne rechtliche Verpﬂichtung betrifft. Bisher
ist der Staat nur zur Gewährung einer Kompensation in solchen Konstel-
lationen verpﬂichtet, in denen sich ein verfassungsrechtlich gebotener
Härteausgleich ausschließlich durch Einräumung einer Entschädigungs-
regelung realisieren lässt (Voßkuhle, 1999, S. 363). Im Zuge der Energie-
wende ist mit anderen akzeptanzfördernden Maßnahmen auch die Mög-
lichkeit der ﬁnanziellen Kompensation betroffener Gebietskörperschaf-
ten durch die Übertragungsnetzbetreiber eingeführt worden. Das löste
Grundsatzkritik aus, dass unter Verzicht auf jegliches bislang anerkann-
tes Entschädigungskriterium nun durch einfache Vereinbarungen ein ent-
schädigungsgleicher Zahlungsstrom ausgelöst wird. Solche kontur- und
ziellose Entschädigungszahlungen seien in hohem Maße bedenklich. Es
würden grundsätzliche Fragen der Verteilungsgerechtigkeit aufgeworfen.
Gegenüber dem bisherigen Rechtsrahmen des grundrechtlich veranker-
ten Entschädigungsrechts bedeute dies eine grundlegende Abweichung
(Lüdemann u. Große Gehling, 2016).
Politik, Gesetzgeber und Rechtswissenschaft beﬁnden sich jedoch hin-
sichtlich der Realisierung von umstrittenen Infrastrukturvorhaben in ei-
ner Phase der Neuorientierung. Paradigmatisch stellt (Steinberg, 2011, S.
350) fest:
„Bei der Durchsetzung eines Vorhabens tragen häuﬁg nicht dieselben
Personen die Nachteile, die auch die Vorteile genießen. Die Entscheidung
ist somit nicht – wie die Ökonomen sagen – paretooptimal. Es sollen des-
halb über das Fachplanungsrecht vorgesehene Ausgleichsmaßnahmen
hinaus Kompensationen geleistet werden können, die Gegenstand ver-
bindlicher Auﬂagen oder öffentlich-rechtlicher Verträge werden können.
So lassen sich etwa für die Bevölkerung im „Schadensgürtel“ eines Vor-
habens ﬁnanzielle Leistungen denken, welche nicht nur die Vermögens-
nachteile ausgleichen, sondern auch nach Art eines Schmerzensgeldes
eine Art Anerkennung und eine Genugtuung für eine Beeinträchtigung
von Lebensqualität darstellen.“
Rechtstatsächlich lassen sich im Wesentlichen zunächst zwei Situatio-
nen als Anknüpfungspunkte für Kompensationen bei der Realisierung ei-
nes Endlagers unterscheiden: proaktiv, im Vorfeld der Realisierung eines
Endlagers, um die Akzeptanz der Betroffenen zu gewinnen oder zu verbes-
sern sowie nachträglich zum Ausgleich von Nachteilen durch eine bereits
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realisierte Anlage (Ott u. Riemann, 2018). Die Zeiten, dass die Atomanla-
ge selbst als vorteilhafte Kompensation für eine strukturschwache Region
galt (wie in Gorleben) sind lange vorbei.
Ein aktuelles Beispiel für solche Kompensationen stellt das Gesetz über
die „Stiftung Zukunftsfonds Asse“ dar. Nach Bestimmung über Zweck und
Fördergebiet, Aufgaben in § 2 soll die regionale Landesentwicklung im
Landkreis Wolfenbüttel – insbesondere im Bereich um die Schachtanla-
ge Asse II – gefördert und damit dazu beigetragen werden, Belastungen
durch die Entsorgung radioaktiver Abfälle in der Schachtanlage Asse 2
auszugleichen. Die möglichen Förderzwecke sind denkbar weit gefächert:
Förderung von Wohnen, Infrastruktur, Siedlungsentwicklung, Arbeit,
Wirtschaft, Bildung, Kinder- und Jugendarbeit, Soziales, Gesundheit, Er-
neuerbare Energie, Umwelt, Klimaschutz, Mobilität, Freizeit, Tourismus,
Kultur, Sport, Engagementförderung, Wissenschaft, Forschung (einge-
hend: Weisensee (2018)). Aber auch gegenüber diesem Beispiel wurde
typische Grundsatzkritik geübt und die Förderung als „Ablasshandel“
und „Blutgeld“ abgelehnt („Wir lassen uns unseren Widerstand nicht ab-
kaufen!“). Hier sieht man deutlich, dass die Option einer „Bereitwilligkeit
mit Kompensation“ unter moralischen Druck gesetzt wird.
Wie verläuft der Weg von der bloßen Konzeption zur möglichen rechtli-
chen Verbindlichkeit, vom Diskurs zum rechtlichen Kriterium? Zunächst
galt es festzustellen, dass Freiwilligkeit (bisher) kein Kriterium des Stand-
ortauswahlrechts war und ist. Die Gesetzgebungslehre hat bereits früh
darauf hingewiesen, dass rationale, einleuchtende, konsensstiftende Ele-
mente dafür sorgen sollen, dass Verhinderungspotential und Gegenakti-
vitäten gegenüber dem Normbefehl bzw. der staatlichen Steuerung nicht
überwiegen sollen (Schneider, 2002, Rz. 55).
Die Regulierung der Freiwilligkeit als ein Beurteilungskriterium für die
Auswahl eines Standortes für ein Endlager wäre ein Signal an die Bürger-
schaft auf diesen „Appell“, sich freiwillig zu melden, zu reagieren. Offen
bleibt: Wie wird die Freiwilligkeit ermittelt? Wer darf sie (verbindlich)
kundgeben? Den Schwierigkeiten ließe sich begegnen, wenn Freiwillig-
keit doch nur als Argumentations- und Klärungshilfe den öffentlichen
Diskurs bereichert (Smeddinck, 2018c). Letztlich hat sich der Gesetzge-
ber nur zu einer eher schemenhaften Erwähnung in § 10 Abs. 4 S. 3 Stan-
dAG entschieden. Danach erarbeiten die Regionalkonferenzen Konzepte
zur Förderung der Regionalentwicklung und sind bei der letztendlichen
Standortvereinbarung zu beteiligen (eingehend: Abschnitt 3.8.4).
Aus instrumenteller Sicht ist die Zurichtung der konkreten Kompensa-
tionen keineswegs trivial. Eine Umfrage bei Teilnehmern einer Gemeinde-
versammlung in der Schweiz, ob sie dem Bau eines Tiefenlagers zustim-
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men würden, zeigten sich je nach setting höchst unterschiedliche Ergeb-
nisse: Zunächst stimmten 50,8 Prozent mit Ja und nannten als Gründe
nationalen Stolz, Fairness, soziale Verpﬂichtung und die Aussicht auf Ar-
beitsplätze. Als jedem Bürger hypothetische 5.000 Franken Kompensati-
on aus Steuermitteln angeboten wurden, sank die Zustimmung zu einem
Endlager auf 24,6 Prozent. Ähnlich präzise Versuche sind später offen-
bar nicht mehr durchgeführt worden (zu internationalen Erfahrungen vgl.
Josipovic (2018)). Das Beispiel illustriert die Grundeinsicht von Michael
Walzer: „Geld ist kein neutrales Medium, sondern überwindet alle Gren-
zen und kann mit Prinzipien kollidieren“ (Walzer, 1998, S. 52f).
Es ist richtig, das Konzept der Freiwilligkeit in ENTRIA weiter zu disku-
tieren und nach seinem Stellenwert im Kreise anderer Beurteilungskrite-
rien für die Standortauswahl zu fragen bzw. die derzeitige Ausgestaltung
im StandAG zu hinterfragen. Aus rechtswissenschaftlicher Sicht ist eine
Dogmatik von Kompensationen ohne Rechtsverletzung überhaupt erst zu
entwickeln (Smeddinck, 2018c) Der / diejenige, der / die kein Endlager in
seiner Nachbarschaft, seiner Region möchte, wird das Konzept der Frei-
willigkeit, mindestens aber den Begriff, als zynisch empﬁnden. Der vorge-
schlagene Wechsel zur „Bereitschaft“ bzw. „Bereitwilligkeit“ könnte den
„Volkszorn“ mildern (Ott u. Riemann, 2018).
Unklare „Freiwilligkeit“ im StandAG 2017 und Chancen der Partizipation
Unter Freiwilligkeit wird konzeptionell die Idee thematisiert, dass ein Ort,
eine Region nicht gezwungen wird ein Endlager aufzunehmen, sondern
dass auch die Bereitschaft bestehen könnte, bereitwillig die Verantwor-
tung anzunehmen. Eine solche Bereitschaft sollte anerkannt werden, in-
dem mögliche Nachteile ausgeglichen werden, um eine gute Entwicklung
der Region zu ermöglichen.
Die Endlagerkommission hat einen Vorschlag zur weiteren Ausgestal-
tung der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgelegt, der auch eine langfristige
Vereinbarung zur Stärkung der regionalen Potentiale vorsieht (zum wei-
teren Smeddinck (2018c)). Ausgangspunkt ihrer Überlegungen sind zwei
wesentliche Bedingungen:
Zum einen muss eine überzeugende Kontrolle ausgeübt werden, dass
Standortauswahl und Realisierung des Endlagers dem Konzept der „best-
möglichen Sicherheit“ entsprechen. Zum anderen muss die Region in der
Lage sein, die Belastungen durch den Bau des Endlagers und den Trans-
port der Behälter wirksam und dauerhaft auszugleichen. Einer negati-
ven Kennzeichnung der Region muss auch mit der Entwicklung des Aus-
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gleichskonzepts entgegengewirkt werden (Endlagerkommission, 2016, S.
46).
Die Endlagerkommission betont die Notwendigkeit eines individuell
auf die etwaige Region zugeschnittenen Ausgleichskonzepts und die
Langfristigkeit des Ausgleichs, um langfristige Entwicklungspotentia-
le sicherzustellen. Auf die Anliegen der aktuellen Bevölkerung wie auf
Expertenwissen und Prognosen über zukünftige Entwicklungen wird au-
ßerdem Wert gelegt (Endlagerkommission, 2016, S. 46).
Im Anschluss an die Vorarbeiten des AKEnd sind die Überlegungen von
der Endlagerkommission aufgegriffen worden. So sollen neue Gremien
der Öffentlichkeitsbeteiligung (Überregionales Begleitgremium, Einrich-
tung von Regionalkonferenzen, Rat der Regionen) (Di Nucci, 2016, S. 138)
diese Aufgabe übernehmen:
„Der Rat der Regionen (...) hat die Aufgabe, eine standortunabhängi-
ge Strategie zur Förderung der Regionalentwicklung grob zu skizzieren.
Das BfE erarbeitet in Phase 2 im Rahmen der sozioökonomischen Poten-
tialanalyse die Datengrundlagen, die auch für die Abwägung eingesetzt
werden (...). Je weiter das Standortauswahlverfahren voranschreitet, des-
to konkreter werden die verbleibenden Regionalkonferenzen (...) sich mit
der Frage auseinandersetzen, wie sie ihre individuelle Regionalentwick-
lung stärken können. Spätestens in Phase 3 steht daher die Frage im Fo-
kus, welche Unterstützung die Region erhält, um die ausgearbeiteten Stra-
tegien langfristig realisieren zu können und wie diese Unterstützung ver-
bindlich vereinbart werden kann“ (Endlagerkommission, 2016, S. 380).
Die Endlagerkommission betont, dass eine solche Vereinbarung die
Rechtsschutzmöglichkeiten einer Region nicht beschneidet. Es wird al-
so kein Veto-Recht eingeräumt, sondern die Anwohner und Betroffe-
nen werden auf die Rechtsschutzmöglichkeiten verwiesen, die ihnen das
StandAG einräumt. Dabei hebt die Kommission hervor, dass neben den
Rechtsschutzmöglichkeiten in § 17 Abs. 4 und § 19 Abs. 2 im Kontext des
Standortauswahl- und Genehmigungsverfahrens für Bürgerinnen und
Bürger zahlreiche weitere Möglichkeiten für das Einlegen von Rechts-
mitteln bestehen (etwa bei Betriebsplanzulassungen, wasserrechtlichen
Erlaubnissen zu Erkundungen und Duldungsanordnungen zu Vorarbei-
ten an Grundstücken) (Endlagerkommission, 2016, S. 58). Vertragspart-
ner sollten die Bundesrepublik Deutschland und die Gebietskörperschaft
in der Region sein, in der der ausgewählte Standort liegt. Als mögliche
Gegenstände einer solchen Vereinbarung werden genannt:
Die ausgestaltbaren Eckpunkte der Anlagen (z. B. Verkehrsanbindung,




• Langfristige Verpﬂichtungen in der Betriebs- und Nachbetriebspha-
se
• Generationenübergreifend wirksame Kompensationen, mit denen
die Entwicklungspotentiale der Regionen gestärkt werden und mög-
liche negative Nebeneffekte des Endlagers ausgeglichen werden
(Endlagerkommission, 2016, S. 381).
Bemerkenswert ist die Einbeziehung und Mitsprachemöglichkeit im
Hinblick auf die Ausgestaltung der Anlage, deren Betrieb und Infrastruk-
tur. Auffällig ist außerdem der generationenübergreifende Anspruch. Es
werden weitere Möglichkeiten der aktiven Mitsprache und Mitentschei-
dung eröffnet, die den Abwehrreﬂex gegenüber einem Endlager womög-
lich vermindern können (Drögemüller, 2016, S. 202). Hervorzuheben sind
auch die Hinweise der Endlagerkommission zu den Mitwirkungsmöglich-
keiten in den Regionalkonferenzen, die die auch generell diskutierte
Frage der Betroffenheit aufgreift.
Das Standortauswahlgesetz regelt in § 10, dass die Partizipation „im
räumlichen Bereich des Vorhabens“ stattﬁnden soll. Die Kommission
geht davon aus, dass die Abgrenzung gleichermaßen auf geologischen
wie auch sozioökonomischen Gesichtspunkten beruhen muss. Die Re-
gionalkonferenzen sollen die Perspektiven aller Menschen vertreten, die
sich durch den Bau und Betrieb eines Endlagers am möglichen Standort
betroffen sehen. Diese Betroffenheit kann über das Gebiet oberhalb der
Gesteinsformation weit hinausreichen. Auch Staatsgrenzen bilden keine
Grenzen der Beteiligung (Endlagerkommission, 2016, S. 398).
Regionalkonferenzen als Ansatzpunkt
Die weiteren Maßgaben und Empfehlungen überraschen nicht, wenn man
sich vergegenwärtigt, dass das Letztentscheidungsrecht beim Parlament
verbleibt und es hier eben nicht um die Abgrenzung von Gruppen und
Einwohnerschaft geht, die zu einem Veto berechtigt sein soll.
In der langfristigen Perspektive ist zu berücksichtigen, dass die Regio-
nalkonferenz eine zentrale Rolle bei der Erarbeitung der Standortverein-
barung einnehmen kann, Vertragspartner aber nur hoheitlich deﬁnierte
Gebietskörperschaften werden können. Als pragmatische Grundregel
wird empfohlen, dass die kommunalen Gebietskörperschaften, deren Ge-
biet oberhalb des möglichen Bergwerks liegt, gemeinsam mit allen direkt
angrenzenden kommunalen Gebietskörperschaften eine gemeinsame Re-
gion bilden. Je nach geographischen Besonderheiten ist diese Grundregel
anzupassen (Endlagerkommission, 2016, S. 398).
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Der Vorschlag der Endlagerkommission hat seinen Niederschlag in der
Novellierung des StandAG im Jahre 2017 gefunden. Damit wächst die Re-
levanz des Konzeptes der Freiwilligkeit über eine bloße Argumentations-
und Klärungshilfe im öffentlichen Diskurs (Smeddinck, 2018a) hinaus in
eine verbindliche, mehr oder minder praktikable Regelung.
Konkret erhalten die Regionalkonferenzen u. a. Gelegenheit zur Stel-
lungnahme bei der Erarbeitung der sozioökonomischen Potentialanaly-
sen nach § 16 Abs. 1 S. 3 (§ 10 Abs. 4 S. 2). Der Vorhabenträger führt
danach in den Standortregionen sozioökonomische Potentialanalysen
durch. Auf Grundlage der nach § 16 Abs.1 ermittelten Ergebnisse hat
der Vorhabenträger unter erneuter Anwendung der Anforderungen und
Kriterien nach den §§ 22 bis 24 (das sind naturwissenschaftlich gepräg-
te Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwägungskriterien)
günstige Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln (§ 16 Abs. 2 S. 1). Wenn
auch nachrangig nach der Sicherheit, werden so die gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Verhältnisse zur Geltung gebracht.
Die Regionalkonferenzen erarbeiten ferner Konzepte zur Förderung der
Regionalentwicklung und sind bei der letztendlichen Standortvereinba-
rung zu beteiligen (§ 10 Abs. 4 S. 3).
Anders als in den Empfehlungen der (Endlagerkommission, 2016, S.
398) wurde die Aufgabe eine standortunabhängige Strategie zur Förde-
rung der Regionalentwicklung grob zu skizzieren, im StandAG 2017 dem
Rat der Regionen nicht ausdrücklich aufgegeben. Allgemeiner heißt es in
§ 11 Abs. 2: Die Fachkonferenz Rat der Regionen begleitet die Prozesse
der Regionalkonferenzen aus überregionaler Sicht und leistet Hilfestel-
lung beim Ausgleich widerstreitender Interessen der Standortregionen.
Das schließt ein entsprechendes Engagement jedenfalls auch nicht aus.
Dagegen ist den Regionalkonferenzen – wie von der Endlagerkommission
empfohlen – explizit die Gelegenheit eröffnet, sich mit ihren speziﬁschen
Verhältnissen vor Ort auseinanderzusetzen und darauf aufbauend Maß-
nahmen der Regionalentwicklung zu projektieren. Welche Unterstützung
die Region erhält, bleibt – wie von der Endlagerkommission vorgesehen
(Endlagerkommission, 2016, S. 398) – offen. Konkreter wird das Stan-
dAG allerdings, indem es eine Standortvereinbarung und die Beteiligung
der verbleibenden Regionalkonferenz daran vorsieht. Die Gesetzesbe-
gründung macht zu den angesprochenen Regelungen in § 10 Abs. 4 S. 2
und 3 keine näheren Angaben. Insofern wird für die praktische Umset-
zung auch auf die Empfehlungen der Endlagerkommission und andere
fachliche Vorarbeiten zurückzugreifen sein, soweit sie den gesetzlichen
Vorgaben nicht zuwiderlaufen. Die gefundene Ausprägung beherzigt je-
denfalls einige Punkte, die als Gelingensbedingungen auf Basis früherer
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Erfahrungen formuliert werden: Mögliche Kompensationen sollten ge-
meinsam verhandelt werden (Brunnengräber u. Di Nucci, 2017, S. 149
m. w. N.). Es ist also ein gänzlich anders gelagerter Fall als bei Entschä-
digung nach Enteignung. – Hier ist ein rechtsverbindlicher Rahmen für
den möglichen lokalen Nutzen vieler gesetzt worden, der dazu beitragen
könnte, dass Kompensationen nicht als Bestechung erscheinen, wenn
die Gemeinschaft als Ganzes proﬁtiert (vgl. (Brunnengräber u. Di Nucci,
2017, S. 149)).
Unabhängig davon ist aber auch eine weitere Diskussion über das Kon-
zept der Freiwilligkeit, das keinesfalls breit gesellschaftlich bekannt und
akzeptiert ist, und eine gesetzliche Regelung wünschenswert. Auffällig
ist, dass die derzeit geltende Regelung schlecht verstanden wird, obwohl
das Konzept in den einschlägigen Kreisen bekannt ist (vgl. (Domasch u.
Zschiesche, 2018, S. 104f)). So wird im Hinblick auf § 10 Abs. 4 StandAG,
kritisiert, dass unklar bleibe, was mit Standortvereinbarung gemeint ist.
Angeblich suggeriere der Begriff inhaltlich fehlgehend, dass über den
letztendlichen Standort eine Vereinbarung getroffen werde. Die Stand-
ortentscheidung treffe aber der Bundestag (Domasch u. Zschiesche, 2018,
S. 97f). Eine klarere, für Laien weniger missverständliche Formulierung
im Gesetzestext ist erforderlich.
Gerechtigkeit und Kompensation
Wie eingangs bereits erwähnt, handelt es sich bei der Entsorgung radio-
aktiver Reststoffe um eine gesellschaftliche Altlast, ein negatives Gut,
welches verteilt werden muss. Wir müssen also davon ausgehen, dass
Reststoffe am Ende des Entsorgungsprozesses an wenigen Orten oder
an genau einem Ort zusammengefasst werden. Diese Maßgabe schließt
„burden sharing“ zugunsten von Sicherheit, Ökonomie und Implementie-
rungsfähigkeit aus und legt damit eine Standortregion fest. Nicht von
vornherein ausgeschlossen ist damit, dass (unter der Voraussetzung
höchstmöglicher Sicherheit) ein Standort ausgewählt werden kann, an
dem hierfür in der Bevölkerung Bereitwilligkeit vorherrscht bzw. über-
wiegt. Die folgenden Ausführungen stützen sich auf die Beiträge in Ott u.
Smeddinck (2018). Aus philosophischer Sicht ist zunächst festzuhalten,
dass die Freiwilligkeit von Entscheidungen stark an die (metaphysische)
Idee des freien Willens gebunden ist (Ott u. Riemann, 2018, S. 55). Von
dieser Idee muss man das Problem der Freiwilligkeit bei der Annahme
eines negativen Gutes lösen. Es genügt die Annahme, dass wir Menschen
transzendental genötigt sind, uns unter der regulativen Idee der Frei-
heit zu denken, da andernfalls moralische, rechtliche und ökonomische
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Zuschreibungen grundlos wären. Daher ist es pragmatisch sinnvoll, für
unsere Zwecke nachmetaphysisch von Bereitschaft zu sprechen. Jemand
ist bereit, x zu tun, wenn er sich ungezwungen bereit erklärt, x zu tun.
Die Qualiﬁkation der Ungezwungenheit ist im Kontext deliberativer De-
mokratie wesentlich. Sie schließt Fehlinformation, Drohungen, Erpres-
sungsversuche, „postfaktische“ Inszenierungen u. dergl. aus. Der Sprech-
akt, in dem P sich bereit erklärt x zu tun (zu übernehmen, durchzuführen,
zu wagen usw.) sollte idealiter auf unverzerrter Deliberation beruhen.
Weitergehend lassen sich, was für unser Problem stark relevant, ver-
schiedene Grade von ungezwungener Bereitwilligkeit unterscheiden: un-
bedingt, bedingt, abwägend, gekauft. Unbedingte Bereitschaft bezeich-
nen wir als „starke“ Bereitschaft, d. h. als Opfer ohne materielle Gegen-
leistung. Bedingte Bereitschaft bezeichnen wir als „schwache“ Bereit-
schaft. Es ist nicht unstatthaft, Bereitschaft an bestimmte Bedingungen
zu knüpfen. Diese Bedingungen können Kompensationsforderungen be-
inhalten. Ungezwungene Bereitwilligkeit kann somit aus Verhandlungen
über angemessene Kompensationsangeboten resultieren.
Die bereitwillige Übernahme eines negativen Gutes ist, nach Kantischer
Begrifﬂichkeit, entweder verdienstvoll („meritorisch“) oder übergebühr-
lich („supererogatorisch“). Wir loben meritorisches und supererogatori-
sches Verhalten, aber wir machen niemandem moralische Vorwürfe, der
solches Verhalten unterlässt. Wir können starke Bereitwilligkeit (Opfer)
als übergebührliches Verhalten einstufen, aber selbst schwache Bereitwil-
ligkeit könnte, obschon an Bedingungen geknüpft, noch in die Kategorie
meritorischen Verhaltens fallen.
Meritorisches Verhalten kann nicht verwerﬂich sein. Demnach wäre es
gerade auch in ethischer Betrachtung völlig legitim, der bereitwilligen
Übernahme von Standortverantwortung nur dann zuzustimmen, wenn
diese mit – im Vorfeld ausgehandelten – Ausgleichsleistungen verknüpft
ist und dem Verantwortungssubjekt einen gewissen Vorteil durch das
Endlager bereitet. Ethisch problematisch hierin ist jedoch, dass sich der
Fokus eines Ideals der Freiwilligkeit hin zu einer Legitimierung eigennüt-
ziger Berechnung verschiebt und damit die nicht-idealen Bedingungen
des Handlungskontextes unterstrichen werden. Bedingte Bereitschaft wä-
re meritorisches und eigennütziges Verhalten zugleich. Ist dies überhaupt
möglich? Ja. Ein Verhalten, das hinsichtlich seiner Intention eigennützig
ist („Was gebt ihr mir dafür?“), kann hinsichtlich seiner politischen Kon-
sequenzen (einvernehmliche Standortentscheidung) meritorisch sein.
Die Verhandlungen über Kompensate setzen wiederum Standards pro-
zeduraler Fairness voraus. Die mögliche Bereitwilligkeit ist nicht als be-
dingungslos anzunehmen und diese Annahme bildet die konzeptionelle
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Brücke zum Folgeproblem der Kompensation als Element oder Medium
distributiver Gerechtigkeit. Distributive, prozedurale und kompensatori-
sche Gerechtigkeit vermitteln sich in möglichen Verhandlungen über be-
dingte Bereitschaft. Diese Vermittlung macht eine solche Lösung aus ethi-
scher Sicht nicht unattraktiv. „Volenti non ﬁat iniuriam.“
Die Betrachtung von Kompensationen als Medium distributiver qua
kompensatorischer Gerechtigkeit eröffnet Raum für weitere Fragen und
Differenzierungen. Im Kern sind das die Wer-, die Wofür- und die Wie-
Frage:
Wer: Das Wer muss eingegrenzt werden und jede Eingrenzung ist will-
kürlich, da sie sich an historischen Gemarkungsgrenzen orientiert: Ge-
meinde, Landkreis, Bundesland. Wenn der Standort am Rande eines Land-
kreises liegt und die Kompensation nur an Einwohner dieses Landkreises
geht, ﬁnden die Einwohner des benachbarten Kreises das womöglich „un-
gerecht“. Wird ein Radius gezogen, ﬁnden das die Anrainer der Haupt-
durchgangsstraße „ungerecht“ usw. Die verhandelten Kompensate wer-
fen also sofort ein internes Problem distributiver Gerechtigkeit auf, über
das sich die Empfänger des Kompensats streiten könnten. Konsensfähig
scheint nur die Annahme, dass die Gemeindeebene zu klein ist. Im Fol-
genden sprechen wir bewusst vage von „Standortregion“68.
Wofür: Gefahr der Exposition mit radioaktiver Strahlung, Belästigung,
Ärger, Unfrieden, Risikoübernahme, Konﬂikt, Wertminderung von Immo-
bilien usw. Haben die Betroffenen wirklich Angst vor atomarer „Verseu-
chung“ oder eher vor dem Ende von „Ruhe und Frieden“? Gerade in länd-
lichen Regionen zählt das eher beschauliche, gemächliche, gutnachbar-
schaftliche, konﬂiktarme Alltagsleben mit zu dem, was die Lebensqualität
ausmacht. Damit wäre es dann in einer Standortgemeinde vorbei: inter-
ner Zwist, Medienaufmerksamkeit, Protestaktionen, Polizeipräsenz, Ver-
trauensschwund usw. Standort ist Stress. Ein Leben über Jahrzehnte an
einer hoch politisierten Großbaustelle zu verbringen, dürfte nur denen
Vergnügen bereiten, die eine hohe politische Streitlust haben. Das dürf-
ten im ländlichen Raum eher wenige sein. Wenn dem so wäre, müssen
die Kompensationsforderungen sich aber auf die Qualitäten des gelebten
Lebens beziehen, die verloren zu gehen drohen.
68Wir möchten nur darauf hinweisen, dass die Gruppen von Anspruchsberechtigten bei pro-
zeduraler, distributiver und kompensatorischer Gerechtigkeit immer eingegrenzt wer-
den müssen. Aus konkreten Abgrenzungen (Stichtage, Numerus Clausus, Altersgrenzen)
werden häuﬁg wieder neue Fragen der Gerechtigkeit generiert.
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Wie: Welche Arte von Kompensaten kommen überhaupt in Betracht:
Rein symbolische Gratiﬁkationen, d. h. Ehrungen (etwa durch Orden)
schließen wir aus, da sie eher der starken Bereitschaft zugehören. Sym-
bolische Kompensate werden von Obrigkeiten gestiftet und sind in der
Regel nicht Gegenstand von Verhandlungen. Das Verdienstkreuz wird
verliehen, nicht verhandelt. Der säkulare demokratische Staat sollte von
seinen Bürgerinnen und Bürgern keine Opferleistungen erwarten müssen.
Meritorisches Verhalten ist gleichsam Opfer genug. Empirisch betrach-
tet, ist es extrem unwahrscheinlich, dass starke Bereitwilligkeit an einem
Ort dominiert, der ein Höchstmaß an Sicherheit gewährt. Also bleiben
im Falle schwacher, d. h. bedingter Bereitschaft Geld, materielle Güter,
Entlastungen, Vergünstigungen, Vorteile usw. übrig. Alle Vorteile bzw.
Kompensate lassen sich im Prinzip monetarisieren.
In der ökonomischen Theorie der Kompensation gibt es Unter- versus
Überkompensation. In diesem Fall meritorischen Handelns wäre eine
(leichte) Asymmetrie zugunsten von Überkompensation gerechtfertigt.
Kompensationen können einmalig, gestaffelt, kontinuierlich, degressiv
usw. geleistet werden. Einmalige Leistungen sind angesichts der Zeitho-
rizonte nicht sachgerecht. Attraktiv könnten langfristig angelegte Fonds-
Lösungen sein: Die Zinsen aus einem Fonds werden auf unbestimmte Zeit
jährlich an Region, Gemeinden oder Einzelpersonen ausgezahlt. Dadurch
könnten im Laufe der Zeit unterschiedliche Projekte realisiert werden,
was dem Wertewandel Rechnung trüge. Es würde also im Falle von Be-
reitwilligkeit ein Fonds eingerichtet, dessen Kapital „H+x“ betrüge. Das
Kapital wird mündelsicher angelegt und der Staat leistet zudem eine
Ausfallbürgschaft. Die Zinsen des Fonds ﬂießen der Standortregion kon-
tinuierlich zu. Letztlich sollen die Betroffenen authentisch und demokra-
tisch über die Verwendung entscheiden dürfen, gleichwohl sei folgende
Überlegung gestattet:
Modelle klassischer Kompensationen bei AKW-Standorten orientierten
sich an dem Wohlstandsmodell der frühen Bundesrepublik: Infrastruktur,
Bildungsbau, Turnhalle, BAB-Zubringer etc. Unsere empirische Hypothe-
se lautet, dass dieses klassische Modell, wenn überhaupt, dann nur noch
in peripheren Räumen wirklich attraktiv ist. Die Infrastrukturen sind der-
art ausgebaut, dass der Grenznutzen dieser Angebote sinkt. Vermutlich
bestünde eine steigende Attraktivität von sog. postmaterialistischen An-
geboten wie etwa:
• Reduktion der Lebensarbeitszeit: In der Standortregion beträgt das
Renteneintrittsalter x Jahre weniger, die Regelarbeitszeit beträgt
39 Stunden minus x. Frühverrentung und/oder Viertagewoche. Die
geldwerten Vorteile dieser Regelungen lassen sich leicht errechnen.
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• Urlaub/Freizeit: Aus dem Fonds wird an jeden Haushalt jährlich ein
bestimmter Betrag ausgezahlt, um Urlaubs- und Freizeitaktivitäten
zu fördern. Familien mit Kindern werden besonders begünstigt.
• Bildung: Am Standort wird eine staatliche Hochschule eingerich-
tet. Die Anwohner dürfen über Schwerpunkte entscheiden: Kunst-
geschichte, Sinologie, Philosophie, Literaturkunde, Umweltwissen-
schaften, Astronomie, Reaktortechnik usw.
• Naturschutz, ökologische Landnutzung: der Standortregion wird
ein mustergültiges Biosphärenreservat eingerichtet, das umfassend
subventioniert wird. Ökologischer Land- und Gartenbau, „sanfte“
Forstwirtschaft, Renaturierung, ÖPNV-Ausbau usw.
• Gemeinschaftsprojekte nach den Wünschen der Anwohner/innen:
Gesundheitszentren, Bibliotheken, Wellness-Oasen usw.
• Ästhetik: Die baulichen Strukturen an der Oberﬂäche werden archi-
tektonisch gestaltet. Das Motto des Architektenwettbewerbs lautet:
„Realsymbolisches Monument des Endes des Atomzeitalters“. Das
Monument (Mausoleum) könnte im 22. Jahrhundert zur Touristen-
attraktion werden.
Derartige postmaterialistische („sozialökologische“) Angebote haben al-
lerdings das Potential, atom-kritische Gruppen zu spalten. Manche Geg-
nerinnen und Gegner könnten die Angebote sogar „verlockend“ ﬁnden –
und genau dies als besonders perﬁde wahrnehmen. Ein Weltzustand, in
dem an der Oberﬂäche sozialökologische Ziele verfolgt werden, während
unter der Erde große Mengen hoch radioaktiver Abfälle lagern, die einer
vergangenen Epoche entstammen, erscheint zwar paradox, wäre nicht per
se kontraintuitiv oder inkonsistent (Ott u. Riemann, 2018).
Bereitwillig sein können nur die Lebenden. Bereitwilligkeit ist notwen-
dig paternalistisch gegenüber zukünftigen Generationen. Wäre es prinzi-
piell unfair hinsichtlich der Langzeitverantwortung, das Standortproblem
durch verhandelte Bereitwilligkeit zu lösen, wodurch die nähere Zukunft
begünstigt und die ferne Zukunft vor vollendete Tatsachen gestellt wird?
Die Frage kann nur dann verneint werden, wenn Bereitwilligkeit nicht auf
Kosten des korrelativen Postulats höchstmöglicher Sicherheit geht. Wie
also können Kompensationsgerechtigkeit mit Zukunftsgerechtigkeit ver-
mittelt werden?
Eine weitere Ebene distributiver Gerechtigkeit zeigt sich in der Vertei-
lung von Lasten gegenüber zukünftigen Generationen, die im nächsten
Abschnitt behandelt wird.
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3.8.5 Gerechtigkeit zwischen den Generationen
Im Abschlussbericht der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfall-
stoffe (Endlagerkommission, 2016) wurde die „Vermeidung unzumutba-
rer Belastungen für zukünftige Generationen“ als ein zentrales Schutzziel
bei der Lagerung und Entsorgung ausgewiesen und gleichzeitig mit der
Nachsorgefreiheit und der Wahrung des Verursacherprinzips kontextuali-
siert (S. 140/1). In aller Regel liegt den Betrachtungen der intergenera-
tionalen Gerechtigkeit bei der Entsorgung ein vager, unterspeziﬁscher
Generationenbegriff zugrunde, der lediglich auf die grundlegende Pro-
blematik der lang andauernden Schädlichkeit der zu entsorgenden Stoffe
verweist. Der Kommissionsbericht etwa formuliert ein Recht künftiger Ge-
nerationen auf Langzeitsicherheit (Endlagerkommission, 2016, S. 61), oh-
ne den Begriff der Generation und der Zeithorizonte zu speziﬁzieren. Das
StandAG legt einen Zeithorizont von einer Million Jahre zugrunde und
lässt damit darauf schließen, dass alle Generationen in diesem Zeitraum
gemeint sind. Das Problem der Zukunftsverantwortung wird zumeist so
konzipiert, dass derartig lange Zeiträume nicht überblickt werden kön-
nen und damit „eigentlich“ keine verantwortliche Entscheidung möglich
ist (so etwa Gärditz (2013)).
So scheiterte auch der Versuch, Generationengerechtigkeit im GG zu
verankern (BT-Drs.16/3399) jedenfalls vorerst. Eine staatliche Zukunfts-
verantwortung ﬁndet sich aber auf nationaler Ebene in abgeschwächter
Form statuiert. Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlage auch für
künftige Generationen gemäß Art. 20aGG ist Staatsaufgabe. Danach sind
die Interessen jener zu schützen, die temporal noch nicht Mitglieder
des Legitimationssubjekts sind (Gärditz, 2016). So muss zum einen ge-
währleistet sein, dass gegenwärtig Lebende Entscheidungen mit Lang-
zeitwirkung treffen können. Zum anderen muss darauf geachtet werden,
dass den zukünftigen Generationen kein gravierender Schaden angetan
wird, der nach heutigem Recht verboten ist (Hofmann, 1981). Man ersieht
hieraus die Unzulänglichkeit abstrakter Grundsätze, formaler Konzepte
und dilatorischer Formeln bei der Lösung speziﬁscher Probleme. Die Ru-
fe nach Diskurs und Zukunftsverantwortung, die Betonung verbesserter
Verfahren und die Forderung nach mehr Partizipation sind alle berech-
tigt, beantworten aber weder einzeln noch zusammen die Frage „Wohin
damit?“ (Ott u. Semper, 2017).
Neu angesetzt lässt sich die Grundannahme intergenerationaler Theo-
rie folgendermaßen fassen: Da Menschen, die noch nicht leben, moral pa-
tients sein werden, sind wir als moral agents ihnen gegenüber zu morali-
schem Handeln verpﬂichtet. Das heißt, wenn eine Handlung, die wir heu-
te begehen, Auswirkungen auf das Leben jener hat, welche künftig leben
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werden, muss sie sich ebenso moralischer Betrachtung unterziehen wie
eine andere Handlung. Sehr allgemein gesprochen, überführen wir durch
unsere Handlungen heutige Möglichkeiten in zukünftige Wirklichkeiten.
Die Produktion radioaktiver Reststoffe ist eine solche „modale Transfor-
mation“.
Grundsätzlich handelt es sich bei Überlegungen zu intergenerationaler
Gerechtigkeit im Fernfeld um eine Erweiterung des normativen Raumes
um hypothetische, respektive prospektive ethische Subjekte, die hin-
sichtlich ihrer Individualität prinzipiell unbestimmbar sind. Während
sich die meisten Theorien der Gerechtigkeit in Gleichzeitigkeit bewegen,
und auch die meisten Aspekte ihrer (nicht-)Verwirklichung im Raum der
Intersubjektivität bestehen, ist die Erweiterung der Gerechtigkeitssubjek-
te um die Ungeborenen aus diskursethischer Sicht eine advokatorische
Erweiterung der Diskursgemeinschaft. Die Vertretung und der Einbezug
ihrer Interessen ist spekulativer, hypothetischer Natur und damit - ähn-
lich einer Modellierung - Extrapolation gegebener Ansprüche auf eine
mögliche künftige Wirklichkeit. Das Prinzip der Zukunftsverantwortung
ist so abstrakt, dass sich alle drei ENTRIA-Optionen unter Berufung auf
dieses Prinzip rechtfertigen lassen. Differenzierungen sind also vonnö-
ten.
Grundsätzlich lassen sich verschiedene Konzepte intergenerationa-
ler Gerechtigkeit identiﬁzieren und voneinander unterscheiden (Jonas,
1979; Birnbacher, 1988; Unnerstall, 1999; Ott, 2005). Hierzu gibt es
(über)reichlich Literatur und es soll an dieser Stelle keine ausführliche
Diskussion der möglichen Positionen vorgenommen werden.
Manemann (2015) etwa verweist mit Blick auf geologische Tiefenlage-
rung auf die mehr oder minder wahrscheinliche Diskrepanz zwischen Zu-
kunftsmöglichkeit und Zukunftswirklichkeit und damit auf die Grenzen
eines ethischen Handelns gegenüber künftigen Generationen. Unter wel-
chen Bedingungen also, unter Zuhilfenahme welcher Theoreme lässt sich
intergenerationale Gerechtigkeit überhaupt begründen und einfordern?
Wir können natürlich mit Jonas darauf verweisen, dass wir eine gewisse
apodiktische Pﬂicht haben, die Möglichkeit des Fortbestehens „echten“
menschlichen Lebens auf der Erde nicht zu gefährden und damit einen
Handlungsimperativ formulieren: „Handle so, daß die Wirkungen deiner
Handlung verträglich sind mit der Permanenz echten menschlichen Le-
bens auf Erden“ (Jonas, 1979, S. 36). Dieser Handlungsimperativ schafft
eine starke Verantwortlichkeit für die Unversehrtheit künftiger Generatio-
nen und verbietet wenigstens die nachhaltige Zerstörung von Lebensräu-
men. Er mahnt uns heute Lebende entsprechend zur Sorgfalt im Umgang
mit Stoffen, die eben diese Möglichkeit wenigstens einschränken können.
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Der Imperativ von Jonas bedarf jedoch für speziﬁsche Probleme der Er-
gänzung durch Kriterien; als solcher ist er zu abstrakt und hinsichtlich
des Ausdrucks „Permanenz echten menschlichen Lebens“ zu vage.
Jörg Tremmel bietet eine präskriptive wie kontraktualistische Bestim-
mung der Generationengerechtigkeit: „Generationengerechtigkeit ist er-
reicht, wenn die Chancen der Angehörigen der nächsten Generation, sich
ihre Bedürfnisse erfüllen zu können, im Durchschnitt besser sind als die
der Angehörigen ihrer Vorgänger-Generation“ (Tremmel, 2012, S. 290).
Dies impliziert einen sog. komparativen Standard der Zukunftsverantwor-
tung: Es soll einer zukünftigen durchschnittlichen Person P eines Kollek-
tiv K insgesamt nicht schlechter gehen als einer heutigen durchschnittli-
chen Person. Dieser komparative Standard impliziert für die Suche nach
einer Lösung der Entsorgungsfrage kaum etwas. Das gleiche gilt für For-
derungen der Art, dass alle lebenden und zukünftigen Menschen ein An-
recht auf ein gutes Leben haben, ihre Bedürfnisse befriedigen und ihre
menschlichen Fähigkeiten entwickeln können sollen usw. Bei Sichtung
der zukunftsethischen Literatur wurde (überraschenderweise) deutlich,
wie wenig hilfreich diese für die konkrete Problembearbeitung ist. Die
thematisch einschlägige ältere Literatur behandelt die Frage, ob solche
Stoffe überzeugt erzeugt werden dürfen.
Wenn nun jedoch in einer starken Lesart der Generationengerechtig-
keit der Anspruch erhoben wird, (möglichst) keine Lasten oder Schulden
zu hinterlassen, so kann diese Norm im Kontext der Entsorgung radioakti-
ver Reststoffe nurmehr als verletzt und nicht herstellbar bezeichnet wer-
den. In Anbetracht der auslaufenden Nutzung der Kernenergie und der
nicht innerhalb der Nutzergeneration abschließbaren Entsorgung lässt
sich konstatieren, dass eine wirklich generationengerechte Lösung nicht
mehr gefunden werden kann – das sprichwörtliche Kind also in den Brun-
nen gefallen ist: „Die (End)Lagerung hoch radioaktiver Abfälle ist somit
zukünftigen Generationen gegenüber prima facie moralisch nicht vertret-
bar“ (Buschka, 2009, S. 98).
Diese These impliziert, dass diese Stoffe nie hätten erzeugt werden dür-
fen. Unter der Prämisse der Existenz dieser Stoffe ist die These dilemma-
tisch: Wir müssen x tun, obwohl wir x nicht tun dürfen. Alles, was wir
tun können, ist im Grunde falsch. Oder sie erhebt den Geltungsanspruch,
die Lagerung müsse dauerhaft an der Oberﬂäche erfolgen. Oder sie lässt
in der Formel des „prima facie“ ein Schlupﬂoch aus einem echten Dilem-
ma. In der ethischen Literatur zu Dilemmata wird klar, dass Handeln im
Dilemma den großen Vorteil hat, dass man sich nicht schuldig fühlen
muss, wenn alle Handlungsoptionen einschließlich der Unterlassungen
gleich schlecht sind. Situationen, in denen man sich unter dem Prinzip
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der Übelminimierung um graduell bessere oder schlechtere Lösungen be-
müht, sind stricto sensu keine Dilemmata. Aus dem Umstand, dass es kei-
ne ideale Lösung geben können wird, folgt nicht, dass wir bei der Suche
nach einer Lösung der Entsorgungsfrage in einem Dilemma stecken.
In einer Generationenfolge lässt sich das Problem folgendermaßen be-
schreiben: Generation G-1 entscheidet sich für eine Technologie T, die
als unerwünschte Nebenwirkung toxische Abfälle A generiert. T war in
G-1 umstritten, wurde aber eingesetzt und A ﬁel an. G-2 sieht T über-
wiegend kritisch. Es wären vielen Vertretern von G-2 lieber gewesen, A
wäre nie erzeugt worden. G-2 kann die von G-1 vorgenommene modale
Transformation nicht ungeschehen machen. G-1 ist praktisch abgetreten
und G-2 sieht sich gegenüber G-3, G-4…..G-n in der Verantwortung, eine
möglichst gute Lösung der Verbringung von A zu ﬁnden. Dabei müssen
G-3 und G-4 mit einbezogen werden.
Wir können nichts ungeschehen machen und können uns um Übelmi-
nimierung bemühen. Aber mehr als das kann man von G-2 auch nicht
erwarten. Aus diesem Grunde kann es als sinnvoll betrachtet werden,
von Fairness bei der Übelminimierung zwischen den Generationen zu
sprechen, welche wiederum Kriterien nach sich ziehen wie etwa Sicher-
heit, Minimax-Strategie, Transparenz, Nachvollziehbarkeit, ﬁnanziel-
le Vorsorge, Wissenserhalt und -weitergabe, Reversibilität, Befähigung,
künftig eigenständige Entscheidungen über eine weiterzuverfolgende
Entsorgungsstrategie treffen zu können. In der Liste der Kriterien ist
das Kriterium der Reversibilität das Schlüsselkriterium. Es bedarf einer
gründlichen Reﬂexion (s. u.). Dies ist jedenfalls dann zutreffend, wenn
wir die Norm der Freiheit und Selbstbestimmung anlegen und prinzipi-
ell von einem Mitspracherecht künftiger Generationen ausgehen. (vgl.
(Buschka, 2009, S. 96)).
Da bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe mindestens zwei sehr
unterschiedliche Zeithorizonte zu berücksichtigen sind, die je auf zwei
verschiedene Aspekte der intergenerationalen Gerechtigkeit als politi-
scher und distributiver Fairness verweisen, müssen diese Zeiträume und
der Generationenbegriff speziﬁziert werden. Schon die Entsorgung als
Prozess rührt an Fragen intergenerationaler Gerechtigkeit, da zum einen
durch den bereits lang andauernden Prozess der Entsorgungsforschung
ein Verantwortungsübertrag von Nutznießer- auf Entsorgergenerationen
stattgefunden hat (Phase I), sowie durch die prognostizierten Zeithori-
zonte bis zum Abschluss der Entsorgung weitere Verantwortungsüber-
träge stattﬁnden werden (Phase II). Schließlich werden, bedingt durch
die langen Zeithorizonte der Gefährdung durch radioaktive Stoffe auch
weit in der Zukunft liegende Generationen afﬁziert (Phase III und Phase
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IV). Wir haben es also zunächst mit Fragen der Generationengerechtig-
keit im Nahfeld zu tun, die nicht allein in Fragen intragenerationaler
Gerechtigkeit aufgehen, um anschließend zur intergenerationalen Ge-
rechtigkeit im Fernfeld überzugehen. Die Zukunft ist, ethisch betrachtet,
nicht homogen.
Um diese Problemlage zu schärfen, schlägt Kermisch eine Differenzie-
rung zwischen close future generations und remote future generations
vor. Close wären hiernach jene Generationen, welche noch Erinnerung
und Wissen über die Reststoffe und ihren Lagerstandort haben, remote
hingegen jene, welche diese Erinnerung verloren haben (Kermisch, 2016,
S. 1799). Sie wendet diese Generationenbegriffe an den gleichen Entsor-
gungsoptionen an, welche ENTRIA untersucht, nennt sie jedoch Entsor-
gungsstrategien und legt damit einen stärker handlungstheoretischen Fo-
kus. Wir halten diese Unterscheidung für sinnvoll, möchten sie aber nicht
an „Erinnerung“ binden, denn sonst wäre eine Zukunft in 60.000 Jahren,
die die Erinnerung bewahrt hätte, ex deﬁnitione noch eine „close future“.
Richtig an dieser Unterscheidung ist, dass die Zeit der Zukunftsverant-
wortung nicht homogen ist und dass von einem Trade-Off zwischen nä-
herer und fernerer Zukunft auszugehen ist (Ott u. Semper, 2017). Die nä-
here Zukunft (100 bis 200 Jahre) wird mit dem Projekt der Einlagerung
stärker belastet als die fernere Zukunft, sofern die letztlich gefundene
(Minimax-)Lösung (etwa ein wartungsfreies Tiefenlager mit einem Opti-
mum aus techno- und geogenen Barrieren) erfolgreich sein wird. Die fer-
ne Zukunft hat ja im Erfolgsfalle eines wartungsfreien Tiefenlagers mit
den Reststoffe nichts mehr zu schaffen, d. h. keine diesbezüglichen Sor-
gen mehr. G-2 und G-3 und G-4 bewirken (bis ca. 2100) in diesem Fall ei-
ne zweite modale Transformation (Einlagerung), die im Erfolgsfalle alle
nachfolgenden Generationen „entsorgt“. Das Problem wäre ein für alle-
mal terminiert, d. h. gelöst.
Grundsätzlich liegt in der Entscheidung, welche Einlagerungsform ge-
wählt wird, eine Abwägung, ökonomisch: ein Trade-Off zwischen sog.
Handlungs- und Sorgenfreiheit künftiger Generationen (so Anne Eck-
hardt), welche sich unmittelbar auf die Paradigmen storage und disposal
beziehen lässt. Eine wartungsfreie Entsorgung bietet idealiter Nachsorge-
freiheit, die als Gebot im StandAG verankert ist, und befreit somit künfti-
ge Generationen von der Verantwortung, mit den Abfallstoffen umgehen
zu müssen. Die Optionen Tiefenlagerung mit Rückholbarkeit und Ober-
ﬂächenlagerung hingegen bieten größere Spielräume der Reversibilität
und der Sicherheit durch mögliche Eingriffe. Dementsprechend aber le-
gen sie künftigen Akteuren eine Handlungsverantwortung auf, und sei es
nur, über einen endgültigen Verschluss oder die Verbringung in ein ande-
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res Lager zu entscheiden (Ott u. Semper, 2017)69. Auch wissen wir nicht,
wie sich die governance-Kapazitäten im Verlauf des 21. Jahrhundert ent-
wickeln werden. Die Unvorhersagbarkeit der Zukunft gerade unter der
security-Hinsicht spricht gegen Zugänglichkeit. Insofern verweist das
(auch im Bürgerforum und in der Delphi-Befragung) umstrittene Kriteri-
um der Zugänglichkeit auf größere Horizonte der Zukunftsverantwortung
in der prekären und risikoträchtigen Welt des Anthropozän (Ott, 2016).
3.8.6 Interdisziplinäre Einsichten zur langfristigen
Oberﬂächenlagerung
Die detailreichste ethisch-interdisziplinäre Auseinandersetzung mit den
Entsorgungsoptionen fand in enger Kooperation mit dem iBMB statt (vgl.
Ott u. Budelmann (2017); Riemann (2017). In drei Beiträgen (Riemann u.
Köhnke, 2016; Ott u. Budelmann, 2017; Riemann, 2017) wurde die lang-
fristige Zwischen- oder Oberﬂächenlagerung einer handlungs- und ge-
rechtigkeitstheoretischen Analyse unterzogen, die gleichzeitig Erkennt-
nisse für die Übertragung auf die anderen beiden Optionen lieferte.
Den Ausgangspunkt bildete eine philosophische und ingenieurwissen-
schaftliche Reﬂexion auf die Frage, welchen Stellenwert Oberﬂächenla-
gerung in einer Entsorgungsstrategie einnehmen kann. Die Zwischen-
lagerung, wie sie derzeit praktiziert wird, birgt folgendes Problem: die
Genehmigungszeiten der bestehenden Lager werden aller Voraussicht
nach nicht genügen, sondern vor Abschluss der Standortauswahl und
Inbetriebnahme eines Tiefenlagers auslaufen. Aus dieser Lücke ergeben
sich zwei Handlungsoptionen: 1. Die Genehmigungen und der Betrieb
der Zwischenlager werden verlängert oder 2. Es wird eine konsolidierte
Zwischenlagerung für einen längeren Zeitraum geplant. Hieraus ergibt
das normative Postulat einer dezidierten Planung robusterer Zwischenla-
gersysteme für einen Zeitraum, der den Prognosen Rechnung trägt, um
Zeit zu gewinnen für die Erforschung und Implementierung einer lang-
zeitsicheren Entsorgung (Riemann u. Köhnke, 2016). Diese Forderung ist
jedoch voraussetzungsreich und nicht ohne Risiko.
Ein Argument für eine langfristige Lagerung hoch radioaktiver Abfäl-
le in Bauwerken an der Oberﬂäche ist der mit ihr erhoffte Zeitgewinn,
d. h. der Zeitgewinn für die sich heute als langwierig erweisende Reali-
sierung einer endgültigen Lagerung, Zeitgewinn für die Findung der best-
69Selbst eine gründliche Erkundung durch Probebergwerke (an x >1 Standorten) in unter-
schiedlichen Wirtsgesteinen könnte zu der Notwendigkeit einer Verbringung der Rest-
stoffe in sicherheitstechnisch nachzurüstende Zwischenlager führen (Ott u. Budelmann,
2017). Siehe nachfolgender Abschnitt.
270
3.8 Interdisziplinäre normative Analysen zu Gerechtigkeit
möglichen Lösung durch Forschung, Entwicklung und internationale Ko-
operation sowie Zeitgewinn für ein als gerecht empfundenes Verfahren
zur Standortﬁndung für ein Endlager unter Tage. Auf dieser Linie hat
schon (Shrader-Frechette, 1993, S. 215–218) argumentiert. Eines ihrer
Prinzipien lautet: „Minimize scientiﬁc uncertainty by delaying the de-
cision about permanent disposal“ (ebd., S. 216). Eine zeitliche Verschie-
bung der Entscheidung über eine endgültige Einlagerung soll für einen
Zugewinn an wissenschaftlichem Wissen führen: „The main rationale for
NMRS [negotiated, monitored, retrievable storage – KO/HB] is scientiﬁc“
(ebd., S. 217).
Die mit dem Betrieb eines Langfristzwischenlagerung (LFZL) verbunde-
ne erhöhte Belastung durch Wartung und Kontrolle und der größeren An-
fälligkeit gegen Störungen und Eingriffe von außen, insbesondere unter
dem Szenario eines instabileren politischen und gesellschaftlichen Um-
feldes werden als starke Gegenargumente angeführt. Ein anderes Gegen-
argument bezieht sich auf die opportunistische Logik politischen Han-
delns. Ein LFZL werde wahrscheinlich den politischen Druck senken, mög-
liche Endlagerstandorte deﬁnieren zu müssen; das als langfristiges Pro-
visorium gedachte LFZL werde zum Dauerzustand mit unkalkulierbaren
Risiken.
Die Vermutung oder Hoffnung, später eine durch neues Wissen (z. B.
Verbesserung der Langzeitsicherheitsnachweise für Tiefenlager) induzier-
te Umentscheidung im Hinblick auf derzeit als nicht weiterzuentwickelnd
kategorisierte Alternativen treffen zu können, wird auch als Argument
für einen Sicherheitsgewinn verstanden. Hierbei wird oft übersehen, dass
jede Veränderung in der Strategie von passiven Sicherheitssystemen hin
zu aktiven Sicherheitssystemen zusätzliche Ungewissheiten und Unsi-
cherheiten birgt, die auf einer langen Zeitachse sowohl technisch ange-
messen sicher als auch organisatorisch und gesellschaftlich beherrschbar
sein müssen. Angesichts der Wandelbarkeit und Unvorhersagbarkeit der
sozialen und politischen Verhältnisse über längere Zeitspannen hinweg
erscheinen Argumente zugunsten eines Zugewinns an security durch
Oberﬂächenlagerung prima facie unplausibel. Also bringt ein langfris-
tiges Oberﬂächenlager in beiden Dimensionen Nachteile mit: Es erlegt
zukünftigen Generation die Bürde des Aufwandes auf und hat Sicherheits-
nachteile, die zumindest hinsichtlich der Anlagensicherung (security) als
unkalkulierbar gelten.
LFZL erweist sich allerdings unter bestimmten Umständen als unum-
gänglich bzw. als ein kleineres Übel auf dem langen Weg zu einem Endla-
ger. Die Rechtfertigung von LFZL beruht also nicht auf dem Reversibilitäts-
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oder Zugänglichkeitsargument. LFZL ließe sich begründen als „über-
gangsweise leider unumgänglich“ – und wohl nur so.
Die Frage lautet in präzisierter Form, ob es einen Weg von den derzei-
tigen Zwischenlagern, deren Situation in beiden normativen Dimensio-
nen als unbefriedigend gilt, zu einem bestmöglichen Endlager gibt, der
auf beiden Dimensionen akzeptabel ist, oder ob sich eine LFZL als über-
gangsweise unumgänglich erweist. Die Unumgänglichkeit impliziert den
höheren Aufwand und das höhere Risiko für die Zwischengenerationen
(Ott u. Budelmann, 2017).
Aus der Unumgänglichkeitsthese durch zu erwartende Prozessverzöge-
rungen und den gleichzeitigen politischen Handlungsdruck, die Entsor-
gung radioaktiver Reststoffe möglichst rasch zu vollziehen, ergibt sich
ein handlungspraktisches Dilemma (Riemann, 2017). Dieses Dilemma
verweist auf die Janusköpﬁgkeit von buying-time-Strategien, da die Zeit,
die man gewinnt, potentiell auch in Anspruch genommen wird, was zu
einer Verschleppung der Problemlösung führen kann. Es besteht bei lang-
fristiger Zwischenlagerung also die Gefahr, dass das Problembewusstsein
mit der Zeit abnimmt und die Suche nach einem Tiefenlager allmählich
einschläft.
3.8.7 Einsichten und Ausblicke
Die Untersuchungen zur Gerechtigkeit in ENTRIA, welche sich in eine
Analyse des Kriteriums und der Speziﬁkation verschiedener „Gerechtig-
keitssphären“ unterteilen lässt, eröffnet einen ethischen Beurteilungs-
raum für die drei Entsorgungsoptionen sowie den gesellschaftlichen Pro-
zess der Entsorgung radioaktiver Reststoffe. Sie zeigen auf, dass es in der
Verteilung und Bearbeitung des gesellschaftlichen und technischen Pro-
blems keine ideal gerechte Lösung gibt und dienen damit der Identiﬁkati-
on von Trade-Offs und Entscheidungsprioritäten für die Entwicklung von
Bewertungsgrundlagen.
Ein Paternalismus bei der Zukunftsverantwortung ist dabei unvermeid-
lich. Wie sollen wir wissen, ob zukünftige Menschen lieber ein im Idealfall
wartungsfreies Tiefenlager oder ein langfristig zugängliches Oberﬂächen-
lager wollen? Wir können vermuten, dass zukünftige Menschen in dieser
Frage ähnlich uneins sein werden wie wir selbst. Warum sollte sich unser
heutiger Dissens in einen zukünftigen Konsens verwandeln?
Die distributive Ebene konzentrierte sich auf die Nicht-Idealität des
Problems und die Notwendigkeit der Allokation eines negativen Gutes
in konzentrierter Form. Hier wurde die Notwendigkeit eines vermitteln-
den Mediums exponiert, distributive Gerechtigkeit ist also nur durch ein
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faires Verfahren und ggf. über Kompensationsleistung überhaupt herstell-
bar. Die Möglichkeit der verhandelten Bereitwilligkeit sollte nicht unter-
schätzt werden. Wirkliche Beteiligungsformate dürfen den Bürgerinnen
und Bürgern keine diesbezüglichen Denkverbote auferlegen. Letztlich
entscheiden die Bürgerinnen und Bürger der betroffenen Regionen, wie
sie die Situation und das negative Gut wahrnehmen, in welcher Semantik
sie sprechen wollen und welche Optionen sie präferieren.
Freiwilligkeit darf nicht auf Kosten von bestmöglicher Sicherheit gehen.
Aber es gibt Grenzen der Wissenschaft: Was ist, wenn die Anzahl geeig-
neter („bestmöglich sicherer“) Standorte größer Eins ist? Wenn es keinen
Sinn mehr macht, minimale Differenzen an Sicherheit über extrem lange
Zeiträume in Modellen berechnen zu wollen. Wenn die Wissenschaft an
ihren Grenzen zugunsten der Politik abdankt (und gerade darin ihr Ethos
hat). In diesem Fall könnte Bereitwilligkeit die Rolle des „Zünglein an der
Waage“ spielen.
Wird Nicht-Belastung als zentrales Kriterium intergenerationaler Ge-
rechtigkeit verstanden, so kann diese Norm bei der Entsorgung radioak-
tiver Reststoffe nicht eingehalten werden, da das Verursacherprinzip be-
reits heute verletzt ist. Die Norm lautet also auf geringstmögliche Belas-
tung bei gleichzeitig größtmöglicher Einbeziehung naher Generationen.
Die Zukunft ist nicht homogen; es bestehen Trade-Offs zwischen nähe-
rer und ferner Zukunft. Höhere Suchkosten belasten die nähere Zukunft,
könnten aber die fernere Zukunft sicherer machen. Aber um wieviel siche-
rer?
Wir setzen im Anschluss an den Kommissionsbericht voraus, dass Ele-
mente der drei näher untersuchten ENTRIA-Optionen mögliche Kompo-
nenten einer langfristigen Strategie sein werden. Für die einzelnen Ent-
sorgungsoptionen lassen sich speziﬁsche Gerechtigkeitsprobleme und
Trade-Offs identiﬁzieren:
Wartungsfreie Tiefenlagerung. Das passive Sicherheitskonzept ist auf
Nachsorgefreiheit ausgelegt, um die Entsorgung möglichst deﬁnitiv zu
gestalten und die Handlungsverantwortung nach Ende des Prozesses
zu minimieren. Sie ist die einzige der drei Entsorgungsoptionen, die
den Prozess der Entsorgung abschließt und damit im Erfolgsfall eine
Sorgenfreiheit für künftige Generationen etablieren kann. Gleichzeitig
minimiert sie die Eingriffsmöglichkeiten und erschwert die nachträgli-
che Korrektur der Anlage im Schadensfall. Sie unterstellt, dass passive
Sicherheit (durch eine Verbindung aus geogenen und technogenen Bar-
rieren) langfristig höher sein kann als Sicherheit, die auf der Fähigkeit
des Eingreifens beruht. In vergangenen Debatten wurde diese Option
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auch als abandonment (Edwards u. Del Tredici, 2013) oder burying uncer-
tainty (Shrader-Frechette, 1993) bezeichnet. Nun kann Rückholbarkeit
auch bei der Zielfunktion eines wartungsfreien Tiefenlagers für viele
Jahrzehnte garantiert werden (bis 2070, vielleicht auch länger). In der
Einlagerungsphase (Betriebsphase) wurde mit den Sicherheitsanforde-
rungen (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, 2010) erstmalig Rückholbarkeit und damit ein Element der Option
„Tiefenlagerung mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit“ vorgeschrieben.
Nach den Vorstellungen der Endlagerkommission kommt es hernach zu
einer Phase, in der über Verschluss oder Rückholung zu entscheiden ist.
Diese entspricht der in VP 6 untersuchten „Phase der Beobachtung und
Überwachung“. Diese Entscheidung ist strikt als eine zukünftige offene
Entscheidung zu denken. Demgemäß ist zu bauen. In jedem Fall sollte
ein Tiefenlager so errichtet werden, dass sich zukünftige Generation für
den Verschluss entscheiden können. Vielleicht verlieren sie ja in einem
Zeitalter erneuerbarer Energie jegliches Interesse an solchen toxischen
Substanzen.
Tiefenlagerung mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit. Die Tiefenlage-
rung mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit sucht einige Nachteile der
wartungsfreien Tiefenlagerung auszuräumen, in dem sie den Zugang zu
den radioaktiven Stoffen und deren Rückholung/Bergung erleichtert, wo-
durch ein gewisses Maß an Reversibilität erhalten bleibt. Sie ist die im
StandAG präferierte Option. Neben den technischen Herausforderungen,
die Rückholbarkeit mit sich bringt, ergeben sich Gerechtigkeitsproble-
me. So fehlt in der „Phase der Beobachtung und Überwachung“ durch
die Zugänglichkeit die Nachsorgefreiheit. Die Entscheidung, wann eine
solche Anlage sicher ist und verschlossen werden kann, wird also vertagt
zugunsten ihrer Kontrollierbarkeit. Der zentrale Trade-Off ist eine Frage
der Perspektive, ob man die Rückholbarkeit als eine gelungene Synthese
zwischen (Oberﬂächen)lagerung und Endlagerung betrachtet, in dem die
Vorzüge beider herausarbeitet, oder ob sie ein fauler Kompromiss ist, der
lediglich die Nachteile beider Optionen vereint (Riemann u. Chaudry,
2018).
Beide Tiefenlageroptionen sind darauf ausgelegt, die Reststoffe an
einem Standort zu konzentrieren, was Lasten konzentriert. Gleichzei-
tig wird durch die Notwendigkeit geeigneter Gesteinsformationen die
Standortauswahl stark eingeschränkt. Dieser Umstand führt auch auf
prozeduraler Ebene insofern zu Gerechtigkeitsdeﬁziten, als eine Vorfest-
legung auf bestimmte Regionen den Ausgang eines Verfahrens, und sei
es noch so fair und transparent, prädeterminiert. Dies war bereits bei der
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Verabschiedung des StandAG eine berechtigte Kritik am Bild der „weißen
Deutschlandkarte“. Dieses Bild markiert aber nur eine Ausgangssituation;
es war klar, dass diese weiße Deutschlandkarte im Verlauf der Standortsu-
che eingefärbt werden würde: näher in Erwägung zu ziehende Regionen,
Standorte für Probebohrungen etc. In näherer Zukunft wird entschei-
dend sein, ob kristalline Gesteinsformationen aufgrund ihrer Nachteile
als Standorte ausscheiden sollen, was im Interesse einiger Bundeslän-
der wäre, oder ob aus Gründen der Parität auch ein Probebergwerk in
kristallinen Formationen errichtet werden soll.
Die zukünftige Entscheidungsgrundlage können wir im Jahre 2018
nicht kennen, da in sie sämtliche weltweiten Erfahrungen mit radio-
aktiven Reststoffen zwischen 2018 und 2080 eingehen werden, die wir
prinzipiell nicht gedanklich simulieren können. Zukünftige Generatio-
nen haben das Recht, das zunächst zugängliche Bergwerk allmählich in
ein wartungsfreies Tiefenlager zu überführen; eine intergenerationelle
Pﬂicht zur permanenten Offenhaltung lässt sich nicht begründen (Ott
u. Semper, 2017). Die Strategie abnehmender Zugänglichkeit bei Beibe-
haltung von Vorkehrungen zur Bergbarkeit im Schadensfall könnte den
Trade-Off zwischen Handlungs- und Sorgenfreiheit prozessieren, hätte
aber einen klaren Richtungssinn.
Oberﬂächenlagerung. Bei der Oberﬂächenlagerung können die Abfäl-
le prinzipiell auf mehrere Standorte relativ unabhängig von der geo-
logischen Konstitution verteilt werden, was ein Argument für burden
sharing und einen ergebnisoffenen Prozess sein kann. Eine Standortaus-
wahl für Oberﬂächenlager ist im Hinblick auf Sicherheit weniger stark
an geologische und geograﬁsche Randbedingungen gebunden als eine
Standortauswahl für ein Tiefenlager. Entsprechend ergeben sich mehr
Freiheitsgrade im Hinblick auf prozedurale und distributive Gerechtig-
keit. Gleichzeitig wird der Aufwand zur Handhabung und Kontrolle der
Stoffe gegenüber den anderen Optionen reduziert. Die Option ist aber
auf fortgesetztes Handeln angewiesen, da ihr Sicherheitskonzept ohne
Wartung nicht funktioniert. Sie ist also keine deﬁnitive Entsorgungsopti-
on, sondern eine Form der Lagerung „bis auf weiteres“. Sie fokussiert die
Handlungsfreiheit künftiger Generationen (Riemann u. Chaudry, 2018,
Beitrag H. Budelmann), vernachlässigt dabei jedoch die Sorgenfreiheit.
Mit den Abfällen wird dementsprechend Verantwortung vererbt.
Die Suchprozesse könnten je nach veranschlagten Zeitbedarf und Ver-
zögerungen eine langfristige Zwischenlagerung an der Oberﬂäche (LOL)
unumgänglich machen (Ott u. Budelmann, 2017). LOL ist letztlich eine
buying-time-Strategie, die vor der Frage steht, wofür man sich die Zeit
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kaufen möchte. Es bestehen Trade-Offs auf der Zeitschiene und im Hin-
blick auf Zugewinn an Sicherheit. Und es besteht die Gefahr, dass bei LOL
die Suche nach Tiefenlagern „einschläft“ (Ott u. Budelmann, 2017). Po-
litisch wäre eine Parallelsuche nach Oberﬂächen- und Endlagern extrem
schwierig und kostenträchtig.
Rein theoretisch kann man das Problem des sogenannten optimal stop-
ping point heranziehen, um die Sinnhaftigkeit zusätzlicher Suchprozesse
und fortwährender Zugänglichkeit zu beurteilen. Wenn eine unaufhörli-
che Suche nach der allerbesten Lösung zu gar keiner Lösung führt (man
sucht den allerbesten Lebenspartner und bleibt am Ende allein), dann ist
nicht jede nochmalige Überprüfung ein Gewinn. Das Problem des opti-
mal stopping point stellt sich auch in praktischen Diskursen. Wenn keine
neuen Gründe vorgebracht werden und eine Endlosschleife an bekannten
Gründen angesichts von Handlungs- und Zeitdruck keine zusätzlichen Ra-
tionalitätsgewinne mehr erbringt, ist es an der Zeit, zu Entscheidungen
zu kommen. Dies betrifft sowohl die Standort- als auch (später) die Ver-
schlussfrage.
Für die nähere Zukunft stellt sich in beiden Dimensionen (Sicherheit,
Gerechtigkeit) ein „timing“-Problem (Ott u. Budelmann, 2017). Was be-
deuten in diesem Zusammenhang zeitbezogene Werturteile („Verzöge-
rung“, „Beschleunigung“)? Was meinen wir genau, wenn wir bspw. sa-
gen, wir sollten uns bei der Standortsuche beeilen, ohne zu überstürzen?
Solche „timing“-Probleme im Rahmen einer Langfriststrategie ethisch zu
analysieren, beträte moral- und werttheoretisches Neuland.
Es besteht die Gefahr der „wicked communication“ als „wickedness“
zweiter Ordnung. Das Problem der rhetorisch-persuasiven Elemente in
praktischen Deliberationen zwischen Entscheidern und Betroffenen bzw.
zwischen Risiko und Gefahr (Luhmann) wird sich geltend machen, sobald
die Endausscheidung näher rückt. Es werden sich Spannungen aufbau-
en zwischen Diskursidealen und realen Redehandlungen. Philosophisch
betrachtet, wäre im Rahmen einer Theorie deliberativer Demokratie das
Problemfeld der Rhetorik zu untersuchen, das schon bei den ENTRIA-
Plädoyers virulent wurde (Riemann u. Chaudry, 2018).
Es besteht die Aufgabe, die diskursiven Rationalitätsgewinne der ver-
gangenen Jahre in die nächste Phase „aufzuheben“ (Hegel). Es wäre auch
denkbar, dass in der kommenden Suchphase die Formen der Kommunika-
tion wieder in agonale Polemik übergehen. Hier bedarf es dringend insti-
tutionalisierter Sicherungen der Rationalitätsgewinne, d. h. eine Art „Dis-
kurs-Gedächtnis“ als Wissensspeicher. Die neuen Institutionen sollten
(auch auf der Ebene des Personals) ein kollektives Gedächtnis der Einla-
gerungsproblematik beinhalten.
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4.1 Der Forschungsgegenstand der Plattform
ENTRIA
Das Verbundprojekt ENTRIA leistete Forschungsarbeit zu ausgewählten
Sachverhalten aus dem Themenkomplex der Entsorgung radioaktiver
Reststoffe. Diese Forschung war sowohl disziplinär als auch interdiszipli-
när angelegt.
Im Rahmen disziplinärer und interdisziplinärer Analysen wurden Aus-
sagen zu Gesichtspunkten der Entsorgungsaufgabe formuliert. Bekannte
Fragestellungen werden, häuﬁg erstmals, wissenschaftsübergreifend (vgl.
Chaudry u. Plischke (2016)) interdisziplinär beantwortet. Neue interdis-
ziplinäre Fragestellungen wurden erarbeitet und beantwortet.
Diese Forschung mündete in die Entwicklung und Formulierung von
Bewertungsgrundlagen für die betrachteten Entsorgungsoptionen für ra-
dioaktive Reststoffe und damit die „Identiﬁzierung der besten Argumente
für die Entsorgung“ (Grunwald, 2016). Der Anspruch, umfassende Analy-
sen zu erstellen, muss in Bezug auf die Arbeit von ENTRIA jedoch ein-
geschränkt werden. An ENTRIA waren Wissenschaftler der Geistes- und
Sozialwissenschaften, der Naturwissenschaften und der Ingenieurwissen-
schaften beteiligt. Die Arbeit der Forschungsplattform war insofern nicht
umfassend, als nicht alle für die Entsorgung radioaktiver Reststoffe rele-
vanten Aspekte disziplinär abgedeckt wurden. Ein Beispiel ist die Frage
nach den ökonomischen Auswirkungen der Entsorgungsaufgabe, die im
Projekt zwar nicht ausgeblendet, aber auch nicht explizit untersucht wur-
de. Zum anderen war die Erstellung umfassender Analysen zu einzelnen
Aspekten aus Gründen begrenzter Kapazität nicht möglich.
4.2 Bewertungsgrundlagen
Jede Option zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe muss grundsätzlichen
Ansprüchen genügen, die in ethischen, wissenschaftlichen, politischen
und gesellschaftlichen Überlegungen gründen. Eine Architektonik, eine
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Darstellung der inneren Systematik, dieser Ansprüche wird in den folgen-
den Abschnitten vorgestellt.
Darüber hinaus muss eine Reihe rechtlicher, technischer etc. Vorausset-
zungen erfüllt sein, damit eine Entsorgungsoption für eine vergleichen-
de Bewertung grundsätzlich in Frage kommt. So wird zum Beispiel davon
ausgegangen, dass jede der drei betrachteten Optionen in Deutschland in
genehmigungsfähiger Weise umgesetzt werden kann. Im Memorandum
zur Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe (Röhlig u. a., 2014) wird im
Hinblick auf die drei im Forschungsprojekt ENTRIA eingehender betrach-
teten Entsorgungsoptionen näher auf diese Voraussetzungen eingegan-
gen.
Um einen Vergleich von Entsorgungsoptionen zu ermöglichen, muss ei-
ne Operationalisierung der Ansprüche und Voraussetzungen in Form von
Kriterien stattﬁnden. Diese Kriterien helfen zudem dabei, Optionen zu
vergleichen respektive aufzuzeigen, an welcher Stelle ein Vergleich über-
haupt sinnvoll ist. Diese Ansprüche, Voraussetzungen und Kriterien sind
die Bewertungsgrundlagen der Forschungsplattform ENTRIA.
4.3 Wissenschaftsethos als Leitmotiv der
wissenschaftlichen Praxis
Die Entwicklung der hier vorgestellten Bewertungsgrundlagen stellte die
zentrale interdisziplinäre Aufgabe von ENTRIA dar. Interdisziplinarität
bezieht sich auf die Aufgabe der internen Integration von Forschungs-
ergebnissen aus unterschiedlichen Disziplinen, die jeweils disziplinären
Standards genügen. In diesem Sinne setzt Interdisziplinarität Disziplina-
rität voraus.
Der oben skizzierte Forschungsgegenstand ist ein lebensweltliches Pro-
blem, das gesellschaftlich zu lösen ist und politische Entscheidungen for-
dert. Bezogen auf die Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe wurde dies
im ENTRIA-Memorandum als „wicked problem“ beschrieben. Wie für Wi-
cked Problems charakteristisch ﬁnden sich keine allgemein akzeptierten,
bereits bekannten Lösungen. Einer rein wissenschaftlichen Bearbeitung
solcher Probleme sind daher Grenzen gesetzt. Interdisziplinäre Zusam-
menarbeit bei der Forschung ermöglicht eine Erweiterung der jeweiligen
fachlichen Perspektive und somit ein tiefergehendes Verständnis der vie-
len Facetten des Problems als das bei rein disziplinär ausgebildeten Exper-
ten der Fall ist. Problemorientierte Wissenschaft sollte sich, im Sinne an-
spruchsvoller interdisziplinärer Forschung, nach heutigem Stand der Dis-
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kussion nach außen öffnen und außerwissenschaftlich generiertes Wis-
sen einbeziehen.
So erzielte wissenschaftliche Ergebnisse müssen dann wiederum, im
Sinne von Qualitätssicherung, dem Anspruch nach externer Kohärenz,
d. h. Passfähigkeit zum jeweiligen Problemlösekontext, gerecht werden
(Grunwald, 2016). In ENTRIA wurde nicht transdisziplinär geforscht, mit
dem Bürgerforum und den Werkstattgesprächen sind allerdings integra-
tive Elemente in die Arbeit eingeﬂossen.
Nach (Luhmann, 1987) folgen unterschiedliche soziale Systeme unter-
schiedlichen Leitcodes. Politischer Erfolg bemisst sich nach anderen Kri-
terien als wissenschaftliche Leistungen. Daher muss das Aufnehmen von
Impulsen und Themen und die Ausrichtung der Forschung, insbesondere
im Rahmen transdisziplinärer Kommunikation, aus der Perspektive von
Wissenschaft nach Maßgabe wissenschaftlicher Prinzipien gestaltet wer-
den und nicht dadurch, dass man sich den Kriterien des politischen Sys-
tems anbequemt. Dies ist die unhintergehbare Voraussetzung für die Auf-
bereitung wissenschaftlicher Erkenntnisse, um in politischen Entschei-
dungsprozessen berücksichtigt zu werden.
Der Leitcode wissenschaftlicher Kommunikation ist ausgerichtet an
„wahrem“ (geprüftem, verlässlichem, „objektivem“, robustem usw.) Wis-
sen, das methodisch generiert und der kritischen Prüfung ausgesetzt wer-
den muss. Die Praxis der Wissenschaft ist Wahrheitssuche unter strengen
Regeln (Merton, 1938). Nach einem Vorschlag von Ott (1997) gründen die
allgemeinen Regeln der Wissenschaft auf systematischem Vorgehen und
wissenschaftlichem Ethos, nicht auf bestimmten Methoden der Einzelwis-
senschaften (wie Induktion, Modellierung, hermeneutisches Verstehen
usw.).
Das wissenschaftliche Ethos verpﬂichtet alle, die sich auf die Praxis
von Wissenschaft einlassen (und a fortiori alle, die Wissenschaft als Beruf
betreiben), zu korrektem Umgang mit Daten, zur Kontrollierbarkeit und
Nachprüfbarkeit aller Aussagen, zur Bestimmung von Grenzen des Wis-
sens, zur Darlegung von Wissenslücken und Modellannahmen, zur Tren-
nung von empirischen und normativen Aussagen, zum fairen Umgang mit
geistigem Eigentum anderer, zur Berücksichtigung des aktuellen Standes
der Forschung, zur Nutzung des Expertendiskurses als Wissensgrundla-
ge und der Anerkennung wissenschaftlicher Dissense als offene Fragen
usw. Die Einhaltung dieser Standards kann als Qualitätskriterium für wis-
senschaftliches Arbeiten aufgefasst werden. Im Rahmen interdisziplinä-
rer Zusammenarbeit können diese Standards um die Forderung nach Of-
fenheit gegenüber unterschiedlichen disziplinären Ansätzen und die Ein-
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bindung solcher Ansätze in die Untersuchung sowie die Notwendigkeit
zum Arbeiten mit klar deﬁnierten Begriffen1 ergänzt werden.
Von Paschen u. Petermann (1992) wurde ein idealtypisches Konzept der
Technikfolgenabschätzung (TA) entwickelt, das auf folgenden fünf Postu-
laten beruht:
• TA-Analysen sollen die Realisierungsbedingungen und potentiellen
Folgewirkungen des Einsatzes von Techniken antizipieren und da-
mit der „Frühwarnung“ dienen.
• Das Spektrum der Auswirkungen, die im Rahmen von TA-Analysen
zu identiﬁzieren, abzuschätzen und zu bewerten sind, soll „umfas-
send“ (comprehensive) sein.
• TA-Analysen sollen „entscheidungsorientiert“ sein.
• Technology Assessment soll „partizipatorisch“ angelegt sein, nicht
„elitistisch“.
• Forderung nach Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Nachprüf-
barkeit der TA-Prozesse: Annahmen und Werturteile und deren
Begründung sollen offengelegt werden.
Dieses Konzept kann als TA-speziﬁsches Ethos interpretiert werden, das
im Rahmen der Forschungsplattform ENTRIA auch auf den vorliegenden
Forschungsgegenstand angewendet wird. Eine Antizipation möglicher
Folgewirkungen von Technik muss sich dabei auf die Entsorgung und die
damit verbundenen Infrastrukturmaßnahmen beschränken.
4.4 Akzeptabilität und Diskursivität
Aus dem internen wissenschaftlichen Ethos und dem TA-Idealkonzept
lässt sich ein Leitbild von Akzeptabilität gewinnen, das von faktischer
Akzeptanz unterschieden ist: „Der Begriff der Akzeptanz bezieht sich da-
bei auf die Frage, ob etwas faktisch Zustimmung ﬁndet oder nicht, wäh-
rend sich der Begriff der Akzeptabilität auf die Frage bezieht, ob etwas
im Lichte aller diskutierten Gründe Zustimmung verdient oder nicht. Ak-
zeptanz und Akzeptabilität können konvergieren oder divergieren“ (Röh-
lig u. a., 2014). Im Sinne von Akzeptabilität sind Aussagen demnach ak-
zeptabel, wenn sie sich mit (möglichst guten) Gründen rechtfertigen las-
sen (Begründungsrationalität). Das regelgerechte Argumentieren ist die
Quintessenz wissenschaftlicher Praxis.
1Zu den diesbzgl. Schwierigkeiten vgl. Brunnengräber u. Smeddinck (2016).
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Argumente, die das regelgerechte Argumentieren tragen, bestehen
generell aus einer Abfolge von Prämissen, die unter einer Schlussregel
zu einer Konklusion führen. „Korrekt“ ist ein Argument dann, wenn aus
den Prämissen die Konklusion logisch folgt; „gültig“ ist ein Argument,
wenn darüber hinaus die Prämissen als wahr oder richtig angenommen
werden. Alle gültigen Argumente sind auch korrekt, aber nicht umge-
kehrt. Argumente, deren Konklusion praktisch relevant ist, sich also auf
Entscheidungen, Handlungen, Regelwerke usw. auswirken, müssen min-
destens eine normative, auf Regeln oder Pﬂichten bezogene, oder axio-
logische, auf Werte bezogene, Prämisse enthalten, d. h. Prämissen, in
denen Ausdrücke wie „sollen“, „gut“, „verpﬂichtet sein“ usw. auftauchen.
Werden Konklusionen als Prämissen in neue Argumente eingefügt oder
Prämissen bestritten, entstehen Argumentationen, die beliebig komplex
werden können. Dem Ideal von Akzeptabilität gemäß ist die Bemühung,
eine Argumentation aufzubauen, deren schlussendliche Konklusion eine
Aussage über die beste Entsorgungsoption anstrebt. Dieses theoretische
Ideal kann zwar nicht erreicht werden, die Bemühung bleibt dennoch
sinnvoll. Es ist dann möglich, bestimmte hypothetische Argumentatio-
nen aufzubauen, die transparent machen, warum ein gültiges Argument
entsteht, wenn man bestimmte Prämissen heranzieht oder bestimmte
Kriterien stark gewichtet. Auf diese Weise können die im Rahmen von
ENTRIA entwickelten Referenzmodelle (siehe Abschnitt 3.2.1) der drei
betrachteten Entsorgungsoptionen hinsichtlich verschiedener Aspekte
zueinander in Relation gesetzt werden, ohne eine absolute Bewertung
vorzunehmen.
Über die Qualität bzw. die Güte von Gründen wird in Diskursen gestrit-
ten (Diskursrationalität gemäß Grunwald, Ott unter Rekurs auf Haber-
mas (1992)). Die Qualität von Gründen, die mit Ausdrücken wie „triftig“,
„überzeugend“, „(hoch)plausibel“, „zwingend“, „ausschlaggebend“, „ro-
bust“ usw. behauptet wird, ist nur für Teilnehmer eines Diskurses zu
erkennen, da die verschiedenen Gründe und die hinter ihnen stehenden
Annahmen aus der Argumentation der Beteiligten heraus wahrgenom-
men werden, und erschließt sich externen Diskursbeobachtern meist
nicht oder nur unzureichend. Dies bedeutet, dass die Wissenschaft sich
mit ihren Argumenten in den gesellschaftlichen und politischen Diskurs
einbringen muss. Hilfreich kann dafür sein, Vertreter dieser Diskurse, ins-
besondere Stakeholder2 und verantwortliche politische Akteure, wechsel-
seitig in den wissenschaftlichen Diskurs einzubeziehen, um gesellschaft-
2Der Begriff Stakeholder wird hier im Sinne der Deﬁnition der NEA (2013) gebraucht: „Any
actor – institution, group or individual – with an interest or a role to play in the radioac-
tive waste management process“.
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liche Aspekte in den wissenschaftlichen Diskurs einzubringen sowie wis-
senschaftlichen Begründungen für gesellschaftliche Akteure nachvoll-
ziehbar zu machen. Das Einbringen von Argumenten in den politischen
Diskurs oder auch die Einbindung verantwortlicher politischer Akteure in
den wissenschaftlichen Diskurs kann diesen eine robuste Grundlage für
Entscheidungen zur Verfügung stellen und Begründungen liefern für den
Prozess der Interessenaggregation, der vor Entscheidungen stattﬁndet
und im günstigen Fall auf Beratungen fußt, in denen Argumente abgewo-
gen werden. Diese Art integrativer Forschung geht über die traditionelle
Reichweite wissenschaftlicher Projekte hinaus.
In einem ersten Schritt ist das Spektrum der Optionen darzustellen.
Es kann durch externe Setzungen – die selbst wieder aus wissenschaft-
lichen Quellen gespeist sein können – vorgängig eingeschränkt werden
oder aber dem Ideal der Vollständigkeit gemäß erfolgen. Wissenschaftlich
gesehen darf ein Ausschluss von Optionen nicht auf externen Setzungen
beruhen. Es kann jedoch pragmatisch sinnvoll sein, Optionen auszublen-
den, die de lege lata untersagt werden. Werden beispielsweise internatio-
nale Abkommen wie die London Dumping Convention oder der Antark-
tisvertrag als bindend anerkannt, so scheiden etliche in der Literatur dis-
kutierte Optionen zur Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe aus. Dies
ist eine normative Entscheidung. Die Beschäftigung mit den zugrundelie-
genden Motiven für einen solchen Ausschluss stellt eine eigenständige
Aufgabe dar.
Im Rahmen des wissenschaftlichen Diskurses ist eine Entsorgungsopti-
on akzeptabel, wenn sie durch gut begründete Argumente gerechtfertigt
werden kann. Die faktische Akzeptanz von bestimmten Argumenten für
oder wider eine Entsorgungsoption ist zunächst nicht von Bedeutung.
Wenn die Tiefenlagerung mit Monitoring und Rückholbarkeit heute un-
ter den potenziell Betroffenen mehr Akzeptanz ﬁndet als die Endlagerung
ohne solche Vorkehrungen, bleibt dies ohne Einﬂuss auf den sicherheits-
gerichteten (oder anderweitigen) Vergleich der Optionen, es sei denn,
dass mangelnde Akzeptanz ihrerseits zu Beeinträchtigungen der Sicher-
heit führt; zum Beispiel, weil sie gewalttätige Auseinandersetzungen
begünstigt oder am potenziellen Standort einer Entsorgungsanlage zu
sozialen Konﬂikten beiträgt.
4.5 Grundsätze
Praktische Argumente (s. o.) müssen normative Prämissen enthalten. Die-
se lassen sich auf Grundsätze (auch: Grundwerte, Prinzipien) zurückfüh-
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ren. Grundsätze sind in ihrer abstrakten Allgemeinheit in der Regel un-
strittig. Für ENTRIA lassen sich viele normative Gesichtspunkte auf zwei
Grundsätze zurückführen: Sicherheit und Gerechtigkeit.
Der Grundsatz der Sicherheit gründet in den Rechten auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit; der Grundsatz der Gerechtigkeit in Rechten auf
politische Teilnahme, Rechtsschutz und in den Legitimitätsbedingungen
politischer Entscheidungen. Diese Grundsätze sind sowohl in inter- und
transdisziplinärer Perspektive wie auch gesellschaftlich konsentiert. Sie
bedürfen jedoch der Speziﬁkation durch eine Unterscheidungspraxis, die
zu Kriterien führt.
Gerechtigkeit beruht nach Höffe (1989) auf Tauschverhältnissen mit
daran angebundenen korrektiven Formen. Zu den materiellen Formen
von Vorteilen, die bei Gerechtigkeitsfragen verhandelt werden, gehören
immer auch immaterielle Vorteile, die ebenfalls mit zu berücksichtigen
sind. Diese immateriellen Bereiche berühren u. a. Fragen der Sicherheit,
gesellschaftlicher Anerkennung und Freiheiten. Da es sich bei diesen
Tauschverhältnissen nicht immer um positive Güter, sondern auch um
negativ einschränkende, also Vorteile vermindernde Güter handeln kann,
sind Prozesse kollektiver Beratung und Abstimmung immer diskursive
Räume, in denen Entscheidungen über negative Lasten wie der nuklearen
Abfälle und Reststoffe eingebracht werden. Dieser Grundsatz der Gerech-
tigkeit gliedert sich nach der klassischen Einteilung des Aristoteles in a)
politische, b) distributive und c) prozedurale Gerechtigkeit. Fragen der
Rechtsstaatlichkeit, der Verbindlichkeit internationaler Abkommen und
der demokratischen Legitimität können der Dimension der politischen
Gerechtigkeit zugeordnet werden.
Distributive Gerechtigkeit betrifft die Verteilung von Lasten und mög-
lichen Schäden, lebt aber auch von der Vorstellung, dass einseitige Las-
tenverteilungen kein plausibles Handlungsziel darstellen. Der nachvoll-
ziehbare Wunsch eines jeden Bürgers, keine Risiken von außen aufgebür-
det zu bekommen, ist in der öffentlichen Debatte wirkmächtig. Unverhält-
nismäßige Risiken, die von einzelnen Individuen getragen werden müss-
ten, sollten vermieden werden. Gleichfalls abzustimmen und bei positiver
Resonanz zu verteilen sind Vorteile, dies kann z. B. die Aussicht auf die
Schaffung von Arbeitsplätzen, die Entwicklung von Infrastruktur und die
Förderung der Regionalentwicklung, die mit der Übernahme von Lasten
einhergehen, umfassen. Auch Kompensationsleistungen sind im Rahmen
eines Lastenausgleichs denkbar.
Die Frage nach Freiwilligkeit ist der distributiven Gerechtigkeit zuzu-
ordnen, die nach angemessenen Formen der Partizipation der prozedura-
len Gerechtigkeit. Die Debatte um Rechtsstaatlichkeit und Partizipation
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(Smeddinck u. Roßegger, 2013) lässt sich als Frage nach der Gewichtung
dieser Dimensionen der Gerechtigkeit rekonstruieren.
Politische Gerechtigkeit setzt in modernen Gesellschaften darauf, dass
auf eingangs erfolgende Interessenartikulationen der verschiedenen be-
teiligten kollektiven Akteure im Anschluss Formen der Interessenaggre-
gation gefunden werden, die die Handlungsalternativen mit ihren Grün-
den darstellen und diese den Stakeholdern und der interessierten Öffent-
lichkeit inklusive ihrer Folgen deutlich machen. In dieser Auseinander-
setzung erhält die Wissenschaft eine besondere Rolle, die die des „Honest
Brokers“ (Pielke, 2007) sein sollte.
Hinsichtlich der Entsorgungsproblematik muss die Frage nach Gerech-
tigkeit auch über Generationen hinweg gestellt werden. Diese Beson-
derheit geht einher mit der Schwierigkeit, Fragen der generationen-
übergreifende Gerechtigkeit angemessen zu berücksichtigen: Da uns
Wertvorstellungen, Bedürfnisse und Wünsche nachfolgender Generatio-
nen unbekannt sind, bleibt eine diesbezügliche Bewertung auf Projektio-
nen heutiger Vorstellungen in mögliche Zukünfte angewiesen. Anderer-
seits kann mit Spaemann (2011) begründet werden, dass in jedem Fall
Aspekte berücksichtigt werden müssen, die für die nächsten beiden Ge-
nerationen relevant sind, da wir ihnen gegenüber deutlich konkretere
Vorstellungen entwickeln als gegenüber weiter entfernten Generationen.
4.6 Schritte zur Kriteriologie
Kriterien sollen Unterschiede auf bestimmten Merkmalen sichtbar ma-
chen, deswegen dienen sie einer nachvollziehbaren und transparenten Ur-
teilsbildung und dazu, Vorzüge und Nachteile bestimmter Optionen auf-
zuzeigen. Kriterien können qualitativ oder quantitativ sein. Bei quantita-
tiven Kriterien ist zu unterscheiden, ob eine direkte Messung möglich ist
oder nicht. Wenn nicht direkt gemessen werden kann, ist es sinnvoll, nach
Indikatoren zu suchen. Diese sind gewissermaßen Proxies, stellvertreten-
de Messungen für Informationen, die nicht direkt verfügbar sind. Neben
dieser immanenten Präskriptivität von Kriterien sind diese auch angebun-
den an höherstuﬁge Prinzipien, es sind gewissermaßen Differenzierun-
gen, Speziﬁzierungen oder Konkretisierungen. Als höherstuﬁge Prinzipi-
en im Zusammenhang mit der Entsorgung radioaktiver Abfälle müssen
die Grundsätze Sicherheit und Gerechtigkeit angesehen werden.
Es ergibt sich eine baumartige Struktur: ein Grundsatz wird mit viel-
leicht vier bis fünf Kriterien unterlegt, die mit Unterkriterien ausgebaut
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werden. Diese wiederum werden durch Messanweisungen oder Indikato-
ren näher bestimmt.
Unterschiedliche Akteure werden unterschiedliche Prinzipien, Oberkri-
terien usw. unterschiedlich gewichten. Das kann beispielsweise zur Beto-
nung von Gerechtigkeitsaspekten unter Inkaufnahme von Sicherheitsde-
ﬁziten führen. Umgekehrt kann der Standpunkt vertreten werden, dass es
in erster Linie auf Sicherheit ankommt, und selbst wenn der Prozess nicht
ideal fair ist, Sicherheit höher als Fairness zu bewerten sei. In der Regel
besteht Einigkeit darin, dass ein Kriterium ein Kriterium ist. Uneinigkeit
besteht darüber, wie schwer ein Kriterium bei einer Urteilsbildung, bei
einem Vergleich tatsächlich zu gewichten ist. In jedem Fall können mit
einem guten Satz von Kriterien Urteile transparent und nachvollziehbar
begründet werden.
Kriterien entstehen durch sukzessive Speziﬁkation der Grundsätze
nach sachlichen Aspekten. Es ist zu unterscheiden zwischen absolu-
ten Kriterien einerseits und (relativen) Vergleichskriterien andererseits.
Nachfolgend wird davon ausgegangen, dass Kriterien einen Bezug zur
Akzeptabilität herstellen (absolut oder relativ). In der Praxis existieren-
de Kriterien entsprechen nicht notwendigerweise diesem Ideal. Auf der
Ebene der Kriterienbildung und -bewertung vermehren sich die Dissens-
Potentiale deutlich.
Unter „Operationalisierung“ ist die Überführung eines qualitativen Kri-
teriums in eine Messanweisung zu verstehen (Hempel, 1954). Ist eine di-
rekte Operationalisierung nicht möglich, so werden einem Kriterium be-
stimmte Indikatoren zugeordnet. Ein Indikator ist hierbei eine Größe, die
einen Sachverhalt mehr oder minder genau charakterisiert und eine mit-
telbare Messung ermöglicht. Ein Kriterium für einen Optionenvergleich
(Vergleichskriterium) kann demnach die Form haben: „Eine Option A gilt
als diesbezüglich günstiger als eine Option B, wenn der Indikator X für A
einen geringeren (bzw. höheren) Wert annimmt als für B.“ Vergleichskri-
terien sollen also insofern diskriminieren, als sie Unterschiede zwischen
Optionen aufzeigen.
Ein speziﬁsches Problem stellt die Verbindung von Kriterien und In-
dikatoren mit Grenzwerten dar, die normativ festgelegt werden müssen.
Zur Problematik der Grenzwerte, ihrer Festlegung und diesbezüglicher
Kritiken vgl. Brunnengräber u. a. (2016) und Smeddinck u. König (2016).
Die Zuordnung von Kriterien, Indikatoren und Grenzwerten zu Risiken
und Ungewissheiten, d. h. zu Eintrittswahrscheinlichkeit, Schadensaus-
maßen und Verteilung stellt eine zusätzliche Komplikation dar. Wie wahr-
scheinlich ist es, dass im Laufe der Zeit ein Grenzwert überschritten wird
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– und wie schlimm ist es? Die Verbindung von Wissenslücken und Risiken
ist darzulegen.
Es ist möglich und zulässig, Kriterien unterschiedlich zu gewichten. Bei
der Gewichtung von Kriterien dürften die unterschiedliche Gewichtung
einzelner Aspekte der Grundsätze und die Einschätzung von Risiken stark
relevant sein. Wer prozedurale Gerechtigkeit höher gewichtet als Sicher-
heit, könnte mit einer Lösung einverstanden sein, die unter einem Primat
der Sicherheit deﬁzitär sein könnte.
Systematisch betrachtet, darf die Beurteilung aller Optionen für den
Umgang mit hoch radioaktiven Reststoffen erst im Anschluss an eine
Kriterienbildung, d. h. nur kriteriologisch erfolgen. Dies betrifft auch alle
von ENTRIA nicht vertieft betrachteten Optionen. So könnte bspw. ein
Export von radioaktiven Reststoffen dem Grundsatz der Gerechtigkeit
und den hieraus ableitbaren Kriterien von Eigenverantwortung wider-
sprechen. Wenn die Raketentechnologie eine Hochrisikotechnologie ist,
scheidet die Verbringung in den Weltraum als zu riskant aus. Insofern ist
eine systematische Kriterienbildung eine Voraussetzung für den Umgang
mit Entsorgungsoptionen, falls deren Ausschluss nicht bloß intuitiv oder
mit Blick auf die Rechtslage erfolgen soll.
Eine Synthese bestünde in einem transparenten, kriteriologisch ge-
stützten und diskursiv geprüften Optionenvergleich. Dieser schließt eine
Risikoanalyse und letztendlich auch eine Betrachtung des notwendigen
Aufwandes ein. Angesichts der Beschränktheit der Ressourcen und der
Möglichkeit, einen marginalen Zugewinn an Sicherheit mit einem Kos-
tensprung zu erkaufen, wäre es unredlich, vom ﬁnanziellen Aufwand
einfach zu abstrahieren. Hier erfährt der Begriff der möglichst großen Si-
cherheit eine Präzisierung: Berücksichtigt man Randbedingungen von au-
ßen, gelangt man zur Forderung nach optimierter Sicherheit. So deﬁniert
beispielsweise die Internationale Strahlenschutzkommission (ICRP), al-
lerdings ausschließlich mit Blick auf den Strahlenschutz: „Der Grundsatz
der Optimierung wird von der Kommission als ein quellenbezogener Pro-
zess deﬁniert, der dazu dient, die Wahrscheinlichkeit von Expositionen
(in Fällen, in denen diese nicht mit Sicherheit erhalten werden), die
Zahl der exponierten Personen und die Höhe der individuellen Dosen
so niedrig zu halten, wie es unter Berücksichtigung wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Faktoren vernünftigerweise möglich ist“ (BfS, 2009).
Die Kriteriologie nimmt das Ergebnis nicht vorweg, sondern ermög-
licht es. Das Ergebnis kann eine bestmögliche Option identiﬁzieren oder
aber zum Ergebnis kommen, dass unterschiedliche Optionen unter un-
terschiedlichen Kriterien, die unterschiedlich gewichtet werden, unter-
schiedlich abschneiden. Dabei ist auf den umgangssprachlichen Ausdruck
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bestmöglich zu reﬂektieren. Es kann sich um eine „ﬁrst best solution“
handeln oder um ein Bestes, das wir meinen, wenn wir bspw. sagen: „Sie
gehört sicher zu den weltbesten Geigerinnen“. Man kann sich einigen,
wer zu den Besten zählt, ohne sagen zu müssen, wer der Allerbeste ist,
weil man einsieht, dass die Frage nach dem Allerbesten unentscheidbar
ist oder bleiben muss. Es ist nicht widersprüchlich, wenn sich mehr als
genau eine bestmögliche Lösung herausstellen lässt. Um diese Proble-
matik aufzulösen, spricht ENTRIA von einer möglichst sicheren Lösung.
Dieses Problem besteht auch dann, wenn man die beste Einlagerung
als das geringste Übel konzipiert. Den Begriff Übel operationalisierbar,
objektivierbar und relativierbar zu gestalten, um ein geringstmögliches
Übel zu identiﬁzieren, stellt sich ungleich schwieriger heraus, als über
ein möglichst geringes Übel zu diskutieren.
In § 1 Abs. 2 S. 2 StandAG wird rechtsverbindlich folgendes deﬁniert:
„Der Standort mit der bestmöglichen Sicherheit ist der Standort, der im
Zuge eines vergleichenden Verfahrens aus den in der jeweiligen Phase
nach den hierfür maßgeblichen Anforderungen dieses Gesetzes geeigne-
ten Standorten bestimmt wird und die bestmögliche Sicherheit für den
dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisierender Strahlung
und sonstigen schädlichen Wirkungen dieser Abfälle für einen Zeitraum
von einer Million Jahren gewährleistet. Dazu gehört auch die Vermeidung
unzumutbarer Lasten und Verpﬂichtungen für zukünftige Generationen.“
Juristisch ist weiter herausgearbeitet worden, dass der Grundsatz der
bestmöglichen Gefahrenabwehr und Risikovorsorge eine Dynamisierung
des Rechtsgüterschutzes fordert (Roßnagel u. Neuser, 2006, S. 125). Die
Dynamisierung des Rechtsgüterschutzes bedeutet die Anpassung an neue
fachliche oder technische Anforderungen, ohne dass zuvor die Rechts-
lage respektive das einschlägige Gesetz oder eine Verordnung geändert
werden muss, indem stattdessen der Stand von Wissenschaft und Tech-
nik jeweils in der aktuellen Rechtsanwendungssituation bestimmt wer-
den muss.
Bei der Planung einer kerntechnischen Anlage müssen unterschiedli-
che Szenarien berücksichtigt werden. Es sind verschiedene Störfälle denk-
bar, die zur Freisetzung von radioaktiven Stoffen führen würden, wenn
die Anlage nicht gegen einen solchen Unfall ausgelegt wäre. Als ausle-
gungs-überschreitende Störfälle werden Unfälle bezeichnet, bei denen
stärkere Belastungen auftreten als beim Auslegungsstörfall. Der Grund-
satz der bestmöglichen Gefahrenabwehr und Risikovorsorge schließt
auch im Hinblick auf den Stand von Wissenschaft und Technik die Risi-
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kovorsorge gegen auslegungsüberschreitende Ereignisse in den Vorsor-
getatbestand mit ein und gliedert ihn gerade nicht aus3.
4.7 Übergang zur Politik und die Frage der
Akzeptanz
Wenn man unter strikter Beachtung des wissenschaftlichen Ethos’ auf
dem skizzierten Weg zu einem Ergebnis gelangt sein sollte, kann man auf
die Unterscheidung von Akzeptanz und Akzeptabilität zurückkommen. Es
geht dann (und erst dann!) darum, dass das Akzeptable auch faktisch ak-
zeptiert wird. Über die Mittel, Akzeptanz zu befördern (persuasive Kampa-
gnen), will ENTRIA nicht beﬁnden. Einer Vermischung von Begründungs-
und Bewertungsrationalität ist ENTRIA-intern und generell entgegenzu-
treten. Um naheliegende Missverständnisse zu vermeiden: Das Problem-
feld von Freiwilligkeit und Kompensation gehört in die Dimension der dis-
tributiven Gerechtigkeit, nicht in die der Akzeptanz.
Eine Entscheidung kann aus Gründen der politischen Gerechtigkeit und
der rechtsstaatlichen Ordnung nur im politischen System erfolgen. Al-
lerdings werden Vertreter des politischen Systems begründungspﬂichtig
gegenüber der politischen Öffentlichkeit, falls sie von den Ergebnissen
eines Optionenvergleichs abweichen. Auf diese Weise werden beispiels-
weise die von der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Reststoffe vor-
genommenen bewertenden Einstufungen von Optionen in Kategorien in
diesem System entscheidungsrelevant.
Während der Bearbeitungszeit des Vorhabens ENTRIA hat sich die Kom-
mission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit der Frage der Entsor-
gungsoptionen befasst und ist in ihrem Abschlussbericht (Endlagerkom-
mission, 2016) zu der Empfehlung einer „Endlagerung mit Reversibilität“
gelangt. Die Forschung im Vorhaben ENTRIA erfolgte unabhängig von
der Kommissionsarbeit. Die Kommission als Teil des politischen Systems
war nicht dem Leitcode wissenschaftlichen Arbeitens unterworfen (s.o.).
Die im Vorhaben ENTRIA engagierten Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler sehen daher ihre Arbeit und ihre Ergebnisse als einen zum Ab-
schlussbericht der Kommission komplementären Beitrag zur „Prozessge-
staltung als selbsthinterfragendes System“, wie sie das Standortauswahl-
gesetz vorsieht.
3BVerwG, Urt. v. 10.11.2008, 7 C 39.07, Rn. 32
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Wie oben ausgeführt bestehen die ersten Schritte zur Entwicklung einer
Kriteriologie in der Sammlung und Zuordnung der gewonnenen Ergebnis-
se. Allerdings ist diese Zuordnung nicht unbedingt eindeutig: So besitzt
das Kriterium „Unkontrollierte Freisetzung von Schadstoffen und Radio-
nukliden in sensible Ökosysteme“, mit dem sich der Ausschluss vieler al-
ternativer Vorschläge von Entsorgungskonzepten begründen lässt, eine
offensichtliche Sicherheitskomponente.
Der Grundsatz der Sicherheit gliedert sich in die Frage nach Angriffssi-
cherheit („security“) und Anlagensicherheit („safety“). In diesen beiden
Unterpunkten der Sicherheits-Dimension müssen die Fragen nach 1) be-
troffenen Personen und nach Schutzgütern, 2) nach den Arten und Ursa-
chen von Gefährdungen und 3) nach den Phasen des Entsorgungsprozes-
ses gestellt werden. Die Betrachtung der Zeitdimension ist ein Speziﬁkum
des Entsorgungspfades für radioaktive Abfälle.
Hinsichtlich 1) muss weiter differenziert werden nach der Art der
Betroffenheit (Beschäftigte, Anwohner, „unintentionally intruding hu-
mans“ usw.) und dem Rang von unterschiedlichen Schutzgütern (Leben,
Gesundheit, Grundwasser, Natur, Landschaft usw.). Hinsichtlich 2) kann
z. B. unterschieden werden in durch menschliches Verhalten verursach-
te Gefährdungen und solche, die aus physikalischen und chemischen
Prozessen resultieren. Gefahren können z. B. in Zusammenhang mit Di-
rektstrahlung, dem radio- und chemotoxischen Potential oder dem Kri-
tikalitätspotential der einzulagernden Stoffe sowie der Errichtung und
dem Betrieb eines Lagers und deren Folgen entstehen. Punkt 3) umfasst
die sich teilweise überlappenden Phasen Zwischenlagerung, Errichtung
eines Lagers, Anlieferung, Konditionierung, Einlagerung, Lager- bzw. Of-
fenhaltungsbetrieb, Verschluss, Rückbau, Nachverschlussphase sowie
möglicherweise vor Verschluss und Rückbau eine Rückholung, Neukondi-
tionierung und weitere Maßnahmen. Nicht alle Kombinationen der unter
1), 2) und 3) aufgeführten Aspekte sind sinnvoll.
Der Grundsatz Sicherheit bedarf also einer vertieften Analyse und an-
schließenden Aggregation in einen Risikobegriff. Dieser beinhaltet die
Beschreibung potentiell gefährlicher Situationen, in denen ein Schaden
mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit eintreten kann. Wenn die Ein-
trittswahrscheinlichkeit und das Ausmaß eines Schadens (vgl. Abschnitt
3.4.3) abgeschätzt werden können, so ist das Risiko kalkulierbar. Unge-
wissheit muss dann als Mangel an Wissen deﬁniert werden, der eine Risi-
koeinschätzung erschwert oder verunmöglicht.
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Analysen zur Sicherheit umfassen Risikoabschätzungen, die wiederum
immer mit Ungewissheiten einhergehen. Ungewissheiten können sich
dergestalt auswirken, dass Risikoabschätzungen nicht mehr belastbar
sind. Kriterien müssen diese Aspekte ebenso wie die Robustheit und Re-
silienz von Entsorgungsoptionen gegenüber Ungewissheiten berücksich-
tigen. Dazu gehört auch eine ausreichende Vorstellung von den Tücken




Zur Zeit der Antragsphase des Vorhabens ENTRIA (bis 2012) war für die
in Deutschland angefallenen hoch radioaktiven Reststoffe durch die Si-
cherheitsanforderungen (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, 2010) der Entsorgungsweg einer Endlagerung in
tiefen geologischen Formationen mit Rückholbarkeit während der Be-
triebsphase sowie gewissen Vorkehrungen zur Erleichterung einer mög-
lichen Bergung vorgezeichnet. Diese Elemente der Reversibilität (Rück-
holbarkeit, Erleichterung einer Bergung) stellten 2010 ein Novum in der
deutschen Entsorgungsstrategie dar: bis dahin waren Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten auf Endlagerung ohne solche Vorkehrungen gerich-
tet. Die ENTRIA-Antragsphase war von der Beobachtung geprägt, dass
die in der Politik, in den Medien, aber auch von Wissenschaftlern geführ-
ten Diskussionen um Entsorgungsoptionen solche Vorzeichnungen oder
Festlegungen durch Forschung, Entwicklung und Sicherheitsanforderun-
gen in Frage stellten.
Aus dieser Beobachtung heraus wurde die Idee entwickelt, die drei Ent-
sorgungsoptionen
• Endlagerung in tiefen geologischen Formationen ohne Vorkehrun-
gen zur Rückholbarkeit,
• Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit Vorkehrungen
zur Überwachung und Rückholbarkeit und
• Oberﬂächenlagerung
disziplinären und interdisziplinären Analysen zu unterziehen.
Diese drei Optionen wurden in dem Bewusstsein ausgewählt, dass in
der Diskussion zur Entsorgung durchaus weitere Optionen eine Rolle spie-
len, vgl. etwa die von Nirex (2002) vorgenommene Zusammenstellung.
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Grundlage der Auswahl dieser drei Optionen (und damit des Ausschlusses
weiterer Optionen) war die Intention, sich auf Optionen mit existieren-
den technischen Konzepten zu beschränken. Andere Optionen (z. B. Ab-
trennung und Transmutation, aber auch so genannte exotische Optionen
wie eine Verbringung in Subduktionszonen oder in den Weltraum) konn-
ten aufgrund rechtlicher oder sicherheitsgerichteter Überlegungen oder
aufgrund ihres technischen Entwicklungsstandes ausgeschlossen werden:
Eine Option, die über einen Zeitraum von Jahrzehnten und mehr tech-
nisch zu entwickeln ist, setzt zunächst die Implementierung einer län-
gerfristigen Zwischenlagerung (und damit zumindest vorübergehend die
Wahl einer der drei ENTRIA-Optionen) voraus. Die Frage, ob die Wahl der
genannten Optionen der Problematik angemessen ist und welche ihrer
Ausgestaltungen zu betrachten sind, wurde während des Vorhabens kon-
tinuierlich im interdisziplinären Diskurs thematisiert und erörtert, vgl.
hierzu u. a. Appel u. a. (2015) sowie Kap. 3.2.
Die Option Oberﬂächenlagerung nimmt eine Sonderstellung ein: Ober-
ﬂächenlagerung ist zwar prinzipiell auch für unbegrenzte Zeiträume und
damit als scheinbar endgültige Entsorgungslösung denkbar (Hütekon-
zept), existierende bzw. bislang systematisch untersuchte technische
Konzepte erstrecken sich jedoch auf Lagerzeiträume über Jahrzehnte
bis hin zu wenigen Jahrhunderten (vgl. Kapitel 5.7). Unter dieser Vor-
aussetzung ist die Oberﬂächenlagerung nicht eine endgültige Lösung,
sondern eine Maßnahme mit der Intention der Rückholung, also zur Auf-
bewahrung oder Zwischenlagerung (storage im Sinne des Glossars der
International Atomic Energy Agency (2007)). Die in ENTRIA betrachtete
Oberﬂächenlagerung über Zeiträume über die bislang geplanten hinaus
kann aus zwei Gründen von Interesse sein (vgl. Abschnitt 3.8.6):
1. als Vorstufe zu einer Tiefenlagerung oder Endlagerung, weil deren
Implementierung mehr Zeit in Anspruch nimmt als bislang geplant,
oder
2. als Vorstufe zu einer bislang noch nicht bekannten Entsorgungslö-
sung.
Im ersten Fall handelt es sich bei den längeren Lagerzeiten um einen
notwendigen bzw. äußeren Zwängen geschuldeten Umstand, im zwei-
ten Fall um einen bewusst herbeigeführten Zustand. Für die damit in
Zusammenhang stehenden technischen Überlegungen mag dies von ge-
ringer Bedeutung sein, die beiden Gründe ordnen sich jedoch in das im
ENTRIA-Memorandum (Röhlig u. a., 2014) benannte Spannungsfeld zwi-
schen einer „Strategie des Aufschiebens“ und dem „Vorantreiben einer
Entsorgungsoption“ ein. Im Falle des Aufschiebens („buying time“) stellt
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sich die Frage nach einem „optimal stopping point“ (vgl. Abschnitt 5.3.1):
Wann versprechen nochmalige Überprüfungen oder Diskurse keine Ge-
winne mehr?
Eine Parallele zur von der Kommission ausgesprochenen Empfehlung
einer Etappe 4: Beobachtung vor Verschluss des Endlagerbergwerks (im
Vorhaben ENTRIA: Offenhaltungsphase) ist die Untersuchung zu diesbe-
züglichen Möglichkeiten und Zeiträumen im Vertikalprojekt 6 (vgl. Kap.
5.6.2). Sollte es zu einer solchen Etappe kommen, ist zu unterscheiden, ob
eine Strategie des Aufschiebens oder ein Vorantreiben einer Entsorgungs-
option intendiert ist. Dazu hilft die Beantwortung der folgenden Fragen
(vgl. Abschnitt 5.3.1):
Soll der Ablauf hin zu einer Entsorgungslösung gezielt verzögert wer-
den? Warum bzw. wofür? Wann und mit welchen Maßnahmen? Welche
Trade-Offs sollen dazu in Kauf genommen werden?
Im Vorhaben ENTRIA wurde entschieden, Bewertungsgrundlagen un-
ter den Aspekten Sicherheit (einschließlich Sicherung) und Gerechtigkeit
zu betrachten. Alle Vertikalprojekte befassten sich mit Fragen der Sicher-
heit, in Transversalprojekt 4 erfolgte eine integrierende Bewertung zu Si-
cherheit, Risiken und Ungewissheiten. Transversalprojekt 3 widmete sich
vor allem der differenzierten Analyse von Gerechtigkeit und Freiwilligkeit.
Beide Aspekte sind miteinander verknüpft: So betreffen zum Beispiel die
Fragen nach der Zumutbarkeit oder Akzeptabilität von Risiken oder nach
deren „Verteilung“ (zwischen Bevölkerungsgruppen, zwischen Generatio-
nen) sowohl Aspekte der Sicherheit als auch der Gerechtigkeit.
Im Hinblick auf Untersuchungen zur Sicherheit war es zunächst not-
wendig, analog zur externen Kohärenz (Grunwald, 2016) auch eine pro-
jektinterne Konsistenz anzustreben. Die entsprechenden Arbeiten und
Verabredungen zu Referenzkonzepten und -modellen, Szenarien, Rechen-
fällen usw. sind in Abschnitt 3.2 dargestellt. Die Nutzung solcher Verabre-
dungen impliziert zugleich, dass die betreffenden Arbeiten einen exem-
plarischen Charakter erhalten. Ergebnisse und Schlussfolgerungen sind
nicht allgemeingültig, sondern gelten unter den jeweiligen Voraussetzun-
gen. Dies gilt jedoch nicht nur für das Vorhaben ENTRIA: So wird zum
Beispiel die Nutzung von Sicherheitsuntersuchungen für Vergleiche im
Standortauswahlverfahren an die diesen zugrunde gelegten Sicherheits-
und Endlagerkonzepte gebunden sein. Andere Konzepte könnten – so vor-
handen – theoretisch auch zu anderen Vergleichsergebnissen führen. Es
wäre jedoch nicht praktikabel, diesbezüglich beliebig viele Freiheitsgra-
de zuzulassen: Der Entwicklungs- und Untersuchungsaufwand wäre nicht
mehr leistbar, gleichzeitig würde keine wesentliche Verbesserung bezüg-
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lich des Verfahrens herbeigeführt. Vielmehr ist es sinnvoll, die Konzepte
in einem schrittweisen, lernenden Verfahren weiterzuentwickeln.
Die auf den Aspekt der Sicherheit bezogenen Arbeiten zu Bewertungs-
grundlagen umfassten die Erforschung wissenschaftlich-technischer
Grundlagen und die Entwicklung von Methoden und Werkzeugen für
Sicherheitsanalysen und ‑bewertungen sowie Vergleiche ausgewählter
Aspekte insbesondere für die Tiefen- bzw. Endlageroption anhand der
Referenzmodelle. Auf diese wird nachfolgend verwiesen, ein expliziter
Verweis auf ebenfalls sicherheitsrelevante technische Entwicklungen
(etwa zu Behälter- oder Monitoringkonzepten) erfolgt an dieser Stelle
jedoch nicht. Im Vertikalprojekt 4 erfolgten darüber hinaus umfassende
Untersuchungen zu Risiken (s. u.).
Dem Aspekt der Sicherheit kann sich auf unterschiedliche Weise genä-
hert werden, z. B. durch
• Betrachtung der unterschiedlichen Schutzgüter,
• Betrachtung der unterschiedlichen Kontexte und Ursachen, aus de-
nen Risiken oder Gefährdungen erwachsen können (z. B. aus Verän-
derungen der menschlichen Gesellschaft oder aus geologischen Vor-
gängen),
• Unterscheidungen nach dem Typ von Unsicherheiten und Ungewiss-
heiten, die solche Risiken oder Gefährdungen betreffen (z. B. die Un-
terscheidung von kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten),
• Unterscheidung im Hinblick auf unterschiedliche Risikoansichten
(Marti, 2016).
Angesichts der für die Entsorgung relevanten Zeiträume ist darüber hin-
aus eine Differenzierung nach Zeitabschnitten notwendig.
Die im Folgenden skizzierte Architektonik bietet Ansatzpunkte für die
Einordnung verschiedener Kriterien. Die hier gewählte baumartige Struk-
tur soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass teilweise Verknüpfungen zwi-
schen den einzelnen Ebenen vorhanden sind, und eine eindeutige Zuord-
nung eines Kriteriums zu einem bestimmten Blatt dieses Baumes nicht
immer möglich ist. Die Verästelungstiefe ist auch für unterschiedliche Be-
reiche unterschiedlich stark ausgeprägt. Wie bereits angeführt, bildet die
Einteilung nach Sicherheit und Gerechtigkeit die Grundlage der Architek-
tonik.
Aspekte der Sicherheit bilden die Grundlagen für die konzeptionelle
Ausgestaltung der Entsorgungsoptionen. Ein dazugehöriges technisches
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Konzept bildet den Kontext für eine interne Konsistenz, um mögliche ge-
danklichen Zusammenhänge zwischen einzelnen Disziplinen herzustel-
len. Im ENTRIA-Projekt wurde mit Referenzmodellen gearbeitet – im Wis-
sen, dass die Betrachtung damit einen exemplarischen Charakter erhält.
So erfordert z. B. eine Beantwortung der Frage nach den sicherheitlichen
Auswirkungen des Vorhandenseins oder Fehlens einer Monitoringstrecke
in einem Tiefenlager, dass weitere Randbedingungen ﬁxiert werden.
Sicherheit fächert sich auf in die Kategorien Angriffssicherheit („securi-
ty“) und Anlagensicherheit („safety“). Während bei der Angriffssicherheit
Fragen von Sicherungsmaßnahmen, Zugriffsicherheit und im nuklearen
Bereich Nichtproliferationsmaßnahmen den Kontext vorgeben, gilt es bei
der Anlagensicherheit Mensch und Umwelt vor den gefährlichen Auswir-
kungen der Anlage zu schützen. Ökologische Sicherheit wird durch die
Einhaltung der Schutzziele aus dem Umweltrecht gewährleistet, wie dem
Immissionsschutz, der Einwirkungen auf Mensch, Flora und Fauna, und
entsprechend dieser Ziele bewertet. Weitere Schutzgüter wie Boden, Was-
ser, Luft, Klima, Landschaft sowie Kulturgüter und sonstige Sachgüter
können in Betracht gezogen werden. Soll bewertet werden, wie sich ei-
ne Anlage auf die Menschen auswirkt, sind dies vor allem Fragen nach
dem Gesundheitsschutz. Zu beachten sind u. a. das radiologische Risiko,
die chemotoxische Gefahren und die Betriebssicherheit, die der Verhin-
derung von Arbeitsunfällen dient.
Je nachdem wie weit man den Rahmen für den Gesundheitsschutz zieht,
stellen sich auch Fragen nach dem Erhalt an Lebensqualität, wie sie u. a.
im Rahmen von Umweltverträglichkeitsprüfungen bewertet werden. Zum
Vergleich der Krankheitslasten verschiedener Risikofaktoren werden für
die gesundheitspolitische Entscheidungsﬁndung Indikatoren wie Years
of Life Lost (YLL), Years Lost Due to Disability (YLD) und Disability /
Quality Adjusted Life Years (DALY/QALY) verwendet. Diese werden für
die Bewertung von Entsorgungsoptionen bislang nicht zu Rate gezogen4.
Möglicherweise suggeriert ein solches Vorgehen eine Scheinobjektivi-
tät, da Werteentscheidungen in Formeln abgebildet werden. Die beiden
Punkte Sicherheit der Umwelt und Sicherheit der Gesundheit sind auf
das Ziel einer Entsorgungsoption gerichtet, hieraus lassen sich Leitge-
4Grundlage für eine radiologische Risikobewertung bildet das Detriment, der gesamte Ge-
sundheitsschaden einer Person aus einer exponierten Gruppe und deren Nachkommen
als Folge der Exposition der Gruppe durch eine Strahlenquelle. Detriment ist ein multi-
dimensionaler Begriff. Seine Hauptbestandteile sind stochastische Effekte: Wahrschein-
lichkeit für attributable Krebsmortalität, gewichtete Wahrscheinlichkeit für attributable
Krebserkrankungen ohne Todesfolge, gewichtete Wahrscheinlichkeit für schwerwiegen-
de vererbbare Defekte oder vererbbare Erkrankungen und Verlust an Lebenszeit, wenn
der Schaden eintritt (ICRP, 2007).
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danken für die Ausgestaltung, also das Sicherheitskonzept, ableiten, wie
z. B. Konzentrieren und Einschließen der radioaktiven Abfallstoffe, Isola-
tion von der Biosphäre, Ver- bzw. Behinderung der Migration von Fluiden.
Im Langzeitsicherheitsnachweis (Safety Case) werden diese Aspekte an-
hand von Verhaltensindikatoren (performance indicators) bewertet. Dies
können Zustandsgrößen der Barrieren (z. B. Schwelldrücke, Spannungs-
felder), Fluid- oder Schadstoffströme oder Schadstoffkonzentrationen
sein.
Technische Sicherheit ist nur mittelbar mit dem Schutz des Menschen
verknüpft, sie ist zweckgerichtet und am Entsorgungskonzept ausgerich-
tet. Neben die Nachweise5 des konstruktiven Ingenieurbaus wie Tragfä-
higkeit, Dauerhaftigkeit, Dichtigkeit und Herstellbarkeit, treten Anforde-
rungen aus der Geotechnik, wie die mechanische Stabilität untertägiger
Bauwerke, der Schutz vor Bergschäden, und die Besonderheiten des Um-
gangs mit radioaktiven Stoffen, die Kritikalitätssicherheit und die Abfuhr
der Zerfallswärme. Je nach Sicherheitskonzept werden den Komponenten
des Lagersystems (Abfallmatrix, Behälter, Verfüllung / Puffer, Verschluss-
bauwerke, geologische Barrieren bzw. Oberﬂächenlager-Bauwerke) unter-
schiedliche Rollen bzw. Sicherheitsfunktionen zugewiesen.
Der Sicherheitsaspekt beinhaltet auch eine langfristige Planungskom-
ponente. Die angestrebte Lebensdauer von bautechnischen Komponen-
ten kann durchaus über 100 Jahre hinaus betragen. Zum Erhalt der Ge-
brauchstauglichkeit der Bauwerke benötigt man Aufsicht, Monitoring
und Wartung und ein geeignetes Life-Cycle-Engineering. Für eine Rück-
holungsstrategie, die diese Zeitdauer abdeckt, sind Strategien zum Wis-
senserhalt und Wissensmanagement nötig. Es besteht aber das Risiko der
Vernachlässigung oder Aufgabe der Anlage, hier stellt sich die Frage nach
(gesellschaftlichen) Unsicherheiten.
Der Grundsatz der Gerechtigkeit umfasst Aspekte, die unter den Begriff
Fairness fallen (Riemann, 2015). Die Aristoteles’schen Dimensionen der
Gerechtigkeit lassen sich aufgliedern: Politische Gerechtigkeit umfasst
die gesellschaftlichen, faktischen und implizit anerkannten Werte und
Normen, theoretische Setzungen wie Gerechtigkeits- und Nachhaltig-
keitspostulate, Leitgedanken aus der Umweltgesetzgebung wie Vorsorge-
, Verursacher-, Kooperations- und Integrationsprinzipien, die politische
Einbindung von Stakeholdern in die Entscheidungsprozesse sowie die
Berücksichtigung inter- und supranationaler Vorgaben.
5Es wird von einer Versagenswahrscheinlichkeit eines Bauwerks von 10−4 bezogen auf die




Prozedurale Gerechtigkeit beschäftigt sich mit den Voraussetzungen
für gerechte Prozesse. Hier sind das Maß an Beteiligung, das Maß an Frei-
willigkeit, die Nutzung fairer Verfahren als Voraussetzungen für Akzep-
tabilität anzulegende Messlatten. Die Wahl einer Risikostrategie (Risiko-
scheu, Risiko-neutral, Risiko-suchend) kann z. B. über eine Minimax-
Strategie abgebildet werden. Diese Strategie ist in einem intelligenten
Zweipersonennullsummenspiel optimal, deren Einsatz lässt sich aber
auch mit dem Argument „Man verhält sich so, als ob sich die Natur gegen
einen verschworen hat“ für das Handeln unter Prognoseungewissheit
einsetzen.
Distributive Gerechtigkeit bezieht sich auf die Allokation und Distribu-
tion von Gütern. Man kann räumliche Komponenten (z. B. zentrale und
dezentrale Lagerung) und zeitliche Komponenten (nahe / ferne Zukunft,
Kindeskindergeneration) identiﬁzieren. Da es sich bei den Gütern auch
um Übel handeln kann, die negativ zu bewerteten sind, können Kompen-
sationen einen Ausgleich ermöglichen. Kosten und Aufwand müssen ab-
geschätzt werden, auch von Lasten, die durch die Vernachlässigung oder
Aufgabe der Anlage entstehen könnten. Betroffenheit und Ängste soll-
ten berücksichtigt werden. Die Auswirkungen von Transporten und der
Re-Konditionierung der Abfälle ist ein weiterer Punkt der Verteilungsge-
rechtigkeit. Das Ergebnis eines als fair empfundenen Verfahrens dient als
Voraussetzung für Akzeptanz.
4.10 Beiträge des Vorhabens ENTRIA zu den
Bewertungsgrundlagen
Das in Diskussionen am häuﬁgsten explizit oder implizit benannte Schutz-
gut ist die Gesundheit und Unversehrtheit des Menschen, insbesondere
im Hinblick auf radiologische Belastungen. Entsprechend waren die Ar-
beiten zu Sicherheitsfragen im Vorhaben ENTRIA insbesondere auf die-
sen Aspekt gerichtet.
Für die Phasen des Betriebs von Tiefen- bzw. Endlagern und einer et-
waigen Rückholung erfolgten Untersuchungen in den Arbeitspaketen 4.2
und 4.5. Für die Phase nach Verschluss des End- bzw. Tiefenlagers erfolg-
ten Untersuchungen zu Barrierewirksamkeiten (AP 5.1, 5.2, 5.3) sowie zu
Freisetzungsmechanismen (AP 4.4). In einer vergleichenden Risikobewer-
tung der Optionen (AP 4.3, vgl. Abschnitte 3.4.2, 5.4.1 sowie Eckhardt
(2018)) wurde die Entwicklung von kalkulierbaren Risiken und Ungewiss-
heiten über die zu berücksichtigenden Zeiträume für die Referenzmodelle
untersucht und in einer Risikokarte dargestellt. Damit wurde eine Darstel-
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lungsform gewählt, die für Entscheidungsträger, insbesondere Politike-
rinnen und Politiker, und Vertreter der interessierten Öffentlichkeit aus-
sagekräftig sein soll. In die Betrachtung ﬂossen zudem Risikoansichten
unterschiedlicher Akteure ein (Marti, 2016).
Mit Hilfe einer Analyse von Sicherheitsfunktionen und ihrer jeweiligen
Robustheiten wurden Stärken und Schwächen der Referenzmodelle ermit-
telt, die in die vergleichende Risikobewertung eingingen. Darüber hinaus
erfolgte die Entwicklung von wissenschaftlichen Grundlagen, Werkzeu-
gen und Methoden, die in Risikobewertungen insbesondere in der Pha-
se nach Verschluss von End- oder Tiefenlagern zur Anwendung kommen
können (AP 4.1, 4.6, 5.1, 5.2, 5.3, vgl. Abschnitte 5.4.6 und 5.4.5 sowie
Kapitel 5.5). In Anwendung solcher Werkzeuge wurden numerische Ana-
lysen ﬂuiddynamisch relevanter Prozesse für End- bzw. Tiefenlager (ohne
bzw. mit Überwachungssohle) in Tonstein- und in Steinsalzformationen
sowie das resultierende Migrationsverhalten von Radionukliden exempla-
risch für die Referenzmodelle numerisch simuliert (VP 5, Kap. 5.5 sowie
Abschnitt 5.6.4).
In VP 6 wurden Endlagerkonzepte mit Rückholbarkeit geotechnisch
bewertet (Abschnitt 5.6.2). Insbesondere wurden anhand gebirgsmecha-
nisch-geotechnischer sowie thermischer Betrachtungen Randbedingun-
gen einer sicheren Rückholbarkeit der Abfallgebinde aus dem Tiefenlager
abgeleitet und Trade-Offs bezüglich des Barrierenverhaltens und damit
der radiologischen Sicherheit identiﬁziert. Die im Vorhaben ENTRIA un-
tersuchte Offenhaltungsphase entspricht der von der Endlagerkommissi-
on vorgeschlagenen „Etappe 4: Beobachtung vor Verschluss des Endlager-
bergwerks“ (s. o.). Entscheidungsrelevant sind in diesem Zusammenhang
die Zeiträume, über die eine solche Phase aus sicherheitstechnischer
Sicht vertretbar ist, vgl. hierzu die Ausführungen in Abschnitt 5.6.2 zum
Life-Cycle-Engineering.
Ebenfalls entscheidungsrelevant sind die Zeiträume, über die Oberﬂä-
chenlagerung sinnvoll und sicherheitstechnisch vertretbar ist, vgl. hier-
zu Abschnitt 5.7.3 (AP 7.2). Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob und in
welcher Weise die der Oberﬂächenlagerung zugrunde liegenden Mehrbar-
rierensysteme durch eine robustere Gestaltung der Bauwerke zu stärken
sind (AP 7.1, Abschnitt 5.7.2). Gleiches gilt für Konditionierungsanlagen
(AP 7.3, Abschnitt 5.7.4).
In TP 3 wurden Elemente der Optionen im Hinblick auf verschiedene
Gerechtigkeitskategorien (Prozessqualität, Verteilung, Bereitwilligkeit, s.
Abschnitt 3.8.2) analysiert und in eine umfassende Entsorgungsstrategie
eingeordnet und bewertet (vgl. Abschnitte 3.8.7 und 5.3.1, zur zentralen
Frage der Generationengerechtigkeit, 3.8.5). Aufschlussreich, wenn auch
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nicht notwendigerweise repräsentativ sind diesbezüglich die Ergebnisse
des in TP 3 mit Unterstützung durch die Mitarbeiter anderer Transversal-
und Vertikalprojekte durchgeführten Bürgerforums sowie der Delphi-Stu-
die (Abschnitt 5.3.1). Diese Aspekte sind auch im Hinblick auf eine künf-
tige mögliche Ausrichtung transdisziplinärer Forschung relevant.
Eine wie auch immer geartete Aggregation der genannten Untersuchun-
gen und Ergebnisse verbietet sich aus mehreren Gründen: (i) Es ist weder
sinnvoll noch machbar, die sehr unterschiedlichen und interagierenden
Aspekte der Grundsätze Sicherheit und Gerechtigkeit formal zusammen-
zuführen – jeder muss für sich genommen verstanden und gewürdigt wer-
den. (ii) Viele Untersuchungen, insbesondere zu Sicherheitsfragen, sind
aus praktischen und Kapazitätsgründen lediglich exemplarisch. (iii) Nicht
alle Aspekte wurden behandelt (s. o.).
Ein Vergleich zwischen Tiefen- bzw. Endlagerung einerseits und Ober-
ﬂächenlagerung andererseits hat konzeptionelle Grenzen: Im Hinblick
auf Sicherheit ist dies insbesondere in der Dominanz der Ungewisshei-
ten für die Oberﬂächenlagerung bei der Betrachtung von Zeiträumen
jenseits des geplanten Betriebs begründet (Eckhardt, 2018). Der Umgang
mit nicht abschätzbaren Risiken führt den Untersuchungen zu Risikoan-
sichten (Marti, 2016) zufolge im gesellschaftlichen Diskurs vielfach zu
Konﬂikten. Diese Konﬂikte könnten entschärft werden, wenn der Anteil
kalkulierbarer Risiken bei einer Entsorgungsoption hoch und der Anteil
an Ungewissheiten gering ist. Auch im Hinblick auf Fragen der Gerechtig-
keit nimmt die Oberﬂächenlagerung eine Sonderstellung ein, vgl. hierzu
sowie zur Einordnung der Oberﬂächenlagerung in eine Entsorgungsstra-
tegie Abschnitt 3.8.6.
Jenseits einer vergleichenden Bewertung von Optionen zeigt sich, dass
Elemente aller drei Optionen Komponenten einer langfristigen Strategie
sein können, an deren Ende ein verschließbares bzw. zu verschließendes
Tiefenlager steht. Dies gilt auch für die von der Endlagerkommission emp-
fohlene Strategie hin zum „Endlagerbergwerk mit Reversibilität“ (s. auch
Abschnitt 5.3.1).
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5 Ergebnisse der Teilprojekte
5.1 Einführung
Das ENTRIA-Projekt war den betrachteten Entsorgungsoptionen entspre-
chend in drei Vertikalprojekten organisiert, die sich jeweils mit einer Op-
tion interdisziplinär befassten und die in erster Linie von Naturwissen-
schaftlern und Ingenieuren bearbeitet wurden. Darüber hinaus wurden
alle Optionen betreffende Aspekte der Ethik, der Governance, der Tech-
nikfolgenabschätzung, des Rechts und der Risikoforschung in Transver-
salprojekten interdisziplinär untersucht.
Die Transversalprojekte stellten das verbindende Glied in ENTRIA dar.
Ihre Aufgabe war es, die in den Vertikalprojekten untersuchten Entsor-
gungsoptionen unter politik- und gesellschaftswissenschaftlichen, um-
weltethischen und rechtlichen Gesichtspunkten und mit Bezug zu Fra-
gen von Risiko und Sicherheit einander gegenüberzustellen. Damit waren
die Transversalprojekte in besonderer Weise gefordert, ein Fundament für
die Entwicklung von Bewertungsgrundlagen zu schaffen. Eine Sonderrol-
le nimmt das Transversalprojekt 1 ein, das keinen Forschungsauftrag, son-
dern die Synthese der Ergebnisse des Forschungsverbundes zu verantwor-
ten hatte.
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5.2 Transversalprojekt 2 -
Technikfolgenabschätzung und Governance
In diesem Kapitel werden die Inhalte und Ergebnisse sowohl des ITAS-
Arbeitspakets zu Governance aus Perspektive der Technikfolgenabschät-
zung als auch des FFU-Arbeitspakets zu „Nuklearer Entsorgung aus Multi-
Level-Governance-Perspektive“ zusammengefasst. Weiterhin werden die
aus interdisziplinären Kooperationen resultierenden Ergebnisse vorge-
stellt (siehe hierzu auch Kapitel 3.7). Bei den ITAS-Modulen1 liegt der Fo-
kus auf der Weiterentwicklung des Governance-Begriffs und der Schnitt-
stellen-Problematik zwischen formellem und informellem Governance-
Prozess. Die Beschreibung der FFU-Forschungsperspektive und der fünf
FFU-Module basiert auf einer Darstellung der inhaltlichen Arbeiten, des
Forschungsstands sowie der Aufgabenstellung und Ziele.
Nachfolgend werden die interdisziplinären Arbeiten zum internationa-
len Vergleich sowie die weiteren Arbeiten im Rahmen interdisziplinärer
Kooperationen zu den Themen „Grenzwerte“ und „Technisches Monito-
ring und Long-term Governance“ präsentiert. Daran schließt eine Darstel-
lung der sonstigen Forschungsaktivitäten (Workshops, Nachwuchsförde-
rung etc.), inkl. der Ergebnisse der ITAS- und FFU-Promotionsvorhaben
an. Abschließend werden zentrale Ergebnisse präsentiert.
5.2.1 Aufgabenstellung und Stand der Forschung für das
Arbeitspaket „Governance zwischen Wissenschaft und
öffentlichem Protest“
Technikfolgenabschätzung befasst sich mit den Nebenfolgen von Techno-
logien, während die Governance-Forschung sich mit Möglichkeiten mo-
dernen Regierens beschäftigt. Modernes Regieren meint hier, dass sich
die Fachpolitik der nuklearen Entsorgung mit den fachpolitischen Heraus-
forderungen und den gesellschaftlichen Erwartungen auseinandersetzt,
die sich in spätmodernen Gesellschaften2 entwickelt haben. D. h. nicht
nur der Staat, sondern auch die Privatwirtschaft und die Öffentlichkeit
werden an der Steuerung und Regelung gesellschaftlicher Angelegenhei-
1 Die aufgeführten Module (siehe unten) sind identisch mit den im Antrag ausgewiesenen
Modulen und wurden hier nur der besseren Lesbarkeit halber in den Überschriften ange-
passt.
2Der Begriff Spätmoderne wird hier im Sinn von Hartmut Rosa verwendet, der sich um die
Herausforderungen und Deﬁzite von modernen Gesellschaften bemüht, in denen kol-
lektive Handlungsfähigkeit und das Regieren unter schwer veränderbar erscheinenden
Sachzwängen in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen (Rosa, 2016).
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ten und insbesondere dem Fällen kollektiv verbindlicher Entscheidungen
beteiligt.
Für die nukleare Entsorgung liegen gleichzeitig speziﬁsche techni-
sche und soziale Herausforderungen vor, die sowohl die fach- als auch
die gesellschaftspolitische Seite des Entsorgungsproblems betreffen. Er-
schwert wird diese doppelt komplexe Problemlage (Dryzek, 2013) durch
die Langlebigkeit insbesondere der hoch radioaktiven Abfälle sowie die
Steuerungs- und Koordinationsaufgaben, die gerade in Deutschland
durch eine besondere Konﬂiktgeschichte beeinﬂusst sind. Für diese an-
spruchsvollen Aufgaben wurde in den letzten Jahren das neue Stand-
ortauswahlverfahren etabliert. Die Komplexität dieser Zukunftsaufgabe
wurde dadurch gesteigert, dass die Aufgabe der Errichtung mit Betrieb
der Anlage, dem Abfall-Monitoring und dem darauffolgenden Verschluss
weit ins nächste Jahrhundert hinein, wenn nicht sogar darüber hinaus-
reichen wird3. Damit geraten soziotechnische komplexe Interaktionen
in den Blick, die moderne Industriegesellschaften in dieser Weise bis-
her noch nicht zu bewältigen hatten. Brunnengräber (2015) spricht in
diesem Zusammenhang von „Ewigkeitslasten“. Diese Lasten lassen sich
weder allein technisch noch allein gesellschaftlich bewältigen. Sie ziehen
fachpolitische Planungen und technische Entwicklungsaufgaben nach
sich, die wegen ihrer Einzigartigkeit als „Realexperiment“ bezeichnet
werden können, da noch kein Staat bisher ein Endlager für die hoch ra-
dioaktiven Abfälle und Reststoffe in Betrieb genommen hat4. Bei einem
Experiment dieses Typs müssen gleichzeitig komplexe gesellschaftliche
Erwartungen berücksichtigt werden. Modernes Regieren (und in diesem
Sinn verstehen wir hier Governance) hat auf diese Herausforderungen
und Erwartungen zu reagieren. Reagieren meint aus Sicht der Technik-
folgenabschätzung, dass die Vorgeschichte der Entsorgungsproblematik
ebenso berücksichtigt werden muss („Historisierung“) wie auch der Kon-
text, in den diese fachlichen und gesellschaftlichen Herausforderungen
einzubetten sind („Kontextualisierung“).
Diese Erwartungen beziehen sich sowohl auf eine sicherheitstechnisch
ausgerichtete Vorsorgepolitik als auch auf reﬂektierte Entscheidungen,
die Positionen von Stakeholdern und Zivilgesellschaft substantiell be-
rücksichtigen. Die geologische Tiefenlagerung ohne Rückholbarkeit in
einem Salzstock, die mit der Erkundung für ein Endlager am Standort
3Auch wenn Monitoringprozesse bisher häuﬁg als befristetes Vorgehen betrachtet werden,
ist auf Basis der bisher vorliegenden Unterlagen unklar, bis zu welchem Zeitpunkt diese
Vorgänge abgeschlossen sein müssten.
4Zum Begriff Realexperiment siehe Wagner u. Grunwald (2015).
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Gorleben vorangetrieben worden war und die von zentralen Akteuren5
vor dem Jahr 2000 als die zu verfolgende Strategie eingeschätzt wurde, hat
aus Sicht der Technikfolgenabschätzung u. a. „soziale Nebenfolgen“ her-
vorgerufen. Zu diesen Nebenfolgen zählt beispielsweise das erhebliche
Misstrauen gegenüber den verantwortlichen fachpolitischen Akteuren
ebenso wie das gegenüber der aktuellen demokratischen Praxis (Hornig
u. Bauer, 2016), die letztendlich zu einem latenten Konﬂikt an vielen
(potenziellen) Entsorgungsstandorten und zwischen mehreren Bundes-
ländern führte (Hocke u. Kallenbach-Herbert, 2015). Dieser blockierte in
der Vergangenheit die Fachpolitik (Hocke u. Grunwald, 2006), wirkt aber
auch noch heute trotz neuer Randbedingungen erheblich nach. Diese
also bis heute nicht zu vernachlässigenden Konﬂiktlagen wurden von der
einschlägigen Forschung in ihrer sozialen Dynamik und ihrem soziotech-
nischen Charakter nicht ausreichend systematisch beleuchtet. „Soziale
Prozesse“ spielen bei der nuklearen Entsorgung in Deutschland eine
sehr wichtige Rolle. Sie waren schon immer Bestandteil der ursprüngli-
chen Entsorgungspolitik, auch wenn diese ausschließlich von etablierter
Politik und der Nukleargesetzgebung sowie wirtschaftlichen Vorgaben
bestimmt war. Wie Hocke u. Kallenbach-Herbert (2015) sowie Blowers
(2016) zeigen, führte die öffentliche Entsorgungsdebatte in Deutschland
zu mehreren entscheidenden Strukturveränderungen. Nuklearkritische
Strömungen in Parteien und Nichtregierungsorganisationen (NGO) sowie
die großen, zunehmend politisierten Umweltverbände erhielten größe-
ren Einﬂuss und forderten die früh festgelegte Entsorgungspolitik heraus
(Rucht, 2008).
In ENTRIA wurden sozialwissenschaftliche Analysen und solche der
Technikfolgenabschätzung unter Berücksichtigung von Governance-Pro-
zessen vorgenommen und weiterentwickelt. Zur Verdeutlichung muss an
dieser Stelle die speziﬁsche Unterscheidung zwischen Governance und
Management beachtet werden: Governance von hoch radioaktivem Abfall
befasst sich mit komplexen gesellschaftlichen Interaktions- und Integra-
tionsprozessen, während sich Management von hoch radioaktivem Abfall
fast ausschließlich mit technischen und organisatorischen Aspekten des
Problems auseinandersetzt (Kuppler, 2017, S. 61–96).
Die Governance-Debatte ist verknüpft mit Einschätzungen, dass Bür-
gerbeteiligung insbesondere in der Planungsphase von technischen Groß-
projekten eine wichtige Rolle spielt. Gleichzeitig wird davon ausgegan-
gen, dass traditionelles staatliches Top-down-Handeln (Government)
5Der Begriff „Akteur“ wird hier immer im Sinn von kollektiven Akteuren verwendet.
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sich neuen Formen gegenüber öffnet, bei denen öffentliche Güter6 durch
private Organisationen oder die Öffentlichkeit bereitgestellt werden. Die-
se neuen Formen staatlichen Handelns, wie beispielsweise konsultative
Expertengremien u. a. m., werden als bürgerfreundliche Governance mit
früher Stakeholder- und Öffentlichkeitsbeteiligung beschrieben (oder
kritisiert) (Renn, 2013; Grande, 2012; Michelsen u. Walter, 2013; Bull,
2015; Hocke u. Smeddinck, 2017). Befürworter der Einführung von mehr
partizipativen Elementen in die politische Entscheidungsﬁndung stellen
die Erhöhung der Input-Legitimität durch das Einbeziehen von vielfälti-
gen Interessenlagen durch die Beteiligung verschiedener Akteure in den
Vordergrund. Kritiker hingegen verweisen auf die mangelnde Legitimität
von Entscheidungen, die auf der Grundlage von partizipativen Prozessen
gefällt werden, wegen der a) Informalität solcher diskursiver Verfahren
und der geringen Anbindung an formale Entscheidungsstrukturen, b) der
mangelnden Repräsentativität der beteiligten Akteure sowie c) der grö-
ßeren Wirkung von machtpolitischen Ungleichgewichten zwischen den
beteiligten Akteuren (Mbah, 2017).
OECD/NEA und andere Institutionen machten bereits vor Jahren plau-
sible Vorschläge zur Umsetzung solcher Formen. In Deutschland wurde
aber nicht auf Governance und Partizipation, sondern vor allem auf Infor-
mationspolitik gesetzt7. Entsprechend wurde überwiegend technische Si-
cherheitsforschung jedoch kaum politik- und sozialwissenschaftliche For-
schung gefördert. Dies gilt sowohl für die Bundes- als auch für die Länder-
ebene. Nach der Katastrophe von Fukushima (2011) folgte in Deutschland
der Ausstieg aus der zivilen Nutzung der Kernenergie und es kam zu einer
„atompolitischen Wende“ (Brunnengräber, 2016a). Im Rahmen der Ver-
handlungen über die Neustrukturierung des Standortauswahlverfahren
führte dies zu Experimenten mit neuen Governance-Formen, beispiels-
weise in der Endlagerkommission (Brunnengräber u. Hocke, 2014; Kalm-
bach, 2016). Hier wurden neue Formate der Bürgerbeteiligung erprobt,
u. a. ein Bürgerdialog zum Thema Öffentlichkeitsbeteiligung und die Dis-
kussion und Beratung des Entwurfs des Abschlussberichts der Kommis-
6Öffentliche Güter sind Kollektivgüter, von dessen Nutzung Einzelne nicht ausgeschlossen
werden können wie zum Beispiel der Konsum reiner Luft durch erfolgreiche Luftreinhal-
tepolitik. Weitere Eigenschaften von öffentlichen Gütern sind erstens, dass keine Rivali-
tät im Konsum entsteht, d. h. die öffentlichen Güter einen gleichbleibenden Wert haben,
egal wie viele Individuen diese nutzen, und zweitens ist deren Produktion und Konsump-
tion nicht teilbar. Das Gegenteil von Öffentlichen Gütern sind Öffentliche Übel, deren
Beseitigung im Umkehrschluss wiederum ein Öffentliches Gut darstellt (Esser, 2000).
7Siehe Kuppler (2017); zu den Vorschlägen zur Umsetzung partizipativer Elemente siehe
Bundesamt für Strahlenschutz (2002); OECD Nuclear Energy Agency (2004) und NEA
(2010).
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sion mit Experten und der interessierten Öffentlichkeit (Kühl u. a., 2016;
Kalmbach, 2016).
Auch die Entwicklung und Verabschiedung des neuen Standortauswahl-
gesetzes (StandAG) (StandAG, 2017) ist als Versuch zu verstehen, einen
konﬂiktlindernden gesellschaftlichen Konsens zu ﬁnden. Hierbei wird ins-
besondere der Öffentlichkeitsbeteiligung eine hohe Bedeutung beigemes-
sen (Hocke u. Smeddinck, 2017). Bei dem Versuch der Konsenssuche ist
die Frage zentral, wie Interessen anspruchsvoll und angemessen aggre-
giert werden können, um einen Entsorgungspfad festzulegen und diesen
auch umzusetzen (AP 2.1)8. Die Entwicklung eines problemorientierten
und integrativen Verständnisses, das die Optionen technisch-naturwis-
senschaftlich geprägter Sicherheitsanalyse mit den Eigenlogiken sozialer
Prozesse verbindet, nimmt im Transversalprojekt „Technikfolgenabschät-
zung und Governance“ eine wichtige Stellung ein. Die Schaffung sowohl
disziplinärer als auch interdisziplinärer Grundlagen ist Voraussetzung für
theoretisch-konzeptionelle Ansatzpunkte, um die sozialen Prozesse für
die Etablierung eines Erfolg versprechenden Entsorgungskonzepts zu re-
ﬂektieren; gleichzeitig erlauben diese Grundlagen auch, interdisziplinä-
re Perspektiven einzunehmen und so Herausforderungen und Dilemmata
bei den technisch-konzeptionellen Entscheidungen und Sicherheitsabwä-
gungen in den Blick zu nehmen.
Durch das Standortauswahlgesetz (2017) und seine Vorbereitung (2013)
und die daran anschließende Arbeit der Endlagerkommission verän-
derten sich wichtige Randbedingungen der Entsorgungspolitik. Die be-
stehenden Konﬂiktlinien in der Fachpolitik haben sich verändert und
abgeschwächt und führten zu dem Konsens der damals rot-grünen Regie-
rungskoalition, dass ein Standortauswahlverfahren erforderlich ist. Die
zunächst favorisierte Option der tiefengeologischen Entsorgung ohne
Rückholbarkeit trat in den Hintergrund und die Alternativoption der tie-
fengeologischen Entsorgung mit Rückholbarkeit setzte sich als nunmehr
verabschiedete Entsorgungsstrategie durch. Mit dem Standortauswahl-
gesetz (2017) wurden noch weitere zentrale Forderungen der NGO aufge-
nommen: die Festschreibung eines standortvergleichenden Verfahrens,
eine umfassende Bürgerbeteiligung und die Möglichkeit einer Rückho-
lung.
Im Fokus der ITAS-Arbeiten war der Prozess eines fairen und akzepta-
blen Standortauswahlverfahrens, indem neue Formen des Entscheidens
im Sinne von Governance als Weiterentwicklung und als Herausforderung
8Zu den Modi der Interessenaggregation über Wahlen, Fachdiskurse, politische Koalitio-
nen etc. siehe Gerhards (1993) und (Hocke, 2006, S. 162f.).
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eines repräsentativen Demokratiemodells untersucht wurden (Hocke9
(2017), (Mbah, 2017). In Kapitel 5.2.3 und den fortfolgenden werden die
geleisteten Arbeiten kurz umrissen und ihre interdisziplinären Aspekte
und dazu gehörenden Veröffentlichungen herausgestellt.
5.2.2 Aufgabenstellung und Stand der Forschung für das
Arbeitspaket „Nukleare Entsorgung aus Multi-Level-
Governance-Perspektive“
Lange Zeit wurde die Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe als Her-
ausforderung verstanden, für die naturwissenschaftlich-technische Lö-
sungen gefunden werden müssen, die daraufhin von staatlichen Ent-
scheidungsträgern politisch umgesetzt werden können. Doch nach den
Erfahrungen nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch
in vielen anderen Ländern, in denen hoch radioaktive Reststoffe angefal-
len sind bzw. weiterhin anfallen (Brunnengräber u. a., 2015b), hat sich
die Erkenntnis durchgesetzt, dass unterschiedliche sozio-politische Fak-
toren stark auf die jeweils gewählte technische Lösung, wie etwa eine
oberﬂächennahe Lagerung, die tiefengeologische Lagerung oder auf die
Wahl des Wirtsgesteins einwirken. Die Lösungswege folgen dabei nicht
ausschließlich einer technischen bzw. naturwissenschaftlichen Logik
(Brunnengräber, 2015, S. 29). Entscheidend für technische Lösungen sind
neben naturräumlichen Bedingungen die institutionellen Rahmenbedin-
gungen, wie etwa die Offenheit oder die Geschlossenheit von politischen
Systemen oder der Anspruch einer Gesellschaft, in das Vorhaben einge-
bunden zu werden. Damit ist auch die Frage verbunden, wie verschiede-
ne Wissensbestände, Werte und Interessen einzelner Akteursgruppen im
Prozess der Optionenauswahl und der Standortsuche Gehör ﬁnden. Auch
die Frage, wie einﬂussreich die jeweiligen Akteure sind, um ihre Positio-
nen in den Prozess einbringen zu können, ist von Relevanz. Neben den
institutionellen Rahmenbedingungen wurde daher die Rolle verschiede-
ner Schlüsselakteure und Akteursgruppen untersucht. Eine der größten
Herausforderungen für die Entsorgung war (und ist) die Langfristigkeit
des Prozesses, die den idealtypischen Politikzyklus („policy cycle“) in par-
lamentarischen Demokratien deutlich überschreitet. Die Langfristigkeit
der notwendigen Governance-Maßnahmen stellt Politik und Politikwis-
senschaft vor große Aufgaben; so soll allein der Auswahlprozess des mög-
lichen Standortes eines Endlagers in der Bundesrepublik Deutschland
9Hocke, P. (2017): Terms Are More Than Words. The Meaning of Governance in The Con-
text of Radioactive Waste Management. Vortrag auf der ENTRIA-Abschlusskonferenz.
Braunschweig, 28.09.2017.
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nach dem aktuellen Standortauswahlgesetz bis 2031 andauern (§ 1 Abs.
3 StandAG). Bei der Entsorgung handelt es sich demnach um ein „wicked
problem“ - ein besonders schwer zu lösendes, komplexes Problem, das
durch eine Reihe von Unsicherheiten charakterisiert ist. Aufgrund tief-
gehender Differenzen bei Werten und Präferenzen der Stakeholder, die
unterschiedliche Ansichten zu erwünschten Ergebnissen haben, entste-
hen verschiedene Konﬂikte (Balint u. a., 2011). Nicht nur ein geeigneter
geologischer Ort muss lokalisiert und die bestmöglichen Technologien
ausgewählt werden, sondern auch Interessendivergenzen aufgelöst und
politische Konﬂikte gelöst werden, um gesellschaftliche Akzeptanz sowie
Akzeptabilität für einen Standort bzw. eine Entsorgungsoption erzielen
zu können. Das Konzept der Governance, wie es bereits in den Kapiteln 3.7
und 5.2.1 eingehend vorgestellt wurde, beinhaltet Fragen der Legitimität,
Transparenz und der demokratischen Gestaltung von Prozessen sowie
der Akteurskonstellationen, der Partizipation und der Interdependenzen
zwischen Institutionen und Handlungsebenen (Multi-Level Governan-
ce). Das FFU-Arbeitspaket entwickelt Governance als wissenschaftliches
Analyseinstrument fort. Multi-Level-Governance basiert auf den Grund-
annahmen, dass der Faktor Zeit im politischen Prozess eine erhebliche
Rolle spielt und die Vielfalt an staatlichen, privatwirtschaftlichen und
zivilgesellschaftlichen Akteuren zunimmt, so dass die Strukturen und
Prozesse von Politik, Recht und Ökonomie komplexer und dabei die
bekannten Ebenen und Arenen der politischen Aushandlung erweitert
werden. Kategoriale Zuordnungen wie privat-öffentlich oder lokal-global
verlieren ihre Trennschärfe, denn öffentliche und private Interessen las-
sen sich ebenso wie nationale, regionale und lokale Ebenen kaum noch
unabhängig voneinander betrachten, sie stehen in enger Wechselwirkung
zueinander (Brunnengräber, 2015). Den folgenden Dimensionen wird vor
diesem Hintergrund genauer nachgegangen:
1. Die Möglichkeitsdimension: Im Zuge des Atomausstiegs verändert
sich das policy-Feld; neue Institutionen und neue Handlungsmög-
lichkeiten entstehen – und damit ein „window of opportunity“. Es
ist allerdings noch nicht entschieden, ob sich dieses Fenster weiter
öffnen oder wieder schließen wird.
2. Die Akteursdimension: Unter den Akteuren liegen Differenzen in
Bezug auf Interessen, Werte und Präferenzen vor, die sich über ei-
nen längeren Zeitraum verfestigt und Konﬂiktlinien ausgebildet ha-
ben. Diese Interessen, Werte und Präferenzen sind veränderlich und
infolgedessen verringerte sich das Konﬂiktpotential vorübergehend.
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Mit der Festlegung von zu untersuchenden Standorten können sich
allerdings neue Konﬂikte ergeben.
3. Die Mehrebenendimension: Die Suche nach einem Endlager nimmt
in einer komplexen Wechselwirkung von internationalen, europäi-
schen, nationalen sowie regionalen und lokalen Politiken Gestalt
an. Sie ist entsprechend mit verschiedenen Handlungsebenen und
deren Besonderheiten konfrontiert.
4. Die Interdependenzdimension: Wechselwirkungen und Kohärenz-
probleme zwischen den policy-Feldern sind bei der Suche nach
Wegen zur Problembearbeitung der Normalfall. Politische, soziale,
ökologische, wirtschaftliche und technische Aspekte sind eng mit-
einander verzahnt. Die Zwischenlagerung, die Standortsuche und
das Endlager werden zum „wicked problem“.
5.2.3 Governance aus Sicht der Technikfolgenabschätzung und
der Politikwissenschaften
Im Folgenden werden die ITAS-Arbeiten mit dem Kurztitel „Governance
zwischen Wissenschaft und öffentlichem Protest“ (AP 2.1) dargestellt,
welche das Vorhaben beinhalten, Konﬂiktlinien einer komplexen Ent-
scheidungslage und Herausforderungen für die Suche nach einer robus-
ten Entscheidung herauszuarbeiten. Die drei Kernmodule werden nach-
folgend vorgestellt und ihre Ergebnisse in Kapitel 9.5 zusammengefasst.
Arbeitspaket 2.1 in Transversalprojekt 2: Governance zwischenWissenschaft
und öffentlichem Protest. Einführung in den ITAS-Ansatz. Politisches Han-
deln zeichnet sich durch das Ziel aus, kollektiv verbindliche Entscheidun-
gen sicherzustellen. Dies geschieht durch das Verabschieden von Geset-
zen, aber auch durch Festlegungen und Einzelentscheidungen, welche die
Fachpolitiken konzeptionell und strategisch rahmen und fortschreiben.
Governance wird hier als Thema der sozialwissenschaftlichen Forschung
aufgegriffen (vgl. Grande (2012); Mayntz (2009b,c); Michelsen u. Walter
(2013)) und in den Kontext der Endlagerforschung eingeführt (Kuppler
u. Hocke10 (2016); Hocke11 (2017); Kuppler (2017); Hocke (2015a)). Die
festgehaltenen Ergebnisse dieses AP liefern zentrales Kontextwissen,
10Kuppler, S., Hocke, P. (2016): Governance als Analysekonzept für die aktuelle Endlagerpo-
litik? Ein Problemaufriss. Ringvorlesung „Kernenergie und Brennstoffkreislauf“. Institut
für Radioökologie und Strahlenschutz. Hannover, 02.02.2016.
11Hocke, P. (2017): a. a. O.
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ohne die Vor- oder Nachteile für eine der drei ENTRIA-Optionen unmit-
telbar auszuweisen. Mit der Festlegung der Entsorgungspolitik auf eine
bestimmte Entsorgungsoption sind speziﬁsche Herausforderungen ver-
bunden (z. B. in Bezug auf die Ausgestaltung der Institutionen, die das
Vorhaben begleiten). Bewusst gestaltete Governance bietet dann die Mög-
lichkeit, die Fachpolitik der Entsorgung so zu strukturieren, dass formal
verbindliche Entscheidungsﬁndung (inkl. ihrer gerichtlichen Überprüf-
barkeit) und häuﬁg informell stattﬁndende Entscheidungsvorbereitung
sowie das Begleiten der Umsetzung einer stufenweisen Entsorgungspoli-
tik aktuelle Qualitätserwartungen erfüllen (Hocke u. Smeddinck, 2017).
ITAS-Modul A „Governance 1: Gegenwartsdiagnose und Problemdeﬁnition“
Das ITAS-Modul12 Governance 1 analysiert die sozialwissenschaftliche
Governance-Debatte unter der Fragestellung ihrer Anwendbarkeit für
die Analyse der Entsorgungspolitik. Dazu wurde die neuere Governan-
ce-Forschung gesichtet, ein analytisch ertragreicher Governance-Begriff
entwickelt und im Hinblick auf die Endlager-Politik weiterentwickelt, um
die Speziﬁk des deutschen Falls zu berücksichtigen. Ziel von Governance
ist es, eine nicht-hierarchische Form politischen Handelns zu etablieren,
bei der kollektiv verbindliche Entscheidungen getroffen werden, die auf
Diskurs und Beratungen („Deliberation“) und folglich auf Argumenten
aufbauen, und die zu Entscheidungen über öffentliche Güter führen (wie
dem Schutz von Mensch und Umwelt bei der nuklearen Entsorgung). Go-
vernance ist damit eine Reaktion auf das Scheitern klassischer Top-down-
Steuerung ohne souveräne, hierarchische staatliche Steuerungsleistung
gänzlich ersetzen zu wollen (Marschall, 2008). Das Versprechen, auf das
Governance prospektiv verweist, wäre dann eines der kollektiven Konﬂikt-
lösung. Einige Autoren verstehen daher die Debatte über Governance als
wenig ertragreich, da Steuerungsansätze in den letzten Jahrzehnten kein
prominentes Thema der sozialwissenschaftlichen Debatte waren13. Die
Forschungen des ITAS-ENTRIA-Teams kamen dagegen zu dem Ergebnis,
dass die Governance-Forschung analytisch ertragreich eingesetzt werden
kann (siehe Kap. 3.7). Aus Sicht der Politischen Soziologie und der Poli-
tikwissenschaften werden in der Governance-Debatte Grundﬁguren ins
Spiel gebracht, die es ermöglichen, einen theoretisch-konzeptionellen
Kern zu entwickeln. Darauf aufbauend werden Begründungen entwickelt,
12Die Kennzeichnung der ITAS-Module folgt der Nummerierung in der ENTRIA-
Vorhabenbeschreibung.
13Offe (2008) bezeichnet den Begriff Governance als „empty signiﬁer”, also als einen in-
haltsleeren Begriff, der auf Mythen der sozialwissenschaftlichen Steuerungsdebatte aus
den 1970er Jahren aufsetzt.
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die die analytische Perspektive und Problemlage verdeutlichen, mit der
sich die Governance-Forschung auseinandersetzt. In diesem Kapitel wird
erläutert, welche Herausforderungen sowohl für die staatlichen Institu-
tionen, die Wirtschaft, die Politik und die Zivilgesellschaft entstehen,
wenn es um die nukleare Entsorgung als soziotechnisches Problem geht
(Hocke, 2016). Zur Entwicklung dieser Grundﬁguren der Governance-
Forschung wird auf Mayntz, Grande sowie Michelsen und Walter zurück-
gegriffen14. Regelnde Strukturen sind für Mayntz (2009a) speziﬁsche
„Produktionsstrukturen“, die von kollektiven Akteuren gestaltet werden,
und stellen den zentralen Ansatzpunkt ihrer Gedankenﬁgur dar. Diese
Produktionsstrukturen umfassen jeweils die „unmittelbare Erzeugung
eines Gutes“ oder einer Dienstleistung. Viele Politiken, die Veränderung
wollen, sind Innovationspolitiken – also Politiken, die am Markt erfolg-
reich technologische Innovation fördern wollen (neue Produkte, neue
Herstellungsverfahren) (Mayntz, 2009c, S. 105). Es geht folglich um die
„Chancen“ und „Risiken / nichtintendierten Folgen“ dieser meist tech-
nikbasierten Innovationen. Innovationsprozesse haben sich historisch
und konzeptionell in der Bundesrepublik verändert, so ihre These. Sie
umfassen die Genese eines Gutes, seine Nutzung und seine Folgen ak-
tuell in einer anderen Weise als vor drei oder vier Jahrzehnten (Mayntz,
2009c, S. 107): Der Wandel lasse sich vereinfacht als Wechsel von der klas-
sischen Top-down-Steuerung über Zwischenschritte hin zu Governance
als „Kontextsteuerung“ umschreiben.
Mayntz (2009c) identiﬁziert vier strukturbildende Prozesse, die bei die-
sem Wandel ineinander greifen: (1) vertikale Differenzierung, (2) horizon-
tale Differenzierung, (3) Veränderung der Ansatzpunkte und (4) Diversiﬁ-
zierung der Instrumente. Daraus folgt die institutionelle Einbindung von
Grundlagenforschung, anwendungsorientierter Forschung, produzieren-
den Unternehmen, Banken sowie Akteuren des Finanzmarktes und „Kon-
textbildern“, manchmal auch Konsumenten, die alle in die Gestaltung der
Produktion von Gütern eingreifen. Damit formuliert Mayntz eine gesell-
schaftliche Gegenwartsanalyse, die wirtschaftliche Triebkräfte in den Mit-
telpunkt stellt und der Gesellschaft die Rolle zuweist, diese Güter- und
Warenproduktion innovativ zu gestalten. Innovation wird also auch als
kulturelle Leistung verstanden, die der Wirtschaftssphäre ebenso dient
wie auch der Zivilgesellschaft. Genau diese Produktion von Gütern ist es,
die auch Grande (2012) in seiner sich deutlich von Mayntz unterscheiden-
den Position hervorhebt. Allerdings spricht Grande nicht von Gütern, die
in Wirtschaftskreisläufen produktiv und innovativ genutzt werden sollen.
Ihm geht es dezidiert um „öffentliche Güter“. Ein zentrales Merkmal in
14Zum Unterschied von Government und Governance siehe Kapitel 3.7.1.
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der Forschungsdebatte ist für ihn die „Betonung nicht-hierarchischer For-
men der Produktion öffentlicher Güter“ (Grande, 2012, S. 566). Öffentli-
che Güter unterscheiden sich substantiell von privatwirtschaftlich herge-
stellten Gütern (Crouch, 2004)15.
Sie folgen einer eigenen Logik und Funktionsweisen, die nicht an der
Zufriedenheit des „Konsumenten“ orientiert, sondern in gesellschaftli-
che Zielhorizonte eingebunden sind (wie z. B. Gesundheitsfürsorge). Al-
lerdings – ähnlich wie bei privatwirtschaftlichen Gütern – besitzt in Ge-
genwartgesellschaften die Optimierung und Efﬁzienzsteigerung eine spe-
ziﬁsche gesellschaftspolitische Zielrichtung. Eine bedeutsame Stärke von
Grande besteht darin, dass er in der vorliegenden Governance-Forschung
die charakterisierenden Merkmale von Governance zusammenstellt und
die aus seiner Sicht wirkmächtigen Merkmale hervorhebt. Grande stuft
die Governance--Forschung als einen der „lebhaftesten“ und wichtigsten
Forschungsschwerpunkte der letzten zwei Dekaden ein. Sie scheint aber
auch zu einem universellen Instrument der Politikwissenschaften gewor-
den zu sein (Grande, 2012, S. 565), bei dem einige zentrale Aspekte nicht
gut geklärt seien. So stellt er – in Anlehnung an Offe (2008) – fest, dass
der Gegenstandsbereich, der erklärt werden soll, nicht deutlich ist. Dies
habe seinen Grund vor allem darin, dass er vielfältig und primär nega-
tiv bestimmt ist: Charakterisierend für den Forschungsgegenstand (siehe
(Grande, 2012, S. 566–568)) sei, dass
• kein klassischer souverän-hierarchischer Staat mehr vorhanden ist,
• Governance auf Strukturen verweist, die kein Teil kompetitiver
Märkte sind, und
• keine zivilgesellschaftliche Selbstorganisation ohne öffentliche
Funktion stattﬁndet.
Weitere wichtige Merkmale, die den konzeptionellen Kern des Governan-
ce-Konzepts in der Politikwissenschaft bestimmen, sind
• die Betonung der nicht-hierarchischen Produktion öffentlicher Gü-
ter16,
• die Kritik am Staat als exklusivem Produzenten öffentlicher Güter,
• der angestrebte Mechanismus der Interdependenzbewältigung, der
durch die Globalisierung benötigt wird,
15Für eine allgemeine Deﬁnition öffentlicher Güter siehe auch Esser (2000).
16Während Mayntz auf die Produktion wirtschaftlicher Güter und Innovationen abstellt,
meint Grande die Produktion öffentlicher Güter.
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• die erhebliche Steigerung der Komplexität politischen Handelns,
die sich insbesondere in den Akteurskonstellationen und institutio-
nellen Architekturen zeigt, sowie
• der zunehmende Bedarf und die zunehmende Bedeutung von „Ko-
ordination“ und „Kooperation“.
Jenseits seiner Kritik an mangelnder Deﬁnition und einheitlicher Bedeu-
tungszuweisung ist mit Grande jedoch auszumachen, dass der Fokus auch
bei öffentlichen Gütern sowohl in der Bereitstellung von Dienstleistun-
gen als auch in der Problembearbeitung liegen kann. Dabei sollen sowohl
„soziale Integration“ als auch Efﬁzienzsteigerungen im Entscheidungs-
prozess erreicht werden. Das Konﬂiktpotential in funktional differenzier-
ten Gesellschaften soll also durch den Einsatz von Governance-Formen
staatlichen Handelns gesenkt werden (Lange u. Schimank, 2004; Haus,
2010). Somit wird ein Ziel ausgemacht, das von zivilen Werten gepräg-
te Formen der Konﬂiktbearbeitung und des Interessenausgleichs in den
Mittelpunkt stellt. In der politischen Wirklichkeit gehe es aber nicht im-
mer um Problemlösung und die gemeinsame Suche von Konﬂiktlösun-
gen, sondern auch um Machtgewinn und Machterhalt (Grande, 2012, S.
584f). Grande entwickelt eine plausible Grundüberlegung für die strate-
gische Ausrichtung „modernisierten Regierungshandelns“. Um in Zeiten
der Globalisierung die zunehmenden Interdependenzen, z. B. zwischen
gesellschaftlichen Teilsystemen, verschiedenen territorialen Handlungs-
ebenen und verschiedenen Politikfeldern bewältigen zu können, bedarf
es einer stärkeren „Koordination“ und „Kooperation“ – ein Argument,
auf das an anderer Stelle zurückzukommen ist. Die Entwicklung von eta-
blierter Steuerung und Top-down-Handeln hin zu netzwerkförmigen und
integrierenden Handlungsformen ist in der sozialwissenschaftlichen For-
schung bisher nicht gut belegt17. Dies gilt insbesondere bei der deutschen
Entsorgungspolitik. Kooperation, Partizipation und Netzwerke werden in
der Governance-Diskussion auch problematisiert, so beispielsweise von
Michelsen u. Walter (2013). Bei der Umsetzung staatlicher Entscheidun-
gen und Beschlüsse gewinnen „‘weichere‘ Formen der politischen Steue-
rung“ an Bedeutung (ebd.). Dabei entstehen „Räume, in denen die Inter-
aktionen nicht durch die traditionellen Anforderungen responsiver Poli-
tik“ bestimmt werden (Michelsen u. Walter, 2013, S. 179). D. h. die for-
male Verantwortung für politische Maßnahmen, die sie stützenden Argu-
mente und die sie verantwortenden Akteure sind nicht mehr so deutlich
zuzuweisen, wie dies nach Beschreibungen repräsentativ-demokratischer
Steuerung der Fall sein sollte. Governance-Konzepten wird fallweise die
17Siehe dazu (Kuppler, 2017, S. 27-30).
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„Auswanderung aus den Verfassungsinstitutionen“ (ebd.) zugeschrieben.
Gemeint ist damit, dass wesentliche Entscheidungen z. T. in die infor-
mellen Sektoren der Gesellschaft verlagert werden, die neben den politi-
schen Institutionen liegen, die im ordnungsstaatlichen Denken allein für
kollektiv verbindliche Entscheidungen zuständig und daher auch verant-
wortlich sind. Es sei ein fragwürdiges Vertrauen, das in Experten gesetzt
werde, die „einfach objektivierbare, aus abstrakten Ideengebäuden dedu-
zierte Evaluationskriterien“ formulieren und damit Konﬂiktbewältigung
erreichen (ebd., S. 182). Folglich handelt es sich um ein Zurückdrängen
„mandatierter“ zugunsten „qualiﬁzierter Kooperation“.
Demokratische Politik wird von (Michelsen u. Walter, 2013, S. 200)
als die „endlose Wiederaufnahme“ von Meinungsverschiedenheiten und
Konﬂikten deﬁniert. Hierbei begünstigt deliberative Konsensdemokratie
die „kleine Politik, in der die Austragung großer Konﬂikte“ oft nicht er-
reicht wird. Auch wenn Deliberation zu demokratischen Entscheidungen
beiträgt, ist die „Persistenz der Hierarchie“ (Lynn, 2011) nicht auszu-
schließen. Durch den „Schatten der Hierarchie“ ((Torﬁng, 2006, S. 111);
vgl. auch Marschall (2008)) werden die Möglichkeiten eingeschränkt, die
das Verhandeln auf Augenhöhe in sich trägt. Sie betonen, dass der Man-
gel an Alternativen zu präferierten Entscheidungspfaden oft als Skandal
oder Unrecht wahrgenommen wird. Nach (Haus, 2010, S. 160) entstehen
durch Regulierung Erwartungen an das Handeln von Regierungsorgani-
sationen, die durch governanceförmiges Handeln reﬂektiert werden und
zu Anpassungen und Optimierungen einmal angestoßener Handlungs-
strategien führen können. Governanceprozesse weisen also analytisch
betrachtet auf Herausforderungen hin, die auf vier verschiedenen Ebe-
nen liegen, und deren gemeinsame Betrachtung erkennbar macht, ob
sich Strömungen der Entpolitisierung oder des konstruktiven Umgangs
mit politischen Konﬂikten durchsetzen:
1. Der Grad einer gesellschaftspolitischen Steuerung, die besonders
auf Efﬁzienz fokussiert und funktionale Veränderungen in der Zu-
sammenarbeit von Akteuren ermöglicht.
2. Die Pluralität im Diskurs und damit die Möglichkeit für verschiede-
ne Akteure, an der Deﬁnition und Etablierung alternativer Gover-
nance-Netzwerke mitzuwirken (Gouvernementalität).
3. Eine gesellschaftliche Reﬂexion und Debatte über „Leitideen von
Staat und Gesellschaft“, d. h. über Erwartungen an Input- und Out-
put-Legitimität, die zur gesellschaftlichen Integration beitragen
kann.
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4. Die politische Antwort auf eine globalisierte und von ökonomischen
Imperativen geprägte Welt in Form von Regulierung (aufbauend auf
Kuppler u. Hocke18 (2016)).
Da Governance nicht nur im akademisch-wissenschaftlichen Kontext,
sondern auch in der politischen Praxis (z. B. auf europäischer Ebene) Auf-
merksamkeit ﬁndet, wurden normative Elemente gesondert betrachtet.
Dabei wurde besonders darauf geachtet, wie die Qualität „modernen Re-
gierens“ im Sinn der Governance-Debatte operationalisiert werden kann
(„good governance“) (Grunwald, 2010a, S. 82f)19. Die Frage ist dabei, ob
der Zivilität der gesellschaftlichen Problembearbeitung eine besondere
Bedeutung zugewiesen wird. Zivilität wird hier verstanden als normati-
ves Konzept, mit dem auf Dissens, Auseinandersetzungen und Konﬂikt
reagiert wird. Es besteht auf Positionen des Respekts und sozialer Aner-
kennung einerseits (siehe Honneth (2016)) und auf Verfahrensgerechtig-
keit als Prozessqualität andererseits. Verfahrensgerechtigkeit lässt sich
bei den Herausforderungen der nuklearen Entsorgung und dem zuge-
hörigen erheblichen Zeitaufwand, der sich für eine Standortauswahl als
notwendig herausgestellt hat, nicht allein durch Verbesserungen des for-
mellen Genehmigungsverfahrens erreichen. Entsprechend werden heute
Entscheidungspfade als stufenweises Vorgehen geplant, mit dem tole-
rierbare Ergebnisse erzielt werden können (OECD Nuclear Energy Agen-
cy, 2004; Endlagerkommission, 2016; Hocke, 2013). Wichtige Elemente
für das Gelingen eines fairen Entscheidungsprozesses, die die zentralen
Kriterien Gerechtigkeit und Sicherheit zu erfüllen vermögen, sind Partizi-
pation und Deliberation. Dennoch ist die Erfüllung dieser Kriterien keine
Gewährleistung dafür, dass eine Entscheidung getroffen wird, die als ak-
zeptabel oder gut bewertet werden kann, oder dass der Prozess überhaupt
in eine Entscheidungsﬁndung mündet. Noch weniger kann angenommen
werden, dass mit dem Erfüllen sämtlicher Mindest-Gelingensbedingun-
gen20 soziale Proteste oder Konﬂikte ausgeschlossen werden können.
Vielmehr muss die Erfüllung von Mindeststandards der Prozessqualität
im Sinne einer Gelingensbedingung unter vielen gesehen werden, ohne
die kein Fortschritt in der Lösung des Problems der Entsorgung nuklearer
Abfälle möglich sein wird.
18Kuppler, S., Hocke, P. (2016): a. a. O.
19Siehe außerdem Kapitel 3.7.1.
20Grunwald (2010b), (Drögemüller u. Kuppler, 2017a), (Grunwald, 2010a, S. 82).
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ITAS-B „Governance 2: Schnittstellen zwischen formellem und informellem
Prozess“
Durch den Wechsel von Government zu Governance mit frühen, häu-
ﬁg informellen Prozessen der Vorabstimmung und Beratung entstehen
nicht nur neue Gestaltungsräume für die Vorbereitung verbindlicher Ent-
scheidungen. Gleichzeitig wird auch die Problematik der Gestaltung von
Schnittstellen zwischen Regierungshandeln, exekutiver Umsetzung und
Möglichkeiten juristischer Überprüfung von Entscheidungen aufgewor-
fen.
Ein Beispiel für eine solche Änderung ist die Gründung eines neuen
Beratungsgremiums, in dem nicht-staatliche kollektive Akteure Mitglie-
der sind, mit dem Ziel eines erweiterten und langfristig auch eines bera-
tungsorientierten Interessenausgleichs21. Das neu eingeführte Nationale
Begleitgremium (NBG) zur Standortsuche stellt eine solche Schnittstelle
dar, die formelle und informelle Entscheidungsprozesse vermitteln und
damit die Qualität der Entscheidungsprozesse langfristig optimieren soll.
Das NBG besteht bisher aus neun Mitgliedern (u. a. drei Bürgervertrete-
rinnen und -vertreter), die in einem aufwendigen Auswahlverfahren no-
miniert wurden22. Ihre Aufgabe ist es, als Vermittlungsinstanz zwischen
Öffentlichkeit und Entscheidungsträgern zu fungieren, d. h. einerseits ist
das NBG für das Konﬂiktmanagement zuständig und andererseits hat es
eine beratende und kontrollierende Funktion bei der Standortsuche in-
ne23.
Das in § 8 im Standortauswahlgesetz von 2013 skizzierte gesellschaftli-
che Begleitgremium wurde von der Endlagerkommission in Kapitel 4.2.3
des Abschlussberichts (Endlagerkommission, 2016) konkretisiert. Dieses
Ergebnis wurde durch den Bundestag und Bundesrat in wesentlichen
Punkten akzeptiert. Die Expertengruppe der Endlagerkommission war
ebenso plural zusammengesetzt; sie bestand aus Akteuren aus Politik
und Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Öffentlichkeit und war
durch den Bundestag nominiert worden. Die Endlagerkommission hatte
21Das Mandat des Nationalen Begleitgremiums spricht an dieser Stelle von „vermitteln-
de(r) und unabhängige(r) Begleitung des Standortauswahlverfahrens bis zur Standort-
entscheidung. Dazu gehört insbesondere auch die begleitende Umsetzung der Öffent-
lichkeitsbeteiligung am Standortauswahlverfahren“ (Deutscher Bundestag 20.07.2017).
Faktisch geht es hierbei um einen langfristigen und beratungsorientierten Interessen-
ausgleich.
22Die Mitglieder des NBG wurden z. T. direkt von Bundestag und Bundesrat gewählt und
z. T. in einem mehrstuﬁgen Beteiligungsverfahren nominiert und anschließend von der
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die Aufgabe das Standortauswahlgesetz von 2013 zu prüfen und Kriteri-
en für ein robustes Standortauswahlverfahren festzulegen (Smeddinck,
2017b,a). Dies ist der Endlagerkommission mit der Vorlage des Abschluss-
berichts im Juni 2016 auch gelungen (Endlagerkommission, 2016). Beim
Nationalen Begleitgremium (NBG) handelt es sich also um ein formell in
besonderer Weise durch das Standortauswahlgesetz legitimiertes Gremi-
um, das von Expertinnen und Experten zusammen mit Bürgervertrete-
rinnen und -vertretern ohne eindeutigen Stakeholder-Bezug die aktuelle
Phase des Standortauswahlverfahrens kritisch begleiten und damit natio-
nale Öffentlichkeitsbeteiligung mit limitierten Ressourcen sicherstellen
soll24. Diese beiden Beratungsgremien sind folglich aktuelle Beispiele
des Wandels von traditionellen Government- hin zu neuen Prozessen
und Formen des Entscheidens in ﬂexiblen Governance-Strukturen, in
denen unterschiedliche Akteure auf verschiedenen Ebenen zusammen-
arbeiten. Diese Governance-Perspektive fragt nach den Formen der Zu-
sammenarbeit mit dem Ziel, Entscheidungsprozesse funktional robuster
zu gestalten. Da Governance in der hier vorgenommenen Perspektive als
Form komplexer gesellschaftlicher Interaktions- und Integrationsprozes-
se, kurz: als Regieren in Netzwerken betrachtet wird und zusätzlich eine
Öffnung für nicht-staatliche Akteure in horizontaler Ebene beinhaltet,
stellt sich die Frage nach der Qualität dieser pluralistischen Ausgestal-
tung des Netzwerkes. Dies bedeutet, dass nicht nur nach der Efﬁzienz
von Netzwerken gefragt wird, sondern auch nach der Auswahl der in die
Netzwerke eingebundenen kollektiven Akteure.
Als Kriterien für die Analyse zu nennen sind die Integrationsleistung
inkl. der Konﬂiktbearbeitung einerseits und die Efﬁzienz dieser neuen de-
liberativen Prozesse andererseits. Als Verknüpfung dienen die formellen
und informellen Komponenten der Netzwerke für die Bereitstellung einer
Lösung für die Entsorgungsfrage unter Einbeziehung wichtiger kollekti-
ver Akteure (vgl. (Kuppler, 2017, S. 65).
Auch Grande (2012) plädiert für ein Governance-Verständnis, in dem
der Fokus nicht auf vorab deﬁnierten Erfolgs- und Efﬁzienzkriterien liegt,
sondern in dem Ziele erst während des Prozesses festgelegt werden. Der
Erfolg von Governance läge damit nicht nur in der Erreichung eines Ziels
(hier: Bau eines Endlagers), sondern auch in der „Akzeptanz der Folgen
von Governance-Regimen durch die beteiligten und betroffenen Akteure“
(Grande, 2012, S. 584). Der Bau des Endlagers muss demnach auch von
24Vgl. das Botschafter-Modell in der Endlagerkommission (siehe Gallego Carrera u. Hocke
(2016). Zur Arbeit des NBG liegen aktuell noch keine detaillierten empirischen Forschun-
gen vor, siehe aber zur formalen Ausgestaltung § 8 der Kommentierung des Standortaus-
wahlgesetzes von Smeddinck (2017a).
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den beteiligten und betroffenen Kollektiv- und Einzel-Akteuren als legi-
tim angesehen werden (Kuppler, 2017, S. 67). Da die Endlagerfrage als ein
„wicked problem“ zu verstehen ist und die unterschiedlichen Kollektiv-
und Einzel-Akteure, die an der Lösung dieser Frage interessiert sind,
unterschiedliche Problemdeﬁnitionen haben, besitzt der Prozess der
Standortauswahl und die darauf folgenden Prozesse der Errichtung ei-
ner langfristigen Entsorgungslösung ein ‚offenes Ende‘. Unterschiedliche
Problemdeﬁnitionen führen auch zu einem unterschiedlichen Konﬂikt-
verständnis und dementsprechend auch zu einem immer wieder neu zu
präzisierenden Prozessverständnis. Debatte und Diskurs werden sich al-
so als Handeln an den Schnittstellen und den dabei im positiven Fall zu
erreichenden „checks and balances“ auszuformen haben.
Wer als Problem eine ungerechte Lastenverteilung sieht, wird als Grund
für den Konﬂikt einen mangelnden Interessenausgleich und nicht ausrei-
chende Kompensationen für die entstehenden Lasten sehen. Wer als
Problem ein fehlendes Mitspracherecht der Bevölkerung an einem po-
tentiellen Standort sieht, wird als Grund für den Konﬂikt eine mangelnde
Anerkennung im Bereich des Rechts sehen (vgl. Honneth (1995)). Aus die-
sen unterschiedlichen Konﬂiktverständnissen ergeben sich folglich unter-
schiedliche Anforderungen an Input-Legitimität, Endlager-Management
und deliberative Endlager-Governance. Rahmenbedingungen sind also
nicht nur für ein unterschiedliches Verständnis von Regieren (deliberativ
vs. repräsentativ), sondern auch für unterschiedliche Konﬂiktverständ-
nisse auszumachen25. Die so entstehenden Chancen und Dilemmata
jeder partizipativen Abfallpolitik werden durch mehrere entscheiden-
de Aspekte bestimmt. Dies beginnt damit, dass Stakeholder mit ihren
verschiedensten Interessen und Eigenlogiken zu unterschiedlichen Zeit-
punkten in Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Hierbei gilt es
zu beachten, dass derartige Beteiligungen die repräsentative Entschei-
dungsﬁndung herausfordern können, da zentrale Prinzipien der reprä-
sentativen Demokratie wie die der Gleichheit und Repräsentativität in
Frage gestellt werden könnten und damit die Legitimität von solchen
Entscheidungen zu prüfen ist (Mbah, 2017). Diese so entstehenden sozia-
len Prozesse können zwar die Input-Legitimität erhöhen, wenn wichtige
Kriterien der Beteiligung26 beachtet und erfüllt werden, sie rufen aber
auch Nebenfolgen hervor. Dazu gehört z. B. die Veränderung der Rolle
der Wissenschaft und ihrer anwendungsorientierten Projekte, die immer
25Vgl. (Kuppler, 2017, S. 68) sowie auch das ENTRIA-Memorandum (Röhlig u. a., 2014, S.
29-32), das auf das Spannungsverhältnis zwischen verschiedenen Demokratiemodellen
hinweist, die sich auch durch die Bearbeitung technischer Großkonﬂikte wie dem der
nuklearen Entsorgung fortschreiben.
26Zu Kriterien der Beteiligung siehe Lehtonen (2010) und Renn (2013).
328
5.2 Transversalprojekt 2 - Technikfolgenabschätzung und Governance
wieder – wie auch bei der Arbeit der Endlagerkommission geschehen – in
Frage gestellt werden. Daraus ergeben sich neue Komplexitäten, für die
ebenso angemessene Lösungen zu entwickeln sind. In Beteiligungspro-
zessen können beispielsweise von Wissenschaftlern verfasste Gutachten
und Gegengutachten eine wichtige Rolle einnehmen, denn der wissen-
schaftliche Dissens (Expertendissens) kann den sozialen Prozess der
Beteiligung wesentlich beeinﬂussen, indem Konzepte in Frage gestellt
werden, Unsicherheiten offenbar werden und in der Folge die Spaltung
der Teilnehmer von Beteiligungsprozessen in verschiedene Meinungsla-
ger verstärkt und damit Kompromisse oder Einigung erschweren.
Als einen positiven Aspekt partizipativer Elemente ist dennoch das
Einbeziehen verschiedener Wissensbestände und Interessenlagen zu
nennen, da dies nicht nur sicherstellt, dass Zugangs- und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten in Entscheidungsprozessen gewährt oder verbes-
sert werden (Mbah, 2017), sondern Lernprozesse bei den Teilnehmenden
und verantwortlichen Entscheidern ausgelöst werden. Gleichzeitig wird
auch die Vorabstimmung von Entscheidungsalternativen (wie dem „rich-
tigen“ Vorgehen bei der Standortsuche) selbst zu einem Vorgang, der
Kritik und Prozesse frühzeitiger Politisierung von Fachfragen hervorru-
fen kann. Einerseits werden aus Perspektive der Befürworterinnen und
Befürworter umfassender partizipativer Vorgehensweisen deliberative
Vorabstimmungen dahingehend kritisiert, dass damit die partizipativen
Elemente in Entscheidungsprozessen an Bedeutung verlieren und folg-
lich eine Form der Schein-Partizipation erfolgt. Die Vorabstimmung in
deliberativen Foren kann den Kriterien der Transparenz, Gleichheit und
Offenheit nicht oder nur in einem begrenzten Umfang gerecht werden.
Andererseits kann eine deliberative Entscheidungsvorbereitung als eine
Möglichkeit gesehen werden, Ergebnisse aus partizipativen Verfahren
in die parlamentarische Entscheidungsﬁndung einﬂießen zu lassen und
so partizipative Verfahrenselemente wieder an den politischen Prozess
anzubinden, um gesetzlich legitime Entscheidungen hervorzubringen
(Mbah, 2017). Governance-Prozesse mit partizipativen Elementen kön-
nen gerade bei Technologiepolitiken wie der der Abfallentsorgung auch
ambivalente Effekte gegenüber der Beurteilung von Qualitätskriterien
wie Transparenz, Offenheit sowie Gleichheit der Stimmen und Argumen-
te hervorbringen. Da die aktive Endlager-Governance für ein ausgespro-
chen langfristiges „Unterfangen“ heute konzeptionell aufzusetzen ist27,
27N. Wulf schlägt angesichts der heute festzustellenden Ungewissheiten vor, nicht einfach
von einem langfristigen Verfahren, sondern von einem Unterfangen zu sprechen, das
sich durch erhebliches Nichtwissen auszeichnet, das z. T. nicht auﬂösbar ist (siehe dazu
Kap. 5.2.3).
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wird auch der Gestaltungsprozess mit seinen demokratischen Implika-
tionen vor eine erhebliche Herausforderung gestellt. Die Zeiträume, die
durch kollektive verbindliche Entscheidungen des (fach-)politischen Sys-
tems zum Thema nukleare Entsorgung zu koordinieren und zu planen
sind, beziehen sich auf Zeitspannen, die nur schwer zu überblicken, aber
entsorgungs- und sicherheitspolitisch trotzdem zu „adressieren“ sind.
Die erwarteten Zeitspannen reichen von einigen wenigen Jahrzehnten bis
zu mehr als einem Dutzend Jahrzehnten. Anlagenpolitik, z. B. bei Kraft-
werken, umfasst heute häuﬁg Zeithorizonte von drei bis fünf Jahrzehnten.
Angesichts dieser größeren Zeitspannen sprechen wir von Zeiträumen,
bei denen modernes Regieren in der Entsorgungspolitik insbesondere
hoch radioaktiver Abfälle als „Long-term Governance“ zu bezeichnen ist,
die ohne staatlichen Akteur und ohne in speziﬁscher Form konsistentem
staatlichen Handeln aller Voraussicht nach nicht auskommen wird (siehe
dazu Kap. 5.2.4).
ITAS-C „Auswege aus klassischen Dilemmata der Entscheidungsﬁndung“
Neue Formen der Kooperation und Koordination in einem Konﬂikt ein-
zuführen, der über mehrere Jahrzehnte hochpolitisiert war, ist selbstre-
dend kein Vorgang, bei dem auf etablierte Routinen zurückgegriffen wer-
den kann. Dies gilt weder für Regierungsorganisationen unter sich noch
für deren Kooperation mit Stakeholdern aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft. Aus Perspektive der Technikfolgenabschätzung liegt es
vielmehr nahe, von einem „Realexperiment“ oder einem Versuch zu spre-
chen, eine soziale Innovation zu realisieren28. Beide Begriffe verweisen
darauf, dass
• anspruchsvolle Vorgänge unter sehr speziﬁschen Kontextbedingun-
gen zu organisieren sind und
• diese Vorgänge in der Regel ob ihrer Neuheit einen offenen Ausgang
besitzen.
Bei der Sichtung der einschlägigen Forschungsliteratur war festzustellen,
dass dieser Typ von Schwierigkeiten bei der Errichtung von nuklearen
Entsorgungsanlagen nicht systematisch in den Blick genommen wurde
– weder bezüglich einer Reﬂexion der Kontextbedingungen noch des
Umgangs mit der Herausforderung, nur sehr begrenzt auf bestehende
Erfahrungen in der Kooperation und Koordination zurückgreifen zu kön-
nen (vgl. Streffer u. a. (2011); Hocke (2016); OECD Nuclear Energy Agency
28Zum Konzept der Realexperimente siehe Wagner u. Grunwald (2015), zur sozialen Inno-
vation siehe auch Rückert-John (2013) und Weyer (2008).
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(2004); Bundesamt für Strahlenschutz (2002)). „Gelingensbedingungen“
(wie oben schon ausgeführt) für eine Standortauswahl in diesem Kontext
basieren zunächst auf einer gewissen „Gelingenszuversicht“. Ohne diese
bräuchte man sich nicht um eine Konﬂiktbearbeitung zu bemühen (vgl.
Grunwald (2010a) nach Gethmann (1982)). Besteht ernsthaftes Interesse
an der Umsetzung einer Konﬂiktbearbeitung, ist die Zuversicht zwar not-
wendig, aber nicht hinreichend für ein Gelingen. Es bedarf außerdem der
Einhaltung gewisser Verfahrensgrundsätze, welche sowohl strukturelle
Aspekte umfassen, wie die Organisation eines selbstlernenden Systems
mit Haltepunkten, als auch qualitative Aspekte des Umgangs der Betei-
ligten miteinander, wie den produktiven Umgang mit Hierarchien29, die
Anerkennung des besseren Arguments (Deliberation) und die Einhaltung
von Grundregeln der Zivilität im persönlichen Austausch. Folgende Be-
funde und daraus abzuleitende Verfahrensgrundsätze sind auf Basis der
ITAS-Forschung festzuhalten30: Partizipation ist mehr als eine Frage
des kurzfristigen Interessenabgleichs. Die Entscheidungsﬁndung wird er-
heblich herausgefordert, da sehr unterschiedliche Schlüsselakteure die-
sen Typ von Realexperiment kontinuierlich prägen und mitbestimmen
werden. Dazu gehören sowohl die politischen Schlüsselakteure als auch
die von ihnen eingebundenen Regierungsorganisationen und Teile der
politischen Administration, die im Mehrebenensystem sowohl fachpoli-
tisch als auch bezüglich der Umsetzung von Partizipation die Entsorgung
prägen. Eine umfassende Beteiligung zu unterschiedlichen Fachthemen
und in unterschiedlichen Formaten wird von der Zivilgesellschaft und
der antinuklearen Opposition (mit ihren vielfältigen Netzwerken und
Organisationskernen) gefordert. Für diese partizipativen Prozesse sind
Grundregeln festzulegen wie auch problemorientierte „Dialogforen“ zu
schaffen, die die Vorbereitung von Entscheidungen und das „Denken
in Alternativen“ (acatech, 2012, S. 9) ermöglichen. In diesen kann, un-
ter Einhaltung von Verfahrensregeln (Deliberation), eine neue Endlager-
Governance jenseits etablierter Routinen, die die Suche nach einer zeit-
gemäßen Entsorgungslösung aufnimmt, geschaffen werden.
29Mit produktiven Hierarchien ist gemeint, dass im Sinne einer lernenden Organisati-
on/Institution Hierarchien einerseits als notwendig anerkannt werden, diese anderer-
seits jedoch veränderlich sind. Das bedeutet, dass insbesondere in Bezug auf die Zusam-
menarbeit zwischen Personen unterschiedlicher Hierarchiestufen Möglichkeiten einer
strukturierten Kooperation und Koordination mit klaren Verantwortlichkeiten geschaf-
fen werden.
30Diese basieren auf Dokumentenanalysen und einer Auswertung der Forschungsliteratur,
die sich mit dieser Schnittstellen-Problematik auseinandersetzt sowie auf den Ergebnis-
sen der ITAS-ENTRIA-Fokusgruppen. Die empirischen Ergebnisse der Auswertung der
Fokusgruppen beﬁnden sich noch in Bearbeitung und werden im Jahr 2018 veröffent-
licht (siehe unten).
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Ein solcher Ansatz der Endlager-Governance, welcher auf problemori-
entierten Dialog und Partizipation setzt, berührt in besonderer Weise
Fragen der Demokratie. Wenn die Endlager-Governance eine delibera-
tive Ausrichtung erlangen soll, ist eine entsprechende ‚fachpolitische
Kultur‘ zu entwickeln. Sie hat einerseits die faktischen demokratischen
Erwartungen zu berücksichtigen und andererseits technokratisch aus-
gerichtete Strategien zurückzuweisen. Diese zu entwickelnde Kultur hat
folglich sowohl Prozesse der Anerkennung von divergierenden Positionen
und die Beratung derselben als auch die Zurückführung auf Argumente
und begründbare Positionen sicherzustellen. Dafür fehlen bisher in der
deutschen Entsorgungspolitik, trotz der Stärken etablierter demokrati-
scher Öffentlichkeit31 und den in robusten Demokratien vorgesehenen
„checks and balances“32, die neuen Foren und Ansatzpunkte im neuen
Standortauswahlverfahren.
Diese „neuen“ Foren für Dialog und Behandlung der Sachfragen, die
bereits in der Vergangenheit nicht zufriedenstellend geklärt wurden, sind
eine zentrale Herausforderung, um die Schnittstellen zwischen formeller
Standortauswahl nach Standortauswahlgesetz und mit der Legitimation
des Bundestags, mit informellen Prozessen der Entscheidungsvorberei-
tung und der zivilgesellschaftlichen Beratung zu „koppeln“. Orte, an de-
nen die „alte Entsorgungsdebatte“ ohne Standortauswahlgesetz geführt
wurde, waren selten in die ofﬁzielle Entscheidungspolitik eingebunden.
Zu diesen Orten gehörte in Deutschland die Evangelische Akademie Loc-
cum, die phasenweise einmal jährlich einen wichtigen Ort des Austau-
sches zwischen fast allen Interessenparteien darstellte. Mit dem neuen
Standortauswahlgesetz veränderten sich die Balancen und es ist unklar,
ob Veranstaltungen wie die in Loccum auf Dauer Foren der Debatte und
auch Orte der Auseinandersetzung mit Argumenten garantieren können.
Da die neuen Institutionen (wie BGE, BfE und NBG) sich nach unserer
Analyse noch nicht klar im gesellschaftlichen Raum platziert haben, steht
die Bildung der problemorientierten „Dialogforen“ für Stakeholder-Kom-
munikation wie auch erweiterter Kommunikation mit der allgemeinen Öf-
31Demokratische Öffentlichkeit zeichnet sich trotz aller populären Kritik durch Massen-
medien auch durch Teilöffentlichkeiten aus. Da Teilöffentlichkeiten sich um bestimm-
te Themen gruppieren, erreichen Massenmedien die Bevölkerung mit einer sehr großen
Themenbreite und hohen Kontinuität an Berichterstattung.
32Hier wir auf den Begriff von „checks and balances“ zurückgegriffen und nicht der Begriff
der Gewaltenteilung angeführt. Bei „checks and balances“ wird die Dynamik der Interak-
tionen zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Institutionen in den Vordergrund
gestellt, während bei der Gewaltenteilung von einer grundlegend vorhandenen Balance
ausgegangen wird. Letztere kann aber primär in nationalstaatlichen Ordnungskontexten
sichergestellt werden und wird durch globale Krisen (Finanzen, Migration, Erstarken po-
pulistischer Strömungen und Parteien etc.) regelmäßig außer Kraft gesetzt.
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fentlichkeit noch aus. Eine qualitativ angemessene Gestaltung von Orten,
dialogischen Arenen sowie Gremien der Kompromiss- und Konsenssuche
hat also noch zu erfolgen, wenn auf deliberative Demokratie als Ergän-
zung gesetzt wird.
Koppeln meint hier, dass durch Koordination und proaktiver Kooperati-
on die zentralen Akteure ein speziﬁsches Maß an sozialer Phantasie ent-
wickeln, wie Interessen in dieser „lästigen Entsorgungsfrage“ zur Kennt-
nis genommen und gleichzeitig als nationale Aufgabe integrativ bearbei-
tet werden. Auch wenn die Endlagerkommission (2016) dafür erste Vor-
schläge macht, fehlt ein organisatorischer Kern, der diese Aufgabe der In-
tegration der interessierten Öffentlichkeit übernimmt. Da ein gemeinsa-
mes Verständnis der „nationalen Aufgabe“ nicht nur das Bekanntmachen
der Pläne bis 2031, der dafür (z. T. neuen) zuständigen Institutionen und
„sachgerechter Informationen“ meint, ist ein vertrauenswürdiger Schlüs-
selakteur festzulegen. Das Nationale Begleitgremium (NBG) könnte die-
sen Prozess befördern, hat aber im Kern nicht die entsprechende Aufga-
benbeschreibung. Bevor es zu einer Entwicklung einer zivilgesellschaft-
lich gestützten Pro-Endlager-Bewegung im Sinne kollektiver Mobilisie-
rung kommen kann (Brunnengräber u. Hocke, 2014), braucht es ein Ver-
ständnis der notwendigen Schritte in diese Richtung.
Transparenz ist für einen solchen dialogorientierten Ansatz eine wich-
tige Voraussetzung. Sie ist aber nicht selbsterklärend und muss präzisiert
und praktisch umgesetzt werden. Dabei ist einerseits sicherzustellen,
dass der notwendige Arbeitsaufwand derjenigen, welche Informationen
bereitstellen, zu bewältigen ist (Sender-Transparenz) sowie die Infor-
mationen von den Adressaten verarbeitet werden können (Empfänger-
Transparenz) (Kuppler, 2017; Kuppler u. Hocke, 2012). Bezüglich der
Transparenz von Entscheidungsprozessen ist insbesondere zu diskutie-
ren, welche Elemente des Entscheidungsprozesses an sich vollständig
transparent sein müssen in dem Sinne, dass beispielsweise Sitzungen
öffentlich sind, und in welchen Fällen eine Nachvollziehbarkeit der Er-
gebnisse hinreichend ist (Kuppler, 2017).
Auch in einem transparenten Verfahren werden Grundlagen von bis-
herigen Entscheidungsprozessen immer wieder in Zweifel gezogen. Ak-
tuell geschieht dies z. B. bei den Sicherungs- und Sanierungsarbeiten
in der Asse. Auch die kontrastierenden Meinungen in politischen De-
batten können diesen Effekt haben, die Pros und Kontras, Gorleben im
Verfahren zu behalten, wären dafür ein Beispiel. D. h. auch, dass das
Expertenhandeln der Endlagerkommission nicht alle Differenzen ausräu-
men und eine herausgehobene Einigkeit in Grundfragen erzielen konnte
(Grunwald, 2016a). Dissonanzen sowie sich fortschreibende Konﬂikte zwi-
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schen Schlüsselakteuren werden zur Normalität der nächsten Jahre und
vielleicht auch Jahrzehnte gehören. Mit diesen muss offen umgegangen
werden, d. h. es bedarf einer institutionellen Sicherung gegen ein macht-
förmiges Schließen von offen gedachten Entscheidungsprozessen durch
zuständige politische und administrative Akteure unter Negierung noch
vorhandener Dissonanzen – eine solche Institution könnte bspw. das
Nationale Begleitgremium sein. Dieses Gremium und seine aktuelle the-
matische Offenheit für verschiedene Unterthemen verweist auf Ansätze
eines neuen Typs von Einrichtungen, mit einem klaren Auftrag in einem
staatlichen koordinierenden und kooperierenden Governance-Gefüge.
Allerdings müssen solche neuen Einrichtungen erst Orte für „checks and
balances“ werden, die mindestens mittelfristig von einem sich etablie-
renden breiteren, sichtbaren und voraussichtlich auch massenmedial zu
verfolgenden Dialog begleitet werden.
Wissenschaftsbasiertes Handeln wird als ein Argument angeführt, das
willkürliche und argumentativ nicht ausreichend unterfütterte Entschei-
dungspfade verhindern soll (vgl. (Endlagerkommission, 2016, S. 22f)). Als
Leitidee verspricht es Handlungsmuster jenseits tagespolitischer Prioritä-
tensetzung und – abstrakter formuliert – auch die Verringerung der Kon-
tingenz von Entscheidungen und Korrekturen an eingeschlagen Entschei-
dungsrichtungen. Expertengutachten (wie das der Kommission Lagerung
hoch radioaktiver Abfallstoffe 2016 oder des AkEnd 2002) besitzen heute
im Vergleich zu den 1960er und 1970er Jahren einen höheren Stellenwert
und die Auseinandersetzungen um die zivile Nutzung der Kernenergie
inkl. der Entsorgungsfrage mit ihren Risiken spielten dabei eine beson-
dere Rolle (Grunwald, 2010b, S. 155). Das soziologische Konzept der Wis-
sensgesellschaft verweist auf dieses Merkmal spätmoderner Gesellschaf-
ten (Stehr, 2001; Junge, 2008). Heute ist zwar einerseits bekannt, dass Ex-
perten keineswegs einer Meinung sein müssen. Dies gilt auch dann, wenn
ihre Expertise sich auf den gleichen Bereich bezieht (Grunwald, 2010b, S.
155). Allerdings bereitet es bei kollektiv verbindlichen Entscheidungen
(wie der nach dem richtigen Entsorgungskonzept und den dahinter ste-
henden Argumenten) sowohl der interessierten Öffentlichkeit (mit ihren
Assoziationen und etablierten Stakeholdern) als auch der allgemeinen
Öffentlichkeit Schwierigkeiten, sich mit diesen Differenzen auseinander-
zusetzen. Dies wird in der Fachliteratur als „Expertendilemma“ bezeich-
net33.
Zur Bearbeitung des Expertendilemmas bedarf es der Entwicklung „pro-
blembezogener Urteilskraft“. Die Verweise auf Wertneutralität und die
33Ausführlich dazu (Grunwald, 2010b, S. 155-157), (Bogner u. Torgersen, 2005, S. 8-14) und
Wassermann (2015).
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notwendige Unterscheidung zwischen objektiven und nicht-neutralen
wissenschaftlichen Positionen durch das Wissenschaftssystem selbst er-
scheinen meist wenig ertragreich („honest broker“, Pielke (2007)). Die
Rolle der Wissenschaft beim Umgang mit Risikotechnologien ist selbst
Teil tagespolitischer Auseinandersetzung. So entsteht ein Spannungs-
feld, in dem unterschiedliche Positionen in Fachfragen nicht eindeu-
tig von Fragen der Ethik und der Politik differenziert werden können.
Dieses Spannungsfeld muss in einer deliberativen Endlager-Governan-
ce thematisiert werden. Seine Entschärfung hängt sowohl vom zivilen,
konﬂiktreduzierenden Auftreten einschlägiger Expertenteams als auch
der Wissenschaftskommunikation selbst ab. Auch Politik, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft müssen dabei mit einer gewissen Kontinuität Interes-
se an der konstruktiven Problemlösung zeigen. Dass sich die besseren
Argumente durchsetzen können, wird folglich von der Interaktion und
der themenspeziﬁschen Konsenssuche der beteiligten Akteure abhängen.
Wissenschaft, Politik und Administration haben die Rolle, auf Fragen der
fachlich interessierten als auch der allgemeinen Öffentlichkeit Antwor-
ten anzubieten. Ob diese Hegemonie und Mobilisierungskraft entwickeln
können, lässt sich nicht prognostizieren. Vielmehr ist davon auszuge-
hen, dass es sich um einen fortschreitenden Suchprozess mit Schleifen
und fallweiser Stagnation handeln wird. Bei dem Suchprozess für ein
robustes und reﬂektiertes Verfahren werden die Schlüsselakteure vor be-
sondere Herausforderungen gestellt. Gerade weil sie aus verschiedenen
Teilsystemen kommen, müssen sie im Rahmen des novellierten Stand-
ortauswahlgesetz ihre Argumente, Prämissen und Vorstellungen zu den
angemessenen technischen und sozialen Problemlösungen auf den Tisch
legen und deliberativ weiterentwickeln. Nur so können argumentgestütz-
te Aushandlungen und Entscheidungen vorbereitet werden. Dazu dienen
insbesondere auch die öffentlichen problemorientierten „Dialogforen“.
Allerdings wird das Wissensfundament (inkl. des wissenschaftlichen Wis-
sens) immer in einer besonderen Weise prekär bleiben, so die Erfahrung
der Technikfolgenabschätzung. Das Prekäre an diesem Wissensfunda-
ment mit seinen speziellen Ungewissheiten, die in Konzepte wie die
geologische Tiefenlagerung eingeschrieben sind, wird durch zwei Aspek-
te bestimmt, die hier nur angerissen werden können: 1) der erschwerten
Folgenreﬂexion, 2) der Vorgeschichte der jeweiligen Technologie34. Die-
34Bereits die Folgenreﬂexion von technisch-konzeptionellen Grundsatzentscheidungen bei
der Suche nach einem plausiblen Entsorgungskonzept führt auf einer neutralen Wis-
sensbasis nicht zu gut verständlichen Auskünften über die nicht-intendierten Folgen
der bisher geleisteten Endlagerforschung. Häuﬁg ﬁnden auch Abschätzungen dieser Fol-
gen bei Fachgesprächen – so unsere Ergebnisse teilnehmender Beobachtungen – nicht
zu weitgehend geteilten Beurteilungen. Einschränkend muss hier hinzugefügt werden,
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sen zwei Aspekten wird in der allgemeinen Technikforschung und der
nuklearen Entsorgungsforschung zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet.
Werden diese Aspekte jedoch nicht ausreichend berücksichtigt, wird eine
innovative Endlager-Governance nur schwer zu verwirklichen sein. Im
Hinblick auf den zukünftigen Bedarf an Entsorgungsforschung sind eine
Reihe von epistemologischen Herausforderungen für eine problem- und
folgenorientierte Forschung zu berücksichtigen.
Neben der Grundlagenforschung benötigt eine national reﬂektierte
Governance (a) die genaue Deﬁnition des analytisch zu behandelnden
Problems, (b) die Wahl von angemessenen Schlüsselbegriffen, (c) die
Klassiﬁkation des Forschungsfeldes, (d) die Deﬁnition der Grenzen des
zu betrachtenden Systems sowie (e) Relevanzbetrachtungen zu den Wech-
selwirkungen innerhalb dieses Problems35. Die ENTRIA-Governance-For-
schung hat dafür sowohl im Hinblick auf den internationalen Vergleich
als auch auf eine Reihe von Grundfragen wichtige interdisziplinäre Grund-
lagen gelegt und zur Diskussion gestellt (siehe Kap. 3.7 und Kap. 5.2.3).
Ein ofﬁzieller Entscheidungspfad, der diese Entwicklungen stützt, er-
scheint nicht unmöglich. Die teilnehmenden Beobachtungen unseres und
weiterer Forschungsteams während und nach den Arbeiten der Endlager-
kommission zeigen, dass trotz der Widrigkeiten und des Zeitdrucks bei
den damit zusammenhängenden Entscheidungsabläufen, im Kern der in-
teressierten Öffentlichkeit und bei zentralen kollektiven Akteuren eine
nicht zu unterschätzende Bereitschaft zur konstruktiven Zusammenar-
beit vorhanden ist36. Dies müsste aber – so eine Erfahrung aus der Ver-
gangenheit – staatlicherseits auch kontinuierlich gefördert werden. Das
zu lösende Problem ist nicht nur ein „vertracktes“ („wicked problem“, vgl.
Kap.5.2.3), sondern auch eines der zukünftigen Governance.
Allerdings bewegen sich Governance-Bemühungen, die auf diese Her-
ausforderung reagieren und damit gekoppelte deliberative Formate (wie
Dialogforen) einsetzen, in fallspeziﬁsche Spannungsfelder hinein. Diese
dass keine sehr gute Datenbasis als Beleg vorliegt. Zugrunde liegen dieser Einschätzung
Notizen in den Arbeitsjournalen Hocke und erste Auswertungen zu Experteninterviews
in der ersten Projekthälfte, die nicht vertieft werden konnten.
35Vgl. dazu Grunwald (2010b).
36Die ersten ITAS-Auswertungen zu einem Fokusgruppenprojekt zeigen deutlich, dass Tei-
le der engagierten Öffentlichkeit in experimentellen Situationen durchaus bereit sind,
soziale Phantasie zu entwickeln und in Gruppendiskussionen ungewöhnliche Ideen zu
entwickeln. Eine davon ist, dass die Mitarbeit in Beteiligungsgremien nicht immer auf
ehrenamtlichem Engagement fußen muss. Auch Lösungen mit einem Schöffen-Modell
wären vorstellbar, um eine in der Gruppendiskussion entwickelte Idee anzuführen. Dies
würde allerdings auch voraussetzen, dass federführende Fachbehörden und parlamenta-
rische Politik bei der Durchsetzung eng mit der Zivilgesellschaft zusammenarbeiten und
entsprechend die interessierte Öffentlichkeit mobilisiert.
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Spannungsfelder sind im ENTRIA-Memorandum (Röhlig u. a., 2014) be-
reits beschrieben und werden sich nur durch strategisches und unterstütz-
tes Handeln staatlicher, transdisziplinär-wissenschaftlicher und zivilge-
sellschaftlicher Akteure behandeln lassen. Dazu bedarf es selbstredend
ausreichender Ressourcen sowie Zeit und Willen zur Koordination bei den
verantwortlichen Schlüsselakteuren. Nur so kann es gelingen, auch in po-
litisch innovative Formate zu investieren. Wenn die Entsorgung hoch ra-
dioaktiver Abfälle und Reststoffe im Kontext eines sich-selbst-hinterfra-
genden und selbstlernenden ﬂexiblen Systems mit Haltepunkten und Op-
tionen für Rückschritte, bei denen niemals das Entsorgungsziel zurück-
gestellt wird, gedacht wird37, so bedeutet dies mehreres: (a) schrittwei-
se sicherheitstechnische und zivilgesellschaftlich ausgerichtete Maßnah-
men, Dialoge und Orte der Reﬂexion zu entwickeln, (b) diese Orte an Ent-
scheidungsprozesse anzukoppeln und (c) Unterstützung durch Endlager-
Experten und unabhängige akademische Wissenschaft zu sichern.
Die bisherige Entsorgungsgeschichte ist für die Schnittstellengestal-
tung, die hier umrissen wird, kein Paradebeispiel. Aber die aktuellen
Chancen zur Bewältigung der bekannten Dilemmata wie Ressourcenar-
mut oder eingeschränkter Offenheit gegenüber einer eigenwilligen Zi-
vilgesellschaft liegen auf dem Tisch. Die Gestaltung von Zukünften, das
Denken in Alternativen und die Entwicklung vorurteilsfreier Urteilskraft
für die Gegebenheiten der aktuellen Entsorgungslage inkl. der gesell-
schaftlichen Erwartungen eröffnen Perspektiven. Ihnen zu folgen und
gleichzeitig auf gute Wissenschaft und Expertise zu setzen, dürfte nicht
unmöglich sein. Deliberative und demokratisch angepasste Governan-
ce-Prozesse könnten also die öffentliche Debatte (auch über die unbe-
quemen Seiten der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle) aufnehmen,
Widersprüche zulassen, die diskursive Anerkennung von widersprüch-
lichen Aussagen sicherstellen und anschließend diese professioneller
Bearbeitung zugänglich machen. Dies setzt Urteilskraft und administra-
tive Bereitschaft voraus, die sicher eine erhebliche Herausforderung für
die Akteure darstellt, die für das Schnittstellen-Management zuständig
sind oder im besten aller Fälle wären.
Governance und Multi-Level-Governance
Das Ziel des Teilprojektes bestand zum einen in der politik- und sozialwis-
senschaftlichen Analyse der Entwicklung einer Entsorgungsstrategie für
37Dies ist eine Zusammenfassung der Stoßrichtung, die der Abschlussbericht der Endlager-
kommission aus unserer Sicht formuliert, vergleiche die Passage zu Partizipation, (End-
lagerkommission, 2016, S. 39ff.).
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nukleare Abfälle in der Bundesrepublik unter Beteiligung der relevanten
Stakeholder. Neben der Identiﬁkation der Schlüsselakteure und Interes-
sen, ihrer Wertesysteme, Ansichten und Erwartungen, d. h. der Endlager-
Governance, wurden Wege für konstruktive Dialoge und Ansätze zur Pro-
blemlösung untersucht. Einen Schwerpunkt bildete hierbei die Analyse
von Akzeptanzfragen und Konﬂiktlagen sowie deren Regelungsmechanis-
men. Zum anderen wurde eine international vergleichende Analyse der
Endlagerungs-Governance im Mehrebenen-System unter besonderer Be-
rücksichtigung von Politikinstrumenten und Institutionen durchgeführt,
die „lessons for policy“ liefert. Die Determinanten für Erfolg und Miss-
erfolg der analysierten Instrumente wurden im internationalen Kontext
verglichen und bewertet. Erfahrungen mit „best practice“ Charakter sind
in die Formulierung von Politikempfehlungen eingeﬂossen. Alle fünf FFU-
Module hatten Querverbindungen zu weiteren ENTRIA-Teilprojekten, so
dass vielfältige interdisziplinäre Schnittstellen vorhanden waren.
Modul 1: Akteursanalyse. Modul 1 diente der Identiﬁkation von Schlüs-
selakteuren, den vorhandenen Akteurskonstellationen und deren Inter-
essen, ihrer Wertesysteme und Positionen sowie der Sondierung, ob und
in welchem Ausmaße es strukturell bedingte Hemmnisse für konstrukti-
ve Dialoge und Ansätze zur Problemlösung gibt. Dazu wurde ein auf Kri-
terien basiertes Analyseraster entwickelt und die Charakteristika der Ak-
teursgruppen synoptisch dargelegt. Das Akteursscreening ergab, dass von
der großen Zahl an der Entsorgungspolitik beteiligter kollektiver Akteure
viele als nur wenig bekannt einzustufen sind. Beim Erfassen ihrer Pro-
ﬁle zeigte sich, dass Interessen, Wertesysteme und Positionen zum Teil
weit auseinanderliegen. Die rund 300 identiﬁzierten Akteure sind in den
Akteursgruppen der politischen / staatlichen Institutionen (56), wissen-
schaftlichen Einrichtungen (29), der Wirtschaft (33) sowie der Sozialen
Bewegungen und Umwelt-NGO (176) gefasst. In der Gruppe „Sonstige“
sind vor allem Akteure (insgesamt 22, z. B. elf Anwaltskanzleien) darge-
stellt, die keine gemeinsamen Gruppen-Perspektiven und Rationalitäten
in Bezug auf die „Endlagerung“ entwickeln (Häfner, 2016b).
Auch die deutsche Akteurslandschaft im Bereich der privatwirtschaft-
lichen Akteure beﬁndet sich in einem Umbruch. Da die Energieversor-
gungsunternehmen aufgrund der Energiewende an Einﬂuss verloren
haben, verbleiben zunächst die politischen Institutionen des Staates
und der Zivilgesellschaft als relevante Gruppen im Aushandlungspro-
zess einer neuen Endlager-Governance. Hierbei besitzen die beiden Ak-
teursgruppen lediglich begrenzte Steuerungsmöglichkeiten und gerade
zwischen diesen Gruppen verläuft die ausgeprägte Konﬂiktlinie der För-
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derung und Ablehnung der „friedlichen Nutzung der Kernenergie“. Damit
geht mit Blick auf die Akteurslandschaft eine Komplexitätsreduktion ein-
her. Die Komplexität bleibt aber im Bereich der Prozesse und Diskurse
bestehen, weshalb eine Moderation der Prozesse und Diskurse der End-
lagerstandortsuche geboten erscheint, die von neutralen Institutionen
durchgeführt werden sollte, um die alten Konﬂiktlinien zu überwinden
(Häfner, 2016b, S. 184f). Bei der Analyse politik-ökonomischer Konﬂikt-
konstellationen wurde darüber hinaus herausgearbeitet, dass sich diese
stark verändern oder sich sogar auch aufzulösen beginnen (Brunnen-
gräber u. Mez, 2016). Auf Grund der unkalkulierbaren Risiken bei der
Umsetzung einer tiefengeologischen Entsorgungsstrategie waren die En-
ergieversorgungsunternehmen an einer zügigen und rechtlich verbindli-
chen Regelung interessiert, die das Konﬂiktniveau – auch für zukünftige
Prozesse – deutlich absenkte. Gleichzeitig wurden aber die ﬁnanziellen
Risiken der Steuerzahlerin und dem Steuerzahler überantwortet. Alle
Mehrkosten müssen nun vom Staat bezahlt werden.
Modul 2: Akzeptanz und Konﬂikte. In Modul 2 wurden unterschiedliche
Dimensionen von Akzeptanz und Konﬂikten bei der Suche nach einem
Standort für radioaktive Abfälle sowie die Wahrnehmung unterschiedli-
cher Akteure und (potentiell) Betroffener untersucht. Konﬂikte um Ak-
zeptanz bzw. Zustimmung wurden in einer Reihe von relevanten Indus-
trieländern sondiert.
Bei der Analyse von Akzeptanzproblemen und Konﬂiktlagen zeigte
sich, dass die unterschiedlichen Risikowahrnehmungen von erheblicher
Bedeutung sind. Die jahrzehntelangen Auseinandersetzungen zwischen
staatlichen Institutionen und der Anti-Atom-Bewegung verweisen ins-
besondere auf drei Problemstellungen der deutschen Endlager-Gover-
nance: erstens eine deutlich unterschiedliche Risiko- und Gefahrenwahr-
nehmung verschiedener Akteure, zweitens das entstandene Misstrauen
zwischen Teilen der Zivilgesellschaft und staatlichen aber auch wissen-
schaftlichen Institutionen und drittens die bestehenden Unsicherheiten
bei der Einlagerung und die langen Zeiträume der Problembearbeitung.
Bei der Untersuchung der Gesichtspunkte „Akzeptanz“ und „Konﬂikte“
in der Standortsuche für ein Endlager zeigte sich am Beispiel der Anti-
Atom-Bewegung, dass zum einen ein historisch „gewachsenes“ Konﬂikt-
potential vorhanden ist, zum anderen aber auch ein „window of oppor-
tunity“ für neue Verständigungs- und Politikansätze besteht (Brunnen-
gräber, 2013; Brunnengräber u. Häfner, 2015). Um zu einer zielführen-
den Entsorgungspolitik zu kommen, scheint die Entwicklung einer „Pro-
Endlager-Bewegung“ als wichtiger Zwischenschritt (vgl. Brunnengräber
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u. Hocke (2014)). Die Endlagerkommission wurde als ein erster Bestand-
teil auf diesem Weg identiﬁziert. Zugleich haben die staatlichen Instan-
zen hinsichtlich der politischen Regulierung die Kompetenzen auf der
Bundesebene konzentriert und die Zivilgesellschaft nur ansatzweise in
die Prozesse eingebunden (Brunnengräber u. Syrovatka, 2016).
Modul 3: Governance im Mehrebenen-System. In Modul 3 wurden Meh-
rebenenprozesse in der Endlager-Governance betrachtet, die von der lo-
kalen über die regionale bis zur nationalen und internationalen Hand-
lungsebene reichen. Sie wurden auf strukturell bedingte Interdependen-
zen, Hemmnisse und Problemlösungsansätze hin untersucht.
Eine Standortsuche für ein Endlager stellt weltweit ein vertracktes Un-
terfangen dar. In Anlehnung an frühe Überlegungen von Rittel u. Webber
(1973) sowie Tatham u. Houghton (2011) wurden zehn Charakteristika
für das „wicked problem“ der Endlagerung zusammengestellt: (1) der
weite Kontext, (2) die wechselnden Narrative, (3) die sozio-technische
Herausforderung, (4) die doppelte Gefahrenlage und die Kosten, (5) das
systemische Risiko, (6) die unüberschaubaren Zeitskalen, (7) die ver-
knüpften Ebenen, (8) die konﬂiktive Akteurslandschaft, (9) die Grenzen
der Wissenschaft und (10) die herausgeforderte Demokratie (Brunnengrä-
ber, 2016a). Daraus lässt sich schlussfolgern, dass die Endlagerung ein
komplexes Mehrebenenproblem darstellt, das in ENTRIA reinterpretiert
und zugespitzt wurde (s. zu dieser Zuspitzung auf vier Charakteristika
Kap. 3.7.2).
Wird das „wicked problem“ als ineinandergreifendes stofﬂiches, tech-
nisches und soziales Demokratieproblem erfasst, müsste die Bearbeitung
des Problems konzeptionell verändert werden. Die Positionen aller am
Prozess interessierten Akteure in ihrer Vielfalt und Unterschiedlichkeit
müssten festgestellt, beraten und verhandelt werden, um auf eine neue
Bearbeitungsform mit der Chance auf Konﬂiktlösung zuzugehen. Dem
Top-down-Ansatz und dem dominierenden Problemdiskurs stehen ganz
unterschiedliche politische und sozio-ökonomische Notwendigkeiten
entgegen, die von den betroffenen Regionen, Städten und Kommunen
vorgebracht werden. Mit einem einheitlichen, primär technisch ausge-
richteten Lösungsansatz kann kaum angemessen auf diese Notwendigkei-
ten reagiert werden. Sozioökonomische und politische Ungleichheiten,
eine ungleiche Ressourcenverteilung und ungleiche Zugangsmöglichkei-
ten zu Entscheidungsprozessen müssen in der Konsequenz systematisch
in die politische Problembearbeitung integriert werden (Brunnengräber
u. Di Nucci, 2017).
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Für „wicked problems“ gilt generell, dass die Probleme nur äußerst
schwer durchdrungen und gelöst werden können. Bereits die Problem-
deﬁnition, die gesellschaftliche Wahrnehmung und auch die mediale
Aufbereitung des Problems sind höchst divergent: Für die Bevölkerung
in der Region, in der ein Endlager projektiert wird, stehen das Risiko, die
Gesundheit oder Grundstückspreise im Vordergrund; für die Energieun-
ternehmen die Kosten, die zu veranschlagen sind; für die Behörden und
Ministerien die Verständigung auf politische Verfahren und Institutio-
nen (Brunnengräber u. a., 2014a, S. 397). Dabei sind vor allem Akteure
durchsetzungsfähig, die politisch und aufgrund ihrer Ressourcen in der
Lage sind, Einﬂuss auf die Standortsuche für ein Endlager zu nehmen. Je
nach Perspektive können sich die Präferenzen, Interessen, Handlungs-
logiken und Vorstellungen etablierter politischer Akteure und der Zi-
vilgesellschaft voneinander unterscheiden oder gegensätzlich sein und
doch müssen sie – um „wicked problems“ zu lösen – im politischen Pro-
zess zusammengeführt werden (ebd.). Somit rückt die Suche nach dem
richtigen Weg, der von der Verfahrensgerechtigkeit geleitet wird, in den
Vordergrund (Brunnengräber, 2016a, S. 163).
Modul 4: Internationaler Vergleich. In Modul 4 wurden Governance-
Strukturen und Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung in verschiedenen
Ländern analysiert, ausgewertet und verglichen. Zu einzelnen Ländern
wurden vertiefende Fallstudien durchgeführt. Sie wurden in Bezug auf
die Fragestellung des Vergleichs und der Übertragbarkeit (der „lessons
learnt“) auf die Bundesrepublik Deutschland sekundäranalytisch betrach-
tet. Eines der wichtigsten Ergebnisse dieses Moduls ist die Herausgabe
des Sammelbandes „Nuclear Waste Governance“ (Brunnengräber u. a.,
2015a) mit Erfahrungen aus dreizehn Ländern, der 2018 um einen weite-
ren Band ergänzt wird (Brunnengräber u. a., 2018).
Bei Untersuchungen zum Spannungsfeld von Konfrontation und Koope-
ration zeigte sich, dass nationale Wege sehr speziﬁsch ausgelegt und nur
bedingt auf andere Länder übertragbar sind (Brunnengräber u. a., 2015a;
Di Nucci u. a., 2017). Dennoch konnten durch den Vergleich und die Syn-
these der Länderstudien insbesondere auch aus volkswirtschaftlicher Per-
spektive einige konﬂiktverschärfende wie konﬂiktminimierende Faktoren
bei der Standortsuche identiﬁziert und bewertet werden. So wurden Frei-
willigkeit und die umstrittene Rolle von Kompensationen sowie die unter-
schiedlichen Ausformungen derselben eingehend in den Blick genommen
(Di Nucci u. a., 2017; Brunnengräber u. Di Nucci, 2017). Weiterhin wurde
diskutiert, inwiefern soziokulturelle Faktoren wie „Vertrauen“, aber auch
„Transparenz“ bei Entscheidungsprozessen für eine erfolgreiche Stand-
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ortsuche ausschlaggebend sein können. Dabei wurde auf die Erfahrung
der Länder zurückgegriffen, die in einer fortgeschrittenen Phase des Such-
prozesses sind und deren Lösungsansätze komparativ analysiert wurden
(Di Nucci, 2016; Di Nucci u. a., 2017).
Internationale Empfehlungen, Regeln, Richtlinien, Sicherheitsstan-
dards und Vorgaben für den Umgang mit radioaktiven Abfällen sowie
bilaterale Verträge einzelner Länder verdeutlichen, dass nationale Ent-
sorgungsprogramme in eine komplexe Mehrebenenpolitik eingebettet
sind, die auf nationaler Ebene fortgeschrieben wird (Brunnengräber, 2015,
S. 89). Die Verantwortung für eine sichere Entsorgung radioaktiver Abfäl-
le liegt zwar beim Staat, doch auch auf nationaler Ebene existieren Beson-
derheiten im politischen Verhältnis von Bund, Ländern, Regionen oder
Kommunen, weshalb die Atompolitik in der Bundesrepublik seit jeher
auch von Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bund und Ländern geprägt
ist, die sich u. a. auf das Problem der Zwischenlagerung beziehen (ebd.:
S. 89). Die Deutung von Problemen, die Verteilung von Kompetenzen,
Ressourcen, Aufgaben und letztendlich von Entscheidungsbefugnissen
auf unterschiedlichen Handlungsebenen (national, sub-national oder in-
ternational) sowie die stofﬂiche Seite des Problems wurden hierbei in
einem Wirkungszusammenhang analysiert und als anhaltend konﬂiktge-
laden beschrieben.
Eingehend analysiert wurden auch die internationalen und supranatio-
nalen (europäischen) Rahmensetzungen (Di Nucci u. a., 2015). Dabei wur-
de nach der Bedeutung der Richtlinie 2011/70/EURATOM (Europäischer
Rat 2011) und den Möglichkeiten für internationale Lösungen zur Entsor-
gung radioaktiver Abfälle gefragt. Die Richtlinie weist den Mitgliedsstaa-
ten zwar die abschließende Verantwortung für die Entsorgung abgebrann-
ter Brennelemente und radioaktiver Abfälle zu, enthält letztlich aber auch
Schlupﬂöcher, die gemeinsame internationale Lösungen erlauben. Dies
wird am Beispiel der gemeinsamen Lösungen ausgeführt, die innerhalb
der European Repository Development Organisation diskutiert werden.
Modul 5: Politikinstrumente und Institutionen. In Modul 5 lag der Fokus
auf der Analyse der Politikinstrumente und Institutionen im Standort-
auswahlprozess. Diese legte den Schwerpunkt auf den Instrumenten-Mix
und die damit verbundenen institutionellen Konﬁgurationen. Die Analy-
se beinhaltete die Rolle und Funktionen der verschiedenen staatlichen
wie nicht-staatlichen Einrichtungen, insbesondere auch derjenigen, die
durch das Standortauswahlgesetz implementiert wurden. Dabei ging es
um die Frage der Legitimation und demokratischen Gestaltung sowie um
die Machbarkeit und Durchführbarkeit der Maßnahmen und Prozesse.
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In den letzten fünf bis zehn Jahren hat sich ein entscheidender Para-
digmenwechsel vollzogen, durch den die sozialwissenschaftlichen Belan-
ge auf dem Gebiet der nuklearen Entsorgung einen höheren Stellenwert
haben und Fragen der Teilhabe sowie Transparenz eine größere Aufmerk-
samkeit geschenkt wird (Bergmans u. a., 2015). Darin spiegelt sich nicht
zuletzt die Erkenntnis wider, dass eine begleitende, inklusive Kommuni-
kation und Partizipation am Standortsuchverfahren eine zwingende Not-
wendigkeit darstellt (Brans u. a., 2015). Ein breiter gesellschaftlicher Dia-
log und eine stärkere Einbindung der Öffentlichkeit werden heute als Vor-
aussetzung für die Annäherung an einen erfolgsversprechenden Umgang
mit dem „wicked problem“ der Endlagerung angesehen (Brunnengräber
u. Di Nucci, 2017, S.141).
Eine Ausweitung der Öffentlichkeitsbeteiligung muss schließlich mit
der Abgabe von Kompetenzen, der Anerkennung gegenteiliger Meinun-
gen und unterschiedlicher Expertisen sowie dem Ressourcentransfer ein-
hergehen, durch den die Bevölkerung, Bürgerinitiativen oder Umweltor-
ganisationen überhaupt erst in die Lage versetzt werden, sich an dem an-
spruchsvollen Vorhaben zu beteiligen. Unter Öffentlichkeit oder Betroffe-
nen sind keineswegs nur diejenigen zu fassen, die im Umfeld eines mögli-
chen Standortes leben, sondern all diejenigen, die sich ‚betroffen‘ fühlen
oder deren Interessen berührt werden (Brunnengräber, 2016a, S. 161).
Aufgrund der Konﬂiktkonstellationen sind aber trotz aller Bemühun-
gen nur Annäherungen an die Ideallösung, so genannte „clumsy soluti-
ons“ (Verweij u. Thompson, 2006), realistisch, durch die die Interessen,
Wertvorstellungen und Positionen der unterschiedlichen Akteure ausba-
lanciert werden müssen ((Brunnengräber u. a., 2014b, S. 396), vgl. auch
(Di Nucci u. Isidoro Losada, 2015, S. 29)). Das verlangt allen Akteuren
Kompromisse ab. Aufgrund tiefgehender Differenzen bei Werten, Inter-
essen und Präferenzen der Akteure, die unterschiedliche Ansichten zum
Verfahren wie zu den erwünschten Ergebnissen haben, sind allerdings
auch neue Konﬂikte unvermeidbar. Es handelt sich nicht zuletzt um Pro-
bleme, bei denen es zu negativen Rückkopplungsschleifen kommen kann.
Durch Ansätze einer erweiterten Öffentlichkeitsbeteiligung könnten re-
präsentative, deliberative und partizipative Elemente der Demokratie so
miteinander verknüpft werden, dass der Prozess der Standortsuche als
fair und gerecht angesehen wird.
Die Endlagerung radioaktiver Abfälle wird in jedem Fall eine neue Qua-
lität der Handlungen von demokratischen Institutionen erfordern (siehe
auch Kapitel 5.2.5). Letztlich geht es um eine Reduzierung hierarchischer
Verhältnisse, eine Verlagerung der Zuständigkeiten und eine Einbindung
ziviler Wissensbestände und Erfahrungswerte. Dies scheint nur im Rah-
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men robuster und neutraler Langzeit-Institutionen realisierbar, die die
Endlagerung als kontinuierlichen Prozess von Politik, Recht und Gesell-
schaft organisieren und – weit über die Wahlperioden hinaus – auf Dauer
fortführen (Brunnengräber, 2016b, S. 161f). In Anbetracht der Planungs-
horizonte, um die es bei der Atommüll-Thematik geht, wird es in Zukunft
noch viele weitere Gremien wie die Endlagerkommission geben (müssen)
– auch mit anderen und neuen Akteuren (Kalmbach, 2016, S. 406).
5.2.4 Auswertung internationaler und nationaler Erfahrungen
(Promotionsvorhaben)
Im Modul ITAS-D arbeitet das Karlsruher Team mit dem der FFU zusam-
men. Bei den Ländervergleichen zeigte sich, dass die bisherige interna-
tional-vergleichende Forschung in den Politikwissenschaften die Struk-
turen nationaler Entsorgungspolitiken der neueren Zeit analytisch nur
schwach systematisiert hat und gerade die zeitgeschichtlichen Aspekte
und energiewirtschaftlichen Entscheidungsstrukturen nur wenig aufge-
arbeitet sind. Letzteres gilt nicht nur für Deutschland, sondern auch für
entsorgungspolitisch zügig fortschreitende europäische Staaten wie die
Schweiz (siehe Abschnitt 5.2.4) und Schweden (siehe Abschnitt 5.2.4). Die
Studien zur Schweiz und zu Schweden zeigen, dass Ergebnisse insbeson-
dere in Bezug auf Partizipation und damit neueren Governance-Struktu-
ren auf Deutschland übertragbar sind und insofern Lernprozesse ansto-
ßen können38.
In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse der folgenden vier Promo-
tionsvorhaben vorgestellt:
• Sophie Kuppler: Governance-Erfahrungen aus der Schweiz (2012-
2017)
• Nele Wulff: Der Umgang mit Nicht-Wissen in Schweden (seit 2014)
• Cord Drögemüller: Entsorgungsoptionen aus Sicht kommunaler
und lokaler Akteure (2013-2017).
• Daniel Häfner: Betroffenheit(en) im Umfeld kerntechnischer Anla-
gen (seit 2014)
Kuppler (2016) kommt zu dem Schluss, dass die Vergleichbarkeit zwi-
schen der Schweiz und Deutschland vorhanden ist, wenn mittels „pro-
cess tracing“ (George u. Bennett, 2005) Kausalketten konstruiert und
38Die Kritik an Vergleichsstudien hinsichtlich der Übertragbarkeit von Endlagerpolitiken
der Schweiz auf Deutschland wird von Kuppler (2017) aufgenommen und aufgearbeitet.
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„functional equivalents“ (Fontana u. a., 2008) herausgearbeitet werden.
Aus dieser Forschungsperspektive ließen sich Merkpunkte für Deutsch-
land ableiten, beispielsweise bezüglich der Transparenz und Flexibilität
von Verfahren (Kuppler, 2016)39. Die Perspektiven kommunaler Entschei-
dungsträger und lokaler Akteure in Bezug auf die Vor- und Nachteile der
deutschen Entsorgungspolitik werden in Kapitel 5.2.4 dargestellt.
Governance-Erfahrungen aus der Schweiz
Vor dem Hintergrund der konﬂiktbehafteten Historie der Entsorgung nu-
klearer Abfälle, die bis in die Gegenwart andauert und dazu geführt hat,
dass partizipative Elemente in der Entscheidungsﬁndung propagiert wer-
den, gleichzeitig jedoch kritisiert wird, dass es sich mehr um eine Konﬂikt-
befriedung handelt denn um wirkliche Mitsprachemöglichkeiten, wurde
in dieser Dissertation zwei Fragen nachgegangen: Erstens, ob die Aus-
richtung von Dialogveranstaltungen („mikro-deliberative Ereignisse“) be-
reits zu Änderungen in der Endlagerpolitik und im massenmedialen Dis-
kurs über diese führt, und zweitens, welche Faktoren sich als fördernd und
welche als hemmend für die Entstehung solcher Effekte erweisen. Die-
se Analyse wurde vergleichend anhand des deutschen und des Schweizer
Falls durchgeführt. Untersucht wurde der Zeitraum 2001 bis 2010, in wel-
chem in der Schweiz ein neues Standortauswahlverfahren zur Implemen-
tierung kam, während in Deutschland ein Versuch einer Neuausrichtung
der Standortsuche stattfand, die dann aber nicht realisiert wurde.
Zur Beantwortung dieser Fragen wurde Regieren als Handeln von
Akteuren konzeptualisiert. Verschiedene Regierungsstile in der Entsor-
gungspolitik unterscheiden sich unter anderem anhand der Bandbreite
der kollektiven Akteure, die in die Vorbereitung von Entscheidungen mit
einbezogen werden, und der Qualität des Einbezugs. Anhand dieser und
weiterer Kriterien wurden basierend auf Literatur zu „Governance“ und
„Deliberation“ (insb. Haus (2010); Habermas (1992)) zwei Idealtypen des
Regierens identiﬁziert: Endlager-Management und deliberative Endlager-
Governance. Endlager-Management steht für einen stark an administra-
tiven Vorgängen und damit an Verwaltungshandeln ausgerichteten Poli-
tikstil, in dem die interessierte Öffentlichkeit nur einen sehr begrenzten
Zugang zur Entscheidungsvorbereitung hat und bereits zu Beginn des Ver-
fahrens feststeht, was als „gutes Regieren“ angesehen wird. Deliberative
Endlager-Governance hingegen steht für einen Politikstil, bei welchem
die interessierte Öffentlichkeit in die Entscheidungsvorbereitung mit ein-
39Für Deutschland siehe Hocke u. Kallenbach-Herbert (2015); zur Schweiz Hocke u. Kuppler
(2015); Kuppler (2017).
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bezogen wird und Aushandlungsprozesse darüber stattﬁnden, was „gutes
Regieren“ und ein „gutes Ergebnis“ im Fall der Endlagerung bedeuten.
An der Bewegung zwischen den für diese beiden Idealtypen festgelegten
Kriterien wurden Effekte mikro-deliberativer Ereignisse ausgemacht.
Sowohl in Deutschland als auch der Schweiz sind Effekte mikro-delibe-
rativer Ereignisse zu beobachten und damit Bewegungen hin zu delibe-
rativer Endlager-Governance. Beispiele hierfür sind die erhöhte Plurali-
tät in den Entscheidungsﬁndungsstrukturen und zumindest teilweise Ei-
nigung darüber, dass ein neues Standortauswahlverfahren benötigt wird.
In Deutschland ist die Endlagerpolitik jedoch weiterhin stark im Endla-
ger-Management verhaftet und zeigt nur temporär begrenzte Bewegun-
gen in Richtung deliberativer Endlager-Governance. In der Schweiz sind
dagegen zentrale Aspekte dieses Politikstils umgesetzt, gleichzeitig ﬁn-
den sich aber weiterhin starke Elemente des Endlager-Managements. In
beiden Ländern ist der Wandel durch die jeweilige Demokratieform ge-
prägt, d. h. in Deutschland durch die repräsentative Demokratie und den
Föderalismus, in der Schweiz durch die Konkordanz-Demokratie. Obwohl
die Entsorgungspolitiken Deutschlands und der Schweiz auf den ersten
Blick sehr unterschiedlich sind, zeigte sich im Vergleich, dass es durchaus
große Ähnlichkeiten darin gibt, welche Faktoren die Entstehung von Ef-
fekten mikro-deliberativer Ereignisse beeinﬂussen. Ein zentraler Faktor
ist die institutionelle Ausgestaltung von Interaktionen zwischen kollek-
tiven Akteuren im Verfahren und wie diese qualitativ umgesetzt werden,
d. h. ob „Räume“ geschaffen wurden, in denen sich beispielsweise die in-
teressierte Öffentlichkeit mit Vertretern der Entsorgungsorganisationen
und der Behörden informell austauschen können. Ein weiterer Faktor sind
die Interaktionen selbst, welche in beiden Ländern komplex und vertrackt
sind. Deutlich wird dies unter anderem am ambivalenten Verhältnis aller
kollektiven Akteure zu der Frage, welche Rolle wissenschaftliches Wissen
und Bürgerbeteiligung in einem Standortauswahlverfahren spielen und
wie sich diese beiden zueinander verhalten sollten. Effekte können dann
geschehen, wenn trotz differenten Ansichten zu diesen Themen ein Ar-
beitskompromiss gefunden wird.
Solche Ambivalenzen und Komplexitäten müssen aber nicht zwangs-
läuﬁg zu einer Entscheidungsblockade und einer Verstärkung des Kon-
ﬂikts führen. Der bisherige Verlauf des Sachplanverfahrens in der Schweiz
zeigt, dass es für ein funktionierendes Verfahren nicht in jedem Fall nö-
tig ist, ein klares Verhältnis auf allen Ebenen zu schaffen. Voraussetzung
ist, dass ein Arbeitskompromiss gefunden wird, dem alle beteiligten kol-
lektiven Akteure zustimmen. Dieser muss als temporär gültig verstanden
werden und die Ausgestaltung des Verfahrens in bestimmten Grenzen ﬂe-
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xibel bleiben, damit auf sich verändernde Kontextbedingungen reagiert
werden kann.
In einem unﬂexiblen Verfahren können mikro-deliberative Ereignisse
keine Effekte zeigen, da Effekte Handlungsfähigkeit voraussetzen. Ist das
Verfahren starr, kann diesem nur noch gefolgt, es aber nicht mehr an neue
Erkenntnisse oder Bedürfnisse angepasst werden. Die Notwendigkeit für
eine solche Flexibilität wird zudem noch verstärkt durch die langen Zeit-
räume bis zum Verschluss eines Endlagers, da sich beispielsweise Deﬁni-
tionen von Sicherheit oder auch das Verständnis von gutem Regieren än-
dern können. Komplexitäten und Ambivalenzen sind Normalität in einer
demokratischen Entscheidungsﬁndung. In welchem Maße sie die Endla-
gerpolitik blockieren können, hängt von deren Ausgestaltung ab.
Am deutschen Fall zeigt sich, dass Effekte häuﬁg über lange Zeiträu-
me hinweg entstehen. Sie sind eine Folge von Handlungen, welche oft
durch Kontexte gebunden sind, die sich nur durch Lernprozesse ändern.
Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse in der Endlagerdebatte kön-
nen als Langzeitprozesse verstanden werden, in denen kollektive Lern-
fortschritte möglich sind. Versteht man die Endlagerpolitik als einen sol-
chen mehrstuﬁgen Prozess, der Lernen zulässt und aus einer Aneinander-
reihung von Arbeitskompromissen besteht, wird einerseits der Druck von
jetzigen Verfahren genommen, sofort die „beste Entscheidung“ zu tref-
fen. Andererseits verlangt es nach einem schrittweisen Verfahren, in dem
die Entscheidungsfähigkeit über lange Zeiträume offen gehalten, also bei-
spielsweise Kompetenzen aufrecht erhalten und ein Technologie=Lock-in
verhindert werden. Nur so kann auch die oben geforderte Handlungsfä-
higkeit aufrecht erhalten werden. In der Kontrastierung der Endlagerpo-
litiken Deutschlands und der Schweiz wurde deutlich, wie wichtig insti-
tutionalisierte Schnittstellen für ein solches Verfahren sind. Das bedeu-
tet, dass eine nur zeitweise Organisation mikro-deliberativer Ereignisse
nicht hinreichend ist, wenn ein dialogorientiertes Verfahren angestrebt
wird. Es werden Räume benötigt, in denen die verschiedenen Behörden,
Industrie und die interessierte Öffentlichkeit aufeinandertreffen können,
denn Kontakte zwischen ihnen entstehen nicht einfach spontan und wer-
den auch nicht durch zeitlich begrenzt stattﬁndende mikro-deliberative
Ereignisse geschaffen.
Effekte deliberativer Verfahren können zusammenfassend also insbe-
sondere dann entstehen, wenn in einem schrittweisen, ﬂexiblen Verfah-
ren, welches institutionalisierte Räume für einen Austausch zwischen
verschiedenen kollektiven Akteuren beinhaltet, Lernprozesse stattﬁnden
und Kompetenzen aufrecht erhalten werden. Diese idealen Kontextbe-
dingungen sind in keinem der beiden Länder vollständig gegeben. Die
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Effekte, die sich in der deutschen und schweizerischen Endlagerpolitik
durch mikro-deliberative Ereignisse zeigen, sind folglich stark abhängig
vom Kontext, in dem die Ereignisse organisiert wurden. Zwar können
sich Gesprächsbereitschaft und Offenheit gegenüber den jeweils anderen
kollektiven Akteuren im Prozess verstärken. Wie in der Schweiz zu sehen
ist, sind aber gewisse Grundlagen an Gesprächsbereitschaft, Willen zur
Argumentation und Offenheit notwendig, damit etablierte und „weitere
kollektive Akteure“ überhaupt miteinander ins Gespräch kommen und
politische Entscheidungsträger Änderungen im Verfahren vornehmen.
Ist ein solches Umfeld gegeben, ist es trotzdem nicht selbstverständlich,
dass ein sich selbst verstärkender Prozess der Öffnung stattﬁndet. Dies
ist der Fragilität des Arbeitskompromisses in einer solch konﬂikthaften
Situation, wie sie im Fall der Endlagerung in beiden Ländern besteht, ge-
schuldet. Ein konstant hohes Niveau an Aufmerksamkeit aller Beteiligten
ist gefordert und es bleibt offen, wie dieses über lange Zeiträume erhal-
ten werden kann. Das hohe Niveau an Aufmerksamkeit wird benötigt
aufgrund der Vielzahl an Aspekten, die ein solcher Arbeitskompromiss
berücksichtigen muss. Diese reichen von Debatten darüber, was Trans-
parenz im Arbeitsalltag bedeuten sollte und was ein faires Verfahren ist,
bis hin zu Debatten über Verantwortung für getroffene Entscheidungen.
Eine über lange Zeiträume konstante aktive Teilhabe der Öffentlichkeit
an politischen Prozessen ist somit eine Voraussetzung für ein Verfahren,
welches Lernprozesse beinhalten soll.
Zusammenfassend lässt sich der politische Entscheidungsﬁndungs-
prozess als Aushandlungsprozess konzeptualisieren, welcher durch eine
langfristige Folge von Arbeitskompromissen operationalisiert wird, die
über die Frage der Organisation einzelner mikro-deliberativer Ereignisse
hinausgehen. Solche Arbeitskompromisse setzen einen gesellschaftli-
chen Aushandlungsprozess über Fragen wie die Bedeutung von Fairness
im Verfahren voraus. Diese Aushandlungsprozesse haben keinen jetzt
schon absehbaren Ausgang.
Der Umgang mit Nicht-Wissen in Schweden
Das schwedische Vorgehen hinsichtlich nuklearer Endlagerung wird im
internationalen Diskurs oft als Vorzeigemodell gehandelt. Begründet
wird dies vor allem mit Bezugnahmen auf den weit fortgeschrittenen
Prozess – 2011 wurde der ofﬁzielle Antrag zur Errichtung des Endlagers
für abgebrannte Brennelemente eingereicht und beﬁndet sich nun im
Review. Die Inbetriebnahme erwartet das für den gesamten Prozess zu-
ständige Unternehmen SKB Anfang der 2030er Jahre (vgl. SKB (2017)).
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Auch die kontinuierliche Forschung an einem speziﬁschen Einlagerungs-
konzept, seit nunmehr 40 Jahren, wird hervorgehoben. Zudem werden
die Geschwindigkeit und der Erfolg bei der Auswahl eines Standortes
vorrangig den partizipativen Elementen des Prozesses zugeschrieben.
Doch auch der scheinbar reibungslose schwedische Prozess ist mit der
Komplexität seines Gegenstandes konfrontiert: Der Zeithorizont von
einer Million Jahre, in dem das Endlager sicher sein soll, erhöht die
Schwierigkeit, Aussagewissen bereitzustellen (vgl. Janich u. a. (2012))
und nimmt somit Einﬂuss auf die Entscheidungsﬁndung. Gleichzeitig
bleibt ein Dilemma bestehen: Die „Unentscheidbarkeit der Probleme
wächst – gleichwohl müssen Entscheidungen getroffen werden“ (Böhle u.
Weihrich, 2009, S. 10). G. Bechmann und N. Stehr folgend ist der „Umgang
mit Nicht-Wissen [...] zur entscheidenden Variable bei Entscheidungen
geworden. Da wir die Zukunft nicht kennen können, ist es umso wich-
tiger, wie dieses Nicht-Wissen in öffentlichen Entscheidungssystemen
prozessiert wird“ (Bechmann u. Stehr, 2000, S. 120).
Das Bewusstwerden der Kontingenz wissenschaftlichen Wissens, be-
sonders vor dem Hintergrund komplexer und weit in die Zukunft reichen-
der Problemstellungen, schlägt sich in den letzten 30 Jahren in einer
verstärkten Hinwendung der Soziologie zu Theorien des Nichtwissens
nieder (vgl. Böschen u. Wehling (2012)). Das klassische Wissenschafts-
verständnis, das Nichtwissen als „Noch-Nicht-Wissen“ begreift, welches
sich durch ausreichende Forschung auﬂösen ließe, bricht auf. Die sozia-
len Konstruktions-, Deﬁnitions- und Anerkennungsprozesse von dem,
was gar nicht oder nicht abschließend gewusst wird, sowie dessen politi-
sche Dimensionen geraten in den Blick (vgl. Böschen u. Wehling (2004)).
Die Dissertation nimmt diese Überlegungen auf und überträgt sie auf
die Endlagerforschung, für welche hier noch eine Leerstelle besteht. Von
der Bedeutung des Nichtwissens für die hier stattﬁndenden Entschei-
dungsprozesse ausgehend, wird in der Arbeit herausgearbeitet, wie das
Unterfangen Endlagerung in Schweden angegangen wird und wie dabei
von den Akteuren Nichtwissen wahrgenommen, bewertet, bearbeitet und
strategisch eingesetzt wird.
Anhand von 23 leitfadengestützten Interviews mit Vertretern der als
relevant identiﬁzierten Akteursgruppen sowie zusätzlicher Dokumente
wird das Feld analysiert, in dem sich die Akteure, welche mit der Endlage-
rung befasst sind, bewegen. Das methodische Vorgehen der Analyse ist an
die Grounded Theory (Corbin u. Strauss, 1990) angelehnt, nach welcher
unter Rückgriff auf die Software MAXQDA codiert wird. Ergänzt werden
die Interviews durch die qualitative Inhaltsanalyse weiterer Dokumen-
te, wie zum Beispiel der Protokolle der von SKB zur Umweltverträglich-
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keitsprüfung durchgeführten öffentlichen Anhörungen mit als potenziell
betroffen erachteten Bürgern. Ebenso die Berichte des Swedish National
Council for Nuclear Waste40, welches 1992 von der schwedischen Regie-
rung ins Leben gerufen wurde und mit der Untersuchung und Klärung von
Fragen bezüglich radioaktiven Abfalls und dessen Entsorgung betraut ist.
Ein Ergebnis der Arbeit ist die Betrachtung der Nichtwissensphänome-
ne anhand dreier hierfür entwickelte Analysekategorien: Erstens das Auf-
scheinen von Nichtwissen als Gegenstand und Problem, zweitens die Be-
wertung des Nichtwissens bezüglich des Wissens der Akteure über Nicht-
wissen, in Hinblick auf die Intentionalität des Nichtwissens, sowie seiner
zeitlichen Stabilität (vgl. die Dimensionen des Nichtwissens bei (Wehling,
2006, S. 116ff)). Die dritte Analysekategorie ist die der Bearbeitung, die
den (strategischen) Umgang mit Nichtwissen umfasst. Der Versuch, spe-
ziﬁziertes Nichtwissen durch Forschung, aufzulösen, gehört ebenso dazu
wie der Verweis, dass schon „Genug-Wissen“ bestehe und das Nichtwis-
sen somit für weiteres Handeln irrelevant sei.
Das Aufscheinen von Nichtwissen ist zentral mit dem Entsorgungskon-
zept des Unternehmens SKB verbunden, das den Namen KBS41 trägt. Es
wurde in seiner Ursprungsform 1977 von SKB aufgelegt, nachdem eine
absolut sichere Entsorgung zur rechtlichen Vorbedingung für weitere Re-
aktoren wurde. Das Konzept KBS ist die Konstante des Prozesses, nahezu
die gesamte Entsorgungsforschung basiert darauf. Zudem ist es in seiner
Darstellung im Safety Case42 ein Rechtsgegenstand, über den Umweltge-
richt, Regierung und Prüfbehörden verhandeln. KBS ist zentral, weil SKB
mit diesem Konzept einen Bereich des handlungsrelevanten Nichtwissens
deﬁniert hat, den es im Anschluss zu bearbeiten gilt. Das Problem der Ent-
sorgung nuklearer Abfälle scheint handhabbarer, wenn nur ein Lösungs-
weg betrachtet wird und andere Alternativen qua behaupteter Irrelevanz
nicht betrachtet werden und im Raum des Nichtwissens verbleiben. Die-
se Engführung eines bis 1977 eher abstrakten Problems auf eine sich in
den letzten Jahren immer stärker materialisierte und institutionalisierte
Lösung wird von den Kritikern besonders dahingehend bemängelt, dass
Alternativen nicht speziﬁziert werden und damit anderes Nichtwissen ab-
solut bleiben muss.
Auch wenn die Vorstellung davon, Nichtwissen sei prinzipiell durch ei-
nen entsprechenden Aufwand auﬂösbar, dominant ist, so thematisieren
doch einige interviewte Akteure Nichtwissen auch als ein nicht-epistemi-
40Der schwedische Name für dieses Council ist „Kärnavfallsrådet“.
41KBS ist die Abkürzung für „kärnbränslesäkerhet“, dt.: Kernbrennstoffsicherheit.
42In der deutschen Entsorgungsdiskussion begrifﬂich als „Langzeitsicherheitsnachweis“
gefasst.
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sches, irreduzibles Nichtwissen. Dies geschieht häuﬁg dann, wenn über
die Komplexität des Gegenstands Endlagerung reﬂektiert und besonders
der Zeithorizont, in welchem KBS sicher sein soll, thematisiert wird. Wird
in Bezug zu Noch-Nicht-Wissen meistens eine gewisse Bearbeitungsge-
wissheit deutlich, ändert sich dies bei der Thematisierung des Zeithori-
zonts von 100.000 bis einer Million Jahre, in welchem das Endlager sicher
sein soll. Oftmals wird in diesem Zusammenhang die Schwierigkeit von
Prognosen für solch lange Zeiträume thematisiert. Es wird jedoch auch
Unsicherheit hinsichtlich möglicher Alternativen zu diesem schwierigen
Unterfangen und zu prognostischen Überlegungen artikuliert. Dies ist ex-
emplarisch für die Auseinandersetzung der interviewten Personen mit
dem Gegenstand des irreduziblen Nichtwissens. Die Vorstellung, dass be-
stehendes Nichtwissen mit Hilfe von ausreichend Zeit und Ressourcen in
Wissen transformiert werden könne, ist jedoch bestimmend. Die Akteure
gehen von der prinzipiellen Wissbarkeit aus und versuchen trotz zeitwei-
sen Aufscheinens von irreduziblem Nichtwissen, dieses möglichst wieder
in Begriffe des Risikos einzuhegen. Generell überwiegt ein Pragmatismus,
der die prinzipielle Umwandelbarkeit von Noch-Nicht-Wissen in Wissen
proklamiert.
In vielen Fällen bemühen sich die Akteure darum, die Unterscheidung
zwischen sozialen und technischen Aspekten der Endlagerproblematik
zu mobilisieren. Diese Grenzziehung kann als Bearbeitung von Nichtwis-
senskonﬂikten verstanden werden und wird häuﬁg dann vorgenommen,
wenn es darum geht, Zuständigkeiten und die Legitimität bestimmter Po-
sitionen zu markieren. Auch die Relevanz oder Irrelevanz bestimmter Fra-
gen kann an diese von den Akteuren vorgenommene Unterscheidung ge-
koppelt sein. Akteure außerhalb von SKB werden durch SKB beispielswei-
se oftmals als bestenfalls ‚kompetente Fragensteller‘ imaginiert, deren
Input immer in Abhängigkeit zu dem von SKB bereitgestellten Wissen
zu sehen ist. Der ‚kompetente Fragensteller‘ kann zwar Lücken in ihrer
Forschung aufweisen, die Produktion von eigenständigem Wissen scheint
SKB aber nicht vorstellbar. Dies verweist auf eine mögliche Schließung in
Bezug auf die Einﬂussmöglichkeiten durch Akteure, die sich nicht beruf-
lich mit Themen der Endlagerung beschäftigen.
Ein wichtiger Aspekt der schwedischen Bearbeitung der Endlagerpro-
blematik ist außerdem die Untergliederung in verschiedene Prozesspha-
sen, welche auch rechtlich festgeschrieben sind. Eine derartige Unterglie-
derung wird nun auch in Deutschland angestrebt, wurde von der Endlager-
kommission in ihrem Abschlussbericht empfohlen und hat seinen Nieder-
schlag im Standortauswahlgesetz 2017 gefunden. Die Zergliederung des
immensen Zeitraums von einer Million Jahre hilft dabei, das Problem be-
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arbeitbarer erscheinen zu lassen. Dies beinhaltet auch ein Moment der
Verharmlosung des Endlagerproblems, da irreduzibles Nichtwissen damit
weiter aus dem Bewusstsein verdrängt wird und die Bearbeitungsgewiss-
heit für kürzere Zeiträume größer scheint.
Entsorgungsoptionen aus Sicht kommunaler und lokaler Akteure
Nach Auffassung mehrerer Kommunalpolitikerinnen und -politiker sowie
BI-Vertreterinnen und -vertreter aus fast allen Regionen hätte das vom
Standortauswahlgesetz gesetzlich geregelte Standortauswahlverfahren
erst beginnen sollen, wenn mit der Entsorgung verbundene grundsätzli-
che Konﬂikte und offene Fragen im gesellschaftlichen Dialog geklärt und
bestenfalls befriedet worden wären (vgl. (Drögemüller, 2016, S. 199f)).
Vielfach waren die Befragten der Meinung, dass ein breiter Dialog bzw.
Diskussionsprozess hilfreich wäre, um „die“ Gesellschaft auf den be-
vorstehenden Suchprozess vorzubereiten und einhergehend das oft als
unzureichend wahrgenommene Wissen und Problembewusstsein weiter
Teile der Gesellschaft durch Wissensvermittlung und Kompetenzaufbau
zu befördern (siehe ausführlicher auch Kapitel 3.7).
Zur regionalen Beteiligung Betroffener (Bevölkerung, Kommunalpoli-
tik, NGO) wurden insgesamt hohe Ansprüche formuliert. Vor allem mit
Blick auf antizipierte Verfahrensgerechtigkeit wurden dabei verschiedene
Aspekte für sinnvoll erachtet, die einen Dialog oder eine Kooperation auf
Augenhöhe (vgl. (Drögemüller u. Kuppler, 2017b, S. 123)) zwischen Be-
hörden und Betroffenen auf unterschiedlichen Ebenen forcieren bzw. be-
stehenden Machtasymmetrien entgegenwirken. Über alle Interviews hin-
weg wurde es bspw. als äußerst wichtig erachtet, die potentiell Betroffe-
nen frühzeitig und problemorientiert vor Ort zu informieren und einzube-
ziehen. Viele Befragte waren aufgrund ihrer Erfahrung der Ansicht, dass
sich die Beteiligung dabei jedoch nicht in Informations- und Konsultati-
onsmodi erschöpfen, sondern den regional Betroffenen effektive Formen
der Mitsprache ermöglichen sollte, die über bisherige Beteiligungsmög-
lichkeiten hinausgehen.
Die Effektivität von Bürgerbeteiligung bemisst sich für viele Personen
zudem daran, inwiefern sich die mittels Beteiligungsverfahren erarbeite-
ten Ergebnisse für den weiteren Prozess als relevant erweisen bzw. für die
zuständigen Behörden eine bindende Wirkung entfalten. Nachvollzieh-
bare Entscheidungswege und Informationen sowie eine wertschätzende
Kommunikation gelten neben transparenten, d. h. eindeutig deﬁnierten
Verfahrensstrukturen und Rollenzuschreibungen ebenfalls als wichtige
Elemente eines als fair bzw. legitim beurteilten Beteiligungsverfahrens.
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Das häuﬁg artikulierte Bedürfnis nach Wertschätzung der Beteiligten und
einem respektvollen Umgang hängt besonders mit der vielfach geschil-
derten Erfahrung zusammen, in früheren Beteiligungsverfahren bzw. In-
formationsveranstaltungen nicht ernst genommen worden zu sein (vgl.
(Drögemüller u. Kuppler, 2017b, S. 201)).
Nahezu übereinstimmend werden auch Ausgleichs- und Fördermaß-
nahmen für betroffene Standorte als angemessen erachtet, um bspw.
materielle oder immaterielle Schäden (z. B. sinkende Immobilienpreise,
Stigmatisierung) zu kompensieren. Allerdings gelten Kompensationen
als illegitim oder anrüchig („Schmiergeld“), wenn diese an Bedingungen
geknüpft werden, auf die Akzeptanz der kommunalen Gebietskörper-
schaften abzielen oder lediglich für lokale Prestige-Projekte verwendet
werden (z. B. Bau von Schwimmbädern).
Mit Blick auf die Standortentscheidung fordern einige befragte BI-Ver-
treterinnen und -vertreter die zukünftig betroffenen Kommunen mit Ve-
torechten auszustatten, um diese u. a. dazu in die Lage zu versetzen, sich
gegen Mehrheitsbeschlüsse wehren zu können. Andere Kommunalpoli-
tikerinnen und -politiker sowie BI-Vertreterinnen und -vertreter lehnen
die Implementation von Vetorechten jedoch mit dem Verweis auf die Ent-
scheidungsbefugnis demokratisch legitimierter Gremien bzw. der drohen-
den Dominanz partikularer Interessen ab. Diese Befragten hielten eine
Standortentscheidung durch den Bundestag durchaus für legitim, sofern
die Betroffenen im vorherigen Standortauswahlverfahren in der Tat von
„echten“ Mitwirkungs-, Mitentscheidungs- und Klagerechten Gebrauch
machen können (Drögemüller, 2016, S. 207).
Zusammenfassend unterstreichen die empirischen Ergebnisse den
Bedarf einer verlässlichen und gleichermaßen robusten Endlager-Go-
vernance. Demgegenüber werden gesellschaftliche Widerstände durch
einen Mangel an Partizipation geradezu unterstützt und darauf aufbau-
end Paralysen der Problembearbeitung befördert. Die meisten Befragten
erwarten neue Formen des Regierens, die eine breite und qualitativ hoch-
wertige Bürgerbeteiligung mit fairen Verhandlungsprozessen zwischen
Entscheidungsträgerinnen und -trägern und Betroffenen forcieren und
speziﬁschen Informations- und Beteiligungsbedürfnissen unterschied-
licher Akteure gerecht werden und insbesondere den lokal Betroffenen
verbindliche und effektive Formen der Einﬂussnahme bieten, die über bis-
herige Formen institutionalisierter Beteiligungsformen (z. B. Anhörung,
Erörterung) hinausgehen.
Die Ergebnisse deuten ferner darauf hin, dass neutrale Prozessbeglei-
terinnen und -begleiter (z. B. Mediatorinnen und Mediatoren) eine Kon-
frontation von Vorhabenträger und Betroffenen vor Ort hemmen, Konﬂik-
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te aufnehmen und faire Aushandlungsprozesse zusätzlich befördern kön-
nen. Dies gilt gleichermaßen für (verfahrens-)externe Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler. Da die Beurteilung der gegenwärtigen Politik
oft von hohem Misstrauen geprägt ist, das in alten Konﬂikten und Wert-
verletzungen wurzelt, erscheint eine historische Aufarbeitung des Entsor-
gungskonﬂikts erforderlich (Drögemüller, 2018).
Betroffenheit(en) im Umfeld kerntechnischer Anlagen
Mit den sozialen Auswirkungen kerntechnischer Anlagen befasst sich das
Dissertationsprojekt „Betroffenheit(en) im Umfeld kerntechnischer Anla-
gen“ von Daniel Häfner. Untersucht werden primär die Auswirkungen und
Abhängigkeiten am Beispiel des hessischen Standortes Hanau (Stadtteil
Wolfgang), an dem sich seit 1957 bedeutsame kerntechnische Anlagen be-
fanden. Sie wurden im Jahr 1995 geschlossen. Die Entwicklung des Stand-
ortes Hanau mit den dort ansässigen Firmen Nukem, Alkem etc. ist in
besonderer Weise mit den politischen Entscheidungen zur Nutzung der
Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland verwoben. Die Disserta-
tion beﬁndet sich noch in Bearbeitung und wird bis Ende 2018 abgeschlos-
sen. Die folgenden Passagen benennen erste robuste Zwischenergebnis-
se.
Im Gegensatz zu verschiedenen anderen – auch gefährlichen respekti-
ve riskanten – Großprojekten sind kerntechnische Anlagen in die Meh-
rebenenpolitik eingebunden (Multi-Level-Governance). Die Kerntechnik
war in ihrer Entwicklung zunächst insbesondere auf die supranationalen
und internationalen politischen Rahmenbedingungen angewiesen, auf
deren Grundlage Nationalstaaten die Entwicklung der Kerntechnik for-
cieren konnten. Am Standort Hanau lässt sich dies beispielhaft zeigen.
Landesregierungen konnten solche Planungen und Prozesse in der Regel
lediglich beschleunigen oder abbremsen. Die Gesamtheit der politischen
Entscheidungen und Rahmenbedingungen manifestiert sich dann aber
an den jeweils konkreten Standorten. Das Ende des Standortes Hanau
mit seiner zentralen Bedeutung für die deutsche Atomwirtschaft ist nicht
nur aus dem Transnuklearskandal und dem folgenden ökonomischen
Niedergang zu (Radkau u. Hahn, 2013, S. 343), sondern ist ebenso auf
eine Änderung der Strategie der Bundesregierung, also auf die national-
staatlicher Ebene zurückzuführen43. Wie bei der Realisierung anderer
großtechnischer Projekte auch, ﬁndet in Bezug auf die Planung kerntech-
nischer Anlagen zunächst eine Irritation in der Lebenswelt statt, zu der
insbesondere (potenziell) betroffene Personen gehören. Diese Irritation
43Die Untersuchungen dazu werden aktuell noch detaillierter ausgearbeitet.
354
5.2 Transversalprojekt 2 - Technikfolgenabschätzung und Governance
könnte sich auﬂösen oder verfestigen (bspw. durch unterschiedliche Risi-
kowahrnehmungen). Geograﬁsche oder soziale Betroffenheit(en) werden
somit wesentlich durch die einzelnen Akteure und Individuen selbst „kon-
struiert“. Dies ist sowohl in politischen und ökonomischen wie auch in
lebensweltlichen Dimensionen zu beobachten (Brand u. Honolka, 1987,
S. 10ff). Eine Speziﬁk kerntechnischer Anlagen ist in der unterschiedli-
chen Risikowahrnehmung ionisierender Strahlung durch unterschiedli-
che Akteure (und dadurch der Entstehung von Betroffenheit) zu sehen,
die unter anderem auf verschiedene Annahmen von Experten (Experten-
dissens) zur Auswirkung von Niedrigdosisstrahlung zurückgeht und bis
heute wissenschaftlich nicht abschließend entschieden werden kann.
In Bezug auf kerntechnische Anlagen zeichnen sich in der Folge Ar-
gumentationsmuster der Teilnehmer des Diskurses ab, die sich zuneh-
mend um verschiedene Kernüberzeugungen gruppieren. Solche konkur-
rierenden Positionierungen, die zur unterschiedlichen Konstruktion von
Betroffenheit(en) führen, ähneln in der Entstehung empirischen indukti-
ven Mikro-Theorien strukturell. Wird der (zu unterlegenden) Hypothese
gefolgt, dass Betroffenheit(en) im Wesentlichen zunächst auf „ad-hoc-
Mikro-Theorien“ basieren, so können sie mit Hilfe der Wissenschafts-
theorie untersucht werden44. Darauf aufbauend wird untersucht, ob und
wie die Konstruktionen von Betroffenheit(en) im Umfeld kerntechnischer
Anlagen als Entstehung empirisch induktiver ad-hoc-Hypothesen inter-
pretiert werden können und in Bezug auf die langfristige Handlungsori-
entierung Betroffener ähnlichen Veriﬁkations- und Falsiﬁkationsbedin-
gungen unterliegen.
5.2.5 Transversalprojekt 2 als interdisziplinäre Kooperation
„Technikfolgenabschätzung und Governance“ lautet der Titel des Trans-
versalprojektes 2, das vom ITAS geleitet wurde. Dafür hat ITAS mit
ENTRIA-Partnern ausgewählte Aspekte vertieft bearbeitet45. Zentrale
Ergebnisse der interdisziplinären Kooperationen werden hier zusammen-
gefasst. Ein Teil der Ergebnisse ist bereits publiziert, weitere sind für
Veröffentlichungen vorgesehen.
44Hier wird insbesondere auf die Theorie des „Rafﬁnierten Falsiﬁkationismus“ von (Lakatos,
1982) abgestellt.
45Diese Kooperation sollte nach der ursprünglichen Planung mit dem IRS der Leibniz-Uni-
versität Hannover und mit dem FFU der FU Berlin verwirklicht werden. Unmittelbar nach
Projektstart zeigte sich, dass die anstehenden Aufgaben in erweiterten Teams bearbei-
ten werden müssen. Von besonderer Bedeutung waren dabei neben dem ITAS das IRW
der TU Braunschweig, das IW der Leibniz Universität Hannover, risicare, das IELF der TU
Clausthal und das INE des KIT.
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Zur Erläuterung des ENTRIA-Ansatzes: „Interdisziplinäre Aktivitäten“
wurden ausgehend vom Memorandum auf verschiedenen Projektebenen
und in einer Reihe von abgestimmten Einzelkooperationen entwickelt.
Aus Governance-Perspektive sind viele Teile der sozio-technischen Ent-
sorgungsdiskussion noch nicht systematisch abgearbeitet (vgl. Brunnen-
gräber u. a. (2014b)). Das Thema „Grenzwerte“ wurde beispielsweise bis-
her fast ausschließlich aus technischer Perspektive bearbeitet. Ähnliches
gilt für die Themen „Safety Case“ und „Technisches Monitoring“. Ent-
sprechend ging es darum, sichtbar zu machen, welchen Beitrag sozial-
und rechtswissenschaftliche Perspektiven zu den eher technisch ausge-
richteten Themenstellungen leisten können und führte beim Thema Mo-
nitoring beispielsweise zu einem neuen ENTRIA-Konzept der Long-term
Governance, für die vor allem ITAS verantwortlich ist (Kuppler u. Hocke,
2018). Interdisziplinäres Arbeiten mündete ausgehend von vorangegan-
genen Kooperationen in Bearbeiter- und Jahrestreffen oder von gemein-
samen Vorträgen auf Konferenzen häuﬁg in eine intensivere Auseinander-
setzung mit einzelnen Themen. Konkrete Resultate solchen interdiszipli-
nären Arbeitens sind der Sammelband zu „Inter- und Transdisziplinarität
bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe“ (Smeddinck u. a., 2016) u. a.
mit den Beiträgen (Grunwald, 2016b; Röhlig u. Hocke, 2016), die Zeit-
schriftenbeiträge (Brunnengräber u. Hocke, 2014; Hocke u. Smeddinck,
2017) und der ENTRIA-Arbeitsbericht 06 zum Thema „Bergwerk als tech-
nologisches Artefakt“ (Mbah, 2016)46.
Interdisziplinäre Verständigung und Zusammenarbeit wurde in ENT-
RIA durch speziell entwickelte Arbeitstreffen mit Mitarbeitern aus dem
ENTRIA-Team unterschiedlichster Disziplinen gestärkt; Beispiele dafür
sind die Themen „Grenzwerte und Strahlenschutz“, „Long-term Gover-
nance und technisches Monitoring“ sowie „Wissensmanagement und
Wissenspolitik“. Ergebnisse dieser Arbeitstreffen wurden in Form von
Protokollen und Thesenpapieren festgehalten und ﬂossen so in Zeit-
schriften-Artikel ein. Ein Beispiel dafür ist das ITAS-ENTRIA-Arbeitsbe-
richt „Grenzwerte beim Umgang mit radioaktiven Reststoffen (Brunnen-
gräber u. a., 2015b) und der darauf aufbauende Aufsatz von Kalmbach u.
Röhlig (2016). Das Thema „Wissensmanagement und Wissenskommuni-
46Letztgenannte Publikation ist eine TA-Mikrostudie (ITAS-F) zu Entsorgungsbergwer-
ken als Infrastruktureinrichtung und Artefakt, die unter Beratung und Review durch
die TU Clausthal angefertigt wurde. Hierbei wurden aus TA-Perspektive zentrale
naturwissenschaftlich-technische Forschungslücken benannt und nichtintendierte Fol-
gen eines Entsorgungsbergwerks herausgearbeitet.
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kation“ wird in einer Interdisziplinaritätsbroschüre (Kuppler u. a., 2018)
diskutiert47.
Auf die konkrete Entwicklung eines neuen Standortauswahlverfahrens
ab 2013 durch den Gesetzgeber und die neue Verhandlungsbereitschaft
zweier Bundesländer (Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein), wur-
den ebenso reagiert wie auf die innerwissenschaftlichen Herausforderun-
gen, neben disziplinärer und punktueller interdisziplinärer Forschung
auch neuere Ansätze der transdisziplinären Forschung aufzugreifen48.
Grenzwerte und Governance in der interdisziplinären Zusammenarbeit
Die Erkenntnisse aus der Governance-Forschung wurden interdisziplinär
anhand des Themas Grenzwerte im Transversalprojekt „Technikfolgenab-
schätzung und Governance“ mit Ergebnissen anderer Disziplinen in Ver-
bindung gesetzt und weiterentwickelt, s. auch Kap. 3.5. Die aus dieser De-
batte für die Governance-Diskussion wichtigen Aspekte werden im Fol-
genden dargestellt.
Durch Grenzwerte werden Belastungsgrenzen festgesetzt. Grundsätz-
lich gilt das Ziel, dass bei Einhaltung der festgelegten Grenzwerte die
negativen Auswirkungen auf ein ungefährliches bzw. gesellschaftlich
toleriertes Maß reduziert werden. Grenzwerte sind aber keine unverän-
derlichen Größen. Sie werden in gewissen Abständen neu verhandelt –
meist dann, wenn neue wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, poli-
tische Gremien entsprechende Beschlüsse fassen oder Belastungen ge-
sellschaftlich nicht mehr toleriert werden und verantwortliche Gremien
darauf reagieren. Unterschiedliche Grenzwerte der Strahlenbelastung für
Nahrungsmittel je nach Herkunftsregion oder das Senken oder Anheben
von Grenzwerten werden in spätmodernen Gesellschaften, die durch ein
hohes Bildungsniveau und damit einhergehend informierte und selbst-
bewusste Bürgerschaften gekennzeichnet sind, immer wieder in Frage
gestellt und die wissenschaftliche Deutungshoheit, aber auch das politi-
sche Handeln bleiben nicht unangefochten. (Brunnengräber u. a., 2016)
unterscheiden grundlegend (1) Wahrnehmungen zu den Effekten ioni-
sierender Strahlung, (2) Wahrnehmung von Grenzwerten und (3) Aspek-
te, die die Entstehung von Grenzwerten bestimmen. Weiterhin werden
Thesen zur Problematisierung der Grenzwerte zur Diskussion gestellt.
Vertieft eingebettet werden die Thesen durch deren Kontextualisierung
47In diesem Zusammenhang steht auch ein Ausbildungsmodul zu „Technikfolgenabschät-
zung und Governance“, das von ITAS entwickelt und experimentell eingesetzt wurde.
Darüber hinaus beteiligte sich ITAS viermal mit dem Thema Governance an der Ringvor-
lesung „Kernenergie und Brennstoffkreislauf“ in Hannover (ITAS-G).
48Zur transdisziplinären Forschung siehe Krohn u. a. (2017) und Pohl u. a. (2017).
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anhand von Beispielen aus der internationalen Fachdiskussion und der
Anwendung im deutschen Kontext durch (Kalmbach u. Röhlig, 2016) (s.
auch Kap. 3.5.1 und 3.5.2) .
Die Auswahl der hier vorgestellten Thesen erfolgt anhand ihrer direk-
ten Relevanz für die Governance-Debatte. Bezüglich der Wahrnehmung
zu den Effekten ionisierender Strahlung ist von Relevanz, dass der lan-
ge vermittelte Eindruck „absoluter Sicherheit“ und „völlig unschädlicher
Emissionen“ durch Betreiber kerntechnischer Anlagen oder Kernanlagen
und durch Befürworter der Kernenergie zu einem Vertrauensverlust in Re-
gelungssysteme zur Minimierung der Freisetzung radioaktiver Stoffe und
ionisierender Strahlung geführt hat. Die Regelungssysteme und die diese
Systeme überwachenden Akteure werden daher heute von großen Teilen
der Öffentlichkeit äußerst kritisch betrachtet. Dies hat seine Gründe in
vorausgehenden Erfahrungen.
Kurzfristige oder geringe Grenzwertüberschreitungen werden in Wis-
senschaft, Wirtschaft und Politik oft trivialisiert und als Kommunikations-
problem dargestellt. Maßnahmenpakete wie „educating the public about
risk“ und „public understanding of science“ werden oft als Strategien zur
Auﬂösung dieser Problematik verstanden. Vor diesem Hintergrund ist dar-
über zu reﬂektieren, wie es zu Grenzwerten kommt und welche Gover-
nance-relevanten Problemlagen aus Sicht des Autorenteams zu erkennen
sind (Brunnengräber u. a., 2016). Festgehalten wurde entsprechend:
• Grenzwerte werden erst durch den Einsatz bestimmter Technologi-
en und der Ermittlung ihrer unerwünschten Nebenfolgen bedeut-
sam. So wird Radioaktivität als zentrales gesellschaftliches Problem
wahrgenommen, weil der Mensch sich ionisierende Strahlung und
radioaktive Stoffe in großem Stil nutzbar macht.
• Trotz der Festlegung von Grenzwerten lässt sich das mit einer Hand-
lung oder Exposition verbundene Risiko zwar quantiﬁzieren, aber
nicht eindeutig bestimmen. Darüber hinaus sind die Überlegungen,
die zur Festlegung von Grenzwerten führen, selbst auch mit Unge-
wissheiten („uncertainties“) verbunden. Die Größe und die Gewich-
tung dieser Ungewissheiten werden von verschiedenen Akteuren
unterschiedlich eingeschätzt.
• Grenzwerte sind also nicht aus konsensuellen Wissensbeständen
„ableitbar“ (Brunnengräber u. a., 2016, S. 6). Vielmehr gehen in sie
auch Interessenlagen und unterschiedliche Wahrnehmungen und
Einschätzungen ein (s. Kap. 3.5.2). Insbesondere vorhandene Un-
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gewissheiten und nicht von allen Teilen der Öffentlichkeit geteilte
Einschätzungen sind dabei immer wieder ausschlaggebend49.
Die Entscheidenden aber übernehmen angesichts ihrer Festlegungen, die
unter speziﬁschen Ungewissheiten und Unsicherheiten getroffen wurden,
faktisch auch die Verantwortung für die Folgen und unvorhergesehenen
Nebenfolgen der regulatorischen Verfahren und konkreten Maßnahmen
(Brunnengräber u. a., 2016, S. 7). Regulierungssysteme mit Grenzwerten
für ionisierende Strahlung und Freisetzung radioaktiver Stoffe werden so-
wohl hinsichtlich technisch-naturwissenschaftlicher Elemente (Debatte
über Richtigkeit der ICRP-Modelle) als auch hinsichtlich politischer Ele-
mente (Debatte über das IAEA-WHO-Agreement) in Frage gestellt. Mit
erweiterter Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Festlegung von Grenzwer-
ten50 kann bei der Errichtung von kerntechnischen Anlagen bzw. Kernan-
lagen und im speziellen Fall beim Bau eines Endlagers eine Konﬂiktent-
lastung erreicht werden. Insgesamt zeigt das Papier, dass mehrere For-
schungsfragen aus diesem Bereich detailliert aufzuarbeiten wären.
Technisches Monitoring und Long-term Governance
Nachdem das Konzept der „Rückholbarkeit“ während der Projektlaufzeit
von ENTRIA durch die Endlagerkommission und das Standortauswahlge-
setz zu einer prominent bewerteten Entsorgungsoption wurde, zeigten
sich auch für Fragen der Technikfolgenabschätzung und der Governan-
ce neue Herausforderungen. Ausgehend von dem Paradigma der Tech-
nikfolgenabschätzung, „problemorientiert“ vorzugehen, entstand in der
Mitte der Projektlaufzeit disziplinenübergreifende Vernetzung51. Dieses
Netzwerk stellte sich der Frage, welche Voraussetzungen geschaffen wer-
den müssen, um eine Rückholbarkeitsentscheidung technisch und gesell-
schaftlich vorzubereiten und koordiniert mit Politik und Zivilgesellschaft
professionell umzusetzen52.
Solides Wissen über erwartbare Entwicklungen im Tiefenlager und to-
lerierbare Abweichungen davon in Kombination mit einem wissenschafts-
basierten Monitoring des technischen „Endlagersystems“ wird eine Ent-
scheidungsgrundlage sein. Die Governance-Forschung legt dazu gleich-
49Zu den Ungewissheiten und speziﬁschem Nichtwissen siehe Böschen u. Wehling (2012)
und Wulf (2015).
50Siehe inhaltlich dazu Smeddinck (2016).
51Kernteam IRW Braunschweig, IW der LUH, INE am KIT, risicare, und ITAS am KIT sowie
als assoziierter Partner IGB-TUBS.
52In diesem Abschnitt werden die Erkenntnisse vorgestellt, welche sich aus dieser interdis-
ziplinären Kooperation speziﬁsch für Transversalprojekt 2 und darin insbesondere die
Governance-Debatte ergaben.
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zeitig noch eine weitere Fragestellung nahe. Diese beschäftigt sich in be-
sonderer Weise mit der Sicherstellung von Handlungsfähigkeit über unge-
wöhnliche Zeiträume hinweg und dafür angepasste verschiedene Formen
der Kooperation zentraler Akteure der nuklearen Entsorgung. Zu diesen
Akteuren gehören im Regelfall Wissenschaft, Entsorgungswirtschaft, Po-
litik und Zivilgesellschaft. Das Zusammenspiel dieser Akteure kann nur
durch institutionalisierte Modi der Koordination sichergestellt werden.
Mittelfristig bedeutet dies das Schaffen spezieller Einrichtungen, welche
die koordinierten Prozesse gestalten. Die Aufgabe dieser Einrichtungen
besteht nicht nur darin, formal Verantwortung zu übernehmen, sondern
durch die Implementierung von Governancestrukturen fähig zu sein, in
schwierigen Entscheidungssituationen, die durch unsicheres Wissen und
eine Vielzahl von beteiligten Akteuren geprägt sind, professionell zu han-
deln.
Als Ausgangspunkt, mit dem sich das interdisziplinäre Vorhaben aus-
einandersetzte, wurde folgendes Problem identiﬁziert und als zentrale
Fragestellung herausgearbeitet. In welche Richtung technisches Monito-
ring entwickelt werden soll, hängt auch mit der Zielstellung der Monito-
ring-Aktivitäten zusammen. Die Forschung und Entwicklung in diesem
Feld bedarf gesellschaftlicher Debatte darüber, was gewünscht ist. Ne-
ben dem technischen Monitoring, das über Jahrzehnte bis zu mehreren
Jahrhunderten zuverlässige Messdaten liefern soll, bedarf es gesellschaft-
licher Institutionen, die diese (mindestens vorläuﬁge) Zielsetzungen
ernst nehmen, die entstehenden Monitoring-Daten interpretieren und
auf einer geregelten Grundlage eine Entscheidung treffen können. Diese
Entscheidung kann zum Beispiel sein, dass Abfälle zurückgeholt wer-
den müssen. Allerdings ist auch zu beachten, dass trotz irritierender
Messdaten die Entscheidung lauten kann, jetzt wird nicht rückgeholt.
Welches „institutionelle Setting“ dafür notwendig sein könnte, welche
technischen Möglichkeiten und Grenzen des Monitorings bestehen und
welche Überlegungen und Entwicklungen dabei heute bereits erfolgen
sollten, wurde ihm Rahmen eines Workshops beraten53. Es ist also zu re-
ﬂektieren, welcher Typ von Institution entwickelt werden sollte. Für den
sozialen Kontext der Institution, ihrer institutionellen Partner und der
Entscheidungsprozesse zur Rückholbarkeit wurde an dieser Stelle der Be-
griff „Long-term Governance“ eingeführt. Eine Buchpublikation beﬁndet
sich in Vorbereitung (Hocke u. a., 2018).
Um einen fachlichen Ausgangspunkt zu haben, wurde das Long-term-
Stewardship-Konzept gewählt, wie es vom Department of Energy der
53Zu den Vorträgen des Workshops ﬁnden sich Informationen unter https://www.itas.
kit.edu/downloads/veranstaltung_2016_entria_temo_info.pdf.
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USA (Abk. DOE) entwickelt wurde. In diesem wird klar herausgestellt,
dass es besondere institutionelle Anstrengungen braucht, um einerseits
mit den relevanten Anlagenteilen eines Tiefenlagers im Alltagsbetrieb
angemessen umgehen zu können und bei nicht-gewünschten Ereignis-
sen schnell handeln zu können (siehe auch Kapitel 3.7 und (Kuppler
u. Hocke, 2015, S. 8–10)). Wie das wissenschaftlich-technische Monito-
ring im Hinblick auf ungünstige Ereignisse eingebunden werden sollte,
war eine Frage, mit der sich der Workshop vertieft auseinandersetzte.
In seiner Keynote betonte Metlay54, dass die Art und Weise, wie Institu-
tionen nicht nur konzeptionell gestaltet sind, nicht die alleinige Frage
sein darf. Vielmehr ist auch zu beachten, wie sie über Zeit diese Aufgabe
wahrnehmen. In den USA sei die Anwendung des Stewardship-Konzep-
tes nicht sehr erfolgreich gewesen, da die federführenden Akteure zwar
dem Konzept zustimmten und es verabschiedeten. Bei der Umsetzung
des Stewardship-Konzepts für nukleare Entsorgungslagen wäre aber von
einem Automatismus ausgegangen worden, der nicht eingetreten sei55.
Kontinuierliche „Unterstützung“ und „zielgerichtetes Organisieren“ wä-
ren nicht ausreichend erfolgt, so dass der konkrete Plan nicht in die
Praxis umgesetzt und antreibende institutionelle Einheiten nicht ent-
standen wären. Nach dieser politisch-pragmatisch ausgerichteten Ana-
lyse skizzierte Anne Bergmans56 den aktuellen Wissensstand aus Sicht
der Science and Technology Studies und der sozialwissenschaftlichen
Wissenschaftsforschung. Dieser weise insbesondere auf die notwendige
proaktive Gestaltung von Schnittstellen und Dialogforen hin. An diesen
Schnittstellen müsse – so das funktionalistische Kernargument – einer-
seits die technische Machbarkeit möglicher Maßnahmen geprüft werden.
Andererseits sei sicherzustellen, dass die formulierten sozio-politischen
Erwartungen verschiedenster Akteure an die Gestaltung der eingesetzten
Technologie auch substantiell aufgegriffen werden.
Interdisziplinäre Forschung berücksichtigt immer disziplinäre und
auch technisch-naturwissenschaftliche Ergebnisse. Der Inhalt der natur-
wissenschaftlichen Vorträge wurde bereits auf Seite 157 referiert. Smed-
54Metlay, D. (2016): Organizations Matter. Monitoring and Long-term-Governance, Work-
shop Technical Monitoring and Long-term Governance, Karlsruhe 18. - 19.10.2016
55Die Entscheidungsprozesse wären als „black box“ behandelt worden, so Metlay.
56Bergmans, A. (2016): Insights from science and technology studies (STS) and social stu-
dies of science (SSS) on the long-term governance of nuclear waste: What challenges lie
ahead for policy and research. Workshop Technical Monitoring and Long-term Gover-
nance, Karlsruhe 18. - 19.10.2016
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dinck und Semper57 wiesen aus Perspektive interdisziplinär angelegter
Rechtswissenschaft darauf hin, dass über längere und lange Zeiträume
Formen von Institutionen ökonomisch robust und gemeinwohl-orien-
tiert arbeiten könnten. Stiftungen mit eigenen Formen der Absicherung
wären sowohl in Niedersachsen wie auch an anderen Beispielen (z. B. in
der Kranken- und Altenpﬂege) beachtenswerte Beispiele. Die Buchveröf-
fentlichung wird die verschiedenen hier dargestellten Facetten um weite-
re Bereiche (wie Erwartungen der Endlagerkommission ans Monitoring,
aber auch Aspekten von Ungewissheit und Nicht-Wissen) ergänzen.
Zusammenfassend können aufgrund der vorliegenden interdisziplinä-
ren Arbeiten zu Long-term Governance und technischem Monitoring fünf
Punkte festgehalten werden:
• Obwohl heute noch keine Praxiserfahrungen mit dem Monitoring
von nuklearen Abfällen vorliegen, sind, erwartbare Probleme auf
Grund institutioneller Herausforderungen und gesellschaftlicher
Erwartungen heute vorzudenken. Dazu gehört auch, aus Erfahrun-
gen mit dem DOE-Konzept zu Long-term Stewardship Schlüsse zu
ziehen.
• Wenn sich heute Probleme, wie z. B. das der Sicherstellung von pro-
fessioneller Dateninterpretation in einigen Jahrzehnten und daran
angedockter plausibler Entscheidungsvorbereitung abzeichnen, so
ist es naheliegend, dass die interdisziplinäre Entsorgungsforschung
den zugehörigen Wissenstand aufarbeitet und weiterentwickelt. Ein
Beispiel in diesem Feld ist Forschung zur Kennzeichnung von nu-
klearen Tiefenlagern (Buser, 2013).
• Das Grundkonzept für die Evaluation der erhobenen Monitoring-
Daten und zur Qualitätssicherung der Monitoring-Aktivitäten hat
bereits in der Errichtungsphase zu erfolgen. Weil diese Arbeiten
früh beginnen müssen, gilt gleiches auch für die Planung, die
Überprüfung von Monitoring-Ergebnissen und komplementären
Entscheidungen (wie die Wahl der Option Rückholung einzelner
Abfallmargen oder mehr).
• Flexibilität, um in der Zukunft reagieren zu können, ist ein plau-
sibles strategisches Ziel, auf das auch die Endlagerkommission ab-
hebt. Das bedeutet in diesem Kontext, auf natürliche Prozesse im
57Smeddinck, U., Semper, F. (2016): Long-term Governance aus rechtswissenschaftlicher
Sicht. Workshop Technical Monitoring and Long-term Governance, Karlsruhe 18. -
19.10.2016
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Untergrund reagieren zu können, die mit der Einlagerung nuklea-
rer Abfälle zusammenhängen (Wärmeentwicklung, Geologie etc.).
Es bedeutet aber auch, für menschliches Handeln – gerade bei Zeit-
räumen von mehreren Dekaden – organisatorische Vorkehrungen
heute schon vorzuplanen. Wissen und Ressourcen sind zwei Fakto-
ren. Ohne die Faktoren „Organisation“ und „Institutionalisieren“
zur Sicherung von Handlungsfähigkeit bleiben sie wegen der Not-
wendigkeit unfolgsamer Nebenfolgen58 ein blinder Fleck im Pﬂich-
tenheft.
• Da Aufmerksamkeitsschwankungen aller beteiligten Akteure zu er-
warten sind, ist die Vorausplanung „institutioneller Arrangements“
gerade bei Rückholbarkeit heute bereits zielführend. Da auch in mo-
dernen Gesellschaften die Handlungsfähigkeit auf Basis von Exper-
tenwissen prekär sein kann, erscheint eine Einrichtung mit erwei-
terter Stewardship-Funktion als plausibler Ansatzpunkt. Diese ist
nicht nur für Krisensituationen (Bürgerkriege, Naturkatastrophen
etc.) auszulegen, sondern insbesondere für Entwicklungsszenarien,
in denen die heutige gesellschaftliche Stabilität gehalten oder leicht
verbessert werden kann.
Interdisziplinäre Verständigung zur Methodik der Entsorgungsforschung
Im Sammelband „Inter- und Transdisziplinarität bei der Entsorgung ra-
dioaktiver Abfälle“ wurden Ansätze, Herausforderungen und Beispiele
der interdisziplinären Zusammenarbeit in ENTRIA wissenschaftstheore-
tisch reﬂektiert. Dieses von Ulrich Smeddinck initiierte Vorhaben leis-
tete insbesondere einen Beitrag zur Selbstverständigung innerhalb von
ENTRIA über die Bedeutung interdisziplinärer Zusammenarbeit. In der
interdisziplinären Diskussion der Beiträge zum Sammelband auf einem
Autorenworkshop wurden fachliche Argumente pointiert und der Beitrag
der verschiedenen Disziplinen zur Entsorgung deutlich. Für die Gover-
nance-Forschung ergaben sich vor allem interessante Diskussionen zu
Fragen des Safety Case (Röhlig u. a., 2016) und der Wissensintegration
(Grunwald, 2016b). Gerade komplexe Prozesse der Wissensintegration
und die verschiedenen Eigenschaften unterschiedlicher Wissensbestände
müssen in Governance-Prozessen, welche stark wissensbasierte Themen
regulieren, einen angemessenen Raum ﬁnden.
58Zur Unfolgsamkeit der Folgen siehe Gloede (2007).
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5.2.6 Hauptergebnisse
Da die interdisziplinären Ergebnisse auf dem Forschungsstand und den
hier ansetzenden disziplinären Qualiﬁkationen aufbauen, werden zuerst
die disziplinären Ergebnisse im Überblick dargestellt.
Ergebnisse aus den ITAS- und FFU-Modulen
E1) In den ITAS-AP wurde festgestellt, dass die Governance-Debatte ins-
besondere dann hilfreich ist, wenn der Fokus nicht auf der Efﬁzienz des
Regierungshandelns liegt, sondern auch die Qualität der Schnittstellen
zwischen den Hauptakteuren in der jeweiligen Fachpolitik bedeutsam
ist (Input-Legitimität) (Kuppler, 2017). Legitimität sollte in allen drei
Phasen einer Entscheidungsﬁndung – Input, Throughput und Output –
betrachtet werden. Wichtige Prinzipien der repräsentativen Demokratie,
wie die Gleichheit aller und damit die Repräsentativität, dürfen hierbei
nicht unberücksichtigt bleiben, um die Legitimität von Entscheidungen
allgemein nicht zu mindern (Mbah, 2017).
E2) Beim Blick auf die Endlager-Governance sind zwei Governance-
Dimensionen analytisch zentral: „Kooperation“ und „Koordination in
Netzwerken“ (Haus, 2010). Mit dem Thema Kooperation wird hier ex-
plizit die Frage gestellt, inwiefern die zentralen Akteure bei der Lösung
zusammenarbeiten; dabei geht es sowohl um formal-verantwortliche Re-
gierungsorganisationen als auch um Stakeholder und Zivilgesellschaft
(Hocke59 (2017)). Dabei spielt die „Koordination“ in den entscheidungs-
nahen Netzwerken eine besondere Rolle, bei der die Frage der Ausgestal-
tung der Schnittstellen zwischen formellen und informellen Prozessen
gestellt werden muss. Von besonderem Interesse ist dabei angesichts der
Komplexität der Problematik die Pluralität der eingebundenen Akteure
und betrachteten Problemaspekte. Institutionalisierte Räume für den
Austausch zwischen verschiedenen Akteuren scheinen dabei notwendig
zu sein.
E3) Staatliches Handeln, das um Governance-Dimensionen ergänzt
wird, besteht in besonderer Weise in „diskursivem Handeln“. Das be-
deutet, dass Argumentieren und Beraten sowie das Vorbereiten von Ent-
scheidungen nicht nur durch Transparenz (Informationspolitik) vollzo-
gen werden, sondern auch durch die Teilnahme an und Organisation von
deliberativen Veranstaltungen und anderen Formaten, welche die Ein-
bindung von Stakeholdern und der zivilgesellschaftlichen Öffentlichkeit
sicherstellen (Hocke, 2015b). Ob und inwiefern dabei Output-Legitimität
59Hocke, P. (2017): a. a. O.
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erzeugt wird, hängt davon ab, wie Beteiligungsverfahren konkret umge-
setzt werden und wie Ergebnisse dieser Verfahren in die Entscheidung
einﬂießen (Mbah, 2017). Sofern kein genereller Umbau repräsentativer
Entscheidungsverfahren in Richtung eines deliberativen oder partizipati-
ven Demokratiemodells stattﬁndet und nur partiell Entscheidungsverfah-
ren verändert werden, wie dies im Falle des Standortauswahlverfahrens
mit dem StandAG erfolgt ist, kann nur eine fallspeziﬁsche Untersuchung
erfolgen. Daher ist die Frage nach der Output-Legitimität im Kontext
der Entsorgung radioaktiver Abfälle als empirisch offen zu bezeichnen
(Grande, 2012).
E4) Unter Governance-Gesichtspunkten ist bezüglich des Standortaus-
wahlgesetzes und der Arbeit des Nationalen Begleitgremiums festzuhal-
ten, dass bei der Entsorgungspolitik stets ein erheblicher „Schatten der
Hierarchie“ (Torﬁng, 2006) über der Ausgestaltung der zu koordinieren-
den Governance-Netzwerke liegt. Um bei diesen Koordinationen Erfolgs-
chancen zu besitzen, müssen Verhandlungsbereitschaft und Ergebnisof-
fenheit gegenüber Stakeholdern und Öffentlichkeit signalisiert werden
(Hocke u. Smeddinck, 2017). Gleichzeitig können Regierungsorganisatio-
nen ihre zentrale Rolle nicht aufgeben, da nur sie kollektiv verbindliche
Entscheidungen umsetzen können.
E5) Mit der Neuauﬂage des Standortauswahlgesetzes wurde ein erster
Schritt in Richtung Institutionalisierung von partizipativen Elementen
gemacht (Hocke u. Smeddinck, 2017). Die Dimension der Kooperation ist
hierbei jedoch nicht ausreichend berücksichtigt, denn Beteiligung der Öf-
fentlichkeit muss über Information und Konsultation hinausgehen, um
als solche wahrgenommen zu werden (Mbah, 2017). Hierbei gilt es Me-
chanismen zu entwickeln, Ergebnisse aus Beteiligungsverfahren in die
Entscheidungsﬁndung zu integrieren, ohne das repräsentative Entschei-
dungsverfahren zu untergraben.
E6) Da unterschiedliche Mehrheiten auch weiterhin zu erwarten sind,
muss in diesen Netzwerkaktivitäten mit Konﬂikten, aber auch sich ab-
wechselnd öffnenden und schließenden Governance-Aktivitäten auch
nach dem Start eines vergleichenden Standortauswahlverfahrens gerech-
net werden (Hocke u. Kuppler, 2015; Kuppler, 2017). Die einschlägige
Literatur legt nahe, dass es zentral ist, Methoden der Konﬂiktbearbei-
tung zu etablieren, die zur Handlungsfähigkeit der Regierung und ihrer
operativen Kerne im Feld der Entsorgung beitragen (Warren u. Mans-
bridge, 2016) und gleichzeitig ausreichend Raum für Beratungen aller
interessierten Akteure zur Vorbereitung von kollektiv verbindlichen Ent-
scheidungen gewähren (Kuppler, 2016).
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E7) Ausbalancierte Formen der Koordination sind bei allen Verfah-
rensschritten der Entsorgungspolitik wichtig, um ein ausreichendes Maß
an Unterstützung für den nationalen Prozess zu erreichen: Angesichts
der Realisierung über mehrere Jahrzehnte sind nicht nur heute schon
ausreichende Ressourcen vorzusehen, sondern auch Planungen für eine
anspruchsvolle Realisierung von Mehrebenen-Governance zu etablieren
(Kuppler u. Hocke (2018), (Brunnengräber u. Mez, 2014, S. 395f)).
E8) Da Management-Konzepte (wie „radioactive waste management“)
für das Ineinandergreifen verschiedener deliberativer Prozesse zur Ent-
scheidungsvorbereitung und die Umsetzung von anstehenden Verfah-
rensschritten zu kurz greifen, wurde ein Perspektivwechsel vorgenom-
men. Jenseits von Gefahr und Risiko60 sind die Schnittstellen zwischen
den in jedem Fall beteiligten Teilsystemen (Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft, bürgerschaftliche Öffentlichkeit) von zentralem Interesse. Bei den
Analysen zu den Schnittstellen ist ein Fokus darauf zu legen, dass eine
sinnvolle Integration der Ergebnisse von Beteiligungsverfahren in ofﬁzi-
elle demokratische Entscheidungsverfahren sichergestellt wird (Hocke,
2015a). Dies ist eine wichtige Voraussetzung dafür, um diesen Akteuren
attraktive Angebote für kooperative Zusammenarbeit anzubieten und
mit diesem Angebot bei gemeinsamen Beratungen das Handeln in Netz-
werken zuverlässig gestalten zu können.
E9) In „spätmodernen Wissensgesellschaften“ haben sich die Struk-
turen von Entscheidungsvorbereitung und Schnittstellenhandeln zwi-
schen einschlägigen Teilsystemen verändert ((Rosa, 2016, S. 699ff), Stehr
(2003)). Auch in den Ingenieur- und Naturwissenschaften werden Aussa-
gen aus dem akademischen „Mainstream“ zunehmend in Frage gestellt.
„Expertendissens“ ist längst zu einem normalen Phänomen geworden
(Grunwald, 2010b, S. 154f) und wird immer wieder als Deformation klas-
sischer Wissenschaftsentwicklung kritisiert, ohne die Eigenlogik bei der
Interpretation von Wissenskonﬂikten und sozialen Auseinandersetzun-
gen ausreichend zu bedenken.
E10) Die Beschreibung der Entsorgungsproblematik als „komplexes“
Problem greift zu kurz. Dieses ist vielmehr als „sozio-technisches“ Pro-
blem zu verstehen, zu dessen Lösung gesellschaftliche Beratungen not-
wendig scheinen, welche aber gleichzeitig eine Lösung verzögern können
(Hocke, 2016).
E11) Polarisierungen und Konﬂiktlinien der letzten Jahrzehnte be-
stehen im Kern auch im neuen Standortauswahlverfahren fort. Sie verwei-
sen auf vier Deﬁzite der deutschen Entsorgungspolitik. Erstens ist es den
staatlichen Institutionen in den letzten Jahrzehnten nicht gelungen eine
60Kritisch dazu siehe Bechmann (1993).
366
5.2 Transversalprojekt 2 - Technikfolgenabschätzung und Governance
materiell erfolgreiche Endlager-Governance zu etablieren – nukleare Ab-
fälle und Reststoffe wurden in großen Mengen produziert, ohne dass lang-
fristige Einlagerungs- oder Behandlungsmöglichkeiten bestehen (vorlie-
gendes Staatsversagen). Abgesehen davon konnte der Staat in den damit
zusammenhängenden Konﬂikten nur begrenzt als Vermittler zwischen
den Konﬂiktparteien auftreten, da er selbst als Vorhabenträger und Re-
gulator fungiert und mit eigenen Interessen involviert ist. Zweitens ist
die wissenschaftliche Forschung im Bereich der Endlagerung im Wesent-
lichen von der programmorientierten Forschungsförderung staatlicher
Stellen (insbesondere des BMBF und des BMWi) abhängig und somit –
mittelbar – durch staatliche Vorgaben bestimmt (Pfadabhängigkeit der
Wissenschaft u. a. durch die Fokussierung auf eine tiefengeologische Ent-
sorgungsstrategie ohne Vorkehrungen zu Rückholbarkeit im Wirtsgestein
Steinsalz). Drittens verschlechtern sich die ökonomischen Bedingungen
der Energieversorgungsunternehmen durch die Rahmenbedingungen
der Energiewende (Aufspaltungen der Unternehmen). Darüber hinaus be-
stehen unterschiedliche Interessen zwischen Energieversorgungsunter-
nehmen und kerntechnischer Industrie, weil letztere hofft, von Aufträgen
beim Rückbau kerntechnischer Anlagen und der Entsorgung nuklearer
Abfälle zu proﬁtieren. Viertens fällt es der Anti-Atom-Bewegung un-
ter den neuen Randbedingungen schwer, eine kritisch-konstruktive Rolle
einzunehmen und dabei entsprechend positive Ziele mittlerer Reichweite
zu formulieren. In Reaktion darauf scheint das Mobilisierungspotential
abzunehmen. Damit könnte zusammenhängen, dass sich bisher keine
eindeutige Verhandlungsposition herauskristallisierte. Auch durch den
derzeitig stabilen Beschluss, aus der Atomenergie auszusteigen ist eine
Abnahme der Mobilisierungsfähigkeit der Bewegung zu erwarten, was
deren Durchsetzungsfähigkeit verringert (Häfner, 2016a, S. 183f).
E12) Für die Lösung von „wicked problems“ kann grundsätzlich zwi-
schen autoritären, kooperativen und wettbewerbsorientierten Ansätzen
unterschieden werden (Roberts, 2000). Nur die kooperative Strategie
scheint für die Standortsuche für ein Endlager von Relevanz. Nach allen
– auch internationalen Erfahrungen – erscheint diese Strategie der sozio-
politischen Inklusion, der Transparenz und der Teilhabe für den schwie-
rigen Suchprozess durchaus erfolgversprechend (Brunnengräber u. Mez,
2014, S. 396). Dabei wird es zentral sein, den gesellschaftlichen Prozess
ﬂexibel genug zu gestalten, so dass Neujustierungen sowie eine Refor-
mulierung der Bearbeitungsschritte und damit ein produktiver Umgang
mit Konﬂikten dauerhaft möglich werden (Brunnengräber u. Mez, 2014,
S. 398).
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E13) Freiwilligkeit ist in Deutschland kein Kriterium der Standortaus-
wahl und war bis 2017 nicht im Standortauswahlgesetz verankert (Will-
mann u. Schmidt, 2016). Der Begriff bzw. die damit verbundenen Konzep-
te können als Argumentations- und Klärungshilfe im öffentlichen Diskurs
verstanden werden. Denn in Ländern, die in einer fortgeschrittenen Phase
der Umsetzung sind, spielten freiwillige Elemente des Standortauswahl-
prozesses eine wichtige Rolle (Di Nucci u. Brunnengräber, 2017; Di Nucci
u. a., 2017). Freiwilligkeit als Standortkriterium könnte als ein mögliches
Signal an die Öffentlichkeit angesehen werden, sich am Standortauswahl-
prozess zu beteiligen. Anhand der Analyse von verschiedenen Fallstudi-
en in der Europäischen Union (Brunnengräber u. a., 2015a) lassen sich
Rahmenbedingungen erkennen, die zu „freiwilligen“ Reaktionen und Ent-
scheidungen beigetragen haben. Diese sind: eine starke Identiﬁkation mit
der Nuklearindustrie („nuclear communities“), eine wirtschaftliche Mar-
ginalisierung und geographische Abgeschiedenheit der Region (nukleare
Oasen) sowie wirtschaftliche Interessen und Abhängigkeiten, die durch
die Nuklearindustrie und von der dadurch induzierten Wertschöpfungs-
kette entstanden sind ((Brunnengräber u. Di Nucci, 2017, S. 143), Di Nucci
(2016)).
E14) Die Prozesse, die zu einer Standortwahl für die Lagerung radioak-
tiver Abfälle führen, sind nicht gut vorhersehbar und konﬂiktbehaftet; sie
können nicht durch einen eng deﬁnierten Planungsansatz gesteuert wer-
den, in dem rein technische Probleme und Problemlösungen deﬁniert und
in aufeinanderfolgenden Schritten gelöst werden. Wegen der Komplexität
und hoher Interdependenzen zwischen den sozialen und technischen Di-
mensionen des Problems können die negativen (lokalen) Reaktionen zu
diesen Prozessen auch nicht despektierlich als NIMBY-Phänomen (NIM-
BY = Not In My Backyard) bezeichnet werden (Di Nucci, 2016, S. 137).
E15) Die Forschungsliteratur zeigt, dass das Akronym NIMBY im We-
sentlichen eine breite Palette von Interessen und Motiven des antinu-
klearen Widerstands gegen viele verschiedene Arten von Großprojekten
repräsentiert, die durch einen leichtfertigen Umgang mit dem NIMBY-
Konzept verschleiert oder als egoistisch abgetan werden können. Em-
pirische Untersuchungen zeigen, dass die Gründe für opponierendes
Verhalten von psychologischen Faktoren, wie individueller oder kollek-
tiver Angst um Risiken, Sorgen um Rückgang der Lebensqualität oder
vor Stigmatisierung bis hin zu wirtschaftlichen Faktoren wie Sorge um
den Rückgang der Immobilien- und Grundstückspreise reichen ((Di Nuc-
ci, 2016, S. 138), vgl. auch (Brunnengräber, 2015, S. 106). Die Ursachen
für ablehnendes Verhalten können folglich nicht auf ein einfaches Reiz-
Reaktionsschema reduziert werden, sondern sind in der Tat in einer spezi-
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ﬁschen Perspektive rational, anerkennungswürdig und politisch legitim.
So liegt ein positiver Aspekt von NIMBY etwa darin, dass sich Bürgerin-
nen und Bürger durchaus ein gutes Verständnis der sozio-technischen
Probleme erarbeiten können, um Sorgen mit Blick auf die Risiken für
die Gemeinden angemessen zu äußern, die von technischen und admi-
nistrativen Eliten in der Vergangenheit häuﬁg ignoriert wurden. Eine
breit angelegte lokale Opposition ist aus dieser Perspektive durchaus im
öffentlichen Interesse (Di Nucci, 2016, S. 139).
E16) Wird das NIMBY-Konzept in der Politik als Handlungs- und Ent-
scheidungsgrundlage herangezogen (und nicht als analytische Kategorie
der Sozialwissenschaften zur Untersuchung von Akzeptanzproblemen
verwendet), kann es schnell zu einer Entmündigung der jeweils betroffe-
nen Bevölkerung führen (Brunnengräber, 2015, S. 107).
E17) Insgesamt lautet ein Ergebnis, dass Akzeptanz und damit die anzu-
strebende Akzeptabilität stark vom Zugang zu Informationen, frühzeiti-
ger Einbindung der betroffenen Bevölkerung und Interessengruppen, Of-
fenheit für unvorhergesehene Ergebnisse, Inklusivität des Prozesses und
einer angemessenen ﬁnanziellen Ausstattung der Gemeinde abhängt. Da-
her sind vor allem inklusive Ansätze sowie die Transparenz des Verfah-
rens zentral, um konstruktive regionale Beteiligung zu fördern (Di Nucci,
2016, S. 139).
E18) Wie die Erfahrungen in verschiedenen Staaten gezeigt haben, sind
auch Kompensationsleistungen, vertrauensbildende Maßnahmen und ro-
buste Institutionen Bestandteil des politischen Kriterienkatalogs, der für
den Standortauswahlprozess im Einzelnen noch zu entwickeln ist (Brun-
nengräber, 2016a, S. 162). In Schweden und Finnland gibt es bspw. Kom-
pensationen, die auf lokaler Ebene zwischen den ausgewählten Gemein-
den und der Nuklearindustrie verhandelt werden. Die Unterstützung von
NGO, wie es zum Beispiel in Schweden der Fall war, trug dazu bei, dass
das Vertrauen der Öffentlichkeit gewonnen und die Qualität der Entschei-
dungsﬁndungen verbessert werden konnte (Di Nucci u. Isidoro Losada,
2015).
E19) Aus den Studien zum NIMBY-Phänomen konnte weiterhin ge-
schlussfolgert werden, dass die Öffentlichkeit und die Gemeinden bei
entsprechenden Kompensationen durchaus offen für einen Standort sein
können, wenn die Vorbereitungs- und Aushandlungsprozesse von Anfang
an transparent und offen gestaltet werden. So kann vermieden werden,
dass Kompensationen als Ablasshandel, Bestechung oder unmoralisches
Angebot angesehen werden. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass bei-
de Faktoren der Standortbestimmung – Transparenz und Kompensatio-
nen – in einem schwierigen und komplexen Verhältnis zueinanderstehen
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(Di Nucci, 2016). In Zukunft wird es darauf ankommen, diese Faktoren zu
berücksichtigen und – unter größtmöglicher Beteiligung der Gesellschaft
und in einem partizipativen Verfahren – so auszutarieren, dass die Suche
nach einem Standort für die hoch radioaktiven Abfälle und Reststoffe
zum Erfolg führen kann (Brunnengräber u. Di Nucci, 2017).
E20) Die empirische Evidenz zur Rolle von Kompensationen ist aller-
dings widersprüchlich. Es herrscht Meinungsverschiedenheit, ob eine
entschädigungsbasierte Standortauswahl den Widerstand reduziert und
zu lokaler Akzeptanz führt. Direkte monetäre Kompensationen für Indi-
viduen oder die Gemeinde können durchaus akzeptanzsteigernd wirken,
während andere dagegenhalten, dass sie kontraproduktiv sein können
und mit Bestechung gleichzusetzen seien. Allgemein gilt, dass Kompen-
sationen und Entschädigungen als Ausgleich von Unausgewogenheit
zwischen kollektivem Nutzen und lokalen Kosten zu einer individuellen
Bereitschaft der lokal Betroffenen führen können.
E21) Kompensationen können dazu beitragen, mögliche Folgewirkun-
gen aus dem Bau oder Betrieb einer Anlage zu mildern (z. B. Immobi-
lienwertgarantien), tatsächliche oder vermeintliche Kosten im Falle ei-
nes Unfalles aufzufangen (z. B. Notfallfonds) oder die lokale Gemeinde
für die getragenen Risiken und Belastungen durch den Bau und den Be-
trieb des Endlagers zu entschädigen (vgl. auch Carnes u. a. (1983). Eine
nicht-monetäre Kompensation (z. B. durch öffentliche Güter) stößt da-
bei in der Regel auf eine höhere Akzeptanz und wird als angemessener
wahrgenommen (Di Nucci, 2016, S. 138)61. Designierten Standorten und
deren umliegenden Gemeinden kann auch eine Verbesserung der Infra-
struktur angeboten werden (z. B. Bau von Straßen, Schwimmbädern oder
Kulturzentren) oder auf die Bereitstellung öffentlicher Güter oder ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen zur Entwicklung der Region abzielen
(Di Nucci, 2016). Richardson unterscheidet bei Kompensationen je nach
ihrer Verwendung zwischen „Gemeinschaftsleistungen“ (community be-
neﬁts) „Sozialleistung-Maßnahmen“ und „Community-Empowerment-
Maßnahmen“ (Richardson, 2010).
E22) Eine eingehende Diskussion darüber, ob es „reine“ Freiwilligkeit
oder „gekaufte“ Freiwilligkeit überhaupt geben kann, oder über eine mo-
ralisch-ethische Bewertung (Willmann u. Schmidt, 2016) ist auf Grundla-
ge des bisherigen Forschungsstandes nicht zufriedenstellend zu erörtern.
Eine vertiefte Diskussion dieser Aspekte ist an anderer Stelle zu führen.
E23) Weiterhin steht die Frage im Raum, inwiefern sozio-kulturelle Fak-
toren wie „Vertrauen“, aber auch „Transparenz“ bei Entscheidungspro-
61Vgl. hierzu auch Bacot u. a. (1994); Claro (2007); Jenkins-Smith u. Kunreuther (2001); Kun-
reuther u. Easterling (1996); Kunreuther u. a. (1990).
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zessen für eine erfolgreiche Standortsuche ausschlaggebend sein können.
Dabei wurde auf die Erfahrung der Länder zurückgegriffen, die in einer
fortgeschrittenen Phase des Suchprozesses sind und deren Lösungsansät-
ze komparativ analysiert wurden (Di Nucci u. a., 2017; Di Nucci u. Brun-
nengräber, 2017). In der Zusammenschau kann geschlussfolgert werden,
dass die Unterstützung der potenziellen Standortgemeinden nicht (aus-
schließlich) auf Entschädigung basieren kann. Die Erfahrungen der skan-
dinavischen Länder zeigen vielmehr, dass ein weiteres Kernelement das
Vertrauen in die Institutionen darstellt und dass die Bereitschaft, Ver-
handlungen und Vereinbarungen an die Gemeinden zu delegieren, vor-
handen sein sollte. Dies bedeutet jedoch auch, dass die lokalen Behör-
den in der Lage sein müssen, Verhandlungen zu führen, was wiederum
von deren Kompetenzen und Ressourcen abhängig ist. Zusätzlich ist zu
beachten, dass die Bevölkerung in Frankreich und Deutschland der po-
litischen Elite in besonderer Weise misstraut, während in den skandina-
vischen Ländern Elemente der ‚Konsens-Demokratie‘ und ein größeres
Vertrauen in die staatlichen Institutionen anzutreffen sind (Di Nucci u. a.,
2015).
Ergebnisse Promotionsvorhaben (ITAS, FFU)
E24) Deliberative Ereignisse haben Effekte unterschiedlichen Ausmaßes
auf Entscheidungen (Kuppler, 2017). Verantwortlich für den davon aus-
gehenden Wandel der modernisierten Endlagerpolitiken ist erstens die
Einrichtung institutionalisierter Räume für die Diskussion zwischen zen-
tralen kollektiven Akteuren, in denen auch schwierige Dialoge über Unsi-
cherheiten wissenschaftlichen Wissens geführt und dabei die politische
Dimension derselben beraten werden können. Zweitens ist die Entwick-
lung eines Verständnisses von Transparenz notwendig, das Spielräume
für offene Beratung und gleichzeitig das Schließen von Diskursen erlaubt,
ohne die Suche nach Kompromissen aufzugeben.
E25) Das „Nicht-Wissbare“ und das „Nicht-abschließend-Wissbare“ ist
Teil politischer Aushandlungsprozesse (vgl. Böschen u. Wehling (2004)),
so auch in der Entsorgungspolitik Schwedens (Wulf, 2015). Mittels pro-
zessualer Aufgliederung der Endlagerung in Prozessphasen – wie auch in
Deutschland vorgenommen – mit je speziﬁschen Risikoabwägungen, soll
die Komplexität des Problems reduziert werden. Dadurch wird eine Hand-
habmachung proklamiert und von irreduziblen Nichtwissens-Beständen
abgelenkt. Nichtwissen wird in Schweden häuﬁg und in heterogener Wei-
se thematisiert und als politische Ressource verwendet, um die Notwen-
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digkeit weiterer Forschung zu alternativen Endlagerungskonzepten zu be-
tonen.
E26) Die empirischen Ergebnisse unterstreichen den Bedarf einer ver-
lässlichen und gleichermaßen robusten Endlager-Governance. Die Mehr-
zahl der Befragten regionalen Akteure erwartet neue Formen des Regie-
rens, eine breite und qualitativ hochwertige Bürgerbeteiligung sowie faire
Verhandlungsprozesse zwischen Entscheidungsträgerinnen und -trägern
und Betroffenen. Insbesondere lokal Betroffenen sollten verbindliche
und effektive Formen der Einﬂussnahme geboten werden, die über bisher
institutionalisierte Beteiligungsformen (z. B. Anhörung, Erörterung) hin-
ausgehen. Neutrale Dritte (z. B. Mediatorinnen und Mediatoren) sollten
etwaige Konﬂikte vor Ort moderieren und faire Aushandlungsprozes-
se befördern. Eine historische Aufarbeitung des Entsorgungskonﬂikts
erscheint insofern erforderlich, als die Beurteilung der gegenwärtigen
Politik oft von hohem Misstrauen geprägt ist, das in alten Konﬂikten und
Wertverletzungen wurzelt Drögemüller (2018).
E27) Die Planung kerntechnischer Anlagen geht insbesondere für die
(potenziell) betroffenen Personen mit einer Irritation in der Lebenswelt
einher. Eine Speziﬁk ist dabei in der unterschiedlichen Risikowahrneh-
mung ionisierender Strahlung durch unterschiedliche Akteure (und da-
durch der Entstehung von Betroffenheit) zu sehen, die unter anderem
auf verschiedene Annahmen von Experten (Expertendissens) zur Auswir-
kung von Niedrigdosisstrahlung zurückgeht und bis heute wissenschaft-
lich nicht abschließend entschieden werden kann. In der Folge zeichnen
sich unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Diskurses Argu-
mentationsmuster ab, die sich zunehmend um verschiedene Kernüber-
zeugungen gruppieren und zur unterschiedlichen Konstruktion von Be-
troffenheit(en) führen.
Ergebnisse aus interdisziplinären Kooperationen (ITAS, FFU, IRW)
E28) Das novellierte Standortauswahlgesetz stellt aus politik- und rechts-
wissenschaftlicher Perspektive einen Paradigmenwechsel dar und kann
daher als soziale Innovation gewertet werden. Mit dem Standortauswahl-
gesetz erfolgt jedoch keine generelle Abkehr von traditionellen Entschei-
dungsprozeduren. Die Öffentlichkeitsbeteiligung wird durch eine Regu-
lierung ausgeweitet und gestärkt, bleibt jedoch auf der Ebene der Infor-
mation und Konsultation verhaftet und stellt kein verbindliches Angebot
zur Mitsprache und Mitentscheidung dar (Hocke u. Smeddinck, 2017).
E29) In dem Sammelband von Smeddinck u. a. (2016) zu „Inter- und
Transdisziplinarität bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe“ sind die
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Forschungsstände unterschiedlicher Disziplinen in Bezug auf die Ent-
sorgung hoch radioaktiver Abfälle dargestellt sowie Möglichkeiten inter-
und transdisziplinärer Zusammenarbeit aus disziplinspeziﬁscher Sicht
herausgearbeitet. Der Sammelband weist damit eine wichtige Selbstver-
ständigungsfunktion auf. Der Beitrag von Grunwald (2016b) zur Wis-
sensintegration unterscheidet drei Ebenen der Integration von Wissen
– die interdisziplinäre, die transdisziplinäre und die prozedurale –, die
notwendig sind, um Orientierungen und Handlungswissen zur Lösung
komplexer gesellschaftlicher Probleme bereitzustellen. Auf der interdis-
ziplinären Ebene muss geprüft werden, inwiefern Wissensbestände in
Wechselwirkung zueinanderstehen und ob dadurch Inkonsistenzen und
Widersprüche auftreten können. Die transdisziplinäre Ebene dient dazu,
eine Perspektivenvielfalt auf eine speziﬁsche Problemstellung zu erhal-
ten und somit Argumente zu schärfen, die als Basis für eine Akzeptanz
in der gewählten Entsorgungsstrategie dienen können. Die prozedurale
Ebene muss der engen Verbindung von epistemischen und politischen
Prozessen gerecht werden, indem in Form eines Assessment-Prozesses
die Argumente der inter- und transdisziplinären Ebene hinsichtlich ihrer
Notwendigkeit und Ausprägung von Integration überprüft, integriert und
in Entscheidungen überführt werden (Grunwald, 2016b).
E30) Viele Fragen der Beteiligung von Öffentlichkeit und Stakeholdern
bleiben bisher noch offen und müssen in Zukunft präzisiert sowie entspre-
chende Arbeitsmodi etabliert werden, die einen breiten Konsens in der Be-
völkerung ﬁnden. Bei dem Vergleich zwischen der Schweiz und Deutsch-
land fällt auf, dass auch im Schweizer Verfahren nur temporär gültige
Antworten gefunden worden sind und Fragen des Machtungleichgewichts
sowie die konkrete Ausgestaltung und auch Verbesserung der Arbeit in
den Regionalkonferenzen und des Wissenstransfers über lange Zeiträume
noch ungelöste Fragen sind. Partizipation dient dazu, einen „Ort“ zu eta-
blieren, an dem Konﬂikte auf konstruktive Art ausgetragen werden kön-
nen (Drögemüller u. Kuppler, 2017a).
E31) Im Entsorgungskontext zeigen sich neue politische Mobilisie-
rungsprozesse. Die Akteurslandschaft hat sich sehr verändert, besonders
die Kommunen, die Standorte von Kernkraftwerken sind, positionieren
sich klar und bringen sich stark in die politische Debatte ein. Die viel-
fältigen Akteure der Anti-AKW-Bewegung einte bisher vor allem das
„Dagegen-Sein“. Bei der Standortsuche für ein nukleares Endlager muss
jedoch ein gesellschaftliches „Dafür-Sein“ hinzugefügt werden, wodurch
innerhalb der Akteurslandschaft neue Auseinandersetzungen entstehen.
Parallel zu dieser Mobilisierung eines „Dafür-Seins“ (z. B. im Rahmen der
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Endlagerkommission, siehe Schreurs62 (2017)) entwickelt sich eine kri-
tische, von der Mitarbeit distanzierende Anti-Endlager-Bewegung. Die
Mobilisierung führt folglich zu einer neuen Gemengelage von alten und
neuen Akteuren, die sich neu aufstellen und woraus sich neue Konﬂikt-
konstellationen, aber auch Gelegenheitsfenster ergeben (Brunnengräber
u. Hocke, 2014).
E32) Der Safety Case als Produkt disziplinärer und interdisziplinärer
Zusammenarbeit dient als Instrument in einem gesellschaftlichen Pro-
zess der Entscheidungsﬁndung. Der Safety Case basiert zwar im Kern
auf naturwissenschaftlich-ingenieurtechnischen Modellen und Simula-
tionen und stellt damit eine professionelle Abschätzung der Sicherheit
eines tiefengeologischen Endlagers dar, jedoch prägt das Zusammen-
wirken und das Auseinandersetzen zwischen Entscheidungsträgern und
anderen Stakeholdern wesentlich den Inhalt des Safety Case. Letztere
verbessert den Safety Case laufend. An dieser Stelle wird deutlich, dass
eine zu einfache Öffnung der Aushandlungsprozesse zwischen Antrag-
steller und Entscheidungsträger nicht ausreichend ist. Daher ist eine so-
zialwissenschaftliche Erweiterung hinsichtlich Politik, Stakeholder und
interessierter Öffentlichkeit wichtig, um diverse Wissensbestände in die
Aushandlungsprozesse einzubeziehen. Offen bleibt, inwiefern die inter-
essierte Öffentlichkeit Einﬂuss auf die Erstellung des Safety Case haben
sollte und wie diese Aushandlungsprozesse weiteren Stakeholdern und
der interessierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden könnten.
Dies stellt die Aushandlungsprozesse um den Safety Case eines tiefen-
geologischen Endlagers und die involvierten Akteure vor allem vor kom-
munikative und dialogische Herausforderungen (Hocke u. Röhlig, 2014;
Röhlig u. a., 2016).
E33) Die Analyse des Beteiligungskonzeptes der Endlagerkommission
und des Kontextes, innerhalb dessen die Kommissionsarbeit stattfand,
zeigt, dass die Formatwahl und der Anspruch mittels eines dialogori-
entierten Partizipationsverfahrens Ergebnisse zu produzieren nicht mit
dem sehr begrenzten Zeitrahmen der Kommissionsarbeit abgestimmt war.
Es wurde zu wenig berücksichtigt, dass qualitativ hochwertige Öffentlich-
keitsbeteiligung und damit das Hören zahlreicher Stimmen Zeit benötigt.
Darüber hinaus war der Anspruch formuliert worden, dass die unter-
schiedlichen Zielgruppen auf Augenhöhe eingebunden werden sollen,
was voraussetzt, dass der „Knowledge-Gap“ (Gallego Carrera u. Hocke,
2016, S. 104) durch anspruchsvolle Veranstaltungsformate ausgeglichen
wird. Das von dem Partizipationsdienstleister Demos/Prognos vorgelegte
62Schreurs, M. A. (2017): Participation, Risk and Democracy: Selection Process for a New
Site in Germany. ENTRIA ﬁnal conference. Braunschweig, 26.09.2017
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Beteiligungskonzept beinhaltete jedoch eine Formatvielfalt, ohne eine
ausreichende Verzahnung dieser einzelnen Formate zu gewährleisten,
um so eine Ergebnisentwicklung zu ermöglichen. Auch war die Vielzahl
der Formate nicht auf die speziﬁschen Zielgruppen abgestimmt, weshalb
hier das Fazit gezogen wird, dass häuﬁg „weniger mehr ist“, d. h. dass
ein Beteiligungskonzept basierend auf weniger Formaten, dafür aber auf
die Zielgruppen abgestimmt, professionell vorbereitet, durchgeführt und
nachbereitet, die Ergebnisse der Kommission qualitativ aufgewertet hätte
(Gallego Carrera u. Hocke, 2016).
E34) In der interdisziplinären Auseinandersetzung mit Grenzwerten im
Umgang mit radioaktiven Reststoffen hat sich gezeigt, wie soziale Pro-
zesse auf Formulierungen von Grenzwerten Einﬂuss nehmen. Grenzwerte
basieren nicht allein auf naturwissenschaftlichen Modellen und Berech-
nungen, sondern sind sozial konstruiert, da sie durch gesellschaftliche
und politische Aushandlungsprozesse zwischen unterschiedlichen Akteu-
ren wesentlich beeinﬂusst werden und veränderlich sind (Brunnengräber
u. a., 2016).
E35) Der Standortsuchprozess für ein nukleares Endlager ist in Deutsch-
land historisch durch einige Meilensteine und Wendepunkte gekenn-
zeichnet. Besonders bedeutsam für einen Wandel im Standortsuchverfah-
ren und für die Modernisierung von Entscheidungs- und Steuerungspro-
zessen in der Entsorgungspolitik waren Veränderungen von politischen
Mehrheiten und externe Ereignisse, wie beispielsweise die verheeren-
den Nuklearunfälle in Harrisburg / Pennsylvania 1979, Tschernobyl 1986
und Fukushima 2011 (Hocke u. Kallenbach-Herbert, 2015). Durch die
genannten Unfälle erstarkten die Anti-AKW-Bewegung und damit der
öffentliche Druck auf die Entscheidungsträger, die schließlich zum Atom-
ausstieg führten. Der Wechsel in den politischen Mehrheiten ermöglichte
die Einigung auf ein neues Standortsuchgesetz, das Standortauswahlge-
setz, und ein neuartiges, partizipativ-konsultatives Verfahren durch die
Endlagerkommission.
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E36) Jedes Bergwerk stellt als technologisches Artefakt einen massiven
Eingriff in das natürliche geologische System dar. Daraus entstehen ne-
ben der regulären Entwicklung des Endlagersystems mit seinen Barrie-
ren auch nicht-intendierte Folgen, denen adäquat begegnet werden muss.
Die tiefengeologische Entsorgung von hoch radioaktiven Abfällen basiert
größtenteils auf Berechnungen und Modellen, die keine abschließenden
Aussagen zur Zuverlässigkeit der natürlichen und künstlichen Barrieren
geben können. Nach heutigem Stand der Forschung können geotechni-
sche Maßnahmen nach technischen Eingriffen nur bedingt die ursprüng-
liche mechanische und hydraulische Qualität der geologischen Systeme
wiederherstellen (Mbah, 2016). Die Reduzierung von bestehenden Unge-
wissheiten und der Umgang mit noch grundsätzlich wohl auch verbleiben-
den Ungewissheiten sind daher essentieller Teil von Forschung und Lang-
zeitsicherheitsanalysen. Es muss in vielen Fällen nach heutigem Stand
von Wissenschaft und Technik, trotz des unvollständigen Wissens, eine
Entscheidung getroffen werden.
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5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische
Begründung, rechtliche Voraussetzungen und
Implikationen
Das Transversalprojekt 3 diente der Analyse der normativen Aspekte der
Entsorgungsoptionen und des gesellschaftlichen Prozesses. Es ist unbe-
streitbar, dass alle wesentlichen Entscheidungen, die es im Verlauf einer
Einlagerungsstrategie zu treffen gilt, nicht nur auf wissenschaftlichen
Wissen, sondern auf Werturteilen und Normierungen beruhen. Bei ei-
ner Veränderung der normativen Prämissen können sich Entscheidungs-
grundlagen und damit Entscheidungen wesentlich verändern. Aufgabe
der philosophischen Ethik in ENTRIA war es, den Sinn für die normative
Dimension zu schärfen, die Aufgabe des Rechts bestand in der Analyse
der Regulierungen in den Rechtsgrundlagen. Normativität gliedert sich
in Recht und Moral, die jeweils rechtswissenschaftlich, rechtsphiloso-
phisch und ethisch reﬂektiert werden können. Die Ziele und Grundsätze
sowohl von Verfassungsrecht als auch von einzelgesetzlichen Rechtsma-
terien (wie dem Atomrecht) sind auch für Moral und Ethik stark relevant.
Recht und Moral unterscheiden sich häuﬁg weniger inhaltlich als durch
die Art der Verbindlichkeit, die im Recht ungleich höher ist als in Moral
und ihrer Reﬂexionsform, der Ethik. Daher ist es eine Aufgabe von Poli-
tik, begründete moralische Gehalte in die Form des Rechts zu überführen
und zu institutionalisieren. Bezogen auf die beiden Metakriterien Sicher-
heit und Gerechtigkeit widmete sich das Transversalprojekt vor allem
der differenzierten Analyse von Gerechtigkeit und Freiwilligkeit (siehe
Abschnitt 3.8).
5.3.1 AP „Sicherheit, Gerechtigkeit, Diskurs: Kriterien,
Verfahren und Gründe für die Endlagersuche“ (CAU Kiel,
Lehrstuhl für Philosophie und Ethik der Umwelt)
Das Vorhaben am Lehrstuhl für Philosophie und Ethik der Umwelt der
CAU Kiel wurde in konzeptioneller Zusammenarbeit mit dem Vorhaben
der Rechtswissenschaft in Braunschweig bearbeitet. Gemeinsames zen-
trales Anliegen und damit Ziel war es, die wissenschaftliche, politische
und gesellschaftliche Debatte um die Entsorgung hoch radioaktiver Ab-
fälle hinsichtlich ihrer normativen Voraussetzungen, Implikationen und
Fragestellungen kritisch zu reﬂektieren.
Die Aufgabe der Philosophie besteht vor allem in der begrifﬂich-klä-
renden und reﬂexiv-begründeten Arbeit, das heißt in Analyse, Speziﬁ-
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zierung und Operationalisierung einschlägiger normativer Begriffe sowie
in der Rechtfertigung und Kritik normativer Geltungsansprüche. Beispie-
le für Geltungsansprüche wären etwa: „Zukünftige Generationen sollen
größtmögliche Handlungsfreiheit im Umgang mit radioaktiven Reststof-
fen haben“, „Die bestmögliche Langfristlösung besteht (nicht) in einem
wartungsfreien Tiefenlager“, „Wir sollten langfristige Oberﬂächenlager
(nicht) ernsthaft in Erwägung ziehen“, „Wir sollten (keine) Transmuta-
tionsforschung betreiben“, „Wir sollten (k)ein Erkundungsbergwerk in
Kristallingestein errichten“, „Gorleben sollte aus dem zweiten Suchlauf
(nicht) von vornherein ausscheiden“ usw. Man sieht an den immer mög-
lichen Negationen, dass auch gegensätzliche Geltungsansprüche nicht
von vornherein unvernünftig erscheinen. Vernunft bemisst sich an Grün-
den. Geltungsansprüche sollen mit Gründen eingelöst werden. Formal
ist es möglich, einen Geltungsanspruch als Konklusion eines praktischen
Schlusses zu setzen und zu fragen, unter welchen (sinnvollen) Prämissen
sich diese Konklusion ergibt. Ein praktischer Schluss oder Syllogismus
beschreibt in der Argumentations- und Handlungstheorie ein Modell zur
Beschreibung menschlichen Handelns auf der Grundlage von Wertannah-
men und der Handlungen die sich aus ihnen ableiten lassen. Die Methode
der Ethik ist somit die einer kritischen Präsuppositionsanalyse, also die
Analyse von Werturteilen und Annahmen, und einer logischen Rekon-
struktion normativer Geltungsansprüche. Dies erlaubt es allen ENTRIA-
Akteuren, sich mit guten Gründen an eigenen und fremden Gründen zu
orientieren.
Die Ergebnisse der Ethik lassen sich in implizite und explizite Ergeb-
nisse unterteilen. Explizit ist, was sich anhand von Publikationen und
Tagungsbeiträgen dokumentieren lässt, während ein gewichtiger Teil der
ethischen Ergebnisse als implizite Impulse eher auf der Ebene des inter-
disziplinären Forschungsprozesses verstanden werden können. Ethische
Reﬂexion ﬂießt im Erfolgsfalle in einen Forschungsverbund kontinuier-
lich ein. Diese Impulse betreffen verschiedene Punkte, die für das trans-
und interdisziplinäre Gespräch innerhalb der Transversal- und auch der
Vertikalprojekte von Bedeutung waren. Dies betraf in ENTRIA die Ent-
wicklung von Grundlagen für den Vergleich einzelner Aspekte der drei
ENTRIA-Optionen. Die Unterscheidungen, Themensetzungen und Reﬂe-
xionen des Forschungsverbundes sind Ergebnisse einer geistigen Sponta-
neität, an der viele ENTRIA-Forscher in unterschiedlichen Konstellatio-
nen beteiligt waren. So hat das ethische Teilprojekt zur Schärfung des For-
schungsgegenstandes beigetragen, indem normative und wissenschaftli-
che Begriffe kritisiert und präzisiert wurden, die dann in andere Teilpro-
jekten eingeﬂossen sind. Diese reﬂexive Arbeit erstreckte sich von der
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Identiﬁzierung der Metakriterien Sicherheit und Gerechtigkeit, über ih-
re Differenzierung in Konzepten von Sicherheit, Risiko und Gefahr63, Re-
versibilität, Partizipation, Strategieentwicklung, sowie die Entwicklung
von wissenschaftlichen Formaten (Plädoyers & Gegenreden) hin zur wis-
senschaftstheoretischen Fundierung von Bewertungsgrundlagen, Kriteri-
en und Indikatoren.
Das Teilprojekt bediente sich der Diskursethik, wie sie von Karl-Otto
Apel und Jürgen Habermas und ihren Schülerinnen und Schülern seit
den 1980er Jahren entwickelt wurde, als einer Ausgangstheorie für die
Bildung normativer Urteile. Grob gesagt, prüft die Diskursethik die Bedin-
gungen der Möglichkeit einer (möglichst) rationalen Rechtfertigung von
normativen Geltungsansprüchen. Aufgrund der Frage nach den Bedin-
gungen der Möglichkeit gelingender Redepraxis wird sie als „transzen-
dental-pragmatisch“ bezeichnet. Es handelt sich um eine prozedurale
Rahmentheorie, die substantielle Beiträge zu thematisch bestimmten
Diskursen sowie deren kritische Prüfung ermöglicht64.
Die Diskursethik dient wesentlich als Gerüst für die Operationalisie-
rung normativer Begriffe hinsichtlich ihrer Bedeutung für Gerechtigkeit
in den Schritten und Verfahren des Entsorgungsprozesses. Eine begrifﬂi-
che Klärung ist notwendig, wenngleich nicht hinreichend für eine diskur-
sive Beurteilungspraxis.
Die Diskursethik ist als Theorie zudem eng verbunden mit den Me-
chanismen und Dynamiken gesellschaftlicher Selbstverständigungs- und
demokratischer Entscheidungsﬁndungsprozesse. Sie wurde und wird auf
dem Gebiet der politischen Philosophie zu einer Konzeption deliberativer
Demokratie speziﬁziert, die auf den Prinzipien der Inklusion bzw. Parti-
zipation und der argumentativen Deliberation beruht (Habermas, 1992,
Kap. VII u. VIII). Die Anwendung dieser Konzeption auf das Sachproblem
der Einlagerung hoch radioaktiver Reststoffe stellt aus diskursethischer
Sicht ein Novum dar, da es hierbei nicht um einen Diskurs über allge-
meine Rechtsnormen geht, sondern um die streitige Allokation eines
unerwünschten Bestandes bzw. eines negativen Gutes im Rahmen eines
komplexen Verfahrens, das fair zu sein beanspruchen können muss (siehe
Kapitel 3.8).
Zugleich bietet die Diskursethik den Rahmen für die demokratietheo-
retische Analyse in der Frage, wie Gesellschaften in Anbetracht größe-
rer Herausforderungen („wicked problems“) ihre diesbezügliche Verstän-
digungs- und Entscheidungsprozesse organisieren. Im Hintergrund steht
die Frage, ob eine parlamentarische und rechtsstaatlich verfasste Demo-
63In Anschluss an Luhmann (1991).
64Siehe hierzu Ott (2017)
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kratie von derartigen Problemen (nicht) überfordert wird. Droht hier aus
prinzipiellen Gründen „Staatsversagen“? Kann ein Höchstmaß an Parti-
zipation diese Gefahr reduzieren?
Der Forderung nach mehr Partizipation in gelungener Entsorgungsgo-
vernance stellte sich das Arbeitspaket mit zwei zentralen Anwendungs-
beispielen diskursiver Urteilsbildung: einem Bürgerforum unter zufällig
ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern und einer Delphi-Studie unter
Expertinnen und Experten. Diese beiden partizipativen Urteilsbildungs-
konzepte und –verfahren verweisen insofern zugleich auf die Herausfor-
derungen und Chancen transdisziplinären Forschens, als sie den Diskurs-
raum um außerakademische Argumentationen und Einschätzungen er-
weiterten und so einer erweiterten Wissensgenese dienen.
Nicht zuletzt diente die philosophische Reﬂexion dem Nachdenken
über Technologiepfade, technische Leitbilder (wie etwa dem Leitbild
des „Atomzeitalters“), Kriterien der Technikbeurteilung, der ethischen
Betrachtung technischer Risiken, Konzepten der Technikfolgenabschät-
zung und der wissenschaftstheoretischen Betrachtung interdisziplinären
Arbeitens.
Forschungsstand
Obwohl es seit den 1970er Jahren eine Fülle von Abhandlungen über
die ethischen Probleme der zivilen Nutzung von Kernenergie gibt, sind
ethische und fachübergreifende Auseinandersetzungen mit speziﬁschen
Entsorgungslösungen selten. Dies spiegelt sich insbesondere in Deutsch-
land an der technik- und naturwissenschaftlichen Schwerpunktsetzung
der Entsorgungsforschung zum Zeitpunkt des Projektbeginns. Die Dring-
lichkeit der Aufarbeitung von ethischen Problemstellungen zeigte sich an
gesellschaftlichen Konﬂiktlagen und parlamentarischen Entscheidungs-
prozessen einschließlich neuartiger Institutionen (Kommission, Begleit-
gremium).
Bei der Aufarbeitung der ethischen Fachliteratur stellte sich heraus,
dass überwiegend Fragen der generellen Vertretbarkeit der Kernenergie
behandelt wurden. Die speziﬁsche, interdisziplinäre Analyse von Entsor-
gungsoptionen wurde hingegen kaum näher behandelt. Eine Ausnahme
bildet Streffer u. a. (2011). Dieser Band wurde nach genauer Lektüre als
Ausgangspunkt weiterführender Reﬂexionen genommen 65.
65Weitere Ausnahmen bilden Buschka (2009) und Shrader-Frechette (1993).
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Problemerschließung
Am Beginn der Arbeiten standen Begriffsanalyse, Bestimmung des For-
schungsgegenstandes und die Einbettung in philosophische Rahmen-
theorien, die sich in zwei frühen Publikationen zeigte (Ott, 2014b,a).
Der Beitrag für die Festschrift zu Ehren des Technikphilosophen Günter
Ropohl dient der grundlegenden Selbstverständigung über die durch den
Ausstieg aus der zivilen Nutzung der Kernenergie neu entstandene Pro-
blemlage. Letztlich geht es um die Frage, wie eine Gesellschaft, die sich
nach langwierigen Konﬂikten aus einer bestimmten Technologielinie zu-
rückzieht, mit den unliebsamen stofﬂichen Resultaten dieser Technik
umgehen kann und sollte. Der Aufsatz spricht wesentliche Punkte an, die
in späteren Publikationen zu Zukunftsverantwortung, Oberﬂächenlage-
rung und Freiwilligkeit vertieft wurden.
Der Aufsatz über „deliberative Zwischenreiche“ verfeinert die von Jür-
gen Habermas in „Faktizität und Geltung“ vorgenommene Analyse des
Geﬂechts aus Institutionen, Ämtern, Gremien, Verbänden, Büros usw.,
das sich zwischen dem Kern des politischen Systems und der Zivilgesell-
schaft herausgebildet hat. Dieser Aufsatz kann auch als eine Verortung
von ENTRIA gelesen werden. Entscheidend ist der Nachweis, dass zwi-
schen dem professionalisierten Kern des politischen Systems einerseits
(Parlament, Regierung, Ministerien, Parteizentralen) und dem politisch
aktiven Teil der Zivilgesellschaft andererseits, die sich politisch selbst or-
ganisiert (etwa in Bürgerinitiativen), ein Geﬂecht aus besagten Organisa-
tionen besteht, innerhalb dessen Aussichten auf wirkliche Argumentatio-
nen bestehen, die zur Entscheidungsgrundlage werden könnten, obschon
politischer Opportunismus einerseits, fundamentale Opposition anderer-
seits niemals ausgeschlossen werden kann. Man kann sagen, dass die Ana-
lysen des deliberativen Zwischenreiches die System- und die Demokratie-
theorie zusammenführen möchten.
Die sozialtheoretische Aufarbeitung des „wicked problems“ Entsor-
gung radioaktiver Reststoffe wurde durch den sich während der Projekt-
laufzeit verändernden institutionellen Rahmen ﬂankiert. Die Bildung
neuer Institutionen wie des Bundesamts für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit, der Bundesgesellschaft für Endlagerung und des Nationalen
Begleitgremiums in Kombination mit der Veränderung der Forschungs-
landschaft kann anhand des Begriffs des deliberativen Zwischenreiches
als Renovierung und zivilgesellschaftliche Öffnung demokratischer Ver-
fahren zugunsten einer Problemlösung verstanden werden. Diese Öff-
nung geht bis hin zu Konzepten einer „lernenden“ Verwaltung.
Weitere philosophische Forschungsfelder für die Problemerschließung
boten sich in der Technikphilosophie und der Risikoethik. Zur Technik-
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philosophie bot der Lehrstuhl für Philosophie und Ethik der Umwelt im
Sommer 2014 einen Workshop für ENTRIA-Kooperationspartner an, um
in die verschiedenen Möglichkeiten der reﬂexiven Technikbetrachtung
einzuführen. Mit Bezug zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe wurden
hier primär die Wechselwirkungen zwischen Demokratie und Technik so-
wie Aspekte und Methoden der normativen Technikfolgenabschätzung
beleuchtet.
Ferner wurde im Ausgang von der Grundunterscheidung in Risiko und
Gefahr durch Luhmann, die soziale Positionen markiert (Entscheider und
Betroffene), Kriterien in Erwägung gezogen, die für Seiten der Unterschei-
dung annehmbar sein könnten. Ein Kandidat hierfür ist das sog. Minimax-
Kriterium („Minimieren den maximal möglichen Schaden“). Allerdings
erwies es sich im Diskurs, dass dieses Kriterium zur Konsequenz haben
könnte, hoch radioaktive Reststoffe dispers zu verteilen. Nur unter der
Voraussetzung einer konzentrierten Einlagerung und der Ablehnung des
„dilute and disperse“-Paradigmas erweist sich das Minimax-Kriterium als
präsumtiv einschlägig. Aus Sicht der Ethik bleibt es natürlich eine offene
Frage, ob Betroffene sich mit diesem Kriterium tatsächlich einverstanden
erklären können. Dies lässt sich nicht durch ethische Reﬂexion, sondern
nur in realen gesellschaftlichen Diskursen ermitteln. Daraus erhellt sich,
dass ethische Reﬂexion aus prinzipiellen Gründen reale Diskurse nicht
simulieren kann.
Bürgerforum
Aufgrund der Verabschiedung des Standortauswahlgesetzes wurde die
Entscheidung getroffen, das zum Projektende geplante Bürgerforum vor-
zuziehen. Grund hierfür war die prinzipielle Möglichkeit, das Bürgerfo-
rum und die Kommissionsarbeit kommunikativ miteinander zu verbinden.
Die im StandAG geschaffene und demokratietheoretisch überaus interes-
sante Institution der Kommission und die Urteilsbildung innerhalb eines
Verfahrens der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern erscheinen im
Licht der Konzeption deliberativer Zwischenreiche als parallele delibe-
rative „Knotenpunkte“ (Selbstbindung des Parlaments – aus rechtswis-
senschaftlicher Sicht: Smeddinck u. Willmann (2014)). Durch den günsti-
gen Umstand, dass sich der Vorsitzende der Kommission Lagerung hoch
radioaktiver Abfallstoffe, Michael Müller, stark für das Bürgerforum in-
teressierte und das Gutachten persönlich entgegennahm, gelang diese
kommunikative Verbindung mit der Kommissionsarbeit.
Die Planung des Forums begann somit im Frühjahr 2014 für die Durch-
führung im Frühjahr 2015. Neben der strukturellen Organisation(Wahl
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des Tagungsortes„ Auswahl der Teilnehmer, Form und Partner der Mode-
ration) ﬂoss die meiste Arbeit in die inhaltliche Konzeption. Theoretisch
fundiert wurde das Bürgerforum als Methode an seiner historischen Ent-
wicklung, von Zukunftswerkstätten (R. Jungk), Planungszellen (P. Dienel),
Partizipativer Technikfolgenabschätzung (O. Renn), citizen juries (NL,
DK) und Publi-Foren (CH) zum Bürgerforum (siehe v. a. Dienel (1978); Ott
(2000); Skorupinski u. Ott (2000). Zugleich konnte auf Erfahrungen von
Konrad Ott in der Durchführung von Bürgerforen zurückgegriffen werden.
Ferner wurde in zwei Workshops mit Studierenden das Format in verkürz-
ter Form als Planspiel geübt (Papenburg, Cottbus). Zur Vorbereitung des
Forums wurden Mitarbeiter des Lehrstuhls in Kleingruppenmoderation
geschult.
Normativ betrachtet folgt das Format dem diskursiven Ideal einer „idea-
len Sprechsituation“ (Habermas, 1981), in welcher alle Gründe aller Dis-
kursteilnehmer zunächst gleichwertig angehört werden und in der Diskus-
sion nur der zwanglose Zwang des besseren Arguments vorherrscht. Die
Besetzung mit Laien und der bewusste Ausschluss von Stakeholdern im
Teilnehmerkreis wiederum gründen auf der Annahme, dass der Gemein-
sinn (sensus communis, Kant (1968)Kant 1781/1968) einen regulativen
Charakter bei der Bildung von allgemeinen Urteilen hat. Der Teilnehmer-
kreis ist durch die geringe Anzahl und das Zufallsprinzip nicht repräsen-
tativ.
Da sich von Laien keine fundierte Fachkenntnis erwarten lässt, folgte
das Bürgerforum in seiner Anlage über drei Wochenenden auch einem
didaktischen, dreischrittigen Aufbau: Erkennen, Reﬂektieren, Gestal-
ten. Fachlicher Input kam überwiegend von ENTRIA-Nachwuchswissen-
schaftlern, die Wahl der Moderation ﬁel auf Mitarbeiter der IFOK GmbH.
Ablauf: Es wurden 25 Teilnehmer aus dem Bundesgebiet per Telefon-
akquise durch die uzbonn GmbH zufällig ausgewählt. Davon sind 22 zum
ersten Wochenende erschienen und 17 haben schließlich das Gutachten
verfasst.
• 1. Wochenende 30.01-01.02.2015 “Erkennen”: Kennenlernen der Teil-
nehmer, Einführung in den Forschungsgegenstand von ENTRIA durch
Referate von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Ziel: Die Teilnehmer
setzen sich in Plenums- und Gruppendiskussion Schwerpunkte für das
weitere Forum und erhalten die Möglichkeit, noch zusätzliche Referen-
ten einzuladen. ( =⇒ 1. Prozess der Standortauswahl; 2. Rückholbar-
keit; 3. Denken in Alternativen).
• 2. Wochenende 20.-22.02. 2015 “Reﬂektieren”: Rekapitulation des 1.
Wochenendes und der Schwerpunkte. Austausch mit Michael Müller.
Gruppenarbeit an den Schwerpunkten - Einteilung in Thementische.
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Austausch mit Corinna Klein (BfS). Ziel: Die Teilnehmer erarbeiten und
verabschieden eine Gliederung für das Bürgergutachten
• 3. Wochenende 13.-15.03.2015 “Gestalten”: Die Teilnehmer erarbeiten
im Plenum und in Kleingruppen den Text des Bürgergutachtens. Das
Bürgergutachten wurde am 15. März 2015 an den Vorsitzenden der
Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe, Michael Müller
sowie an ENTRIA zur Veröffentlichung übergeben und so in die politi-
sche und wissenschaftliche Debatte eingespeist. Es ist auf der Seite der
Kommission und auf http://www.entria.de/ online publiziert.
Zentrale Ergebnisse des Bürgerforums (Executive Summary)
1. Sicherheit hat oberste Priorität: Bei der Suche nach einer Entsor-
gungsoption für hoch radioaktiven Müll hat die Sicherheit von
Mensch und Natur oberste Priorität, sowohl für heute als auch
in gleichem Maße für alle zukünftigen Generationen.
2. Keine Zeit vergeuden: Unsere Generation trägt die Verantwortung
für die sichere Lagerung unserer atomaren Abfälle. Keinesfalls dür-
fen weitere 50 Jahre mit ergebnislosen Diskussionen vergeudet wer-
den. Eine Lösung muss unter dem Primat der Sicherheit schnellst-
möglich gefunden werden. Auch Zwischenlösungen müssen deut-
lich sicherer gestaltet werden.
3. Gesamtgesellschaftlicher Konsens zum Verfahren: Das Verfahren
zur Bestimmung der endgültigen Entsorgungsoption muss auf ei-
nem gesamtgesellschaftlichen Konsens basieren. Nur ein bestmög-
lich akzeptiertes Verfahren schafft durch die Gesellschaft langfristig
akzeptierte Ergebnisse. Dazu bedarf es in jedem Fall einer umfas-
senden Bürgerbeteiligung.
4. Es braucht einen Volksentscheid: Das Verfahren der Suche und die
im Verfahren handelnden Institutionen müssen durch einen Volks-
entscheid legitimiert werden. Dies ist eine Möglichkeit, dem be-
stehenden Misstrauen entgegenzuwirken, öffentliche Aufmerksam-
keit für das Verfahren zu gewinnen und schließlich die Akzeptanz
des Suchverfahrens zu sichern.
5. Alternative Optionen erforschen: Es ist erforderlich, kontinuier-
lich nach alternativen Optionen der Entsorgung zu forschen. Dabei
darf es keine Denkverbote geben, es muss ergebnis- und themen-
offen vorgegangen werden. Auch die deutsche Forschung sollte
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sich aus diesem Grund stärker für eine internationale Forschungs-
zusammenarbeit einsetzen. Gleichzeitig muss an der konkreten
Umsetzung bisher zur Verfügung stehender Lagerungsoptionen ge-
arbeitet werden.
6. Keine Einigung zur Rückholbarkeit: die Teilnehmenden des Bürger-
forums konnten sich trotz intensiver Diskussionen in der Frage der
Rückholbarkeit im Falle einer geologischen Tiefenlagerung nicht
auf eine gemeinsame Haltung einigen. Diese Tatsache verdeutlicht,
dass die Endlager-Kommission und alle weiteren mit der Endla-
gersuche befassten Gremien ein besonderes Augenmerk auf die
Vermittlung und Erörterung von Entscheidungen in dieser Frage
legen müssen.
Die Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse des Bürgergutachtens
ﬁndet sich in (Allenfort u. a., 2015).
Auf politischer Seite folgte dem Bürgerforum eine Einladung von Teil-
nehmern zur Auftaktveranstaltung zur Bürgerbeteiligung der Kommissi-
on in der Jerusalemkirche Berlin am 20. Juni 2015, zu der das Gutachten
auch als Drucksache an alle Teilnehmenden verteilt wurde. Zudem wur-
den drei Teilnehmende zur Sitzung der Arbeitsgruppe 1 der Kommission
am 16. Oktober 2015 in den Deutschen Bundestag eingeladen, um dort
von ihren Erfahrungen zu berichten und ihr Gutachten noch einmal vor-
zustellen. Darin liegt ein großer Erfolg des ENTRIA-Bürgerforums, da den
Teilnehmern die Möglichkeit gegeben wurde, sich direkt an einer gesell-
schaftspolitischen Debatte zu beteiligen. Es ist unseres Wissens selten,
dass ein Bürgerforum in einen laufenden politischen Prozess integriert
wurde. Als problematisch erwies sich allerdings die Festlegung des Bür-
gergutachtens auf einen Volksentscheid, da diese Lösung als rechtlich
und politisch ausgeschlossen gilt. Die wissenschaftliche Auswertung und
Einbettung erfolgte in zwei Publikationen: Bimesdörfer u. a. (2016) und
Ott u. a. (2018).
Als zentrales Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Teilneh-
menden des Bürgerforums einen stärkeren Fokus auf die Gestaltung von
Entscheidungsprozessen legten, als auf Details der technischen Umset-
zung. Dies verortet die Ergebnisse stärker im Metakriterium der Gerech-
tigkeit, als in dem der Sicherheit. Ein Höchstmaß an Sicherheit wurde
von den Teilnehmenden als absoluter Wert gesetzt. Hier zeigt sich ein
prinzipieller Konsens: Alle Gerechtigkeitserwägungen prozeduraler, dis-
tributiver, kompensatorischer Art stehen unter der Voraussetzung des
Prinzips größtmöglicher Sicherheit.
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Die Bürgerinnen und Bürger sprechen sich in ihrem Bürgergutachten
deutlich für ein Tiefenlager und eine zügige Suche nach einem solchen
Lagertyp aus. Jedoch wurde diese Einsicht nicht als zentrales Ergebnis im
Gutachten ausgewiesen.
Bemerkenswert war der während des Bürgerforums spontan entstan-
dene Gedanke, die drei ENTRIA-Optionen als Komponenten einer dia-
chronen Strategie zu interpretieren, auch wenn dabei vernachlässigt
wird, dass Endlager ohne bzw. mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit von
Beginn an unterschiedliche technische Systeme sind. So regte ein be-
sonders engagierter Teilnehmer des Bürgerforums an, die drei ENTRIA-
Lagertypen nicht im Sinne einer Ordnung A∪B∪C zu verstehen, die dann
im Lichte von Kriterien von Akzeptabilität diskursrational in eine Vor-
zugsordnung A>B>C (oder anders) zu überführen wäre, sondern als eine
mögliche Abfolge in der Zeit zu verstehen (Status Quo→ A→B→C). Die
Fragen nach Vorzugswürdigkeit und Akzeptabilität in den Dimensionen
Gerechtigkeit und Sicherheit blieben auch dann wesentlich, würden aber
stärker temporalisiert. Die Oberﬂächenlagerung und Rückholbarkeit wä-
ren dann mögliche Module in einer übergreifenden, zeitlich gestreckten
Entsorgungsstrategie. Interessant hierbei ist, dass eine spontane Laienin-
tuition und das Ergebnis der Kommissionsarbeit in die gleiche Richtung
weisen. Auch hier bildet sich offenbar ein diesbezüglicher Grundkonsens,
der letztlich auf die Errichtung eines verschließbaren oder zu verschlie-
ßenden Tiefenlagers hinausläuft.
Als Methode ist ein einmaliges Bürgerforum nicht geeignet, repräsenta-
tive Ergebnisse zu erzielen oder breitere Teile der Öffentlichkeit an einem
wissenschaftlichen und politischen Prozess zu beteiligen. Es zeigt auch
auf, dass inhaltlich detaillierte Beteiligungsformate für alle Beteiligten
sehr aufwendig sind. Allerdings eignet sich die Methode zur Evaluation
von Chancen und Grenzen einer unvoreingenommen Laienpartizipation
und der Überprüfung wissenschaftlicher wie politischer Debattenbaustei-
ne hinsichtlich ihrer Plausibilität und Nachvollziehbarkeit Bimesdörfer
u. a. (2016).
Delphi-Studie
Das Delphi-Verfahren geht auf die Evaluation von Prognosen der Exper-
tinnen und Experten zurück, welche in den 1950er und 1960er Jahren
von der RAND Corporation für militärische Zwecke genutzt wurden1. Erst
später, in Deutschland vor allem in den 1990er Jahren entwickelte sich
ein verstärktes Interesse an Delphi-Verfahren (Häder, 2014). Die Methode
wird vor allem im Bereich der Zukunftsforschung (z.B. Marktanalysen, so-
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zialwissenschaftliche Erhebungen) angewendet (Cuhls, 2009; Steinmül-
ler, 1997).
Allerdings gibt es mittlerweile ganz unterschiedliche Typen von Delphi-
Befragungen. Eine Unterscheidung zwischen quantitativen und qualitati-
ven Verfahren reicht hier allerdings nicht aus. Vielmehr gibt es mittler-
weile dialog- oder konsensorientierte Verfahren, Delphi-Studien zur Ide-
enaggregation oder zur Ermittlung von Sachverhalten (vgl. Häder (2014)).
Auch unterscheiden sich die Befragungen hinsichtlich des Verfahrensab-
laufs (zum Beispiel die Anzahl der Fragerunden) und der Art und Wei-
se der Befragung (zum Beispiel Online-Fragebögen oder Gruppenbefra-
gungen)66. Auch die thematischen Ausrichtungen der Studien sind unter-
schiedlich. Zwar gibt es vor allem im Bereich von Technikfolgenabschät-
zung und Technikpolitik einen vermehrten Einsatz von Delphi-Studien,
jedoch werden diese auch zum Beispiel im medizinischen Bereich verwen-
det (Steinmüller, 1997).
Das generelle Ablaufschema eines Delphi-Verfahrens wird durch Abbil-
dung 5.1 verdeutlicht. Zentrales Element von Delphi-Befragungen sind
mehrere Befragungsrunden, wobei die Folgerunde(n) die Antworten aus
der ersten Runde explizit einbeziehen. Abbildung 5.1 veranschaulicht die-
se Vorgehensweise: Im Zentrum stehen die Fragen des Monitoringteams.
Diese werden den Expertinnen und Experten zur Beantwortung präsen-
tiert. Die Antworten, die Zwischenresultate, werden dann in der zwei-
ten Fragewelle wiederum zur Kommentierung freigegeben. Es gibt Del-
phi-Verfahren mit mehr als zwei Fragerunden. Jedoch hat sich empirisch
herausgestellt, dass weitere Fragerunden nicht nur sehr aufwendig sind,
sondern auch kaum zur Verbesserung des Ergebnisses beitragen (Stein-
müller, 1997).
Die Delphi-Studie des Teilprojektes diente insbesondere der Identiﬁ-
kation möglichst vieler unterschiedlicher Ansichten und Begründungs-
strategien in Bezug auf zentrale Problematiken der Entsorgung hoch ra-
dioaktiver Reststoffe. Damit wurde versucht, der Komplexität des Diskur-
ses und der Sachlage Rechnung zu tragen. Im Gegensatz zur Konsensori-
entierung im Bürgerforum wurde bei der Studie kein Konsens unter den
Teilnehmenden angestrebt. Positionen aus der ersten Fragerunde, welche
sich inhaltlich widersprechen, wurden jedoch bewusst als Frage oder Aus-
sage, zu der sich die Teilnehmenden argumentativ verhalten sollten, in
die zweite Befragungsrunde eingebaut. Damit wurde der Versuch unter-
nommen, die unterschiedlichen Sichtweisen zu kommunizieren und die
66In der deutschen Forschungslandschaft ist hier insbesondere der Sozialwissenschaftler
Ortwin Renn zu nennen, der seit Jahren zur Methode des Gruppendelphis forscht (Schulz
u. Renn, 2009).
402












Zwischenergebnis + zweiter 
Fragebogen 
Ergebnis 
Abbildung 5.1: Generelles Ablaufschema eines Delphi-Verfahrens.
Expertinnen und Experten damit in gewisser Weise in die Lage zu bringen,
sich mit anderen Positionen auseinander setzen zu müssen. Hauptintenti-
on dieser Vorgehensweise war es, wie beim Bürgerforum, einen gewissen
Zwang zur Reﬂexion anderer Standpunkte und Argumente zu erzeugen
und vor diesem Hintergrund auch eine intensivere Auseinandersetzung
mit der eigenen Argumentationsstrategie und Positionierung zu ermögli-
chen.
Für die Teilnahme an der Delphi-Studie in ENTRIA wurden Vertreterin-
nen und Vertreter aus unterschiedlichen Akteursgruppen angesprochen,
ganz im Sinne des eigenen Forschungsanliegens, möglichst viele hetero-
gene Sichtweisen erkennbar und diskutierbar werden zu lassen. Da dies
das zentrale Anliegen unserer Studie war, unterscheidet sich das Konzept
von klassischen Delphi-Formaten. Vielmehr kann die Delphi-Befragung
in ENTRIA im Sinne eines Politik-Delphis verstanden werden (vgl. Turoff
(2002)).
Auswahl der Teilnehmenden
Die Auswahl der Teilnehmenden erfolgte per Telefon und / oder e-Mail.
Zu Beginn der Auswahl wurde eine Übersicht erstellt mit den Namen po-
tentieller Teilnehmender, welche unter die jeweilige Akteursgruppe sub-
sumiert wurden. Im Falle von Bürgerinitiativen aus der Anti-Atomkraft-
Bewegung wurde eine Liste mit den Initiativen erstellt und neben einzel-
nen Mitgliedern auch die Gruppen angerufen oder / und per E-Mail ange-
schrieben. Insgesamt umfasste dieses Panel 38 Personen- und Gruppen-
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namen. Von den 16 Personen, welche für beide Befragungsrunden zusag-
ten, beantworteten 11 Personen den ersten Fragebogen. An der zweiten
Fragerunde nahmen 10 Personen teil, allerdings war hier ein Teilnehmen-
der nicht an der ersten Runde beteiligt. Die Zusammensetzung der Teil-
nehmenden-Gruppe sah wie folgt aus:
• Staatliche Institutionen, wie Bundes- und Landesbehörden: n = 3
• Wissenschaftliche Einrichtungen: n = 4
• Privatwirtschaft: n = 2
• Anti-Atom-Bewegung: n = 0
• Umweltverbände: n = 1
• Sonstige: n = 1.
Die Expertinnen und Experten der zweiten Runde setzten sich wie folgt
zusammen:
• Staatliche Institutionen, wie Bundes- und Landesbehörden: n = 2
• Wissenschaftliche Einrichtungen: n = 4
• Privatwirtschaft: n = 1
• Anti-Atom-Bewegung: n = 0
• Umweltverbände: n = 2
• Sonstige: n = 1.
Zentrale Fragestellungen
Der Aufbau beider Fragebögen orientierte sich am Forschungsinteresse
von ENTRIA, also den beiden Metakriterien Sicherheit und Gerechtigkeit,
den drei Entsorgungsoptionen und den gesellschaftlichen und politi-
schen Problemstellungen. Der erste folgte folgendem Aufbau:
• Block A: Generelle Fragestellungen zum realpolitischen Diskurs
• Block B: Drei Entsorgungsoptionen im Fokus von ENTRIA
• Block C: Sicherheit von Mensch und Umwelt als oberstes Ziel im
gesamten Entsorgungsprozess
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• Block D: Gerechtigkeitsfragen bei der Suche nach einem Lagerstand-
ort
• Block E: Generelle Fragen zur Lagerung radioaktiver Reststoffe
Die Befragten sollten in den Blöcken A und B der ersten Runde Pro-
und Contra-Argumente formulieren. Dabei war es wichtig, wie die einzel-
nen Personen diese Argumente subjektiv beurteilen, um zunächst einen
möglichst großen und diversen Argumentationsraum aufzuspannen. Die
Fragen der Blöcke C, D und E erinnerten mehr an das „klassische“ Delphi-
Format, da hier explizit nach der subjektiven Position der Teilnehmenden
gefragt wurde.
Zentral war die Auseinandersetzung mit möglichst vielen unterschied-
lichen Argumenten, Überzeugungen und der Notwendigkeit ihrer kriti-
schen Überprüfung. Daher wurden die Antworten der Teilnehmenden hin-
sichtlich ihrer impliziten Prämissen untersucht (Präsuppositionsanalyse).
Diese war insbesondere für die Auswertung der ersten Runde einschlä-
gig, da implizite Werturteile und Hintergrundannahmen den Inhalt einer
Argumentation wesentlich bestimmen. Diese Argumentationen – ihrem
„argumentativen Hintergrund“ geschuldet – prägen die Debatte zur Ent-
sorgungsproblematik. Dieser philosophisch-analytische Zugriff ist eine
Möglichkeit, um Dissense und Widersprüchlichkeiten besser nachvollzie-
hen zu können: Implizite Wertungen und Prämissen werden sichtbar und
somit diskurstauglich. Dies ist wichtig, da implizite Setzungen eine Argu-
mentation wesentlich beeinﬂussen. Diese können im Widerspruch zu an-
deren Aussagen stehen. Wenn dies der Fall war, wurden die widersprüchli-
chen Prämissen und auch Konklusionen in der zweiten Befragung explizit
zur Diskussion gestellt.
Zentrale Ergebnisse
Die Studie diente der Untersuchung zentraler Spannungsverhältnisse und
Trade-Offs im Kontext der Entsorgung hoch radioaktiver Reststoffe. Da ei-
ne detaillierte Darstellung der Ergebnisse in diesem Bericht zu viel Raum
einnehmen würde, werden nur einzelne Schlaglichter benannt. Für eine
ausführliche Besprechung siehe Ott u. a. (2018).
Im Unterschied zum Bürgerforum tendierten viele Antworten zur Prio-
risierung einer technisch-naturwissenschaftlichen Herangehensweise
und es war eine stärke Auseinandersetzung mit Fragen der Sicherheit
festzustellen.
In verschiedenen Kontexten wird „Sachlichkeit“ betont. Zum Beispiel
beziehen sich bestehende politische Konﬂikte auf Sachfragen, daher kön-
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ne der Einbezug z. B. unbefangenerer jüngerer Generationen diese nicht
abmildern. Optimierungen (z. B. mehr Transparenz) des Suchprozesses
sind zwar wichtig, können jedoch das St.-Florians- oder NIMBY-Prinzip
nur bedingt relativieren.
Wie im Bürgerforum existiert ein heterogenes Meinungsbild zum The-
ma Rückholbarkeit. Bedingte Zustimmung kam, da Rückholbarkeit durch
den Eindruck, man könne jederzeit korrigierend eingreifen, beruhigend
auf die Bevölkerung wirke. Allerdings sei kaum eine Situation vorstellbar,
für welche die Rückholung tatsächlich sinnvoll wäre. Hier passt das Wort
der „Akzeptanzförderung“, welches von einem Teilnehmenden benutzt
wurde: Rückholbarkeit sei jedoch mehr als das, da sie die Qualität der
Einlagerung radioaktiver Reststoffe mit sichern könne: Durch sie sei die
Überprüfung der durchgeführten Maßnahme möglich und führt letztend-
lich zur Bewertung, ob ein Endlagersystem sich in die intendierte Rich-
tung entwickelt hat oder nicht. Im Gegensatz dazu wählte eine Person
„ich stimme nicht zu“, da sie die Rückholbarkeit als mit erheblichen Si-
cherheitsabstrichen verbundene Handlungsoption verstehe.
Reversibilitätsmöglichkeit von Entscheidungen im Verfahren wurde
von allen als notwendig erachtet hinsichtlich der Fairness des Verfahrens
(vollkommene und bedingte Zustimmung).
Hinsichtlich der Frage, ob intergenerationelle Gerechtigkeit primär die
Herstellung von größtmöglicher Handlungsfreiheit für zukünftige Ge-
nerationen bedeute, herrschte Meinungsverschiedenheit. Während drei
der Befragten dem zustimmten, gab es weitere drei Personen, welche der
Aussage bedingt zustimmten. Drei Teilnehmende stimmten nicht zu und
eine Person wollte laut eigener Angabe die Frage nicht beantworten.
Die Zustimmung wurde mit der Betroffenheit zukünftiger Generatio-
nen von dann vergangenen Handlungen vorheriger Generationen begrün-
det. Handlungsfreiheit sei hier außerdem wichtigster Optionswert.
Eingeschränkt wurde diese Priorisierung jedoch von einem Teilneh-
menden, welcher mit bedingter Zustimmung erläuterte, dass diese Hand-
lungsfreiheit von vornherein eingeschränkt sei, da die Vergangenheit zei-
ge, dass, wenn einmal an einem Standort radioaktive Reststoffe lagern,
dieser Ort auch zukünftig Lagerort sein würde.
Ein anderer Teilnehmender explizierte weiterhin, dass größtmögliche
Handlungsfreiheit primär bedeute, heutzutage Entscheidungen so zu tref-
fen, dass zukünftige Generationen am wenigsten Belastungen ertragen
müssen.
Keine Zustimmung dazu, dass intergenerationelle Gerechtigkeit primär
die Herstellung von größtmöglicher Handlungsfreiheit für zukünftige Ge-
nerationen bedeute, gab es aus den folgenden Gründen: Erstens, wurde
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darauf verwiesen, dass die Handlungsfreiheit die Sicherheit des Endlagers
beeinträchtige. Zweitens, stellte sich hier das Problem, dass die Hand-
lungsfreiheit der kommenden Generationen für heutige Generationen un-
gerecht wäre. Drittens wurde darauf aufmerksam gemacht, dass an dieser
Stelle nicht größtmögliche Handlungsfreiheit gegenüber Risiken gemeint
sein solle, die heutige Generationen als nicht akzeptabel einschätzten.
Stattdessen soll versucht werden, Risiken auf Dauer zu minimieren und
Sicherheit zu erzeugen. Handlungsfreiheit zukünftiger Generationen sei
eine Frage von Information, zukünftiger Risikobereitschaft und zukünfti-
gem Aufwand.
Fazit zum AP „Sicherheit, Gerechtigkeit, Diskurs: Kriterien, Verfahren und
Gründe für die Endlagersuche“
Wir unterscheiden Eindrücke, Einsichten und Aussichten. Eindrücke be-
ziehen sich auf die Wahrnehmung des politischen Prozesses, Einsichten
beziehen sich direkt auf ENTRIA-Forschungen. Aussichten antizipieren
Probleme der anstehenden Phase der Standortsuche.
Eindrücke. Der Umgang mit hoch radioaktiven Reststoffen, der durch die
Erzeugung dieser Stoffe unvermeidlich wurde, stellt ein „dialektisches“
politisches Problem dar: Es droht die Routinen politischer Verfahren zu
überfordern und muss doch auf dem Wege politischer und rechtlicher
Verfahren einer Lösung zugeführt werden, die sich am Wert größtmögli-
cher Sicherheit orientiert. Vielen an diesem Verfahren Beteiligten dürfte
der Gedanke gekommen sein, dass es besser gewesen wäre, diese Stof-
fe seien nie erzeugt worden. Der Zeitraum der Einlagerung übersteigt
den Zeitraum der Nutzung der Kernenergie bei Weitem. Durch frühere
Entscheidungen, deren Ergebnisse irreversibel sind, wurden Generatio-
nen, die vom (angeblichen) Nutzen der Kernenergie nicht mehr proﬁ-
tieren, dazu „verurteilt“, eine „hochwertige“ Problemlösung zu ﬁnden.
Retrospektiv betrachtet, erscheint die Politik, Nuklearreaktoren ohne
gesicherten Entsorgungsnachweis zu betreiben, als verantwortungslos.
Ob diese Politik der Wirkmächtigkeit des Mythos‘ des „Atomzeitalters“
geschuldet war, sei dahingestellt67. Das Framing des Atomausstiegs hat
sich im neuen Diskurs durchgesetzt. Die Allokation der Reststoffe ist
das letzte große Problem des Nuklearzeitalters („Altlast“). Diese „Alt-
last“ ist extrem kostenträchtig. Radioaktive Reststoffe erweisen sich als
ein Musterbeispiel für „private proﬁts, public costs“ (s. u.). Zieht man
67Siehe hierzu (Bluhm, 1999, S. 203–224).
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die volkswirtschaftlichen Opportunitätskosten für Erforschung und Ent-
sorgung der Nuklearenergie umfassend in Betracht, so erweist sich im
Nachhinein die Nuklearenergie als eine teure Technik. Vom moralischen
Standpunkt aus betrachtet, wären Gesellschaft und Politik berechtigt,
Nachforderungen an ehemalige AKW-Betreiber zu richten.
Es hat in den vergangenen Jahren durchaus Fortschritte bei der Pro-
blemlösung gegeben. Der Kommissionsbericht liegt vor; Institutionen
sind eingerichtet worden (NBG, BGE, BfE). Das Vertrauen in eine sachli-
chere Lösung des Problems ist eher gestiegen. Die Legitimität des Such-
prozesses wird nicht grundlegend in Frage gestellt. Diskursivität und
Partizipation werden nicht nur beteuert, sondern durchaus praktiziert.
Deliberative Demokratie (im Sinne von Habermas) erscheint nicht uto-
pisch, wenngleich diese Debatte kein „idealer“ Diskurs sein kann. Ein
Erfahrungsaustausch mit Ländern, die ähnliche Prozesse durchlaufen
(Schweiz, Schweden), zeigt ähnliche Chancen und Risiken.
Einsichten. In der Philosophie versucht man, allgemeine Einsichten zu
gewinnen und festzuhalten, hinter die nicht mehr zurückgegangen wer-
den sollte. Begründete Einsichten, zu denen bestimmte Personen in be-
stimmten diskursiven Settings zu bestimmten Zeiten, d.h. in einem „con-
text of discovery“ gekommen zu sein glauben, beanspruchen, im weiteren
Verlauf der Debatte als Prämissen zu gelten. Diese Einsichten entstam-
men nicht der philosophischen Ethik, sondern bilden sich im Diskurs her-
aus. Die Ethik hält sie nur fest.
Zentrale Einsichten nach fünf Jahren ENTRIA:
1. Wir setzen im Anschluss an das Bürgerforum und den Kommissions-
bericht voraus, dass Elemente der drei ENTRIA-Optionen mögliche
Komponenten einer langfristigen Strategie sein werden, an deren
Ende ein verschließbares bzw. zu verschließendes Tiefenlager steht.
2. Ein Paternalismus bei der Zukunftsverantwortung ist unvermeid-
lich. Wie sollen wir wissen, ob zukünftige Menschen lieber ein im
Idealfall wartungsfreies Tiefenlager oder ein langfristig zugängli-
ches Oberﬂächenlager wollen? Wir können vermuten, dass zukünf-
tige Menschen in dieser Frage ähnlich uneins sein werden wie wir
selbst.
3. Das abstrakte Prinzip der Zukunftsverantwortung erlaubt es, für
und wider Zugänglichkeit zu argumentieren. Das konkretere Prin-
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zip des Optionserhalts (Hubig, 1995), spricht (Kornwachs68 (2017):
„schwach“) zugunsten von Zugänglichkeit. Aber man kann auch
sagen, das Prinzip des Vermächtniswertes (Hubig, 1995) spricht
eher dagegen, wenn man zukünftige Generationen von Problemen
entlasten möchte. Optionenmaximierung ist kein Prinzip des Zu-
kunftshandelns, denn es könnte sein, dass zukünftige Generatio-
nen einige Optionen gerne „los“ wären. Es gibt einen Trade-Off
zwischen Handlungsfreiheit und Sorgenfreiheit (aus Gesprächen
mit Anne Eckhardt und Klaus-Jürgen Röhlig). Wenn ich in einer
Hinsicht „sorgenfrei“ bin (z. B. weil ich keine Ressourcen mehr für
die Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle einsetzen muss), wächst
meine Handlungsfreiheit an anderer Stelle (z. B. bei der Anpassung
an den Klimawandel).
4. Zugängliche Lagerstätten verlangen kontinuierliches aufwändiges
Management („Hüte“-Konzepte). Langfristige security ist nicht ver-
lässlich prognostizierbar. Das Verhalten von geotechnischen Sys-
temen (Wirtsgestein, Deckgebirge, Verschlussbauwerke) ist besser
vorhersagbar als das von Menschen. Wer Zugänglichkeit fordert,
muss leider auch über den Fall der Verteidigung der Anlage reden,
nicht nur über das bessere zukünftige wissenschaftliche Wissen.
5. Die Zukunft ist nicht homogen; es bestehen Trade-Offs zwischen
näherer und ferner Zukunft (Ott u. Semper, 2017). Höhere Suchkos-
ten belasten die nähere Zukunft, könnten aber die fernere Zukunft
sicherer machen. Aber um wieviel sicherer?
6. Nun kann Rückholbarkeit für viele Jahrzehnte garantiert werden
(bis 2070, vielleicht auch länger). In der Bau- und Einlagerungspha-
se ist Rückholbarkeit vorgeschrieben. Erst hernach kommt es zu
einer Phase, in der über Verschluss oder Offenhaltung zu entschei-
den ist. Diese Entscheidung ist strikt als eine zukünftige offene
Entscheidung zu denken. In jedem Fall sollte ein Tiefenlager so er-
richtet werden, dass sich zukünftige Generation für den Verschluss
entscheiden können. (Vielleicht verlieren sie ja in einem Zeital-
ter erneuerbarer Energie jegliches Interesse an solchen toxischen
Substanzen.)
7. Die zukünftige Entscheidungsgrundlage können wir im Jahre 2018ff
nicht kennen, da in sie sämtliche weltweiten Erfahrungen mit ra-
68Kornwachs, K. (2017): Dilemmata der Entsorgung nuklearen Abfalls - Impuls zur Diskus-
sion: Ethik und Recht im Dialog über radioaktive Reststoffe. ENTRIA Veranstaltung „Ra-
dioaktive Abfälle – was nun?“ , Braunschweig, 30.09.2017
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dioaktiven Reststoffen zwischen 2018 und 2080 eingehen werden,
die wir prinzipiell nicht gedanklich simulieren können. Zukünftige
Generationen haben das Recht, das Bergwerk in ein wartungsfreies
Tiefenlager zu überführen; eine intergenerationelle Pﬂicht zur per-
manenten Offenhaltung lässt sich nicht begründen (Ott u. Semper,
2017).
8. Rehbinder argumentierte auf der ENTRIA-Abschlusskonferenz 2017
aus rechtlicher Sicht, dass der Kommissionsbericht normative Tat-
sachen geschaffen habe. Die Empfehlung „Tiefenlager mit Rückhol-
barkeit“ sei Teil der neuen Rechtswirklichkeit geworden. Die Bedin-
gung der Rückholbarkeit ist somit ethisch vertretbar, politisch ge-
wollt und rechtlich festgelegt worden. Diese Rechtswirklichkeit soll-
te nicht unterschätzt werden, obwohl man Gesetze ändern kann.
Die rechtliche Dimension wird neuartige Herausforderungen auch
an das öffentliche Recht mit sich bringen.
9. Auch Kostengründe sind letztlich Gründe. Die Rückstellungen wer-
den vermutlich nicht ausreichen. Trotzdem macht es einen Unter-
schied, um wieviel höher die Kosten ausfallen werden. Dass Oppor-
tunitätskosten irrelevant sind, wird keiner behaupten. Vielleicht
brauchen zukünftige Generationen später mehr Geld für die globale
Anpassung an den Klimawandel oder die sozialpolitische Integra-
tion der EU. In Zukunft sind mehr techno-ökonomische Analysen
notwendig. Dies betrifft auch Trade-Offs zwischen Schacht Konrad,
Asse und dem zu ﬁndenden Standort für ein Endlager.
10. Ein langer Such- und Entsorgungsprozess ist mit zusätzlichen Belas-
tungen insbesondere für die Beschäftigten in Entsorgungsanlagen
verbunden (Walther u. Riemann, 2017).
11. Politisch wäre eine Parallelsuche nach Oberﬂächen- und Endlagern
extrem schwierig und kostenträchtig.
12. Langfristige Oberﬂächenlager haben das Potential strategischer
Redundanz und der Absicherung gegenüber Verzögerungen (Rie-
mann, 2017), bergen aber die Gefahr, dass die Suche nach einem
Endlager „einschläft“ (Ott u. Budelmann, 2017).
Diese Einsichten stehen am Beginn der jetzt anstehenden nächsten Phase
des zweiten Suchlaufs.
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Aussichten. Für die nähere Zukunft stellt sich in beiden Dimensionen (Si-
cherheit, Gerechtigkeit) ein „timing“-Problem. Was bedeuten in diesem
Zusammenhang zeitbezogene Werturteile („Verzögerung“, „Beschleuni-
gung“)? Was meinen wir genau, wenn wir bspw. sagen, wir sollten uns bei
der Standortsuche beeilen, ohne zu überstürzen?
Rein theoretisch kann man das Problem des sogenannten optimal stop-
ping point heranziehen, um die Sinnhaftigkeit zusätzlicher Suchprozesse
und Zugänglichkeit zu beurteilen. Wenn eine unaufhörliche Suche nach
der allerbesten Lösung zu gar keiner Lösung führt (man sucht den aller-
besten Lebenspartner und bleibt am Ende allein), dann ist nicht jede noch-
malige Überprüfung ein Gewinn. Das Problem des optimal stopping point
stellt sich auch in praktischen Diskursen. Wenn keine neuen Gründe vor-
gebracht werden und eine Endlosschleife an bekannten Gründen ange-
sichts von Handlungs- und Zeitdruck keine zusätzlichen Rationalitätsge-
winne mehr erbringt, ist es an der Zeit, zu Entscheidungen zu kommen.
Dies betrifft sowohl die Standort- als auch (später) die Verschlussfrage.
Mögliche Freiwilligkeit und Kompensation wird zu einem deliberati-
ven Thema im Standortauswahlprozess werden. Natürlich bleibt „best-
/ größtmögliche Sicherheit“ hier vorausgesetzt. Aber möglicherweise
gibt es Grenzen der Wissenschaft hinsichtlich des „best-“ bzw. „größt-“
möglichen: Was ist, wenn die Anzahl geeigneter („bestmöglich sicherer“)
Standorte größer Eins ist? Was, wenn es keinen Sinn mehr macht, mini-
male Differenzen an Sicherheit (etwa unter einem Minimax-Kriterium)
über extrem lange Zeiträume in Modellen berechnen zu wollen? Was,
wenn die Wissenschaft an ihren Grenzen zugunsten der Politik abdankt
(und gerade darin ihr Ethos hat)? Bereitwilligkeit als Präzisierung von
Freiwilligkeit (Ott u. Riemann, 2018) könnte im Falle einer notwendigen
Entscheidung die Rolle des „Züngleins an der Waage“ spielen.
Es gilt, nach der Auseinandersetzung mit einem „wicked problem“ die
kommunikative Ebene auf ihre „wicked communication“ hin zu untersu-
chen, da sich in der sprachlichen Verständigung über die weiteren Schrit-
te der Entsorgung und die Verteilung von Verantwortlichkeiten Konﬂikte
herausbilden können, die ein deliberatives Verfahren zumindest erschwe-
ren.
Es besteht die Aufgabe, die diskursiven Rationalitätsgewinne der ver-
gangenen Jahre in die nächste Phase „aufzuheben“. Es wäre auch denk-
bar, dass in der kommenden Suchphase die Formen der Kommunikation
wieder in agonale Polemik übergehen. Hier bedarf es dringend institutio-
nalisierter Sicherungen der Rationalitätsgewinne, d. h. eine Art „Diskurs-
Gedächtnis“ als Wissensspeicher.
411
5 Ergebnisse der Teilprojekte
Folgender Punkt steht in nicht allzu ferner Zukunft zur Entscheidung
an: Wenn man geologisch weiß, dass Kristallingestein Nachteile gegen-
über Salz und Ton hat, soll dennoch aus Gründen der Parität ein Erkun-
dungsbergwerk im Kristallingestein errichtet werden – oder nicht? Diese
Frage ist direkt mit Interessen einzelner Bundesländer verknüpft. Wer ist
befugt, diese Entscheidung zu treffen?
Die Suchprozesse könnten je nach veranschlagten Zeitbedarf und Ver-
zögerungen eine langfristige Zwischenlagerung an der Oberﬂäche (LOL)
unumgänglich machen (Ott u. Budelmann, 2017). LOL ist letztlich eine
buying-time-Strategie, die vor der Frage steht, wofür man sich die Zeit
kaufen möchte. Es bestehen Trade-Offs auf der Zeitschiene und im Hin-
blick auf Zugewinn an Sicherheit.
Eine Verbindung aus mehreren Standortproblemen: Zwischenlager,
LOL, Konrad, Asse und Standortauswahl für ein Endlager, Problem der
Wirtsgesteine birgt die Gefahr einer „Chaotisierung“ von Politik. Eine
solche Verbindung ist zudem extrem kostspielig und der Öffentlichkeit
schwer zu vermitteln. Insofern ist trotz der genannten Rationalitätsge-
winne die Entsorgungsstrategie keineswegs „über den Berg“.
5.3.2 AP „Verfassungsrechtliche Anforderungen und
verwaltungsrechtliche Implikationen“ (TU Braunschweig,
Institut für Rechtswissenschaften)
Verfassungsrechtliche Anforderungen und verwaltungsrechtliche
Implikationen
Als Teil des Transversalprojekts „Ethisch-moralische Begründung, recht-
liche Voraussetzungen und Implikationen“ gehören zu dem Arbeitspa-
ket des Instituts für Rechtswissenschaften (IRW) an der TU Braunschweig
rechtliche, gesellschaftliche und ethische Fragestellungen.
Die Projektlaufzeit gab Anlass und bot die Chance, auf die erstmali-
ge Verabschiedung wie die Novellierungen des Standortauswahlgesetzes
einzugehen. Ferner wurden rechtswissenschaftliche Diskussionen, be-
stehende Rechtsﬁguren und Regulierungsmuster genutzt und zum Anlass
genommen, um einerseits die Rechtsdogmatik zu hinterfragen und ande-
rerseits daran anknüpfend in etlichen Fällen interdisziplinäre Koopera-
tionen einzugehen. Dabei wurden durchweg fortschrittliche, innovative,
interdisziplinär informierte Sichtweisen angestrebt und in zahlreichen
Publikationen vertreten.
Folgerichtig war die Arbeit des AP Recht nicht primär auf klassisch-
dogmatische Arbeit am Begriff, sondern vorrangig am Verständnis der
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Neuen Verwaltungsrechtswissenschaft (Voßkuhle, 2012, insb. Rz. 37ff),
im Sinne einer „offenen Rechtswissenschaft“ (Hoffmann-Riem, 2010)
orientiert, die an Steuerungsfragen und Innovationen interessiert ist
(Hoffmann-Riem, 2016). Dies schließt die Interpretation von Vorschrif-
ten mittels der juristischen Auslegungsregeln (Smeddinck, 2013a) nicht
aus, sondern stellt einen essentiellen Bestandteil und die Grundlage für
übergreifende Überlegungen und die Formulierung eines Reform- und
Fortentwicklungsbedarfes dar.
So wie ENTRIA für diverse Disziplinen und die interdisziplinäre wissen-
schaftliche Durchdringung eine Art nachholende Modernisierung ermög-
lichte, so trifft das auch für den Bereich der rechtswissenschaftlichen
Diskussion zu. Solange es – abgesehen von spezialgesetzlichen (z. B.
Strahlenschutzrecht) und untergesetzlichen Sicherheitsanforderungen
(z. B. des BMU von 2010) nur die Zulassung eines Endlagers lediglich
knapp in Form des Planfeststellungsverfahrens im Atomgesetz geregelt
war, gab es eben auch praktisch keine fortschrittsorientierte rechtswis-
senschaftliche Fachdiskussion.
Initialzündung dafür war das Standortauswahlgesetz (StandAG) von
2013, das nicht nur als Neustart apostrophiert wurde, sondern das eben
auch mit einem innovativen Regelungsdesign, bisher beispiellosen Rege-
lungen erkennbar bestrebt und darauf angelegt war, zum einen dem his-
torischen Konﬂikt um die friedliche Nutzung der Kernenergie in Deutsch-
land Rechnung zu tragen und zum anderen den Stand der neueren rechts-
wissenschaftlichen Diskussion zur Bürgerbeteiligung bei umstrittenen
Infrastrukturprojekten im Gefolge der Konﬂikte um das Bahnhofsprojekt
Stuttgart 21 nicht zu verfehlen.
Das StandAG wird dauerhaft die Basis für die Standortsuche bilden. Hier
waren und sind regulatorischen Innovationen enthalten, wie die Endla-
gerkommission, der eingeschränkte Rechtsschutz, die Legalplanung, die
Abfolge vorgesehener gesetzlicher Entscheidungen, für die es zwar Vor-
bilder gibt, mit denen es aber in dieser Ausgestaltung und in diesem Um-
feld keine praktische Erfahrungen gibt. Einerseits ist es so schwierig, die
Wirksamkeit der Regelungen abzuschätzen. Andererseits erzeugen die Re-
gelungen, eben weil sie neu sind, Unsicherheiten, Misstrauen und Wider-
stand. So muss das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit
sich erst Klarheit verschaffen, was eine lernende Verwaltung ausmacht
und dann – insoweit wirkt das Recht auch stimulierend – entsprechende
Maßnahmen umsetzen. Zunächst aber stehen aber weder eine gesicherte
Dogmatik, noch belastbare Erfahrungswerte zur Verfügung. Generell ist
eine Diskussion um das richtige Verhältnis von repräsentativer und direk-
ter Demokratie und entsprechender Elemente entbrannt, die rechtswis-
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senschaftlich wie gesellschaftlich weiter ausgekämpft werden muss. Die
„deliberative Zwischenwelt“, die sich in der Gesellschaft herausgebildet
hat (s. oben), wird ja nicht nur positiv gesehen. Auf diese Herausforde-
rungen ist das für die Atommüllentsorgung relevante Recht bisher nicht
ausgerichtet gewesen. Denn zuvor war die Rechtslage stark top-down und
gerichtszentriert geprägt.
Die Suche nach einer sicheren Lösung für die Entsorgung der hoch
radioaktiven Reststoffe birgt nicht nur die Aufgabe, einen Standort zu
ﬁnden, der nach dem Standortauswahlgesetz die bestmögliche Sicher-
heit für eine Million Jahre gewährleistet, sondern stellt das Verfahren vor
grundsätzliche Herausforderungen bezüglich seiner Ausgestaltung. Im
Wege eines nationalen Konsenses zwischen Bund und Ländern, Staat und
Gesellschaft sowie Bürgerinnen / Bürgern soll die Suche erfolgen. Dabei
waren viele Rechtsfragen eines komplett neuen Gesetzes ungeklärt. Auf-
grund von Nachfragen zum Gesetzestext von Kolleginnen und Kollegen
aus ENTRIA wie aus der Gesellschaft wurde mit Hilfe externer Kräfte
die Erarbeitung des ersten und einzigen juristischen Kommentars zum
Standortauswahlgesetz geschultert. Außerdem wurden aufgrund solcher
Impulse von außen Einzelfragen und gesellschaftliche Kritik zum Gesetz
aufgegriffen und gewürdigt (Smeddinck u. Willmann, 2014; Smeddinck u.
Semper, 2016).
Unmut und Kritik wurde verschiedenen Regelungsgehalten des Stand-
ortauswahlgesetzes entgegen gebracht. Dazu gehört vor allem die Frage
des Rechtsschutzes. Auch die Regelungen der Öffentlichkeitsbeteiligung
stießen auf Kritik. Vor allem die gewachsenen Erwartungen an Partizi-
pation sind mitverantwortlich für die kritische Aufnahme des Gesetzes.
Die Beteiligung der Öffentlichkeit war im StandAG 2013 in Form von Min-
deststandards ausgestaltet. Die Öffentlichkeitsbeteiligung soll nach wie
vor im Sinne eines dialogorientierten Prozesses stattﬁnden. Die prinzi-
pielle Regelung signalisiert epochal den Willen zu einer neuen Herange-
hensweise. Es stellt sich allerdings die Frage, was unter einem dialogori-
entierten Prozess zu verstehen ist und wie weitgehend er im Vorhinein
durch den Gesetzgeber reglementiert werden sollte (Smeddinck, 2017b,
Rz. 37ff).
Das Standortauswahlgesetz 2013 stand schon aufgrund des Evaluie-
rungsauftrags an die Endlagerkommission auf dem Prüfstand. Die wei-
teren Novellierungen des Gesetzes bis hin zu der umfänglichen Über-
arbeitung im Anschluss an die Empfehlungen der Endlagerkommission
wurden ebenfalls publizistisch begleitet (Smeddinck, 2017c).
Die Projektbeschreibung für das AP Recht wurde im Förderantrag insge-
samt pragmatisch als ﬂexible Grundlage genommen, die im Rahmen der
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eigentlichen Zusammenarbeit in ENTRIA und in Reaktion auf die äuße-
ren gesellschaftlichen Umstände ﬂexibel und agil ausgefüllt wurde.
Eine Bandbreite ausgewählter Arbeiten und Ergebnisse des AP Recht
sollen im Weiteren vorgestellt werden. Dabei kann nicht auf alle Detail-
ergebnisse eingegangen werden. Sie ergeben sich aus der Vielzahl von
Publikationen des AP Recht. Vielmehr wird darauf abgezielt, die behan-
delten Fragen und abschließende Einschätzungen vorzustellen. Die Be-
legtiefe ist für diese Darstellung reduziert worden.
Die Darstellung erfolgt in den Abschnitten Erste Analysen zum Stan-
dAG (S. 415), Rechtswissenschaftliche Grundlagen (S. 419) und Fokussier-
te Analysen (S: 425) sowie Fazit und Ausblick (S. 434)
Erste Analysen zum StandAG
In einer ersten Arbeitsphase wurde in drei Aufsätzen das Standortaus-
wahlgesetz in unterschiedlicher Weise aufgegriffen.
Elemente des Standortauswahlgesetzes. Politischer Erfolg oder schon
wieder eine Entmündigung der Bürger? Mit dem Standortauswahlgesetz
beanspruchte die Politik, einen Neustart in der Suche nach einem End-
lager für radioaktive Abfälle zu machen. Wichtige Elemente des Geset-
zes wurden erstmals gewürdigt (Smeddinck, 2014). Das Gesetz passt in
eine ganze Reihe jeweils unterschiedlicher, gesetzlich geregelter Par-
tizipationsverfahren (z. B. Netzausbaubeschleunigungsgesetz, Umwelt-
verträglichkeitprüfungsgesetz). Zugleich erfordert die Singularität der
Fragestellung ein eigenständiges Gesetzeswerk. Nach wie vor gilt rechts-
wissenschaftlich, dass der parlamentarische Prozess der Gesetzgebung
das Gesetz zu dem staatlichen Handlungsinstrument mit dem transpa-
rentesten demokratischen Willensbildungsprozess macht (Krings, 2013,
Rz. 1). In diesem Sinne hat der Gesetzgeber mit dem StandAG vieles rich-
tig gemacht: Trotz der langfristigen Zukunftsorientierung werden der
weitere (Planungs-)Prozess und die damit verbundene Gestaltungsmacht
eben nicht an die Exekutive abgegeben, sondern das Parlament behält
auf absehbare Zeit das Heft des Handelns in der Hand. Das StandAG ist
aber auch ein Beispiel dafür, dass bei diesem Extrem-Problem – eine an-
gemessene Lösung für die Lagerung radioaktiver Reststoffe zu ﬁnden –
erst recht gilt, was auch sonst schon das Verhältnis von pluralistischer
Gesellschaft und Gesetzen prägt: es ist angemessener, auf bestimmte
Anforderungen an das Entscheidungsverfahren zu setzen, als feste mate-
rielle Vorgaben zu machen!
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Weitergehend lässt sich das StandAG als Beispiel für „Governance as
and by communication“ einordnen. (Schuppert, 2012, S. 62) fordert dafür
„auch die Verfahrensstrukturen selbst kommunikativ zu entwickeln und
sie als Produkt eines Kommunikationsprozesses, nicht als festgeschriebe-
nen Rahmen für Kommunikation zu begreifen.“ Es ist bezeichnend, dass
die politische Seite das hier als gegeben ansieht, während das Fernbleiben
etlicher Umweltorganisationen beim dreitägigen BMU-Diskussionsforum
in Berlin im Mai 2013 eher dafür spricht, dass zu spät angesetzt wurde
und zu viele Vorgaben schon vorgeprägt waren, auch wenn es dann noch
punktuelle Modiﬁkationen gegeben hat und zukünftig geben kann.
Mit dem Ausklammern des Streits um ein weiteres aufnahmebereites
Bundesland zur Zwischenlagerung von Castoren und dem Verzicht auf ei-
ne entsprechende Regelung ist das Standortauswahlgesetz der zivilgesell-
schaftlichen Forderung nach einem reinen „Rahmengesetz“ unfreiwillig
ein Stück näher gekommen. In einer Art Fundamentalkritik wurde ange-
zweifelt, dass durch einen Standortvergleich der relativ beste Standort für
ein Endlager gefunden werden kann, dass ein neues Auswahlverfahren
zu einem Sicherheitszuwachs führt und dass eine dauerhaft verbesserte
Akzeptanz des zukünftigen Standortes erreicht werden kann (Brammer,
2010). Das zu widerlegen, kann sich nur aus der praktischen Abarbeitung
des StandAG ergeben.
Partizipation bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle. Mehr Partizipation
oder mehr Rechtsstaatlichkeit? Auf diese Formel ließ sich bereits 2013 der
Diskurs über angemessene Formen der Bürgerbeteiligung zuspitzen. In
dem rechts- und politikwissenschaftlichen Aufsatz Partizipation bei der
Entsorgung radioaktiver Reststoffe (Smeddinck u. Roßegger, 2013) wur-
de nach grundsätzlichen Ausführungen und einer ersten Auseinanderset-
zung mit den Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung resümiert:
Weltweit werden Überlegungen zu einem angemessenen bis fortschritt-
lichen Standard für staatliches Handeln unter dem Stichwort „Good Go-
vernance“ diskutiert. Die repräsentative Demokratie als Grundpfeiler gu-
ter Regierungsführung soll ergänzt werden um Maßnahmen, die diese
stärken, fördern und ihren Bestand nachhaltig sichern. Menschen, die re-
giert werden, müssten „dasGefühl haben [Hervorhebung U.S.], an den Pro-
zessen der Regierungsführung beteiligt“ zu werden (Aziz, 2013, S. 185f).
Es sei zu garantieren, dass alle Bürger eine Stimme haben und dass ih-
re Stimme gehört wird (ebd.). In welchem Umfang das realisiert wird, ist
Frage des Ausgangspunkts und der Bereitschaft zu Lern- und Suchprozes-
sen zur Ausformung der Öffentlichkeitsbeteiligung. Dass die alten For-
men nicht mehr ausreichen, ist offensichtlich. Zwischen den Polen tradi-
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tioneller Rechtsstaatlichkeit und fortschrittlicher Partizipation muss um
eine angemessene, legitimitätsstiftende und durchsetzbare Balance ge-
rungen werden. Für die Öffentlichkeitsbeteiligung generell bedeutet das
die Umstellung von Interessenartikulation (auch im Vorfeld des Rechts-
schutzes) hin zur Mitwirkung in demokratisch ausgerichteten Prozessen
(Schink, 2011, S. 246).
Thema und Aufgabe bei der Standortsuche für radioaktive Reststoffe
überschneiden sich mit dem herkömmlichen verbindlichen, aber nicht
ausreichend legitimierenden Planfeststellungsverfahren und dem inno-
vativen, aber nicht verbindlichen und für einen derartig unvergleich-
lichen Konﬂikt auch nicht ausgelegten Format der Zukunftskonferenz
(Stichwort: Regionalentwicklung). Die vorgesehene Strategie den par-
lamentarischen Gesetzgeber mit mehreren aufeinander aufbauenden
Gesetzen, zu befassen, sowie die rechtliche Rahmensetzung für weitere
partizipative Elemente bei der Suche nach einem Standort für radioak-
tive Reststoffe – einschließlich der vorgesehenen Evaluierung – sind
eine angemessene Form der schrittweisen Begleitung des Verfahrens und
werden dem Good Governance-Ansatz grundsätzlich gerecht. Bereits das
Gesetzgebungsverfahren hat das Ringen um das Maß an Öffentlichkeits-
beteiligung illustriert. Über die Ausgestaltung der Partizipation wird auch
in den weiteren vorgesehenen Verfahrensschritten gestritten werden.
Aber auch wenn das konkrete Beispiel „Standortsuche für radioaktive
Reststoffe“ große Aufmerksamkeit auf sich zieht und Engagement mo-
bilisiert, sei an die generellen Einsichten erinnert, dass zum einen die
Bevölkerung im Laufe eines langen Entscheidungsprozesses oft ihre Ein-
stellung zu solchen Projekten verändert. Zum anderen ist zu beklagen,
dass sich andere Teile der Bevölkerung und schwächere Milieus trotz des
gestiegenen Interesses an Demokratie und Öffentlichkeitsbeteiligung zu-
nehmend aus der politischen und gesellschaftlichen Meinungsbildung
ausblenden oder eigene Echokammern bilden.
Verbindlichkeit der Kommissionsempfehlungen? Die Endlagerkommissi-
on nahm im Frühjahr 2014 ihre Arbeit auf. Bereits die Zusammensetzung
wie später auch die Beteiligung der Umweltverbände und der Vorsitz wa-
ren umstritten. Mit dem Beginn der Arbeit der Kommission stellte sich
die Frage nach ihren genauen Aufgaben und ihren Einﬂussmöglichkei-
ten. Konkret wurde gefragt, welchen Stellenwert die Kommissionsemp-
fehlung nach § 4 Abs. 5 Standortauswahlgesetz hat (Smeddinck u. Will-
mann, 2014). Nach der hier vertretenen Ansicht kommt den Empfehlun-
gen der Kommission keinerlei gesetzlich angeordnete Bindungswirkung
für die nachherige Gesetzesentscheidung des Bundestages zu. Eine solche
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Wirkung folgt weder aus den Empfehlungen als solchen, noch aus ihrem
Zusammenspiel innerhalb der Regelung des § 4 Abs. 5 StandAG. Aber die
Feststellung, die Ergebnisse der Kommission können den Bundestag nicht
binden (Däuper u. von Bernstorff, 2014, S. 26), greift zu kurz:
Es ist vielmehr von einer hohen faktischen Bindungswirkung auszu-
gehen! Vielleicht würde es kleinere akzentuierende Änderungen geben.
Dann wäre auch dem Struckschen Gesetz genüge getan, wonach kein Ge-
setzentwurf den Bundestag unverändert verlässt. Aber der Gesetzgeber
konnte schon prognostisch im Wesentlichen nicht von der Kommissi-
onsempfehlung abweichen, weil sonst das extra-ordinäre Verfahren –
das besondere Arrangement der Akteure – konterkariert würde und der
erwünschte Zugewinn an Legitimation und Akzeptanz verloren ginge.
Wenn es gilt, Entscheidungen und deren Durchsetzung zu erreichen,
dann besteht am Abweichen gerade kein Interesse.
Tätigkeit und Aufgaben der Kommission bewegten sich nach dem
Standortauswahlgesetz 2013 im Rahmen der Politikberatung: Es ist der
Bundestag, der abschließend zu entscheiden hat. Außerdem folgte die
Kommission modernen Tendenzen, indem nicht nur wissenschaftlich
beraten wurde, sondern indem auch mit der Evaluierungsaufgabe der
Beratungs- und Empfehlungsauftrag auf Teile der Verfahrensgestaltung
ausgedehnt wurde. Die Grenze zwischen dem „Prozess der Wissenspro-
duktion“ und dem „Prozess der Herstellung der politischen Entschei-
dung“ (Korinek u. Veit, 2013, S. 266) verschwamm. Auffällig ist im Wei-
teren, dass das Arrangement nicht auf den pluralistischen Austausch
und die Konkurrenz der Empfehlungen im Meinungskampf und der po-
litischen Debatte abzielte, sondern ein einstimmiges Ergebnis durch §
5 Abs. 1 S. 1 StandAG angepeilt wurde. Solche Anforderungen können
auch zu einer problematischen Überdehnung der Expertenrolle führen
(de Certeau, 1988, S. 44f).
Insgesamt bedeuten das Standortauswahlgesetz und seine mögliche
Weiterentwicklung einen Spagat: (Kirchhof, 2004, S.237) betont, dass der
Staat den Auftrag der parlamentarischen Demokratie verfehlt, wenn die
Inhalte von Gesetzen eher (!) durch Verständigung zwischen Regierungen
und gesellschaftlichen Gruppen vereinbart werden, als in parlamentari-
schen Debatten beraten und vom Parlament verantwortlich verabschiedet
werden. Aus seiner Sicht wirkt die Demokratie so gerade nicht konsens-
stiftend, sondern wird von Interessengruppen zu Lasten der Allgemein-
heit erobert. Andererseits ist das Modell der repräsentativen Demokratie
in der derzeitigen Phase der Bemühungen um ein Atomendlager selbst
nicht geeignet, den Konﬂikt zu befrieden. Insofern bleibt dem Gesetzge-
ber nichts anderes übrig, als Reformschritte zu gehen und neue Formen
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und Arrangements zu erproben, wie er das mit dem Standortauswahlge-
setz tut. Der Widerstand der Umweltverbände gegen eine Mitarbeit in der
Kommission stellt die Leistungsfähigkeit und die Erfolgsaussichten des
Gesetzes auf unabsehbare Weise infrage.
Ungeachtet dessen setzte das Standortauswahlgesetz mit der Kommis-
sion eine Entwicklung fort: Die Rolle staatlicher Regulierung in der politi-
schen Steuerung verändert sich, verliert aber nicht an Bedeutung! (Jacob
u. a., 2007, S. 25).
Rechtswissenschaftliche Grundlagen
Das AP Recht lieferte verschiedene rechtswissenschaftliche Grundlagen-
produkte, die wichtige Materialien zugänglich und Entwicklungslinien
nachvollziehbar machen sowie die neuen Regelungen des StandAG 2013
durchkommentiert haben.
Die Analyse der Rechtslage hat gezeigt, dass es kein geschlossenes
Rechtsgebiet „Atommüllentsorgungsrecht“ gibt (Hohmuth, 2014). Das
ist nicht überraschend, denn in der Vergangenheit standen die mit dem
Betrieb der Kernkraftwerke verbundenen Rechtsfragen im Vordergrund.
Die einschlägigen Rechtsmaterien werden natürlich weiterhin gebraucht:
Aus dem Verfassungsrecht sind der Schutz der körperlichen Unversehrt-
heit (Art. 2 Abs. 2 Grundgesetz) und die Eigentumsfreiheit (Art. 14) etwa
im Hinblick auf Entschädigungsfragen zu nennen. Im Verwaltungsrecht
sind von zentraler Bedeutung das Atomgesetz und die Strahlenschutz-
verordnung, neuerdings das Strahlenschutzgesetz. Mit dem endgültigen
Ausstieg aus der Kernenergie in Deutschland nach dem Unfall von Fu-
kushima stellt sich die Aufgabe der Entsorgung radioaktiver Reststoffe
drängender, unter neuem Blickwinkel und in ganz anderen Dimensionen.
Das Recht der Atommüllentsorgung entwickelt sich im Grunde gerade
erst. Den Kernbestand bildeten seit 1976 die Regelungen in § 9a ff. Atom-
gesetz (Hohmuth, 2014, S. 25f). Mit dem Standortauswahlgesetz liegt
nun eine konkrete, sehr viel komplexere instrumentelle Ausformung vor.
Gesetzgebungsmaterialien. Mit dem Beschluss des Bundesrates vom 5.
Juli 2013 erfolgte die letzte formal erforderliche Zustimmung zum Stan-
dAG. Das Gesetz ist gestuft am Tag der Verkündung und in Teilen am 1.
Januar 2014 in Kraft getreten. Die Dokumentation der Gesetzgebung wur-
de in einem ersten Schritt in dem Materialband zum Standortauswahlge-
setz in der Reihe „Rechtswissenschaftliche Arbeitspapiere der TU Braun-
schweig“ zusammengestellt und eingeleitet. Bereits zuvor wurden drei
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Materialienbände zur Gesetzgebung der Standortauswahl vom IRW an der
TU Braunschweig veröffentlicht.
Sammlung der einschlägigen Gesetzestexte. - Mit der Anfang 2014 er-
schienenen Textsammlung zum Recht der Atommüllentsorgung wurde
der Neuakzentuierung des Atomrechts hinsichtlich der Fokussierung auf
die Entsorgung radioaktiver Reststoffe Rechnung getragen. So wurden die
einschlägigen Rechtstexte zusammengetragen und mit einer interpretie-
renden Einführung versehen (Smeddinck, 2014, S. 13f).
Die atomrechtspolitische Entwicklung seit 1980. Parallel dazu begannen
die Arbeiten an einem Rechtsgutachten zur atomrechtspolitischen Ent-
wicklung in Deutschland (Hohmuth, 2014). Diese ist in der Vergangenheit
kaum umfassend und kompakt aufgearbeitet worden. Der Text war und ist
sowohl für das rechtswissenschaftliche Arbeitspaket als auch für andere
Teilprojekte ein wichtiges Arbeitsmittel. Zum einen sind in der bisheri-
gen Rechtsentwicklung die Grundlagen für die gegenwärtige Rechtslage
angelegt. Zum anderen spiegeln sich in der gegenwärtigen Rechtslage die
zugrundeliegenden Interessenkonﬂikte und die jeweils auch in der Reak-
tion darauf gewählten Lösungsversuche und Regulierungselemente. Das
Gutachten, das per F&E-Vertrag von einem externen Kooperationspart-
ner erstellt und vom AP Recht betreut wurde, stellt eine nützliche und
notwendige Erkenntnisquelle auch über ENTRIA hinaus dar. Die Rezen-
sion der Buchveröffentlichung ﬁel außerordentlich positiv aus (vgl. Faß-
bender (2015)).
Da die atomrechtspolitische Entwicklung vorrangig von den politi-
schen Positionen der jeweiligen Bundesregierung zur Atomkraft be-
stimmt wurde, kann sie grob in zwei Phasen eingeteilt werden: Die Phase
bis 1998 (Regierungen Schmidt (sozial-liberal) 1974 – 1982; Regierun-
gen Kohl (konservativ-liberal), 1982 – 1998) war geprägt durch eine eher
gleichbleibende Linie in der Atomrechtspolitik, der ein zunehmend poli-
tisierender Widerstand gegenüberstand, welcher letztlich in strengeren
Anforderungen an die Risikovorsorge durch Vollzug und Rechtsprechung
mündete (Hohmuth, 2014, S. 12ff u.. 53). In der zweiten Phase ab 1998
erfolgte die maßgebliche Wende unter der rot-grünen Regierungen Schrö-
der (1998 – 2005) mit dem rechtspolitisch umgesetzten Atomausstieg
(Atomgesetz-Novelle 2002) die maßgebliche Wende (Hohmuth, 2014, S.
54ff u. 67). Hinzu kommt, dass die Politik (Regierung Merkel (wechselnde
Koalitionen) seit 2005) zunehmend Abstand von einem „Top-Down“-An-
satz nimmt und aus Akzeptanzgründen verstärkt auf Partizipation und
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Öffentlichkeitsbeteiligung (als „Bottom-up“-Ansatz) setzt (Hohmuth,
2014, S. 84).
Kommentierung Standortauswahlgesetz. Der weitaus größte Teil der dis-
ziplinären AP-Recht-Arbeiten betraf die Auseinandersetzung mit dem
Standortauswahlgesetz, namentlich die Kommentierung (Smeddinck,
2017c), die verlässlich die Vorschriften des neuen Gesetzes erläutert.
Dabei war von Anfang an der ehrgeizige Anspruch, einen Vollkommentar
vorzulegen, der praktischen wie wissenschaftlichen Ansprüchen Rech-
nung trägt, was auch Anerkennung fand (Emanuel, 2017). Dabei war
insbesondere auf staats- und verwaltungsrechtliche Literatur und die
Rechtsprechung zurückzugreifen. Für das im Kern eher disziplinäre Pro-
dukt wurden u. a. die juristischen Auslegungsregeln genutzt wie punktu-
ell auch naturwissenschaftlich-technische und sozialwissenschaftliche
Erkenntnisse. Zur Ermittlung des Interesses von Nicht-Juristen wurden
über den ENTRIA-internen BSCW-Server Fragen von Kolleginnen und
Kollegen an das Gesetze gesammelt, Literaturhinweise berücksichtigt
und einschlägigen Aspekte aus der Tagespresse aufgenommen.
Entwicklung der atomrechtswissenschaftlichen Diskussion. Die Grund-
lagenarbeiten wäre unvollständig ohne eine Sichtung des einschlägi-
gen rechtswissenschaftlichen Schrifttums der vergangenen Jahrzehnte
(Smeddinck, 2016a):
Das Recht hatte stets die Aufgabe, praktikable Lösungen und Entschei-
dungen von Konﬂikten verbindlich zu ermöglichen. Die Rechtswissen-
schaft dagegen widmete und widmet sich in klassischer dogmatischer
Perspektive – im Meta-Diskurs – dem Vergleich, der Zuordnung und der
Kritik von Rechtsﬁguren im Rechtssystem (Wissenschaftsrat, 2012, S. 31).
Gerade unter dem Druck von Umweltproblemen musste sich das Recht
weiterentwickeln und neue Perspektiven, Begriffe und Handlungsformen
zur Verfügung stellen. Jetzt ging es häuﬁg nicht mehr um die Lösung von
Streitigkeiten zwischen zwei Kontrahenten, sondern die Konﬂiktverhält-
nisse wurden multipolar – die Interessen vieler sollten und sollen zu ei-
nem besseren Ausgleich gebracht werden (Hoffmann-Riem, 2005, S. 210).
In der Rechtswissenschaft sind Einzelfallgerechtigkeit und rechtmäßige
Lösung um die Perspektive der übergreifenden Steuerung und Zielerrei-
chung ergänzt worden. Zugleich wurden die Probleme komplexer und im-
mer häuﬁger grenzüberschreitend.
Entsprechend wird die Standortsuche nach einem Endlager für Atom-
müll als ein vertracktes umweltpolitisches Problem eingeordnet, das
kaum lösbar erscheint (Rehbinder, 2018; Brunnengräber u. a., 2016).
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Die Art und Weise der Mitwirkung des Rechts an der bisherigen Nut-
zung der Kernenergie, aber auch an der Realisierung eines Endlagers ist
kritisiert worden (Roßnagel, 1984). Für die neuerliche Suche und damit
zusammenhängende Probleme stellt sich die Frage, wie gut Recht und
Rechtswissenschaft aufgestellt sind, um den eigenen Beitrag im Zusam-
menwirken mit anderen Disziplinen, aber auch im gesellschaftlichen Dis-
kurs, zur Lösung der Problematik zu leisten. In Anlehnung an andere Wis-
senschaftszweige, insbesondere an Helga Nowotnys Verständnis von „so-
zial robustem Wissen“, das „die Prozesse der Interaktion untersucht, in
der Gesellschaft und Laien im Denken und in der Arbeit von Naturwissen-
schaftlerInnen präsent sind und durch die – so die Annahme – Wissen
nicht nur wissenschaftsintern validiert wird, sondern auch für die Gesell-
schaft robust gemacht werden kann“ (Nowotny, 2005, S. 41), wurde die
Idee einer robusten Rechtswissenschaft entwickelt:
Der Bedarf an robustem – auch rechtswissenschaftlichem Wissen – ﬁn-
den im Zusammenhang mit der Endlagersuche nicht nur im Denken und
in der Forschungsarbeit statt: Institutionelle Arrangements, in denen der
Dialog zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit geführt wird, gab es z. B.
in Gestalt der Kommission nach §§ 3 und 4 Standortauswahlgesetz 2013.
Als praktische Konsequenz aus dem Expertendilemma – dem Gegenein-
ander von Expertise und Gegen-Expertise – kann als konkretes Beispiel
die Regelung in § 3 Abs. 5 S. 1 Standortauswahlgesetz 2013 aufgefasst
werden, dass die Kommission den Bericht zum Standortauswahlverfah-
ren möglichst im Konsens, mindestens aber mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln ihrer Mitglieder beschließt. Von juristischer Seite wird zwar be-
zweifelt, dass es volle Übereinstimmung bei umstrittenen Projekten ge-
ben kann (Hien, 2012, S. 132). Verteidiger einer pluralistischen Demokra-
tie werben für die „Nicht-Übereinstimmung“ als Ergebnis politischer Aus-
einandersetzungen (Somek, 2009, S. 335). Konsensuales wissenschaftli-
ches Wissen reduziert die Chancen der politischen Akteure, wissenschaft-
liche Erkenntnisse selektiv allein zur Untermauerung der eigenen Posi-
tionen zu benutzen (Böcher, 2007, S. 29f). In der Endlagerkommission
wurde ein konsensfähiger Abschlussbericht erarbeitet. Interdisziplinär-
orientierte rechtswissenschaftliche Forschung kann im Anschluss heraus-
arbeiten, dass die Kommissionsempfehlungen keine rechtliche Bindungs-
wirkung gegenüber dem Bundestag entfalten, wohl aber eine hohe fakti-
sche Bindung (Smeddinck u. Willmann, 2014).
Generell ist in Recht und Rechtswissenschaft die Lage ein Stück weit
eine andere als in der Technikforschung, da es die wissenschaftsinterne
Kritik wie den juristischen Instanzenzug durch die Gerichte – z. B. Verwal-
tungsgericht, Oberverwaltungsgericht, Bundesverwaltungsgericht, Bun-
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desverfassungsgericht – als Formen der Selbstkritik, Selbstkorrektur und
Validierung gibt. Daneben existiert aber noch zusätzlich das Bedürfnis,
ja die Notwendigkeit für eine Robustheit der Rechtswissenschaft, die sich
eben nicht primär in rechtlich richtigen Urteilen, in der Rechtsgewissheit,
die sich in und aus der Verlässlichkeit gerichtlicher Einzelentscheidungen
ergibt, ausdrückt (Zippelius, 1982, S.164f), über die mit Rechtsmitteln in
den Instanzen gestritten werden kann.
Rechtswissenschaftliche Robustheit oder „robuste Rechtswissenschaft“
heißt, die eigenen Begriffe, Konzepte, Institutionen, verfassungsrechtli-
che Regelungen, Gesetze, Vorschriften auf für Laien und Nicht-Juristen
verständliche Weise zu erklären, für Verständnis zu werben, aber auch
die Bereitschaft gemeinsam darüber zu streiten. Zu Handlungsfeldern
werden semi-wissenschaftliche und vorpolitische wie politische Zusam-
menhänge, in denen sich die Rechtswissenschaft robust behaupten, de-
nen sie sich jedenfalls auch aussetzen muss, ehe die Fremdreferenz – die
Sachstrukturen in der Umwelt des Rechtssystems – wieder in die Selbst-
referenzialität des autonomen Rechtssystem überführt und re-integriert
werden kann (Vesting, 2007, Rz. 323).
Davor geht es um rechtliches und rechtswissenschaftliches Wissen, das
von den potentiellen Abnehmern verstanden und akzeptiert werden kann.
Weiter geht es dann um ein Mehr an Legitimität, Stabilität von Entschei-
dungen und das Vertrauen darin. Die Aussagen und Stellungnahmen müs-
sen einfacher und leichter werden. Die Herausforderung ist, einerseits im-
mer unwissenschaftlicher – unter Verzicht unverständlicher Fachbegriffe
– zu formulieren und damit immer verständlicher zu werden – ohne an-
dererseits in Banalität oder Polemik abzugleiten. Rechtliche Komplexität
kann hier nicht konserviert und präsent gehalten werden, sondern muss
reduziert werden. Bezogen auf die Thematik Endlagersuche und Endla-
gerforschung kann das bedeuten, zu erfahren, dass in öffentlichen Veran-
staltungen die Wahrnehmungskapazitäten eines nicht-juristisch gepräg-
ten Publikums für juristische Einschätzungen und Kontraste denkbar ge-
ring ausgeprägt sind. Wie geht rechtswissenschaftliche Expertise und Ein-
bettung damit um, dass Rezipienten nur das wahrnehmen, was sie hören
wollen? – Generell stellt sich in der Endlagerszene das Problem des con-
ﬁrmation bias, vorgeprägter Haltungen, das Lösungen erschwert und eine
vertiefende wissenschaftliche Behandlung verdient, z. B. in dem überkom-
mene Narrative reﬂektiert und hinterfragt werden. – In Bezug auf die Ar-
beit der Kommission nach §§ 3 und 4 Standortauswahlgesetz 2013 konnte
das bedeuten, eher Themen für eine mögliche Agenda zu benennen oder
im weiteren Verlauf alternative Regelungsvorschläge zur Umgestaltung
und Fortentwicklung des Rechtsrahmens zu formulieren. Rechtliche Kom-
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plexität reduzieren, darf aber nicht heißen, vermeintlich alleinige Wahr-
heiten zu verkünden. Verantwortungsvoll robust zu agieren, muss auch
bedeuten auf plurale bzw. gegenläuﬁge Sichtweisen im Recht oder auf Un-
gewissheiten hinzuweisen (Kremer, 2013, S. 198f).
Generell und bisher stärker noch für politisch geprägte Zusammenhän-
ge hat (Willke, 2005, S. 49) den Bedarf an (rechtlicher) Expertise verdeut-
licht: Es geht um die Beteiligung an kommunikativen Prozessen, in de-
nen nicht fertige Einsichten transportiert werden und in denen die Betei-
ligten ihre Lernfähigkeit unter Beweis stellen, um die notwendige diffe-
renzierten Sichtweisen aufzubauen. Das erfordert insbesondere, Kontin-
genz nicht in klassischer Weise in der Rechtsanwendung zu verengen, son-
dern zu erweitern, und möglichst kompetent mit Nichtwissen und Unge-
wissheit umzugehen. Eine solche Situationsbeschreibung erscheint ange-
messener als rechtswissenschaftliche Versuche, das Thema sachverstän-
dige Beratung auf das Abketteln des rechtlich Zulässigen zu fokussieren
(Heintzen, 2014, Rz. 3ff).
Als Resümee konnte nach gründlicher Analyse festgehalten werden: In-
terdisziplinarität ist auch hier für die Rechtswissenschaft unverzichtbar.
Für die Überprüfung der Richtigkeit und der durch Recht vermittelten Ge-
rechtigkeit (oder Ungerechtigkeit) bedarf es des Rückgriffs auf Einsichten
und Erkenntnisstand anderer Disziplinen. Die disziplinenübergreifende
und am Problem orientierte Zusammenarbeit ist eine Möglichkeit, das
Unbehagen am Recht (Wiethölter, 1968, S. 26f) zu reduzieren. Die einst-
mals in den 1960er Jahren konstatierte Isolation und das Dahinsiechen
des Rechts sind durch interdisziplinären Auseinandersetzungen in der
Rechtswissenschaft überwunden, mindestens aber drastisch reduziert
worden. Die Veränderung des wissenschaftlichen Herangehens hat Rück-
wirkungen bis in die Rechtswissenschaft hinein und damit für die fachlich
disziplinären Grundlagen von Gesetzgebung, die selbst wieder auf Inter-
disziplinarität angewiesen ist. Dank der Neuen Verwaltungsrechtswissen-
schaft der entwickelten neuen Perspektiven und methodischen Formen
ist die Rechtswissenschaft für die interdisziplinäre Zusammenarbeit bes-
tens gerüstet.
Neben den Begriffsklärungen von Multi- und Interdisziplinarität hat
vor allem die Akzentuierung der Transdisziplinarität die Notwendigkeit
einer robusten Rechtswissenschaft unterstrichen, die sich auch in frem-
dem Umfeld und Diskurs produktiv einbringen kann. Es besteht ein auch
gesellschaftlicher Bedarf zur Bearbeitung und Lösung der Endlagersuche
beizutragen.
Zum Arbeitsprogramm der Rechtswissenschaft gehört es, die Neuerun-
gen und Modiﬁzierungen, die insbesondere das Standortauswahlgesetz
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gebracht hat, an den bestehenden Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie zu messen und bezogen auf diesen konkreten Kontext neu
zu durchdenken (vgl. (Wissenschaftsrat, 2012, S. 30). Das interdisziplinä-
re Gespräch und die Auseinandersetzung innerhalb von ENTRIA haben
dabei geholfen, gemeinsame Konzepte und Vorstellungen zu entwickeln,
die ggf. in einen bisher kontrastierenden rechtswissenschaftlichen Dis-
kurs übernommen und transformiert werden können.
Nur wenn man Rechtswissenschaft mit Rechtsdogmatik gleichsetzt,
haben Wissenschaftstheorie und Jurisprudenz keine Bezugspunkte und
bleibt die Rechtswissenschaft ohne Anschlussmöglichkeiten in Exzellenz-
clustern und Forschungsverbünden (vgl. (Jestaedt, 2014, S. 3)), schneidet
sich Anschlussmöglichkeiten und Lernerfahrungen ab. Wenn die Rechts-
wissenschaft dagegen offen und robust in inter- und transdisziplinären
Zusammen agiert, schafft sie Schnittstellen, proﬁtiert wie auch die an-
deren Beteiligten vom Geben und Nehmen im Austausch und hat keinen
Grund, um ihre Eigenständigkeit zu fürchten.
Schließlich galt es auch, die Position der Rechtswissenschaft in der
ENTRIA-Forschung wissenschaftstheoretisch reﬂexiv in interdisziplinä-
re Zusammenhänge einzuführen (Smeddinck, 2013b).
Wichtige fokussierte Analysen
Aufbauend auf den Grundlagenarbeiten, informiert durch den interdiszi-
plinären Austausch und angeregt durch gesellschaftliche Entwicklungen,
Kritik und Nachfragen wurde einige Themen einer fokussierten rechtswis-
senschaftlichen Analyse unterworfen:
(Gesellschaftliche) Kritik am Standortauswahlgesetz. In Veranstaltungen
zum Standortauswahlgesetz gab und gibt es immer wieder großen Unmut
und Kritik, wenn Regelungsinhalte des Gesetzes vorgestellt werden. Das
wurde zum Anlass genommen, wiederholte Kritikpunkte am Gesetz, die
insbesondere aus der interessierten Öffentlichkeit (aber auch von Juris-
tinnen und Juristen) geäußert wurden, aufzugreifen und sie aus rechts-
wissenschaftlicher Sicht einzuordnen (Smeddinck u. Semper, 2016). Da-
bei ist auf die Differenz zwischen juristischer Dogmatik und Systematik
auf der einen und gesellschaftlicher Auseinandersetzung über Recht auf
der anderen Seite einzugehen – konkreter gewendet: auf das Verhältnis
von der Verarbeitung von Gesetzesinhalten im Recht und der Wahrneh-
mung bestimmter Vorschriften oder Formulierungen von Gesetzestexten
in der Gesellschaft.
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Wie bereits angedeutet folgt das Regelungsdesign des Standortaus-
wahlgesetzes neuesten regulatorischen Konzepten im Sinne von Gover-
nance as and by communication (Schuppert, 2012), ohne dem in vollem
Umfang Rechnung zu tragen (vgl. Brunnengräber u. a. (2016)). Allerdings
erreichte das Gesetz bisher keine alle erfassende kooperative Atmosphä-
re der Zusammenarbeit, weil das Gesetz selbst unter den üblichen Sach-
zwängen des Gesetzgebungsprozesses angefertigt wurde, ohne beispiels-
weise die Umweltverbände und andere Akteure der Anti-Atom-Bewegung,
die gerade das forderten, in größerem Stile zu beteiligen.
Auf den vermeintlichen Geburtsfehler des Standortauswahlgesetzes,
in die Erarbeitung des Gesetzes nicht hinreichend einbezogen worden
zu sein, sollten Politik und Gesetzgeber mit einer Geste des guten Wil-
lens reagieren. Die Wünsche der Kritiker des Standortauswahlgesetzes
sollten aufgenommen und ggf. Änderungen vorgenommen werden. Der
Anspruch, auf Augenhöhe zu interagieren, wäre angesichts der heftigen,
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen um die friedliche Nutzung der
Kernenergie eine einladende Geste zur Mitarbeit.
Das Ziel des Standortauswahlverfahrens, den Standort zu ﬁnden, der
die bestmögliche Sicherheit für eine Million Jahre gewährleistet, wird
durch einen engagierten und transparenten Fachdiskurs eingelöst wer-
den müssen, an dem sich die Gesellschaft etwa in Gestalt des sog. gesell-
schaftlichen Begleitgremiums nach § 8 Standortauswahlgesetz intensiv
und wachsam beteiligt.
Was die Öffentlichkeitsbeteiligung betrifft, geht das Gesetz neue Wege
und zeigt sich offen für Veränderungen, was einem Paradigmenwechsel
entspricht. Zugleich sind die Klagemöglichkeiten reduziert. Partizipation,
Wissenschaftsbasierung und Transparenz des Suchprozesses (§ 1) verwei-
sen auf die Kontrolle im öffentlichen Diskurs und in Fach-Diskursen. Zu-
dem weist die richterliche Entscheidungsﬁndung generell durchaus quali-
tative Unterschiede auf (Knill u. a., 2012). Hinter dem Regulierungsdesign
des Gesetzes steht aber zunächst ein grundlegender Wandel, der rechts-
wissenschaftlichen Erkenntnissen folgt.
Zum einen wird im Interesse guter Konﬂiktlösungen die Regulierungs-
architektur ﬂexibilisiert: „Eine output-orientierte Betrachtung führt da-
zu, dass es nicht auf einzelne rechtsstaatliche und grundrechtliche Si-
cherungen (z. B. Beteiligungsrechte Drittbetroffener an informellen Ver-
handlungen), sondern auf das Gesamtniveau der Rahmenbedingungen
im konkreten Fall ankommt. Entscheidend ist, was die Verwaltung ins-
gesamt, sei es an informellem oder rechtsförmigen Verfahrensschritten
unternommen hat, um eine gesetzesadäquate Interessenberücksichti-
gung sicherzustellen und für Transparenz zu sorgen. Eine solche Ge-
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samtbetrachtung mit vielfältigen, im Einzelfall ﬂexibel kombinierbaren
Kompensationsmöglichkeiten vermeidet das Risiko efﬁzienzfeindlicher
Versteinerungen, das jeder punktuellen Verfahrensformalisierung anhaf-
tet“ (Fehling, 2012, Rz. 114).
Zum anderen sind Schwächen des gerichtlichen Rechtsschutzes offen-
kundig, der sich strukturell bedingt ja auf die Entscheidung einzelner
Rechtsfragen konzentrieren muss und auf die auch versteckte Gesamt-
Komplexität eines Konﬂiktes schlecht reagieren kann, mit der Folge, dass
der Konﬂikt trotz Entscheidung nicht angemessen gelöst wird: „Häuﬁg
zeigt sich, dass ein konkreter Streit um einen bestimmten Rechtsan-
spruch nur die Spitze des Eisbergs eines größeren Streitfeldes ist, so dass
eine angemessene Problemlösung über den Streitgegenstand im engeren
Sinne (auf den ein gerichtliches Verfahren begrenzt ist) hinausreichen
muss. Eine „möglichst richtige Entscheidung ist manchmal am ehesten
zu ﬁnden, wenn der Problembewältigungsgegenstand ausgeweitet wird.
Das kann nur dadurch geschehen, dass weitere rechtliche Konﬂiktzonen
einbezogen werden, oder dass nicht rechtliche Konﬂiktzonen gesehen
und bearbeitet werden (Mediation)“ (vgl. (Hoffmann-Riem, 2006, S. 7f)).
Das Regulierungsmodell des Standortauswahlgesetzes mag Unmut und
Kritik auslösen. Zumal die Umweltverbände und andere Akteure der Anti-
Atom-Bewegung gerade in der Auseinandersetzung um die Atomenergie
vor den Gerichten immer wieder Erfolge erringen konnten. Die Bundes-
regierung reagierte mit der Verkürzung der Genehmigungswege und der
engen Fassung von Klagerechten (Roose, 2010, S. 92 u. 98). Die Lage ist in-
sofern nun aber eine besondere als es der Realisierung eines Endlagers in
Deutschland bedarf und es keine rechtlich zulässigen Alternativen gibt.
Das Problem ist groß. Der Konﬂikt ist ebenfalls groß und politisiert.
In der Gemengelage wird das Verhältnis der Verarbeitung von Geset-
zesinhalten im Recht und der Wahrnehmung bestimmter Vorschriften
oder Formulierungen von Gesetzestexten in der Gesellschaft aktualisiert
(Brunnengräber u. Smeddinck, 2016). Es ist eine Aufgabe und Herausfor-
derung für die Rechtswissenschaft, die Kritik, die in der Gesellschaft am
StandAG formuliert wird, wahrzunehmen, aufzunehmen, einzuordnen
und das rechtliche Verständnis zu verdeutlichen und juristische Sichtwei-
sen in verständlicher Form zu erklären (Smeddinck, 2016a). Die Rechts-
wissenschaft kann sich nicht auf die Notwendigkeiten einer eigenständi-
gen Fachwissenschaft zurückziehen (Depenheuer, 2014, Rz. 20), sondern
muss sich transdisziplinär dem Diskurs mit der Gesellschaft stellen und
ebenso Erkenntnisse formulieren, die sie in Richtung des Gesetzgebers
artikuliert. Das kann aber auch bedeuten, gesellschaftliche Erwartungen
an das Recht zu enttäuschen. Die Bandbreite juristischer Sichtweisen zu
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ergänzen und andere, moderne Erkenntnisse und Konzepte vorzustellen,
ist dennoch aufklärerische Pﬂicht.
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Grenzwertfestlegung. Die gemeinsame
interdisziplinäre Beschäftigung mit Grenzwerten in ENTRIA ist in den
beteiligten Disziplinen auf je unterschiedliche Resonanz gestoßen und
wurde folgenreich verarbeitet. Für die vom AP Recht abgeleitete Forde-
rung nach einer verstärkten Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Grenzwert-
festlegung (Smeddinck, 2016e) wurden zwei Diskussionsstränge in Bezie-
hung gesetzt: das Misstrauen gegenüber Staat und Experten und die in-
tradisziplinäre Bewegung zu einer verstärkten Partizipation bei der Er-
arbeitung von Rechtsverordnungen. Dadurch ergab sich ein merkwürdi-
ger Kontrast zur überkommenen, nicht mehr zeitgemäßen umweltrechts-
wissenschaftlichen Dogmatik zur Anhörung beteiligter Kreise. Zum Zeit-
punkt der Bearbeitung im AP Recht wurde hinsichtlich der Grenzwerte-
Thematik sogar ein Wahrnehmungsstillstand (Röthel, 2011) im Umwelt-
recht konstatiert (offenbar der Befund, dass eine Zeitlang keine rechts-
wissenschaftlichen Publikationen zu Grenzwerten erschienen sind), der
mittlerweile so nicht mehr besteht (Reinhardt, 2015). Die Einführung ei-
nes Strahlenschutzgesetzes stellt den Wert der Analyse nicht in Frage, da
sie ohnehin mit übergreifender Zielrichtung angelegt war und das klas-
sische Parlamentsgesetz diejenigen nicht allein glücklich macht, die ein
Mehr an Öffentlichkeitsbeteiligung fordern.
Letztlich handelt es sich bei der Anhörung beteiligter Kreise bei der
Erarbeitung von Grenzwerten trotz der stärkeren Einbeziehung Außen-
stehender, von ausgewählten Vertretern der Öffentlichkeit – angesichts
der Forderungen und Standards von Öffentlichkeitsbeteiligung in ande-
ren Zusammenhängen – immer noch um eine tendenziell „geschlossene
Gestaltungsöffentlichkeit“ (Böschen, 2005, S. 244). Das verdeutlicht die
Lehrbuchdarstellung: „Die angewandte Nuklearphysik und die Nuklear-
anlagentechnik sind Spezialmaterien, die nur von wenigen spezialisier-
ten Unternehmen und privaten Sachverständigenorganisationen außer-
halb der Technischen Hochschulen und Universitäten beherrscht werden“
(John, 2014, Rz. 143). Anders gewendet: Die Fachbruderschaft übt ein
„Kastenregiment“ aus. Denn die Vorschläge der Expertengremien werden
mehr oder minder direkt in die administrative Praxis übernommen und
von den Verwaltungsgerichten im Regelfall als bindend hingenommen
(Reinhardt, 2015, S. 290).
Die exekutivische Rechtsetzung in der jetzigen Form reduziert das ent-
standene Misstrauen nicht. Es ist auch nicht zu erwarten, dass in naher
Zukunft die Konﬂikte dadurch gelöst werden können, dass die Menschen
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wieder der Wissenschaft und dem Wissenschaftler vertrauen. Die offene
Gesellschaft lebt von einem Pluralismus der Sichtweisen. Deshalb kann
es auch in der Grenzwertbildung nicht um blindes und absolutes Vertrau-
en gehen, sondern um ein „sehendes und arbeitendes Vertrauen“ (Fre-
vert, 2013, S. 65). Technokratische Arroganz und der autoritäre Gestus der
Fachmänner vergangener Jahre ist nicht zielführend (Terkessidis, 2015, S.
19). In Politik und Recht hat der Verlust von Vertrauen oftmals gravieren-
de Folgen. Deshalb sollten auch in der Verordnungsgebung nachhaltige
Konsequenzen gezogen werden.
Die grundsätzliche fehlende Möglichkeit der Beteiligung beim Erlass
von Rechtsverordnungen stellt auch generell ein Deﬁzit dar. Der demo-
kratische Charakter der Verordnungsgebung gehört gestärkt (Steiger,
2015, S. 100). Die Allgemeinzugänglichkeit und Neutralität von Nor-
mungsprozess und Normungsprodukt ist anzustreben. Die Öffentlich-
keitsbeteiligung beim Erlass von Rechtsverordnungen sollte ausgeweitet
werden. Nur so lässt sich in diesem Regulierungsformat eine kooperative
Steuerungskultur unter Einbeziehung von Wissenschaft, Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft (vgl. (Renn u. a., 2014, S. 284) realisieren. Es
gibt bereits Regulierungsbeispiele. Nach § 9 Raumordnungsgesetz69 ist
die Öffentlichkeit bei der Erstellung von Raumordnungsplänen, die als
Rechtsverordnungen erlassen werden, zu beteiligen.
Bezogen auf das Politikfeld „Umgang mit radioaktiven Stoffen, Endla-
gerung und Strahlenschutz“ dürfte sich die Anstrengung einer erweiter-
ten Öffentlichkeitsbeteiligung trotz der Langwierigkeit des Vertrauens-
aufbaus lohnen. Eine paradoxe Wirkung könnte von der abnehmenden
Zahl von Experten im Atomsektor in Deutschland ausgehen. Die kriti-
sche Masse wird bereits gefährdet gesehen. Die Öffnung der verbleiben-
den Community für die Beteiligung der Öffentlichkeit, den Austausch,
Diskurs, wechselseitiges Nachfragen und Infragestellen wird unerlässlich.
Es gibt eine zunehmende wechselseitige Abhängigkeit zwischen Experten
und interessierter Öffentlichkeit. Zugleich wird die Interaktion kalkulier-
barer und belastbarer, je häuﬁger und intensiver Menschen interagieren
(Frevert, 2013, S. 211). Damit ließe sich die Legitimation von Grenzwerten
in Rechtsverordnungen – und damit die Chance auf Anerkennung durch
die Regelungsadressaten – auf eine neue, zeitgemäße Basis stellen.
Kostengünstiger erzeugte Grenzwerte und schnelle Gesetze helfen
nicht, wenn im Anschluss die Konﬂikte eskalieren und die Befriedung
mit den hergebrachten Vorgehensweisen und Formaten nicht erreicht
wird (Guckelberger, 2011, S. 57). Umgekehrt dürfte das Kommunizieren
69Vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch G. vom 20.07.2017 (BGBl. I S.
2808).
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von Unsicherheiten die Glaubwürdigkeit erhöhen! Wenn es richtig ist,
dass anders als die Rechtsordnung suggeriert im Regelfall eindeutige,
klare, richtige Lösungen in der Praxis nicht der Regelfall, sondern die
Ausnahme sind (Böhm, 2005, S. 612), dann ist die Forderung nach Trans-
parenz und Offenlegung des Nicht-Wissens die angemessene Begleitung
der Risiken und Gefährdungen, die letztlich auch auf ein höheres Maß an
Verständnis in der Gesellschaft hoffen darf.
Psychological turn in der Rechtswissenschaft. Die interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit generell regt zu ganz unterschiedlichen disziplinären An-
knüpfungen an. So konnten bisherige disziplinäre Diskussionsstände
kontrastiert oder neue Trends intradisziplinär betont werden: Als Konse-
quenz der Kontrastierung zweier gänzlich unterschiedlicher innovativer
Ansätze in der Entwicklung des Umweltrechts (Standortauswahlgesetz
und Nudging) wurden vom AP Recht rechtswissenschaftliche Forschungs-
anstrengungen eingefordert, die stärker Psychologie und Verhalten in
den Blick nehmen (Smeddinck, 2016b):
Die Gelegenheit scheint günstig, da sich in der Gesellschaft ein Gezei-
tenwechsel in der Wahrnehmung und im Verhältnis zu Emotionen – mehr
unbewusst als bewusst wahrgenommen – vollzogen hat. „Auch im Be-
reich der Problemlöse- und Entscheidungsforschung zieht die Interaktion
zwischen Emotionen und Kognitionen nunmehr wachsende Aufmerksam-
keit auf sich“ (Funke u. Holt, 2006, S. 78). Das neue (rechts-)wissenschaft-
liche Interesse an Emotionen ist da nicht mehr überraschend, sondern
folgerichtig.
Da Juristerei und Rechtswissenschaft sich an klaren und sachlichen Ar-
gumenten orientieren und sich für rationale Entscheidungen und Ana-
lysen interessieren, sind Gefühle und Emotionen zunächst keine nahelie-
gende Untersuchungsgegenstände, ja wurden aus dem eigenen Arbeitsbe-
reich geradezu verbannt (Kroeschell, 1952, S. 747). Als Schattenseiten des
Gerichtsverfahrens beschreibt (Raiser, 2013, S. 318) die Notwendigkeit,
Konﬂikte zu domestizieren: „Die Umformulierung des Konﬂiktstoffs und
die Eingrenzung auf die rechtlich relevanten Punkte verursachen eine se-
lektive Realitätsverarbeitung [Hervorhebung des Autors], bei der die kom-
plexeren Ursachen des Streits und die dahinter stehenden oder persönli-
chen oder gesellschaftlichen Spannungen nicht mehr in Erscheinung tre-
ten. Die Einbindung der Parteien in die vorgeprägten Rollen von Klägern
und Beklagten verlangt von ihnen, ihr emotionales Engagement weitge-
hend zu unterdrücken.“
Lediglich das Rechtsgefühl erfreut sich traditioneller Anerkennung
und Beachtung. (Hof, 1996, S. 38ff) hat in seiner Rechtsethologie die Be-
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deutung von Gefühl, Empﬁnden und Intuition eingehender gewürdigt. Es
zeichnet sich aber mittlerweile mehr und mehr Interesse für Emotionen
und Verhalten ab. Zum einen hat insbesondere die Geschichtswissen-
schaft das Thema nachdrücklicher und umfassender aufgenommen und
grundlegende Werke vorgelegt. Die Historikerin (Frevert, 2013, S. 16)
stellt fest: „Die Vorstellung, Gefühle seien komplett irrational, bar jeder
Vernunft und Verstandesleistung, kann als widerlegt gelten. Psychologen
und Neurowissenschaftler verweisen stattdessen auf die enge Kopplung
emotionaler und kognitiver Prozesse. So wie fast jeder kognitive Vorgang
emotional gefühlt ist, gehen in Gefühle und Intuitionen immer auch
Wahrnehmungen, Abwägungen und Urteile ein.“ Entsprechend werden
neue wissenschaftliche Kooperationen praktiziert, wenn ein Politikwis-
senschaftler und eine Psychologin nach Gerechtigkeitsempﬁnden bei
Großprojekten als Ursache von Konﬂiktsituationen fragen (Bandelow u.
Thies, 2014).
Die aktuelle Rezeption des Themas Emotionen ﬁndet in der Rechtswis-
senschaft zunächst in ganz unterschiedlichen Bereichen statt: So werden
etwa Kommunikationstechniken für die Gesprächsführung mit aggres-
siven und stark emotionalisierten Menschen im Rahmen von Gerichts-
verhandlungen vorgestellt (Bielecke, 2013). Emotionen werden dann als
nicht beachtete Bedürfnisse eines Menschen akzeptiert und Aggression
als interaktiver Prozess zwischen den Beteiligten angesehen. Erkenntnis-
se aus Neurobiologie und Gehirnforschung sowie aus der Verhandlungs-
lehre werden für die Durchführung von Insolvenzverfahren fruchtbar
gemacht (Paulus u. Hörmann, 2013). Da insbesondere bei der Gestaltung
familiärer Beziehungen Emotionen als menschliche Reaktionen unver-
meidbar sind, wird weitergehend ihre Subsumtion unter gesetzliche Vor-
schriften und unbestimmte Rechtsbegriffe gefordert (Ehler, 2013, S. 503),
die dafür einen Raum geben können.
In der Verwaltungsrechtswissenschaft hat das Auftreten der Wutbürger
und die Renaissance der Wut als öffentlich bekundetes Gefühl das Interes-
se an neuen Formen der Konﬂiktbewältigung und Partizipation aktiviert.
Neben einer Vielzahl von Publikationen ist insbesondere die Einführung
der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in § 25 Abs. 3 Verwaltungsverfah-
rensgesetz hervorzuheben (Ziekow, 2013).
Über die Zusammenschau unterschiedlicher einzelner Entwicklungen
hinaus erscheint es sinnvoll und produktiv, rechtwissenschaftlich grund-
sätzlicher anzusetzen. (Sunstein, 2014, S. 13) thematisiert den Aufstieg
des „Psychological State”: „This term is not the advertising, because it
seems a bit alarming; no one is likely to vote for a candidate who supports
the Psychological State. But the term has the virtue of spotlightning ef-
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forts, all over the world, to develop sensible, low cost policies with close
reference to how human beings actually think and behave.“ Ob es ein neu-
es (rechts)wissenschaftliches Paradigma braucht, sei dahingestellt. Aber:
Welches Wissen über Emotionen lässt sich nutzen, um Konﬂikte, die auch
rechtlich angeleitet sind und angegangen werden können, zu vermindern
oder zu lösen? Wie lässt sich das Wissen über Emotionen und Verhalten
in staatlichen Regulierungs- und Steuerungsüberlegungen nutzbar ma-
chen? Für alle Konﬂikttreiber wie subjektive Rechte, Interessen/Willen
und Emotionen / Verhalten scheint es Formate zu geben, die für die Kon-
ﬂiktbearbeitung besonders adäquat und angemessen erscheinen. Von For-
schungsinteresse ist, die Handlungsformen rechtswissenschaftlich anzu-
schauen und zu untersuchen, die bisher weniger beachtet wurden, sie ge-
nerell als eigene Form wahrzunehmen oder als Alternative zu anderen
Formaten ins Kalkül zu ziehen. Auch gilt es, die Formate der Konﬂiktbe-
arbeitung unter dem Blickwinkel von Regulierungsstrategien und Gover-
nance eingehend in ihren Vor- und Nachteilen zu vergleichen.
Wie sehr das Thema an Bedeutung gewinnt, verdeutlichen die beiden
Sammelbände zu Recht und Emotionen (Landweer u. Koppelberg, 2016;
Landweer u. Bernhardt, 2017).
Resiliente Regulierung. Als einer der ersten Beiträge in der Rechtswissen-
schaft, der durch den Resilienz-Begriff inspiriert war, wurde das Standort-
auswahlgesetz als resiliente Regulierung gedeutet (Smeddinck, 2016d).
Resiliente Regulierung erzeugt Legitimation und bewirkt den Steue-
rungserfolg. Legitimation wird hier als Wirkmechanismus resilienter Re-
gulierung aktualisiert. Die Sichtweise des AP Recht folgt der Prämisse,
dass sich die Resilienz der Regulierung darin ausdrückt, ob ein Normpro-
gramm, ein Regulierungsdesign befähigt ist, seine Ziele, den Gesetzes-
zweck zu erfüllen. Wenn ein Gesetz in der Lage ist, „auf eine Vielzahl von
Anforderungen und Einwirkungen so zu reagieren, dass kein Schaden
entsteht, ein Schaden begrenzt oder bewältigt wird, (…)“ (vgl. (Eckhardt
u. Rippe, 2016, S. 84) so ist es resilient. Entsprechend manifestiert sich
eine resiliente Regulierung am Outcome.
Das Standortauswahlgesetz überrascht in der Konsequenz mit der – in
der Eigenart seines auf den ungewöhnlichen Gegenstand angepassten Re-
gelungsdesigns – dieser Weg beschritten wird. Denn das Gesetz ist dar-
auf angelegt, in der Tendenz eine maximale, vergleichsweise jedenfalls
sehr hohe Legitimationsdichte zu erzeugen. Sie wird aus unterschiedli-
chen Quellen gespeist, die hier als Elemente einer resilienten Regulierung
gedeutet und interpretiert werden: Wissenschaftsbasierung, Transparenz
und Diskurs werden – mehr oder minder expliziert – über konkrete Re-
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gelungen des Standortauswahlgesetzes vermittelt und ﬂießen in die Ge-
samtlegitimationswirkung der gesetzlichen Entscheidungen mit ein. Die
drei Elemente zielen auf das Kennzeichen für Resilienz im engeren Sin-
ne „Berichtigung“ und Korrektur“ staatlichen Handelns in der Standort-
suche – wenn es dieser bedarf. Wo sie kenntlich werden, ragt ein Element
häuﬁg besonders heraus, aber auch die andere können in verschiedenen
Kombinationen und Intensitäten bemerkt werden. Im Rahmen des Stand-
ortauswahlverfahrens dienten insbesondere die Regelungen zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung in den §§ 5, 9 und 10 Standortauswahlgesetz 2013
sowie die gesetzlichen Entscheidungen am Ende bestimmter Phasen des
Verfahrens der Transparenz.
Die Verfahrensregelungen und gesetzlichen Entscheidungen zur Stär-
kung der Legitimation bedeuten weitere Bewältigungskapazitäten (Weich-
selgartner, 2013, S. 29). Sie bilden ebenfalls einen Beitrag zur Resilienz
im engeren Sinne, da so die Fähigkeit des Standortauswahlgesetzes zur
Zielerreichung, widrigen äußeren Einﬂüssen zu widerstehen, gestärkt
wird.
Aufgesetzt wird mit dem Regelungsdesign des Standortauswahlgeset-
zes auf das von (Appel, 2004, S. 332) beschriebene Grundmodell der Regu-
lierung im Umgang mit Ungewissheit. Auch dieses Gesetz enthält ein Ge-
ﬂecht aus Ermittlungs-, Bewertungs- und Entscheidungsstufen, die den
Umgang mit Ungewissheit strukturieren und ordnen. Bemerkenswert ist,
dass in den konkreten Ausprägungen Erkenntnisse der sich gerade entwi-
ckelnden Endlager-bezogenen Resilienzforschung reﬂektiert werden, oh-
ne jedenfalls im Standortauswahlgesetz in seiner aktuellen Fassung den
Standards des neuen Forschungszweigs in allen Punkten zu entsprechen.
Was fehlt im Sinne von Vertagen – als weiterer Erscheinungsform der Re-
silienz im engeren Sinne – sind z. B. Rücksprünge, also die Möglichkeit
bei Ungewissheiten und fehlender Einigung im Umgang mit Fragen und
Problemen auf einen früheren Punkt des Verfahrens zurückzukehren und
dort neu anzusetzen (Blum, 2014, S. 55). Schnelligkeit und Efﬁzienz müs-
sen zugunsten von Resilienz und Sicherheit zurückstehen. Notwendige
Lösungen so nicht nachfolgenden Generationen aufzubürden, wird dann
zur Gratwanderung.
Ausdruck für Resilienz ist auch der gestiegene Regulierungsaufwand
für den rechtlichen Neustart der Standortsuche für ein Endlager. Wäh-
rend früher in § 9b Abs. 1 Atomgesetz – mehr oder weniger – ein einziger
Absatz als Rechtsgrundlage für die Realisierung eines Endlagers ausreich-
te („Die Errichtung, der Betrieb und die Stilllegung der in § 9a Abs. 3 ge-
nannten Anlagen des Bundes [d h. zur Endlagerung radioaktiver Abfälle,
U.S.] sowie die wesentliche Veränderung solcher Anlagen oder ihres Be-
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triebes bedürfen der Planfeststellung.“), enthält das Standortauswahlge-
setz ca. 30 neue Paragraphen. Das ist neuen wissenschaftlichen Vorschlä-
gen ebenso geschuldet wie dem Umstand, dass die bisherigen Versuche,
ein Endlager in Deutschland für hoch radioaktive Abfälle zu realisieren,
im Regulierungsdesaster endeten. Das Standortauswahlgesetz muss des-
halb auch insgesamt als Versuch gewertet werden, eine resiliente Regu-
lierungsstruktur zu schaffen, die den Konﬂikten und Widrigkeiten bei der
Realisierung eines Endlagers standhält.
Offen ist, wie es nach Abschluss des Standortauswahlverfahrens weiter-
geht. Das Standortauswahlgesetz, erst recht das Atomgesetz sind für die
dann anstehenden Aufgaben noch nicht resilient, im Sinne von zukunfts-
fähig ausgelegt und reguliert.
Rechtsfragen der Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle. Schließlich sei
auch hingewiesen auf die überobligatorische Auseinandersetzung mit
Rechtsfragen der Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen (Semper,
2017), die hier nicht weitere ausgeführt wurden, da sie nicht zum engeren
ENTRIA-Forschungsprogramm gehörten, das Portfolio aber sinnvoll und
vorausschauend abgerundet haben.
Fazit und Ausblick
Das Standortauswahlverfahren und das Standortauswahlgesetz bedingen
sich wechselseitig: Das Recht gebietet bestimmte Maßnahmen. Tech-
nische Möglichkeiten oder gesellschaftliche Forderungen beeinﬂussen
rechtliche Vorgaben. Das wird auf Dauer so bleiben. Die Evaluierungs-
pﬂichten, praktische Erfahrungen in der Anwendung des Gesetzes, die
gesellschaftliche Wahrnehmung und der Diskurs über den Rechtsrahmen,
nicht berücksichtigte naturwissenschaftlich-technische und rechtliche
Problem werden weiteren Änderungs- und Fortentwicklungsbedarf aus-
lösen. Eine zentrale Diskussions- und Konﬂiktlinie dürfte die adäquate
Balance zwischen formellen und informellen Formaten der Öffentlich-
keitsbeteiligung bleiben. Die fortschrittliche Attitude des Standortaus-
wahlgesetzes dürfte dann erfolgreich sein, wenn die beteiligten Akteure
sich davon anstecken lassen und nicht in eher hierarchisch anmutende
Vorstellungen der eigenen Aufgabenwahrnehmung zurückfallen (vgl. ei-
nerseits (BfE, 2018, S. 16ff) und andererseits (Smeddinck, 2016c, S. 79f).).
Die Einbettung des AP Recht in ENTRIA konnte zeigen, dass bei einer
innovationsorientierten, offenen Herangehensweise sich diverse produk-
tive interdisziplinäre Kooperationen und Rückwirkungen auf das eigene
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Fach erreichen lassen. Anschlussmöglichkeiten und Lernerfahrungen er-
geben sich aus der Steuerungsperspektive und dem Interesse an der Wirk-
samkeit des Rechts. Nur wenn man wie (Jestaedt, 2014, S. 3) Rechtswissen-
schaft mit Rechtsdogmatik gleichsetzt, haben Wissenschaftstheorie und
Jurisprudenz keine Bezugspunkte und bleibt die Rechtswissenschaft iso-
liert und ohne Resonanz in Exzellenzclustern und Forschungsverbünden!
Perspektivisch sollte die bereits angetippte Bedeutung von Kommuni-
kation und Diskurs ((Smeddinck, 2017a, S. 203f); Brunnengräber u. Smed-
dinck (2016)) als Momente der Regulierung, die zu Legitimation und Re-
silienz des Rechts beitragen, vertieft untersucht werden.
Literatur
[Allenfort u. a. 2015] Allenfort, Heike; Anders, Ortwin; Bader-Giese,
Sylvia; Bernt, Oliver; Klos, Inge; Kussicke, Horst; Larisch, Hei-
di; Liebing, Claudia S.; Lieshoff, Thomas; Narberhaus-Höhner,
Mechthild; Pommerenke, Kurt; Prescher, Andreas; Schwaab,
Friedrich; Strauß, Ingrid; Tilmans, Anja; Wentzel, Gert; Westen,
Timo; Wieder, Andreas: Bürgergutachten „Wohin mit unserem
Atommüll?“. http://www.bundestag.de/blob/365600/
a762d9d615164690cb2957db510cb605/kmat_20-data.pdf
[Appel 2004] Appel, Ivo: Methodik des Umgangs mit Ungewißheit. In:Me-
thoden der Verwaltungsrechtswissenschaft. Baden Baden: Nomos Verlag,
2004, S. 327–359
[Aziz 2013] Aziz, Shaukat: Ein Plädoyer für „Good Governance“. In: Kol-
lektiver Rechtsbruch - Gefahr für unsere Freiheit. Göttingen: Wallstein
Verlag, 2013, S. 181–193
[Bandelow u. Thies 2014] Bandelow, Nils C.; Thies, Barbara: Gerech-
tigkeitsempﬁnden bei Großprojekten als Ursache von Konﬂiktsituatio-
nen? Vertrauen und Legitimität als moderierende Faktoren illustriert
am Beispiel der Konﬂikte um die Erweiterung des Frankfurter Flugha-
fens. In: Politische Psychologie – Journal of Political Psychology 2014
(2014), Nr. 1, S. 24 ff
[Bielecke 2013] Bielecke, Alexandra: Der Mensch ist dem Menschen kein
Feind – Kommunikationstechniken für die Gesprächsführung mit ag-
gressiven und stark emotionalisierten Menschen. In: Familie, Partner-
schaft, Recht 19 (2013), S. 471–475
435
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[Bimesdörfer u. a. 2016] Bimesdörfer, Kathrin; Oerding, Simon; Riemann,
Moritz: Endlager benötigen eine gesellschaftliche Betriebserlaubnis.
Bürgergutachten „Wohin mit unserem Atommüll?”. In: (Brunnengrä-
ber, 2016), S. 409–430
[Bluhm 1999] Bluhm, Harald: Das Atomzeitalter. Varianten einer Epo-
chenbestimmung. In: Fischer, Karsten (Hrsg.): Neustart des Weltlaufs?
Fiktion und Faszination der Zeitenwende. Frankfurt/M.: Suhrkamp, 1999,
S. 203–224
[Blum 2014] Blum, Dennis-Sebastian: Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei
der Auswahl eines Atommüllendlagers unter Berücksichtigung des Stand-
ortauswahlgesetzes. Hamburg: Diplomica, 2014 (Nachhaltigkeit 58)
[Brammer 2010] Brammer, Klaus J.: Neustart mit einem ergebnisoffenen
Auswahlverfahren? In: Endlager und kein Ende? Wege aus einer unend-
lichen Geschichte Bd. 09. Loccum: Evangelische Akad. Loccum, 2010, S.
77–81
[Brunnengräber 2016] Brunnengräber, Achim (Hrsg.): Problemfalle End-
lager. Gesellschaftliche Herausforderungen im Umgang mit Atommüll.
Baden-Baden: edition sigma, 2016
[Brunnengräber u. a. 2016] Brunnengräber, Achim; Mez, Lutz; Schreurs,
Miranda A.: Das Endlager-Dilemma. Über den Umgang mit Atommüll.
In: Leitschuh, Heike (Hrsg.); Michelsen, Gerd (Hrsg.); Simonis, Udo E.
(Hrsg.); Sommer, Jörg (Hrsg.); Weizsäcker, Ernst U. (Hrsg.): Jahrbuch
Ökologie 2016 Bd. 2016. Stuttgart: S. Hitzel, 2016, S. 182–190
[Brunnengräber u. Smeddinck 2016] Brunnengräber, Achim; Smeddinck,
Ulrich: Möglichkeiten und Grenzen der Vereinheitlichung wissen-
schaftlicher Begriffe in der interdisziplinären Zusammenarbeit. Eine
politik- und rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung. http://
link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-12254-6. In:
(Smeddinck u. a., 2016), 67–76
[BfE 2018] Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit:
BfE - Zwischenlager. https://www.bfe.bund.de/DE/ne/
zwischenlager/zwischenlager_node.html, 2018
[Buschka 2009] Buschka, Sonja: Ethische Normen für eine zukünftigen Ge-
nerationen gegenüber moralisch vertretbare (End-) Lagerung hochradioak-
tiver Abfälle. Hamburg, Universität Hamburg (UHH), Masterarbeit, 2009
436
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen
[Böcher 2007] Böcher, Michael: Wissenschaftliche Politikberatung und
politischer Prozess. In: Macht Wissenschaft Politik? Erfahrungen wissen-
schaftlicher Beratung im Politikfeld Wald und Umwelt. Wiesbaden: VS
Verlag für Sozialwissenschaften, 2007, S. 14–42
[Böhm 2005] Böhm, Monika: Risikoregulierung und Risikokommunikati-
on als interdisziplinäres Problem. In: Neue Zeitschrift für Verwaltungs-
recht (2005), Nr. 6, S. 609–615
[Böschen 2005] Böschen, Stefan: Reﬂexive Wissenspolitik Formierung
und Strukturierung von Gestaltungsöffentlichkeiten. In: Wozu Exper-
ten? Ambivalenzen der Beziehung von Wissenschaft und Politik. Wiesba-
den: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2005, S. 241–263
[de Certeau 1988] Certeau, Michel de: Kunst des Handelns. Berlin: Merve,
1988
[Cuhls 2009] Cuhls, Kerstin: Delphi-Befragungen in der Zukunftsfor-
schung. In: Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung. Berlin: Springer,
2009, S. 207–221
[Depenheuer 2014] Depenheuer, Otto: Sprache und Ziel der Gesetze. In:
Gesetzgebung: Rechtsetzung durch Parlamente undVerwaltungen sowie ih-
re gerichtliche Kontrolle. Heidelberg: C.F. Müller, 2014, S. 137–159
[Dienel 1978] Dienel, Peter C.: Die Planungszelle. Opladen: Westdeutscher
Verlag, 1978
[Däuper u. von Bernstorff 2014] Däuper, Olaf; von Bernstorff, Adrian: Ge-
setz zur Suche und Auswahl eines Standortes für die Endlagerung radio-
aktiver Abfälle – zugleich ein Vorschlag für die Agenda der „Kommissi-
on Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“. In: Zeitschrift für Umwelt-
recht 2014 (2014), Nr. 1, S. 24–32
[Eckhardt u. Rippe 2016] Eckhardt, Anne; Rippe, Klaus P.: Risiko und Un-
gewissheit bei der Entsorgung hochradioaktiver Abfälle. Zürich: vdf Hoch-
schulverlag, 2016
[Ehler 2013] Ehler, Karl: Familienrecht – Wie subsumiert man eigentlich
Emotionen? In: Familie, Partnerschaft, Recht 2013 (2013), Nr. 11, S. 500–
503
[Emanuel 2017] Emanuel, Florian: Rezension zu Ulrich Smddinck (Hrsg.):
Standortauswahlgesetz (StandAG), Kommentar. In:Zeitschrift fürNeues
Energierecht 21 (2017), Nr. 2, S. 107
437
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[Faßbender 2015] Faßbender, Kurt: Rezension zu „Timo Hohmuth: Die
atomrechtspolitische Entwicklung in Deutschland seit 1980. Darstel-
lung, Analyse, Materialien“. In: Archiv für öffentliches Recht 140 (2015),
Nr. 4, S. 650–653
[Fehling 2012] Fehling, Michael: Informelles Verwaltungshandeln. In:
Grundlagen des Verwaltungsrechts. Informationsordnung - Verwaltungs-
verfahren - Handlungsformen Bd. 2. 2. Auﬂ. München: Beck, 2012, S.
1557–1523
[Frevert 2013] Frevert, Ute: Vertrauensfragen: eine Obsession der Moderne.
München: Beck, 2013 (Beck’sche Reihe 6104)
[Funke u. Holt 2006] Funke, Joachim; Holt, Daniel: Zur Rationalität von
Emotionen beim Problemlösen: Eine psychologische Perspektive. In:
Kluges Entscheiden. Disziplinäre Grundlagen und interdisziplinäre Ver-
knüpfungen. Tübingen: Mohr Siebeck, 2006, S. 77–90
[Guckelberger 2011] Guckelberger, Annette: Die Öffentlichkeitsbeteili-
gung beim Erlass von Rechtsverordnungen unter besonderer Berück-
sichtigung des Umweltrechts. In: Jahrbuch des Umwelt- und Technik-
rechts 2011. Berlin: Erich Schmidt Verlag, 2011 (Umwelt- und Technik-
recht (UTR) 110), S. 49–93
[Habermas 1981] Habermas, Jürgen: Theorie des kommunikativen Han-
delns. Band 1: Handlungsrationalität und gesellschaftliche Rationalisie-
rung. Band 2: Zur Kritik der funktionalistischen Vernunft. Frankfurt/M.:
Suhrkamp, 1981
[Habermas 1992] Habermas, Jürgen: Faktizität und Geltung. Beiträge zur
Diskurstheorie des Rechts und des demokratischen Rechtsstaats. 1. Auﬂ.
Frankfurt/M.: Suhrkamp, 1992
[Heintzen 2014] Heintzen, M.: Externe Beratung in der Gesetzgebung. In:
Gesetzgebung: Rechtsetzung durch Parlamente undVerwaltungen sowie ih-
re gerichtliche Kontrolle. Heidelberg: C.F. Müller, 2014, S. 229–247
[Hien 2012] Hien, Eckart: Partizipation im Planungsverfahren. In:Umwelt
und Planungsrecht UPR-Zeitschrift für Wissenschaft und Praxis (2012), S.
128–132
[Hof 1996] Hof, Hagen: Rechtsethologie – Recht im Kontext von Verhalten
und außerrechtlicher Verhaltensregelung. Heidelberg: R. v. Decker, 1996
438
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen
[Hoffmann-Riem 2005] Hoffmann-Riem, Wolfgang: Governance im Ge-
währleistungsstaat. Vom Nutzen der Governance-Perspektive für die
Rechtswissenschaft. In: Governance-Forschung: Vergewisserung über
Stand und Entwicklungslinien. Baden-Baden: Nomos, 2005, S. 195–220
[Hoffmann-Riem 2006] Hoffmann-Riem, Wolfgang: Die Klugheit der Ent-
scheidung ruht in ihrer Herstellung – selbst bei der Anwendung von
Recht. In: Scherzberg, Arno (Hrsg.); Betsch, Tilmann (Hrsg.); Tagung,
Erfurter S. (Hrsg.):Kluges Entscheiden: disziplinäre Grundlagen und inter-
disziplinäre Verknüpfungen ; [... 17. - 19.02.2005 ... Ersten Erfurter Staats-
wissenschaftliche Tagung ...]. Tübingen: Mohr Siebeck, 2006 (Neue
Staatswissenschaften 4), S. 3–23
[Hoffmann-Riem 2010] Hoffmann-Riem, Wolfgang: Offene Rechtswissen-
schaft: ausgewählte Schriften vonWolfgang Hoffmann-Riemmit begleiten-
den Analysen. Tübingen: Mohr Siebeck, 2010
[Hoffmann-Riem 2016] Hoffmann-Riem, Wolfgang: Innovation und Recht,
Recht und Innovation: Recht im Ensemble seiner Kontexte. Tübingen:
Mohr Siebeck, 2016
[Hohmuth 2014] Hohmuth, Timo; Smeddinck, Ulrich (Hrsg.): Die atom-
rechtspolitische Entwicklung in Deutschland seit 1980. Darstellung, Ana-
lyse, Materialien. Berlin: Berliner Wissenschafts-Verlag, 2014
[Hubig 1995] Hubig, Christoph: Technik- und Wissenschaftsethik: Ein Leit-
faden. 2. Auﬂ. Berlin, Heidelberg: Springer-Verlag, 1995
[Häder 2014] Häder, Michael: Delphi-Befragungen: Ein Arbeitsbuch. 3. Auﬂ.
Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2014
[Jacob u. a. 2007] Jacob, Klaus; Biermann, Frank; Busch, Per-Olof; Feindt,
Peter H.: Einleitung: Politik und Umwelt. Modernisierung politischer
Systeme als Herausforderung an die Politikwissenschaft. In: Jacob,
Klaus (Hrsg.); Biermann, Frank (Hrsg.); Busch, Per-Olof (Hrsg.); Feindt,
Peter H. (Hrsg.): Politik und Umwelt. 1. Auﬂ. Wiesbaden: VS Verlag
für Sozialwissenschaften, 2007 (Politische Vierteljahresschrift, Sonder-
heft 39), S. 11–41
[Jestaedt 2014] Jestaedt, Matthias: Wissenschaft im Recht Rechtsdogma-
tik im Wissenschaftsvergleich. In: JuristenZeitung 69 (2014), Nr. 1, S.
1–12
439
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[John 2014] John, Michéle: Atomrecht. In: Koch, Hans-Joachim (Hrsg.):
Handbuch Umweltrecht. 4. Auﬂ. München: Franz Vahlen, 2014, S. 577–
636
[Kant 1968] Kant, Immanuel: Kritik der reinen Vernunft. Darmstadt: de
Gruyter, 1968 (Werke 3) – Nachdruck.
[Kirchhof 2004] Kirchhof, Paul: Das Parlament als Mitte der Demokratie.
In: Brenner, Michael (Hrsg.); Huber, Peter M. (Hrsg.); Möstl, Markus
(Hrsg.):Der Staat des Grundgesetzes - Kontinuität undWandel: Festschrift
für Peter Badura zum siebzigsten Geburtstag. Tübingen: Mohr Siebeck,
2004, S. 244–262
[Knill u. a. 2012] Knill, Christoph; Schäfer, Ansgar; Winkler, Daniela: Die
Rechtsprechung der deutschen Oberverwaltungsgerichte im Vergleich
– Ergebnisse einer Befragung unter Staatsrechtslehrern und Verwal-
tungsrichtern. In: Verwaltungsarchiv: Zeitschrift für Verwaltungslehre,
Verwaltungsrecht und Verwaltungspolitik (2012), Nr. 103, S. 165–182
[Korinek u. Veit 2013] Korinek, Rebecca-Lea; Veit, Silvia: Wissenschaft-
liche Politikberatung als Grenzarbeit: Ein Konzept zur Analyse institu-
tionalisierter Beratungsformen in Politikfeldern. In: der moderne staat
– Zeitschrift für Public Policy, Recht und Management Wissen und Exper-
tise in Politik und Verwaltung (2013), Nr. Sonderheft 1/2013
[Kremer 2013] Kremer, Carsten: Ungewissheit im Sicherheitsverwaltungs-
recht. In: Augsberg, Ino (Hrsg.): ExtrajuridischesWissen imVerwaltungs-
recht: Analysen und Perspektiven. Tübingen: Mohr Siebeck, 2013, S. 195–
217
[Krings 2013] Krings, Günter: Das Gesetz im demokratischen Verfassungs-
staat. In: Krings, Günter (Hrsg.); Kluth, Winfried (Hrsg.): Gesetzgebung.
Ein Handbuch. C.F. Müller, 2013, S. 40–46
[Kroeschell 1952] Kroeschell, Karl: Gegen die Gefühlsjurisprudenz. In:
JuristenZeitung 7 (1952), Nr. 24, S. 747
[Köhnke u. a. 2017] Köhnke, Dennis (Hrsg.); Reichardt, Manuel (Hrsg.);
Semper, Franziska (Hrsg.): Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle:
Randbedingungen und Lösungsansätze zu den aktuellen Herausforderun-
gen. Wiesbaden: Springer, 2017
[Landweer u. Bernhardt 2017] Landweer, Hilge; Bernhardt, Fabian: Recht
und Emotion II: Sphären der Verletzlichkeit. 1. Auﬂ. Freiburg, München:
Verlag Karl Alber, 2017 (Recht und Emotion 2)
440
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen
[Landweer u. Koppelberg 2016] Landweer, Hilge; Koppelberg, Dirk: Recht
und Emotion I: Verkannte Zusammenhänge. 1. Auﬂ. Freiburg, München:
Verlag Karl Alber, 2016 (Recht und Emotion 1)
[Luhmann 1991] Luhmann, Niklas: Soziologie des Risikos. Berlin, New
York: De Gruyter, 1991
[Nowotny 2005] Nowotny, Helga: Experten, Expertisen und imaginierte
Laien. In: Bogner, Alexander (Hrsg.); Torgersen, Helge (Hrsg.): Wozu
Experten? Ambivalenzen der Beziehung von Wissenschaft und Politik. 1.
Auﬂ. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2005, S. 33–44
[Ott 2000] Ott, Konrad: Zum Verhältnis von Diskursethik und diskursiver
Technikfolgenabschätzung. In: Diskurs: Begriff und Realisierung. Würz-
burg: Königshausen & Neumann, 2000, S. 271–301
[Ott 2014a] Ott, Konrad: Deliberative Zwischenreiche und Umweltpolitik.
In: Jahrbuch für Recht und Ethik 22 (2014), S. 289–312
[Ott 2014b] Ott, Konrad: Handeln auf Probe für die Ewigkeit? Die Einla-
gerung hochradioaktiver atomarer Reststoffe als eine Generationenauf-
gabe. In: Karafyllis, Nicole C. (Hrsg.): Das Leben führen? Lebensführung
zwischen Technikphilosophie und Lebensphilosophie. Für Günther Ropohl
zum 75. Geburtstag. Berlin: edition sigma, 2014, S. 240–259
[Ott 2017] Ott, Konrad: Normative Pragmatics: Approach, Promise, Out-
look. In: Transcendental Arguments in Moral Theory. Berlin, Boston:
DeGruyter, 2017, S. 213–229
[Ott u. Budelmann 2017] Ott, Konrad; Budelmann, Harald: Oder vielleicht
doch nicht unter die Erde - Überlegungen zur Rolle der Oberﬂächenla-
gerung in einer Entsorgungsstrategie. In: (Köhnke u. a., 2017), S. 11–27
[Ott u. a. 2018] Ott, Konrad; Pohlers, Julia; Riemann, Moritz: Gaining
knowledge by transdisciplinary research? To proportion views of lay-
people and experts. (2018) – In Planung.
[Ott u. Riemann 2018] Ott, Konrad; Riemann, Moritz: „Volenti non ﬁat
iniuriam” – Freiwilligkeit und Bereitwilligkeit bei der Übernahme von
Standortverantwortung. Berlin: Berliner Wissenschafts-Verlag, 2018,
S. 42–60
[Ott u. Semper 2017] Ott, Konrad; Semper, Franziska: Nicht von meiner
Welt – Zukunftsverantwortung bei der Endlagerung von radioaktiven
Reststoffen. In: GAIA - Ecological Perspectives for Science and Society 26
(2017), Nr. 2, S. 100–102
441
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[Paulus u. Hörmann 2013] Paulus, Christoph G.; Hörmann, Martin: Emo-
tionale Kompetenz im Insolvenzverfahren – Erkenntnisse aus Neuro-
biologie, Hirnforschung und Verhandlungslehre. In: Neue Zeitschrift
für Insolvenz- und Sanierungsrecht 2013 (2013), Nr. 14–15, S. 623–631
[Raiser 2013] Raiser, Thomas: Grundlagen der Rechtssoziologie. 6. Auﬂ.
Tübingen: Mohr Siebeck, 2013 (UTB Rechtswissenschaft 2904)
[Rehbinder 2018] Rehbinder, Eckard: Endlagerung hochradioaktiver Ab-
fälle und Rechtsschutz – ein Königsweg zur Lösung eines verzwickten
Umweltproblems? In: EurUP 16 (2018), Nr. 1, S. 61–71
[Reinhardt 2015] Reinhardt, Michael: Grenzwerte – Fluch oder Segen?
Entwicklungslinien im Umweltrecht zwischen Rechtssicherheit und
praktischer Urteilskraft. In: Natur und Recht 37 (2015), Mai, Nr. 5, S.
289–297
[Renn u. a. 2014] Renn, Ortwin; Köck, Wolfgang; Schweizer, Pia-Johanna;
Bovet, Jana; Benighaus, Christina; Scheel, Oliver; Schröter, Regina: Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei Vorhaben der Energiewende – Neun The-
sen zum Einsatz und zur Gestaltung der Öffentlichkeitsarbeit. In: Zeit-
schrift für Umweltrecht 2014 (2014), Nr. 5, S. 281–288
[Riemann 2017] Riemann, Moritz: Gerechtigkeit an der Oberﬂäche. In:
(Köhnke u. a., 2017), S. 159–171
[Roose 2010] Roose, Jochen: Der endlose Streit um die Atomenergie.
Konﬂiktsoziologische Untersuchung einer dauerhaften Auseinander-
setzung. In: Feindt, Peter (Hrsg.); Saretzki, Thomas (Hrsg.): Umwelt-
und Technikkonﬂikte. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften,
2010, S. 79–103
[Roßnagel 1984] Roßnagel, Alexander (Hrsg.): Recht und Technik im Span-
nungsfeld der Kernenergiekontroverse. Opladen: VS Verlag für Sozialwis-
senschaften, 1984
[Röthel 2011] Röthel, Anne: Techniksteuernde Grenzwerte – Wahrneh-
mungsstillstand und Zukunftsaufgabe. 2011
[Schink 2011] Schink, Alexander: Öffentlichkeitsbeteiligung – Beschleu-
nigung – Akzeptanz: Vorschläge zur Verbesserung der Akzeptanz von
Großprojekten durch Öffentlichkeitsbeteiligung. In: Deutsches Verwal-
tungsblatt 126 (2011), Nr. 22, S. 1377–1385
442
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen
[Schulz u. Renn 2009] Schulz, Marlen (Hrsg.); Renn, Ortwin (Hrsg.): Das
Gruppendelphi: Konzept und Fragebogenkonstruktion. Wiesbaden: VS
Verlag für Sozialwissenschaften, 2009
[Schuppert 2012] Schuppert, Gunnar F.: Politikvermittlung als Kommuni-
kation. In: Kersten, Jens (Hrsg.); Schuppert, Gunnar F. (Hrsg.): Politik-
wechsel als Governanceproblem. Baden-Baden: Nomos, 2012 (Schriften
des Münchner Centrums für Governance-Forschung), S. 45–69
[Semper 2017] Semper, Franziska: Kommentierung zu §§ 4 Abs. 1 bis 3,
11, 12, 14 - 19, Vorbemerkung zu §§ 13-20. In: (Smeddinck, 2017c)
[Shrader-Frechette 1993] Shrader-Frechette, Kristin: Burying Uncertainty.
The Case against Geological Disposal of Nuclear Waste. Berkeley: Univer-
sity of California Press, 1993
[Skorupinski u. Ott 2000] Skorupinski, Barbara; Ott, Konrad: Technikfol-
genabschätzung und Ethik: eine Verhältnisbestimmung in Theorie und Pra-
xis. Zürich: vdf Hochschulverlag, 2000
[Smeddinck 2013a] Smeddinck, Ulrich: Radioaktive Reststoffe. Lösungs-
optionen aus Sicht der Rechtswissenschaft. In: Technikfolgenabschät-
zung - Theorie und Praxis 22 (2013), Nr. 3, S. 46–49
[Smeddinck 2013b] Smeddinck, Ulrich: Rechtliche Methodik: die Ausle-
gungsregeln. Braunschweig: Institut für Rechtswissenschaften, 2013
(Arbeitspapiere der Technischen Universität Braunschweig (RATUBS)
4/2013)
[Smeddinck 2014] Smeddinck, Ulrich (Hrsg.): Das Recht der Atomentsor-
gung. Textsammlung mit Einführung. Berlin: Berliner Wissenschafts-
Verlag, 2014
[Smeddinck 2016a] Smeddinck, Ulrich: Atommüllentsorgung und robuste
Rechtswissenschaft - Zugleich zum intradisziplinären Verständnis von
Multi-, Inter- und Transdisziplinarität. http://link.springer.
com/book/10.1007/978-3-658-12254-6. In: (Smeddinck u. a.,
2016), 25–36
[Smeddinck 2016b] Smeddinck, Ulrich: Innovative Ansätze im Umwelt-
recht. Standortauswahlgesetz und Nudge-Ansatz: rechtswissenschaft-
liche Forschung zu Emotionen und Verhalten als Perspektive. In: Schrif-
ten zur rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung. Innovationen im
Recht Bd. 11. Baden-Baden: Nomos, 2016, S. 403–437
443
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[Smeddinck 2016c] Smeddinck, Ulrich: Synergien oder Reibungsverlus-
te? Wer koordiniert die Institutionen/Aktivitäten und führt sie zusam-
men? In: Loccumer Protokolle. Endlagersuche. Endlager-Kommission und
Öffentlichkeit(en): Fragen nach Zusammenarbeit und Fortschritten im Pro-
zess zur Halbzeit der Kommission Bd. 2014. Rehburg-Loccum: Evangeli-
sche Akademie Loccum, 2016, S. 69–80
[Smeddinck 2016d] Smeddinck, Ulrich: Umgang mit Ungewissheit bei der
Realisierung eines Endlagers für Atommüll - resilient reguliert? In:
Verwaltungsressourcen und Verwaltungsstrukturen. Management von Un-
sicherheit und Nichtwissen Bd. 31. Baden-Baden: Nomos, 2016, S. 147–
183
[Smeddinck 2016e] Smeddinck, Ulrich: Öffentlichkeitsbeteiligung bei der
Grenzwertfestlegung - eine Perspektive für die Strahlenschutzverord-
nung. Berlin: Berliner Wissenschafts-Verlag, 2016, S. 81–112
[Smeddinck 2017a] Smeddinck, Ulrich: Die Fortentwicklung des Stan-
dAG - Gesetzgebungsgeschichte, Beispiele, Reﬂektionen. In: EurUP-
Zeitschrift für Europäisches Umwelt- und Planungsrecht 2017 (2017), Nr.
3, S. 195–295
[Smeddinck 2017b] Smeddinck, Ulrich: Kommentierung zu §§ 1, 2, 5, 6, 8,
9, 10. (Smeddinck, 2017c)
[Smeddinck 2017c] Smeddinck, Ulrich (Hrsg.): StandAG. Standortauswahl-
gesetz. Kommentar. Berlin: Berliner Wissenschafts-Verlag, 2017
[Smeddinck u. a. 2016] Smeddinck, Ulrich (Hrsg.); Kuppler, Sophie (Hrsg.);
Chaudry, Saleem (Hrsg.): Inter- und Transdisziplinarität bei der Entsor-
gung radioaktiver Reststoffe. Wiesbaden: Springer Vieweg, 2016 http:
//link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-12254-6
[Smeddinck u. Roßegger 2013] Smeddinck, Ulrich; Roßegger, Ulf: Par-
tizipation bei der Entsorgung radioaktiver Reststoffe - unter besonde-
rer Berücksichtigung des Standortauswahlgesetzes. In: Natur+Recht 35
(2013), Nr. 8, S. 548–556
[Smeddinck u. Semper 2016] Smeddinck, Ulrich; Semper, Franziska: Zur
Kritik am Standortauswahlgesetz. Eine rechtswissenschaftliche Sicht
auf gesellschaftspolitische Debatten. In: (Brunnengräber, 2016), S.
235–260
444
5.3 Transversalprojekt 3 - Ethisch-moralische Begründung, rechtliche
Voraussetzungen und Implikationen
[Smeddinck u. Willmann 2014] Smeddinck, Ulrich; Willmann, Sebastian:
Die Kommissionsempfehlung nach § 4 Abs. 5 Standortauswahlgesetz.
In: Zeitschrift für Europäisches Umwelt- und Planungsrecht 12 (2014), Nr.
2, S. 102–111
[Somek 2009] Somek, Alexander: Demokratie als Verwaltung. Wider die
deliberativ halbierte Demokratie. In: Brunkhorst, Hauke (Hrsg.): Demo-
kratie in derWeltgesellschaft. Baden Baden: Nomos Verlag, 2009 (Soziale
Welt Sonderband 18), S. 323–348
[Steiger 2015] Steiger, Dominik: État, c’est moi! L’État, c’est nous! Legi-
timation von Staatsgewalt durch individuelle und kollektive Selbstbe-
stimmung. In: Neubauer, Manuel P. (Hrsg.): L’État, c’est quoi? Staatsge-
walt im Wandel Bd. 54. Baden Baden: Nomos Verlag, 2015, S. 79–104
[Steinmüller 1997] Steinmüller, Karlheinz: Grundlagen und Methoden
der Zukunftsforschung: Szenarien, Delphi, Technikvorausschau / SFZ.
Gelsenkirchen, 1997 (21) – Forschungsbericht
[Streffer u. a. 2011] Streffer, Christian; Gethmann, Carl F.; Kamp, Ge-
org; Kröger, Wolfgang; Rehbinder, Eckard; Renn, Ortwin; Röhlig, Klaus-
Jürgen: Radioactive Waste. Technical and Normative Aspects of its Dispo-
sal. Berlin: Springer, 2011 (Ethics of science and technology assess-
ment 38)
[Sunstein 2014] Sunstein, Cass R.: Why nudge? the politics of libertarian
paternalism. New Haven: Yale University Press, 2014 (Storrs lectures
on jurisprudence)
[Terkessidis 2015] Terkessidis, Mark: Kollaboration. Berlin: Suhrkamp,
2015 (Edition Suhrkamp 2686)
[Turoff 2002] Turoff, Murray: The Policy Delphi. https://web.njit.
edu/~turoff/pubs/delphibook/delphibook.pdf. In: The Del-
phi Method. Techniques and Applications. 2002, 80–96 – Electronic ver-
sion of the 1975 edition published by Addison-Wesley
[Vesting 2007] Vesting, Thomas: Rechtstheorie. Ein Studienbuch. München:
Beck, 2007 (Juristische Kurz-Lehrbücher)
[Voßkuhle 2012] Voßkuhle, Andreas: § 1. Neue Verwaltungsrechtswissen-
schaft. In: Grundlagen des Verwaltungsrechts. Band I. 2. Auﬂ. Berlin: C.
H. Beck, 2012, S. 1–64
445
5 Ergebnisse der Teilprojekte
[Walther u. Riemann 2017] Walther, Clemens; Riemann, Moritz: Wie viel
Strahlendosis für wen? Lange Lagerung, Offenhaltung und ein langer
Entsorgungsprozess bedeuten zusätzliche Dosis für Beschäftigte. In:
GAIA - Ecological Perspectives for Science and Society 26 (2017), Nr. 2, S.
106–109
[Weichselgartner 2013] Weichselgartner, Juergen: Risiko, Wissen, Wandel:
Strukturen undDiskurse problemorientierter Umweltforschung. München:
Oekom, 2013
[Wiethölter 1968] Wiethölter, Rudolf: Rechtswissenschaft. Frankfurt/M:
Fischer-Bücherei, 1968
[Willke 2005] Willke, Helmut: Welche Expertise braucht die Politik? In:
Bogner, Alexander (Hrsg.); Torgersen, Helge (Hrsg.): Wozu Experten?
Ambivalenzen der Beziehung von Wissenschaft und Politik. Wiesbaden:
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2005, S. 45–63
[Wissenschaftsrat 2012] Wissenschaftsrat (Hrsg.). Geschäftsstelle des
Wissenschaftsrates: Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutsch-
land. Situation, Analysen, Empfehlungen / Geschäftsstelle des Wissen-
schaftsrates. Köln, 2012 (2558-12) – Drucksache
[Ziekow 2013] Ziekow, Jan: Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung. Der Beginn
einer neuen Verwaltungskultur. In: Neue Zeitschrift für Verwaltungs-
recht (NVwZ) 2013 (2013), Nr. 12, S. 754–760
[Zippelius 1982] Zippelius, Reinhold: Rechtsphilosophie: Ein Studienbuch.
1. Auﬂ. München: Beck, 1982 (Kurzlehrbücher für das juristische Stu-
dium)
446
5.4 Transversalprojekt 4 - Interdisziplinäre Risikoforschung
5.4 Transversalprojekt 4 - Interdisziplinäre
Risikoforschung
Das Transversalprojekt (TP) „Interdisziplinäre Risikoforschung“ war vor-
wiegend auf Risiko und Sicherheit bei der Entsorgung hoch radioaktiver
Abfälle ausgerichtet. In diesem TP wurden sowohl Methoden entwickelt
und angewendet, um eine vergleichende Risikobewertung vorzunehmen,
als auch verschiedene Ausprägungen radiologischer Belastungen genau-
er untersucht, die das Gesamtrisiko von Entsorgungsoptionen für hoch
radioaktive Abfälle wesentlich beeinﬂussen. Mit der vergleichenden Risi-
kobewertung leistete das TP einen Beitrag zur gesamthaft vergleichenden
Bewertung von Entsorgungsoptionen im Rahmen von ENTRIA.
Im TP ﬁnden sich Arbeitspakete (AP), die darauf abzielen, mit empiri-
schen Untersuchungen neue speziﬁsche Erkenntnisse hervorzubringen,
und solche, die vor allem auf der bestehenden Fachliteratur und – im
Sinn eines transdisziplinären Ansatzes – unter anderem auch auf Erfah-
rungen mit politischen Prozessen, der Aufsichtspraxis von Behörden etc.
beruhen. Gemeinsam trugen diese AP dazu bei, Risiko und Sicherheit bei
der Entsorgung radioaktiver Abfälle unter einer umfassenden, interdis-
ziplinären Perspektive zu untersuchen. Damit wurden insbesondere Brü-
cken zwischen natur- und ingenieurwissenschaftlichen und sozialwissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu Risiken und Sicherheit geschlagen. Das TP
umfasste sechs Arbeitspakete:
• Interdisziplinäre Risikoforschung
• Vergleich der radiologischen Gefährdung für verschiedene Entsor-
gungsoptionen
• Individuelle Dosimetrie für Beschäftigte in Entsorgungsanlagen
• Radionuklidquellterme für verschiedene Entsorgungsoptionen
• Einﬂuss der Radionuklidspeziation auf Transferfaktoren
• Langzeitsicherheit von Tiefenlagern
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Arbeitspakete dargestellt.
5.4.1 Interdisziplinäre Risikoforschung
Im Arbeitspaket „Interdisziplinäre Risikoforschung“ wurden die Risiken,
die sich mit den Entsorgungsoptionen Endlagerung, Tiefenlagerung mit
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Vorkehrungen für Überwachung und Rückholbarkeit sowie Oberﬂächen-
lagerung verbinden, vergleichend bewertet. Die Ergebnisse des Risikover-
gleichs wurden in einer „Risikokarte“ visualisiert.
Ausgangslage
International existieren verschiedene Publikationen, in denen ein Ver-
gleich von Entsorgungsoptionen durchgeführt wird. Diese Vergleiche be-
wegen sich jedoch meistens auf einem hohen Abstraktionsniveau und
wurden vor allem unter naturwissenschaftlich-technischen Gesichts-
punkten durchgeführt. Bei ENTRIA bestand die Chance, einen vertieften
Risikovergleich vorzunehmen und dabei Erkenntnisse aus verschiedenen,
teils auch weiter auseinander liegenden Fachdisziplinen einzubeziehen.
Untersuchungsschwerpunkte
Im Arbeitspaket „Interdisziplinäre Risikoforschung“ wurden Grundlagen
und Methoden für einen umfassenden Risikovergleich entwickelt. Zudem
leistete das AP einen Beitrag zur Entwicklung der Referenzmodelle der bei
ENTRIA untersuchten Entsorgungsoptionen.
Im Verlauf erster Arbeiten zur vergleichenden Risikobewertung hatte
sich gezeigt, dass die im Vorhaben ENTRIA untersuchten Entsorgungs-
optionen konkretisiert werden müssen, um aussagekräftige Vergleiche zu
ermöglichen. Dazu wurden in Zusammenarbeit zwischen den Vertikalpro-
jekten und dem AP „Interdisziplinäre Risikoforschung“ für alle drei unter-
suchten Entsorgungsoptionen Referenzmodelle entwickelt. Die Referenz-
modelle sind standortunabhängig angelegt und bei den Tiefenlagern spe-
ziﬁsch für die Wirtsgesteine Salz und Ton. Sie zeichnen sich durch ihren
„generischen“ Charakter aus, sind aber soweit ausgearbeitet, wie es für
differenziertere vergleichende Bewertung notwendig ist. Über weite Tei-
le der Laufzeit von ENTRIA fand innerhalb der Forschungsplattform ein
Abstimmungsprozess zu den Referenzmodellen statt. Dabei wurde unter
anderem festgehalten, dass alle Referenzmodelle die heute geltenden Ge-
nehmigungsanforderungen im Prinzip erfüllen müssen.
Bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle geben Fragen rund um
Risiko und Sicherheit von Entsorgungsoptionen immer wieder Anlass
zu Kontroversen. Diese Kontroversen betreffen sowohl die Auswahl der
„sichersten“ Entsorgungsoption als auch die konkrete Ausgestaltung von
Entsorgungsoptionen. Viele Kontroversen werden nicht nur durch Inter-
essenkonﬂikte, sondern auch durch unterschiedliche Risikobegriffe in
verschiedenen Fachdisziplinen, durch divergierende Risikowahrnehmun-
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gen, Wertvorstellungen und weitere Einﬂüsse geprägt, die die Einschät-
zung von Risiko und Sicherheit bei verschiedenen Akteuren unterschied-
lich beeinﬂussen.
Eine wesentliche Zielsetzung des Arbeitspakets war es daher, eine ver-
gleichende Risikobewertung vorzunehmen, die sowohl natur- und inge-
nieurwissenschaftlichen als auch sozial- und geisteswissenschaftlichen
Erkenntnissen zum Thema Risiko Rechnung trägt und damit den Bedürf-
nissen verschiedener Akteure entgegenkommt. Im AP wurde ein breites
Spektrum von Ansichten zu Risiko und Sicherheit berücksichtigt und es
wurden Beiträge aus unterschiedlichen Fachdisziplinen integriert.
Die Begriffe „Risiko“ und „Sicherheit“ werden in unterschiedlichen
wissenschaftlichen Fachdisziplinen und von verschiedenen gesellschaft-
lichen Akteuren unterschiedlich deﬁniert und verwendet. Im Bestreben,
der Vielfalt der Risikobegriffe aus interdisziplinärer Perspektive gerecht
zu werden und die vielfältige Risikolandschaft rund um die Entsorgung
hoch radioaktiver Abfälle besser zu verstehen, stützte sich das AP auf
das ENTRIA-Memorandum (Röhlig u. a., 2014). In diesem Memorandum
wurden zentrale Spannungsfelder identiﬁziert, die das Forschungsgebiet
kennzeichnen. Zudem wurde im AP ein breites Spektrum an Fachliteratur
gesichtet und ausgewertet. Dazu zählten sowohl Publikationen, die sich
mit Risiko und Sicherheit aus der Perspektive verschiedener Fachdiszipli-
nen befassen, als auch solche, die auf die Risikowahrnehmung und die
Meinungsbildung zu Risiken von Individuen und innerhalb gesellschaft-
licher Gruppen ausgerichtet sind.
Bald nach dem Start von ENTRIA entstand ein Arbeitsbericht als Grund-
lage für die vergleichende Risikobewertung. In diesem Bericht, der in der
ENTRIA-Schriftenreihe erschienen ist (Appel u. a., 2015), werden die zum
Vergleich stehenden Entsorgungsoptionen näher beschrieben und eine
erste Abwägung von risikobezogenen Vor- und Nachteilen vorgenommen.
In einem interdisziplinären Workshop am ENTRIA-Projekttreffen 2013
wurde entschieden, die zahlreichen Verständnisse, die von Risiken exis-
tieren, zunächst zu disaggregieren, das heißt Faktoren zu betrachten, die
in die Risikobegriffe verschiedener Fachdisziplinen sowie in die Wahrneh-
mung und den Umgang mit Risiken bei der Entsorgung hoch radioakti-
ver Abfälle eingehen. Die Ergebnisse einer entsprechenden Untersuchung
sind im ENTRIA-Arbeitsbericht 05 dargelegt, der die Risikoansichten ver-
schiedener Akteure bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle näher
beleuchtet (Marti, 2016). Dabei zeigten sich mögliche konﬂiktlösende An-
sätze.
Welche Rolle unterschiedlichen Risikoansichten bei der vergleichen-
den Risikobewertung zukommen soll, wurde aus ethischer Perspektive
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untersucht und geklärt. Ergebnisse früher Untersuchungen im AP deute-
ten darauf hin, dass bei der vergleichenden Risikobewertung nicht nur
den Risiken, sondern auch den Ungewissheiten eine wesentliche Rolle
zukommen muss. Daher wurde das Verhältnis von Risiken und Ungewiss-
heiten bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle näher ausgeleuchtet
(Eckhardt u. Rippe, 2016).
Zur vergleichenden Risikobewertung wurde die zeitliche Entwicklung
der bei ENTRIA entwickelten Referenzmodelle in charakteristische Pha-
sen untergliedert. Betrachtet wurde dabei nicht nur die Entwicklung der
Entsorgungsanlage gemäß Referenzmodell, sondern auch von Aktivitä-
ten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der gewählten Entsor-
gungsoption stehen, wie beispielsweise Zwischenlagerung und Transpor-
te radioaktiver Materialien. Die Ergebnisse der Bewertung nach kalkulier-
baren Risiken und Ungewissheiten wurden in der im Rahmen von ENTRIA
entwickelten „Risikokarte“ entlang eines Zeitstrahls dargestellt.
Bei den kalkulierbaren Risiken wurde – den Erkenntnissen aus der Un-
tersuchung der Risikolandschaft folgend – ein breites Spektrum von Ri-
siken betrachtet, die Gesundheit oder Leben von Menschen beeinträch-
tigen. Dieses Spektrum reicht von psychischen Belastungen über Lärm-
und Staubimmissionen bis zur Einwirkung ionisierender Strahlung und
schließt auch die Möglichkeit von Arbeitsunfällen, Störfällen und unbe-
fugten Einwirkungen Dritter ein. Bei der Einschätzung der Risiken wurde
wenn möglich auf Fachliteratur Bezug genommen. Die Abwägung der Ri-
siken gegeneinander wurde systematisch verbal-argumentativ vorgenom-
men.
Bei der vergleichenden Risikobewertung wird eine Option umso bes-
ser beurteilt, je geringer die mit ihr verbundenen kalkulierbaren Risiken
und je geringer die mit ihr verbundenen Ungewissheiten sind. Ein hohes
Maß an Ungewissheiten kann dazu führen, dass sich kalkulierbare Risiken
nicht mehr bestimmen lassen. Bei der vergleichenden Bewertung von Un-
gewissheiten und kalkulierbaren Risiken kam ein Outranking-Verfahren
zum Einsatz. Das Outranking bildet Präferenzen ab. Zum Abschluss der
Untersuchung jeder Phase wurde mit einer Abwägung der Teilergebnisse
für die betrachteten Entsorgungsoptionen das Outranking bestimmt, das
in die Visualisierung der Ergebnisse der vergleichenden Risikobewertung,
die Risikokarte einﬂoss. Der Optionenvergleich setzte die Referenzmodel-
le in Relation zueinander. Es wurde keine absolute Bewertung vorgenom-
men.
Mit Hilfe einer Analyse von Sicherheitsfunktionen und ihren jeweili-
gen Robustheiten sollen über die Ermittlung von Robustheitsdeﬁziten
Stärken und Schwächen der Referenzmodelle ermittelt werden, die eben-
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falls in die vergleichende Risikobewertung eingingen. Die vergleichende
Bewertung nach Sicherheitsfunktionen und Robustheit knüpfte an die
Ergebnisse des Projektes „Vergleichende Sicherheitsanalysen“ (VerSi)
der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) an (Fischer-
Appelt u. Baltes, 2010). In diesem Projekt waren Robustheitsdeﬁzite iden-
tiﬁziert worden, die auf Schwachstellen verschiedener Tiefenlagersyste-
me hinweisen. Damit ließ sich ein Beitrag zur vergleichenden Bewertung
von Endlagersystemen in unterschiedlichen Wirtsgesteinen erzielen.
Im Rahmen des AP „Interdisziplinäre Risikoforschung“ bei ENTRIA
wurden Robustheitsdeﬁzite durch Zusammenführung der Relevanz der
Sicherheitsfunktionen und ihrer jeweiligen Robustheit abgeleitet. Ro-
bustheitsdeﬁzite wurden immer dann ermittelt, wenn eine deutliche
Diskrepanz zwischen der Relevanz einer Sicherheitsfunktion und ihrer
realen Robustheit festgestellt wurde. Da die formale Genehmigungsfä-
higkeit der Referenzmodelle vorausgesetzt wurde, bestand der Ansatz in
der Identiﬁzierung der Robustheitsdeﬁzite der Sicherheitsfunktionen der
jeweiligen Referenzoptionen oberhalb des Niveaus der formalen Mindest-
anforderungen.
Ergebnisse
Die Forschungsarbeiten im Rahmen des AP zeigten, dass ein Vergleich der
Risiken, die sich mit verschiedenen Entsorgungsoptionen verbinden, an-
spruchsvoll ist. Eine Ursache dafür ist die Vielfalt der Risikobegriffe in ver-
schiedenen Fachdisziplinen und die Vielfalt der Risikoansichten von ver-
schiedenen Akteuren. Eine weitere Ursache ist die Langfristigkeit jedes
Entsorgungsvorhabens für hoch radioaktive Abfälle, da Ungewissheiten,
die die Risikoeinschätzung erschweren, mit zunehmendem Zeithorizont
anwachsen. Dies betrifft insbesondere Ungewissheiten, die auf menschli-
che Aktivitäten zurückgehen, einschließlich künftiger menschlicher Ein-
griffe in die Bio- und in die Geosphäre.
In der näheren Zukunft, bis etwa 30 Jahre nach der Entscheidung, ei-
nen bestimmten Entsorgungspfad zu beschreiten, unterscheiden sich die
Muster von kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten, die mit den bei
ENTRIA untersuchten Entsorgungsoptionen verbunden sind, in der Ri-
sikokarte voneinander. Bei der ganzheitlichen vergleichenden Risikobe-
wertung schneiden über diesen Zeitraum alle Optionen jedoch letztlich
ähnlich ab. Die Endlagerung (ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit) er-
zielt ein etwas günstigeres Bewertungsergebnis als die anderen beiden
untersuchten Optionen. Dies geht vor allem darauf zurück, dass die End-
lagerung als bisher favorisierte Entsorgungsoption am besten untersucht
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ist und für die Endlagerung auch beispielsweise behördlicherseits bereits
die meisten Vorarbeiten geleistet wurden. Der Zeitraum bis etwa 30 Jah-
re nach der Entscheidung, einen Entsorgungspfad zu beschreiten, wird
bei der Endlagerung und der Einlagerung mit Vorkehrungen für Überwa-
chung und Rückholbarkeit vor allem durch Planung und Regulierung und
das Standortauswahlverfahren, einschließlich erster untertägiger Erkun-
dungen, bestimmt. Bei der Oberﬂächenlagerung ist auch der Bau der Ent-
sorgungsanlage in dieser Phase inbegriffen.
In der mittleren Zukunft, zwischen 30 und etwa 100 Jahren nach der
Entscheidung, einen bestimmten Entsorgungspfad zu beschreiten, ist die
Oberﬂächenlagerung gegenüber der Tiefenlagerung mit Vorteilen verbun-
den. Diese Vorteile resultieren unter anderem daraus, dass das Oberﬂä-
chenlager schneller als die Tiefenlager realisiert und dann voraussicht-
lich auf einem hohen Sicherheitsniveau betrieben werden kann. Viele der
kalkulierbaren Risiken und Ungewissheiten, die mit dem Bau und dem
Einlagerungsbetrieb eines Tiefenlagers verbunden sind, lassen sich mit
dem Oberﬂächenlager zunächst vermeiden.
In Bezug auf die längerfristige Sicherheit ab ca. 100 Jahren nach der Ent-
scheidung, einen bestimmten Entsorgungspfad zu beschreiten, weisen
die Tiefenlager gegenüber der Oberﬂächenlagerung Vorteile auf. Nach
dem Verschluss sollen die Tiefenlager passive Sicherheit gewährleisten –
auch gegenüber Einwirkungen, die auf menschliche Aktivitäten zurück-
gehen. Zur Entwicklung der technischen und natürlichen Sicherheitsbar-
rieren sind Risikoeinschätzungen möglich. Wie der weitere Entsorgungs-
pfad nach Beendigung der Oberﬂächenlagerung aussieht, ist dagegen
vollkommen offen.
Bei der Endlagerung und der Einlagerung mit Vorkehrungen zu Über-
wachung und Rückholbarkeit zeigen die Abwägung von Risiken und Un-
gewissheiten und die Bewertung der Entsorgungsfunktionen nach Sicher-
heitsfunktionen und Robustheitsdeﬁziten ein differenziertes Muster mit
Unterschieden zwischen den Wirtsgesteinen Salz und Ton auf.
Die bisherigen Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Einlagerung mit
Vorkehrungen für Überwachung und Rückholbarkeit bereits 30 Jahre nach
der Entscheidung für einen Entsorgungspfad gegenüber der Endlagerung
gewisse Nachteile aufweist, die sowohl Risiken als auch Ungewissheiten
betreffen. Erst über sehr lange Zeiträume heben sich die Unterschiede
zwischen den beiden Tiefenlageroptionen allmählich auf. Dieses Ergebnis
weist darauf hin, dass noch einmal überdacht werden sollte, inwieweit das
gesellschaftliche Bedürfnis nach Überwachung und Kontrolle der hoch ra-
dioaktiven Abfälle primär durch technische Lösungen befriedigt werden
soll.
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Aufgrund der großen Ungewissheiten, die menschliche Aktivitäten und
gesellschaftliche Entwicklungen in der mittleren Zukunft betreffen, soll-
ten Entsorgungsoptionen konsequent auf Robustheit und Resilienz aus-
gerichtet sein. Dies betrifft nicht nur ingenieur- und naturwissenschaft-
lich ausgerichtete Maßnahmen, wo viele Vorkehrungen bereits getroffen
wurden, sondern auch menschliche, organisatorische und gesellschaftli-
che Einﬂüsse auf die Entsorgungssicherheit.
5.4.2 Vergleich der radiologischen Gefährdung für
verschiedene Entsorgungsoptionen
Im Arbeitspaket „Vergleich der radiologischen Gefährdung für verschie-
dene Entsorgungsoptionen“ wurde die Strahlenexposition von Beschäf-
tigten in einem Tiefenlager mit und ohne Vorkehrungen für Rückhol-
barkeit mittels Simulationen miteinander verglichen. Die Ergebnisse
des Projekts erlauben es, Risiken für Beschäftigte bei diesen beiden Ent-
sorgungsoptionen in unterschiedlichen Wirtsgesteinen gegeneinander
abzuwägen.
Ausgangslage
In der Literatur sind Daten für das Radionuklidinventar der bestrahlten
Brennelemente und HAW-Kokillen vorhanden. Mit (Peiffer u. a., 2011)
liegen sehr detaillierte und gut dokumentierte Datensätze vor. Auch
Rechnungen zur Dosisleistung an der Oberﬂäche eines Endlagerbehäl-
ters POLLUX®-10 sind in der Literatur verfügbar (Spilker u. Hüggenberg,
1991). Diese Rechnungen wurden allerdings für ein vereinfachtes, zwei-
dimensionales Modell des Endlagerbehälters durchgeführt und gelten
damit nur für einen Bereich der Seitenwand des Behälters. Seit der Veröf-
fentlichung dieser Rechnungen wurden die damals gültigen Dosisgrößen
für Neutronen und Photonen durch neue Werte ersetzt. Darüber hinaus
wird vermutet, dass eine Wechselwirkung (Erzeugung von neutronenindu-
zierten Gammastrahlung) in den Ergebnissen in (Spilker u. Hüggenberg,
1991) nicht berücksichtigt ist.
Der Wechsel der Dosisgrößen und die Berücksichtigung der neutronen-
induzierten Gammastrahlung führen zu etwas höheren Dosisleistungen.
Die Berechnung der Dosisleistung mit einem Computerprogramm, das
die Modellierung detaillierter, dreidimensionaler Geometrien ermöglicht,
ist für die Abschätzung der Strahlenexposition essentiell. Rechnungen
zur Dosisleistung an der Oberﬂäche des Behälterkonzepts POLLUX®-9
für HAW-Kokillen sind nicht bekannt. Rechnungen für die im Rahmen
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von ENTRIA entwickelten Behälterkonzepte für Tonstein, Kristallin und
Steinsalz lagen erstmals mit (Pönitz u. a., 2017) vor.
Eine Abschätzung der Strahlenexposition für geplante Arbeitsschritte
wird von Strahlenschutzbevollmächtigten häuﬁg durchgeführt. Fast im-
mer erfolgt die Abschätzung konservativ, d. h. es werden Annahmen ge-
troffen, die eher zu einer (deutlichen) Überschätzung der zu erwartenden
Strahlenexposition führen. Um eine unausgewogene Wichtung zu Guns-
ten oder zu Lasten einer Entsorgungsoption zu vermeiden, erfordert ein
Optionenvergleich jedoch eine möglichst realistische Einschätzung auf
Grundlage plausibel begründeter Kriterien. Weder konservative noch rea-
listische Abschätzungen der Strahlenexposition für Arbeitsschritte bei ei-
ner geplanten Rückholung von Endlagerbehältern sind bekannt.
Untersuchungsschwerpunkte
Wird die Option der Rückholung wahrgenommen, ergeben sich eine Viel-
zahl von notwendigen Arbeitsschritten. Diese und die zugehörigen Risi-
ken sind auch in der vergleichenden Risikobewertung im Arbeitspaket „In-
terdisziplinäre Risikoforschung“ beschrieben. Einer dieser Arbeitsschrit-
te ist die Rückholung der Endlagerbehälter an die Oberﬂäche. Bei der Ein-
lagerung der Endlagerbehälter ist zu erwarten, dass ein großer Teil der
Arbeitsschritte maschinell oder fernhantiert erfolgt. Für den Fall der Aus-
übung der Option der Rückholung wird jedoch angenommen, dass zumin-
dest ein Teil der Arbeitsschritte einen Aufenthalt von Beschäftigten in
der Nähe der Endlagerbehälter erfordert. Damit sind bei der Rückholung
die Beschäftigten einer zusätzlichen Strahlenexposition ausgesetzt. Wie
hoch diese ist, ist von der Dauer des Rückholvorgangs sowie der techni-
schen Machbarkeit eines fernhantierten Rückholprozesses abhängig.
Die Abschätzung der Strahlenexposition erfordert die Kenntnis des Ra-
dionuklidinventars und der Strahlenfelder in der Umgebung des Endlager-
behälters. Für diesen Zweck wurden verschiedene Konzepte von Endlager-
behältern mit einem Programm für Strahlungstransport-Simulationen,
MCNP (Sweezy, 2003) erstellt. Ausgangspunkt der Untersuchungen ist ein
Konzept für einen Endlagerbehälter für das Wirtsgestein Steinsalz, das in
Deutschland in den 1980er / 1990er Jahren entwickelt wurde (POLLUX®).
Da im StandAG, das 2014 in Kraft getreten ist, neben dem Wirtsgestein
Steinsalz auch Tongestein und Kristallingestein genannt sind, wurden die
Untersuchungen auf Endlagerbehälterkonzepte für diese Wirtsgesteine
ausgedehnt. Als Grundlagen für die Modellierung dienen die generischen
Endlagerkonzepte (ENCON), die im Rahmen des VP6 im Institut für Werk-
454
5.4 Transversalprojekt 4 - Interdisziplinäre Risikoforschung
stoffkunde entwickelt werden (siehe auch die Diskussion ab Seite 27 in
Kapitel 3.1).
POLLUX®-10. Der im vorliegenden AP behandelte POLLUX®-10 ist
für die Endlagerung von den Brennstäben aus 10 Druckwasserreaktor-
(DWR)-Brennelementen konzipiert. Anhand von Angaben aus der Litera-
tur (Peiffer u. a., 2011) sowie Behälter- und Materialdaten, die im Institut
für Werkstoffkunde zusammengetragen wurden (Maier, 2014) wurde ein
detailliertes Modell des Endlagerbehälters für das Strahlungstransport-
Programm MCNP (Sweezy, 2003) erstellt. Das beinhaltet eine Modellie-
rung der einzelnen Brennstäbe in den fünf Tragkörben des POLLUX®-10.
Ausgehend von diesem Modell wurden verschiedene Beladungen, Mode-
ratormaterialien und Anordnungen des Moderatormaterials untersucht.
Die Untersuchung von verschiedenen Beladungen ist dadurch motiviert,
dass bestrahlte Brennstäbe mit Plutonium-Uran-Mischoxid (MOX) als
Brennstoff eine erheblich größere Neutronenquelle darstellen als UO2
als Brennstoff. Gleichzeitig stellen bestrahlte MOX-Brennelemente in
den hier betrachteten Zeiträumen nach der Entnahme aus dem Reaktor
eine erheblich größere Wärmequelle dar als UO2-Brennelemente. Die Un-
tersuchung verschiedener Moderatormaterialien und ihrer Anordnung
ist durch das Optimierungsgebot des Strahlenschutzes begründet.
POLLUX®-9. Ausgehend vom Konzept des POLLUX®-10 wurde ein End-
lagerbehälter für die Streckenlagerung von 9 Kokillen mit verglasten
Spaltproduktlösungen (HAW-Kokillen) modelliert, der in Anlehnung an
(Bollingerfehr, 2011) als POLLUX®-9 bezeichnet wird. Im Gegensatz zu
den Annahmen in (Bollingerfehr, 2011) erwies sich eine Änderung der
Außenmaße als notwendig. Es wurden Maßnahmen zur Verbesserung
der Strahlungsabschirmung untersucht.
ENCON. In ersten Tests erfolgte die Modellierung der Behälterkonzepte
mit einer einheitlichen, an das POLLUX®-3-Konzept angelehnten Bela-
dung mit den Brennstäben aus 3 DWR-Brennelementen. In einem zweiten
Schritt erfolgten Simulationen für Behälter für Tonstein, Kristallin und
Steinsalz (ENCON-TS, ENCON-K und ENCON-S) mit den Brennstäben
aus 4, 5 bzw. 8 DWR-Brennelementen. Mit der veränderten Beladung
wird der unterschiedlichen Wärmeleitfähigkeit der Wirtsgesteine Ton-
stein, Kristallin und Salz Rechnung getragen (Stahlmann u. a., 2015). Die
gegenüber dem POLLUX®-10 reduzierte Beladung des ENCON-S ist da-
durch motiviert, dass in einigen (Bechthold u. a., 2004; Ziegenhagen u. a.,
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2005), jedoch nicht allen (Bollingerfehr u. a., 2012) Publikationen eine ge-
ringere Auslegungstemperatur von 100 °C für die Option der Rückholung
gefordert wird.
Abweichend zu den Überlegungen für die Behälterkonzepte für be-
strahlte Brennstäbe wurde für die Modellierung der Endlagerbehälter für
HAW-Kokillen für Tonstein, Kristallin und Steinsalz eine einheitliche Be-
ladung mit 3 Kokillen gewählt. Dadurch wird zum einen der Vergleich der
verschiedenen Behälterkonzepte erleichtert. Zum zweiten verhindert die
Anordnung von drei übereinander gestapelten HAW-Kokillen die Bildung
großer Hohlräume, wie sie im POLLUX®-9 entstehen. Die im IW diskutier-
te alternative Beladung mit vier übereinander gestapelten Kokillen wurde
nicht modelliert. Um eine bessere Vergleichbarkeit der Behälterkonzepte
zu ermöglichen, wurden die Abmessungen der Behälter so variiert, dass
nach einer angenommenen Abklingzeit von 50 Jahren Dosisleistungen an
den Seitenwänden erreicht werden, die denen der Konzepte POLLUX®-10
bzw. POLLUX®- 9 entsprechen.
Eine Abschätzung der Strahlenexposition bei der Rückholung erfolgte
für die Behälterkonzepte ENCON für Tonstein, Kristallin und Steinsalz.
Da sich die Abschätzung einer Kollektivdosis aufgrund der vielen notwen-
digen Annahmen als schwierig erwies, wurden zwei Szenarien unterstellt.
In Szenario 1 wurde angenommen, dass die Rückholung aller Endlager-
behälter 40 Jahre nach der Einlagerung erfolgt. Das Szenario beinhaltet
implizit die Annahmen, dass sowohl die Einlagerungs- als auch die Rück-
holungsphase einen Zeitraum von ca. 40 Jahren abdecken, d. h. die Rück-
holung beginnt direkt nach Einlagerung des letzten Behälters. Dieses Sze-
nario ähnelt somit dem in (Bollingerfehr u. a., 2012) und spiegelt einen
„worst-case“ wieder. Szenario 2 unterstellt, dass lediglich ein kleiner Teil
der Behälter direkt nach der Einlagerung des jeweiligen Behälters zurück-
geholt werden muss und z. B. nach Reparatur wieder eingelagert werden
kann.
In beiden Szenarien wird angenommen, dass die eigentliche Rückho-
lung des Behälters 5 Tage dauert (Bollingerfehr u. a., 2012), wobei unter-
stellt wird, dass 24 Stunden am Tag gearbeitet wird. In diesem Zeitraum
arbeiten die Beschäftigten in einem Abstand von 2 Metern oder mehr an
der Vorderseite des Endlagerbehälters. Arbeitsschritte können ein Wie-
derauffahren der versetzten Strecken und der Transport an die Oberﬂäche
beinhalten. Es wird angenommen, dass zusätzlich 4 Arbeitsstunden in der
Nähe des Behälters (0,5 Meter Abstand zur Seitenwand, jeweils eine Stun-
de an den Positionen der Anschlagpunkte und zwei weitere Stunden an
der Position mit der höchsten Dosisleistung) notwendig sind. Denkbare
Tätigkeiten sind die Überprüfungen der physischen Integrität der Lastan-
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schlagpunkte. Weiterhin wird angenommen, dass lediglich zwei Beschäf-
tigte in der Nähe des Behälters arbeiten und sich alle weiteren Beschäf-
tigten in hinreichend großer Entfernung mit vernachlässigbarer Dosis-
leistung aufhalten. Die Verwendung zusätzlicher mobiler Abschirmungen
sowie die Strahlungsabschirmung durch z. B. Teilschnittmaschinen und
verbleibendes Versatzmaterial werden nicht berücksichtigt.
Die Menge der einzulagernden Kokillen mit verglasten Spaltprodukt-
lösungen und bestrahlten Brennelemente ist sehr gut bekannt. Mit den
Annahmen zur Beladung der Endlagerbehälter ist eine vergleichsweise
akkurate Angabe der Anzahl der rückzuholenden Behälter möglich. Eine
Inkorporation von Radionukliden wird nicht berücksichtigt. Es wird ange-
nommen, dass die Endlagerbehälter hinreichend intakt sind, dass keine
Freisetzung von Radionukliden stattﬁndet und die Ingestion von Versatz-
material (z. B. 24Na, 36Cl und 38Cl, das durch Neutronenaktivierung von
Steinsalz entsteht), vermieden werden kann.
Ergebnisse
POLLUX®-10. Für eine Beladung des POLLUX®-10 mit den bestrahlten
UO2-Brennstäben mit einem Abbrand von 55 GWd/Mg SM und einer Zeit
von 50 Jahren nach der Entnahme aus dem Reaktor wurde für weite Be-
reiche der Seitenwand eine Dosisleistung von 25 µSv h-1 berechnet. In ei-
nigen Bereichen mit geringer Ausdehnung wurden Maximalwerte von 40
µSv h-1 gefunden. Im Vergleich zu zweidimensionalen Rechnungen mit ei-
nem einfacheren Behältermodell in Spilker u. Hüggenberg (1991) wurde
eine ca. 30 % höhere Neutronen-Dosisleistung ermittelt. Der Unterschied
kann mit dem Wechsel der operativen Dosisgröße vonHMADE zuH*(10) be-
gründet werden. Bei der Gamma-Dosisleistung wurde ein um den Faktor
4 höherer Wert bestimmt. Aufgrund der in der Arbeit von (Spilker u. Hüg-
genberg, 1991) dargestellten Änderung der Dosisleistung mit zunehmen-
der Abklingzeit wird vermutet, dass hier die neutroneninduzierte Gam-
mastrahlung, die einen überraschend großen Beitrag zur Dosisleistung
liefert, nicht berücksichtigt wurde. Als Ursache der neutroneninduzierten
Gammastrahlung wird die (durch die Aufteilung in einen inneren Behälter
aus niedrig legiertem Stahl und einen äußeren aus Gusseisen notwendige)
Positionierung der Moderatorstäbe relativ nahe an der Außenwand ange-
sehen. Im Falle der Transport- und Lagerbehälter CASTOR® ist der Bei-
trag der neutroneninduzierten Gammastrahlung vernachlässigbar klein
(eigene Rechnungen). Sowohl bei (Spilker u. Hüggenberg, 1991) als auch
in den im Rahmen von ENTRIA durchgeführten Rechnungen dominiert
der Beitrag der Neutronenstrahlung zur Dosisleistung.
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Die neutroneninduzierte Gammastrahlung entsteht durch die Absorp-
tion moderierter Neutronen durch den Wasserstoff des Moderators und
durch das Gusseisen. Dabei entsteht Gammastrahlung mit Energien bis
zu 9 MeV, die schwierig abzuschirmen ist. Durch die Verwendung eines
Neutronenmoderators mit einem kleinen Bor-Zusatz kann die Erzeugung
der neutroneninduzierten Gammastrahlung stark verringert werden (Re-
duzierung der Dosisleistung an der Seitenwand des Endlagerbehälters um
14 %).
In den Datensätzen für DW-Reaktoren mit einem Abbrand von 55
GWd/Mg SM in (Peiffer u. a., 2011) erkennt man, dass das Inventar des
Radionuklids 244Cm im bestrahlten MOX-Brennstoff etwa 10-mal so
groß ist wie im bestrahlten UO2-Brennstoff. Im bestrahlten Brennstoff
mit hohem Abbrand ist 244Cm die dominierende Quelle für Neutronen.
Ein POLLUX®-10, der mit den Brennstäben aus neun UO2 und einem
MOX-Brennelement beladen ist, stellt gegenüber einem nur mit UO2-
Brennstäben beladenen Behälter eine doppelt so starke Neutronenquelle
dar. Beﬁnden sich die MOX-Brennstäbe möglichst zentral im POLLUX®-
10, ﬁndet man eine vergleichsweise niedrige Erhöhung der Dosisleistung
(+40 %) an der Seitenwand, aber eine vergleichsweise hohe im Mittel-
bereich der Vorder- und Rückseite. Eine solche gezielte Beladung des
zentralen der fünf Tragekörbe des POLLUX®-10 mit MOX-Brennstäben
ist somit vorteilhaft, wenn Arbeitsschritte bei der Einlagerung und der
Rückholung erfordern, dass die Aufenthaltszeiten der Beschäftigten an
der Seitenwand lang und vor bzw. hinter dem Behälter relativ kurz sind.
Der Neutronenmoderator Polyethylen (PE) hat bei hohen Temperatu-
ren unvorteilhafte Eigenschaften. Bei ca. 140 °C ﬁndet eine starke Volu-
menausdehnung statt und bei der Kristallit-Schmelztemperatur von ca.
150 °C eine Phasenumwandlung (Klein, 2012; VDMA, 1979). Diese Tempe-
raturen können im Wirtsgestein Steinsalz überschritten werden. Deshalb
wurden Simulationen durchgeführt, um die Eignung anderer Materialien
zu untersuchen. Die Verwendung von Titanhydrid (TiH2) anstelle von PE
führt zu kleineren Dosisleistungen an der Behälteroberﬂäche (-28 % an
der Seitenwand). Allerdings ist TiH2 erheblich teurer als PE. Außerdem
führt die höhere Massendichte von Titanhydrid zu einer Erhöhung der
Masse des Endlagerbehälters von 65 auf ca. 70 Tonnen. Polymere mit
höherer thermischer Beständigkeit sind durch einen niedrigeren Wasser-
stoffgehalt gekennzeichnet. Simulationen mit z. B. PMMA ((C5H8O2)n,
amorpher Thermoplast) und PA6 ((C6H11NO)n, Absorption langsamer
Neutronen durch die 14N(n,p)-Reaktion) anstelle von PE ((CH2))n) führ-
ten zu höheren Dosisleistungen aufgrund der schlechteren Moderation
der Neutronen.
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Bei der Simulation mit veränderten Anordnungen des Neutronenmo-
derators erwiesen sich die Erhöhung der Anzahl der Moderatorstäbe im
äußeren Ring auf 42 (Dosisleistung an der Seitenwand -8 %) bzw. die Ver-
größerung der Durchmesser im äußeren Ring auf 95 mm (Dosisleistung
an der Seitenwand -25 %) als vorteilhaft. Beide Methoden werden nach
Kenntnisstand des Bearbeiters bei der Fertigung von Transport- und La-
gerbehältern in Deutschland eingesetzt.
Es wurde festgestellt, dass Gusseisen aufgrund des hohen Graphitan-
teils besser als Neutronenmoderator wirkt als niedrig legierte Stähle. Die-
se Untersuchung führte zur Wahl von Gusseisen als Material für die gene-
rischen Behälterkonzepte (ENCON), die im IW entwickelt werden.
POLLUX-9. Ordnet man 9 HAW-Kokillen in einem Endlagerbehälter so
an, dass jeweils 3 Kokillen auf drei Ebenen stehen, ist im Vergleich zum
Konzept POLLUX®-10 eine Vergrößerung des Schachts notwendig. Um
die Außenmaße entsprechend der Annahme in (Bollingerfehr, 2011) bei-
behalten zu können, wurden im inneren Behälter Aussparungen berück-
sichtigt. Die Reduzierung der Wanddicke führt zu Dosisleistungen von bis
zu 1,8 mSv h-1 an der Oberﬂäche und ca. 0,1 mSv h-1 in einem Abstand von
2 Metern.
Eine Änderung der Außenmaße erwies sich als notwendig. Ein Endla-
gerbehälter mit vergleichbarer Wandstärke müsste einen größeren Durch-
messer haben (1810 mm anstelle von 1560 mm), kann aber dafür kürzer
sein (im ﬁnalen Modell 5012 mm anstelle von 5517 mm). Die Masse des
beladenen Behälters ist mit 66 Tonnen nur geringfügig höher als die des
POLLUX®-10. Für diesen Behälter wurde eine Dosisleistung an der Seiten-
wand ermittelt (20 µSv h-1 bis 25 µSv h-1), die der für den POLLUX®-10
bei Beladung mit bestrahlten UO2-Brennelementen sehr ähnlich ist.
Bei der Simulation für den POLLUX-9 wurden hohe Dosisleistungen
von 110 µSv h-1 an der Vorder- und Rückseite festgestellt. Diese lässt sich
durch eine Erhöhung der Dicke der PE-Platte auf 80 mm an der Rücksei-
te und eine zusätzliche, 40 mm dicke PE-Platte an der Vorderseite auf
20 µSv h−1 (Rückseite) und 10 µSv h-1 (Vorderseite) reduzieren. Durch
die oben beschriebene Anordnung der HAW-Kokillen im Endlagerbehäl-
ter entstehen im Schacht Hohlräume mit einem Gesamtvolumen von ca.
1 m3. Durch Einsätze von Graphitblöcken ähnlich wie beim Transport-
und Lagerbehälter CASTOR® HAW28M (GNS, 2014) kann eine positions-
abhängige Reduzierung der Dosisleistung an der Seitenwand erreicht wer-
den (im Mittel um -60 %). Die Graphitblöcke führen zu einer Erhöhung
der Masse des Endlagerbehälters um ca. 2 Tonnen. Gemäß (Meleshyn u.
Noseck, 2012) enthalten einige der HAW-Kokillen erheblich mehr 241Am
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und 244Cm als von (Peiffer u. a., 2011) berechnet. Diese Radionuklide sind
durch (α,n)-Reaktionen im Borosilikatglas die dominanten Neutronen-
quellen in den HAW-Kokillen. Durch Graphiteinsätze ist eine Verbesse-
rung der Neutronenmoderation ohne gravierende Veränderung des Behäl-
terdesigns möglich. Die Ergebnisse der Simulationen der Endlagerbehäl-
ter POLLUX®-10 und POLLUX®-9 sind im Detail in (Pönitz u. a., 2017)
beschrieben.
ENCON. Die Behälterkonzepte unterscheiden sich sowohl durch die Ma-
terialien als auch ihre Anordnung (ENCON-TS: Gusseisen mit Modera-
torstäben innen und niedrig legierter Stahl außen, ENCON-K: Gusseisen
mit Moderatorstäben innen und Kupfer außen, ENCON-S: niedrig legier-
ter Stahl innen und Gusseisen außen). In den Simulationen sind kleine
Unterschiede in den Abschirmungseigenschaften erkennbar. Z. B. ist der
Anteil der neutroneninduzierten Gammastrahlung bei den Behälterkon-
zepten, bei denen sich die Moderatorstäbe im inneren Behälter beﬁnden,
vernachlässigbar klein. Eine Anordnung der Moderatorstäbe im äußeren
Behälter bewirkt jedoch eine bessere Neutronenmoderation. Kupfer hat
gegenüber Gusseisen und Stahl eine etwas höhere Massendichte, die ge-
nerell eine vorteilhafte Eigenschaft eines Abschirmmaterials ist. Überra-
schenderweise bewirkt Kupfer eine geringfügig bessere Neutronenmode-
ration als Eisen. Alle Behälterkonzepte bewirken eine Reduzierung der
Gammastrahlung der Spalt- und Aktivierungsprodukte um viele (etwa 7
bis 8) und der Neutronenstrahlung um 2 bis 3 Größenordnungen. Der Ver-
gleich der Behälterkonzepte für 3 HAW-Kokillen zeigt bei vergleichbarer
Dosisleistung nur geringe Unterschiede in den Wanddicken (Durchmes-
ser der Behälter: ENCON-TS: 130 cm, ENCON-K: 126 cm, ENCON-S: 128
cm). Da der Außenbehälter des ENCON-S aus Gusseisen besteht und die-
ses Material eine etwas niedrigere Dichte hat als Stahl und Kupfer, ist die
Masse des Endlagerbehälters für Salz etwas leichter (35 Mg) als die der
Behälter für Tonstein (39 Mg) und Kristallin (37 Mg).
Im Vergleich zu den Simulationen für den POLLUX®-10 und POLLUX®-
9 zeigen alle ENCON-Behälter sowohl für bestrahlte Brennstäbe als auch
HAW-Kokillen sehr niedrige Dosisleistungen an Vorder- und Rückseite.
Neben einer besseren Neutronenabschirmung an der Deckelseite (PE-
Platte anstelle bzw. zusätzlich zur Graphit-Platte des POLLUX®) und
einem Geometrieeffekt (die Modellierung für verschiedene Beladungen
deutet an, dass die Dosisleistung an der Deckelseite mit steigendem
Schachtdurchmesser tendenziell zunimmt) bewirken auch die Tragpilze
eine zusätzliche Strahlungsabschirmung. Niedrige Dosisleistungen an
Vorder- und Rückseite sind vorteilhaft, wenn sich Beschäftigte überwie-
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Tabelle 5.1: Abschätzung der Kollektivdosis für zwei Szenarien für die





1: Rückholung aller 6.545
Behälter 40 Jahre nach Einla-
gerung
100 % UO2, t = 115 a
90 % UO2, 10 % MOX, t = 135 a
280
300
2: Rückholung von 0,1 % der
Behälter kurz nach der Einla-
gerung
100 % UO2, t = 75 a
90 % UO2, 10 % MOX, t = 95 a
0,47
0,46
gend vor oder hinter dem Endlagerbehälter aufhalten, z. B. wenn das
Rückholungskonzept das Wiederauffahren der versetzten Strecken vor-
sieht.
Im Gegensatz zu den ENCON für Ton/Tonstein und Kristallin, die an
Vorder- und Rückseite Tragpilze als Lastanschlagpunkte besitzen, ist für
den ENCON für Steinsalz (ENCON-S) an der Vorderseite eine ringförmi-
ge Struktur in der Seitenwand vorgesehen. Der Tragpilz an der Rückseite
kann sich als problematisch erweisen, wenn das Einsetzen der Moderator-
stäbe an dieser Seite erfolgen muss. Ggf. ist an beiden Seiten ein ringför-
miger Lastanschlagpunkt notwendig, auch wenn dadurch der Vorteil der
zusätzlichen Strahlungsabschirmung durch den Tragpilz verloren geht.
Rückholung aus Tonstein. Für die Einlagerung in Tonstein werden 1.245
Endlagerbehälter für HAW-Kokillen und 5.300 Behälter für bestrahlte
Brennelemente benötigt. Für Szenario 2 wird die Rückholung von 1 bzw.
6 Behältern angenommen. Wenn man annimmt, dass die Wärmeentwick-
lung der Endlagerbehälter für bestrahlte Brennelemente die Zwischenla-
gerzeit bestimmt, erfolgt eine Einlagerung bei einer Beladung mit 100 %
UO2-Brennstäben nach einer Abklingzeit von t = 115 Jahren für Szenario
1 und t = 75 Jahren für Szenario 2. Bei einer Beladung mit 90 % UO2- und
10 % MOX-Brennstäben betragen die Abklingzeiten t = 135 Jahren für
Szenario 1 und t = 95 Jahren für Szenario 2. Für die Behälter mit HAW-
Kokillen wird die gleiche Abklingzeit (Zeit nach Herstellung der Kokille)
angenommen. Die Abschätzung der Kollektivdosen für eine Rückholung
aus Tonstein ist in Tabelle 5.1 zusammengefasst.
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Tabelle 5.2: Abschätzung der Kollektivdosis für zwei Szenarien für die





1: Rückholung aller 5.445
Behälter 40 Jahre nach Einla-
gerung
100 % UO2, t = 120 a
90 % UO2, 10 % MOX, t = 140 a
140
140
2: Rückholung von 0,1 % der
Behälter kurz nach der Einla-
gerung
100 % UO2, t = 80 a
90 % UO2, 10 % MOX, t = 100 a
0,28
0,26
Rückholung aus Kristallingestein. Durch die gleiche Beladung der Behäl-
ter mit 3 Kokillen wird die gleiche Anzahl von 1.245 Endlagerbehältern
für HAW-Kokillen benötigt. Die Anzahl der Behälter für bestrahlte Brenn-
stäbe ist durch die höhere Beladung kleiner (4.240 Endlagerbehälter). Für
Szenario 2 wird die Rückholung von 1 bzw. 5 Behältern angenommen. Die
Abklingzeit für Behälter mit UO2-Brennstäben beträgt (unter den glei-
chen Annahmen wie bei Tonstein) t = 120 Jahre für Szenario 1 und t = 80
Jahre für Szenario 2. Auch hier erfordert die Beladung mit 90 % UO2- und
10 % MOX-Brennstäben eine Verlängerung der Zwischenlagerzeit um je-
weils 20 Jahre. Die Abschätzung der Kollektivdosen für eine Rückholung
aus Kristallingestein ist in Tabelle 5.2 zusammengefasst.
Rückholung aus Steinsalz. Für das Wirtsgestein Steinsalz wird die glei-
che Anzahl von 1.245 Behältern für HAW-Kokillen und – verglichen mit
Tonstein – halb so viele Behälter für bestrahlte Brennstäbe (2.650) benö-
tigt. Für Szenario 1 wird eine Abklingzeit von t = 115 Jahren (135 Jahren)
für 100 % UO2 (90 % UO2 und 10 % MOX) angenommen. Szenario 2 exis-
tiert in Steinsalz nicht. Im Safety Case haben nach dem gegenwärtigen
Stand die geologische und geotechnische Barriere (Steinsalz als Wirtsge-
stein und Versatzmaterial) die Aufgabe, die Radionuklide einzuschließen
(Minhans u. a., 2008). Vom Behälter als technische Barriere wird kein Kre-
dit genommen. Eine Rückholung der Behälter ist aus Sicht des Strahlen-
schutzes nicht gerechtfertigt. Kollektivdosen für Szenario 2 werden ledig-
lich zum Vergleich angegeben. Für Szenario 2 wird die Rückholung von 1
bzw. 3 Behältern angenommen. Wie beim Tonstein wird eine Abklingzeit
t = 75 Jahre (t = 95 Jahre) für 100 % UO2 (90 % UO2 und 10 % MOX) ange-
nommen. Die Ergebnisse für Steinsalz sind in Tabelle 5.3 angegeben.
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Tabelle 5.3: Abschätzung der Kollektivdosis für zwei Szenarien für die





1: Rückholung aller 3.895
Behälter 40 Jahre nach Einla-
gerung
100 % UO2, t = 115 a
90 % UO2, 10 % MOX, t = 135 a
110
110
2: Rückholung von 0,1 % der
Behälter kurz nach der Einla-
gerung
100 % UO2, t = 75 a




Für die Dosisleistung an der Oberﬂäche der Endlagerbehälter wurden im
Allgemeinen Werte von einigen zehn µSv h−1 gefunden. Diese Werte sind
im Vergleich zu Messungen an Transport- und Lagerbehältern, z. B. in
(Börst u. a., 2000), recht niedrig. Eine wichtige Ursache ist die in den Rech-
nungen angenommene Abklingzeit von 50 Jahren, die deutlich größer ist
als die Abklingzeiten von wenigen Jahren in (Börst u. a., 2000).
Für das Konzept eines Endlagerbehälters für 9 HAW-Kokillen (POLLUX-
9) war eine Vergrößerung des Behälterdurchmessers um 25 cm erforder-
lich. Die Konsequenzen für die Auslegung des Endlagers, z. B. durch ei-
ne ggf. erforderliche größere Dimensionierung der Streckenquerschnitte,
kann im Rahmen des AP 4.2 nicht eingeschätzt werden.
Für alle Wirtsgesteine führt das Szenario 1 zu einer Kollektivdosis, die
ca. 500- bis 650-mal so groß ist wie die des Szenarios 2. Der Faktor setzt
sich zusammen aus der unterschiedlichen Anzahl der rückzuholenden Be-
hälter (alle im Vergleich zu 0,1 %) und der Verringerung der Dosisleistung
aufgrund der längeren Abklingzeit. Die Kollektivdosen zeigen somit auch
die starke Abhängigkeit des unterstellten Szenarios.
Kollektivdosen von 100 bis 300 Personen-Millisievert erscheinen groß
im Vergleich zum Grenzwert der effektiven Dosis von 20 Millisievert im
Kalenderjahr für beruﬂich strahlenexponierte Personen (§55 StrlSchV).
Da die Rückholung ein Vorgang ist, der sich über einen Zeitrahmen von
mehreren Jahrzehnten hinzieht, sollte dieser Wert eher mit der Berufsle-
bensdosis von 400 mSv verglichen werden (§56 StrlSchV).
Vergleicht man die Ergebnisse für verschiedene Wirtsgesteine, erkennt
man eine Abhängigkeit der Kollektivdosis bei beiden Szenarien von der
Anzahl der Endlagerbehälter. Die vergleichsweise niedrigen Werte für das
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Wirtsgestein Kristallin sind zum Teil auf die etwas größere Abklingzeit,
zum Teil aber auch auf die willkürliche Festlegung, dass die Dosisleistung
an der Oberﬂäche für alle Behälter nach einer Abklingzeit von 50 Jahren
ähnlich sein soll, zurückzuführen.
5.4.3 Individuelle Dosimetrie für Beschäftigte in
Entsorgungsanlagen
Im Arbeitspaket „Individuelle Dosimetrie für Beschäftigte in Entsor-
gungsanlagen“ wurden individuelle Dosisbelastungen für das Personal
für die Entsorgungsoptionen Endlagerung und Tiefenlagerung mit Vor-
kehrungen für Überwachung und Rückholbarkeit ermittelt. Damit werden
Grundlagen für einen systematischen Vergleich der Risiken für das Perso-
nal bei diesen beiden Entsorgungsoptionen ermöglicht.
Ausgangslage
Die Ausgangslage gleicht derjenigen für das Arbeitspaket „Vergleich der
radiologischen Gefährdung für verschiedene Entsorgungsoptionen“. Die
zuvor bereits erwähnten detaillierten und gut dokumentierten Datensät-
ze für das Radionuklidinventar der bestrahlten Brennelemente und HAW-
Kokillen (Peiffer u. a., 2011) bilden auch eine Grundlage für das vorliegen-
de Arbeitspaket.
Untersuchungsschwerpunkte und Ergebnisse
Das Arbeitspaket sollte realitätsnahe Bewertungen von Strahlenfeldern
in Einrichtungen für die untersuchten Entsorgungsoptionen ermöglichen.
Monte-Carlo-Methoden bieten eine Alternative zu traditionellen Metho-
den zur Abschätzung von Dosisbelastungen. Die numerische Simulation
von Strahlenfeldern in Tiefenlagern für hoch radioaktive Abfälle und die
Beschreibung von Beschäftigungsabläufen mit Hilfe von Ablaufsimulatio-
nen und MCNP-Modellierungen erlauben die Abschätzung von Strahlen-
expositionen für bestimmte Tätigkeitsabläufe und damit der individuel-
len Dosisbelastung. Im Arbeitspaket wurde eine Methodik entwickelt, um
die Dosis des Personals bei der Einlagerung von Behältern mit ausgedien-
ten Brennelementen in Tiefenlagern in Ton / Tonstein und in Steinsalz
abzuschätzen.
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Abbildung 5.2: Modell für die verwendete Einlagerungsstrecke mit ei-
nem POLLUX®-10-Tiefenlagerbehälter: a) Seitenansicht,
b) Vorderansicht.
Randbedingungen zur Abschätzung von Dosisbelastungen
Bestimmte Arbeitsszenarien in Tiefenlagern für wärmeentwickelnde Ab-
fälle können zu einer erhöhten Strahlenbelastung für die dort Beschäf-
tigten führen. Daher sind realistische Abschätzungen der Personendosis
bei individuellen Arbeitsszenarien erwünscht. Dazu wurde in diesem Ar-
beitspaket die Entwicklung einer Methodik („Tools“) zur individuellen
Dosimetrie zur Abschätzung der Dosis mit Monte-Carlo-Simulationen
entwickelt. Grundlage zur Untersuchung von Einstellungsszenarien war
das bestehende Konzept von POLLUX® in Steinsalz (Janberg u. Spilker,
1998). Die vorgenommene Untersuchung von Arbeitsszenarien für die
Einlagerung von POLLUX®-10-Behältern basiert auf dem Konzept von
DBE TECHNOLOGY GmbH (Filbert u. a., 1995).
Die verwendeten geometrischen Parameter für die generischen Einlage-
rungsbereiche in den Wirtsgesteinen Ton / Tonstein und Steinsalz stam-
men aus dem Referenzkonzepten des ENTRIA-Arbeitspakets 6.4 (Stahl-
mann u. a., 2015). Anhand dieser Daten wurden Modelle für Einlagerungs-
strecken in Steinsalz und Tonstein generiert. Die Streckendimensionen
betragen 20 m Länge, 3,7 m Höhe und 5,1 m Breite (siehe Abb. 5.2). Die
Entfernung zwischen POLLUX® und dem Endpunkt der Galerie beträgt
2,63 m. Für die Wandstärke der Einlagerungsstrecke wurde eine Dicke von
1 m gewählt, so dass Streu- und Absorptionsprozesse der auftretenden
Strahlung hinreichend genau berücksichtigt werden. Bei Ton / Tonstein
wurde entsprechend des Ausbaus Beton als Wandmaterial eingesetzt.
Das Abfallinventar für den POLLUX®-10-Behälter wurde anhand des
Berichts von (Peiffer u. a., 2011) erstellt. Der Abbrand wurde mit 55
GWd/tHM veranschlagt, wobei ein Verhältnis von 90% UOX und 10%
MOX für die Brennelemente angenommen wurde. Als Abklingzeit nach
dem Entladen aus dem Reaktor wurde ein Zeitraum von 50 Jahren ge-
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Abbildung 5.3: Modell des vereinfachten POLLUX®-10-Tiefenlagerbehäl-
ters.
wählt. Vorbild für die Modellierung ist das geometrische Layout nach
(Janberg u. Spilker, 1998). Für das verwendete Modell des Behälters (Abb.
5.3) wurden weiterhin folgende Vereinfachungen gewählt: es wurde für
den Brennstabbereich eine homogene Mischung mit einer effektiven
Dichte von 3,23 g/cm3 aus Spaltungs- und Aktivierungsprodukte, Hüll-
rohrmaterial (Zircalloy) und Zwischenräume zwischen den Brennstäben
angenommen. Tragezapfen wurden weggelassen und eine glatte Oberﬂä-
chenstruktur angenommen.
Strahlenfeld in der Einlagerungsstrecke
Zunächst wurden drei dieser POLLUX®-10-Modelle in eine Einlagerungs-
strecke in Steinsalz gemäß Abb. 5.4 platziert. Daraufhin wurden MCNP6-
Simulationen (Pelowitz u. a., 2013) zum Strahlenfeld, sowohl mit Stein-
salzwänden als auch für frei in der Luft, durchgeführt. Abb. 5.4 zeigt auch
den Einﬂuss der umgebenden Wände auf die Dosisleistung für Neutro-
nenstrahlung. Rückgestreute Neutronen ergeben insbesondere mit zu-
nehmendem Abstand von den Einlagerungsbehältern einen Unterschied
in der Dosisleistungsverteilung.
Details zur Zusammensetzung des Strahlenfeldes werden in Abb. 5.5,
diesmal für MCNP6-Simulationen mit nur einem POLLUX®-10-Tiefen-
lagerbehälter, deutlich. In dieser Abbildung sind die Beiträge von ver-
schiedenen Strahlungskomponenten, die zur Umgebungs-Äquivalentdo-
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Abbildung 5.4: Verteilung der Neutronen-Umgebungs-Äquivalentdosis-
leistung H˙*(10) um drei POLLUX®-10-Tiefenlagerbehäl-
ter.
Abbildung 5.5: Anteile der verschiedenen Strahlungskomponenten zu
Umgebungs-Äquivalentdosisleistung H˙*(10) für einen
POLLUX®-10-Tiefenlagerbehälter in einer Einlagerungs-
strecke.
sis H˙*(10) beitragen, in Abhängigkeit vom Abstand zum POLLUX®-10-
Behälter dargestellt. Es ist ersichtlich, dass die Neutronen den Hauptbei-
trag zur Umgebungs-Äquivalentdosisleistung H˙*(10) leisten.
Wie verhält sich die Umgebungs-Äquivalentdosisleistung für H˙*(10)
bei verschiedenen Gesteinsarten? Die Antwort wird in Abb. 5.6 gegeben.
Diesmal ist die Abstandsabhängigkeit von H˙*(10) für Neutronen mit nur
einem POLLUX®-10-Tiefenlagerbehälter für die Wirtsgesteine Steinsalz
und Ton / Tonstein (Beton) sowie für frei in der Luft aufgetragen.
Die höhere Rückstreuung im Steinsalz führt zu höheren Dosisleistungs-
werten; beim Ton / Tonstein reduzieren Wechselwirkungen mit den Aus-
bau aus Beton die Dosisleistung, so dass die Umgebungs-Äquivalentdo-
sisleistung H˙*(10) zwischen den Werten für Steinsalz und für frei in der
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Abbildung 5.6: H˙*(10) für Neutronen für einen POLLUX®-10-Tiefenla-
gerbehälter bei verschiedenen Umgebungsparametern.
Luft liegen. Hinsichtlich der Strahlenexposition wäre, den bisherigen Er-
kenntnissen zufolge, Ton / Tonstein als Wirtsgestein als vorteilhafter an-
zusehen.
Experimente mit einem Neutronengenerator
Bevor weitergehende Untersuchungen zur Strahlenexposition bei be-
stimmten Tätigkeitsabläufen in Tiefenlagern durchgeführt wurden, wur-
den Experimente mit dem Neutronengenerator (Klix u. a., 2011) der TU
Dresden am Helmholtz Zentrum Dresden Rossendorf (HZDR) durchge-
führt. Durch Vergleiche zwischen Experimenten und entsprechenden
Simulationen wurde eine Überprüfung der ausgewählten Werkzeuge bzw.
Methodik gewährleistet. Im Labormaßstab wurde veriﬁziert, ob MCNP6
in der Lage ist die Experimente geeignet zu reproduzieren. Der Neu-
tronengenerator der TU Dresden besteht aus einem kompakten Linear-
beschleuniger, welcher Deuteriumionen mit Energien von 300 kV und
Strahlströmen von 10 mA liefert.
Die Neutronenerzeugung wird durch Fusionsreaktionen von Wasser-
stofﬁsotopen realisiert, indem der Deuteriumstrahl entweder auf ein
Deuterium- oder Tritiumtarget gelenkt wird. Bei der Fusion von Deute-
rium (D + D) werden 3He-Ionen und Neutronen mit einer kinetischen
Energie von 2,5 MeV gebildet. Die Fusion von Deuterium und Tritium (D
+ T) führt zur Bildung von 4He und Neutronen mit einer kinetischen Ener-
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Abbildung 5.7: Konﬁgurationen (MCNP6-Modelle) zur Untersuchung des
Abschirmverhaltens von „vereinfachten Tiefenlagerbehäl-
tern“.
gie von 14 MeV. Um die von abgebrannten Brennelementen generierten
Neutronen experimentell zu simulieren, wurde schließlich die von Pro-
duktion von 2,5 MeV-Neutronen ausgewählt, da diese energetisch besser
zum POLLUX®-Szenario passen. Dabei können Neutronenproduktions-
raten von bis zu 1010 n/s erreicht werden.
Zur Messung der Neutronen- und Gammastrahlung wurde ein NE-213-
Detektor eingesetzt. Um Abschirmungsbehälter vereinfacht zu repräsen-
tieren, wurden Polyethylen- und Stahlschichten zwischen das Neutronen-
generatortarget und den Detektor positioniert.
Schließlich wurden vier experimentelle Konﬁgurationen zusammenge-
stellt und die entsprechenden Modellkonﬁgurationen für die Simulatio-
nen erstellt (Abb. 5.7): zuerst wurde der NE-213-Detektor zum Nachweis
von Neutronen und Photonen frei in Luft positioniert (a), dann folgte ein
Aufbau mit „Polyethylen-Haus“ um den Detektor (b), gefolgt von einer
zusätzlichen Polyethylenschicht zwischen Target und Detektor (c) sowie
schließlich eine Ergänzung durch Stahlplatten (d).
In Abb. 5.8 sind die zugehörigen experimentellen Resultate und Simu-
lationsergebnisse für Neutronen dargestellt. Es werden Spektren der Neu-
tronenﬂuenz verglichen, da diese sensitiver für energieabhängige Effekte
sind als Werte für die integrale Fluenz. Insgesamt zeigen die Ergebnisse
469
5 Ergebnisse der Teilprojekte
Abbildung 5.8: Neutronenﬂuenzspektren: experimentelle und simulierte
Ergebnisse zu vier unterschiedlichen Konﬁgurationen.
der Messungen und entsprechenden Simulationen eine gute Übereinstim-
mung. Somit wurde bestätigt, dass die Vorgehensweise zu MCNP6-Simu-
lationen für POLLUX®-ähnliche Abschirmszenarien geeignet ist, um wei-
tergehende Szenarien in einem solchen Umfeld zu verwirklichen.
Strahlenexposition bei bestimmten Tätigkeitsabläufen
Aufbauend auf dem Vergleich der numerischen Simulationen mit den
Messungen am Neutronengenerator wurde die Strahlenexposition für
bestimmte Tätigkeitsabläufe bei der Einlagerung von Behältern mit aus-
gedienten Brennelementen in Tiefenlagern untersucht, wobei etwa die
gleiche Menge von Abfällen in Steinsalz und Ton / Tonstein eingelagert
werden soll. Dabei war die Grenze für die thermische Belastung des Wirts-
gesteins zu berücksichtigen (Léon Vargas u. Stahlmann, 2016), die die
maximale Beladung des Tiefenlagerbehälters bestimmt. Als Resultat war
für die hier untersuchten Bedingungen in Steinsalz eine Beladung mit
zehn Brennelementen realisierbar, während in Ton / Tonstein maximal
drei Brennelemente pro Behälter in Frage kamen. Im Folgenden wurde
bei den Simulationen für Steinsalz die Einlagerung von einem POLLUX®-
10-Behälter mit 9 UOX und 1 MOX entsprechend 5,45 tHM (nachfolgend
mit „ROCK-10“ bezeichnet) betrachtet; beim entsprechenden Tonstein-
szenario wurden ein POLLUX®-10-Behälter mit 2 UOX und 1 MOX mit
einer Masse von 1,64 tHM (Kurzbezeichnung „CLAY-3M“) sowie 2 POL-
LUX® mit 3 UOX, mit insgesamt 3,28 tHM, („CLAY-3U“) untersucht. Es
wurde also in etwa der Inhalt von ROCK-10- auf drei CLAY-3-Behälter
verteilt.
470
5.4 Transversalprojekt 4 - Interdisziplinäre Risikoforschung
Abbildung 5.9: Positionierung eines BOMAB-Phantoms bei der Model-
lierung der Teilschritte. Ein sitzendes Phantom (blau,
rechts vergrößert) beﬁndet sich im Ensemble Kabi-
ne/Führerstand (gelb) und Lokomotive (orange) und POL-
LUX (violett) auf Transportwagen (grün).
Die Beschreibung bzw. Modellierung von Szenarien für die Einlagerung
eines Behälters folgte dem o. g. Einlagerungskonzept von DBE TECHNO-
LOGY GmbH anhand ausgesuchter Arbeitsschritte aus Szenarien, die sich
an einem dankenswerterweise von DBE TECHNOLOGY GmbH zur Verfü-
gung gestellten Video orientieren. Untersucht wurden die vier Teilschrit-
te Transport, Einfahren in die Einlagerungsvorrichtung, Platzieren des
Behälters und Verfahren/Zurücksetzen.
In Abb. 5.9 sind Details zur Modellierung eines Arbeiters (repräsen-
tiert durch ein BOMAB-Phantom; (U.S. Department of Energy, 2015))
im Lokomotiven-Führerstand dargestellt. Der Arbeiter wird als sitzen-
des Phantom in der Kabine des Ensembles aus POLLUX-Transportwagen,
Kabine und Lokomotive operationalisiert. Durch Implementierung des
Phantoms konnten Personendosisleistungen berechnet werden.
Mit diesen Szenarien wurde nun die Einlagerung o. g. gleicher Menge
ausgedienter Brennelemente in Steinsalz und Ton / Tonstein simuliert.
Die Ergebnisse zur Personendosisleistung für die vier untersuchten Teil-
schritte sind für die verschiedenen Behälterbeladungen ROCK-10, CLAY-
3M und CLAY-3U sind in Abb. 5.10 dargestellt.
Ein Vergleich der Tiefen-Personendosisleistung H˙p(10) zeigt, dass in
den hier untersuchten Szenarien eine Einlagerung in Ton / Tonstein zu
einer höheren Dosisleistung führen würde. Da die integrale Dosis von der
Dauer der Teilschritte abhängt, ist nachfolgend ein hypothetisches Bei-
spiel gegeben. Für den Transport wird eine Entfernung von einem Kilome-
ter angenommen und die Fahrgeschwindigkeit des Transportensembles
soll fünf Kilometer pro Stunde betragen. Für die Szenarien Einfahren in
die Einlagerungsvorrichtung, Platzieren des Behälters und Verfahren der
Einlagerungsvorrichtung wurde jeweils ein Zeitraum zehn Minuten ver-
anschlagt.
471
5 Ergebnisse der Teilprojekte
Abbildung 5.10: Tiefen-Personendosisleistung H˙p(10) für vier untersuch-
ten Teilschritte für die Behälterbeladungen ROCK-10,
CLAY-3M und CLAY-3U.
Abbildung 5.11: Beispielhafte Dosisentwicklung bei den untersuchten
Teilschritten für Einlagerung der Behälterbeladungen
ROCK-10 (grün), CLAY-3U (blau und rote) und CLAY-3M
(gelb).
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Das Ergebnis ist in Abb. 5.11 aufgetragen. Im ROCK-10-Szenario sum-
mieren sich die Dosen der Teilschritte Transport, Einfahren in die Einla-
gerungsvorrichtung, Platzieren des Behälters und Verfahren der Einlage-
rungsvorrichtung auf schließlich etwas mehr als ein Mikrosievert. In Ton
/ Tonstein werden anstelle des ROCK-10 drei Behälter, zwei CLAY-3U und
ein CLAY-3M, eingebracht. Bei Einlagern des ersten CLAY-3U liegt die Do-
sis mit etwa 0,3 Mikrosievert noch unter dem Wert vom Steinsalz-Szena-
rio. Mit dem im nächsten Schritt stärker strahlenden Behälter CLAY-3M
wird mit 1,3 Mikrosievert bereits die Gesamtdosis vom ROCK-10-Szena-
rio überschritten. Zum Schluss kommt noch die Dosis bei der Einlagerung
des weiteren CLAY-3U hinzu, so dass eine Dosis von fast 1,6 Mikrosievert
erreicht wird. Somit ist in diesen untersuchten Szenarien die Gesamtdo-
sis bei einer Einlagerung in Ton / Tonstein um etwa 50 % höher als für
Steinsalz.
5.4.4 Radionuklidquellterme für verschiedene
Entsorgungsoptionen
Im Arbeitspaket „Radionuklidquellterme für verschiedene Entsorgungs-
optionen“ wurden die Radionuklidquellterme für die drei Entsorgungsop-
tionen sowie die Radionuklidmobilisierung im Nahfeld berechnet. Diese
Arbeiten stellen eine Grundlage für weitere Arbeiten zur vergleichenden
Quantiﬁzierung der Risiken, die sich mit diesen Entsorgungsoptionen ver-
binden, dar.
Ausgangslage
Die Beurteilung der (Langzeit)sicherheit des Endlagersystems erfordert
eine Bewertung der Radionuklidfreisetzung und -mobilisierung. Quanti-
tative Indikatoren hierfür sind primäre Radionuklidquellterme, d. h. die
Menge bzw. die Konzentration an gelöster Radionuklidspezies unmittel-
bar an der Abfallquelle.
Untersuchungsschwerpunkte und Ergebnisse
Die generischen ENTRIA-Konzepte zur Tiefenlagerung mit bzw. ohne
Vorkehrungen zur Rückholbarkeit der Abfallprodukte sehen vor, dass
die hoch radioaktiven Abfälle in Einlagerungsbereiche in Ton / Tonstein
oder Steinsalz eingelagert werden. Im vorliegenden Arbeitspaket wur-
den die Einlagerung ausgedienter Brennelemente in Lagerbehältern aus
metallischem Eisen (Gusseisen und / oder Edelstahl) und eine potentielle
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Freisetzung von Radionukliden aus den Endlagergebinden betrachtet und
auf Grundlage geochemischer Methoden quantiﬁziert. Eine Grundvoraus-
setzung für die Bewertung der Radionuklidfreisetzung war die Annahme
eines Wasserkontakts mit dem abgebranntem Kernbrennstoff. Als Sze-
nario wurden hierbei ein Wasserzutritt in die Einlagerungsbereiche, die
Korrosion der Abfallbehälter und Korrosion des Kernbrennstoffs sowie ei-
ne anschließende Radionuklidfreisetzung aus der Abfallmatrix und dem
(korrodierten) Behälter angenommen. Diese Prozesse führen letztlich
zum Übergang von Radionukliden in die Lösung, welche dann aus dem
Nahbereich der Abfälle ausgetragen werden können.
Generische geochemische Randbedingungen
Für eine Abschätzung der Radionuklidmobilisierung anhand von Radio-
nuklidquelltermen ist die Kenntnis der geochemischen (Lösungs-)Bedin-
gungen im Nahbereich der Abfälle essentiell notwendig. Zu den wesent-
lichen die geochemischen Bedingungen charakterisierenden Parametern
gehören die Konzentration an gelösten Mineralsalzen (insbesondere Na-
Cl, MgCl2, CaCl2), der pHm-Wert (negativ dekadischer Logarithmus der
Protonenkonzentration), die Konzentration an relevanten Liganden wel-
che die Löslichkeit von Radionukliden signiﬁkant beeinﬂussen (neben Hy-
droxid z. B. Carbonat), sowie das Redoxpotential Eh bzw. pe = 16.9·Eh
bei 25°C. Die geochemischen Eigenschaften von potentiell zu den Ab-
fällen zutretenden wässrigen Lösungen sind letztlich durch Wechselwir-
kung und Äquilibrierung mit den vorliegenden reaktiven Bestandteilen
bzw. Materialien bestimmt. Zu letzteren zählen insbesondere das Wirts-
gestein mit seinen mineralischen Haupt- und Nebenbestandteilen, die ei-
senhaltigen Abfallbehälter, Versatzmaterialien (z. B. Salzgrus, Bentonit)
sowie Portlandzement- oder Sorelzement-haltige Verbindungen (Beton-
wände, Widerlager, Dammbauwerke etc.). Für die in ENTRIA betrachte-
ten generischen Konzepte (Stahlmann u. a., 2015) wurden geochemische
Randbedingungen vereinfachend und orientierend abgeschätzt, was im
Folgenden näher ausgeführt ist.
Für die Tiefenlagerung in Salzformationen wurden zwei generische
Salzlösungen unterschieden, nämlich pHm-neutrale NaCl-dominierte
Lösung und MgCl2-dominierte Lösung, wie sie bezüglich der Hauptkom-
ponenten in Salzformationen in ﬂacher und steiler Lagerung in Deutsch-
land grundsätzlich auftreten können. Zur Einschätzung der Lösungsei-
genschaften von Ton- / Tonstein-Formationen wurden zwei unterschied-
liche Fälle betrachtet: solche mit niedrig salinaren Porenwässern, wie sie
z. B. für süddeutschen Opalinuston charakteristisch sind, und solche mit
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hoch salinaren Porenwässern, wie sie z. B. für norddeutsche Unterkrei-
de-Formationen kennzeichnend werden. Die hier generisch deﬁnierten
Lösungszusammensetzungen orientieren sich an geologischen Untersu-
chungen zu Opalinuston-Formationen bzw. das im Schacht Konrad an-
stehende Wirtsgestein, (vgl. z. B. Bradbury u. a. (1998); Brewitz (1982)).
Im Falle der MgCl2-dominierten Lösung wurde ein schwach alkalischer
pHm-Wert von 9 angenommen, wie er beispielsweise durch ein Gleich-
gewicht von MgCl2-dominierter Lösung mit Brucit (Mg(OH)2(s)) basier-
ten Materialien zustande kommt. Für die anderen Fälle wurden zwei pH-
Werte unterschieden. Neben pHm-nahe-neutraler Lösung (pHm ≈ 7-8)
wurde jeweils ein stark alkalischer Fall betrachtet, wie er durch Wechsel-
wirkung der ursprünglichen pHm-nahe-neutralen Lösung mit den alkali-
schen Bestandteilen von Portlandzement entstehen kann. In der vorlie-
genden Arbeit wurde der alkalische pHm-Wert vereinfachend durch Un-
terstellung eines Gleichgewichts mit Portlandit (Ca(OH)2(s)) abgeschätzt,
und liegt im Bereich pHm ≈ 12.5. Als Folge wurde für die alkalischen Lö-
sungen ein im Vergleich zu den neutralen Lösungen leicht geringerer Cal-
cium-Gehalt angenommen.
Als potentiell wechselwirkende Liganden wurden neben Chlorid (Cl−)
und Hydroxid (OH−) noch das unter den meisten geochemischen Bedin-
gungen wichtige Carbonat-System berücksichtigt. Die Gesamtkonzentra-
tion an gelöstem anorganischem Carbonat [Ctot] = [CO2(aq)] + [HCO−3 ] +
[CO2−3 ] wurde vereinfachend durch ein Löslichkeitsgleichgewicht mit Cal-
cit CaCO3(s) bzw. für die Magnesium-dominierte Lösung mit Chlorartinit
Mg2O(HCO3)Cl·3H2O(s) berechnet.
Die Redoxbedingungen Eh (in Volt) bzw. pe = 16.9·Eh (bei 25°C) wurden
orientierend abgeschätzt. Für ein vollständig verschlossenes Tiefenlager
(d. h. ein Tiefenlager ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit) wurde von
stark reduzierenden Redoxbedingungen (pe+pHm) = 2 im Nahbereich
der Abfälle ausgegangen, d. h. von einem sehr kleinen Sauerstoff-Parti-
aldruck, wie sie für Systeme erwartet wird, in denen das Redoxverhalten
im Wesentlichen durch korrodierendes Eisen und dessen Sekundärphasen
wie Magnetit bestimmt werden (die genannten Werte liegen nahe an expe-
rimentellen Messwerten für Lösungen in Gegenwart von korrodierendem
Eisen (Felmy u. a., 1989). Für ein Tiefenlager mit Vorkehrungen zur Rück-
holbarkeit wurde für das generische Konzept davon ausgegangen, dass
lediglich die Einlagerungskammern verfüllt werden, während der Schacht
und die Infrastrukturstrecke offen bleiben. Hierdurch muss grundsätzlich
von einem etwas höheren Sauerstoff-Partialdruck an den Abfallgebin-
den ausgegangen werden im Vergleich zum vollständig verschlossenen
Tiefenlager. Als geochemische Randbedingung wurde (pe+pHm) = 14 ab-
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Tabelle 5.4: Zusammenfassung orientierender geochemischer Randbe-
dingungen (Lösungszusammensetzungen) für die im Ar-
beitspaket betrachteten generischen Tiefenlagerkonzepte.
[CO2−3 ]eq bezeichnet die berechnete Gleichgewichtskonzen-
tration an Carbonat.









5.6 m NaCl + 0.02 m Ca(OH)2 / pHm 13.0 /
[CO2−3 ]eq = 1·10−5 m
Salzformation:
„steile Lagerung“










0.2 m NaCl + 0.02 m Ca(OH)2 / pHm 12.5 /









3.7 m NaCl + 0.02 m Ca(OH)2 / pHm 12.8 /
[CO2−3 ]eq = 1·10−5 m
geschätzt, was redox-neutralen Bedingungen entspricht (vgl. Neck u. a.
(2007)). Die orientierenden geochemischen Randbedingungen für die ge-
nerischen ENTRIA-Tiefenlagerkonzepte sind in Tabelle 5.4 zusammen-
gefasst. Für den Fall „ohne Rückholoption“ wurden stark reduzierende
Redoxbedingungen (pe+pH) = 2 angenommen, und für den Fall „mit
Rückholoption“ redox-neutrales Milieu mit (pe+pH) = 14, was zu einer
Verdoppelung der Anzahl der betrachteten Fälle führt.
Primäre Radionuklidquellterme
Der Radionuklidquellterm gibt die Konzentration an gelöstem (mobilem)
Radionuklid in direkter Umgebung der Abfallbehälter nach Kontakt bzw.
Äquilibrierung mit der kontaktierenden wässrigen Lösung an. Grundsätz-
lich entspricht die Menge (Konzentration) an freigesetztem Radionuklid
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nicht zwingend seinem Gesamtinventar im Abfall, da verschiedene geo-
chemische Prozesse eine vollständige und instantane Mobilisierung der
Radionuklide verhindern bzw. verzögern. Dazu gehören neben einer ki-
netisch langsamen Freisetzung aus der Abfallmatrix auch Rückhaltung
durch Sorptionsprozesse an reaktiven Oberﬂächen, und insbesondere die
für viele Radionuklide unter den zu erwartenden Randbedingungen ei-
nes Endlagers begrenzte Löslichkeit (bzw. die Schwerlöslichkeit vieler Ra-
dionuklidfestphasen). Diese Prozesse sind für die chemisch verschiede-
nen Radionuklide und Endlagerkonzepte von unterschiedlich ausgepräg-
ter Relevanz.
Für die Quantiﬁzierung der Radionuklidfreisetzung können die Radio-
nuklide vereinfachend in zwei Fälle eingeteilt werden. Bei bekannter-
maßen nicht-löslichkeitslimitierten Radionukliden (Cs, Sr, I), muss bei
der Einschätzung der Mobilisierung insbesondere die Auslaugrate der
Radionuklide bzw. die Korrosionsrate der Abfallmatrix berücksichtigt
werden. Im Falle schwer löslicher Radionuklide (Actinide, Lanthanide,
einige Spaltprodukte wie Tc) ist unter den Lösungsbedingungen nur ein
(mitunter verschwindend geringer) Teil in gelöster Form stabil, während
die Hauptmenge beim Erreichen der Löslichkeitsgrenze als immobiler,
schwer löslicher Feststoff ausfällt. Für diese Elemente kann die Löslich-
keit zur Abschätzung der maximal freigesetzten Radionuklidmenge be-
lastet werden.
Im Rahmen der Arbeiten zu AP 4.4 wurden für die generischen geo-
chemischen Randbedingungen orientierende Radionuklidquellterme im
Nahbereich der Abfälle für die Actiniden Uran (U), Neptunium (Np),
Plutonium (Pu), und Americium (Am) auf Basis von Löslichkeitsgren-
zen abgeschätzt (primäre Radionuklidquellterme). Die Radionuklidlös-
lichkeit beschreibt das thermodynamische Gleichgewicht zwischen der
unter den jeweiligen geochemischen Randbedingungen löslichkeitsbe-
stimmenden Radionuklidfestphasen und den dominierenden gelösten
Radionuklidspezies, und gibt die (maximale) Konzentration an gelös-
tem, d. h. mobilem und damit austragbarem, Radionuklid in der Nähe
der Abfälle an. Die Sorption primär freigesetzter Radionuklide an re-
aktiven Oberﬂächen wie korrodierenden Metallen, welche eine (mitun-
ter beträchtliche) Verringerung der mobilen Radionuklidkonzentration
bewirken können, wurde bei der Ableitung primärer Quellterme nicht
berücksichtigt. Die Löslichkeiten wurden auf Grundlage thermodynami-
scher Gleichgewichtsrechnungen im Wesentlichen unter Verwendung
der Daten und Konstanten der international anerkannten Datenbank der
OECD/NEA (NEA-TDB, https://www.oecd-nea.org/dbtdb/) sowie
des THEREDA-Projekts (https://www.thereda.de/) ermittelt. Die
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für die Berücksichtigung des Einﬂusses erhöhter Salzkonzentrationen
(Ionenstärken) auf die Gleichgewichtsreaktionen notwendigen Aktivi-
tätskorrekturen wurden auf Basis des Pitzer-Ansatzes (Pitzer, 1991) bzw.
der SIT (speciﬁc ion interaction theory) (Ciavatta, 1990) eingeschätzt.
Zur Quantiﬁzierung der Löslichkeitsgrenzen wurden grundsätzlich nur
solche Radionuklidfestphasen und -spezies herangezogen, welche in
wässrigen Systemen nachweislich relevant sind, letzteres auf Grundla-
ge experimenteller Befunde bzw. im Sinne einer Experten-Einschätzung;
so wurden beispielsweise keine nur durch Hochtemperatur-Tempern er-
hältlichen (quasi) ideal-kristallinen Actinidfestphasen als löslichkeitsli-
mitierend berücksichtigt, auch wenn deren thermodynamische Stabilität
formal die höchste ist.
Die anhand der thermodynamischen Löslichkeit abgeschätzte maxima-
le Konzentration an der Abfallmatrix (primäre Quellterme) für ausgewähl-
te Actinide und für einige der in Tabelle 5.4 näher deﬁnierten orientie-
renden geochemischen Randbedingungen sind in Tabelle 5.5 aufgelistet.
Der Einﬂuss von kolloidaler An(IV)-Spezies kann mit den aktuellen Daten
der NEA-TDB nicht quantiﬁziert werden und wurde entsprechend nicht
berücksichtigt, kann jedoch zu einer signiﬁkanten Erhöhung der hier ver-
einfachend abgeschätzten Werte für U unter stark reduzierenden Bedin-
gungen bzw. für Pu unter redox-neutralen Bedingungen führen. Grund-
sätzlich unterscheiden sich die berechneten Konzentrationen je nach Ra-
dionuklid und Bedingungen um bis zu sieben Größenordnungen. Jedes
Radionuklid besitzt für die verschiedenen geochemischen Randbedingun-
gen (Salzgehalt, pHm-Wert, Redoxbedingungen) ein grundsätzlich spezi-
ﬁsches Löslichkeitsverhalten, welches individuell bewertet werden muss.
Verallgemeinernde Trends wie z. B. einheitliche Änderungen der Löslich-
keit bei Übergang von stark reduzierenden („Tiefenlager ohne Rückhol-
barkeit“) zu redox-neutralen Bedingungen („Tiefenlager mit Rückholbar-
keit“) sind nicht direkt erkennbar.
So ist die Löslichkeit des Uran beispielsweise unter stark reduzieren-
dem Redoxmilieu („Tiefenlager ohne Rückholbarkeit“) für die verschie-
denen Randbedingungen (Salz (NaCl), Ton-Süddt., Ton-Nordt.) praktisch
gleich, während für Am und Pu deutliche Unterschiede erkennbar sind.
Dies ist damit zu erklären, dass Uran als vierwertiges U(IV) vorliegt, des-
sen Löslichkeit kaum durch die variierenden Randbedingungen (Salz
(NaCl), Ton-Süddt., Ton-Nordt.) beeinﬂusst wird, während Am als drei-
wertiges Am(III) und Pu als drei- und vierwertiges Pu(III/IV) vorliegen,
deren Löslichkeiten sensibel auf die Änderungen der Randbedingungen
reagieren. Andererseits ist die Löslichkeit von Am für jeweils gleiche
Randbedingungen (Salz, Ton-Süddt., Ton-Nordt.) nicht vom Redoxmilieu
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Tabelle 5.5: Abgeschätzte Löslichkeiten für die Actinide Am, Pu und U
für generische Tiefenlager ohne bzw. mit Rückholbarkeit
entsprechend den in Tabelle 5.4 deﬁnierten orientierenden
Randbedingungen.
Tiefenlagerung ohne Rückholbarkeit Tiefenlagerung mit Rückholbarkeit
stark reduzierende Bedingungen redox-neutrale Bedingungen
[Am] [Pu] [U] [Am] [Pu] [U]
Salzformation (NaCl):



























































(„Tiefenlager ohne Rückholbarkeit“: stark reduzierend vs. „Tiefenlager
mit Rückholbarkeit“: redox-neutral) abhängig, wohingegen die Löslich-
keit von Pu bzw. U unter redox-neutralen Bedingungen niedriger bzw.
höher ist als unter stark reduzierenden. Ursache hierfür ist, dass Am für
beide Redoxbedingungen im gleichen chemischen Zustand (dreiwerti-
gen) vorliegt, während die unter stark reduzierenden Bedingungen domi-
nierenden U(IV) bzw. Pu(III/IV) unter redox-neutralen Bedingungen als
U(VI) bzw. Pu(IV) vorliegen, was speziﬁsche Änderungen der Löslichkei-
ten bedingt.
Die anhand von Löslichkeitsgrenzen abgeschätzten primären Quellter-
me für Americium, Plutonium und Uran in Tabelle 5.5 reﬂektierten die für
die unterschiedlichen Tiefenlagern speziﬁschen geochemischen Randbe-
dingungen, und erlauben formal eine erste qualitative Unterscheidung
der verschiedenen Konzepte nach der Menge an potentiellen mobilisier-
ten Radionukliden. Sie sind daher ein wichtiges Werkzeug, um eine poten-
tielle Radionuklidmigration im Nahfeld eines Tiefenlagers einzuschätzen.
Zur Beurteilung einer potentiellen radiologischen Belastung sind aller-
dings weitere wichtige Aspekte zu berücksichtigen, z. B. die Wahrschein-
lichkeit, dass es überhaupt zu einem Lösungszutritt kommt, was für die
einzelnen Tiefenlagerkonzepte unterschiedlich zu bewerten ist. Weiter-
hin handelt es sich bei den hier vorgestellten, primären Quelltermen um
maximale Radionuklidkonzentrationen, da wichtige zusätzliche Rückhal-
temechanismen wie Sorption nicht berücksichtigt sind, welche ebenfalls
speziﬁsch für die einzelnen Konzepte ist.
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Experimentelle Studien zur Verbesserung der thermodynamischer
Datenbasis für Plutonium und Neptunium
Für eine verlässliche Ableitung von Radionuklidquelltermen auf Grund-
lage von Löslichkeitsgrenzen sowie für die Simulation von Radionuklid-
Transportprozessen ist eine qualitätsgesicherte, aktuelle und konsisten-
te thermodynamische Datenbasis eine wesentliche Grundvoraussetzung.
Weiterhin ist eine stetige Erweiterung bzw. Verbesserung der Datenlage
zur Erzielung eines detaillierten Prozessverständnissen, und zur Redu-
zierung von Ungewissheiten bei der Abschätzung von Radionuklidquell-
termen notwendig. Insbesondere für Actinidelemente wie das Plutonium
sind verlässliche Einschätzungen des Verhaltens in wässriger Lösung un-
ter bestimmten geochemischen Randbedingungen auf Grundlage des ak-
tuellen Kenntnisstandes, wie er z. B. im Datenbankprojekt der OECD/NEA
(NEA-TDB) berücksichtigt ist, nur unzureichend bzw. nur mit großen Un-
genauigkeiten möglich. Dies betrifft zum Teil auch solche Bedingungen,
wie sie für die generischen Tiefenlagerkonzepte in Tabelle 5.4 deﬁniert
wurden. Im Rahmen des Arbeitspakets AP 4.4 wurden von KIT-INE exem-
plarische Laborstudien zur Löslichkeit und wässrigen Speziation der Ac-
tinide Pu und Np durchgeführt, mit dem Ziel, den Kenntnisstand für die-
se Elemente für relevante geochemische Randbedingungen zu verbessern.
In insgesamt drei unabhängigen experimentellen Studien wurde das Lös-
lichkeitsverhalten und die Komplexierung mit Hydroxid, OH−, bzw. Car-
bonat, CO2−3 , von Pu und Np in unterschiedlichen Oxidationsstufen (+IV,
+V, +VI) untersucht. Die beiden sehr umfassenden Studien zu Actinid(IV)-
und zu Plutonium(VI)-Löslichkeit sind innerhalb der schwerpunktmäßig
experimentell ausgelegten Doktorarbeit von J. Schepperle (KIT-INE) ent-
standen. Eine kurze Beschreibung des Hintergrundes sowie der Ergebnis-
se dieser Studien ist im Folgenden dargestellt.
Die experimentellen Arbeiten mit bis zu 200 mg der alpha-strahlenden
Elemente 242Plutonium und 237Neptunium wurden im Kontrollbereich
des KIT-INE in alphadichten Handschuhboxen unter inerter Argon-At-
mosphäre bei Raumtemperatur (T = 23±2°C) durchgeführt. Zur Charak-
terisierung der löslichkeitsbestimmenden Actinid-Festphasen sowie der
Konzentration und Speziation der gelösten Actinide und zur Analyse der
Lösungsparameter wie pHm-Wert und Redoxpotential wurden am KIT-
INE etablierte Methoden (z. B. Flüssigszintillationsmessung, (hoch auf-
gelöste) Massenspektrometrie, Optische Emissionsspektroskopie, Poten-
tiometrie, UV-Vis / NIR-Spektroskopie, Röntgen-Pulverdiffraktometrie),
sowie teilweise moderne Synchrotron-basierte Spektroskopie angewandt
(z. B. XANES, EXAFS).
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Pu(IV) und Np(IV) Löslichkeit und wässrige Speziation in carbonathaltiger
verdünnter bis konzentrierter NaCl-Lösung unter reduzierenden Bedingun-
gen. Unter reduzierenden Redoxbedingungen, wie sie für mittlere bis
lange Zeithorizonte in einem vollständig verschlossenen Tiefenlager oh-
ne Sauerstoffzutritt zu erwarten sind, spielt die vierwertige Oxidations-
stufe der Actinide, An(IV), eine zentrale Rolle für die aquatische Chemie
von Th, U, Np und Pu. Das Löslichkeits- und Hydrolyse-Verhalten für die-
se Elemente in carbonatfreier, alkalischer Elektrolytlösung (NaCl, CaCl2)
ist gut bekannt und belastbar thermodynamisch modellierbar, vgl. (Neck
u. Kim, 2001; Guillaumont u. a., 2003; Altmaier u. a., 2008; Fellhauer u. a.,
2010). Für alkalische, carbonathaltige NaCl-Lösungen hingegen gibt es
jedoch nur für Th(IV), und eingeschränkt für Np(IV), eine umfassende
experimentelle Datenlage und gut abgesicherte thermodynamische Mo-
delle (Altmaier u. a., 2006; Kitamura u. Kohara, 2004), während insbe-
sondere für Pu(IV) fast keine systematischen Löslichkeitsuntersuchun-
gen beschrieben sind, was zu großen Ungenauigkeiten bei der Ableitung
entsprechender Konzentrationshöchstgrenzen für diese Randbedingun-
gen führt. Zur Verbesserung der Datenlage wurden daher im Rahmen der
Doktorarbeit von J. Schepperle experimentelle Untersuchungen zum Lös-
lichkeitsverhalten von vierwertigem PuO2(am,hyd) sowie, als Vergleich,
dem analogen NpO2(am,hyd) in 0.5, 2.0 und 5.0 M NaCl-Lösung in Ge-
genwart von Carbonat mit [Ctot] = [CO2(aq)] + [HCO−3 ] + [CO2−3 ] = 0.04 und
0.1 M unter reduzierenden Bedingungen durchgeführt. Letztere wurden
durch Zugabe kleiner Mengen an Hydrochinon (Pu) bzw. SnCl2 (Np) rea-
lisiert. Die experimentell bestimmten Löslichkeitskurven für Pu(IV) und
Np(IV) sind in Abbildung 5.12 gezeigt (molale Konzentrationsskala). Die
auf Grundlage dieser Daten neu abgeleiteten thermodynamischen Model-
le auf Basis der SIT (speciﬁc ion interaction theory) sind als Linien darge-
stellt. Allgemein liegen die gemessen Pu- und Np-Löslichkeiten im unter-
suchten pHm-Bereich grundsätzlich höher im Vergleich zu den Ergebnis-
sen von früheren Experimenten ohne Carbonat, vgl. (Guillaumont u. a.,
2003), was die starke Wechselwirkung von Actinid(IV)-Verbindungen mit
Carbonat belegt. Die An(IV)-Löslichkeit steigt systematisch mit steigen-
der Carbonat- sowie mit steigender NaCl-Konzentration an.
Auf Basis der umfassenden experimentellen Datenlage konnte gezeigt
werden, dass die Ursache für die Erhöhung der An(IV)-Löslichkeit unter
den untersuchten Randbedingungen vorwiegend durch die Bildung einer
gemischten An(IV)-OH-CO3-Spezies bedingt ist, welche im bisherigen
Modell der NEA-TDB (Guillaumont u. a., 2003) für Np(IV) und Pu(IV)
nicht beschrieben ist. Darauf aufbauend wurde ein chemisches Modell
der dominierenden Gleichgewichtsreaktion sowie die entsprechenden
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Abbildung 5.12: Experimentelle Löslichkeit von vierwertigem PuO2(am,
hyd) (a+b) und NpO2(am,hyd) (c+d) in carbonathaltiger
0.5, 2.0 und 5.0 M NaCl-Lösung mit [Ctot] = [CO2(aq)] +
[HCO−3 ] + [CO2−3 ] = 0.04 M und 0.1 M unter reduzierenden
Bedingungen.
thermodynamischen Daten und SIT-Wechselwirkungsparameter abgelei-
tet (Modellkurven in Abbildung 5.12). Im Vergleich zu Pu(IV) und Np(IV)
weist das gut untersuchte leichtere Homologe Th(IV) unter denselben
Bedingungen eine stärker ausgeprägte Abhängigkeit von der Carbonat-
und NaCl-Konzentration, und höhere Löslichkeiten auf, was auf eine un-
terschiedliche chemische Speziation des gelösten Th(IV) zurückzuführen
ist, vgl. (Altmaier u. a., 2006). Insgesamt liefern die Ergebnisse ein ver-
bessertes Prozessverständnis für das Verhalten vierwertiger Actinide in
carbonathaltiger NaCl-Lösung und erlauben eine wesentlich besser ab-
gesicherte Ableitung von Radionuklidquelltermen für Pu(IV) und Np(IV)
unter diesen Randbedingungen.
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Np(V) in alkalischer NaCl-dominierter Lösung mit Spuren an CaCl2 unter
redox-neutralen Bedingungen. Der fünfwertigen Oxidationsstufe von
Actiniden, An(V), wird die höchste Mobilität in wässrigen Systemen im
Vergleich zu den anderen Oxidationsstufen zugeschrieben. Dies lässt sich
durch ein insgesamt geringeres Rückhaltevermögen der An(V)-Spezies
an Mineralphasen (Sorption) sowie eine hohe Löslichkeit der hydroxidi-
schen Festphase AnO2OH(am) erklären. Während die Oxidationsstufe +V
für die Actinide U, Pu und Am von untergeordneter Bedeutung ist, stellt
sie für das Np den wichtigsten chemische Zustand unter oxidierenden
und redox-neutralen Bedingungen über weite pH-Bereiche dar. In aktu-
ellen Arbeiten des KIT-INE konnte gezeigt werden, dass die gut lösliche
Festphase NpO2OH(am) in alkalischer NaCl-Lösung und in alkalischer
CaCl2-Lösung tatsächlich innerhalb weniger Wochen bis Monate spon-
tan in stabilere, kristalline Phasen des Typs NayNpO2(OH)1+y ·xH2O(cr)
bzw. Ca0.5NpO2(OH)2·xH2O(cr) übergeht, was zu einer signiﬁkanten Ver-
ringerung des Np(V)-Löslichkeit bzw. der -Mobilität in den entsprechen-
den Lösungen führt, vgl. (Petrov u. a., 2017) und (Fellhauer u. a., 2016).
Über das Verhalten von Np(V) in gemischten NaCl- und CaCl2-haltigen
alkalischen Lösungen, welche unter meisten geochemischen Randbedin-
gungen relevant sind (vgl. Tabelle 5.1), wurde bisher nicht berichtet. Im
Rahmen der Arbeiten in AP 4.4 wurde daher das Löslichkeitsverhalten von
Np(V) in alkalischen NaCl-dominierten Lösungen (0.1 und 5.0 M NaCl)
mit Spurenkonzentrationen an [CaCl2] = 6·10−4 M systematisch als Funk-
tion des pHm-Wertes (9-13) und der Zeit (Untersuchungszeitraum bis zu
1 Jahr) durch Laborexperimente untersucht. Es konnte gezeigt werden,
dass trotz des deutlichen Überschusses an Natriumionen (die Verhältnis-
se an Natrium- zu Calciumionen in den experimentellen Serien lagen bei
ca. 167:1 bzw. 8330:1) die initial zugegebene Calcium-haltige Np(V)-Fest-
phase, Ca0.5NpO2(OH)2·xH2O(cr), die Löslichkeit von Np(V) kontrolliert.
Zusätzliche Experimente mit initial gelöstem Np(V) bestätigen diese Be-
obachtungen. Es wurde ein (vorläuﬁges) chemisches und thermodynami-
sches Modell zur Beschreibung der Daten abgeleitet. Diese experimentel-
len Löslichkeitskurven (molale Konzentrationsskala) sind in Abbildung
5.13 dargestellt im Vergleich zu Modellrechnungen auf Basis der aktu-
ellen thermodynamischen Datenbank der NEA-TDB (Guillaumont u. a.,
2003) mit NpO2OH(am) als löslichkeitskontrollierender Festphase. Lite-
raturdaten bzw. NEA-TDB-Modellrechnungen für reine NaCl-Lösungen
liegen in manchen pHm-Bereichen mehr als drei Größenordnungen über
den in unserer aktuellen Studie experimentell bestimmten Werten für
NaCl-dominierte Lösungen mit Spuren an CaCl2. Dies lässt sich dadurch
erklären, dass die NEA-TDB bisher keine thermodynamischen Daten für
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Abbildung 5.13: Experimentelle Löslichkeit von fünfwertigem Ca0.5
NpO2(OH)2·xH2O(cr) in 0.1 (offene Symbole) und 5.0
M (geschlossene Symbole) NaCl-Lösung in Gegenwart
von Spuren an CaCl2 (6·10−4 M) unter redox-neutralen
Bedingungen im Vergleich zu Modellrechnungen (0.1
M NaCl: gestrichelte Linie, 5.0 M NaCl: durchgezogene
Linie).
Np in alkalischen Ca-haltigen Lösungen aufweist, und entsprechend nur
die Löslichkeit von binärem NpO2OH(am) simuliert werden kann. Die im
Rahmen von AP 4.4. erzielten Ergebnisse erlauben zusammen mit (Pe-
trov u. a., 2017) und (Fellhauer u. a., 2016) eine deutlich realistischere
Abschätzung von Radionuklidquelltermen für fünfwertige Actinide (Np)
in endlagerrelevanten Lösungen im Vergleich zur NEA-TDB, und unter-
streichen weiterhin die hohe Relevanz bestimmter (Spuren-)Elemente
wie Ca2+ auf die wässrige Chemie von Actiniden.
Pu(VI) Festphasenbildung, Löslichkeit und Hydrolyse in alkalischer NaCl-do-
minierter Lösung unter oxidierenden Bedingungen. Die sechswertige Oxi-
dationsstufe der Actinide, An(VI), wird insbesondere vom Uran in redox-
neutraler und oxidierender wässriger Lösung über den gesamten pH-Be-
reich stabil ausgebildet, während sie für Neptunium und Plutonium nur
in mittel bis stark alkalischen, oxidierenden Systemen relevant sind. Oxi-
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Abbildung 5.14: Experimentelle Löslichkeit von initial sechswertigem
Na2Pu2O7·xH2O(cr) in 0.1 (offene Symbole) und 5.0 M
(geschlossene Symbole) NaCl-Lösung unter oxidieren-
den Bedingungen im Vergleich zu Modellrechnungen
(0.1 M NaCl: gestrichelte Linie, 5.0 M NaCl: durchgezo-
gene Linie).
dierende Redoxbedingungen sind im Kontext der Tiefenlagerung u. a. auf
Grund der großen Menge an reduzierendem Eisen mittel- und langfris-
tig nicht zu erwarten, und sind lediglich für lokal und zeitlich begrenzte
Bereiche unter speziellen Voraussetzungen denkbar (z. B. die oxidative
Freisetzung von Radionukliden aus der Brennstoffmatrix unter radioly-
sierenden Bedingungen oder das Behälterversagen in einer frühen Pha-
se nach Schließung der Tiefenlagers mit noch nicht verbrauchtem Rest-
Sauerstoff).
Im Kontext von Störfallszenarien in Langzeitzwischenlagern an der
Oberﬂäche besitzen oxidierende Bedingungen hingegen große Relevanz.
Während für U(VI), und, mit Abstrichen, auch für Np(VI) gut abgesicher-
te chemische und thermodynamische Modell zur Quantiﬁzierung des
Löslichkeits- und Hydrolyseverhaltens in neutraler bis alkalischer Elek-
trolytlösung zur Verfügung stehen, gibt es für Pu(VI) keine/kaum entspre-
chende Daten. Daher wurde das Verhalten von Pu(VI) in wässriger Lösung
näher untersucht. Der Schwerpunkt lag auf der (erstmaligen) Synthese
der löslichkeitsbestimmenden Pu(VI)-Festphasen in alkalischen NaOH-
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NaCl- und CaCl2-Ca(OH)2-Lösungen, was durch milde hydrothermale
Bedingungen erfolgreich gelang. Es wurde entsprechend eine Natrium-
haltige und eine Calcium-haltige Pu(VI)-Festphase mit den stöchiome-
trischen Formeln Na2Pu2O7·xH2O(cr) und CaPuO4·xH2O(cr) gewonnen.
Umfassende Charakterisierung der beiden Pu(VI)-Festphasen mittels
zahlreicher spektroskopischer und analytischer Methoden wurde erfolg-
reich durchgeführt.
Um erste Erkenntnisse über die thermodynamische Stabilität in Lösung
zu erhalten, wurden weiterhin erste Löslichkeitsuntersuchungen mit in-
itial eingesetztem Na2Pu2O7·xH2O(cr) in alkalischer 0.1 und 5.0 M NaCl-
NaOH-Lösung unter oxidierenden Bedingungen durchgeführt. Letzte-
re wurden durch Zugabe kleiner Mengen an Natriumhypochlorit einge-
stellt. Die gemessenen Löslichkeitsdaten (molale Konzentrationsskala)
sind in Abbildung 5.14 dargestellt im Vergleich zur modellierten Pu(VI)-
Löslichkeitskurve für dieselben Lösungssysteme auf Basis der Daten der
NEA-TDB mit PuO2(OH)2·H2O(cr) als löslichkeitskontrollierender Fest-
phase (Guillaumont u. a., 2003). Die experimentell beobachtete Pu(VI)-
Löslichkeit für die Natrium-haltige Pu(VI)-Festphase liegt signiﬁkant
unterhalb des simulierten NEA-TDB-Modells, was die höhere Stabilität
und Relevanz der neuen Natrium-haltigen Pu(VI)-Festphase in stark al-
kalischer NaCl-Lösung im Vergleich zum bekannten PuO2(OH)2·H2O(cr)
unterstreicht. Mittels parallel dazu durchgeführter Vis / NIR-spektro-
skopischer Untersuchungen konnte weiterhin nähere Informationen zur
dominierenden Pu(VI)-Lösungsspezies in stark alkalischer Lösung mit
pHm > 11 erzielt werden. Die Ableitung eines thermodynamischen Mo-
dells zur Löslichkeit von Pu(VI) in alkalischer NaCl-Lösung sowie analoge
Experimente mit der Calcium-haltigen Pu(VI)-Festphase sind geplant.
Die Ergebnisse dieser sehr aufwendigen experimentellen Studien lie-
fern erstmalig qualitativ hochwertige Löslichkeitsdaten für die Actinide
Pu und Np für die betrachteten geochemischen Randbedingungen, und
decken relevante Bandbreiten an geochemischen Parametern (pHm, Salz-
konzentration etc.) umfassend ab. Die auf Basis dieser Daten abgeleite-
ten chemischen Modelle sowie die entsprechenden thermodynamischen
Konstanten und Parameter ermöglichen ein wesentlich verbessertes geo-
chemisches Prozessverständnis von Actiniden unter endlagerrelevanten
Bedingungen im Vergleich zum früheren Kenntnisstand. Insbesondere er-
lauben die Resultate erstmalig sehr verlässliche Einschätzungen des lös-
lichkeitserhöhenden Effektes von gelöstem Carbonat auf Plutonium un-
ter reduzierenden Bedingungen, sowie der Löslichkeit von Plutonium un-
ter oxidierenden Bedingungen. Hierdurch werden einige wichtige Kennt-
nisstands- und Datenbasislücken erfolgreich geschlossen, was Ungenau-
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igkeiten bei der Radionuklid-Quelltermabschätzungen sowie -Transport-
modellierungen verringert. Die gewonnenen Erkenntnisse sind von all-
gemeiner Gültigkeit und Relevanz im Kontext eines geochemisch basier-
ten Langzeitsicherheitsnachweises und nicht auf die generischen ENT-
RIA-Konzepte beschränkt.
5.4.5 Einﬂuss der Radionuklidspeziation auf Transferfaktoren
Im Arbeitspaket „Einﬂuss der Radionuklidspeziation auf Transferfakto-
ren“ wurden neue Erkenntnisse zur Pﬂanzenverfügbarkeit und -aufnah-
me von Radionukliden gewonnen. Diese Erkenntnisse könnten künftig
beispielsweise im Rahmen eines quantitativen Vergleichs der Risiken, die
mit den drei bei ENTRIA untersuchten Entsorgungsoptionen einher ge-
hen, genutzt werden.
Ausgangslage
Selbst geringe Radionuklidkonzentrationen im Boden bzw. in der Pﬂanze
können letztlich bei der Abschätzung der Ingestionsdosis über die Nah-
rungskette einen nicht zu vernachlässigenden Einﬂuss haben. Die Kennt-
nis und Erforschung der Aufnahmeeinﬂüsse und -mechanismen von Ra-
dionukliden in Pﬂanzen ist daher von großer Bedeutung. Die Pﬂanzenver-
fügbarkeit und -aufnahme von Radionukliden ist von diversen Faktoren
abhängig. Das Verständnis der chemischen und physikalischen Prozesse
während der Aufnahme gelöster Radionuklidspezies aus dem Bodenwas-
ser dient als Grundlage für den Eintrag in die verschiedenen Pﬂanzen-
teile und letztlich für die Abschätzung der Ingestionsdosis nach Verzehr
der Pﬂanzen. Moderne Messmethoden ermöglichen Konzentrations- und
Speziationsbestimmungen im Spurenkonzentrationsbereich (Graser u. a.,
2015) von bis zu 10−12 mol L−1. Der Transferfaktor (TF), der die Aufnah-
me von Radionukliden vom Boden in eine Pﬂanze beschreibt, ist keine
universelle Konstante, sondern variiert zum Teil sehr stark über mehre-
re Größenordnungen. Für Plutonium liegt er zwischen 10−3 und 10−10
(International Atomic Energy Agency, 2009). Grund hierfür sind diverse
Faktoren, die den TF beeinﬂussen, wie z. B. die Beschaffenheit des Bo-
dens, der Mineralstoffgehalt, die Düngung, das Vorkommen von Mikroor-
ganismen, die jeweilige Pﬂanzenart, etc. Eine bisher oft vernachlässigte
Komponente ist der Einﬂuss der chemischen Speziation der Radionuklide
selbst, insbesondere Oxidationszustand, chemische Verbindung, Bildung
von Komplexen, z. B. mit organischen Liganden etc.
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Untersuchungsschwerpunkte
Im Rahmen dieses Arbeitspakets wurde die Radionuklidaufnahme von
Erbsen- (Pisum sativum), Paprika- (Capsicum annuum) und Kartoffelpﬂan-
zen (Solanum tuberosum) bei geringen Radionuklidkonzentrationen von
10−5 bis 10−7 mol L−1 für Uran (U) und von 10−7 bis 10−9 mol L−1 für
Plutonium (Pu) in ﬂüssigem Nährmedium untersucht. Einige Pu-Nährlö-
sungen wurden zusätzlich mit dem organischen Komplexbildner EDTA in
Konzentrationen von 10−4 und 10−3 mol L−1 versetzt, um den Einﬂuss
auf die Löslichkeit des Pu und die Pﬂanzenaufnahme zu untersuchen.
In den jeweiligen Nährlösungen wurden in regelmäßigen Abständen
der pH-Wert, das Redoxpotential und die gelöste Radionuklidkonzentra-
tion bestimmt. Die Speziationsanalyse erfolgte mithilfe verschiedener
spektroskopischer Messmethoden (TRLFS, UV-Vis-Spektroskopie, CE-
ICP-MS) sowie thermodynamischer Modellierungen auf Basis der chemi-
schen Gleichgewichtskonstanten mit dem Speziationsprogramm PHREE-
QC (Parkhurst u. Appelo, 1999). Am Ende der Versuchsreihen wurde
die Radionuklidkonzentration in verschiedenen Pﬂanzenteilen (Wurzeln,
Stängel / Blätter, Früchte) ermittelt. Darüber hinaus wurden Parameter
für oxidative Stressreaktionen untersucht, die von der Pﬂanze als Reak-
tion auf bzw. als Abwehrmechanismen gegenüber Schwermetalltoxizität
beeinﬂusst werden (Chlorophyllgehalt der Blätter, reaktive Sauerstoff-
verbindungen u. a.). Die Ergebnisse der Speziationsbestimmung und der
Pu-Kon zen tra tion in den Pﬂanzenteilen dienten als Grundlage für die
Ermittlung der Korrelation zwischen Pu-Speziation und Pu-Aufnahme in
die Pﬂanzen. Zusätzlich wurde aus dem Pu-Eintrag in die Pﬂanzen eine
Dosisabschätzung für den Ingestionspfad modelliert.
Ergebnisse
Dieser Beitrag zum Verständnis der Wechselwirkung zwischen Pﬂanzen
und der Verfügbarkeit von Radionukliden zeigt Wege für intensivere Un-
tersuchungen der komplexen Aufnahme- und Akkumulationsprozesse
von Radionukliden in Pﬂanzen auf, die eine realistische Dosisexpositi-
onsmodellierung erlauben. Die Untersuchungen zu der Aufnahme von
Actiniden in Pﬂanzen zeigten für Uran- und Plutoniumkonzentrationen
zwischen 10−7 und 10−9 mol L−1, dass die effektiv gelöste Konzentration
bereits in den ersten Tagen nach der Radionuklidzugabe in die Nährlö-
sung aufgrund von Präzipitation stark abnahm (60 % bis 80 %). Die Beob-
achtung, dass besonders in den Wurzelproben hohe Werte der jeweiligen
Radionuklide gemessen wurden (10 % bis 50 % der zugefügten Gesamt-
menge), legt nahe, dass diese entweder an der äußeren Wurzeloberﬂäche
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adsorbieren oder in den Apoplasten (interzellulärer Raum) gelangen und
sich dort mit Komponenten der Zellwand immobil verbinden. Der Trans-
port in weitere Pﬂanzenteile (Stängel, Blätter, Früchte) war vergleichs-
weise gering (< 0,4 %). Für die Kartoffelknollen lag der Transferfaktor je
nach Pu-Anfangskonzentration zwischen 0,03 und 0,80 (Bq g−1/Bq L−1).
Die Zugabe des Komplexbildners EDTA (10−4 mol L−1) in die Nährlösung
förderte die Löslichkeit und den Eintrag von Pu in die Stängel / Blätter
(+ 155 %) sowie in die essbaren Kartoffelknollen der Kartoffelpﬂanzen (+
58 %).
Während nach den Speziationsberechnungen in den Lösungen mit Pu-
Konzentrationen von 10−7 mol L−1 Plutonium in gelöster Form haupt-
sächlich als Pu(IV)--Hydroxidkomplexe vorlag (Pu(OH)+3 , Pu(OH)4(aq)),
wiesen die Lösungen mit einer hundertfach geringeren Pu-Konzentration
(10−9 mol L−1) einen hohen Anteil des stabilen und mobilen Pu(V)-Kom-
plexes PuO+2 auf (bis zu 25 % bei pH 7,0). Durch EDTA-Zugabe (10−4 mol
L−1) bildete der gesamte Pu-Gehalt Pu(IV)-EDTA-Komplexe. Trotz des ge-
ringen gelösten Gehalts und des Störeinﬂusses diverser anderer Ionen in
der Nährlösung konnte in versuchsbegleitenden, direkten Messungen die
Pu-Speziationen mittels CE-ICP-MS für einige Proben durchgeführt wer-
den.
Die Ergebnisse zeigen zum einen, dass bei geringen Radionuklidkon-
zentrationen der Einﬂuss der von den Pﬂanzen ausgeschiedenen Substan-
zen eine wichtige Rolle bei der Verfügbarkeit der Radionuklide spielt. Zum
anderen wird deutlich, dass Plutonium selbst in geringen Konzentratio-
nen im für die Ingestionsdosis nicht zu unterschätzenden Maße von den
Pﬂanzenwurzeln aufgenommen und in verschiedenen Pﬂanzen teilen ak-
kumuliert wird.
5.4.6 Langzeitsicherheit von Tiefenlagern
Im Arbeitspaket „Langzeitsicherheit von Tiefenlagern“ wurde ein Soft-
ware-Werkzeug zur Bewertung der Langzeitsicherheit von Tiefenlagern
entwickelt. Dieses Software-Werkzeug kann auch zur vergleichenden Be-
trachtung und Bewertung von Tiefenlageroptionen für radioaktive Abfäl-
le im Hinblick auf den Schutz vor radio- und chemotoxischen Stoffen und
vor ionisierender Strahlung über lange Zeiträume eingesetzt werden. Es
bietet potentiell Unterstützung bei der vergleichenden Risikobewertung
von Entsorgungsoptionen, vor allem aber bei Ausbildung und Kommuni-
kation im Bereich der Langzeitsicherheit.
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Ausgangslage
Gegenwärtig existieren verschiedene Software-Produkte, die zur deter-
ministischen und probabilistischen Simulation sicherheitsrelevanter Pro-
zesse und zur radiologischen Konsequenzenanalyse in einem Tiefenlager-
system verwendet werden können. Darunter sind sowohl kommerzielle
Produkte wie z. B. AMBER (Quintessa, 2011), als auch von Endlager-
Vorhabenträgern, Genehmigungsbehörden bzw. deren Gutachtern und
Forschungsorganisationen entwickelte spezialisierte nicht kommerzielle
Werkzeuge, wie z. B. die französische ALLIANCES-Software (Montarnal
u. a., 2005) oder der Code EMOS (Buhmann, 1999).
Diese Produkte stoßen entweder an Grenzen hinsichtlich der Komplexi-
tät des Modellierungsumfangs (insbesondere die kommerzielle Software),
oder sie haben Nachteile in der Flexibilität der Anwendung von externen
Simulationskernen.
Untersuchungsschwerpunkte
Die Entwicklung der Softwareplattform „Repository Simulation, Uncer-
tainty Propagation and Sensitivity Analysis“ (ReSUS) schafft komplemen-
tär zu diesen bereits existierenden und sich in der Weiterentwicklung be-
ﬁndlichen Programmen zur Bewertung der Langzeitsicherheit ein wichti-
ges Werkzeug, das auch in der Aus- und Weiterbildung eingesetzt wer-
den und die Kommunikation mit der Öffentlichkeit unterstützen kann.
Methoden zum Datenmanagement, zur Visualisierung und zur Unsicher-
heits- und Sensitivitätsanalyse bieten einen Mehrwert gegenüber den bis-
her verwendeten einzelnen THMC-Codes. Ein weiterer Mehrwert ergibt
sich aus der Gestaltung des Workﬂows und aus der Nutzeroberﬂäche, die
eine niedrige Einstiegsschwelle schaffen und damit auch einen Einsatz in
Lehre, Aus- und Weiterbildung ermöglichen.
ReSUS sollte in der Lage sein, Simulationskerne für Teilprobleme ei-
nes Tiefenlagersystems miteinander zu verketten und Unsicherheits- und
Sensitivitätsanalysen auf diesen Simulationsketten durchzuführen. Für
den weiteren Verlauf dieses Kapitels werden solche Simulationsketten als
ReSUS-Modelle bezeichnet. Eine genauere Deﬁnition eines ReSUS-Mo-
dells und der darauf geltenden Einschränkungen folgt im entsprechenden
Abschnitt.
Software-Werkzeuge zur numerischen Simulation von thermischen,
hydraulischen, mechanischen oder (geo-)chemischen Prozessen werden
seit vielen Jahren entwickelt. Es wurde daher bewusst entschieden, ReSUS
als Werkzeug von der konkreten Simulation solcher Prozesse zu abstra-
hieren und existierende Simulationswerkzeuge als Simulationskerne für
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die Unsicherheits- und Sensitivitätsanalyse nutzbar zu machen. Um sol-
che Analysen zu ermöglichen, ohne die existierenden Simulationskerne
zu modiﬁzieren (die oftmals nur als Binärdatei vorliegen), ist es erforder-
lich ReSUS-Modelle wiederholt zu simulieren. Auf diesem Weg können
für jede Simulation pseudo-zufällige, gegebenen Verteilungsfunktionen
genügende Eingabedaten verwendet und die jeweils berechneten Simula-
tionsergebnisse gespeichert werden.
Als Werkzeug der Forschung dient ReSUS nicht nur der Simulation von
numerischen Modellen, sondern darüber hinaus stellt es auch Hilfsmit-
tel bereit, um Unsicherheits- und Sensitivitätsanalysen durchzuführen.
Hierfür sollte eine eigenständige Komponente entwickelt werden, die die
Ergebnisse einer Simulation in ﬂexibel konﬁgurierbaren Diagrammen
(Streudiagrammen, Liniendiagrammen und Histogrammen) visualisiert
und unterschiedliche Sensitivitätsmaße berechnet. Da die Forschung an
theoretischen Grundlagen der Sensitivitätsanalyse während des Projekts
fortgesetzt werden sollte, musste dieses Werkzeug hinreichend ﬂexibel
gehalten werden, um die Integration neuer Sensitivitätsmaße oder gra-
phischer Darstellungen zu ermöglichen.
Als Werkzeug der Lehre musste ReSUS geeignet sein, um in Lehrveran-
staltungen eingesetzt werden zu können. Daraus ergaben sich insbeson-
dere Anforderungen an die Bedienbarkeit der graﬁschen Benutzeroberﬂä-
che, sowie an die Robustheit in Bezug auf Fehler in der Erstellung oder
Konﬁguration von ReSUS-Modellen. Darüber hinaus erforderte dies die
Erstellung geeigneter Dokumentation in Form eines Benutzerhandbuchs
und geeigneter Lehrmaterialien.
Unabhängig davon, ob ein Werkzeug nur in Forschung und Lehre oder
auch zur Führung von Langzeitsicherheitsnachweisen eingesetzt wird, er-
geben sich im Umfeld der Endlagerung von radioaktiven Reststoffen hohe
Qualitätsanforderungen an die erstellte Software. Die ReSUS-Software-
entwicklung erfolgte daher unter Verwendung von Subversion (Apache
Software Foundation, 2018) zur Versionierung des Quellcodes. Änderun-
gen und Weiterentwicklungen wurden in der Softwareentwicklungsum-
gebung Redmine geplant und umgesetzt. Zur aktiven Qualitätssicherung
wurden Unit-Tests durchgeführt, wobei eine Zweigabdeckung von >95 %
angestrebt wurde. Die Architektur, Werkzeuge und Entwicklungsmuster
wurden in einem Entwicklerleitfaden zusammengefasst, der als lebendes
Dokument kontinuierlich gepﬂegt wird. Zusätzlich zum Entwicklerleitfa-
den bietet das Benutzerhandbuch zu ReSUS eine Schnellstartanleitung
und eine Referenz für Endanwender.
Die ReSUS-Entwicklung umfasste zwei Promotionsvorhaben (Li, 2015;
Ghofrani, 2016) und weitere daran anknüpfende Arbeiten sowie theore-
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tische Untersuchungen hinsichtlich der Grundlagen für die probabilisti-
sche Sensitivitätsanalyse. Die Plattform wurde im Vertikalprojekt 5 einge-
setzt (Abschnitt 5.5.2). Im Rahmen studentischer Projekt- und Abschluss-
arbeiten werden Studierende an Modellierungstätigkeiten herangeführt
(Habibi, 2016; Bojanowski, 2017; Ren, 2017; Wagner u. Wilhelm, 2018).
Methodik und Software-Architektur
Bei ReSUS handelt es sich um ein Scientiﬁc Workﬂow Management Sys-
tem (Ghofrani, 2016). Solche Systeme haben gemein, dass eine Reihe von
Berechnungen oder Datenmanipulationen hintereinander ausgeführt
werden, um so einen komplexen Sachverhalt in mehreren Schritten zu
bearbeiten. Dadurch bieten Scientiﬁc Workﬂow Management Systeme
Wissenschaftlern eine Möglichkeit an komplexen Systemen gemeinsam
zu arbeiten. Im Unterschied zu vielen etablierten Systemen, die auch ma-
nuelle Schritte zulassen, erlaubt ReSUS nur die Verwendung von Simulati-
onskernen, die automatisch aufgerufen werden können. Diese Einschrän-
kung ist sinnvoll, da bei einer hohen Anzahl an Simulationsausführungen
manuelle Schritte die Ausführung erheblich verlangsamen. Darüber hin-
aus würde die Ausführung auf Systemen, die keine Nutzerinteraktion
erlauben, unmöglich.
ReSUS wurde modular aufgebaut. Die wesentlichen Komponenten und
Werkzeuge werden im Folgenden kurz aufgeführt und in den folgenden
Abschnitten im Detail erläutert. ReSUS besteht aus
• einer Deﬁnition für ReSUS-Modelle. Diese legt die allgemeine Struk-
tur, zulässige Modellierungselemente und Verbindungen sowie Ein-
schränkungen fest. Darüber hinaus werden Konﬁgurationsinforma-
tionen, wie zum Beispiel Pfade zu Simulationskernen oder Eingabe-
daten, gespeichert.
• dem ReSUS Model Designer, einem graphischen Entwicklungswerk-
zeug zur Erstellung und Konﬁguration von ReSUS-Modellen. Dieses
Werkzeug wurde als Plug-In für Eclipse (Eclipse Foundation, 2018)
in der Programmiersprache Java entwickelt. Über seine Funktiona-
lität zur Bearbeitung von ReSUS-Modellen hinaus dient es auch als
zentrales Element von ReSUS der Ausführung von weiteren Kompo-
nenten, wie zum Beispiel ReSUS Core oder dem Chart Tool.
• dem Sample Generator, einer Komponente zur Erzeugung der Ein-
gangswerte.
• ReSUS Core, dem Simulator für ReSUS-Modelle.
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• dem Analysewerkzeug zur Visualisierung und Auswertung der Simu-
lationsergebnisse, Chart Tool.
• dem Werkzeug zur Konvertierung von Simulationsergebnissen in
ein Tabellenformat, Export Tool. So lassen sich zum Beispiel Micro-
soft Excel-Dateien zur weiteren Verarbeitung in externen Program-
men anlegen.
Die wissenschaftliche Arbeit mit ReSUS-Modellen unterteilt sich in drei
Phasen. In der ersten, der Designphase, wird das ReSUS-Modell gestaltet
oder angepasst. Die Simulationskerne werden konﬁguriert und die Einga-
bedaten werden zum Beispiel mit Hilfe des Sample Generators entspre-
chend der vorgegebenen Verteilungen generiert. Input Provider werden
konﬁguriert, um diese Eingabedaten zu verwenden oder Werte aus voran-
gegangenen Result Convertern zu laden. In der zweiten Phase, der Simu-
lationsphase, wird das ReSUS-Modell durch ReSUS Core simuliert. Für je-
den Satz an Belegungen für die Eingabedaten (eine Realisierung) werden
die Simulationskerne aufgerufen, ihre Ergebnisse extrahiert und gespei-
chert. Im letzten Schritt, der Auswertungsphase, werden die berechneten
Simulationsergebnisse sowie die zugehörigen Eingabedaten entweder im
Chart Tool ausgewertet, oder mit Hilfe des Export Tools exportiert, um
weiterverarbeitet zu werden.
Aus einer Untersuchung zu Beginn des Projektes ging hervor, dass eine
Vielzahl von Simulationskernen seine Konﬁguration und Eingabedaten
aus mehr oder weniger menschen-lesbaren Textdateien laden kann. Un-
abhängig von der verwendeten Kodierung ist ein Zugriff auf Textdateien,
sowohl lesend als auch schreibend vergleichsweise einfach umzusetzen.
Es wurde daher beschlossen die Modiﬁkation von Textdateien als Schnitt-
stelle für die Eingangsdaten zwischen ReSUS Core, dem Simulator von Re-
SUS, und den existierenden Simulationskernen, wie zum Beispiel PHAST
zu verwenden.
ReSUS-Modelle bestehen aus ReSUS-Modellelementen und Verbin-
dungen. ReSUS-Modellelemente besitzen zwei Arten von Konnektoren:
Eingänge und Ausgänge. Verbindungen verbinden jeweils zwei ReSUS-
Modellelemente an deren Konnektoren miteinander, genau einen Ein-
gangs-Konnektor mit genau einem Ausgangs-Konnektor. ReSUS-Model-
le sind somit gerichtete Graphen, bei denen die Kanten durch die (von
Ausgangs-Konnektor zu Eingangs-Konnektor) gerichteten Verbindungen
und die Knoten durch ReSUS-Modellelemente gegeben sind. Als weitere
Einschränkung sind ReSUS-Modelle per Deﬁnition azyklisch, es erfolgt
also keine iterative Kopplung verschiedener Kerne.
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Zur Erzeugung der Eingabedaten dient der ReSUS Sample Generator.
Diese Generierung ﬁndet in zwei Schritten statt: Im ersten Schritt, der
Konﬁguration, werden alle Größen, die Teil der probabilistischen Un-
tersuchung sein sollen, konﬁguriert. Im zweiten Schritt, der Erzeugung,
wird die Anzahl an Realisierungen festgelegt und für jede Realisierung
ein Wert für jede Eingangsgröße erzeugt.
Das ReSUS Chart Tool ist ein Werkzeug zur Durchführung von Unsicher-
heits- und Sensitivitätsanalysen. Zur graﬁschen Analyse ermöglicht das
Chart Tool die Erzeugung von Liniendiagrammen, Histogrammen und
Streudiagrammen. Für Liniendiagramme wird für nicht-stationäre Pro-
bleme auf der Ordinate in der Regel die Zeit gewählt, auf der Abszisse
kann eine beliebige interessierende Größe ausgewählt werden. Das Chart
Tool ist der Ausgangspunkt für Erweiterungen von ReSUS in Bezug auf
die Sensitivitätsanalyse, speziell im Bereich der Visualisierung.
Zusätzlich zur Softwareentwicklung wurden auch die theoretischen
Grundlagen für die probabilistische Sensitivitätsanalyse vorangetrieben.
Mit solchen Analysen lässt sich quantitativ bestimmen, ob (und wie) sich
die Unsicherheiten in den Eingangsdaten eines Simulationsmodells auf
die Ergebnisse auswirken. Ausgestattet mit diesem Wissen, das einen Ein-
blick in die internen Vorgänge des Simulationsmodells liefert, kann der
Analyst sein Modellverständnis überprüfen und der Entscheidungsträger
die Richtung zusätzlichen Forschungsbedarf bestimmen, sei es in Form
einer detaillierten Abbildung physikalischer Prozesse im Modell oder in
Form von gehobenen Ansprüchen an die Qualität der Eingangsdaten.
Besonders bei risikobasierten Metriken, die sich über mehrere Größen-
ordnungen erstrecken, zeigt sich, dass die traditionell genutzte Korrela-
tion zwischen Eingangs- und Ergebnisdaten, die man als Steigung einer
Regressionsgeraden durch die dazugehörige Punktewolke erhält, nur ein-
geschränkte Aussagekraft besitzt. Varianzbasierte Sensitivitätsmaße, die
auf nicht-lineare Regressionskurven zurückgreifen, bieten hier Alterna-
tiven. Hier wurden Verfahren um die Nutzung von Quasi-Zufallszahlen
(wie die in ReSUS implementierte Sobol-Sequenz) erweitert, diese bieten
verbesserte Konvergenzeigenschaften, da sie den Parameterraum nicht
zufällig, sondern regelmäßig mit Werten füllen (Plischke u. a., 2017).
Eine Möglichkeit, Sensitivitätsmaße allgemein zu deﬁnieren, besteht
darin, den erwarteten Zugewinn an Information zu messen, wenn man er-
fährt, dass ein Eingangsparameter einen bestimmten Wert erhält. Diese
Information lässt sich z. B. an der Änderung der Lage- und Gestaltparame-
ter der Ergebnisverteilung ablesen. Betrachtet man den bedingten Mittel-
wert als Maß, so erhält man den varianzbasierten Haupteffekt. Nutzt man
dagegen momentenunabhängige Maße, die die Gesamtverteilung der Er-
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gebnisgröße bevor und nachdem man den entsprechenden Eingangspa-
rameterwert erfahren hat miteinander vergleichen, so hat man Maße, die
man als Abstand zur Unabhängigkeit interpretieren kann. Für diese theo-
retischen Überlegungen wurden transformationsinvariante Maße (Borgo-
novo u. a., 2014) und ihre Einbettung in einen Copula-Kontext untersucht
(Plischke u. Borgonovo, 2015). Weiterhin erfolgte eine Interpretation als
geeigneter Score-Funktionen in der Informationswerttheorie (Value-Of-
Information) (Borgonovo u. a., 2016). Eine Gesamtschau der Methoden
ﬁndet sich in (Borgonovo u. Plischke, 2016).
Ohne geeignete Berechnungsverfahren sind diese theoretischen Über-
legungen wenig praktikabel. So lag ein Fokus auf der Entwicklung geeig-
neter Schätzverfahren, mit denen sich Sensitivitätsmaße aus gegebenen
Datensätzen extrahieren lassen. Die Anwendung gestaltet sich dann ana-
log zu einer Korrelationsanalyse, nur dass eventuell größere Datensätze
mit mehr Realisierungen benötigt werden, um einen gewünschten Grad
der Genauigkeit der Schätzungen zu erreichen.
Ergebnisse
Die Entwicklung von ReSUS schafft komplementär zu den bereits existie-
renden Programmen zur Bewertung der Langzeitsicherheit ein Werkzeug,
das auch in der Aus- und Weiterbildung eingesetzt werden und die Kom-
munikation mit der Öffentlichkeit unterstützen kann. Methoden zum Da-
tenmanagement, zur Visualisierung und zur Unsicherheits- und Sensiti-
vitätsanalyse bieten einen Mehrwert gegenüber den bisher verwendeten
einzelnen THMC-Codes. Ein weiterer Mehrwert ergibt sich aus der Gestal-
tung des Workﬂows und aus der Nutzeroberﬂäche, die eine niedrige Ein-
stiegsschwelle schaffen und damit auch einen Einsatz in Lehre, Aus- und
Weiterbildung ermöglichen.
Für die Schätzung von Sensitivitätsmaßen wurde ein gemeinsamer
Überbau entwickelt (Borgonovo u. a., 2016) und ein Vergleich unter-
schiedlicher Sensitivitätsverfahren zur Modellierung eines Wasserein-
zugsgebiets durchgeführt (Borgonovo u. a., 2017).
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5.5 Vertikalprojekt 5 - Endlagerung in tiefe
geologische Formationen ohne Vorkehrungen
zur Rückholbarkeit
Das Vertikalprojekt befasste sich komplementär zur bereits vom Bund
geförderten Endlagerforschung mit ausgewählten Aspekten der Entsor-
gungsoption Endlagerung in tiefen geologischen Formationen ohne Vor-
kehrungen zur Rückholbarkeit („wartungsfreie Tiefenlagerung“). Folgen-
de übergeordnete Zielsetzungen werden verfolgt:
• Für die mit der Formulierung von Bewertungsgrundlagen befassten
Transversalprojekte wurden Informationen zu den konzeptionellen
Grundlagen der Option sowie zu ausgewählten Aspekten der Sicher-
heit in der Etappe nach Verschluss des Endlagerbergwerks (Lang-
zeitsicherheit) bereitgestellt.
• Die Entwicklung hinsichtlich des Verständnisses und der nume-
rischen Modellierung sicherheitsrelevanter thermischer, hydrauli-
scher, chemischer und mechanischer Prozesse (einschließlich Zwei-
phasenströmung, „TH2MC“) wird vorangetrieben.
Folgende Arbeiten wurden durchgeführt:
• Die naturwissenschaftlich-technischen Grundlagen und die konzep-
tionellen Aspekte der Option wurden in einer Form beschrieben, die
als Arbeits- und Diskussionsgrundlage sowohl für Spezialisten als
auch für Vertreter nicht-technischer Disziplinen geeignet ist (Unter-
auftrag Öko-Institut Darmstadt): In einem ENTRIA-Arbeitsbericht
(Schmidt u. Kallenbach-Herbert, 2017) wurde damit ein Beitrag zu
einer Gesamtschau der drei in ENTRIA zu behandelnden Optionen
geleistet. Der Bericht soll zur interdisziplinären Verständigung über
diese Optionen beitragen und umfasst die Aspekte
– Sicherheitsphilosophie und die Aufgabenstellung bei der End-
lagerung,
– Beschreibung des Endlagersystems und der im Endlager ablau-
fenden Tätigkeiten,
– Safety Case und Langzeitsicherheitsanalyse,
– Proliferationsüberwachung,
– wesentliche Unterschiede zwischen der Option ohne und mit
Vorkehrungen zur Rückholbarkeit.
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• Es erfolgte eine numerische Analyse ﬂuiddynamisch relevanter Pro-
zesse für Endlager in Tonstein- und in Steinsalzformationen, die Re-
levanz dieser Prozesse (einschließlich Gasbildung) für die Barrieren-
integrität wurde untersucht. Es wurden Laborarbeiten zur Stützung
des Prozessverständnisses und zur Weiterentwicklung von Stoffge-
setzen durchgeführt (AP 5.1 und 5.2 sowie AP 6.7mod, LfDG).
• Auf der Basis der in den Arbeitspaketen 5.1 und 5.2 berechneten
Fluidströme wurde das Migrationsverhalten von Radionukliden mo-
delliert (AP 5.3, IELF-ES).
• Es erfolgten Labor- und Modellierungsarbeiten zu hydrogeochemi-
schen Prozessen im Wirtsgestein Steinsalz und im Deckgebirge (AP
5.3, IELF-MGS).
Die Ergebnisse zu sicherheitsrelevanten Prozessen wurden dem TP 4 zur
Unterstützung der Entwicklung von Bewertungsgrundlagen für eine ver-
gleichende Risikobewertung zur Verfügung gestellt. Das Projekt leistete
damit einen Beitrag zu den interdisziplinär vernetzenden Themenkreisen
„Performance und radiologische Konsequenz“ sowie „Sicherheits- und Ri-
sikowahrnehmung“.
5.5.1 Arbeitspakete 5.1 und 5.2 (LfDG): Globalmodelle,
Funktionalmodelle, Lokalmodelle – Werkzeuge bei der
Analyse des langfristigen Verhaltens von verschlossenen
Endlagersystemen im Salinar- bzw. Tonsteingebirge
Im Rahmen der in den Arbeitspaketen 5.1 und 5.2 durchgeführten Arbei-
ten sind neben geomechanischen verstärkt ﬂuiddynamische Prozesse un-
tersucht worden, die einerseits während der Betriebsphase und anderer-
seits während der Nachbetriebsphase innerhalb von Endlagerbergwerken
sowie in der umgebenden Wirtsgesteinsformation zu erwarten sind, und
zwar für die beiden Wirtsgesteinsformationen Salinargebirge und Ton-
steingebirge.
Im Hinblick auf die Langzeitsicherheitsanalyse für ein Endlagersys-
tem in einer tiefen geologischen Gebirgsformation ist das großräumige
Systemverhalten mit den zentralen Kompartimenten Endlagerbergwerk,
Nahfeld, Fernfeld und Biosphäre für einen Zeitraum von einer Million Jah-
ren rechnerisch zu simulieren. Dabei müssen die relevanten im Endlager-
system ablaufenden physikalischen Prozesse insbesondere im Hinblick
auf mechanische, hydraulische und thermische Vorgänge sowie deren
räumlich-zeitliche Wechselwirkung angemessen berücksichtigt werden.
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Physikalische Modellierung und numerische Simulation der im Salinar-
und Tonsteingebirge relevanten Prozesse setzen einerseits ein tiefge-
hendes Prozessverständnis, andererseits aber auch leistungsfähige sowie
prozessbezogen validierte Simulatoren voraus. Ein derartiger Simulator
ist der im Rahmen des Forschungsprojektes „Kopplung der Softwarecodes
FLAC3D und TOUGH2 in Verbindung mit in-situ, laborativen und nume-
rischen Untersuchungen zum thermisch-hydraulisch-mechanisch gekop-
pelten Verhalten von Tongestein unter Endlagerbedingungen“ (Lux u. a.,
2015) am Lehrstuhl für Deponietechnik und Geomechanik der TU Claus-
thal entwickelte FTK-Simulator. Zentrale Komponente ist eine Schnitt-
stelle zur Kommunikation der beiden Simulatoren FLAC3D (ITASCA Con-
sulting Group, 2013) und TOUGH2 (Pruess u. a., 1999) (FTK steht für
„FLAC-TOUGH-Kopplung“). Der FTK-Simulator kann gleichermaßen her-
angezogen werden
• zur Verbesserung des Prozessverständnisses zu den in einem End-
lagerbergwerk sowie im umgebenden Wirtsgestein ablaufenden
TH2M-gekoppelten physikalischen Prozessen und
• zur Verbesserung des Systemverständnisses zum langfristigen Ver-
halten eines Endlagersystems im Salinargebirge bzw. im Tonstein-
gebirge unter Berücksichtigung der ablaufenden insbesondere ﬂuid-
dynamischen Prozesse, die sich in verschiedenen Teilbereichen des
Endlagersystems aus den ablaufenden TH2M-gekoppelten physika-
lischen Prozessen ergeben und die in diesen Teilbereichen in ihrer
zeitlichen Entwicklung auch beeinﬂusst werden durch in anderen
Endlagersystembereichen ablaufende Prozesse.
Zur Verbesserung des Systemverständnisses im Hinblick auf die Langzeit-
entwicklung eines tiefengeologischen Endlagersystems ist als Grundlage
für die mit dem FTK-Simulator durchgeführten rechnerischen Simulatio-
nen ein generisches Endlagersystem bestehend aus dem Endlagerberg-
werk und der umgebenden Wirtsgesteinsformation deﬁniert worden, das
dann in ein geeignetes Berechnungsmodell überführt worden ist (vgl. Ab-
schnitt 3.2.1). Das Berechnungsmodell ist in einer Gesamtansicht in Ab-
bildung 5.15 sowie in einer auf den Einlagerungsbereich fokussierten De-
tailansicht in Abbildung 5.16 dargestellt. Der Typus dieses räumlich weit
ausgedehnten Berechnungsmodells wird im Folgenden als Globalmodell
bezeichnet. Diese Globalmodelle können auch als Weiterentwicklung der
so genannten Kompartimentmodelle gesehen werden, die bislang Grund-
lage für die Analyse der Radionuklidfreisetzung sind.
Das im Globalmodell abgebildete generische Endlagersystem umfasst
entsprechend Abbildung 5.15 bzw. 5.16 im Detail das Bergwerk mit meh-
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Abbildung 5.15: Gesamtansicht des Globalmodells für ein generisches
Endlagersystem im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge.
Abbildung 5.16: Detailansicht des Einlagerungsbereichs im Globalmodell
für ein generisches Endlagersystem im Salinar- bzw. im
Tonsteingebirge.
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reren Einlagerungskammern einschließlich der eingelagerten Abfallbe-
hälter, mit Infrastrukturstrecken und Tagesschächten, mit Kammer-,
Strecken- und Schachtverschlussbauwerken und schließlich mit dem Ver-
satzmaterial sowie die umgebende Wirtsgesteins- bzw. Barrierenforma-
tion (im Sicherheitskonzept ggf. als einschlusswirksamer Gebirgsbereich
vorgesehen) und damit die wesentlichen Komponenten des Nahfeldes
eines Endlagersystems.
Mit Blick auf den mit den umfangreichen und komplexen Simulatio-
nen verbundenen Berechnungsaufwand ist die räumliche Ausdehnung
des Globalmodells auf ein als angemessen repräsentativ erachtetes Maß
begrenzt worden, so dass im Globalmodell nicht die gesamte vom Bundes-
amt für Strahlenschutz für Deutschland prognostizierte zu entsorgende
Menge an hoch radioaktiven Abfällen abgebildet worden ist. Zur weite-
ren Reduzierung des Berechnungsaufwandes ist das Globalmodell zudem
charakterisiert durch einen einheitlichen, vom jeweiligen Wirtsgestein
abhängigen geometrisch einfachen Zuschnitt des Endlagersystems, der
mit seiner regelmäßigen Anordnung eher auf großräumig homogene Ge-
birgsverhältnisse fokussiert ist, wie sie z. B. im Tonsteingebirge oder in
Schichtensalzlagerstätten zu erwarten sind. Komplexere geotektonische
Verhältnisse, wie sie z. B. für den Standort Gorleben in einer Salzstock-
Lagerstätte vorliegen, sind hier nicht betrachtet worden.
Als Variationen des in Abbildung 5.15 und 5.16 dargestellten Globalmo-
dells sind drei weitere Globalmodelle untersucht worden, und zwar
• stellvertretend für eine süddeutsche Opalinustonformation eine
Konﬁguration mit geringerer Wirtsgesteinsmächtigkeit,
• eine Modell mit einer senkrecht ausgerichteten, unentdeckten Stö-
rungszone mit gegenüber dem Wirtsgestein erhöhter Permeabilität
und Anschluss an das Deckgebirge, wobei
– einerseits die Störungszone bei der Auffahrung des Strecken-
systems durchörtert worden ist oder
– andererseits die Störungszone nicht identiﬁziert wurde und
erst einige Meter oberhalb der Einlagerungszone ansteht,
und
• ein Modell mit einem nicht identiﬁzierten, 10 m unterhalb des mitt-
leren Einlagerungsfeldes anstehenden Laugennest ohne primär vor-
handene hydraulische Verbindung zur Einlagerungssohle.
Im Rahmen der mit den Globalmodellen durchgeführten rechnerischen
Simulationen ﬁnden neben relativ komplexen funktionalen Beziehun-
gen zur realitätsnahen physikalischen Modellierung von im Nahfeld des
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Entsorgungsbergwerks ablaufenden, insbesondere ﬂuiddynamischen und
thermischen Prozessen für die Modellierung einiger ausgewählter, insbe-
sondere mechanischer Prozesse auch vereinfachende und auf die gene-
ralisierte Modellierung fundamentaler Prozessabläufe fokussierte funk-
tionale Beziehungen Verwendung. Diese vereinfachenden funktionalen
Beziehungen werden im Folgenden als Funktionalmodelle bezeichnet.
Mit Funktionalmodellen werden mit stärkerer oder weniger starker Abs-
traktion endlagerrelevante Prozesse beschrieben, die die potenzielle Ra-
dionuklidmigration aus dem Endlager in die Biosphäre durch die geolo-
gischen und/oder geotechnischen Barrieren beeinﬂussen. Dazu gehören
als sicherheitstechnisch relevante Prozesse
• Konvergenz,
• Strömung von Gas und wässrigen Lösungen im Endlagerbergwerk





Im Hinblick auf Sekundärporositäts- und Sekundärpermeabilitätsent-
wicklung sind sowohl die geologische Barriere wie auch die geotechni-
schen Barrieren zu betrachten. Die im Rahmen des Forschungsprojektes
ENTRIA entwickelten Funktionalmodelle sind Lux u. a. (2018) und Zhao
(2017) zu entnehmen. Exemplarisch ist hier nur das im Rahmen der Ar-
beiten in VP 5.1 entwickelte Funktionalmodell Konvergenz dargestellt:
K˙(x, t, pi(t), T (t)) = K˙0 · floc(x) · fp(pi(t)) · fT (T (t)) · ft(t)
mit
K˙0 stationäre Konvergenzrate des
unversetzten Hohlraums bei ei-
nem konstanten Innendruck (=
Referenzdruck pref), einer kon-
stanten Temperatur (= Referenz-
temperatur Tref) und einer isotro-
pen primären Gebirgsspannung
pG am Referenzort in a−1 ,
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floc(x) zeitlich konstanter ortsabhängi-
ger Faktor zur Berücksichtigung
der Ortsabhängigkeit der statio-








Faktor zur Berücksichtigung der
Abhängigkeit der stationären
Konvergenzrate vom in der
Strecke wirkenden Innendruck
pi(t) = α(t) · pFl(t) + pΦ(t) zum
Zeitpunkt t (dimensionslos),




Faktor zur Berücksichtigung der
Abhängigkeit der stationären
Konvergenzrate von der Tem-
peratur T (t) zum Zeitpunkt t
(dimensionslos) und
ft(t) Faktor zur Berücksichtigung
von transienten Effekten auf die
stationäre Konvergenzrate zum
Zeitpunkt t (dimensionslos).
Die Berücksichtigung von Wärmeentwicklung und Gasbildung erfolgt da-
gegen nicht in Form eines abstrahierenden Funktionalmodells, sondern
als zeitlich-räumliche Einwirkung, die im FTK-Simulator unmittelbar
vom Anwender vorgegeben werden kann, so dass keine abstrahierenden
Funktionalmodelle benötigt werden. Die Daten zur korrosionsbedingten
Gasbildung sind in Abstimmung mit den Bearbeitern der ENTRIA-Arbeits-
pakete 4.4 sowie 6.5 angesetzt worden. Die Daten zur Wärmeentwicklung
der Einlagerungsbehälter sind Filbert (2004) entnommen worden.
Die die physikalischen Prozesse mit Blick auf eine Implementierung in
ein Globalmodell vereinfachend abbildenden Funktionalmodelle müssen
grundsätzlich situativ bzw. konﬁgurativ validiert werden – entweder an-
hand von laborativen Untersuchungen oder durch den Vergleich mit reali-
tätsnäheren Modellierungsansätzen, hier in Verbindung mit der Simulati-
on des TH2M-Verhaltens räumlich begrenzter ausgewählter Endlagersys-
tem-Teilmodelle. Dadurch ist sicherzustellen, dass die die physikalischen
Prozesse stark abstrahierenden Funktionalmodelle die im Endlager tat-
sächlich ablaufenden Prozesse sowohl qualitativ wie auch quantitativ in
hinreichender Qualität abbilden können. Die im Rahmen des Vergleichs
der Funktionalmodelle mit realitätsnäheren Modellierungsansätzen ver-
wendeten Berechnungsmodelle, die prozessorientiert typische Endlager-
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system-Teilmodelle abbilden, werden im Folgenden als Lokalmodelle be-
zeichnet.
Lokalmodelle sind zudem auch Berechnungsmodelle, mit denen das
Prozessverständnis zu den in unterschiedlichen Endlagerkompartimen-
ten und Endlagerkomponenten ablaufenden physikalischen Prozessen
verbessert werden soll, z. B. anhand retrospektiver Analyse ausgewählter
Labor- und Feldversuche, wie dem in Bechthold u. a. (1999) dokumen-
tierten TSDE-Experiment. Abbildung 5.17 zeigt die Versuchsanordnung
des TSDE-Experiments, Abbildung 5.18 zeigt das für den FTK-Simulator
erstellte Berechnungsmodell. Eine detaillierte Beschreibung sowie Ergeb-
nisse der durchgeführten retrospektiven Analyse sind in Blanco Martín
u. a. (2016) sowie Lux u. a. (2017d) dokumentiert.
Abbildung 5.17: Schnittdarstellung des ehemaligen Salzbergwerks Asse
mit Markierung des Versuchsstandortes sowie schemati-
sche Übersicht über die Versuchsanordnung mit Positio-
nierung der Messquerschnitte sowie der Messbohrlöcher
(Bechthold u. a., 1999).
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Abbildung 5.18: FLAC3D-Berechnungsmodell mit Angabe der wesentli-
chen Abmessungen und Detailansicht der für TOUGH2
transformierten Voronoi-Diskretisierung (Blanco Martín
u. a., 2016).
Lokalmodelle sind im Vergleich zu Globalmodellen räumlich begrenzt,
weisen aber zur Ermittlung von charakteristischen mechanischen, hy-
draulischen oder thermischen Zustandsgrößen und Prozessabläufen eine
erheblich feinere Diskretisierung auf als Globalmodelle. Durch die feine-
re Modelldiskretisierung kann einerseits tatsächlich die Geometrie der
relevanten Grubenbaue (Einlagerungskammern, Infrastrukturstrecken,
Abdichtungsbereiche) mit gegebenenfalls diskret modellierten Abfallbe-
hältern, Versatz und/oder geotechnischen Barrieren realitätsnäher ab-
gebildet werden, um so die ablaufenden physikalischen Prozesse genau-
er analysieren zu können, andererseits ﬁnden aber auch lokal größere
Spannungs-, Temperatur- oder Fluiddruckgradienten durch die feine-
re Modelldiskretisierung stärkere Berücksichtigung in der numerischen
Simulation. Weiterhin berücksichtigen die in den rechnerischen Simu-
lationen mit Lokalmodellen eingesetzten physikalisch-mathematischen
Beziehungen zur Modellierung der im Endlager ablaufenden Prozesse
deutlich mehr Eigenschaften und Einﬂussfaktoren und sind daher grund-
sätzlich realitätsnäher, aber in der numerischen Simulation auch signiﬁ-
kant komplexer als die in den Globalmodellen eingesetzten und mitunter
stark abstrahierten Funktionalmodelle.
Da im vorliegenden Abschnitt die Analyse des langfristigen Verhaltens
von verschlossenen Endlagersystemen im Salinar- und Tonsteingebirge
im Vordergrund steht, werden im Folgenden ausschließlich einige aus-
gewählte Ergebnisse der mit den Globalmodellen durchgeführten Simu-
lationen diskutiert. Weitere Globalmodell-Simulationsergebnisse sind
Lux u. a. (2017a,b,c) zu entnehmen. Hinsichtlich der Dokumentation
der im Rahmen der ENTRIA-Arbeiten mit Lokalmodellen durchgeführ-
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ten Simulationen zur Validierung des FTK-Simulators durch Simulator-
Benchmark mit dem Lawrence Berkeley National Laboratory (LBNL) bzw.
mit dem Beijing Research Institute of Uranium Geology (BRIUG) und
retrospektive Analyse ausgewählter Feldversuche sowie zur Ableitung
verschiedener Funktionalmodelle wird an dieser Stelle verwiesen auf
Blanco Martín u. a. (2015, 2016); Lux u. a. (2017d) und Zhao (2017).
Visualisierung ﬂuiddynamischer Prozesse in einem verschlossenen
Endlager
Vorbemerkung. Im Hinblick auf die Verbesserung des Prozess- und Sys-
temverständnisses zu den in einem Endlager im Salinar- oder Tonstein-
gebirge ablaufenden physikalischen Prozessen und ihrer räumlich-zeitli-
chen Wechselwirkungen anhand von numerischen Simulationen ist eine
angemessene Darstellung der Simulationsergebnisse von großer Bedeu-
tung. Aus diesem Grund bietet der FTK-Simulator unterschiedliche Mög-
lichkeiten der Ergebnisvisualisierung, z. B.
• die ﬂächenhafte Darstellung von verschiedenen physikalischen Grö-
ßen zu ausgewählten Zeitpunkten,
• die Darstellung der zeitlichen Entwicklung von verschiedenen phy-
sikalischen Größen an ausgewählten Positionen und
• die vektorielle Darstellung von Fluidbewegungen (Porenwasser bzw.
Salzlösung sowie Gas) im Endlagerbergwerk sowie im umgebenden
Wirtsgestein zu ausgewählten Zeitpunkten.
Im Folgenden werden die unterschiedlichen Möglichkeiten zur Visuali-
sierung der Ergebnisse genutzt, um Einﬂüsse von Parametervariationen
(z. B. Korrosionsrate oder Permeabilität der geologischen bzw. geotech-
nischen Barrieren) oder der Berücksichtigung geotektonisch angelegter
Schwächezonen (Störungszone mit erhöhter Permeabilität oder Annah-
me eines endlagernahen Laugennests) auf die in einem Endlagersystem
im Salinar- oder Tonsteingebirge ablaufenden ﬂuiddynamischen Prozes-
se zu analysieren.
Simulation der Bau- und Betriebsphase. Im Rahmen der rechnerischen
Simulation zum Systemverhalten des Referenz-Endlagersystems im Sali-
nar- sowie im Tonsteingebirge werden mit Blick auf die ﬂuiddynamischen
Prozessabläufe zunächst der Schacht und dann nachfolgend die einzelnen
Streckenabschnitte im Infrastrukturbereich und in den Einlagerungsbe-
reichen sukzessive aufgefahren.
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Die Auffahrungssequenz beginnt mit der Auffahrung des Schachtes, an-
schließend wird die Richtstrecke zwischen dem Schacht und den Einlage-
rungsfeldern aufgefahren. Mit Blick auf die Betriebssicherheit bei gleich-
zeitiger Erkundung der lokalen geologischen Verhältnisse werden im An-
schluss dann zunächst die Umfahrungsstrecken (= außen liegende Richt-
und Verbindungsstrecken) und anschließend die inneren Verbindungs-
strecken aufgefahren. Erst nach der Auffahrung der letzten Verbindungs-
strecke und der Feststellung der grundsätzlichen Eignung des geplanten
Einlagerungsfeldes insgesamt für die tatsächliche Einlagerung von Ab-
fällen wird mit der Auffahrung der Einlagerungsstrecken begonnen. Die
Auffahrung der Einlagerungsstrecken beginnt zunächst in dem am wei-
testen vom Schacht entfernten Einlagerungsfeld und dort mit der am wei-
testen vom Schacht entfernten Einlagerungsstrecke. Anschließend wer-
den im gleichen Einlagerungsfeld die beiden nächsten Einlagerungsstre-
cken aufgefahren. Um die Offenhaltungszeit der Einlagerungsstrecken ge-
ring zu halten, wird anschließend im Rückbauverfahren die zuerst aufge-
fahrene Einlagerungsstrecke mit insgesamt 11 Abfallbehältern des Typs
POLLUX-10 im Salinargebirge bzw. des Typs POLLUX-3 im Tonsteinge-
birge bestückt, die verbleibenden Hohlräume dieser Strecke mit Salzgrus
bzw. mit Bentonit versetzt und zuletzt die Einlagerungsstrecke mit einem
Dammbauwerk verschlossen. Für die Abfalleinlagerung und den Versatz
der Einlagerungsstrecke sowie die Errichtung des Dammbauwerks wird in
der rechnerischen Simulation ein Zeitraum von insgesamt 30 Wochen an-
gesetzt.
Nachdem die erste Einlagerungsstrecke verschlossen ist, wird eine wei-
tere Einlagerungsstrecke aufgefahren. Diese Betriebssequenz wiederholt
sich in analoger Art und Weise, wobei stets zwei bis drei Einlagerungs-
strecken offen gehalten werden. Nachdem die vierte Einlagerungsstrecke
im ersten Einlagerungsfeld wieder verschlossen worden ist, wird die ers-
te Strecke im zweiten Einlagerungsfeld aufgefahren. Anschließend wird
die vorstehend beschriebene Betriebssequenz fortgesetzt, bis auch die
letzte Einlagerungsstrecke im ersten Einlagerungsfeld verschlossen und
die dritte Einlagerungsstrecke im zweiten Einlagerungsfeld aufgefahren
worden ist. Danach werden zeitlich parallel zu Belegung und anschlie-
ßendem Verschluss der ersten Einlagerungsstrecke im zweiten Einlage-
rungsfeld die Umfahrungsstrecken des ersten Einlagerungsfeldes versetzt
und durch Verschlussbauwerke verschlossen, da diese Umfahrungsstre-
cken zukünftig nicht mehr benötigt werden. Anschließend setzt sich die
Betriebssequenz wie beschrieben fort auch im dritten Einlagerungsfeld,
das den geringsten Abstand zum Schacht aufweist. Nachdem auch die-
ses dritte Einlagerungsfeld mit Abfallbehältern belegt und verschlossen
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ist, werden zuletzt die Richtstrecke zum Schacht und dann der Schacht
selbst versetzt, wobei an den in Abbildung 5.15 dargestellten Bereichen
Verschlussbauwerke angeordnet werden. Insgesamt ergibt sich aus der
vorstehenden Beschreibung für das Referenz-Endlagersystem ein Be-
triebszeitraum von etwa 19 Jahren.
Ausgewählte Simulationsergebnisse. Referenz-Endlagersystem im Salinar-
gebirge / Grundsituation: Temperaturentwicklung
Aus der durchgeführten Simulation zum langfristigen Verhalten des Re-
ferenz-Endlagersystems entsprechend Abbildung 5.15 und 5.16 ist zu er-
sehen, dass mit Beginn der Einlagerung der Abfallbehälter die Tempera-
turen in den bereits belegten Einlagerungsstrecken zunächst sehr stark
ansteigen, während der Temperaturanstieg in den Bereichen der Einlage-
rungssohle, in denen noch gearbeitet wird, nur relativ moderat ausfällt.
Für den ausgewählten Zeitpunkt t ≈ 9,91 a nach Beginn der Betriebs-
phase ist dieser Sachverhalt exemplarisch in Abbildung 5.19 dargestellt.
Der maximal zulässige Temperaturwert auf der Einlagerungssohle wird
für das Referenz-Endlagersystem im Salinargebirge mit ca. 190 °C ausge-
wiesen und entsprechend der sequentiellen Belegung der Einlagerungs-
strecken an verschiedenen Positionen der Einlagerungsfelder zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten erreicht. Den Simulationsbefunden folgend re-
duzieren sich die Temperaturen in den Einlagerungsstrecken und ihrem
unmittelbaren Umfeld allerdings wenige Monate nach Einlagerung der
Abfallbehälter schon wieder, da einerseits die zerfallsbedingte Wärmeen-
ergie entsprechend der guten Wärmeleitfähigkeit des Salzgebirges groß-
räumig verteilt wird und andererseits die Wärmeleistung der Abfallbehäl-
ter im Lauf der Zeit abnimmt. Dieses Simulationsergebnis wird durch in
(Bechthold u. a., 1999) beschriebene Messdaten des TSDE-Experiments
bestätigt, da auch dort die gemessenen Temperaturen ihre Maximalwer-
te bereits wenige Monate nach Aktivierung der elektrischen Erhitzer er-
reichen und danach eine allmähliche Abkühlung trotz sogar konstanter
Wärmeleistung der elektrischen Erhitzer zu verzeichnen war, insbeson-
dere unmittelbar an der Erhitzer-Oberﬂäche.
Etwa 10.000 Jahre nach Verschluss des Endlagers stellen sich die Tem-
peraturen im gesamten Berechnungsmodell wieder auf dem Niveau der
primären Gebirgstemperaturen ein. Damit ist nach diesem Zeitraum tem-
peraturbezogen die transiente Phase der Endlagerentwicklung beendet.
Sind auch die technogen induzierten mechanischen und hydraulischen
Prozesse innerhalb dieses Zeitraums abgeschlossen, unterliegt das End-
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Abbildung 5.19: Räumlich-zeitliche Temperaturentwicklung in der Einla-
gerungssohle des Referenz-Endlagersystems ohne Über-
fahrungssohle für die Wirtsgesteinsformation Salinarge-
birge.
lager in seiner weiteren Entwicklung allein geogenen Einwirkungen und
Prozessen.
Referenz-Endlagersystem im Salinargebirge / Grundsituation: Fluiddynami-
sche Entwicklung ohne primär vernetzte hydraulische Wegsamkeiten
Neben der Temperaturentwicklung im Gebirge haben auch die im End-
lagerbergwerk sowie im umgebenden Salinargebirge ablaufenden ﬂuid-
dynamischen Prozesse eine signiﬁkante Relevanz bei der Bewertung des
langfristigen Endlagersystemverhaltens. Aus diesem Grund sind in Lux
u. a. (2017d) für ausgewählte Zeitpunkte einige Simulationsergebnisse
zu der diese ﬂuiddynamischen Prozesse charakterisierenden Sole- bzw.
Gasmigration im Streckensystem sowie im umgebenden Salinargebirge
vorgestellt worden. Diese Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: Bei Annahme eines nur begrenzten, mit dem Salzgrusversatz in
das Endlagerbergwerk eingebrachten Feuchteangebots, das in dieser Si-
mulation mit ca. 23 m3 Porenwasser pro Einlagerungsstrecke angesetzt
worden ist, sowie bei einer Behälterkorrosionsrate von 1 µm/a ergibt
sich ein vollständiger Verbrauch der Lösung und somit ein Ende der
korrosionsbedingten Gasbildung etwa 20.000 Jahre nach Verschluss des
Endlagers, wodurch die ﬂuiddynamischen Prozesse im Endlager und im
umgebenden Salinargebirge allmählich zum Erliegen kommen. Dieser
Zeitraum gilt insbesondere auch für die druckgetriebene Gasinﬁltrati-
on aus dem Streckensystem in das umliegende Gebirge. Abbildung 5.20
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zeigt die räumliche Ausdehnung der zu diesem Zeitpunkt vorhandenen
Inﬁltrationszone, charakterisiert durch einen gegenüber der angesetz-
ten Anfangsbedingung (pg = phydrostatisch) erhöhten Porengasdruck. Die
Inﬁltrationszone dringt entsprechend Abbildung 5.20 für den Fall des
nur begrenzten Feuchteangebots bis zum Ende der korrosionsbedingten
Gasbildung etwa 35 m in die Firstbereiche der Einlagerungsstrecken ein.
Abbildung 5.20: Gasinﬁltrationszone im Salinargebirge um die Einlage-
rungsstrecken des 2. Einlagerungsfeldes sowie im Sali-
nargebirge oberhalb des 2. Einlagerungsfeldes zum Zeit-
punkt t=20.000 a nach Verschluss des Endlagers.
Bei Annahme eines unbegrenzten Feuchteangebots und einer weiter-
laufenden Korrosion / Gasbildung propagiert die Inﬁltrationsfront des Ga-
ses im Salinargebirge dagegen in Richtung der oberen Berandung des Be-
rechnungsmodells fort und erreicht im Rahmen der hier betrachteten Si-
mulation den Salzspiegel bzw. das Deckgebirge entsprechend Abbildung
5.21 etwa t=80.000 a nach Verschluss des Endlagers.
Zur weiteren Erläuterung der ablaufenden ﬂuiddynamischen Prozesse
werden in Lux u. a. (2017d) für den Fall des unbegrenzten Feuchtean-
gebots zur korrosionsbedingten Gasbildung ortsbezogen für ausgewählte
Beobachtungspunkte innerhalb des Endlagerbergwerks entsprechend Ab-
bildung 5.22 (links) sowie im Salinargebirge oberhalb der Einlagerungs-
sohle entsprechend Abbildung 5.22 (rechts) die zeitabhängigen Entwick-
lungen unterschiedlicher physikalischer Größen (Salzgrusporosität, Flüs-
sigkeitssättigungsgrad, Gassättigungsgrad, Porengasdruck, Temperatur
sowie Flüssigkeits- und Gasmigrationsraten) diskutiert. Besonders her-
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Abbildung 5.21: Gasinﬁltrationszone im Salinargebirge um die Einlage-
rungsstrecken des 2. Einlagerungsfeldes sowie im Sali-
nargebirge oberhalb des 2. Einlagerungsfeldes zum Zeit-
punkt t=80.000 a nach Verschluss des Endlagers.
vorzuheben sind hier die zeitabhängigen Entwicklungen der Salzgruspo-
rosität entsprechend Abbildung 5.23, des Porengasdrucks entsprechend
Abbildung 5.24 sowie der Temperatur entsprechend Abbildung 5.25. Die
Darstellung der zeitabhängigen Entwicklungen umfasst den Zeitraum
zwischen einem Jahr nach Verschluss des Endlagers und 1.000.000 Jahren
nach Verschluss des Endlagers.
Abbildung 5.22: Positionierung der ausgewählten Beobachtungszonen
zur Analyse der zeitlichen Entwicklung unterschiedli-
cher physikalischer Größen innerhalb des Grubengebäu-
des (links) bzw. im Salinargebirge oberhalb des Gruben-
gebäudes (rechts).
Aus Abbildung 5.23 ist zu ersehen, dass sich die zeitlichen Entwicklun-
gen der Salzgrusporosität für verschiedene Beobachtungspunkte deutlich
voneinander unterscheiden. Während die Salzgrusporosität in der Beob-
achtungszone 1, die einen Abfallbehälter inklusive des umgebenden Salz-
grusversatzes repräsentiert, bereits ein Jahr nach Verschluss des Endla-
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gers von initial φ0=35 % auf φ ≈ 22 % zurückgegangen ist, hat sie sich in
den anderen Beobachtungszonen bis zu diesem Zeitpunkt nur sehr we-
nig verändert. Aufgrund der fortschreitenden Salzgruskompaktion wird
in der Beobachtungszone 1 eine Salzgrusporosität von φ ≈ 5 % bereits
etwa 200 Jahre nach Verschluss des Endlagers erreicht, während die Salz-
grusporosität in den anderen Beobachtungszonen zu diesem Zeitpunkt
noch φ >20 % beträgt.
Abbildung 5.23: Zeitliche Entwicklung der Salzgrusporosität in den Beob-
achtungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes.
Abbildung 5.24: Zeitliche Entwicklung des Porengasdrucks in den Beob-
achtungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes
Mit zunehmender Salzgruskompaktion baut sich im Versatzmaterial
ein immer größerer Stützdruck auf, der der weiteren Salzgruskompakti-
519
5 Ergebnisse der Teilprojekte
Abbildung 5.25: Zeitliche Entwicklung der Temperatur in den Beobach-
tungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes.
on entgegenwirkt. Dieser Effekt ist aufgrund der anfänglich temperatur-
bedingt lokal intensiveren Salzgruskompaktion besonders ausgeprägt in
der Berechnungszone 1. Aus diesem Grund erreicht die Salzgrusporosität
eine dem umgebenden Salinargebirge entsprechende geogene Porosität
von φ ≈ 0,2 % in allen Beobachtungszonen erst mehrere 10.000 Jahre
nach Verschluss des Endlagers.
Die Salzgruskompaktion führt allerdings nicht nur zu einem ansteigen-
den Stützdruck im Salzgrusversatz, sondern auch zu einem konvergenz-
bedingten Fluiddruckaufbau im Porenraum des Salzgrusversatzes, so dass
der Porenﬂuiddruck etwa 10.000 Jahre nach Verschluss des Endlagers den
primären Gebirgsdruck erreicht. Dieser Sachverhalt ist auch aus Abbil-
dung 5.24 zu ersehen.
Abbildung 5.25 zeigt die Temperaturentwicklung in den 5 ausgewähl-
ten Beobachtungszonen innerhalb des Grubengebäudes. Es ist zu ersehen,
dass in der Beobachtungszone 1 Temperaturen von deutlich über 100 °C
erreicht werden, wodurch die Streckenkonvergenz und die damit einher-
gehende Salzgruskompaktion intensiviert wird. In den anderen Beobach-
tungszonen bleiben die Temperaturen unterhalb von 100 °C. Die erreich-
ten Maximaltemperaturen hängen wie erwartet von der Entfernung der
Beobachtungszone von den Wärme produzierenden Abfallbehältern ab.
Nach etwa 10.000 Jahren erreichen die Temperaturen im gesamten Be-
rechnungsmodell wieder nahezu die primäre Gebirgstemperatur.
Referenz-Endlagersystem im Tonsteingebirge / Grundsituation: Temperatur-
entwicklung
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Es bestehen drei signiﬁkante Unterschiede zwischen dem Referenz-
Endlagersystem im Salinargebirge und dem Referenz-Endlagersystem im
Tonsteingebirge, die Einﬂuss auf die Temperaturentwicklung haben, und
zwar:
• die Wärmeleitfähigkeit und die Wärmekapazität der beiden Wirts-
gesteinsformationen sind unterschiedlich,
• die Wärmeleitfähigkeit und die Wärmekapazität der in den beiden
Wirtsgesteinsformationen verwendeten Versatzmaterialien (Salz-
grus im Salinargebirge bzw. Bentonit im Tonsteingebirge) sind un-
terschiedlich und
• die Beladung und damit auch die Wärmeleistung der Einlagerungs-
behälter (POLLUX-10 im Salinargebirge bzw. POLLUX-3 im Ton-
steingebirge) sind unterschiedlich.
Aufgrund dieser Unterschiede zeigen die in Lux u. a. (2017d) dokumentier-
ten Simulationsergebnisse, dass im Tonsteingebirge vornehmlich bedingt
durch die dortige Verwendung von Behältern des Typs POLLUX-3 die Tem-
peraturen in den bereits mit Abfallbehältern belegten Einlagerungsstre-
cken wie zu erwarten deutlich weniger stark ansteigen als im Salinarge-
birge. Die maximale Temperatur auf der Einlagerungssohle wird für das
Referenz-Endlagersystem im Tonsteingebirge mit ca. 100 °C ausgewie-
sen und entsprechend der sequentiellen Belegung der Einlagerungsstre-
cken an verschiedenen Positionen der Einlagerungsfelder zu unterschied-
lichen Zeitpunkten erreicht. Anschließend reduzieren sich die Tempera-
turen in den Einlagerungsstrecken und in ihrem unmittelbaren Umfeld
wieder, da einerseits die aus dem radioaktiven Zerfall resultierende Wär-
meenergie entsprechend der Wärmeleitfähigkeit des Gebirges großräu-
mig verteilt wird und andererseits die Wärmeleistung der Abfallbehälter
im Lauf der Zeit abnimmt.
Etwa 10.000 Jahre nach Verschluss des Endlagers sind die Temperatu-
ren im gesamten Berechnungsmodell wieder auf dem Niveau der primä-
ren Gebirgstemperaturen.
Referenz-Endlagersystem imTonsteingebirge / Grundsituation: Fluiddynami-
sche Entwicklung mit primär vernetzten hydraulischen Wegsamkeiten
Neben den Temperaturentwicklungen im Gebirge und insbesondere
den im Bentonitversatz bzw. Tonsteingebirge erreichten Maximaltem-
peraturen wird ein weiterer signiﬁkanter Unterschied zwischen den bei-
den Wirtsgesteinsformationen Salinargebirge und Tonsteingebirge er-
sichtlich, wenn die hydraulische Situation im Umfeld der Einlagerungs-
strecken verglichen wird. Während das Salinargebirge um die Einlage-
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rungsstrecken in den ersten Jahrtausenden nach dem Verschluss des
Endlagerbergwerks aufgrund der primären Impermeabilität des Salinar-
gebirges weder eine Flüssigkeits- noch eine Gasmigration aufweist, tritt
im Tonsteingebirge schon unmittelbar nach der Auffahrung der Stre-
cken eine Sickerströmung von Porenwasser aus dem Tonsteingebirge in
das Endlagerbergwerk hinein auf, die induziert wird durch den in die
offenen und unter Atmosphärendruck stehenden Strecken gerichteten
hydraulischen Gradienten. Aus Abbildung 5.26 ist zu ersehen, dass die
Migrationsrate des Porenwassers allerdings mit Q˙l ≈ 0, 44 la·m2 (Liter pro
Jahr und Quadratmeter Querschnittsﬂäche) während der Offenhaltung
der Strecken aufgrund der sehr niedrigen hydraulischen Durchlässigkeit
des Tonsteingebirges von K = 10−20m2 nur relativ gering ist. Mit dem
Versatz der Strecken mit dem zum Einbauzeitpunkt nur zu 18 % wasser-
gesättigten Bentonitversatz intensiviert sich die Porenwassermigration
(entgegen der Erwartung) zunächst erheblich auf eine Migrationsrate
von Q˙l ≈ 5, 5 la·m2 kurz nach Einbau des Bentonitversatzes. Grund hierfür
ist der im nur teilgesättigten Bentonitversatz vorhandene Kapillardruck,
durch den der in die versetzten Strecken gerichtete hydraulische Gradient
für die Flüssigphase signiﬁkant erhöht wird. Mit der allmählichen Aufsät-
tigung des Bentonitversatzes reduziert sich der Kapillardruck und damit
auch der hydraulische Gradient für die Flüssigphase, so dass die Poren-
wassermigration in ihrer Intensität dann wieder abklingt, bis der Zutritt
von Porenwasser in die versetzten Strecken zum Zeitpunkt t=1.000 a nach
Verschluss des Endlagers nahezu vollständig zum Erliegen gekommen ist.
Die numerischen Simulationen zeigen, dass nach dem Verschluss der
Strecken zudem im Tonsteingebirge auch eine aufgrund des Dichteunter-
schieds zwischen Porengas und Porenwasser vornehmlich nach oben ge-
richtete Gasströmung auftritt. Dabei wird zunächst die in dem beim Ein-
bau nur teilgesättigten Bentonitversatz vorhandene Porenluft durch das
zutretende Porenwasser komprimiert und ausgepresst. Im Zeitraum zwi-
schen t=1.000 a und t=10.000 a nach Verschluss des Endlagers gewinnen
allerdings die korrosionsbedingte Gasbildung und der damit verbundene
Gasdruckaufbau in den Einlagerungsstrecken zunehmend an Bedeutung
für das ﬂuiddynamische Verhalten des Referenz-Endlagersystems. Die
Gasbildung in den Einlagerungsstrecken resultiert in einer zunehmend
intensiveren Verdrängung des in den Porenräumen des Versatzmaterials
enthaltenen Porenwassers, so dass die Flüssigkeitssättigung wieder ab-
nimmt, begleitet durch einen geringfügigen Anstieg des Kapillardrucks.
Erst nach Ende der korrosionsbedingten Gasbildung in den Einlagerungs-
strecken wird dieser Kapillardruck wieder abgebaut. Ebenso wie bei der
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Abbildung 5.26: Porenwassermigration in der Wirtsgesteinsformation
Tonsteingebirge zum Zeitpunkt t ≈ 15,31 a nach Beginn
der Betriebsphase.
Darstellung der Simulationsergebnisse zum Referenz-Endlagersystem im
Salinargebirge werden im Folgenden auch für das Referenz-Endlagersys-
tem im Tonsteingebirge zur weiteren Erläuterung der ablaufenden ﬂuid-
dynamischen Prozesse für ausgewählte Beobachtungspunkte innerhalb
des Endlagerbergwerks sowie in der Wirtsgesteinsformation oberhalb
der Einlagerungssohle entsprechend Abbildung 5.20 die zeitabhängigen
Entwicklungen von relevanten physikalischen Größen erläutert, hier der
Temperatur entsprechend Abbildung 5.27, des Wassersättigungsgrades
entsprechend Abbildung 5.28 und des Porengasdrucks entsprechend Ab-
bildung 5.29. Die Darstellung der zeitabhängigen Entwicklungen umfasst
dabei den Zeitraum zwischen 1 Jahr nach Verschluss des Endlagers und
400.000 Jahren nach Verschluss des Endlagers.
Aus Abbildung 5.27 ist zu ersehen, dass in der hier betrachteten Simu-
lation die Beobachtungszone 1, die einen Behälter und den umgebenden
Bentonitversatz repräsentiert, bereits 1 Jahr nach Verschluss des Endla-
gers eine Temperatur von knapp unterhalb von 100 °C aufweist, die in
der Folgezeit kontinuierlich abnimmt. Die Temperaturen in den anderen
Beobachtungszonen bleiben sogar deutlich unterhalb von 100 °C. Somit
ﬁndet keine Verdampfung des Porenwassers statt, sondern der Wasser-
sättigungsgrad nimmt entsprechend Abbildung 5.28 durch den Porenwas-
serzutritt aus dem umgebenden Tonsteingebirge sogar allmählich zu, bis
etwa zum Zeitpunkt t=1.000 a nach Verschluss des Endlagers eine Flüssig-
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Abbildung 5.27: Zeitliche Entwicklung der Temperatur in den Beobach-
tungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes.
Abbildung 5.28: Zeitliche Entwicklung des Wassersättigungsgrades in
den Beobachtungszonen 1-5 innerhalb des Grubenge-
bäudes.
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Abbildung 5.29: Zeitliche Entwicklung des Porengasdrucks in den Beob-
achtungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes.
keitssättigung von Sl ≈ 99,9 % erreicht wird. Der Zutritt des Porenwas-
sers in das versetzte Streckensystem sowie die fortschreitende korrosions-
bedingte Gasbildung führen zu einem allmählichen Anstieg des Poren-
gasdrucks. Dieser erreicht entsprechend Abbildung 5.29 etwa 5.000 Jahre
nach Verschluss des Endlagers das Niveau des hydrostatischen Drucks mit
pg ≈ 6 MPa. Anschließend steigt der Porengasdruck korrosionsbedingt
noch etwas weiter an bis zu einem Maximalwert von pg ≈ 7,1 MPa, wo-
durch sich ein aus den Strecken in das umgebende Tonsteingebirge ge-
richteter Gasdruckgradient ergibt, der in einem Abströmen des Korrosi-
onsgases in das umgebende Tonsteingebirge resultiert.
Das in die Wirtsgesteinsformation eindringende Porengas breitet sich
aufgrund der im Tonsteingebirge schon im unverritzten Zustand vorhan-
denen vernetzten Porenräume in der Wirtsgesteinsformation aus, wobei
die bevorzugte Ausbreitungsrichtung aufgrund des Dichteunterschieds
zwischen Porengas und Porenwasser aufwärts gerichtet ist. In dieser Si-
mulation erreicht die sich aufwärts bewegende Gasfront den oberen Mo-
dellrand und damit das Deckgebirge allerdings bis zum Ende der korro-
sionsbedingten Gasbildung nicht, wie aus dem in Abbildung 5.30 darge-
stellten Vertikalschnitt durch die Mitte des 2. Einlagerungsfeldes für den
Zeitpunkt t=300.000 a nach Verschluss des Endlagers (= Ende der korro-
sionsbedingten Gasbildung) zu ersehen ist. In Abbildung 5.30 ist der Ge-
birgsbereich mit einer Flüssigkeitssättigung Sl < 100 % rot eingefärbt. In
diesen Gebirgsbereich hat sich das bei der Behälterkorrosion entstehende
Gas bis zum Ende der korrosionsbedingten Gasbildung ausgebreitet. Der
Abstand zwischen der Oberkante dieses Gebirgsbereichs und der Modell-
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oberkante beträgt zu diesem Zeitpunkt noch etwa 60 m. Obwohl die korro-
sionsbedingte Gasbildung zu diesem Zeitpunkt beendet ist, induziert der
Dichteunterschied zwischen Porengas und Porenwasser in der Folge eine
weitere Propagation der Gasfront, allerdings mit signiﬁkant reduzierter
Propagationsrate.
Abbildung 5.30: Flüssigkeitssättigung in den Einlagerungsstrecken sowie
im Tonsteingebirge oberhalb des 2. Einlagerungsfeldes
zum Zeitpunkt t=300.000 a nach Verschluss des Endla-
gers.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Vorbemerkung
Im Rahmen der ENTRIA-Teilprojekte VP 5.1 und VP 5.2 sind diverse
Globalmodell-Variationssimulationen für die beiden Wirtsgesteinsforma-
tionen Salinargebirge und Tonsteingebirge durchgeführt worden. An die-
ser Stelle können aus Platzgründen nur einige ausgewählte und beson-
ders prägnante Simulationsergebnisse dieser Variationen graﬁsch darge-
stellt und entsprechend diskutiert werden. Für weitere Simulationsergeb-
nisse wird auf Lux u. a. (2017d) verwiesen.
Mit Blick auf die thermischen Prozesse ist zunächst anzumerken, dass
bei den meisten Globalmodell-Variationssimulationen die Wärmeleis-
tung der Abfallbehälter analog zu den beiden vorstehend dokumentier-
ten Simulationen angesetzt worden ist. Obwohl die Wärmeleitfähigkeit
und die speziﬁsche Wärmekapazität der Versatzmaterialien und der um-
gebenden Wirtsgesteine nicht konstant sind, sondern als Funktionen von
Porosität, Temperatur und/oder Flüssigkeitssättigung in Zeit und Raum
variieren können, gibt es nur geringe Unterschiede zwischen den Simula-
tionsergebnissen der beiden vorstehend diskutierten Simulationen und
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den zugehörigen Variationssimulationen hinsichtlich der zeitlich-räum-
lichen Temperaturentwicklung. Dieser Befund deutet darauf hin, dass
das Systemverhalten von Endlagersystemen im Salinar- oder Tonstein-
gebirge relativ robust gegenüber Änderungen der Wärmeleitfähigkeiten
und der speziﬁschen Wärmekapazitäten ist, zumindest sofern sich diese
Änderungen in der Größenordnung bewegen, wie sie sich aus den an-
gesetzten funktionalen Zusammenhängen zwischen Wärmeleitfähigkeit
bzw. speziﬁscher Wärmekapazität und Porosität, Temperatur und / oder
Flüssigkeitssättigung ergeben.
Größere Unterschiede zwischen den Simulationen lassen sich mit Blick
auf die ﬂuiddynamischen Prozesse erkennen, wenn die in diesem Kontext
relevanten Materialeigenschaften variiert werden, insbesondere die Kor-
rosionsrate der Abfallbehälter, aber für das Endlager im Tonsteingebir-
ge auch die primäre Permeabilität des Bentonits oder der geologischen
Barriere. Auch der Ansatz einer Störungszone mit erhöhter hydraulischer
Leitfähigkeit oder der Ansatz eines primären horizontal oder vertikal ge-
richteten hydraulischen Gradienten im Tonsteingebirge beeinﬂussen die
ﬂuiddynamischen Prozesse im Endlagersystem. Für die ﬂuiddynamischen
Prozesse in einem Endlagersystem im Salinargebirge sind die Kriechei-
genschaften des Wirtsgesteins besonders relevant.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme einer
ausbleibenden Behälterkorrosion
In einem Szenario, bei dem die Behälterkorrosion und die damit ein-
hergehende korrosionsbedingte Gasbildung durch z. B. eine spezielle Ab-
fallbehälterbehandlung wie etwa das Aufbringen einer korrosionsbestän-
digen Lackierung auf der Behälteroberﬂäche unterbunden werden, sind
die Simulationsergebnisse in den ersten Jahrzehnten und Jahrhunderten
zwar noch ähnlich zu den Simulationsergebnissen der beiden Basis-Si-
mulationen. Nach Ende der Salzgruskompaktion bzw. nach vollständiger
Aufsättigung des Bentonits und Einstellung eines Porendrucks auf dem
Niveau des primären Porendruckniveaus kommen allerdings alle Fluid-
migrationsprozesse zum Erliegen. Ein advektiv getragener Radionuklid-
transport ist somit nicht mehr möglich, ein diffusiv getragener Radionu-
klidtransport dagegen weiterhin schon.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme einer
100-fach erhöhten Behälterkorrosionsrate
Liegt eine gegenüber den Basis-Simulationen 100-fach erhöhte Behäl-
terkorrosionsrate vor, so ergibt sich eine intensivere korrosionsbeding-
te Gasbildung und somit auch ein stärkerer Anstieg des Porengasdrucks,
allerdings auch ein signiﬁkant früheres Ende der Behälterkorrosion be-
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reits 3.000 Jahre nach Verschluss des Endlagers. Im Tonsteingebirge er-
geben sich entsprechend Abbildung 5.31 Porengasdrücke von bis zu pg ≈
15 MPa. Diese höheren Gasdrücke resultieren ihrerseits in höheren Gas-
druckgradienten und damit auch in höheren Gasmigrationsraten. In Ab-
bildung 5.32 werden im Streckensystem für den Zeitpunkt t=1.000 a nach
Verschluss des Endlagers Gasmigrationsraten von etwa Q˙g ≈ 2.000 N−la·m2
ausgewiesen, die somit ungefähr 45-mal größer sind als die für den glei-
chen Zeitpunkt berechnete Gasmigrationsrate in der Basis-Simulation.
Abbildung 5.31: Zeitliche Entwicklung des Porengasdrucks in den Beob-
achtungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes im
Tonsteingebirge bei Annahme einer 100-fach erhöhten
Behälterkorrosionsrate.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme einer
100-fach erhöhten Permeabilität der geotechnischen Barrieren
Sind die Permeabilitäten der geotechnischen Barrieren aufgrund unzu-
reichender Einbauqualität signiﬁkant erhöht, so überschreitet der Poren-
gasdruck in den Einlagerungsstrecken und den weiteren Strecken der Ein-
lagerungssohle aufgrund der geringeren Strömungswiderstände im Ton-
steingebirge den hydrostatischen Druck und im Salinargebirge den pri-
mären Gebirgsdruck nicht mehr oder nur noch in geringem Maße. Fluid-
migrationen treten in diesem Fall verstärkt entlang des Strecken- und
Schachtsystems auf, weniger in der umgebenden Wirtsgesteinsformation.
Abbildung 5.33 zeigt diesen Sachverhalt für das Endlager im Tonsteinge-
birge zum Zeitpunkt t=10.000 a nach Verschluss des Endlagers.
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Abbildung 5.32: Porengasmigration innerhalb des Streckensystems zum
Zeitpunkt t=1.000 a nach Verschluss des Endlagers im
Tonsteingebirge.
Abbildung 5.33: Porengasmigration innerhalb des Streckensystems zum
Zeitpunkt t=10.000 a nach Verschluss des Endlagers im
Tonsteingebirge.
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Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme einer
100-fach geringeren Permeabilität der geologischen Barriere für ein Endla-
gersystem im Tonsteingebirge
Ebenso wie in der vorherigen Variation ﬁnden auch in der hier betrach-
teten Variation Fluidmigrationen vornehmlich entlang des Strecken- und
Schachtsystems auf, allerdings werden im Maximum deutlich höhere Po-
rendrücke erreicht, da die geotechnischen Barrieren nicht so permeabel
sind wie in der vorherigen Variation.
Abbildung 5.34 zeigt die zeitabhängige Entwicklung des Porengas-
drucks in den Beobachtungszonen 1-5. Es ist zu ersehen, dass im Maxi-
mum ein Porengasdruck von etwa pg ≈ 11,7 MPa ausgewiesen wird. Es
fällt allerdings auch auf, dass der Porengasdruck den hydrostatischen
Druck erst etwa 50.000 Jahre nach Verschluss des Endlagers erreicht, also
deutlich später als in der zugehörigen Basis-Simulation. Ursache dafür
ist die geringere Tonsteinpermeabilität, durch die die Aufsättigung des
versetzten Streckensystems verzögert wird. Abbildung 5.35 zeigt die zu-
gehörige zeitabhängige Entwicklung des Wassersättigungsgrades.
Abbildung 5.34: Zeitliche Entwicklung des Porengasdrucks in den Beob-
achtungszonen 1-5 innerhalb des Grubengebäudes im
Tonsteingebirge.
Aufgrund der geringeren Tonsteinpermeabilität dringt das Porengas
trotz des höheren Porengasdrucks bis zum Ende der Behälterkorrosion
auch deutlich weniger weit in das Tonsteingebirge ein. Dieser Sachverhalt
ist in Abbildung 5.36 dargestellt.
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Abbildung 5.35: Zeitliche Entwicklung des Wassersättigungsgrades in
den Beobachtungszonen 1-5 innerhalb des Grubenge-
bäudes im Tonsteingebirge.
Abbildung 5.36: Flüssigkeitssättigung in den Einlagerungsstrecken sowie
im Tonsteingebirge oberhalb des 2. Einlagerungsfeldes
zum Zeitpunkt t=300.000 a nach Verschluss des Endla-
gers.
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Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme eines
vertikal (von unten nach oben) gerichteten primären hydraulischen Gradien-
ten von i =0,15 für ein Endlagersystem im Tonsteingebirge
Die hier betrachtete Situation ist angelehnt an die geohydraulischen
Verhältnisse in der Schweiz, die in Project Opalinus Clay (2002) doku-
mentiert sind, allerdings hier mit einem höheren primären hydraulischen
Gradienten, um dessen Einﬂuss auf die im Endlagerbergwerk sowie im
umgebenden einschlusswirksamen Gebirgsbereich ablaufenden ﬂuiddy-
namischen Prozesse zu intensivieren.
Im Rahmen dieser Simulationsvariante hat sich gezeigt, dass der primä-
re hydraulische Gradient in den ersten Jahrtausenden nach Verschluss des
Endlagers nur einen geringen Einﬂuss auf die ablaufenden ﬂuiddynami-
schen Prozesse hat, da die sekundären hydraulischen Gradienten infolge
der Auffahrungen der untertägigen Hohlräume das Systemverhalten des
Endlagers dominieren. Sobald die versetzten Endlagerstrecken vollgesät-
tigt sind und der darin anstehende Porenﬂuiddruck sich dem primären
Porenﬂuiddruck annähert, gewinnt der primäre hydraulische Gradient an
Bedeutung für das Endlagersystemverhalten. Dies gilt allerdings nur im
Hinblick auf die auftretenden Wassermigrationsraten, während die Gas-
migrationsraten nahezu unbeeinﬂusst bleiben und sich daher kaum von
denen der Basis-Simulation unterscheiden.
Abbildung 5.37 zeigt für diese Simulationsvariante in einer vektoriel-
len Darstellung die Migrationsrate und die Migrationsrichtung des Poren-
wassers innerhalb des Tonsteingebirges zum Zeitpunkt t=10.000 a nach
Verschluss des Endlagers, wobei deutlich eine bevorzugte Migrationsrich-
tung von unten nach oben entsprechend dem vorgegebenen primären
hydraulischen Gradienten zu ersehen ist. Durch diese aufwärts gerichte-
te Porenwassermigration können im Endlager mobilisierte Radionuklide
auch durch advektiven Transport in der Flüssigphase das Deckgebirge er-
reichen.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme ei-
ner geogen entstandenen, aber durch die Vorerkundung nicht entdeckten
Störungszone mit mäßig erhöhter Permeabilität für ein Endlagersystem im
Tonsteingebirge
Diese Simulationsvariante repräsentiert ein Szenario, bei dem eine bei
Auffahrung und Betrieb des Endlagers nicht entdeckte Störungszone exis-
tiert. Diese Störungszone wird stilisiert als vertikal anstehend mit einer
gegenüber dem umgebenden Tonsteingebirge 100-fach erhöhten primä-
ren Permeabilität angenommen. Sie verläuft mittig durch das 2. Einlage-
rungsfeld und ist im Rahmen der Vorerkundung sowie bei der Auffahrung
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Abbildung 5.37: Porenwassermigration in der Wirtsgesteinsformation
Tonsteingebirge zum Zeitpunkt t=10.000 a nach Ver-
schluss des Endlagers.
des Streckensystems trotz Durchörterung nicht entdeckt worden, da sich
ihre strukturellen Eigenschaften von denen der umgebenden Tonsteinge-
birge nur in geringem Maße unterscheiden und die hydraulische Wirk-
samkeit erst später aktiviert wird (latente Schwächezone).
Eine vergleichende Betrachtung der Berechnungsergebnisse dieser Si-
mulationsvariante mit der Basis-Simulation für die Wirtsgesteinsforma-
tion Tonsteingebirge ergibt, dass sich die ﬂuiddynamischen Prozesse und
die daraus resultierenden physikalischen Größen im Endlagerbergwerk
schon in einem Abstand von nur wenigen Metern zur Störungszone kaum
noch unterscheiden. Allerdings ergeben sich für diese Simulationsvarian-
te in den Berechnungszonen der Störungszone aufgrund der dort vorlie-
genden höheren Permeabilität signiﬁkant höhere Gasmigrationsraten als
in den entsprechenden Tonstein-Berechnungszonen der Basis-Simulati-
on, entsprechend den in Abbildung 5.38 für Zeitpunkt t=10.000 a nach
Verschluss des Endlagers dargestellten Simulationsergebnissen etwa um
den Faktor 25. Demzufolge steigt das Porengas in der Störungszone auch
schneller in Richtung des Deckgebirges auf als im umgebenden Tonstein-
gebirge. Entsprechend Abbildung 5.39 hat das Porengas zum Zeitpunkt
t=20.000 a nach Verschluss des Endlagers in der Störungszone schon na-
hezu die halbe Distanz zwischen Einlagerungssohle und Deckgebirge zu-
rückgelegt. Zum Zeitpunkt t=60.000 a nach Verschluss des Endlagers er-
reicht das in der Störungszone aufsteigende Porengas entsprechend Ab-
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bildung 5.40 den oberen Modellrand und damit das Deckgebirge, wäh-
rend es im umgebenden Tonsteingebirge mit der nicht vergrößerten Per-
meabilität das Deckgebirge entsprechend Abbildung 5.41 ebenso wie in
der Basis-Simulation für die Wirtsgesteinsformation Tonsteingebirge bis
zum Ende der korrosionsbedingten Gasbildung zum Zeitpunkt t=300.000
a nach Verschluss des Endlagers noch nicht erreicht. Hier zeigt sich sehr
deutlich die sicherheitstechnisch grundsätzlich nachteilige Auswirkung
von Heterogenitäten im Barrierengebirge.
Abbildung 5.38: Porengasmigration innerhalb des Streckensystems sowie
in der Störungszone zum Zeitpunkt t=10.000 a nach Ver-
schluss des Endlagers im Tonsteingebirge.
Sensitivitätsanalysen / Ausgewählte Simulationsergebnisse: Annahme eines
Laugennests 10 m unterhalb des mittleren Einlagerungsfeldes für ein Endla-
gersystem im Salinargebirge
Im Abschnitt ab Seite 521 ist bereits erläutert worden, dass die für die
Behälterkorrosion zur Verfügung stehende Solemenge für den druckge-
triebenen Gasinﬁltrationsprozess von großer Bedeutung ist. Daher wur-
de der Einﬂuss eines bereits primär vorhandenen, aber während Auffah-
rung und Betrieb nicht erkannten Laugennests unterhalb des mittleren
Einlagerungsfeldes im Hinblick auf den Zutrittsprozess (Wegsamkeitsaus-
bildung und Fluidmigration), aber auch im Hinblick auf den Korrosions-
prozess und somit auch auf den Gasinﬁltrationsprozess untersucht. Ab-
bildung 5.42 zeigt das verwendete Berechnungsmodell ohne das Salinar-
gebirge. Es wird angenommen, dass das Laugennest 10 m unter der Ein-
lagerungssohle liegt, wobei allerdings keine primär vorhandene Verbin-
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Abbildung 5.39: Flüssigkeitssättigung in den Einlagerungsstrecken so-
wie im umgebenden Tonsteingebirge zum Zeitpunkt
t=20.000 a nach Verschluss des Endlagers (Schnitt senk-
recht zur Störungsebene).
Abbildung 5.40: Flüssigkeitssättigung in den Einlagerungsstrecken so-
wie im umgebenden Tonsteingebirge zum Zeitpunkt
t=60.000 a nach Verschluss des Endlagers (Schnitt senk-
recht zur Störungsebene).
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Abbildung 5.41: Flüssigkeitssättigung in den Einlagerungsstrecken so-
wie im umgebenden Tonsteingebirge zum Zeitpunkt
t=300.000 a nach Verschluss des Endlagers (Schnitt senk-
recht zur Störungsebene).
dung zwischen Laugennest und Einlagerungssohle existiert. Zudem wird
angenommen, dass das Laugennest eine relativ geringe Porosität von et-
wa 3 ‰ aufweist und etwa 1.000 m3 Salzlösung mit einem Porendruck auf
dem Niveau des lithostatischen Drucks enthält.
Abbildung 5.43 zeigt die numerischen Simulationsergebnisse zur zeit-
abhängigen Entwicklung von Porendruck und Temperatur für einen Beob-
achtungspunkt in der Mitte des Laugennests vom Beginn der Betriebspha-
se bis etwa 120 Jahre später. Etwa 10 Jahre nach Beginn der Betriebspha-
se werden die Abfallbehälter in die Einlagerungsstrecke direkt oberhalb
des Beobachtungspunkts eingebracht. Es ist ersichtlich, dass aufgrund
der Wärmeentwicklung der Abfallbehälter die Sole innerhalb des Laugen-
nests ebenfalls erwärmt wird, was zu einer Erhöhung des Porendrucks im
Laugennest führt, so dass der Porendruck nur wenige Monate nach der
Abfalleinlagerung den lithostatischen Druck übersteigt. Dadurch wird ein
druckgetriebener Soleinﬁltrationsprozess induziert, der die Sole langsam
in Richtung der Einlagerungssohle nach oben migrieren lässt.
Durch die Soleinﬁltration in das Salinargebirge sinkt der Soledruck im
Laugennest direkt wieder unter den lithostatischen Druck, steigt aber an-
schließend durch die weitere Erwärmung wieder an. Dieser zyklische Pro-
zess setzt sich fort, bis die Wärmeleistung der Abfallbehälter etwa 80 Jah-
re nach Beginn der Betriebsphase nicht mehr hoch genug ist, um noch
eine weitere Erwärmung des Laugennestes zu induzieren. Die Schwan-
kungsbreite der zyklischen Soledruckerhöhung / -reduzierung weist eine
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erhebliche Abhängigkeit von der numerischen Zeitschrittsteuerung auf,
aber dennoch geben die numerischen Simulationsergebnisse einen sehr
guten Einblick in die Prozesse, die in einer Sicherheitsanalyse berücksich-
tigt werden müssen.
Abbildung 5.42: Globalmodell für ein generisches Endlagersystem im Sa-
linargebirge mit zusätzlichem Laugennest.
Abbildung 5.43: Zeitliche Entwicklung des Porenwasserdrucks und der
Temperatur im Laugennest.
Abbildung 5.44 zeigt die Sekundärpermeabilitätsverteilung in dem von
der druckgetriebenen Soleinﬁltration betroffenen Gebirgsbereich, präzi-
ser die im Maximum etwa 12 Jahre nach Verschluss des Endlagers erreich-
te Sekundärpermeabilität. Aus Abbildung 5.44 ist zu ersehen, dass der In-
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ﬁltrationsbereich die Einlagerungsstrecken nicht erreicht und somit die
Sole aus dem Laugennest nicht in die Einlagerungsstrecken migrieren
kann (In der Abbildung werden keine Sekundärpermeabilitäten für das
Laugennest, die sechs Einlagerungsstrecken und die zwei Richtstrecken
angegeben, daher sind diese Bereiche in hellgrau dargestellt) . Vielmehr
werden nur die Zonen direkt über dem Laugennest inﬁltriert, aber der So-
ledruckaufbau erhöht sich im inﬁltrierten Bereich nicht ausreichend, um
für ein weiteres Voranschreiten der Inﬁltrationsfront zu sorgen. Dieses
Ergebnis wird durch Abbildung 5.45 bestätigt, in dem die Flüssigkeits-
sättigung etwa zwei Dekaden nach dem Verschluss des Endlagers gezeigt
wird (In der Abbildung werden keine Flüssigkeitssättigungungen für das
Laugennest, die sechs Einlagerungsstrecken und die zwei Richtstrecken
angegeben, daher sind diese Bereiche in hellgrau dargestellt). Zu diesem
Zeitpunkt ist die druckgetriebene Soleinﬁltration aus dem Laugennest in
das Salinargebirge bereits beendet, weil – wie aus Abbildung 5.43 hervor-
geht – der Soledruck im Laugennest zu diesem Zeitpunkt aufgrund der
abnehmenden Wärmeleistung der Abfallbehälter bereits deutlich unter
den lithostatischen Druck abgesunken ist.
Abbildung 5.44: Sekundärpermeabilität im inﬁltrierten Bereich (Maxi-
malwerte) etwa 12 Jahre nach Verschluss des Endlagers.
Es ist darauf hinzuweisen, dass nicht alle Zonen mit gegenüber dem in-
itialen Sättigungsgrad Sl,0 =0,5 erhöhter Flüssigkeitssättigung von dem
druckgetriebenen Inﬁltrationsprozess betroffen sind, sondern in einigen
Zonen die erhöhte Flüssigkeitssättigung auf die thermische Ausdehnung
der anfänglich vorhandenen Sole innerhalb dieser Zonen zurückzufüh-
ren ist. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in diesem Fall und bei
dieser Art von numerischer Simulation das Laugennest keinen Kontakt
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Abbildung 5.45: Flüssigkeitssättigung im Salinargebirge etwa 20 Jahre
nach Verschluss des Endlagers.
zu den Einlagerungsstrecken erhält und daher die Sole aus dem Laugen-
nest in diesem Beispiel nicht am Behälterkorrosionsprozess teilnehmen
kann. Aufgrund einiger Vereinfachungen in dieser Globalmodell-Simula-
tion, insbesondere hinsichtlich der Entwicklung des sekundären Gebirgs-
spannungszustands, der nicht in den Simulationsprozess einbezogen wor-
den ist, müssen die relevanten Prozesse allerdings noch anhand von Lo-
kalmodell-Simulationen detaillierter analysiert werden.
Laborative Untersuchungen zum Einﬂuss des Gasdrucks auf das langfristige
Endlagerverhalten (Versatzkompaktion und Gasdruckaufbau,
druckgetriebene Gasinﬁltration, Zweiphasenﬂussprozesse im
Tonsteingebirge)
Zum besseren Prozessverständnis und zur Stärkung der Robustheit eini-
ger Sicherheitsfunktionen sind neben den rechnerischen Simulationen
auch ausgewählte laborative Untersuchungen durchgeführt bzw. geplant
worden. Zentrale Ergebnisse dieser Arbeiten sind:
Versatzkompaktion und Gasdruckaufbau. Im Porenraum von Versatzma-
terialien wie Salzgrus oder Bentonit enthaltene Porenﬂuide, insbesonde-
re die primär vorhandene Porenluft, werden durch die Versatzkompakti-
on und die damit einhergehende Reduzierung des Porenraumvolumens
komprimiert, wodurch es zu einem allmählichen Gasdruckaufbau kom-
men kann, sofern die Porenﬂuide nicht anderweitig aus dem System ent-
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weichen können. Der sich erhöhende Gasdruck wirkt seinerseits als Stütz-
druck gegen die weitere Versatzkompaktion.
In Lampe u. a. (2017) sind laborative Untersuchungen zur Salzgruskom-
paktion unter Berücksichtigung des Porendrucks dokumentiert. Wie zu
erwarten ist, ist beobachtet worden, dass die Kompaktionsrate bei anstei-
gendem Porendruck und gleichbleibendem Manteldruck reduziert wird.
Dieser Effekt wird im vorstehend beschriebenen Funktionalmodell Kon-
vergenz durch den Faktor fp(pi(t)) berücksichtigt.
Im Rahmen der im ENTRIA-Teilprojekt VP 5.1 geplanten laborativen
Untersuchungen sollte nicht der Gasdruckeinﬂuss auf die Kompaktions-
rate, sondern der Kompaktionseinﬂuss auf den Gasdruckanstieg gemes-
sen werden. Zur Durchführung dieser Versuche ist eine vorhandene Tria-
xialversuchsanlage umgerüstet worden. Bisher sind nach der Umrüstung
der Versuchsanlage 3 Kompaktionsversuche an Salzgrusversatzmaterial
durchgeführt worden, die allerdings nicht den entsprechend der thermi-
schen Zustandsgleichung für ideale Gase bei der Salzgruskompaktion er-
warteten Porendruckanstieg zeigen, sondern einen signiﬁkant geringe-
ren Gasdruckanstieg, teilweise sogar einen Gasdruckabfall, der bisher nur
durch Undichtigkeiten im System zu erklären ist. An dieser Thematik wird
weiter gearbeitet.
Druckgetriebene Gasinﬁltration in ein primär impermeables Steinsalzgebir-
ge. Steigt in einem verschlossenen Endlager im Salinargebirge der Po-
rengasdruck im Versatzmaterial über das Niveau der Minimalspannung
im Bereich der Streckenkontur, so ist davon auszugehen, dass ein druck-
getriebener Gasinﬁltrationsprozess in das primär impermeable Steinsalz-
gebirge induziert wird. Im Rahmen des ENTRIA-Teilprojekts VP 5.1 sollte
dieser druckgetrieben Gasinﬁltrationsprozess laborativ untersucht wer-
den.
Bereits in dem in Wolters u. a. (2009) dokumentierten Forschungs-
projekt „Weiterentwicklung der EDV-Software INFIL zur Simulation des
druckgetriebenen Inﬁltrationsprozesses von Fluiden in ein nicht perme-
ables Barrieren-Gebirge (Salinar)“ ist der druckgetriebene Inﬁltrations-
prozess sehr intensiv untersucht worden, allerdings nicht für gasförmige
Fluide. Da in einem verschlossenen Endlager im Salinargebirge die Gas-
druckentwicklung und die Gasmigration von großer Bedeutung sind, ist
eine bereits vorhandene Versuchsanlage modiﬁziert worden mit dem Ziel,
auch den Gasinﬁltrationsprozess untersuchen zu können.
Zur laborativen Untersuchung des druckgetriebenen Gasinﬁltrations-
prozesses sind Steinsalzprüfkörper entsprechend Abbildung 5.46 mit ei-
ner zentralen Bohrung versehen worden, in der ein Gasdruck aufgebracht
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werden kann. Die derart präparierten Prüfkörper sind dann in die Ver-
suchsanlage eingebaut worden, wo sie mit einem Axialdruck von σaxial =
4 MPa und einem Manteldruck von σradial = 3 MPa beaufschlagt wor-
den sind. Anschließend ist der Gasdruck in der Bohrung beginnend mit
pg = 3 MPa in mehreren Stufen jeweils nach etwa einer Woche um ∆pg =
0,1 MPa erhöht worden. In der jeweils einwöchigen Beobachtungspha-
se ist der Gasdruck in der Bohrung möglichst konstant gehalten worden.
Die nach Beginn der Inﬁltration dazu aufgrund des inﬁltrationsbeding-
ten Gasverlustes kontinuierlich in die Bohrung hinein nachzuführende
Gasmenge ist gemessen worden.
Die inﬁltrationsbedingt auf der Sekundärseite des Prüfkörpers austre-
tende Gasmenge ist zunächst in einem kleinen Behälter aufgefangen
worden. In diesem Behälter wurde zu Versuchsbeginn ein Gasdruck ent-
sprechend des Atmosphärendrucks angelegt. Aufgrund der sekundärsei-
tig austretenden Gasmenge hat sich der Gasdruck in dem Behälter erhöht,
bis ein Gasdruck von etwa 1,8 bar erreicht worden ist. Anschließend ist
der Gasdruck in dem Behälter durch die Öffnung eines Magnetventils
wieder abgebaut worden.
Abbildung 5.46: Prüfkörpervorbereitung für einen Inﬁltrationsversuch.
Abbildung 5.47 zeigt für einen exemplarischen Versuch die primär- und
sekundärseitige Gasdruckentwicklung. Es ist zu ersehen, dass erst bei ei-
nem in der Bohrung anliegenden Gasdruck von pg = 3,7 MPa ein Aus-
tritt von Gas an der Sekundärseite des Prüfkörpers detektiert worden ist.
Abbildung 5.48 zeigt die während des Versuchs gemessene primärseitig
inﬁltrierende sowie sekundärseitig austretende Gasmenge. Es ist darauf
hinzuweisen, dass die in Abbildung 5.48 dargestellten Gasvolumina nicht
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bezogen sind auf Normbedingungen, sondern auf den jeweils primärsei-
tig bzw. sekundärseitig anliegenden Gasdruck. Aus Abbildung 5.48 ist zu
ersehen, dass bei Erreichen des Gasdrucks von pg = 3,7 MPa die über die
Bohrung in den Prüfkörper inﬁltrierte Gasmenge sehr stark zunimmt. Bei
Erhöhung des Gasdrucks auf pg = 3,8 MPa wird die Inﬁltration sogar noch-
mals verstärkt. Grund dafür ist, dass in dieser Phase bereits eine hydrau-
lisch wirksame Verbindung zwischen der Bohrung und der Sekundärsei-
te des Prüfkörpers vorliegt und der pneumatische Gradient angehoben
wird. Allerdings ist aus Abbildung 5.48 auch zu ersehen, dass schon ab
der Gasdruckstufe pg = 3,1 MPa geringe Mengen an Gas in die Bohrung
nachgeschoben werden müssen, um den Gasdruck in den einzelnen Stu-
fen konstant zu halten, d. h. der druckgetriebene Gasinﬁltrationsprozess
beginnt wie erwartet schon, sobald der Gasdruck die anliegende Minimal-
spannung überschreitet.
Abbildung 5.47: Primär- und sekundärseitige Gasdruckentwicklung.
Eine numerische Simulation dieses Laborversuchs hat ergeben, dass die
Zeit bis zum Gasdurchschlag an der Sekundärseite des Prüfkörpers erheb-
lich länger ist, als sie unter Berücksichtigung der jeweiligen Fluidvisko-
sitäten anhand der in Wolters u. a. (2009) mit ﬂüssigen Inﬁltrationsﬂui-
den durchgeführten Versuche zu erwarten gewesen wäre. Als Ursache da-
für wird der Einﬂuss von Kapillareffekten auf die druckgetriebene Flüs-
sigkeitsinﬁltration gesehen. Sollte sich diese Interpretation in weiteren
Versuchen bestätigen, wäre die in den Globalmodell-Simulationen für ein
Endlager im Salinargebirge berechnete Propagationsgeschwindigkeit der
Gasinﬁltrationsfront überschätzt worden.
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Abbildung 5.48: Primär- und sekundärseitige Gasvolumenentwicklung.
Zweiphasenﬂussprozesse im Tonsteingebirge. Im Rahmen des ENTRIA-
Teilprojektes VP 5.2 war vorgesehen, Zweiphasenﬂussprozesse in Tonge-
stein neben einer numerischen Simulation auch laborativ zu untersuchen.
Vor diesem Hintergrund sind einerseits eine Triaxialanlage zur Untersu-
chung der funktionalen Beziehung zwischen Sättigungsgrad und ﬂuidbe-
zogenen Relativpermeabilitäten von Tonstein und andererseits eine Ver-
suchsanlage zur Untersuchung der funktionalen Beziehung zwischen Sät-
tigungsgrad und Kapillardruck von Tonstein basierend auf der in Torsæ-
ter u. Abtahi (2003) beschriebenen Porous-Plate-Methode entwickelt und
konstruiert worden.
Abbildung 5.49 zeigt eine schematische Skizze der Versuchsanlage
zur Untersuchung der Relativpermeabilitätseigenschaften, Abbildung
5.50 ergänzend zur Illustration einige Fotos der Versuchsanlage. Die Ver-
suchsanlage enthält zur präzisen Steuerung der Fluiddrücke sowie des
Manteldrucks insgesamt 4 EMC-Anlagen, die unabhängig voneinander
geregelt werden können. Diese sind auf dem linken Foto von Abbildung
5.50 dargestellt. Das mittlere und das rechte Foto zeigen die Triaxialzelle
selbst. Derzeit beﬁndet sich die Anlage noch in der Test- bzw. Kalibrie-
rungsphase.
Abbildung 5.51 zeigt in einer Draufsicht (oben) und einer Seitenan-
sicht (unten) die Versuchsanlage zur Untersuchung der Kapillardruckei-
genschaften. Aufgrund der zu erwartenden geringen Fluidbewegungen
können in die Anlage 4 Prüfkörper gleichzeitig eingebaut werden, um
so die Fluidbewegungen zu intensivieren und damit besser messbar zu
machen. Auch diese Anlage beﬁndet sich noch in der Test- bzw. Kalibrie-
rungsphase.
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Abbildung 5.49: Schematische Darstellung der Versuchsanlage zur Cha-
rakterisierung der funktionalen Beziehung zwischen Sät-
tigungsgrad und ﬂuidbezogenen Relativpermeabilitäten
im Tonstein.
Abbildung 5.50: Versuchsanlage zur Charakterisierung der funktionalen
Beziehung zwischen Sättigungsgrad und ﬂuidbezogenen
Relativpermeabilitäten im Tonstein.
Abbildung 5.51: Draufsicht (oben) bzw. Seitenansicht (unten) der Ver-
suchsanlage zur Charakterisierung der funktionalen Be-
ziehung zwischen Sättigungsgrad und Kapillardruck im
Tonstein.
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Zu beiden Versuchsanlagen sind im Hinblick auf die konstruktive Pla-
nung im Rahmen des ENTRIA-Teilprojekts VP 5.2 numerische Vorausbe-
rechnungen durchgeführt worden, die in Zhao (2017) dokumentiert wor-
den sind.
Weiterentwicklung des Stoffmodells Lux / Wolters
Im Rahmen der Bearbeitung des ENTRIA-Teilprojekts VP 5.1 wird zur phy-
sikalischen Modellierung und numerischen Simulation des thermisch-hy-
draulisch-mechanisch gekoppelten Materialverhaltens von Steinsalz das
in Wolters (2014) dokumentierte Stoffmodell Lux / Wolters verwendet.
Das Stoffmodell Lux / Wolters ist modular aufgebaut mit einem (ther-
mo)mechanischem Modul und einem Kopplungsmodul zu hydraulischen
und thermischen Modulen. Die unmittelbar die mechanischen Eigen-
schaften beeinﬂussenden thermischen und hydraulischen Einwirkungen
sind in dem mechanischen Modul integriert. Abbildung 5.52 gibt einen
schematischen Überblick über das Stoffmodell Lux / Wolters mit Stand
2014, fokussiert auf die Modellierung mechanischer Prozesse.
Parallel zu den durchgeführten numerischen Simulationen ist im ENT-
RIA-Teilprojekt VP 5.1 das Stoffmodell Lux / Wolters basierend auf neuen
laborativen Erkenntnissen weiterentwickelt worden, insbesondere hin-
sichtlich der physikalischen Modellierung von Schädigungsprozessen im
Steinsalz. Eine detaillierte Beschreibung dieser Weiterentwicklung ist
(Lux u. a., 2018) zu entnehmen. Abbildung 5.53 zeigt in stark abstrahier-
ter Form den strukturellen Aufbau des weiterentwickelten Stoffmodells
Lux / Wolters.
Auch im weiterentwickelten Stoffmodell Lux/Wolters ergibt sich die Ge-
samtverzerrungsrate ε˙ij , die sich bei einem vorgegebenen Belastungszu-
stand einstellt, entsprechend der Boltzmannschen Hypothese von der Ad-












ε˙eij elastische Verzerrungsrate in d−1,
ε˙vij viskose Verzerrungsrate in d−1,
ε˙dij schädigungsinduzierte Verzerrungsrate in d−1 und
ε˙hij verheilungsinduzierte Verzerrungsrate in d−1.
Die Modellierung der elastischen, der viskosen sowie der verheilungsin-
duzierten Verzerrungsrate erfolgen auch im weiterentwickelten Stoffmo-
dell Lux / Wolters noch entsprechend der in Wolters (2014) dokumentier-
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Abbildung 5.52: Überblick über das Stoffmodell Lux / Wolters.
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Abbildung 5.53: Struktureller Aufbau des weiterentwickelten Stoffmo-
dells Lux / Wolters (Lux u. a., 2018).
ten Gleichungen. Aus diesem Grund wird an dieser Stelle nunmehr nur
die Modellierung der schädigungsinduzierten Verzerrungsrate erläutert.
Die Weiterentwicklung des Ansatzes zur Schädigungsmodellierung be-
gründet sich dadurch, dass im Stoffmodell Lux / Wolters mit Stand 2014
die Ermittlung der schädigungsbezogenen Materialparameter auf triaxia-
len Kriechversuchen basiert, die zur Identiﬁzierung der einzelnen Ver-
zerrungsanteile (schädigungsfrei, schädigungsbehaftet) als Mehrstufen-
versuche über Zeiten von 180 Tagen und mehr durchzuführen sind. Die-
se langen Versuchszeiten resultieren insbesondere dann, wenn die aus
einem Datenkollektiv von triaxialen Kurzzeitversuchen prüfkörperindi-
viduell einzuschätzende Gefügeschädigungsgrenze (die tatsächlich prüf-
körperindividuell vorliegende Gefügefestigkeit) nicht hinreichend genau
erfasst wird.
Um den versuchstechnischen Aufwand zu reduzieren und die Materi-
alparameterermittlung auf eine zuverlässigere Basis zu stellen, ist eine
grundsätzlich neue Untersuchungsmethodik entsprechend Abbildung
5.54 konzipiert worden. Zentrale Elemente sind:
1. Ableitung nicht nur der Bruchfestigkeit und der Gefügefestigkeit,
sondern auch Ableitung der Kriech- und Schädigungsparameter aus
Kurzzeitversuchen, wobei die Kurzzeitversuche unterhalb und ober-
halb der Gefügefestigkeit und hier bis in den Nachbruchbereich so-
wie bei variierter Deformationsrate durchgeführt werden.
2. Überprüfung der Prognosezuverlässigkeit des Stoffmodells anhand
von Langzeitkriechversuchen.
Dieser methodisch neue Ansatz hat grundsätzlich den Vorteil, dass die
triaxialen Kurzzeitversuche mit variierter Deformationsrate versuchs-
technisch zuverlässig durchgeführt werden können und die aufwendigen
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triaxialen Langzeitversuche lediglich zur Bestätigung der abgeleiteten
Materialparameter herangezogen werden und damit in deutlich gerin-
gerem Umfang zur Verfügung stehen müssen als dieses bislang der Fall
ist.
Abbildung 5.54: Modiﬁzierte laborative Versuchsbasis für den weiterent-
wickelten Schädigungsansatz des Stoffmodells Lux / Wol-
ters (Lux u. a., 2018).
Es erscheint zunächst wenig plausibel, die versuchstechnische Basis für
die Entwicklung eines Schädigungsstoffmodells von triaxialen Langzeit-
Kriechversuchen auf verzerrungsgeregelte triaxiale Kurzzeitversuche zu
verlagern – zumal die Modellierung der in Verbindung mit Kriechprozes-
sen bei Beanspruchungen oberhalb der Schädigungsgrenze auftretenden
Gefügeschädigungen im Fokus steht. Durch die strategische Verlagerung
der Untersuchung der Schädigungsentwicklung auf triaxiale Kurzzeitver-
suche werden allerdings folgende Vorteile erwartet:
• Erhöhung der laborativ generierten Informationsdichte (Versuchs-
dauer bei Kurzzeitversuchen um den Faktor 20 geringer im Ver-
gleich zu Langzeitversuchen);
• versuchstechnisch belegte Einbeziehung eines erweiterten Bean-
spruchungsbereichs in die Beschreibung der Abhängigkeit des Schä-
digungsprozesses vom Beanspruchungsniveau entsprechend Abbil-
dung 5.55 (a);
• erweiterte Datenbasis bei der Beschreibung der Abhängigkeit des
Schädigungsprozesses von der Deformationsrate und damit verrin-
gerte Extrapolationsweite auf den in-situ relevanten Bereich ent-
sprechend Abbildung 5.55 (b);
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• garantierte Durchfahrung und damit auch messtechnisch gesicher-
te Beobachtung der Deformationsphase mit einem intensiven akze-
lerierenden Schädigungsprozess bis hin zur Restfestigkeit.
Abbildung 5.55: Vergleich der Untersuchungsbereiche in Kurzzeitversu-
chen und in Langzeitversuchen in Bezug auf (a) Bean-
spruchungsniveau und (b) Deformationsrate (Lux u. a.,
2018).
Im Zentrum des neuen Schädigungsansatzes stehen die Formulierun-
gen zur zeitlichen, durch die jeweiligen Einﬂussgrößen gesteuerten Ent-
wicklung der drei relevanten Schädigungsgrößen, d. h. der schädigungs-
induzierten Verzerrungskomponenten in Form der Verzerrungsratenkom-
poneten ε˙dij , der Dilatanzrate als der Summe dieser Verzerrungsratenkom-
ponenten ε˙vol und der Schädigungsrate d˙ :







d˙ = a15 · f(nV ) · f(ηdil) · f1(εvol)
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mit
ε˙dij schädigungsinduzierte Verzerrungsrate in d−1,
ε˙vol schädigungsinduzierte Dilatanzrate in d−1,
d˙ Schädigungsrate in d−1,
ηV aktuelle gesamte Viskosität des Materials in MPa · d,
ηdil Ausnutzungsgrad bezogen auf die Schädigungsgrenze
ηdil = σv/βdil (dimensionslos),
Q Potentialfunktion in MPa,
σij Tensor der Spannungen in MPa und
a3, a15 Materialparameter (dimensionslos).
Die durch die Analyse der Versuchsdaten ermittelten funktionalen
Abhängigkeiten dieser schädigungsrelevanten Zustandsgrößen von den





















a2 · εvol − εvol krit
εvol rest
)
ab εvol > εvol krit
mit
Fds Fließfunktion in MPa,
βdil Dilatanzgrenze / Schädigungsgrenze in MPa,
εvol krit kritischer Dilatanzwert für den Beginn der Akzeleration
des Schädigungsprozesses (dimensionslos),
εvol rest kritischer Dilatanzwert für das Erreichen der Restfestigkeit
(dimensionslos) und
a1, a1_2, a2 Materialparameter (dimensionslos).
Die Richtungsverteilung für die schädigungsinduzierten Verzerrungs-
komponenten ist mit Hilfe einer neuen Potentialfunktion bestimmt wor-
den, die trotz einer vereinfachten und mathematisch besser handhabba-
ren Formulierung weiterhin eine physikalisch plausible Richtungsvertei-
lung der Verzerrungskomponenten für triaxiale Kompressionsbeanspru-
chungszustände (TC), triaxiale Extensionsbeanspruchungszustände (TE)
und beliebige dreiaxiale Beanspruchungszustände gewährleistet. Die Ab-
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leitungen dieser Potentialfunktion nach den Hauptspannungskomponen-











































σii Hauptkomponenten des Spannungstensors in MPa,
sii Hauptkomponenten des deviatorischen Spannungstensors in
MPa,
σv Vergleichsspannung nach von Mises in MPa,
θ Lode-Winkel für die Spannungsgeometrie (−pi/6 ≤ θ ≤ pi/6)
a0 Materialparameter (dimensionslos) und
c1 Materialparameter (dimensionslos).
Die Grenzen für den Beginn des Schädigungsprozesses sowie für das Er-
reichen des Restfestigkeitszustands sind so organisiert, dass die anfangs
deﬁnierte Dilatanzgrenze in linearer Abhängigkeit vom aktuellen Schädi-
gungszustand ﬁnal in die Restfestigkeitsgrenze übergeht:
Fdz = σv − βdil
βdil = (1− a4(εvol) · exp (−a5(εvol) · σ3)) · βbr
a4 = a40 + (a4rest − a40) · f2(εvol)
f2(εvol) =
εvol − εvol krit
εvol rest − εvol krit
ab εvol > εvol krit bis εvol > εvol rest
mit
a40 Materialparameter für die Dilatanzfestigkeitsgrenze (dimensi-
onslos),
a50 Materialparameter für die Dilatanzfestigkeitsgrenze (dimensi-
onslos),
a4rest Materialparameter für die Restfestigkeitsgrenze (dimensions-
los),
arest Materialparameter für die Restfestigkeitsgrenze (dimensions-
los) und
βbr Bruchfestigkeitsgrenze in MPa.
Zusätzlich ist in dem neuen Stoffmodellteil der Einﬂuss der Schädi-
gungsentwicklung auf die elastischen und viskosen Materialeigenschaf-
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ten formuliert. Die funktionalen Abhängigkeiten dafür sehen wie folgt
aus:
η¯m = η¯m (modLubby2) /f3(εvol)
f3(εvol) = exp
(
a_K2 · εvol − εvol rest
εvol rest
)
E = E0 − (E0 − Erest) · f4(εvol)
f4(εvol) = f2(εvol)
mit
η¯m (modLubby2) aktuelle Viskosität des Materials für schädigungsfrei-
es stationäres Kriechen (ermittelt mit dem Stoffmodell
modLubby2) in MPa · d,
η¯m aktuelle schädigungsbeeinﬂusste Viskosität des Mate-
rials für stationäres Kriechen in MPa · d,
E0, Erest Elastizitätsmodul für den Anfangszustand (ungeschä-
digt) und den Restfestigkeitszustand (stark geschädigt)
in MPa, und
a_K2 Materialparameter (dimensionslos).
Es ist abschließend anzumerken, dass
• die funktionalen Abhängigkeiten für die elastischen und viskosen
Materialeigenschaften von dem aktuellen Schädigungszustand im
Schädigungsmodell nicht direkt aus laborativen Daten abgeleitet
worden sind, sondern aktuell nur auf Plausibilitätsvorstellungen ba-
sieren , dass
• die Schädigungsvariable hier aus den laborativen Messwerten zu der





leitet wird und dass
• der Temperatureinﬂuss auf die Schädigungsprozessentwicklung in
den Formulierungen aktuell nicht direkt berücksichtigt wird, weil
zunächst davon ausgegangen wird, dass dieser Einﬂuss indirekt
durch die Kopplung zum Kriechteil des Stoffmodells eine ausrei-
chende Berücksichtigung ﬁndet und eine weitere Präzisierung ent-
sprechende laborative Untersuchungen erfordert.
Grundsätzlich werden mit dem neuen Stoffmodellansatz zur physikali-
schen Modellierung des Schädigungsprozesses der laborative Aufwand
zur Parameterermittlung erheblich vermindert sowie die Robustheit der
Prozesssimulation und damit auch die Prognosezuverlässigkeit signiﬁ-
kant verbessert.
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5.5.2 Arbeitspaket 5.3 (IELF-ES): Migrationsverhalten von
Radionukliden
Zielsetzung
Die radiologische Konsequenzenanalyse ist ein zentraler Bestandteil von
Langzeitsicherheitsanalysen für Endlagersysteme. Voraussetzung für ei-
ne radiologische Konsequenzenanalyse ist die numerische Prognose der
Fluiddynamik und der Radionuklidmigration im Endlagersystem. Die
numerische Beschreibung der ﬂuiddynamischen Prozesse im Endlager-
system wird zunehmend komplexer und realitätsnäher dank der For-
schung zu thermisch, hydraulisch und mechanisch (THM) gekoppelten
Prozessen (einschließlich Multiphasenﬂuss TH2M) und der Weiterent-
wicklung numerischer Werkzeuge. Allerdings wurden die Modellierungen
der TH2M-gekoppelten Prozesse und der Radionuklidmigration häuﬁg se-
parat durchgeführt (Larue u. a., 2013), da unterschiedliche numerische
Werkzeuge für die zwei Themen entwickelt wurden, z. B. FLAC-TOUGH
(FTK-Simulator) (Rutqvist, 2011) für die TH2M Prozesse und TOUGH2-
EOS9nT (Moridis u. a., 1999) für die Transportprozesse von Radionukli-
den (einschließlich Zerfallsketten).
Das Ziel des AP5.3 (Arbeiten des IELF-ES) war eine exemplarische nu-
merische Analyse der Transportprozesse der relevanten Radionuklide im
Endlagersystem unter direkter Nutzung der ﬂuiddynamischen Daten aus
den Modellierungsarbeiten des LfDG in den Arbeitspaketen 5.1, 5.2 und
6.7. Letztere haben die thermisch, hydraulisch und mechanisch gekop-
pelten Prozesse, inklusive Zweiphasenﬂuss (TH2M) zum Gegenstand und
erfolgten mit dem Programm FLAC-TOUGH (FTK-Simulator). Ergebnisse
sind u. a. die für die hier beschriebenen Rechnungen benötigten ﬂuiddy-
namischen Eingangsdaten. Damit wurden methodische Grundlagen und
Werkzeuge für den Vergleich der Entsorgungsoptionen erarbeitet.
Zur Demonstration wurde im Rahmen des AP5.3 im Arbeitsteil des
IELF-ES eine numerische Analyse der Transportprozesse der relevanten
Radionuklide im Endlagersystem im Tongestein mit sowie ohne Moni-
toringsohle durchgeführt. Weiterhin wurde ein Test zur Unsicherheits-
analyse mit dem Transportmodell unter Verwendung des vom IELF-ES
im AP 4.1 entwickelten Software-Werkzeugs ReSUS (Li, 2015; Ghofrani,
2016) durchgeführt. Die Erkenntnisse zu Transportprozessen der Radio-
nuklide im Nah- und Fernfeld unter Zweiphasenströmungsbedingung
wurden genutzt, um das Prozessverständnis zum Barrierensystem des
Endlagers in Hinblick auf die Wirksamkeit einzelner Barrieren sowie auf
die Radionuklidfreisetzung zu erhöhen.
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Methodik
TOUGH2-EOS9nT (Moridis u. a., 1999) ist ein Modul der TOUGH2-Familie
für die Simulation der Transportprozesse von Radionukliden (einschließ-
lich Zerfallsketten) in porösen Medien. Abbildung 5.56 zeigt, dass TOUGH2-
Abbildung 5.56: Vereinfachte Darstellung des Programmablaufs von
TOUGH2-EOS9nT (Moridis u. a., 1999).
EOS9nT aus zwei Komponenten besteht. In einem numerischen Itera-
tionslauf werden zuerst die hydraulischen Prozesse simuliert. Die er-
rechneten ﬂuiddynamischen Daten beschreiben die Flüssigkeitsströme
zwischen den verbundenen Modellelementen. Diese Daten („Strömungs-
feld“) werden zur zweiten Komponente in TOUGH2-EOS9nT weitergelei-
tet. Der zweite Teil des Simulators löst die Transportgleichungen, mit
denen die Nuklidtransportprozesse berechnet werden. Die zwei Kom-
ponenten sind voneinander sauber getrennt, was eine Codemodiﬁkati-
on ermöglicht. Um die Zielsetzung von AP5.3 – die Modellierung von
Radionuklidtransportprozessen unter Verwendung von mit dem FTK-
Simulator berechneten ﬂuiddynamischen Daten – zu erfüllen, wurde
TOUGH2-EOS9nT so verändert, dass das „Strömungsfeld“ nicht von der
hydraulischen Simulationskomponente an die Transportkomponente
übergeben wird, sondern aus „externen Dateien“ eingelesen wird. Die
ursprüngliche hydraulische Simulationskomponente wird dagegen still-
gelegt. Die „externen Dateien“ enthalten die Fluidströmungsdaten aus
dem FTK-Simulator. Dank der Modiﬁkation können die Transportprozes-
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se der Nuklidzerfallskette unter den TH2M-Zweiphasenﬂuss gekoppelten
Bedingungen simuliert werden.
Modellannahmen
Das in AP5.3 verwendete Modell für TOUGH2-EOS9nT beruht auf identi-
schen Materialgruppen und räumlicher Diskretisierung wie das Globalmo-
dell in den Arbeitspaketen 5.1, 5.2 und 6.7, siehe Abb. 5.57 und 5.99. So-
mit wird erreicht, dass die Ergebnisse des FTK-Simulators kompatibel mit
dem Modell für TOUGH2-EOS9nT sind. Drei Modellgruppen mit unter-
Abbildung 5.57: Das Globalmodell mit den Stoffkomponenten in einem
Endlagersystem im Tongebirge (links) und das Gruben-
gebäude für das Endlager mit Vorkehrung zur Rückho-
lung mit Monitoringsohle 40m über dem Grubengebäude
(rechts).
schiedlichen Rechenfällen werden bei der Analyse betrachtet. Für die Ton-
formationen in den nord- und süddeutschen Regionen wird eine Mächtig-
keit des Wirtsgesteins von 400 m bzw. 100 m angenommen. Tabelle 5.6
listet die Rechenfälle auf, die in der Analyse berücksichtigt wurden.
Für das Endlagerkonzept mit Vorkehrung zur Rückholung werden Über-
wachungssohlen und Monitoring-Bohrungen im globalen Modell ange-
nommen. Für dieses Konzept werden die in Tabelle 5.7 aufgelisteten Re-
chenfälle analysiert.
Bei den Modellen für die Endlagerkonzepte mit und ohne Vorkehrung
zur Rückholung wird angenommen, dass die Freisetzung der Radionukli-
de aus allen Abfallbehältern gleichzeitig direkt nach dem Verschluss be-
ginnt, vom Einschluss durch die Abfallbehälter und der Beständigkeit der
Abfallmatrix wird im Modell also kein Kredit genommen.
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Tabelle 5.6: Im Arbeitspaket 5.3 für das Modell ohne Vorkehrung zur
Rückholung berücksichtigte Rechenfälle.
Rechenfall Beschreibung
Basisfall Behälterkorrosionsrate= 1 µm/a, Permeabilität von Ton = 1e-20
m2, Permeabilität Verschlussbauwerk= 3,45e-19 m2
Alternative 1 Änderung zum Basisfall: Behälterkorrosionsrate = 50 µm/a
Alternative 2 Änderung zum Basisfall: Behälterkorrosionsrate = 100 µm/a
Alternative 3 Änderung zum Basisfall: Behälterkorrosionsrate = 0 µm/a
Alternative 4 Änderung zum Basisfall: Permeabilität Verschlussbauwerk =
3,45e-17 m2
Alternative 5 Änderung zum Basisfall: Permeabilität Verschlussbauwerk = 1.e-
15 m2
Alternative 6 Änderung zum Basisfall: primäre horizontale Wasserströmung
mit dem Druckgradient 0,15 MPa/m
Alternative 7 Änderung zum Basisfall: primäre vertikale Wasserströmung mit
dem Druckgradient 0,15 MPa/m
Alternative 8 Änderung zum Basisfall: Permeabilität vom Tongestein = 1e-22
m2
Tabelle 5.7: Im Arbeitspaket 5.3 für das Modell mit Vorkehrung zur Rück-
holung berücksichtigte Rechenfälle.
Rechenfall Beschreibung
Basisfall Behälterkorrosionsrate=1 µm/a , Permeabilität von Ton =
1e-20m2, Permeabilität Verschlussbauwerk= 3,45e-19 m2
Alternative 1 Änderung zum Basisfall: primäre vertikale Wasserströ-
mung mit dem Druckgradient 0,15 MPa/m
Alternative 2 Änderung zum Basisfall: Mächtigkeit des Tongesteins =
100m, Abstand zwischen dem Grubengebäude und Überwa-
chungssohlen = 20m
Alternative 3 Änderung zum Basisfall: Änderung zum Basisfall: Mit Be-
obachtungsbohrungen
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Die Modellierung erfolgt beispielhaft für eine Actinidenzerfallskette
(„4n+1“ Zerfallskette mit 241Am, 237Np, 233U, 229Th und 209Bi) sowie für
das Spaltprodukt 36Cl.
Die Löslichkeitsgrenzen der Actiniden im Grundwasser werden als kon-
stante Randbedingungen an den Abfallbehältern angesetzt. Es werden
Löslichkeitsgrenzen der Actiniden einer wässerigen Lösung (pH = 8) ver-
wendet, da das Szenario aus den Simulationsergebnissen von AP 5.2 und
6.7 abgeleitet wird, für die das nahezu pH-neutrale Grundwasser aus
dem Wirtsgestein statt durch das Verschlussbauwerk in den Endlagerbe-
reich eintritt und die radioaktiven Abfälle angreift. Für das Spaltprodukt
36Cl wird keine Löslichkeitsgrenze, sondern eine Schätzung des endge-
lagerten 36Cl-Inventars verwendet. Da das Inventar stark von der Zwi-
schenlagerzeit, dem Abbrand des Kernbrennstoffs usw. abhängt, wurde
bei der Modellierung ein sehr konservativer konstanter Schätzwert un-
terstellt. Die Daten für die Konzentrationsrandbedingung stammen aus
geochemisch-thermodynamischen Rechnungen des KIT-INE. Die Berech-
nung der Löslichkeitsgrenzen von Americium-, Neptunium-, Thorium-
und Uranfestphasen, die mit dem Softwareprogramm PHREEQC v3.4
(Parkhurst u. Appelo, 2013) vom KIT-INE durchgeführt wurde, basiert auf
den geochemischen Randbedingungen einer generischen Tonformatio-
nen in Süddeutschland. Die thermodynamischen Daten der Rechnungen
stammen aus den international anerkannten Datenbanken „NEA-TDB“
(NEA) und „ThermoChimie“ v.9 (Grivé u. a., 2015). Generell wurde die
Bildung von Festphasen geringer Kristallinität an Stelle der Bildung von
hochkristallinen Phasen in den Rechnungen berücksichtigt, da die Aus-
fällung der geringer kristallinen Phasen unter den Endlagerbedingungen
bevorzugt werden. Daher stellen diese geringer kristallinen Festphasen
in der Anfangsphase eines Porenwasserkontakts mit den Abfallprodukten
die löslichkeitskontrollierenden Festphasen dar. Die primären Radionu-
klidquellterme, die vom KIT-INE unter anderem für die generische Ton-
formation in Süddeutschland im AP 4.4 abgeleitet wurden, unterscheiden
sich im Fall von Americium und Uran von den in Tab. 5.8 angegebenen
Löslichkeitsgrenzen, da im AP 4.4 die geochemischen Randbedingun-
gen näher untersucht und weiter differenziert wurden (siehe Tabelle 5.4
im Abschnitt „Radionuklidquellterme für verschieden Entsorgungsoptio-
nen“ des TP4).
Für die Modellierung der Sorption an der Feststoffmatrix wird das linea-
re Kd-Konzept unterstellt. Die genutzten Kd-Werte stammen aus (Baey-
ens u. a., 2014; Ochs u. a., 2016), die ebenfalls von KIT-INE empfohlen
wurden.
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Tabelle 5.8: Löslichkeitsgrenzen (Quellterme) und Kd-Werte der berück-
sichtigten Radionuklide.
Isotop Quellterm Kd-Wert (log L/kg)
241Am 1,54E-03 kg/m3 Tongebirge = 4,23; Bentonit = 4,00 bis
4,70; Verschlussbauwerk = 4,6 bis 5,18
239Np 2,39E-07 kg/m3 Tongebirge = 4,74; Bentonit = 4,80 bis
5,57; Verschlussbauwerk = 2,48 bis 5,15
233U 6,68E-06 kg/m3 Tongebirge = 4,31; Bentonit = 1,40 bis
1,6; Verschlussbauwerk = 2,70 bis 5,83
229Th 1,36E-04 kg/m3 Tongebirge = 4,40; Bentonit = 4,80 bis
5,80; Verschlussbauwerk = 6,70
209Bi 0 kg/m3 Keine Daten
36Cl 1,14E-04 kg/m3 Keine Daten
Für die Kd-Werte im Bentonit, Verschlussbeton und Tongestein wurden
vom KIT-INE Bandbreiten zur Verfügung gestellt, siehe Tabelle 5.8. Als
konservative Annahmen wurden für die deterministischen Rechnungen
jeweils die unteren Grenzen der Kd-Werte verwendet. Für 209Bi und 36Cl
stehen keine Daten zur Verfügung, daher wurden die Kd-Werte für diese
beiden Nuklide auf 0 gesetzt. Es wurde ein molekularer Diffusionskoefﬁzi-
ent von 7,3·10-10 m2/s für alle berücksichtigten Radionuklide unterstellt.
Ergebnisse
Im Vorhaben wurden einzelne Aspekte der Optionen anhand von Refe-
renzmodellen auch im Hinblick auf die Bewertungsgrundlagen exempla-
risch untersucht. Im Rahmen von AP5 wurden Werkzeuge für die Model-
lierung von Nuklidtransportvorgängen im verschlossenen Tiefenlagersys-
tem entwickelt und zu Demonstrationszwecken beispielhaft Rechnungen
aufgrund stark vereinfachender Modellannahmen durchgeführt. Die hier
dargestellten Ergebnisse sind daher lediglich als Anwendungsbeispiele
und nicht als Optionenvergleich zu verstehen.
Die wichtigsten Simulationsergebnisse sind die zeitabhängigen Kon-
zentrationsverteilungen der Radionuklide. Beispielhaft wird hier die Kon-
zentrationsverteilung von 233U im Basisrechenfall dargestellt. In Abbil-
dung 5.58 a und b ist zu erkennen, dass die Ausbreitung von 233U aufgrund
der dominierenden Sorption im Bentonit und im Tonstein räumlich sehr
begrenzt ist. Die Migrationsrechnungen für die anderen Actiniden zeigen
ähnliche Ergebnisse. Anders als bei Actiniden kann 36Cl weiter migrieren,
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a) b)
Abbildung 5.58: Konzentrationsverteilung von 233U nach a) 30.000 Jahren,
b) 1 Mio. Jahren.
da der Kd-Wert mit 0 angenommen wurde. Die Konzentrationsverteilun-
gen von 36Cl zu unterschiedlichen Zeitpunkten werden in Abbildung 5.59
dargestellt. In dieser Abbildung sind diejenigen Gebiete, für die eine Kon-
a) b)
c) d)
Abbildung 5.59: Konzentrationsverteilung von 36Cl in kg/m3 nach a)
1.000 Jahren, b) 30.000 Jahren, c) 100.000 Jahren, d)
1.000.000 Jahren.
zentration von mehr als 1,2·10-8 kg/m3 (Wert abgeleitet aus der Freigabe-
grenze für 36Cl der StrlSchV (StrlSchV, 2012) ) rot eingefärbt. Am Ende der
Simulation hat dieser rote Bereich die Grenze zwischen dem Wirtsgestein
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und dem Deckgebirge erreicht. Das liegt an den drei extrem konservativen
Modellannahmen:
1. Der Kd-Wert von 36Cl wurde auf 0 festgelegt.
2. Es wird unterstellt, dass alle Abfallbehälter direkt nach dem Ver-
schluss des Grubengebäudes versagen.
3. Die Konzentrationsrandbedingung an den Abfallbehältern bleibt
immer konstant bei 1,14·10-4 kg/m3 während des Analysezeitraums
von 1 Mio. Jahre, obwohl die Halbwertszeit von 36Cl 3,01E+05 Jahre
beträgt.
Zum Vergleich der Ergebnisse für unterschiedliche Rechenfälle wurden
„Beobachtungspunkte“ in den Modellen ausgewählt. Die Beobachtungs-
punkte im 400 m-Modell sind die Punkte, die sich 4 m, 9 m, 20 m, 150 m
und 180 m über dem Grubengebäude beﬁnden. Beim 100 m-Modell liegen
die Punkte 4 m, 9 m, 20 m, 35 m und 50 m über dem Grubengebäude. Für
a) b) c)
Abbildung 5.60: Konzentrationsverlauf der Actiniden an den Beobach-
tungspunkten über 1 Mio. Jahre a) im Basisrechenfall
für das 400 m-Modell, b) im achten alternativen Rechen-
fall (Perm. von Tongestein= 1.0·10-22 m2) für das 400 m-
Modell, c) im Basisrechenfall für das 100 m-Modell.
die vier Radionuklide (241Am, 237Np, 233U, 229Th) der 4n+1-Zerfallskette
wurden wegen der starken Absorption für alle Rechenfälle nur im ersten (4
m) Beobachtungspunkt Konzentrationen von mehr als 10-19 kg/m3 errech-
net. Eine Nutzung der Ergebnisse für einen Optionenvergleich ist daher
nicht sinnvoll. Das letzte Tochterisotop Bi-209 hat eine höhere Konzen-
tration am 4 m Punkt gezeigt und den 9 m Punkt erreicht, obwohl dessen
Konzentrationsrandbedingung an den Abfallbehältern auf 0 gesetzt wird.
209Bi wird in diesem Modell wegen seiner extrem langen Halbwertszeit als
stabiles Isotop betrachtet und sein Kd-Wert ist auf 0 gesetzt, daher kann
es sich weiter als seine Mütter ausbreiten.
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Aus Abbildung 5.60 a, b und c ist zu erkennen, dass der Nuklidtransport
am 4 m-Punkt in unterschiedlichen Rechenfällen mit unterschiedlichen
Mächtigkeiten des Tongesteins fast den identischen Konzentrationsver-
lauf erzeugt hat. Die maximale lokale Peclet-Zahl beim Basisrechenfall
beträgt am Beginn der Simulation 0,18 und sinkt mit der Zeit schnell, da
die von der Einlagerung erregte Wasserströmung im Endlagersystem sich
nach der Betriebsphase bis zum primären hydraulischen Zustand redu-
ziert, am Ende der Simulation (1 Mio. Jahre) beträgt die Peclet-Zahl nur
noch 4,3·10-4. Für die anderen Rechenfälle wurden ähnliche Werte für die
Peclet-Zahl ermittelt. Daraus folgt, dass der Transport von Radionukli-
den im Modell von dem diffusiven Transport dominiert wird. Daher spie-
len die unterschiedlichen Strömungsfelder aus den unterschiedlichen Re-
chenfällen und Modellen eine untergeordnete Rolle.
Im Hinblick auf die Ziele des Vorhabens ist es von besonderer Bedeu-
tung, die Rechenergebnisse zwischen den Modellen mit und ohne Vor-
kehrung zur Rückholung zu vergleichen. Dies ist hier für den Konzen-
trationsverlauf von 36Cl beispielhaft dargestellt. Abbildung 5.61 a und b
a) b)
Abbildung 5.61: Konzentrationsverlauf von 36Cl an den Beobachtungs-
punkten über 400.000 Jahre im Basisrechenfall a) für
das 400 m-Modell, b) für das 400 m-Modell mit Überwa-
chungssohle.
stellen den Konzentrationsverlauf von 36Cl an den Beobachtungspunkten
über 400.000 Jahre mit gleichen Randbedingungen dar. Die Simulations-
zeit beträgt beim Modell mit Überwachungssohle nur 400.000 Jahre, da
die Simulation im Rahmen von AP 6.7 nur über diesen Zeitraum durchge-
führt werden konnte und daher nur für diesen Zeitraum Strömungsdaten
zur Verfügung standen. Um den Vergleich zu ermöglichen, werden auch
für das Modell ohne Überwachungssohlen nur die Daten über 400.000 Jah-
re an dieser Stelle dargestellt. Im Vergleich kann man erkennen, dass die
Konzentration von 36Cl beim Modell mit Überwachungssohle etwas hö-
her als beim Modell ohne Überwachungssohle ist, die Differenz beträgt
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weniger als eine halbe Größenordnung. D. h., dass der Einbau der Über-
wachungseinrichtung eine erkennbare, aber nicht sehr starke beschleuni-
gende Wirkung für die Migrationsprozesse des 36Cl zeigt. Exemplarisch
wurden zur Demonstration der verwendeten Werkzeuge auch probabilis-
tische Rechnungen mit der Softwareplattform ReSUS durchgeführt. Für
den Basisrechenfall für das 400 m-Modell mit und ohne Überwachungs-
sohlen und Bohrlöchern wurden acht Parameter für die Actinidenzerfalls-
kette probabilistisch betrachtet, die anderen wurden als deterministische
Werte angenommen. Die statistischen Verteilungen der Parameter wur-
den aus Daten des KIT-INE abgeleitet. Die Größe der Stichprobe beträgt
100.
Tabelle 5.9: Statistische Verteilungsparameter für die probabilistische










Kd für 241Am Gauß 0,00423 0,001 m3/kg
Kd für 237Np Gauß 0,00474 0,001 m3/kg
Kd für 233U Gauß 0,00431 0,001 m3/kg
Kd für 229Th Gauß 0,00440 0,001 m3/kg
Löslichkeitsgrenze von 241Am Gauß 1,54E-3 1,0E-4 kg/m3
Löslichkeitsgrenze von 237Np Gauß 2,39E-7 1,0E-11 kg/m3
Löslichkeitsgrenze von 233U Gauß 6,86E-6 1,16E-6 kg/m3
Löslichkeitsgrenze von 229Th Gauß 1,36E-4 6,0E-7 kg/m3
Beispielhaft werden in Abbildung 5.62 die Häuﬁgkeiten der maxima-
len Urankonzentration als Histogramm dargestellt. Ein Vergleich der Ent-
sorgungsoptionen hinsichtlich der Migrationsprozesse ist allerdings nur
unter realistischeren Modellannahmen und bei besserer Datenlage sinn-
voll. In Abbildung 5.62 a und b ist zu erkennen, dass die maximalen Uran-
konzentrationen am Punkt 4m über dem Grubengebäude im Modell mit
Überwachungssohle größer als die im Modell ohne Überwachungssohle
sind. Die Ursache ist vermutlich, dass der Kd-Wert im Bentonit für Uran
kleiner als im Ton-Wirtsgestein ist (Mittelwert von Kd=1,4 l/kg für Bento-
nit und 4,31 l/kg für die Tonformation). Da die Überwachungssohle und
die Bohrlöcher nach 300 Jahren mit Bentonit verfüllt werden sollen, wird
233U weniger absorbiert als im Modell ohne Überwachungssohlen. In Ab-
bildung 5.63 werden Streudiagramme dargestellt, die exemplarisch zur
Demonstration des Vorgehens bei einer Sensitivitätsanalyse erstellt wur-
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Abbildung 5.62: Histogramm der Logarithmen der Urankonzentrationen
am Punkt 4 m über dem Grubengebäude im Modell ohne
(links) und mit (rechts) Überwachungssohle und Bohrlö-
chern.
a) b) c)
Abbildung 5.63: Streudiagramm zwischen den maximalen Konzentratio-
nen von 237Np am Punkt 4 m über dem Grubengebäude
im Modell und a) den Kd-Werten von 237Np, b) den Lös-
lichkeitsgrenzen von 237Np, c) dem Kd-Wert von 229Th.
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den. Abbildung 5.63 a zeigt, dass der Kd-Wert von 237Np einen starken
negativen Einﬂuss auf die Konzentration des freigesetzten Nuklids hat
(Bestimmtheitsmaß etwa 0,92). Aus Abbildung 5.63 b kann man keine er-
kennbare Korrelation zwischen den Löslichkeitsgrenzen und den berech-
neten Konzentrationen von 237Np feststellen, es ergibt sich ein entspre-
chend niedriges Bestimmtheitsmaß (etwa 0,01) für eine lineare Regres-
sion. Dies kann an der starken Dominanz des Kd-Wertes liegen. Abbil-
dung 5.63 c steht beispielhaft für ein Streudiagramm, das richtigerweise
keine Abhängigkeit zwischen den maximalen Konzentrationen von 237Np
am Punkt 4 m über dem Grubengebäude im Modell und dem Kd-Wert von
229Th zeigt (Bestimmtheitsmaß etwa 0,01). Die Analyse mit diesem Trans-
portmodell bei ReSUS hat generell plausible Ergebnisse gezeigt – es wur-
den einerseits plausible Sensitivitäten (Abhängigkeiten, hohes Bestimmt-
heitsmaß) ermittelt, andererseits aber keine „falsch-positiven“ Ergebnis-
se (also aus dem Modell heraus nicht erklärbare Abhängigkeiten) ermit-
telt.
5.5.3 Arbeitspaket 5.3 (IELF-MGS): Hydrogeochemische
Transport-Modellierung zur Schadstoffausbreitung im
Deckgebirge über einem tiefen Endlager für radioaktive
Abfälle
Vorbemerkungen. Die Sicherheitskonzepte für eine wartungsfreie Ent-
sorgung in tiefen geologischen Formationen ohne Rückholbarkeit ba-
sieren im Wesentlichen auf dem Sicherheitsnachweis für die technische
(Behälter, Strecken- und Schachtverschlüsse) und die geologische Bar-
riere (einschlusswirksamer Gebirgsbereich). Eine Sicherheitsbewertung
umfasst zum einen die thermischen, hydraulischen und mechanischen
Eigenschaften des Nah- und des Fernfeldes und zum anderen den che-
mischen und mineralogischen Stoffbestand von Lösungs-Festkörper-
Systemen innerhalb des Wirtsgesteins. Da durch den Wärmeeintrag ein
dynamisches System entsteht, in dem sich alle vier genannten Prozes-
se gegenseitig beeinﬂussen können, wurden Berechnungen zu THMC-
Kopplungen in der Wirtsgesteinsformation angestellt. Dabei wurden je-
doch zu einer Reihe von Prozessen, die in diesem Zusammenhang auch
eine Rolle spielen können, oft wenige bis gar keine quantitativen Be-
trachtungen angestellt. Das hier dargestellte Vorhaben geht der Frage
nach den (A) Rückhalteeigenschaften ausgeschiedener Salzminerale ge-
genüber löslichen Radionukliden und der Frage der (B) Ausbreitung von
Radionukliden im Grundwassersystem des überlagernden Deckgebirges
nach.
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Rückhaltepotential kristallisierender Salzminerale
Herkunft und Entwicklung salinarer Lösungen . Salinare Lösungen in Ton-
gesteinen und in Salzgesteinen stehen im Mittelpunkt von Überlegungen
zum Transport von Radionukliden aus der Abfallmatrix durch das Wirts-
gestein in das Deckgebirge und weiter in die Biosphäre. Wären solche Lö-
sungen nicht vorhanden oder vernachlässigbar, könnte auf Berechnun-
gen zur Radionuklid-Ausbreitung weitgehend verzichtet werden. Aus geo-
logischer und geochemischer Sicht sind jedoch salinare Lösungen integra-
ler Bestandteil des Wirtsgesteins. Weder Tonsteine noch Salzformationen
sind ‚trocken‘. Wegen ihrer herausragenden Bedeutung in der Diskussion
um räumliche und zeitliche Perspektiven in nuklearen Entsorgungsfra-
gen lohnt es sich, der Frage nach dem Auftreten, der Herkunft und der
Entwicklung solcher Fluide nachzugehen. Von besonderer Bedeutung ist
hierbei die Temperatur-bedingte Änderung der Löslichkeit von Festkör-
pern (Fällung von Salzmineralen), die bei einer Migration aus dem Ein-
lagerungsbereich in höhere Bereiche der Wirtsgesteinsformation (Salz-
struktur) auftreten können.
Alle bisher untersuchten norddeutschen Salzformationen enthalten
salzgesättigte Lösungen. Diese sind entweder a) seit der Bildung der Eva-
porite von ca. 250 Mill. Jahren im Salz vorhanden und damit genetisch
integraler Bestandteil des Gesteinskörpers, sog. ‚primäre Lösungen‘, oder
sind b) durch Wegsamkeiten über das Deckgebirge in den Salzstock mi-
griert (‚sekundäre Lösungen‘). Bei der Untersuchung von Salzformatio-
nen können Zuﬂüsse sekundärer Lösungen geochemisch leicht erkannt
werden. Die Untersuchungen am Salzstock Gorleben haben gezeigt, dass
die an tektonischen Diskordanzen und an konkordanten Anhydrit-Flöz-
Grenzen vorkommenden primären Salzlösungen räumlich begrenzt sind.
Es gibt jedoch Anteile primärer Lösung, die mittels seismischer, elektri-
scher und elektromagnetischer Verfahren in ihrer räumlichen Ausdeh-
nung in der Steinsalzmatrix nicht nachzuweisen sind. Nicht detektierba-
re Lösungsvorkommen, z. B. auf Korngrenzen, sind weit verbreitet und
können wegen ihres Volumens von Bedeutung sein.
Salinare Lösungen in Salzgesteinsformationen. Bei der Eindunstung von
abgeschnittenen Meeresbuchten werden zunächst Ca-Mg-Karbonate und
Ca-Sulfate chemisch aus dem Meerwasser gefällt. Diese bilden das ‚Lie-
gende‘ einer Salzabfolge. Bei weiterer Eindunstung setzt nach etwa 90 %
Verlust des Lösungsmittels Wasser durch Überschreiten der Löslichkeits-
grenzen die Ausscheidung von Steinsalz ein. Beim Beginn der Ausschei-
dung von NaCl schwimmen unregelmäßig geformte (Hopper)-Kristalle in
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Abbildung 5.64: Kristallisation von Salzmineralen (hellblau) in hochsa-
linaren Lösung (dunkelblau) mit fortschreitender Kris-
tallisation/abnehmender Lösungsmenge von links nach
rechts.
einer hochsalinaren Lösung. Bei fortschreitendem Verlust des Lösungs-
mittels wird immer mehr Salz ausgeschieden, so dass das Verhältnis von
verbleibender Lösung zum festen Salz immer kleiner wird. Da alle gebil-
deten Salzkristalle eine höhere Dichte aufweisen als die eindunstende Lö-
sung, setzen sich die Festkörper am Boden des Eindunstungsbeckens ab
und schließen dabei Reste der Lösung in Zwickeln und auf Kornrändern
ein. Auf diese Weise endet eine Salzabfolge immer mit einer Mischung
von Festkörpern (Salzkristalle) und Flüssigkeit (hochsalinare Lösung). Im
Verlauf der weiteren geologischen Entwicklung werden Salzabfolgen kom-
primiert; unter erhöhtem Druck und erhöhter Temperatur beginnt die
Verdichtung des Salzgesteins durch Kristallwachstum bei gleichzeitigem
Auspressen der mobilen Phase. Insgesamt vermindern sich die Lösungs-
/Festkörper-Verhältnisse von hohen Anteilen zu << 1 % (siehe Abb. 5.64).
Es ist unbekannt, welche Menge an hochsalinarer Lösung eine Salzforma-
tion durch Kompaktion und Rekristallisation im Verlaufe von diageneti-
schen Prozessen und bei der Halokinese verliert. Mikroskopische Unter-
suchungen an Steinsalz lassen jedoch immer Reste von Lösung auf Korn-
grenzen (interkristallin) oder als Flüssigkeitseinschlüsse innerhalb von
Kristallen (intrakristallin) erkennen. Die chemische Zusammensetzung
dieser Lösungen ist grundsätzlich MgCl2-dominiert. Es stellt sich die Fra-
ge, wie und ob solche Lösungsreste für Reaktionen mit den Einlagerungs-
behältern und weiter als Transportmittel für lösliche Radionuklide zur
Verfügung stehen.
Verteilung und Migration von Salzlösung. Die quantitative Bestimmung
geringer Lösungsgehalte in natürlichen Salzgesteinen ist analytisch sehr
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schwierig. Die wenigen vorliegenden Untersuchungen machen Gehalte
≤ 0.1 % für norddeutsche Salzstöcke wahrscheinlich (Bornemann u. a.
(2008) und weitere Zitate darin). Wenn diese Lösungsmengen auf Korn-
grenzen gespeichert vorliegen, sind sie mit elektrischen und elektroma-
gnetischen Erkundungsmethoden nicht zu erkennen. Da die Salzbewe-
gungen vor etwa 50 bis 60 Mio. Jahren zum Stillstand gekommen sind,
kann man davon ausgehen, dass die in Diapir-artigen Strukturen vor-
kommenden Salzmassen in einigen 100 bis einigen 1.000 m Tiefe solche
Konzentrationen an inter- und intrakristalliner Lösung aufweisen. Dar-
aus ergibt sich die Frage, welche Mengen an Lösung grundsätzlich als
Reaktions- und Transportmedium verfügbar sind.
Nimmt man die genannte Konzentrationsangabe und bezieht diese auf
einen Referenzblock von 100 m·100 m·100 m Kantenlänge, so ergeben
sich Salzlösungsvolumina von 100 m3. Da die Lösung unter isotropen
Druckbedingungen lange im Steinsalz gespeichert war, kann die Aus-
bildung differentieller Drucke durch Auffahren von untertägigen Hohl-
räumen die Migration von salinarer Lösung im Druckgefälle in Gang
setzen, so dass Lösungen die Auﬂockerungszone und die aufgefahrenen
Strecken erreichen. Das Beispiel der Zutritte von ﬂüssigen Kohlenwas-
serstoffen auf der 830-m-Sohle mitten im Kernbereich der vorgesehen
Einlagerungszonen (z2 Knäuel- und Kristallbrockensalz) im Salzstock
Gorleben zeigt, dass auf Korngrenzen gespeicherte Flüssigkeiten an der
Kontur einer aufgefahrenen Strecke austreten können.
Wegen der Adhäsionskräfte zwischen Kristallkorn-Oberﬂächen und
Lösungsﬁlmen kann allerdings nicht der gesamte Bereich ‚entwässert‘
werden sondern nur das Gesteinsvolumen der Auﬂockerungszone (sie-
he Abb. 5.65). Das bedeutet, dass ein erheblicher Teil der tiefer in der
Gesteinsmatrix auftretenden Lösung nicht migrationsfähig ist, solange
nicht weitere Druckgefälle erzeugt werden. Die Existenz von ‚Lösungsta-
schen‘ oder von lösungserfüllten Hohlräumen im Kubikmeter-Maßstab
ist mit diesem Konzept nicht vereinbar – solche Bereiche wären bei elek-
tromagnetischen Untersuchungen detektierbar. Die Migration von intra-
kristallinen Lösungen, sog. Fluid Inclusions, ist bei der hier skizzierten
Migration nicht erfasst. Solche Lösungen stellen ein weiteres in der intak-
ten Gesteinsmatrix disseminiertes Lösungsreservoir dar, welches bei der
Aufheizung des Gebirges durch Wärmeabgabe der eingelagerten Behälter
grundsätzlich in Richtung der Wärmequelle wandern würde.
Für die nachfolgenden Berechnungen und Überlegungen werden der
Zutritt von nicht erkannten Lösungen zum Behälter und die Migration
von kontaminierter Lösung aus dem Einlagerungsbereich über die In-
frastrukturräume samt Schacht- und Streckenbauwerken angenommen.
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Abbildung 5.65: Austrag interkristalliner Lösung aus dem intakten Salz-
gebirge (A) über mechanisch überprägte Zonen im Stein-
salz (B) bis in die Behältermatrix (verfüllte Strecke, grau,
C) .
Des Weiteren werden zwei Migrationspfade angenommen, in denen Lö-
sungstransport entweder über nicht erkannte tektonische Kontakte (z. B.
Anhydrit-Bänke, kryogene Klüfte) oder über schadhafte Strecken- und
Schachtverschlusssysteme erfolgt. Schließlich wird vorausgesetzt, dass
eine unentdeckte, ausreichend große Menge MgCl2-dominierte Lösung
in räumlicher Nähe zum Einlagerungsort vorhanden ist und mit einem
Behälter bzw. dem darin enthaltenden Abfallinventar reagiert (siehe Abb.
5.66, ‚R‘ und ‚Q‘ sind Bezeichnungen für häuﬁge MgCl2-reiche Salzlösun-
gen). Durch Abkühlung und Teilkristallisation kommt es entsprechend
des Temperaturgradienten beim Übergang ins Deckgebirge zur chemi-
schen Veränderung der R/Q-Lösung. Dieser Ansatz ist ein Szenario, das
auf der grundsätzlichen Annahme basiert, dass keiner der genannten
Sachverhalte ausgeschlossen werden kann.
Verteilung von Spurenelementen zwischen abkühlender Lösung und Salz-
mineralen. In der Kristallisation von Salzmineralen aus kontaminierten
hochsalinaren Lösungen liegt ein Potential zur Immobilisierung leicht
löslicher Radionuklide in den Kristallgittern von Salzmineralen, die als
‚Bodenkörper‘ in der aufsteigenden und abkühlenden Lösung ausfallen
und der weiter migrierenden Lösung entzogen werden. Zu diesem An-
satz lassen sich folgende konzeptionelle Fragen als Arbeitshypothesen zu
einer möglichen Schadstoffausbreitung aus dem Einlagerungsbereich in
das Deckgebirge verbunden mit der Immobilisierung von Radionukliden
durch fortschreitende Kristallisation formulieren:
1. Welche Salzminerale fallen aus einer hochsalinaren Lösung aus,
wenn diese den Einlagerungsbereich durch geologisch oder tech-
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Abbildung 5.66: Zutritt von unentdeckten hochsalinaren Lösungen und
Versagen eines Behälters. Mögliche Szenarien: Trans-
port entlang von A) technischen Barrieren, B) Wegsam-
keiten der geologischen Barriere.
nisch angelegte Wegsamkeiten verlässt und in das Deckgebirge
migriert und dabei abkühlt?
2. Werden Radionuklide in ausfallende Salzminerale derart eingebaut,
dass sie einen Gitterplatz in den Mineralen besetzen und
3. welche quantitative Aussage kann man aus der fraktionierten Kris-
tallisation hinsichtlich der Änderung von Schadstoffkonzentratio-
nen in einer hochsalinaren Lösung erhalten?
Zu 1) Es werden Berechnungen mittels PHREEQC (Parkhurst u. Appe-
lo, 1999) in Kombination mit der Datenbank „THEREDA_PIT_PHRC_r01“
(Altmaier u. a., 2011) zur systematischen Untersuchung von Kristallisati-
onsabläufen der K-Mg-Salze im chemisch quinären System durchgeführt
mit dem Ziel, die modale Zusammensetzung der fraktionierten Festkör-
per zu ermitteln.
Zu 2) Im Bereich der Salzminerale gibt es hinsichtlich des Einbauver-
mögens von Schadstoffen als Spurenelemente auf Gitterplätzen nur eine
schwache Datenbasis. Die wenigen Untersuchungen zum Einbau in Salz-
minerale sind im Rahmen der Fragestellung der Genese und Umbildung
von Evaporiten für die Elemente Br und Rb durchgeführt worden (z. B.
(van’t Hoff, 1912; Jänecke, 1923; D’Ans, 1933; Braitsch, 1962; Mattenklott,
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1994)). Mit dem Interesse an der Endlagerung von radioaktiven Reststof-
fen im Salinar begannen Forschungsarbeiten in dieser Richtung mit z. B.
(Herrmann, 1979, 1980), sowie (Mattenklott, 1994) und (Siemann, 1995).
Aus kristallchemischen Überlegungen sollte der Einbau von Cs in Carnal-
lit auf der K-Gitterposition und von Co und Ni auf den Mg-Gitterplatz von
Mg-Sulfaten und Mg-Chloriden bevorzugt erfolgen und damit die koexis-
tierende Lösung an diesen Elementen bzw. Radionukliden deutlich ver-
armen. Daher sind Cs, Co und Ni als Beispiel Radionuklid-relevanter Spu-
renelemente zusammen mit den chemisch verwandten Spurenelementen
Rb und Zn sowie dem Li und dem B als wichtige geochemische Tracer aus-
gewählt worden, um deren Einbau auf Gitterplätzen von Sylvin, Carnallit,
Kainit und MgSO4-Phasen zu untersuchen.
Zu 3) Aus den PHREEQC-Berechnungen und den experimentellen Er-
gebnissen werden mittels Rayleigh-Fraktionierung und Gleichgewichts-
kristallisation die Spurenelementkonzentrationen in den residualen Lö-
sungen berechnet. Dadurch ist eine Abschätzung des Rückhaltevermö-
gens der hier untersuchten Salzminerale in Bezug auf Spurenelemente
möglich.
Eine weitere Grundlage aller Überlegungen ist die seit langem bewähr-
te Vereinfachung, dass primäre hochsalinare Restlösungen im quinären
System Na-K-Mg-SO4-Cl ohne signiﬁkanten Verlust an Informationen be-
handelt werden können.
Quinäres System. Mit dem quinären System lassen sich die Hauptkom-
ponenten des Meerwassers mit Ausnahme von Ca2+ und von Karbonat
hinreichend genau beschreiben. Calcium und Karbonat sind im einduns-
tenden Meerwasser als Spurenelemente in Konzentrationen von <0,1 Ge-
wichtsprozent vorhanden. Mit dieser Einschränkung der Nichtbeachtung
von Ca-Verbindungen und von Karbonat-Mineralen dient das quinäre
System mit den Komponenten Na, K, Mg, SO4, Cl und H2O seit über
100 Jahren zur Beschreibung natürlicher und technischer salinarer Lö-
sungen und der mit ihnen im Gleichgewicht stehenden Festkörper. Für
die Darstellung des quinären Systems bei unterschiedlichen Isothermen
wird das Jänecke-Dreieck (Jänecke, 1923) genutzt. In Abb. 5.67 ist der
Mg-reiche Teil des quinären Systems bei 35 und bei 83°C dargestellt.
Die Lage der Gleichgewichtslösungen (Großbuchstaben), der Kristalli-
sationsbahnen (dickgedruckt) sowie der Überschreitungslinien (dünnge-
druckt) werden anhand von Datensätzen, wie Harvie u. a. (1984): 25°C,
(Gudowius, 1984): 25 - 83°C, und Usdowski u. Dietzel (1998): 25 - 79°C,
berechnet. Auf Grund der Zuverlässigkeit bei höherer Temperatur bei
(Gudowius, 1984) wird dieser dem Datensatz von (Usdowski u. Dietzel,
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Abbildung 5.67: Die Lage der Gleichgewichtslösung Q bei 35 und 83°C
im Jänecke-Diagramm nach den Daten von (Gudowius,
1984).
1998) vorgezogen. Die Veränderung von Lage und Größe der Stabilitäts-
felder im quinären System mit der Temperatur wirkt sich auf den Mine-
ralbestand aus, der sich aus einer abkühlenden kontaminierten salinaren
Lösung während des Aufstiegs in Richtung Grundgebirge bildet. Bei-
spielsweise stehen im quinären System am Punkt Q bei 35°C die Minerale
Kainit (KMgClSO4·2,75H2O), Carnallit (KMgCl2·6H2O) mit Sylvin (KCl)
im Gleichgewicht, bei 83°C dagegen die Minerale Kieserit (MgSO4·H2O),
Sylvin (KCl) und Carnallit (KMgCl2·6H2O), (siehe Abbildung 5.67).
Die Stabilitätsverhältnisse von Salzmineralen in Lösungen sind die
Grundlagen für die Berechnung der Kristallisationsreihenfolge und der
Festkörper-Paragenesen bei der Abkühlung einer hochtemperierten MgCl2-
reichen Lösung aus dem Einlagerungsbereich zu ‚normalen‘ Gebirgstem-
peraturen an der Unterseite des Deckgebirges. Es werden Temperaturen
zwischen 83°C und 35°C bzw. 25°C betrachtet, weil hierfür die notwen-
digen thermodynamischen Daten vorliegen. Der Einbau von Spurenele-
menten in die jeweiligen Minerale erfordert neben den modalen Anteilen
der Salzminerale an der Summe der ausgefallenen Festkörper vor allem
zuverlässige Verteilungskoefﬁzienten. Diese Größe beschreibt für ein be-
stimmtes Spurenelement das Verhältnis der Konzentration im Festkörper
zur Konzentration in der koexistierenden Lösung. Solche Daten lassen
sich zwar qualitativ aus kristallchemischen Überlegungen ableiten, für
eine Berechnung der Spurenelement-Anreicherung bzw. Spurenelement-
Verarmung sind jedoch experimentell bestimmte Werte nötig. Bei genü-
gend niedrigen Konzentrationen sind Verteilungskoefﬁzienten nicht von
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den Spurenelementkonzentrationen im untersuchten System sondern
nur von der Temperatur abhängig (Henry’sches Gesetz). Die experimen-
telle Bestimmung ausgewählter Spurenelemente, die sich entweder als
Radionuklide in kontaminierten Lösungen beﬁnden oder genetisch in-
teressant sind, ist Gegenstand der nachfolgenden Beschreibungen. Im
Anschluss werden die hier gewonnen Datensätze genutzt, um mit Hilfe
der fraktionierten Kristallisation der Frage nachzugehen, welche potenti-
ellen Kontaminanten auf dem Weg vom Einlagerungsbereich in das Deck-
gebirge hinein aus den Lösungen deutlich reduziert bzw. angereichert
werden.
Experimenteller Ansatz
Lösungsentwicklung, Festkörper und Spurenelement-Fraktionierung. Auf
Basis der Rayleigh-Fraktionierung (Usdowski, 1975; Rollinson, 1993) sol-
len für die oben beschriebenen Szenarien anhand ausgewählter Spuren-
elemente Modellrechnungen für ein generisches Modell durchgeführt
werden. Mittels Rayleigh-Fraktionierung (5.1) kann die Konzentration
an Spurenelementen berechnet werden, die sich durch Fällungsprozes-
se in einer hochsalinaren Lösung einstellt. Die abkühlende Salzlösung
verändert sich dabei kontinuierlich in ihrer Zusammensetzung.
CLsg = C0F
Dges−1 (5.1)
Dabei bezeichnet CLsg die Konzentration eines Elementes in der Lösung,
C0 dessen Anfangskonzentration,F den Anteil der verbleibenden Lösung
(Fraktionierungsfaktor) ( F = 0 bis 1, wobei F = 1 gleichbedeutend ist
mit 100 % Lösung) und Dges den Gesamtverteilungskoefﬁzienten. Der
Gesamtverteilungskoefﬁzient gibt die Elementverteilung eines Spuren-
elementes zwischen der Lösung und den daraus kristallisierten Phasen
an. Dies ermöglicht die vollständige Bilanzierung eines Elementes, das
grundsätzlich auch in verschiedene Minerale eingebaut werden kann, die
gleichzeitig aus der Lösung ausfallen. Die Berechnung erfolgt als
Dges = xxiDxi + xyiDyi + xziDzi + . . .
Xxi,yi,zi,... ist der Anteil einer kristallisierten Phase, die das Spurenele-
ment i einbaut in Bezug auf die Summe aller Kristalle, Dxi,yi,zi,... ist der
Verteilungskoefﬁzient des Spurenelementes i in der kristallisierten Pha-
se.
Berechnung der kristallisierenden Evaporitminerale. Für die Berechnung
der Mineralphasen, welche sich unter den oben beschriebenen Bildungs-
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und Umbildungsprozessen bei der Abkühlung MgCl2-dominierter Lösun-
gen durch Aufstieg Richtung Deckgebirge bilden können, wurde das Pro-
gramm PHREEQC (Parkhurst u. Appelo, 1999) in Kombination mit der
Datenbank „THEREDA_PIT_PHRC_r01“ (Altmaier u. a., 2011) verwendet.
Die Berechnung basiert auf der temperaturabhängigen Einstellung ther-
modynamischer Gleichgewichte bzgl. der betrachteten Salzphasen und
den zugehörigen Konzentrationen der Hauptkomponenten der Lösungen.
Zur Berechnung der Aktivitätskoefﬁzienten bei hoher Ionenstärke wer-
den aus der Datenbank temperaturabhängige Pitzer-Parameter (Pitzer,
1987, 1991) herangezogen.
Die Datenbank „THEREDA_PIT_PHRC_r01“ kann von verschiedenen
Softwareprogrammen genutzt werden und wurde von Altmaier u. a.
(2011) getestet. Unterschiede bei der Berechnung von Gleichgewichts-
konzentrationen und Ausfällungen für die Punkte Q und R des quinären
Systems treten im Vergleich zu anderen Berechnungen (z. B. Usdowski
u. Dietzel (1998) bei Temperaturen von größer 50°C vor allem für Sulfat-
Konzentrationen auf. Die Ursachen dieser Unterschiede wurden schon
von Altmaier u. a. (2011) diskutiert. Der THEREDA-Datensatz ist gegen-
wärtig die einzige Datenbank, die für eine temperaturabhängige Model-
lierung hochsalinarer Lösungen mittels PHREEQC zur Verfügung steht.
Für die Modellierung wurde eine Q- bzw. R-Lösung bei 90°C entspre-
chend der im System zu erwartenden Salzminerale ins Gleichgewicht
gesetzt und in einem Schritt auf 20°C abgekühlt. Die dabei ausgefallenen
Salzminerale sind in Tabelle 5.10 dargestellt.
Die Berechnung der Kristallisationsschritte erfolgt dagegen in Tempe-
raturschritten von 10°C. Das bedeutet für die Berechnung in PHREEQC,
dass die bei der Auﬂösung bzw. Bildung der Salzminerale veränderten
Konzentrationen der Salzlösung einschließlich des veränderten Wasser-
gehalts im System für jeden Temperaturschritt der Modellierung exakt
angepasst werden müssen. Die ausgeschiedenen Phasen werden während
der Abkühlung von der Lösung getrennt. Bei der Ausfällung wurden nur
Minerale berücksichtigt, die bei der jeweiligen Temperatur als thermo-
dynamisch stabil gelten. Weitere Details sind der im Rahmen des Vor-
habens erstellten Dissertation Voss (2015) zu entnehmen. In Tabelle 2
sind die Modellierungsergebnisse der einzelnen Temperaturschritte der
fraktionierten Kristallisation der Q-Lösung im Vergleich mit der Gleich-
gewichtskristallisation einer Q- und R-Lösung in einem Fraktionierungs-
schritt von 90 auf 20°C zusammengefasst; die Massenanteile der jeweili-
gen Bodenkörper sind in Abbildung 5.68 dargestellt.
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Tabelle 5.10: Ausgefallene Minerale bei der Fraktionierung einer Lösung
der Zusammensetzung Q von 90 auf 20°C, in 10°C Tempe-
raturschritten der Q- und R-Lösung in einem Schritt von 90
auf 20°C.
Temperatur Ausgefallene Mineralmassen [g]
stufen [°C] Carnallit Halit Kainit Kieserit Sylvin Summe
90 – 80 243 4,67 0,0 59,9 13,7 321
80 – 70 200 6,67 0,0 29,0 0,0 235
70 – 60 100 4,55 94,9 0,0 0,0 199
60 – 50 101 3,28 5,45 0,0 0,0 110
50 – 40 82,3 2,76 0,0 0,0 0,0 85,0
40 – 30 65,5 2,31 0,0 0,0 0,0 67,8
30 – 20 52,6 1,96 0,0 0,0 0,0 54,5
Abbildung 5.68: Ausfällung einzelner Minerale bei der Abkühlung einer
Lösung Q von 90 auf 20°C.
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Spurenelementverhalten bei Fraktionierung. Nachfolgend wird sowohl
die Gleichgewichtskristallisation als auch die fraktionierte Kristallisation
betrachtet. Die fraktionierte Kristallisation wird anhand einer Q-Lösung
betrachtet, die von 90 auf 20 °C in 10 °C-Schritten abgekühlt wird. Bei der
Gleichgewichtskristallisation wird sowohl eine Q-Lösung als auch eine
R-Lösung in einem Schritt von 90 auf 20 °C abgekühlt.
Für die Verdeutlichung des Spurenelementverhaltens werden für bei-
de Fälle die Berechnungen exemplarisch an einem kompatiblen Element
(Dges>1) und einem inkompatiblen Element (Dges<1) durchgeführt. Bei al-
len K-haltigen Phasen, die anhand der PHREEQC-Modellierung ausfallen,
wird Rb eingebaut; es dient als Beispiel für ein kompatibles Element. Als
inkompatibles Element wird Zink gewählt. Anschließend werden die Be-
rechnungen auf die Radionuklid-relevanten Spurenelemente Co und Cs
übertragen und verglichen. Als Ausgangskonzentration (Ctextsubscrpt0)
wird für alle Rechnungen eine Konzentration von 1.000 ppm verwendet
und der Dges für Halit und Kieserit auf 0 gesetzt.
Gleichgewichtskristallisation. Bei der Gleichgewichtskristallisation be-
rechnet sich die Konzentration eines Spurenelementes in der verblei-
benden Restlösung nach Gleichung (5.2). Dafür wird in einem ersten
Schritt der Gesamtverteilungskoefﬁzient Dges berechnet. Hierfür wur-
de der Modal-Koefﬁzient Xxi, (als Fraktion von 1, Tabelle 5.11) und der




F +Dges(1− F ) (5.2)
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Tabelle 5.11: Modal-Koefﬁzienten Xxi…(als Fraktion von 1) umgerechnet
aus den Ergebnissen der Gleichgewichtskristallisation aus
PHREEQC (Tabelle 5.10); Verteilungskoefﬁzient Dxi… für
die einzelnen Minerale als Mittelwert aller Temperaturen
und Lösungszusammensetzungen für Rb und Zn und der
Radionuklid-relevanten Spurenelemente Co und Cs für die
Berechnung des Gesamtverteilungskoefﬁzienten.
XXi Carnallit Halit Kainit Kieserit Sylvin
R-Lösung (90 – 20) 0,62 0,04 0,29 0,00 0,06
Q-Lösung (90 – 20) 0,80 0,03 0,17 0,00 0,00
DXi
DRb 31 0,0 1,7 - 1,2
DZn 0,05 0,0 0,12 - 0,05
DCo 0,15 0,0 1,33 0,0 0,12
DCs 10,6 0,0 0,31 0,0 0,08
Die Berechnung von Dges und CLsg für eine R-Lösung erfolgt nach
DgesRb = 0, 62 · 31 + 0, 04 · 0 + 0, 29 · 1, 7 + 0, 06 · 1, 2 = 20, 0
DgesZn = 0, 62 · 0, 05 + 0, 04 · 0 + 0, 29 · 0, 12 + 0, 06 · 0, 05 = 0, 07
DgesCo = 0, 62 · 0, 15 + 0, 04 · 0 + 0, 29 · 1, 33 + 0, 06 · 0, 12 = 0, 49
DgesCs = 0, 62 · 10, 6 + 0, 04 · 0 + 0, 29 · 0, 31 + 0, 06 · 0, 08 = 6, 65
CLsgRb =
1000 ppm
0, 73 + 20, 01 · (1− 0.73) = 165 ppm Rb
CLsgZn =
1000 ppm
0, 73 + 0, 07 · (1− 0.73) = 1329 ppm Zn
CLsgCo =
1000 ppm
0, 73 + 0, 49 · (1− 0.73) = 1158 ppm Co
CLsgCs =
1000 ppm
0, 73 + 20, 01 · (1− 0.73) = 400 ppm Cs
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und die Berechnung von Dges und CLsg für eine Q-Lösung nach
DgesRb = 0, 80 · 31 + 0, 03 · 0 + 0, 17 · 1, 7 + 0, 0 · 1, 2 = 25, 5
DgesZn = 0, 80 · 0, 05 + 0, 03 · 0 + 0, 17 · 0, 12 + 0, 0 · 0, 05 = 0, 06
DgesCo = 0, 80 · 0, 15 + 0, 03 · 0 + 0, 17 · 1, 33 + 0, 0 · 0, 12 = 0, 23
DgesCs = 0, 80 · 10, 6 + 0, 03 · 0 + 0, 17 · 0, 31 + 0, 0 · 0, 08 = 8, 56
CLsgRb =
1000 ppm
0, 72 + 25, 52 · (1− 0.72) = 125 ppm Rb
CLsgZn =
1000 ppm
0, 72 + 0, 06 · (1− 0.72) = 1365 ppm Zn
CLsgCo =
1000 ppm
0, 72 + 0, 23 · (1− 0.72) = 1282 ppm Co
CLsgCs =
1000 ppm
0, 72 + 8, 56 · (1− 0.72) = 317 ppm Cs
Vergleicht man die Ergebnisse für die Gleichgewichtskristallisation einer
Q- und R-Lösung, so zeigt sich, dass bei der verbleibenden Q-Lösung
noch 13 % Rb aber 137 % Zn der anfänglichen 1.000 ppm vorhanden
sind. Bei einer R-Lösung würden noch 16,5 % Rb und 132,9 % Zn von
der Anfangskonzentration verbleiben. Die Anreicherung des Zn um 33 %
entspricht der Kristallisation von ca. 30 % Festkörper und somit einem
Wert von F 0,7. Im einfachsten Fall, wenn nämlich D<<1 ist, kann man
den Wert gleich 0 setzen, wodurch sich ergibt, dass die Änderung der
Spurenelementkonzentration der residualen Lösung in Bezug auf den
Anfangswert ausschließlich vom Anteil der Restlösung abhängig ist. Das
Radionuklid-relevanten Spurenelement Co zeigt ein vergleichbares Ver-
halten wie das Zn. Das Cs wird ähnlich stark wie das kompatible Rb in
die Salzminerale eingebaut. Die Anfangskonzentration wird um knapp
60 % bei einer R-Lösung und um knapp 70 % bei einer entsprechenden
Q-Lösung verringert.
Fraktionierte Kristallisation. Bei der fraktionierten Kristallisation muss
der Gesamtverteilungskoefﬁzient Dges für jede Temperaturstufe aus den
Modal-Koefﬁzienten XXi (Tabelle 5.11 und den Verteilungskoefﬁzient Dxi
(Tabelle 5.13) der jeweiligen Temperaturstufe berechnet werden. Anders
als bei der Gleichgewichtskristallisation ändert sich die Ausgangskon-
zentration (C0) bei jedem Temperaturschritt. Für die Berechnung der
Element-Konzentration in der residualen Lösung wird nur im ersten Ab-
kühlungsschritt von 90 auf 80 °C die Ausgangskonzentration von 1.000
ppm gewählt. Für alle weiteren Schritte wurde dann die jeweilige Kon-
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zentration CLsg, die sich im jeweils vorherigen Fraktionierungsschritt
eingestellt hat, benutzt (Tabelle 5.14).
Tabelle 5.12: Modal-Koefﬁzienten Xxi (als Fraktion von 1) umgerechnet
aus den Modellierungsergebnissen der fraktionierten Kris-
tallisation aus PHREEQC (Tabelle 5.11).
XXi Carnallit Halit Kainit Kieserit Sylvin Summe
90 – 80 0,76 0,01 0,00 0,19 0,04 1,00
80 – 70 0,85 0,03 0,00 0,12 0,00 1,00
70 – 60 0,50 0,02 0,48 0,00 0,00 1,00
60 – 50 0,92 0,03 0,05 0,00 0,00 1,00
50 – 40 0,97 0,03 0,00 0,00 0,00 1,00
40 – 30 0,97 0,03 0,00 0,00 0,00 1,00
30 – 20 0,96 0,04 0,00 0,00 0,00 1,00
Tabelle 5.13: Verteilungskoefﬁzient Dxi für die einzelnen Mineralphasen
nach Temperaturstufen für Rb und Zn, sowie Co und Cs als
Radionuklid-relevante Elemente. Die D-Mittelwerte für die
Temperaturen 45 und 69 °C wurden interpoliert.
D-Mittelwert 25°C 35°C 45°C 55°C 69°C 83°C
Sy-Rb 1,9 1,1 1,0 0,92 0,91 0,90
C-Rb 22 42 32 22 19 16
K-Rb 1,7 1,4 1,7 2,0 2,0 -
Sy-Zn 0,054 0,046 0,049 0,053 0,046 0,038
C-Zn 0,059 0,039 0,057 0,075 0,066 0,057
K-Zn 0,080 0,095 0,12 0,14 0,14 -
Sy-Co 0,10 0,10 0,12 0,15 0,14 0,14
C-Co 0,24 0,24 0,19 0,13 0,12 0,11
K-Co 1,19 1,19 1,31 1,43 3,00 -
Sy-Cs 0,20 0,20 0,13 0,06 0,08 0,10
C-Cs 10,12 10,12 9,08 8,04 6,87 5,70
K-Cs 0,10 0,10 0,11 0,12 0,12 -
In Tabelle 5.14 sind zusätzlich die verwendeten Gesamtverteilungsko-
efﬁzient Dges und die Konzentration der residualen Lösung an Rb und Zn
für alle Temperaturstufen der fraktionierten Kristallisation aufgeführt.
Im Ergebnis sind folgende Beziehungen festzuhalten: Das kompatible
Rb wurde um fast 100 % reduziert und das inkompatible Zn um 40 % in
der residualen Lösung angereichert. In Abb. 5.69 wird das unterschied-
liche Verhalten der beiden Spurenelemente deutlich: Anreicherung des
inkompatiblen Zn und Verringerung der Konzentration des Rb gegenüber
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Tabelle 5.14: Dges und CLsg in ppm für Rb und Zn der fraktionierten Kris-
tallisation zusammen mit der prozentualen Änderung der
Ausgangskonzentration C0.
T-Stufen [°C] Dges Rb CLsg Rb % Rb von C0 Dges Zn CLsg Zn % Zn von C0
90 – 80 11,89 369 37 0,05 1091 109
80 – 70 13,31 152 15 0,05 1169 117
70 – 60 10,35 82 8,2 0,10 1240 124
60 – 50 20,19 39 3,9 0,08 1285 128
50 – 40 30,68 16 1,6 0,06 1323 132
40 – 30 40,17 6 0,6 0,04 1356 136
30 – 20 20,97 4 0,4 0,06 1382 138
Abbildung 5.69: Lösungskonzentration von Rb (kompatibel) und Zn (in-
kompatibel) in Abhängigkeit von der Temperatur bei der
fraktionierten Kristallisation.
den Ausgangskonzentrationen. Unter den Bedingungen der Gleichge-
wichtskristallisation verringert sich die Anfangskonzentration vom Rb
um 83,5 % bei einer R-Lösung und um 87,5 % bei einer Q-Lösung, und die
Konzentration von Zn steigt relativ um 32,9 % bei einer R-Lösung bzw.
um 36,5 % bei einer Q-Lösung durch die Ausfällung von Salzmineralen
(F<1).
Nachfolgend werden die für Rb und Zn dargelegten Berechnungen auf
die Elemente Cs und Co übertragen, da diese Elemente einen relevanten
Anteil am Aktivitätsinventar haben können und in ihrem geochemischen
Verhalten grundsätzlich dem Rb und dem Zn ähneln. Abbildung 5.70 zeigt,
dass sich das Co bei der fraktionierten Kristallisation inkompatibel ver-
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hält, obwohl Kainit ein D > 1 für Co aufweist. Der mittels PHREEQC be-
rechnete Anteil von Kainit ist im Vergleich zum dominierenden Carnallit
Anteil so gering, dass sich das Co in der residualen Lösung um fast 20 %
anreichert. Allein beim Abkühlen von 70° auf 60°C wird eine ausreichen-
de Menge an Kainit ausgefällt, die sich in der Abbildung 5.70 durch die
Verringerung von CLsg zeigt. Das Cs dagegen zeigt ein kompatibles Ver-
halten, was sich aus dem Einbau in der dominierenden Mineralphase Car-
nallit mit einem D»1 erklären lässt.
Tabelle 5.15: Verhalten der Spurenelemente Co und Cs der fraktionier-
ten Kristallisation zusammen mit den verbleibenden Pro-
zent der Ausgangskonzentration C0.
T-Stufen [°C] Dges Co CLsg Co % Co von C0 Dges Cs CLsg Cs % Cs von C0
90 – 80 0,09 1089 109 4,32 731 73,1
80 – 70 0,10 1163 116 4,84 554 55,4
70 – 60 1,49 1128 113 3,50 474 47,4
60 – 50 0,189 1166 117 7,41 365 36,5
50 – 40 0,180 1195 120 8,78 288 28,8
40 – 30 0,269 1214 121 9,77 241 24,1
30 – 20 0,235 1233 123 9,76 202 20,2
Abbildung 5.70: Lösungskonzentration von Cs (kompatibel) und Co (in-
kompatibel) in Abhängigkeit von der Restlösung F bei
der fraktionierten Kristallisation entlang des Tempera-
turproﬁls von 90 auf 20°C.
Vergleicht man die möglichen Spurenelementkonzentrationen, welche
nach Kristallisationsprozessen in das Deckgebirge treten können, so ist
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zu erkennen, dass durch den Prozess der fraktionierten Kristallisation
die Ausgangskonzentration bei kompatiblen Elementen stärker reduziert
und bei inkompatiblen stärker angereichert wird als bei der Gleichge-
wichtskristallisation. Die hier durchgeführten Experimente und Berech-
nungen lassen sich ohne Einschränkung auf Spurenelemente übertragen,
die als Radionuklide im hoch radioaktiven Abfall und in abgebrannten
Brennelementen vorkommen. Besonders interessant ist eine weiterfüh-
rende Betrachtung der beiden Cs-Isotope 135 und 137. Beide würden bei
der Migration und Abkühlung von MgCl2-reichen Lösungen größtenteils
durch den Einbau in Kristalle aus der Lösung entfernt und so dem migrie-
renden Lösungssystem entzogen werden. Die tatsächliche Minderung
der Aktivitätskonzentration von 135Cs und 137Cs in den Restlösungen,
die im weiteren Verlauf der Ausbreitung die Unterseite des Deckgebirges
erreichen, hängt auch von der Migrationsgeschwindigkeit der Lösungen
ab. Deren Migration in das Deckgebirge hinein und deren Ausbreitung
in einem einfachen dynamischen grundwasserführenden System sind
Gegenstand der nachfolgend zusammengefassten Überlegungen und Be-
rechnungen.
Transport im Deckgebirge und im Grundwasserbereich
Im vorigen Abschnitt wurden folgende Migrationsschritte einer salzstock-
internen Lösung betrachtet:
• Mobilisierung signiﬁkanter Lösungsvolumina aus der Gesteinsma-
trix,
• Kontamination mit löslichen Radionukliden,
• Ausbreitung entlang der technischen Barrieren
• Ausbreitung über geologische Störungssysteme
• Langsamer Austritt aus der Salzgesteinsformation in das Deckgebir-
ge
Weder die einzelnen Schritte noch deren Kombination sind auszuschlie-
ßen. Daher kann der Nachweis einer vollständigen stofﬂichen Integrität
der Salzbarriere im Hinblick auf die Freisetzung kontaminierter hochsali-
narer Lösungen in das Deckgebirge grundsätzlich nicht erbracht werden,
allenfalls kann eine Abschätzung der jeweiligen Eintrittswahrscheinlich-
keiten angestellt werden. Daher wird hier der Versuch unternommen, die
Ausbreitungsmöglichkeiten und -wege einer kontaminierten Salzlösung
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im grundwassergesättigten Deckgebirge exemplarisch für einige sinnvol-
le aber vereinfachte Deckgebirgssituationen darzustellen.
Ausgehend von der Skizze in Abbildung 5.66 wird also davon ausgegan-
gen, dass eine kontaminierte MgCl2-dominierte Lösung in das Deckgebir-
ge und damit in den überlagernden Grundwasserbereich migrieren kann.
Die Simulation der Ausbreitung gelöster Stoffe im Hangenden der Salz-
formation soll mittels Transport- und Strömungsmodellen erfolgen. Hier-
bei steht zunächst die methodische Entwicklung einer Kombination von
PHAST mit RESUS im Vordergrund. Als Tracer werden wegen der langen
Halbwertszeit das Uran und zwei radioaktive Cs-Isotope verwendet.
Grundwasserströmungsmodelle und Stofftransportmodelle. Die Modellie-
rung hydrogeochemischer Prozesse in verschiedenen Grundwasserstock-
werken wird meist zielgerichtet zur Lösung speziﬁscher Probleme ein-
gesetzt und dient vor allem dem Prozessverständnis (Nordstrom, 2012).
Zur Erarbeitung detaillierter Szenarien für die Schadstoffausbreitung
im Wirtsgestein Salinargebirge und des darüber liegenden Deckgebir-
ges sind hydrogeochemische Modellierungen notwendig. Entsprechende
Stofftransportmodelle für das Deckgebirge wurden unter Nutzung der
Software PHAST (Parkhurst u. a., 2010) entwickelt und auf ihre Eignung
zur weiteren Auswertung in ReSUS (Li, 2015) von den Mitarbeitern des
APs 4.1 „Langzeitsicherheit von Tiefenlagern“ getestet. Nach der Erar-
beitung eines Basismodells (siehe Abbildung 5.71, mit den Randbedin-
gungen Fluss und Grundwasserneubildungsrate von 125 mma−1) wurden
weitere Szenarien (Abbildung 5.72, die Angaben 10−3, 10−4, 10−6 und
10−8 m/s beziehen sich auf die hydraulische Leitfähigkeit der Schichten
oberhalb des Salzspiegels) für unterschiedliche geologische Verhältnisse
im Deckgebirge erarbeitet. Als Annahme für stofﬂiche Eigenschaften des
Deckgebirges wurden die geologischen und hydrologischen Verhältnisse
des Norddeutschen Beckens mit quartären und tertiären Sedimenten von
ca. 400 m Mächtigkeit und einer durchschnittlichen Grundwasserneubil-
dungsrate von 125 mma−1 gewählt.
Der Aufbau des Grundwasserströmungsmodells für das Deckgebirge
mit Grundwasseroberﬂäche (m) über Modellsohle umfasst als Randbe-
dingungen einen Fluss mit deﬁniertem Wasserstand und eine konstante
Grundwasserneubildungsrate sowie einen homogenen Grundwasserleiter
mit einem Durchlässigkeitsbeiwert von 0,0001 m/s. Die angenommenen
Ausmaße des Grundwasserleiters betragen in x-Richtung 10.000 m, in y-
Richtung 100 m und in z-Richtung 400 m (siehe Abb. 5.71). Für weitere
Szenarien wurde dieser homogene Grundwasserleiter durch die Verände-
rung der Kf-Werte in verschiedene grundwasserstauende bzw. -leitende
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Abbildung 5.71: 3D-Grundwasserströmungsmodell und mit PHAST mo-
dellierte Grundwasserstände. Die aus dem Endlager in
das Deckgebirge einströmende kontaminierte Lösung
(rot) wird als Quelle in das Modell integriert und räum-
lich durch beliebige x- und y-Koordination bei z = 0 be-
stimmt.
Schichten untergliedert. Der Zustrom einer radionuklidhaltigen Lösung
aus dem Endlagerbereich wird über einen Volumenstrom in z-Richtung
(roter Pfeil in Abbildung 5.71) und eine Radionuklidkonzentration deﬁ-
niert. Als zeitliche Begrenzung für die Transportmodellierung wurden
10.000 Jahre gewählt. Die Wahl dieser Zeitspanne beruht auf der Beob-
achtung, dass im Bereich des heutigen Norddeutschen Beckens sämtliche
hydrogeologischen Systeme entweder direkt oder indirekt auf die kli-
matischen Veränderungen im späten Quartär zurückzuführen sind. Die
durchgeführten Modellierungen zur Ausbreitung von Radionukliden zei-
gen grundsätzliche Prozesse und Ausbreitungswege von kontaminierten
Salzlösungen im Deckgebirge. Sie sind jedoch nicht in der Lage für einen
bestimmten Standort detaillierte Prognosen zu erstellen.
Zunächst wird die Ausbreitung einer mit 10 µg/L Uran kontaminierten
Salzlösung untersucht. Dies entspricht dem Grenzwert der Trinkwasser-
verordnung, der umgerechnet 4,2·10−5 mmol/L beträgt. Aufgrund der lan-
gen Halbwertszeit der Uranisotope und des für die Modellierung gewähl-
ten Zeitraums von 10.000 Jahren kann der radioaktive Zerfall vernachläs-
sigt werden. Die chemische Zusammensetzung des Grundwassers wurde
vereinfacht. Das Grundwasser enthält nur Na und Cl mit jeweils 5 mmol/L.
Die zeitliche Entwicklung der Uran-Ausbreitung bei konstantem Vo-
lumenstrom und konstantem Uraneintrag aus dem Salzspiegel für das
Szenario A und das Szenario B wird in Abbildung 5.73 bzw. Abbildung
5.74 dargestellt . Im erstgenannten wird eine homogene wassergesättigte
Deckgebirgsschicht mit einem hohen Kf-Wert betrachtet; Tonlagen oder
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Abbildung 5.72: Proﬁle zur Anordnung von Grundwasserleitern und
Grundwasserstauern in zwei PHAST-Szenarien. Szenario
A: Oberhalb des Salzstocks beﬁndet sich sehr durchlässi-
ges Lockermaterial; Szenario B: Über dem Salzstock liegt
eine weniger durchlässige Gesteinsschicht, die von einer
sehr undurchlässigen Schicht überlagert wird. Darüber
liegt homogener, hoch durchlässiger Sand.
andere wasserstauende Einheiten sind nicht vorhanden. Im Szenario B
enthält das Deckgebirge eine wasserstauende Schicht zwischen der Wirts-
gesteinsformation und der Biosphäre. Für Szenario A wird eine Konzen-
Abbildung 5.73: Urankonzentration nach 1.000 und 10.000 Jahren konti-
nuierlichen Zuﬂusses einer kontaminierten Lösung aus
dem Endlagerbereich für das Szenario A.
tration von 1·10−8 mol Uran pro Liter Lösung an der Oberseite des Mo-
dells, d. h. in der Biosphäre (4·10−8 mol U/L) nach wenigen tausend Jah-
ren berechnet, der Wert ändert sich insoweit, als dass nach 10000 Jahren
der Grenzwert von U im Trinkwasser knapp erreicht wird; der Ausbrei-
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Abbildung 5.74: Urankonzentration nach 1.000 und 10.000 Jahren konti-
nuierlichen Zuﬂusses einer kontaminierten Lösung aus
dem Endlagerbereich für das Szenario B.
tungsfächer in der Biosphäre ist wesentlich größer als nach 1.000 Jahren.
Im Szenario B hemmen die grundwasserstauenden Schichten die Ausbrei-
tung des Schadstoffs durch eine Verlangsamung der Transportgeschwin-
digkeit. Bei dieser Simulation ist es wahrscheinlich, dass es in den nächs-
ten 10.000 Jahren nicht zu anthropogen bedingten Erhöhungen der Uran-
konzentration im obersten Teil des Deckgebirges kommt.
Kopplung von PHAST und RESUS. Durch die Kopplung von PHAST und
RESUS konnten probabilistische Modellierungen zur Ausbreitung des
Urans für die oben genannten Szenarien A und B mit der der Grund-
wasserströmung durchgeführt werden. Dazu wurden an ausgewählten
Lokalitäten (bestimmt durch die Koordinaten x,y,z) Schadstoffkonzen-
trationen bei variierenden Eingabeparametern (z. B. Volumenstrom, Kf-
Wert, Schadstoffkonzentration) über den Modellierungszeitraum von 0
bis 10.000 Jahren verglichen. Für die einzelnen Eingabeparameter wurden
je 30 Einzelwerte erzeugt, mit denen dann PHAST-Modellläufe erfolg-
ten. Durch den relativ einfachen Aufbau des Grundwassermodells und
die Kombination von maximal drei zu variierenden Parametern wurden
keine grundsätzlich neuen Erkenntnisse gewonnen. Die Ergebnisse der
Kopplung von PHAST und ReSUS wurden überprüft. Die probabilistische
Auswertung der Modellierungsergebnisse kann grundsätzlich auf kom-
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plexere Modelle übertragen werden. Es ist jedoch empfehlenswert, be-
stimmte Parameterkopplungen, z. B. „worst case“-Szenarien, mit PHAST
zu berechnen und die Ergebnisse für den gesamten Grundwasserleiter
(dreidimensional) zu betrachten. Ein weiteres wesentliches Ergebnis die-
ser Arbeiten zur Kopplung der beiden Systeme war die Identiﬁzierung
von PHAST-Modellläufen, bei denen – vor allem in geologischen Szena-
rien mit überwiegend grundwasserstauenden Schichten – das Ende des
Modellierungszeitraumes nicht erreicht wurde. Dabei zeigte sich, dass
mit den Versionen 2 und 3 des Codes PHAST gleiche Modellvarianten
unterschiedlich reagierten. Die Ursachen hierfür liegen vermutlich in der
Programmierung der numerischen Iteration und den jeweils gewählten
Toleranzkriterien.
Abschätzung der Ausbreitung der Radionuklide ¹³5Cs und ¹³7Cs im Deck-
gebirge. Hoch radioaktiver Abfall enthält die Radionuklide 135Cs und
137Cs. 135Cs hat eine Halbwertszeit von 2,3 Millionen Jahren, das 137Cs
von 30,1 Jahren. Da die meisten Cs-Verbindungen in wässrigen Systemen
einschließlich Salzlösungen leicht löslich sind, kann für beide Nukli-
de eine chemisch ungehinderte Ausbreitung angenommen werden. Da
die betrachtete Ausbreitungsdauer 10.000 Jahre beträgt, muss die kurze
Halbwertszeit des Radionuklids 137Cs berücksichtigt werden, während
die Halbwertszeit von 135Cs vernachlässigt werden kann. Abbildung 5.75
zeigt die Überprüfung der eingegebenen kinetischen Reaktion für ein
theoretisches Beispiel. Bedingt durch konstante Grundwasserneubildung
wurde 135Cs in die oberen Bereiche des Grundwasserleiters eingeleitet, so
dass sich die Konzentrationsfahne gut sichtbar mit der Grundwasserströ-
mung entwickelt.
Ausbreitung eines Radionuklids am Beispiel Cs. Abschließend soll der ge-
samte Prozess der lösungsbedingten Ausbreitung vom Abfallcontainer bis
in die Biosphäre exemplarisch für freigesetztes Cs dargelegt werden. Das
Cs wird verwendet, weil es keine Minerale gibt, die das Cs in der Biosphäre
vollständig zurückhalten könnten. Allenfalls kann eine gewisse Rückhal-
tung durch Sorption oder durch Kationenaustausch an Smectiten erfol-
gen.
In Ermangelung anderer zuverlässiger und verwertbarer Daten wird
hier bezüglich des Cs-Inventars im Abfall auf die Bilanzen von Herrmann
u. Röthemeyer (1998) zurückgegriffen. Danach enthalten 1.000 kg verfes-
tigten Wiederaufbereitungsabfalls eines Druckwasserreaktors ca. 2,6 g
Gesamt-Cs. Der Temperaturanstieg durch die Einlagerung der Container
mit radioaktivem Abfall im Wirtsgestein Steinsalz beträgt nach ungefähr
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100 Jahren 90°C (z. B. Delisle (1980)). Bei diesen Temperaturen können
salinare Lösungen mobilisiert werden und in Richtung des Abfallcontai-
ners migrieren (Roedder u. Belkin, 1980). Für die weiteren Berechnungen
wurde von einem Volumen der salinaren Lösung von 20 m3 ausgegangen,
eine Größenordnung die von Bornemann u. a. (2008) als realistische Men-
ge für den Kern eines Einlagerungsbereiches in steiler Lagerung – analog
zum Kristallbrocken-, Knäuel- und Streifensalz- eingeschätzt wird. Die
chemische Zusammensetzung der Lösung ist MgCl2-reich (Q) und daher
an Halit, Carnallit, Sylvin und Kainit gesättigt. Diese Salzlösung nimmt
das in 1.000 kg Brennstoff enthaltene Cs vollständig auf und gelangt
auf unentdeckten Klüften oder Rissen des Wirtsgesteins bzw. über die
geotechnischen Barrieren in den Deckgebirgsbereich.
Beim Aufstieg der Lösung kommt es zu einer Abkühlung von 90°C auf
etwa 20°C. Für die Berechnung der ausgefallenen Mineralmassen bei Ab-
kühlung der Q-Lösung von 90 auf 20°C wurde das Programm PHREEQC
(Parkhurst u. Appelo, 1999) in Kombination mit der Datenbank „THE-
REDA_PIT_PHRC_r01“ (Altmaier u. a., 2011) verwendet. Die Berechnung
basiert auf der temperaturabhängigen Einstellung thermodynamischer
Gleichgewichte bzgl. der betrachteten Salzphasen und den zugehörigen
Gleichgewichtskonzentrationen der Lösungen. Zur Berechnung der Akti-
vitätskoefﬁzienten in den Lösungen hoher Ionenstärke werden in dieser
Datenbank temperaturabhängige Pitzer-Parameter (Pitzer, 1987, 1991)
herangezogen. Die Quellen für die in der Datenbank verwendeten Daten
sind dokumentiert (Altmaier u. a., 2011). Die Mineral- / Lösungs-Vertei-
lungskoefﬁzienten entsprechen den Angaben in Tabelle 5.13 und sind
detailliert von Voss (2015) angegebenen. Im Ergebnis verbleibt nach der
Teilkristallisation der MgCl2-reichen Lösung eine hochfraktionierte Zu-
sammensetzung mit 4 mg 135Cs/L und 3 mg 137Cs/L. Im Weiteren wurde
angenommen, dass diese Lösung im Verlauf einer vernachlässigbar kur-
zen Zeitspanne von einem Jahr in die unteren Bereiche des Deckgebirges
eindringt. Ihre weitere Ausbreitung wird mit Hilfe des für das Programm
PHAST entwickelten geologischen Basisszenarien A und B (Abbildun-
gen 5.72, 5.73 und 5.74) berechnet. Dabei wird der radioaktive Zerfall
für 137Cs berücksichtigt. Die Modellrechnungen erfordern immer eine
Hintergrundkonzentration, zu der sich die Gehalte der kontaminierten
Lösung addieren. Es bietet sich an, eine Cs-Konzentration zu wählen,
die als radiologisch unbedenklich eingeschätzt wird. So wurde als nicht
belasteter Hintergrund für die Gesamt-Cäsium-Konzentration 1·10−14
mol/L angenommen; dieser Wert liegt etwas unterhalb des von (EU, 2013)
angegebenen Richtwertes von 11 Bq/L (2.5·10−14 mol/L). Die Modellie-
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rungsergebnisse für 135Cs und 137Cs sind in den Abbildungen 5.75 und
5.76 dargestellt.
Grundlage der hier durchgeführten und in den Abbildungen 5.75 und
5.76 dargestellten dynamischen Verhältnisse ist das Konzept eines sich
stetig erneuernden Grundwasser-Reservoirs, welches die einmal in das
Betrachtungsvolumen (hier 104 m · 4·102 m · 102 m) eingetragene Cs-Kon-
tamination verdünnt. Das eingetragene Volumen beträgt 20 m3 mit ei-
ner Konzentration von 4 mg 135Cs/L und 3 mg 137Cs/L. Entsprechend lie-
gen in dem verwendeten Volumen 80 g 135Cs und 60 g 137Cs vor. Diese
können durch maximal 4·108 m3 Grundwasser verdünnt werden. Entspre-
chend der hier angenommenen Grundwasserströmungsbedingungen und
der für PHAST festgesetzten Randbedingungen ergeben sich die in den
Abbildung 5.75 und 5.76 dargestellten Ausbreitungsfahnen. Diese sind
im Wesentlichen an der Basis des Systems (Grundwasserleiter) verbrei-
tet. Weil die Grundwasserströmungsgeschwindigkeit im tieferen Deckge-
birge geringer ist als in oberﬂächennahen Bereichen, ist eine dispersions-
bedingte Ausbreitung Richtung Oberﬂäche nicht zu erwarten.
Abbildung 5.75: Zeitliche Ausbreitung des Radionuklids 135Cs für das Sze-
nario A. Die Auﬂösung der Konzentrationsfahne nach
8.000 Jahren beruht auf der Ausspülung durch nachstre-
bendes Grundwassers bezogen auf das statische Betrach-
tungsvolumen.
Trotz der Unsicherheiten der Eingabeparameter, vor allem für das aus
dem Endlagerbereich austretende Lösungsvolumen, tragen die Model-
lierungsergebnisse zum Verständnis der Ausbreitung von Cäsium im
Deckgebirge über einem Endlager im Salzgebirge bei. Hierbei bestimmen
die Grundwasserströmungsbedingungen den Transport und die Verdün-
nung der eingetragenen Radionuklide. Entsprechend ihrer unterschiedli-
chen Halbwertszeiten verringert sich die 137Cs-Konzentration wesentlich
schneller als die 135Cs-Konzentration. Im vorliegenden Szenario kann
137Cs nach ca. 300 Jahren im Deckgebirge nicht mehr nachgewiesen wer-
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Abbildung 5.76: Zeitliche Ausbreitung des Radionuklids 137Cs für das Sze-
nario A. Die Auﬂösung der Konzentrationsfahne nach
1.000 Jahren beruht auf dem Zerfall des 137Cs (t/2 = 30,1
a).
den, wohingegen 135Cs für einen Zeitraum von mindestens 5.000 Jahren
beobachtet werden muss. Die Skalierung der Konzentrationen und künf-
tige Referenzwerte spielen bei der Datendarstellung und ihrer Interpre-
tation eine entscheidende Rolle.
Für Sicherheitsüberlegungen zu Endlagerstandorten in einem Salzge-
stein sollten auch detaillierte Grundwasserströmungsmodelle und Stoff-
transportmodelle erstellt werden. Zur Modellierung bietet sich die Nut-
zung von RESUS in Kombination mit PHAST an. Vorab sollte jedoch eine
gründliche Diskussion zur Eingrenzung sinnvoller Prognosezeiträumen
erfolgen, da aktuelle Grundwassermodelle und Grundwasserströmungsra-
ten empﬁndlich auf Klimaänderungen und anthropogene Eingriffe (Gram-
bow u. Bretesché, 2014) reagieren können.
Schadstoffausbreitung unter veränderten geologischen Bedingungen. Die
hier getroffenen Annahmen und Modellrechnungen gelten für die im
norddeutschen Raum gegenwärtig beobachteten hydrogeologischen und
stratigraphischen Verhältnisse. Diese Annahmen können in der Zukunft
nicht mehr gelten, wenn sich sowohl die chemische Zusammensetzung
und die Strömungsverhältnisse der Grundwasserleiter als auch die La-
gerungsverhältnisse des gesamten Deckgebirges signiﬁkant verändern.
Diese Änderungen können ebenso durch ansteigende Pegelstände der
Weltmeere als auch durch neuerliche Eisvorschübe ausgelöst werden –
mit jeweils kontrastierenden geologischen Auswirkungen: Ein Meeres-
spiegelanstieg ändert die gesamte Chemie der Zusammensetzung der
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Porenwässer der Lockermassen (Sande, Tone), die vormals (also heute)
unseren Lebensraum tragen. Letztendlich würden bisher vorherrschen-
de stabile Gradienten von hochmineralisierten Wässern am Salz-Hut zu
Oberﬂächenwässern mit Trinkwasserqualität stark abﬂachen. Eine neu-
erliche Kaltzeit würde zunächst den Meeresspiegel sinken lassen und
gleichzeitig oder leicht zeitversetzt durch Inlandseisvorschübe zur Ver-
lagerung der bisher dominierenden quartären Lockermassen im nord-
deutschen Raum führen. Hierbei kann zumindest lokal die Mächtigkeit
des Deckgebirges sehr stark reduziert werden Die Ausbildung glazigener
Rinnen kann mehrere Hundert Meter vorhandenes Sediment ausräumen
und – wie beim Salzstock Gorleben und weiteren Salzstrukturen, z. B. in
Mecklenburg-Vorpommern – einen Kontakt von Eis und Salzkörper nach
sich ziehen. Der nachfolgende Eisrückzug würde im Verlaufe des Wechsels
von tief reichendem Dauerfrostboden über episodischen zu sporadischem
Permafrost zu wiederum gemäßigt warmen Bedingungen in den obersten
Schichten der glazial abgelagerten neuen Sedimente führen.
Es ist gegenwärtig nicht vorhersagbar, welches der beiden Szenari-
en – Meeresspiegelanstieg vs. Inlandseisvorschub – eintreten wird. Da-
her müssten alle Sicherheitsüberlegungen, die bezüglich des Nuklid-
Inventars über die kommenden 10.000 Jahre hinausgehen, beide geo-
logischen Entwicklungsfälle berücksichtigen.
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5.6 Vertikalprojekt 6 – Einlagerung in tiefe
geologische Formationen mit Vorkehrungen zur
Überwachung und Rückholbarkeit
5.6.1 Zielsetzung und Anpassungen
Im Rahmen der Diskussionen über die Endlagerung radioaktiver Reststof-
fe wurde in den letzten Jahren, nicht nur durch die Vorkommnisse in der
Asse, die Möglichkeit einer Rückholung der eingelagerten Abfälle thema-
tisiert. Es zeigte sich, dass mit dieser Option eine höhere Flexibilität im
Endlagerprozess und auch eine höhere Akzeptabilität in der Gesellschaft
erreicht werden könnten.
Die sich aus dieser Option ergebenden technischen Konsequenzen sind
allerdings noch forschungsrelevant. Das Ziel des Vertikalprojekts 6 (VP 6)
war es daher, die Entsorgungsoption der Einlagerung radioaktiver Rest-
stoffe in tiefe geologische Formationen mit Vorkehrung zur Überwachung
(Monitoring) und Rückholbarkeit zu untersuchen und Bewertungsgrund-
lagen für diese Option zu entwickeln. Hierbei ist der Konﬂiktstrom zwi-
schen dem Erhalt einer ausreichenden Integrität der Barrieren und der
leichten Zugänglichkeit zu den radioaktiven Abfällen besonders zu be-
rücksichtigen. In diesem Kapitel wird die ENTRIA-Option „Einlagerung in
tiefe geologische Formationen mit Vorkehrungen zur Überwachung und
Rückholbarkeit“ kurz als „Tiefenlagerung“ bezeichnet.
Auf Grundlage nationaler und internationaler Endlagerkonzepte wurde
die Rückholoption in unterschiedlichen Wirtsgesteinen und Teufen un-
ter den Prämissen der Langzeitsicherheit und der sicheren Zugänglich-
keit der Abfälle untersucht. Durch die vielen denkbaren Varianten der
Auslegung eines Tiefenlagers ergibt sich eine mehrdimensionale Abhän-
gigkeitsmatrix, die für die vergleichende Betrachtung unterschiedlicher
Wirtsgesteine durch ein generisches Tiefenlagermodell vereinfacht wur-
de. Die Arbeiten in diesem VP enden mit der Entscheidung für oder gegen
die Rückholung bzw. den endgültigen Verschluss, die konkrete technische
Umsetzung der Rückholung ist nicht mehr Gegenstand der Untersuchun-
gen.
Das VP 6 gliederte sich in der Antragstellung in sieben Arbeitspakete
(AP). Das Institut für Grundbau und Bodenmechanik (IGB-TUBS) hat sich
mit vier AP, das Institut für Werkstoffkunde (IW-LUH) mit zwei AP sowie
das Institut für Endlagerforschung (IELF-TUC), einschl. des Lehrstuhls
für Deponietechnik und Geomechanik (LfDG-TUC), mit einem Arbeitspa-
ket beteiligt. Diese AP waren wie folgt deﬁniert.
598
5.6 Vertikalprojekt 6 – Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit
Vorkehrungen zur Überwachung und Rückholbarkeit
AP 6.1 „Geotechnische Bewertung von Endlagerkonzepten mit der Option
zur Rückholbarkeit“ (IGB-TUBS)
AP 6.2 „Monitoringbasiertes Life-Cycle-Engineering“ (IGB-TUBS)
AP 6.3 „Risikoanalytische Bewertung geotechnischer Schutzsysteme“ (IGB-
TUBS)
AP 6.4 „Untersuchung der Interaktion der geotechnischen Erfordernisse
des Life-Cycle-Engineerings und der risikoanalytischen Betrach-
tung von Tiefenlagern mit der Option zur Rückholbarkeit“ (IGB-
TUBS)
AP 6.5 „Wechselwirkungen zwischen Endlager, Lagerungssystem und Rest-
stoffen zur Beurteilung von Langzeitstabilität und Rückholbarkeit“
(IW-LUH)
AP 6.6 „Interventionstechniken zur sicheren Rückholbarkeit“ (IW-LUH)
AP 6.7 „In-situ-Datenerhebung und Demonstration in der Überwachungs-
phase eines Tiefenlagers“ (IfAD-TUC)
Im Rahmen der Bearbeitung der AP 6.1 bis 6.4 hat sich gezeigt, dass die
vorgesehene Trennung der Inhalte der AP strukturell nicht sinnvoll war.
Dies zeigt sich nicht nur in den AP selbst, sondern auch in der Inter-
aktion mit anderen Projektpartnern. Die beschriebenen Inhalte der AP
wurden aber, wenn auch in anderer Reihung, bearbeitet. In Anlehnung
an die Struktur des AP 6.1 wurden Endlagerkonzepte mit der Möglichkeit
der Rückholung geologisch und geotechnisch bewertet und basierend
auf dem internationalen Forschungsstand die geotechnischen und geo-
mechanischen Fragestellungen bezüglich der Rückholbarkeit bearbeitet.
Dabei wurden die in Deutschland vorhandenen Wirtsgesteine Steinsalz
(steil und ﬂach gelagert), Ton, Tonstein und kristallines Hartgestein be-
rücksichtigt und wirtsgesteinsspeziﬁsche Konzepte erstellt.
Weiterhin wurde das monitoringbasierte Life-Cycle-Engineering geo-
technischer Schutzsysteme, z. B. Ausbau oder Widerlager, in Tiefenlagern
mit Rückholbarkeit untersucht. Dabei ist in den derzeit entwickelten und
diskutierten Monitoring-Konzepten (z. B. MoDeRn, (MoDeRn, 2013)) die
Notwendigkeit einer systematischen Ableitung der zu beobachtenden Zu-
standsänderungen bzw. der diese Änderungen beschreibenden Parame-
ter u. a. aus dem Sicherheitskonzept und dem Sicherheitsnachweis her-
vorgehoben worden. Darüber hinaus sind entsprechend AP 6.3 geotech-
nische Schutzsysteme in Tiefenlagern mit der Option der Rückholung un-
tersucht und bewertet worden.
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Aufbauend auf die Ergebnisse der o. g. Untersuchungen wurden in An-
lehnung an die Struktur des AP 6.2 Konzepte für Monitoringprogramme
der entwickelten Tiefenlagermodelle unter Berücksichtigung des Betrach-
tungszeitraums entwickelt. Anschließend wurde die Interaktion der geo-
technischen Erfordernisse des Life-Cycle-Engineerings und der risikoana-
lytischen Betrachtung von Tiefenlagern mit Rückholbarkeit aufbauend
auf den Ergebnissen der obengenannten Arbeiten untersucht, wie es im
AP 6.4 geplant war. Eine detaillierte Beschreibung der Untersuchungen
und deren Ergebnisse ﬁnden sich in den Forschungsberichten „Generi-
sche Tiefenlagermodelle mit Option zur Rückholung“, „Normalszenari-
en und Monitoringkonzepte für Tiefenlager mit der Option Rückholung“
und „Auswirkung der Rückholbarkeit auf die Auslegung von Tiefenlagern
hochradioaktiver Reststoffe“, von denen sich zwei noch in der Fertigstel-
lung beﬁnden.
Der Fokus der AP 6.5 und 6.6 lag auf der technischen Barriere des
Tiefenlagersystems. Die technische Barriere stellt die innerste Barriere-
schicht im Tiefenlager dar und umfasst den Behälter mit dem Inventar. In
AP 6.5 wurden die am Behältersystem auftretenden Wechselwirkungen
für unterschiedliche Tiefenlageroptionen in Abhängigkeit der speziﬁ-
schen Randbedingungen betrachtet. Hieraus wurden unter besonderer
Berücksichtigung werkstofftechnischer Aspekte Konzepte zum Monito-
ring der technischen Barriere für unterschiedliche Tiefenlageroptionen
abgeleitet. Dieses Monitoring dient der Erfassung des Einﬂusses der
Wechselwirkungen zwischen dem Lagerbehältersystem und der Endla-
gerumgebung auf die technische Barriere und ermöglicht Rückschlüsse
auf deren Entwicklung. Die Betrachtung internationaler Konzepte zur
Tiefenlagerung ergab, dass die relevanten Eigenschaften für ein Behäl-
termonitoring mit dem Ziel der Rückholbarkeit zu einem großen Teil von
der Gestaltung der Tiefenlagerbehälter abhängen. Zudem resultieren aus
dem Versatz der Einlagerungsstrecken große Herausforderungen für die
Anwendung von Monitoringkonzepten an der innersten Barriereschicht.
Diese bestand darin, den hermetischen Verschluss mit einer Energie- und
Datenübertragung der Sensorsysteme zu vereinbaren. Dieser Einschrän-
kung musste demnach verstärkt Rechnung getragen werden.
Das AP 6.6 befasste sich mit der Deﬁnition von Randbedingungen ei-
ner sicheren Rückholbarkeit der Abfallgebinde aus dem Tiefenlager und
hiermit einhergehend mit der Entwicklung von technischen Konzepten
zur Freilegung, Handhabung und dem Transport der rückzuholenden
Behälter. Hierzu wurden zu Projektbeginn internationale Konzepte zur
Handhabung und Freilegung von Behältern recherchiert. Es zeigte sich,
dass sich die Grundvoraussetzungen und Randbedingungen der Rückho-
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lung bei den einzelnen Entsorgungsoptionen stark voneinander unter-
scheiden. Auch die Aspekte der Handhabung im Rahmen der Einlagerung
und Rückholung bei der Tiefenlagerung unterscheiden sich zwischen
verschiedenen Konzepten stark und werden zu einem erheblichen Teil
von der Gestaltung der Lagerbehälter beeinﬂusst. Es wurden daher zu-
nächst die optionsspeziﬁschen Randbedingungen der technischen Hand-
habungskonzepte deﬁniert. Erst auf dieser Grundlage war es möglich ein
Rückholkonzept für die unterschiedlichen Endlagerumgebungen zu ent-
wickeln, welches nach dem heutigen Stand der Technik realisierbar und
sicher durchführbar ist. Um dies zu ermöglichen, musste der Lagerbehäl-
ter, der selber eine zentrale Komponente der Auslegung des Tiefenlagers
darstellt, als integraler Bestandteil des Rückholkonzeptes betrachtet wer-
den.
Im AP 6.7 waren ursprünglich Arbeiten zu den in-situ-Datenerhebun-
gen und zur Demonstration sicherheitsrelevanter Phänomene in der
Überwachungsphase eines Tiefenlagers vorgesehen. Während der Be-
arbeitung der Vertikalprojekte 5 und 6 (VP 5 und VP 6) hat sich allerdings
insofern Änderungsbedarf ergeben, als dass im VP 6 für das Tiefenla-
ger mit Überwachung und Rückholbarkeit eine zweisöhlige Konﬁgura-
tion erforderlich wurde, wie sie für ein Endlager ohne Rückholoption
nicht notwendig ist. Das untersuchte Tiefenlager besteht aus einer Ein-
lagerungssohle und einer zusätzlichen Überfahrungssohle sowie Verbin-
dungsbohrlöchern zum längerfristigen, unmittelbaren Monitoring auch
noch nach Ende des Einlagerungsbetriebs. Nach der Überführung des
Tiefenlagers in ein Endlager ist im Rahmen der langzeitsicherheitsbezo-
genen Analysen diesem 2-Sohlen-Konzept Rechnung zu tragen. Diese
waren im Rahmen der Antragstellung jedoch nicht vorgesehen. Gegen-
stand von AP 6.7mod ist daher nunmehr die Analyse der Entwicklungen
des neu konﬁgurierten zweisöhligen Endlagerbergwerks nach dem Ver-
schluss der Einlagerungssohle sowie auch der Überwachungssohle nach
Ende der Monitoringphase.
Im Folgenden werden die Untersuchungen und deren Ergebnisse in der
Reihenfolge der bearbeitenden Institutionen aufgeführt.
5.6.2 Institut für Grundbau und Bodenmechanik (TUBS)
Stand der Technik im Kontext der bearbeiteten Inhalte
In den Sicherheitsanforderungen (BMU, 2010) wurde erstmals eine Rück-
holbarkeit der eingelagerten hoch radioaktiven Reststoffe (HAW) in
Deutschland vorgegeben. Zusätzlich wurde festgelegt, dass die Maßnah-
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men zur Sicherstellung der Möglichkeiten zur Rückholung oder Bergung
die passiven Sicherheitsbarrieren und damit die Langzeitsicherheit nicht
beeinträchtigen dürfen. In Deutschland wurde bisher das wartungsfreie
Endlager mit unmittelbarem Verschluss nach Einlagerung ohne Vorkeh-
rungen zur Rückholbarkeit favorisiert. Nachdem eine Einlagerung hoch
radioaktiver Abfälle im Salzstock Gorleben politisch nicht durchsetzbar
war, wurde 2013 durch das Standortauswahlgesetz (StandAG) ein neuer
Suchprozess für einen Endlagerstandort in Deutschland initiiert.
Im Zuge des Standortauswahlverfahrens ist jeder potentiell geeignete
Standort und damit unterschiedliche Wirtsgesteine zu betrachten, um ei-
nen Standort mit der „bestmöglichen Sicherheit“ zu ﬁnden. Hierbei sind
Tongestein, kristallines Hartgestein sowie Steinsalz zu berücksichtigen.
Im Rahmen des Standortauswahlverfahrens wurde die Kommission „Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe“ eingesetzt, welche die „Endlagerung
mit Reversibilität“ als Entsorgungspfad für Deutschland empﬁehlt (Endla-
gerkommission, 2016, S. 31). Konkret erfordert dies geplante Maßnahmen
zur Rückholung, die sich auf die Betriebsphase und ggf. eine zusätzliche
Beobachtungsphase vor dem Verschluss des Endlagerbergwerks beziehen.
Nach der Einlagerungsphase müssen hierfür Teile des Bergwerks funkti-
onsfähig und zugänglich bleiben. Darüber hinaus ist die Beobachtung der
weiteren Entwicklung des Bergwerks durch Nahfeldmonitoring erforder-
lich. Die Ziele des Monitorings sollen möglichst früh im Entsorgungspro-
jekt festgelegt werden (Endlagerkommission, 2016). Nach dem Verschluss
des Tiefenlagers, d. h. der Überführung in ein Endlager, kann die Rever-
sibilität der Entscheidungen durch eine Bergung der Abfälle umgesetzt
werden. Der Nachweis dieser Möglichkeit wurde auf 500 Jahre begrenzt,
siehe hierzu BMU (2010).
Rückholbarkeit wird international diskutiert und ist teilweise in natio-
nale Projekte eingeﬂossen. So wurden in (International Atomic Energy
Agency, 2009) die technischen Folgerungen aus der Berücksichtigung ei-
ner Rückholbarkeit in den unterschiedlichen, nationalen Kontexten re-
ﬂektiert und die daraus folgenden positiven sowie negativen Aspekte für
die Langzeitsicherheit und die Akzeptabilität dargestellt. Dennoch exis-
tiert bisher noch kein betriebsbereites Tiefenlager, das die Möglichkeit ei-
ner Rückholung auch über die Einlagerungsphase hinaus berücksichtigt.
Die Rückholbarkeit als Möglichkeit zur Fehlerkorrektur erfordert zur
Detektion der Fehler Vorkehrungen zur Überwachung (Monitoring) des
Tiefenlagers. Für ein Tiefenlagerprojekt mit Vorkehrungen zur Rückhol-
barkeit ist aus technischer Sicht aufgrund der erforderlichen Entschei-
dungsgrundlage die Beobachtung der Zustandsänderungen im System
durch ein Monitoring erforderlich. Bei planmäßiger Entwicklung schließt
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sich an die Beobachtungsphase die Überführung des Tiefenlagers in ein
Endlager an. Das Monitoring ermöglicht die Erfassung und Bewertung
der Zustandsänderungen im Tiefenlager. Der zusätzliche Offenhaltungs-
zeitraum und das Monitoring im Nahfeldbereich erhöhen allerdings das
technische Risiko des Tiefenlagers insbesondere durch die Degradation
der Integrität der Barrieren, siehe dazu auch Stahlmann u. a. (2015). So-
mit ist an dieser Stelle aus ingenieurswissenschaftlicher Sicht für eine
längerfristige Beobachtungsphase eine Anpassung der Sicherheitsan-
forderungen notwendig. Einerseits ist die Beobachtungsphase selbst zu
berücksichtigen und andererseits ist zu klären, inwieweit sie die passive
Sicherheit des Tiefenlagersystems beeinﬂusst, bzw. beeinﬂussen darf.
Im Bereich Monitoring eines geologischen Tiefenlagers wurde auf euro-
päischer Ebene ein „Monitoring Reference Framework“ erstellt. Hier wur-
den die möglichen Ziele eines Monitorings und die damit verbundenen
Entscheidungen diskutiert. Es wurde ein Workﬂow entwickelt, anhand
dessen sich nationale Entsorgungsorganisationen die erforderlichen Pa-
rameter und Techniken für ein konkretes Monitoringprogramm erarbei-
ten können (MoDeRn, 2013). Über ein ähnliches Vorgehen wurden auch
für den vorliegenden Bericht die Parameter bestimmt, die für eine gebirgs-
mechanische Begleitung eines Tiefenlagerprogramms erforderlich sind.
Der Stand der Technik zum Zeitpunkt der Planung des Tiefenlagers ist
für seine Auslegung maßgebend und zu beachten. Auf dieser Grundla-
ge ist auch das Monitoringkonzept des Tiefenlagers auf dem aktuellen
Stand der Technik zu planen. Die auf dem Markt vorhandene Messtech-
nik weist zurzeit drei Schwachstellen hinsichtlich der Dauer des Beob-
achtungszeitraums auf: die Datenübertragung, die Stromversorgung und
die Zuverlässigkeit. Die Datenübertragung und die Stromversorgung sol-
len autark ohne Beeinträchtigung der Barrieren und über die gesamte Of-
fenhaltungsphase funktionieren. Im Prinzip wurde bereits belegt, dass
auch eine Übertragung von Daten durch das Gebirge möglich ist (MoDeRn,
2013). Allerdings gehört diese Technik noch nicht zum Stand der Technik.
Für die Stromversorgung bieten sich zurzeit Radionuklid- und Beta-Vol-
taik-Batterien an. Beta-Voltaik-Batterien werden im Weltraumprogramm
der NASA für Raumsonden verwendet. Die Lebensdauer der o. g. Batteri-
en ist allerdings auf einige Jahrzehnte begrenzt und sie sind noch nicht
auf dem freien Markt verfügbar. Der Nachweis einer über Jahrzehnte an-
dauernden Zuverlässigkeit von Messsystemen kann bisher nicht erbracht
werden. Damit ergibt sich die Notwendigkeit einer wartbaren Messkette,
die auch die Zugänglichkeit zu den Messgebern erfordert. Damit treten ei-
ne autarke Stromversorgung und eine kabellose Datenübertragung in den
Hintergrund.
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Reversibilität, Rückholbarkeit und Bergbarkeit – Begriffsdeﬁnitionen
Reversibilität, Rückholbarkeit und Bergbarkeit ﬁnden in unterschiedli-
chen Phasen des Entsorgungsprojekts statt und unterscheiden sich daher
grundsätzlich. Im Kapitel 3.2 wurden die technischen und naturwissen-
schaftlichen Grundannahmen zu einer Analyse der Entsorgungsoptionen
für hoch radioaktive Reststoffe dargestellt und der Lebenszyklus eines
Tiefenlagers in der Abbildung 3.2 verdeutlicht.
Dieser Lebenszyklus beginnt mit der Vorbetriebsphase, in der das Aus-
wahlverfahren für einen geeigneten Standort stattﬁndet. Darauf folgt das
Genehmigungsverfahren. Nach Erteilung der Genehmigungen beginnt
die Betriebsphase mit der Errichtung des Tiefenlagers. Dafür werden
zunächst die Oberﬂächenanlagen errichtet, anschließend die Zugänge
nach unter Tage abgeteuft und schließlich die Infrastruktur des Gruben-
gebäudes aufgefahren. Ab diesem Zeitpunkt kann mit der Einlagerung
begonnen werden, indem die jeweilige Einlagerungsstrecke aufgefahren,
die Behälter in ihr platziert und sie anschließend ohne weitere Verzö-
gerungen wieder verschlossen wird. An dieser Stelle sei darauf hinge-
wiesen, dass eine Bohrlochlagerung nicht Gegenstand der vorliegenden
Untersuchungen war. Ist der Prozess für alle einzulagernden Reststoffe
abgeschlossen, endet die Betriebsphase. Die Nachbetriebsphase stellt
den wesentlichen Unterschied eines Tiefenlagers mit Rückholbarkeit im
Vergleich zu einem wartungsfreien Endlager dar: In einem Tiefenlager
wird die untertägige Infrastruktur nach Verschluss der Einlagerungsstre-
cken für eine weitere Überwachung und für eine schnelle Zugänglichkeit
der Abfälle offengehalten. Die Dauer der Offenhaltung ist aus der techni-
schen Perspektive auf Grundlage einer ausreichenden Barrierenintegrität,
welche die Langzeitsicherheit gewährleistet, zu bestimmen. Entwickelt
sich das Tiefenlager planmäßig und stehen keine gesellschaftlichen Be-
dürfnisse dagegen, kann das Tiefenlager in ein Endlager überführt wer-
den. Das restliche Grubengebäude wird verschlossen. Nun schließt sich
die wartungsfreie Endlagerungsphase an, in der bis auf den Erhalt der
Information über das Tiefenlager keine weiteren Maßnahmen vorgese-
hen sind. Anhand des beschriebenen Lebenszyklus werden im Folgenden
Reversibilität, Rückholbarkeit und Bergbarkeit deﬁniert, siehe dazu auch
Stahlmann u. a. (2015).
Reversibilität ist die Möglichkeit, Entscheidungen zurückzunehmen.
Sie ist prinzipiell von der Vorbetriebsphase bis zur Nachbetriebsphase
gegeben. Die Umsetzung der Reversibilität wird allerdings aufwändiger,
je weiter das Projekt vorangeschritten ist.
Der Begriff Rückholbarkeit beschreibt die Möglichkeit, die eingelager-
ten Reststoffe auf eine zuvor geplante Art und Weise wieder zurückzu-
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holen. Daraus ergibt sich das Erfordernis einer technischen Infrastruktur
und, wenn Rückholbarkeit zur Fehlerkorrektur dient, einer Beobachtung.
Eine Rückholung ist die konkrete Umsetzung der Rückführung der Abfälle
an die Geländeoberﬂäche (vgl. Abbildung 5.77). Bergbarkeit ist hingegen
Rückholbarkeit
Retrievability, in waste disposal, is the
ability in principle to recover waste or
entire waste packages once they have 
been emplaced in a repository.
Retrievability is the final element of a 
fully-applied reversibility strategy. 
(nach OECD/NEA, 2011)
"[...] im Endlagersystem 
implementierte konzeptionelle und
technische Maßnahmen, die es




"Als Rückholbarkeit wird die geplante 
technische Möglichkeit zum Entfernen
der eingelagerten radioaktiven





Retrievability denotes the possibility 
of reversing the action of waste 
emplacement. It is thus 
a special case of reversibility.
(nach IAEA, 2009)
Abbildung 5.77: Ausgewählte Deﬁnitionen der Rückholbarkeit von unter-
schiedlichen Institutionen.
als Möglichkeit der Rückführung der Reststoffe nach Verschluss des Berg-
werks deﬁniert. Aus ihr resultieren Anforderungen an die mechanische
Integrität des Behälters, die 500 Jahre gegeben sein muss (BMU, 2010).
Eine Bergung ist die konkrete Umsetzung der Rückführung der Abfälle,
welche bergmännische Maßnahmen (Aufwältigung, Neuauffahrung, etc.)
erforderlich machen.
Gründe und Kriterien für eine Rückholung aus geotechnischer Sicht
Die Tiefenlagerung hoch radioaktiver Reststoffe hat zwei Hauptziele: Si-
cherstellung einer langfristigen Isolation der Radionuklide von der Bio-
sphäre und die Gewährleistung einer leichten Rückholung der eingelager-
ten Reststoffe.
Mögliche Gründe für eine Rückholung sind in Abbildung 5.78 aufge-
führt. Aus geotechnischer Sicht sind dies insbesondere die Degradation
der geologischen und geotechnischen Barrieren. Hinzu kommen die Ent-
wicklung der hohlraumnahen Auﬂockerungszonen (ALZ), die nach dem
Zutritt von Wässern oder Lösungen aufgrund ihrer erhöhten Permeabili-
tät zu einer Migration von Radionukliden führen können. Darüber hinaus
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sind bei zeitlich veränderlichen Wirtsgesteinseigenschaften Verluste der
Standsicherheit und auch unerwartete Wasserzutritte zu erwarten. Hier-
aus leiten sich die Kriterien für eine geotechnisch fundierte Entscheidung
ab. Die Kriterien lassen sich in dem Nachweis der Integrität der Barrieren
zusammenfassen. Kann dieser erfolgreich geführt werden, so ist die Über-
führung in ein Endlager zu empfehlen. Ist dieser Nachweis nicht mehr
möglich, ist die Rückholung erforderlich. Näheres hierzu ﬁndet sich im
Arbeitsbericht „Gebirgsmechanische Untersuchungen der Konsequenzen
der Option Rückholung“. Über die geotechnischen Gründe für eine Rück-
holung hinaus, sind ebenfalls Gründe aus der Behälterintegrität und vor






















der Wissenschaft und Technik
 
Weitere negative Entwicklungen 
der Gesellschaft
Abbildung 5.78: Mögliche Gründe für eine Rückholung aus geotechni-
scher und gesellschaftlicher Perspektive.
Design eines Tiefenlagermodells unter Berücksichtigung der
Rückholbarkeit
Grundlegendes. Unter der Berücksichtigung mehrerer möglicher Wirts-
gesteine ergibt sich bei der Konzeption eines Tiefenlagers eine Vielzahl
von Kombinationsmöglichkeiten70. Um eine Vergleichbarkeit der Konzep-
te für unterschiedliche Wirtsgesteine zu erreichen, wurde es erforderlich,
70Z. B. Wirtsgestein, Verfüllung, Art des Zugangs (Schächte / Rampe), Art der Einlagerung
(Bohrlochlagerung / Streckenlagerung), Grad der Verfüllung bzw. der Offenhaltung
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die Untersuchung auf ein generisches Modell zu beschränken. Weiterhin
ist eine Vielzahl möglicher Szenarien für eine Rückholung denkbar. Der
Fokus wird hier auf die gebirgsmechanischen Prozesse, welche die Integri-
tät der geotechnischen und geologischen Barrieren beeinﬂussen können,
gelegt.
Das generische Tiefenlagermodell wird in seinen wesentlichen Zügen
im Kapitel 3.2 des interdisziplinären Teils dieses Abschlussberichts er-
läutert und ist dort in der Abbildung 3.3 dargestellt. Es besteht aus ei-
nem zweisöhligen Grubengebäude mit offengehaltenem Infrastrukturbe-
reich (den Zugangsstrecken, Werkstätten und Monitoringstrecken) sowie
den direkt nach der Einlagerung der radioaktiven Reststoffe verschlosse-
nen Einlagerungsstrecken. Die Einlagerungsstrecken werden mit jeweils
sechs ENCON-Behältern, welche die Maße eines POLLUX®-Behälters auf-
weisen, bestückt. Dabei beträgt der Abstand der Behälter zueinander ei-
ne Behälterlänge. Zur Wahrung der Isolation der eingelagerten Reststof-
fe wird jede Einlagerungsstrecke mit einem Verschlussbauwerk verschlos-
sen. Dieses übernimmt eine abdichtende und eine mechanische Funktion
und soll die Integrität des Versatzes und des Wirtsgesteins sichern (siehe
dazu auch Stahlmann u. a. (2014, 2016)).
Erfordernisse und Rahmenbedingungen der Rückholbarkeit in unterschied-
lichen Wirtsgesteinen. Für das deutsche Entsorgungskonzept kommen
wie oben bereits aufgeführt vier potentielle Wirtsgesteinstypen infrage:
Steinsalz, Ton, Tonstein und kristallines Hartgestein. Für Steinsalz ist
zwischen Steinsalz in ﬂacher und in steiler Lagerung zu unterscheiden
(siehe hierzu Missal u. a. (2014)). Jedes potentielle Wirtsgestein weist Vor-
und Nachteile auf. Da kein natürliches Gestein alle Anforderungen an ein
ideales Wirtsgestein erfüllt, sind mögliche Gesteinsformationen hinsicht-
lich ihrer Eignung zu bewerten.
Als geologische Barriere soll das Wirtsgestein den Zutritt von Flüssig-
keiten zu den Radionukliden verhindern. Dafür muss es eine möglichst
geringe Permeabilität aufweisen. Offene Trennﬂächen wirken sich dabei
nachteilig aus. Trennﬂächensysteme entstehen bei der Genese der Ge-
steine, bei Tonsteinen im Wesentlichen durch die diagenetische Einrege-
lung der Tonminerale, bei kristallinem Hartgestein durch die Abkühlung
in ihrer geologischen Vergangenheit. Je ausgeprägter und vernetzter die
Trennﬂächen im Wirtsgestein sind, desto höher ist die Permeabilität des
Gebirges. Im Fall eines Zutritts von Flüssigkeiten und der Freisetzung von
Radionukliden, sollte das Wirtsgestein idealerweise über eine Sorptions-
fähigkeit verfügen. Darüber hinaus sollte Gasdruck vom Wirtsgestein auf-
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genommen werden können, ohne dass dadurch durchgängige Wegsamkei-
ten entstehen.
Die Rückholbarkeit stellt eine weitere Anforderung an die mechanische
Stabilität des Wirtsgesteins dar. Für die Gewährleistung der Rückholung
und das Monitoring ist eine langfristige Offenhaltung der Hohlräume er-
forderlich. Der Nahbereich der Hohlräume sollte möglichst einfach zu si-
chern sein und über den Zeitraum, in der eine Rückholbarkeit vorgesehen
ist, keine wesentlichen Degradationserscheinungen aufweisen.
Jede Auffahrung von Hohlräumen in einem Gebirge bedingt eine Stö-
rung des Spannungszustands, die zu Verzerrungen führt. An der Hohl-
raumwandung treten Verschiebungen auf. In Abhängigkeit von den Fes-
tigkeitseigenschaften des Gebirges, d. h. der Gebirgstragfähigkeit, entwi-
ckeln sich bei Überschreitung der Bruchverzerrungen sogenannte plasti-
sche Zonen im Gebirge. Im hohlraumnahen Bereich werden sie als Auf-
lockerungszonen (ALZ) bezeichnet. Diese Mechanismen können, wie Ab-
bildung 5.79 darstellt, bis zum Verbruch des Hohlraums führen. Infolge
der entstehenden Auﬂockerung erhöht sich in diesen Zonen im Vergleich
zum intakten Gebirge die Permeabilität. Durch die Sicherung der Hohlräu-
me, beispielsweise mit Spritzbeton, wird die Entwicklung der plastischen
Zonen reduziert. Durch diese Sicherung oder eine hohe Festigkeit des Ge-
birges bildet sich ein sogenannter Gebirgstragring aus, d. h. das Gebirge
trägt die Spannungen mit ab. Durch die Degradation der Ausbausicherung
und / oder ein zeitabhängiges Verhalten des Gebirges kann es zu einer
Auﬂösung des Gebirgstragrings kommen, sodass sich die plastischen Zo-
nen weiter in das Gebirge entwickeln. Dies führt zu einer abnehmenden
Integrität der geologischen Barriere. Weiterhin ist die Gebirgstragfähig-
Abbildung 5.79: Gebirgstragverhalten nach Bildern von Modellversuchen
aus (Jacobi, 1981).
keit, d. h. der Bedarf eines Ausbauwiderstandes über kürzere Standzeiten,
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für die betrachteten Wirtsgesteine sehr unterschiedlich. Besonders plasti-
sche Gesteine erfordern einen kurzfristigen Ausbauwiderstand, während
kristalline Hartgesteine, auch über die gesamte Dauer der Rückholopti-
on, nur mit einem geringen Ausbauwiderstand auskommen. In Abbildung
5.80 sind die Zusammenhänge schematisch dargestellt. In den folgenden








erforderlicher Ausbauwiderstand für Langzeitstabilität
(Visko-) Plastizität
Abbildung 5.80: Vergleich der relevanten Eigenschaften verschiedener
Wirtsgesteine bei einer längerer Offenhaltung aufgrund
der Anforderung Rückholbarkeit.
Infolge der Viskoplastizität im Steinsalz wird der Gebirgstragring über
die Zeit abgebaut, so dass es ohne Ausbausicherung zu Konvergenzen
bis hin zu einem Verbruch kommt. Eine Ausbausicherung würde über die
gesamte Offenhaltungszeit durch den vollen lithostatischen Druck bean-
sprucht werden. Im Steinsalz tritt ohne Ausbau langfristig eine Schwä-
chung der Integrität der Wirtsgesteinsbarriere ein. Das intakte Wirtsge-
stein zeigt allerdings eine sehr gute hydraulische Wirkung der Barriere,
da Steinsalz aufgrund seiner Viskoplastizität über kein hydraulisch wirk-
sames Trennﬂächensystem verfügt.
Auch Ton weist ein zeitlich veränderliches Kriechverhalten auf. Wei-
terhin besitzt er eine große Plastizität und Quellfähigkeit. Im Vergleich
zu Steinsalz hat Ton eine geringere Kurzzeitfestigkeit, welche zu einem
hohen Aufwand in der Hohlraumsicherung führt. Ton besitzt aufgrund
seiner Quellfähigkeit ebenfalls kein hydraulisch wirksames Trennﬂächen-
system. Die Permeabilität ist sehr gering, daher hat Ton eine gute hydrau-
lische Barrierewirkung.
Tonstein hat eine höhere Eigentragfähigkeit aber eine geringere Plas-
tizität als Ton. In Abhängigkeit von der Druckhaftigkeit des Tonsteins
bildet sich um die Hohlräume ein Gebirgstragring aus. Je geringer die
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Druckhaftigkeit ist, desto geringer ist der Aufwand zur Hohlraumsiche-
rung. Durch seinen Verfestigungsprozess entsteht im Tonstein ein Trenn-
ﬂächensystem, das im Vergleich zu Ton und Steinsalz zu einer höheren
Permeabilität führt. Die Permeabilität ist dennoch insgesamt gering.
Gegenüber den anderen Wirtsgesteinen zeichnet sich kristallines Hart-
gestein durch eine hohe Festigkeit und ein fehlendes plastisches Verhal-
ten aus. Daher ist von einem Erhalt des Gebirgstragrings und von geringe-
ren erforderlichen Ausbauwiderständen auszugehen. Dem Wirtsgestein
kann aufgrund des vorhandenen Trennﬂächensystems jedoch keine hy-
draulische Barrierewirkung zugesprochen werden.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass Gebirge mit einer hohen Fes-
tigkeit die Rückholung erleichtern, hier aber andere für die Endlagerung
negative Eigenschaften bzgl. der Permeabilität zu berücksichtigen sind.
Kriechfähige Gebirge hingegen erschweren die Rückholung, für die End-
lagerung besitzen sie jedoch positive Eigenschaften.
Geforderte Mindestteufen der Einlagerungssohle. Die Teufenlage der Ein-
lagerungssohle bei der Entsorgung der Reststoffe in tiefen geologischen
Formationen ist für den Schutz der Biosphäre entscheidend. Zum einen
bestimmt sie hauptsächlich den Primärspannungszustand, zum anderen
soll sie eine ausreichende Isolation der radioaktiven Reststoffe von der
Biosphäre garantieren. Im Zeitraum der Lagerung der Reststoffe wer-
den mit hoher Wahrscheinlichkeit mehrere Eiszeiten in Perioden von ca.
100.000 Jahren auftreten. Innerhalb einer Eiszeit gibt es mehrere Glet-
schervorstöße, die damit verbundenen Prozesse besitzen eine große Ero-
sionskraft. Infolgedessen entstehen glazigene Rinnensysteme, die nach
der Eiszeit wieder mit Fluss- oder Stausedimenten verfüllt werden. Bei
Lockersedimenten, wie im Norddeutschen Becken, ist die Erosionskraft
eines Gletschers deutlich größer als auf einem Hartgesteinsuntergrund.
Das Norddeutsche Becken wurde z. B. durch glaziale Rinnenbildung um-
geformt. Diese Rinnen können bis zu 500 m tief sein. Das ein Tiefenlager
aufnehmende Wirtsgestein muss daher eine ausreichende Teufenlage
aufweisen, um die oben genannten Einwirkungen von den Reststoffen
fernzuhalten. Die generischen Modelle berücksichtigen die zu erwarten-
den Veränderungen in dem vom BMU (2010) festgelegten Nachweiszeit-
raum von über einer Million Jahre. Ein Tiefenlager sollte daher in Teufen
von mindestens 600 m angelegt werden.
Je tiefer die Einlagerungssohle liegt, desto größer wird besonders bei
plastischen und kriechfähigen Wirtsgesteinen der Aufwand zur Gewähr-
leistung der Rückholung. Der Grad der Zerklüftung und damit die Permea-
bilität verhalten sich umgekehrt proportional zur Tiefe, d. h. mit zuneh-
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mender Teufe sinkt der Grad der Zerklüftung. Er geht dabei nicht voll-
ständig zurück, sodass Klüfte auch in großen Teufen vorzuﬁnden sind.
Abbildung 5.81 stellt die Teufenlage des Tiefenlagers, die Permeabilität
des Wirtsgesteins sowie die Merkmale zur Rückholung und Dichtigkeit
gegenüber. Die Einlagerungstiefe liegt bei Steinsalz in steiler Lagerung
mit 800 m tiefer, da das Aufsteigen des Salzes durch Dichteinversion be-
rücksichtigt werden muss. In kristallinem Hartgestein können aufgrund
der Lage in den Mittelgebirgen und ihrer Erosionsresistenz auch gerin-
gere Tiefen angestrebt werden, allerdings ermöglichen die guten mecha-
nischen Eigenschaften des Wirtsgesteins auch größere Teufen mit gerin-
gem Aufwand. Wegen der geringen Festigkeit von Ton ist eine möglichst
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Kristallin SteinsalzTonstein Ton
GWS
Abbildung 5.81: Gegenüberstellung der Teufenlage des Tiefenlagers, Per-
meabilität des Wirtsgesteins sowie die Merkmale zur
Rückholung und Dichtigkeit.
Anforderungen an die geotechnischen Schutzsysteme. Unterschiedliche
Wirtsgesteine erfordern unterschiedliche Materialien für die geotechni-
schen Barrieren, die mit dem chemischen Milieu des Wirtsgesteins ver-
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träglich sein müssen. Diese Barrieren setzen sich aus dem Versatz in den
Einlagerungsstrecken und den Verschlussbauwerken zusammen.
Im Steinsalz wurde in den Untersuchungen von einer Verfüllung der
Einlagerungsstrecken mit Salzgrus ausgegangen. Salzgrus ist zerkleiner-
tes Steinsalz und weist beim Einbringen in den zu verfüllenden Hohlraum
zunächst eine hohe Porosität auf. Ein Gegendruck, also Ausbauwider-
stand, zum Gebirgsdruck wird deswegen nur langsam mit fortschreiten-
der Konvergenz des Gebirges aufgebaut. Nach vollständiger Kompaktion
besitzt der Salzgrus vergleichbare Eigenschaften wie das umgebende
Steinsalz.
Die Funktionalität des Verschlussbauwerks der Einlagerungsstrecke im
Steinsalz umfasst den Schutz des im Tiefenlager tätigen Personals gegen
ionisierende Strahlung, die Behinderung des Zutritts von Lösungen in die
Einlagerungsstrecke und die schadlose Aufnahme der Gebirgsspannun-
gen. Vor dem Einbau des Verschlussbauwerks wird die Auﬂockerungszo-
ne nachgerissen, um die Umläuﬁgkeit des Bauwerks durch die Auﬂocke-
rungszone zu reduzieren (vgl. Abbildung 5.82). Da eine vollständige Ent-
fernung der Auﬂockerungszone nicht möglich ist, wird eine weitere Ab-
dichtung erst infolge des Aufkriechens des Salzgesteins auf das Bauwerk
erfolgen. Hierzu muss das Bauwerk eine ausreichende Steiﬁgkeit besit-
zen. Als Material wurde in den Untersuchungen ein Salzbeton angenom-
men, der diese Anforderung erfüllt. Es ist allerdings noch offen, ob Salzbe-
ton ausreichend korrosionsbeständig gegen Lösungen mit MgCl2-Antei-
len ist. Alternativ wäre ein MgO-Beton zu untersuchen, der jedoch nicht
korrosionsbeständig gegen reine NaCl-Lösung ist.





Abbildung 5.82: Schematische Darstellung eines Verschlussbauwerks in
einer Strecke im Steinsalz.
Für die anderen Wirtsgesteine wurden in den Untersuchungen Bento-
nit-basierte Materialien als Streckenversatz angenommen. Bentonit be-
steht hauptsächlich aus quellfähigen Tonmineralen, die durch Absorpti-
on von Wasser in den Zwischenschichten quellen. Verhindert man diese
Volumenvergrößerung durch eine Einspannung, so führt dies zum Aufbau
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eines Quelldrucks, der einen Gegendruck, d. h., Ausbauwiderstand zum
Gebirge darstellt und vorhandene Resthohlräume verschließen kann. Der
Quelldruck ist in Längsrichtung der Strecke durch das Verschlussbauwerk
aufzunehmen und in das Gebirge einzuleiten (vgl. Abbildung 5.83). Dies
stellt eine im Vergleich zum Verschlussbauwerk im Steinsalz zusätzlicher
Funktionalität dar. Die Interaktion des Widerlagers mit dem Wirtsgestein
und dem Abdichtungselement sowie der Verfüllung ist wichtiger Bestand-
teil für die Beurteilung der gebirgsmechanischen Machbarkeit der Tiefen-
lagerung.
Inwieweit das Verschlussbauwerk auch abdichtende Funktionen über-
nehmen kann, ist noch Stand der Forschung, da nicht in jedem Wirtsge-
stein von einer Verheilung oder Abdichtung der Auﬂockerungszone aus-
gegangen werden kann. Als Material für das Bauwerk wurde ein Beton aus
niedrig-pH-Zement, einem Spezialzement, der die chemische Alteration
im Wirtsgestein reduzieren soll, angenommen. Weiterhin ist die Korrosi-
onsbeständigkeit gegen eindringende Wässer nachzuweisen.






Q   Quelldruck
Abbildung 5.83: Schematische Darstellung eines Verschlussbauwerks in
einer Strecke im Ton, Tonstein oder kristallinen Hartge-
stein.
Ermittlung des Flächenbedarfs des Tiefenlagers basierend auf der Wärme-
ausbreitung. Für die Auslegung eines Tiefenlagers ist die Bestimmung
des Flächenbedarfs erforderlich. Ein wichtiger Faktor dafür sind die Tem-
peraturen in den Kontaktzonen Behälter / Versatz und Versatz / Wirtsge-
stein. Die Temperatur der Behälter ist von ihrer Beladung und der Dau-
er der Zwischenlagerung der Reststoffe abhängig. Deutsche Forschungen
über die Möglichkeit einer Rückholung eingelagerter Behälter kamen zum
Schluss, dass im Steinsalz 40 Jahre nach Beginn der Einlagerung damit
zu rechnen ist, dass bei zwei Containern die Temperatur unter 100 °C
gefallen ist (Engelmann u. Lommerzheim, 1995). In der „Vorläuﬁgen Si-
cherheitsanalyse für den Standort Gorleben (VSG)“ wurde die Möglich-
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keit der Rückholung in Steinsalz während der Betriebsphase ohne eine
Änderung der Behälterbeladung beschrieben (Bollingerfehr u. a., 2012).
In diesem Bericht wurde festgestellt, dass die benötigte Abkühlung der
Einlagerungsfelder 40 Jahre in Anspruch nehmen würde. Durch eine zu-
sätzliche Kühlung soll ein Rückholungszeitraum von 40 Jahren erreich-
bar sein. Ziegenhagen u. a. (2005) gelangen in ihrer Arbeit über die Kon-
sequenzen einer Option der Rückholung zum Schluss, dass aufgrund der
Rückholmaßnahmen der Flächenbedarf für die Einlagerungssohle im Ver-
gleich zu einer wartungsfreien Endlagerung ohne Rückholbarkeit größer
ist. Für die Tiefenlagerung in Tonstein wird der Flächenbedarf 1,3-mal
größer und in kristallinem Hartgestein oder Steinsalz wird für den Flä-
chenbedarf mehr als das Achtfache angenommen. Die Ergebnisse des Be-
richtes wurden aufgrund von konzeptionellen Überlegungen erreicht, nu-
merische Methoden wurden nicht angewendet.
Abbildung 5.84: Wärmeausbreitung eines ENCON-10 in verschiedenen
Wirtsgesteinen 10 Jahre nach der Einlagerung.
Nach der derzeitigen Gesetzgebung ist die Temperatur an der Außen-
ﬂäche der Behälter auf 100° C zu beschränken (StandAG, 2017). Unter
Berücksichtigung einer Rückholbarkeit sind wegen des Arbeitsschutzes
zusätzlich die sich ergebenden Temperaturen in den offengehaltenen In-
frastrukturbereichen zu beachten, siehe hierzu Léon Vargas u. a. (2017).
Um die Auswirkung der Rückholbarkeit auf den Flächenbedarf zu ermit-
teln, wurden basierend auf den generischen Modellen von Stahlmann
u. a. (2014) thermische Simulationen mittels FLAC3D durchgeführt. Die
Berechnungen erfolgten für generische Tiefenlager in Steinsalz, Ton,
Tonstein und kristallinem Hartgestein, wobei die Dauer der Zwischenla-
gerung, die Beladung und der Abstand zwischen den Behältern variiert
wurden. Abbildung 5.84 zeigt die Wärmeausbreitung eines ENCON-Be-
hälters für die verschiedenen Wirtsgesteine 10 Jahre nach seiner Einla-
gerung. Der Behälter ist mit zehn Uran-DWR-Brennelementen beladen.
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Für ein Brennelement wurde ein Abbrand von 50 GWd/tSM und eine An-
reicherung von 4% 235U angenommen. Es ist zu erkennen, dass sich in
Tiefenlagern mit Bentonit-basiertem Versatz die Wärme im Nahbereich
des Behälters aufstaut, da tonige Materialien eine geringe Wärmeleit-
fähigkeit aufweisen. Die Berechnungen für Steinsalz weisen hingegen
insgesamt niedrigere Temperaturen auf. Abbildung 5.85 stellt den Tem-
Abbildung 5.85: Zeitabhängiger Temperaturverlauf an der Grenzoberﬂä-
che zwischen Behälter und Versatz (Abstand zwischen
Einlagerungsstrecken B = 60 m, Zwischenlagerungszeit
tz = 40 a).
peraturverlauf an der Kontaktﬂäche zwischen Behälter und Versatz für
die verschiedenen Wirtsgesteine und unterschiedliche Behälterbeladun-
gen über die Zeit dar. Für die Modelle wurden ein Abstand von 60 m
zwischen den Einlagerungsstrecken und eine Zwischenlagerungszeit der
Brennstäbe von 40 Jahren festgelegt.
Im Steinsalz steigen die Temperaturen zunächst langsamer als bei den
anderen Wirtsgesteinen an. Die zulässige Grenztemperatur von 100° C
wird mit keiner Behälterbeladung überschritten. In den übrigen Wirtsge-
steinen wird nach etwa zehn Jahren die maximale Temperatur erreicht.
Anschließend klingt sie bis zum Ende des Berechnungszeitraums konti-
nuierlich ab.
Sowohl im Ton und im Tonstein als auch im kristallinen Hartgestein
wird die Grenztemperatur mit Behälterbeladungen von acht und zehn
Brennelementen überschritten. Deshalb ist für Tiefenlager mit Bentonit-
basierender Verfüllung die Behälterbeladung auf fünf Uran-DWR-Brenn-
elemente zu beschränken.
In den Monitoringstrecken sowie vor dem Abdichtungsbauwerk wer-
den während der Offenhaltungsphase Messungen und Wartungsarbeiten
stattﬁnden. Um die Arbeitssicherheit zu gewährleisten, sind die Tempe-
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raturen in diesen Bereichen demzufolge nach KlimaBergV zu beschrän-
ken. Je nach Wirtsgestein ist diese Grenze unterschiedlich. Sie liegt für
Steinsalz bei 52°C und für die anderen Wirtsgesteine bei 30°C. Analog zu
Abbildung 5.85 zeigt Abbildung 5.86 den Temperaturverlauf in den Moni-
toringstrecken über die Zeit. Im Steinsalz wird die Grenztemperatur bei
Abbildung 5.86: Zeitabhängiger Temperaturverlauf in den Monito-
ringstrecken (Abstand zwischen Einlagerungsstrecken B
= 60 m, Zwischenlagerungszeit tz = 40 a).
Behälterbeladungen von maximal fünf Brennelementen eingehalten. In
den übrigen Wirtsgesteinen übersteigt die Temperatur bei allen Behälter-
beladungen die zulässige Maximaltemperatur. Daraus lässt sich schlie-
ßen, dass ein Bewetterungssystem zur Kühlung während der gesamten
Offenhaltungsphase sowie ggf. während der Dauer des Rückholprozesses
benötigt wird.
Zusammenfassend ergibt sich durch die Rückholbarkeit und damit
einhergehende Begrenzung der Behälterbeladung eine größere Einla-
gerungsﬂäche. Für ein Tiefenlager in Ton, Tonstein oder kristallinem
Hartgestein ist die Einlagerungsﬂäche durch die Rückholbarkeit im Ver-
gleich zu einem wartungsfreien Endlager doppelt so groß ist. Für ein
Tiefenlager in Steinsalz wird eine 1,25-fach größere Einlagerungsﬂäche
benötigt. Die Erhöhung der Zwischenlagerzeit der Brennstäbe von 40 auf
75 Jahre hat die Wärmeausbreitung im System erwartungsgemäß nicht
wesentlich beeinﬂusst. Die Untersuchungen beinhalteten außerdem die
Variation des Behälterabstands sowie der Zwischenlagerzeit der Brenn-
elemente. Näheres hierzu ist in den Arbeitsberichten (Stahlmann u. a.,
2018; Stahlmann, 2018) zu ﬁnden.
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Monitoring der geotechnischen und geologischen Barriere
Die allgemeinen und interdisziplinär zu berücksichtigen Fragestellungen,
die sich aus dem Monitoring ergeben, wurden im Kapitel 3.6 vorgestellt.
An dieser Stelle werden zunächst die erwartete Normalentwicklung auf-
gezeigt sowie die spezielleren, gebirgsmechanischen Themen erläutert.
Methodik der Szenarienentwicklung. Ein Szenario ist deﬁniert als eine hy-
pothetische Folge von Ereignissen in der Zukunft. Das Normal-, oder auch
Referenzszenario beschreibt die Entwicklung, die mit einer sehr hohen
Wahrscheinlichkeit auftritt. Das für die Szenarienentwicklung verwende-
te Vorgehen lehnt methodisch an Brunner-Schwer (1986) sowie Geschka
u. Hammer (1990) an und wurde an die Erfordernisse der Tiefenlagerung
angepasst. Die Vorgehensweise stellt Abbildung 5.87 dar. Weitere Erläu-
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Ablauf der Szenario-Technik verkürzter Planungsprozess
Abbildung 5.87: Vorgehensweise bei der Anwendung der Szenariotechnik
(Geschka u. Hammer, 1990).
Die Methodik beginnt mit der Deﬁnition und Strukturierung des Un-
tersuchungsfeldes. Hierfür ist eine exakte Aufgabenstellung mit Berück-
sichtigung der Ziele zu formulieren sowie wichtige Kenngrößen zu ermit-
teln und in ihrem gegenwärtigen Zustand zu erfassen. Außerdem muss
die Dauer des Untersuchungszeitraums eingegrenzt werden. Im nächs-
ten Schritt werden basierend auf einer Umfeldanalyse die Faktoren, die
das Untersuchungsfeld hauptsächlich beeinﬂussen, identiﬁziert und ein-
gegrenzt. Die Haupteinﬂussfaktoren werden daraufhin einzelnen Umfel-
dern des Untersuchungsbereichs zugeordnet.
Es folgt eine Kategorisierung der ermittelten Einﬂussfaktoren und
Kenngrößen in z. B. thermische Einﬂüsse, hydraulische Einﬂüsse, etc.
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Anschließend sind Entwicklungstendenzen und sogenannte kritische
Deskriptoren bzw. kritische Kenngrößen für die Umfelder zu ermitteln.
Daraus lassen sich Trendprojektionen für den festgelegten Zeitraum ab-
leiten. Mithilfe einer Konsistenzmatrix ﬁndet eine logische und konsis-
tente Annahmenbündelung der oben genannten Entwicklungstendenzen
statt. Aus diesen Bündeln werden abschließend jeweils paarweise Kom-
binationen der kritischen Kenngrößen nach den Kriterien Konsistenz,
Unterschiedlichkeit und evtl. Wahrscheinlichkeit ausgewählt. Die Kom-
binationen stellen die Basis der zu formulierenden Szenarien dar. Die
ausgewählten Umfeldszenarien werden interpretiert und mögliche Sze-
narien ausgebaut. Die Annahmebündelung berücksichtigte bereits die
kritischen Kenngrößen. Nun werden gleichermaßen unkritische Kenn-
größen hinzugefügt. Der Zeitraum, in welchem die Szenarien stattﬁnden,
ist festzulegen und Zwischenereignisse bis zum Endzustand des Szenari-
os sind zu deﬁnieren. Des Weiteren ist eine Analyse von möglichen und
signiﬁkanten Störereignissen durchzuführen. Sie werden identiﬁziert,
interpretiert und in die Szenarien eingearbeitet.
Abschließend sind alle wahrscheinlichen Kombinationen aus Umfeld-
und Untersuchungsfeld-Szenarien gegenüberzustellen, Probleme zu iden-
tiﬁzieren und entsprechende Lösungsansätze zu entwickeln. Dabei ist
das Normalszenario zu bestimmen, das für das zu entwickelnde Moni-
toringprogramm die Grundlage darstellt. Weiterhin muss die Planung
ausgewählte abweichende Szenarien, wie z. B. einen Wassereintritt wäh-
rend der Betriebsphase in ein Tiefenlager im Steinsalz, beachten. Anhand
dieser Methodik wurden Referenzszenarien für alle betrachteten Wirts-
gesteine erstellt.
Untersuchungsfeld und Einﬂussfaktoren. Das Ziel des Schutzes vor der
ionisierenden Strahlung sowie der während der Offenhaltung zu gewähr-
leistende Arbeitsschutz grenzen zunächst das Untersuchungsfeld ein.
Die zeitliche Betrachtung beschränkt sich auf die Betriebsphase und die
Beobachtungsphase des Tiefenlagers. Da sich die konkrete Planung der
Auslegung des Tiefenlagers noch in der Zukunft beﬁndet, haben die Ein-
ﬂussfaktoren, die direkt mit dieser zusammenhängen, selbst eine gewisse
Streubreite. Die Abbildung 5.88 verdeutlicht dieses in Form eines Gedan-
kenprismas. Die generischen Modelle gehen von einer wartungsfreien
Einlagerungsphase von ca. 40 Jahren aus. Um den Einlagerungsbetrieb
nicht durch Sanierungsarbeiten zu gefährden, müssen die geotechni-
schen Schutzeinrichtungen innerhalb dieser Spanne einwandfrei funk-
tionieren.
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Normalszenario
Abbildung 5.88: Sinnbildliche Darstellung des Normalszenarios inner-
halb denkbarer Zukunftsprojektionen.
Räumlich sind der Infrastrukturbereich des Tiefenlagers, die Einlage-
rungsstrecke und ihr Verschlussbauwerk zu betrachten. Der vom Schacht
beeinﬂusste Bereich wird bei der Erstellung der Szenarien vernachlässigt.






• chemische Einﬂussfaktoren und
• radiologische, strahlungsbedingte Einﬂussfaktoren.
Die Herausforderung besteht darin, dass diese Faktoren miteinander ge-
koppelt sind. Sie beeinﬂussen sich gegenseitig, was wiederum die Erstel-
lung von Projektionen erschwert. Die geometrischen Einﬂussfaktoren
sind durch das generische Modell in jedem Wirtsgestein gleich, wobei
in Ton und Tonstein ein Ausbau benötigt wird, der das auszubrechende
Hohlraumvolumen vergrößert.
Die wesentlichen mechanischen Eigenschaften sind durch die Material-
eigenschaften des Gebirges und den in-situ-Spannungszustand gegeben.
Der Spannungszustand hängt maßgeblich von der tektonischen Lage des
Tiefenlagers und insbesondere von seiner Teufe ab. Die Materialeigen-
schaften der Wirtsgesteine wurden bereits im Abschnitt 3.2.5 erläutert.
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Die thermischen Einﬂussfaktoren sind die jeweilige thermische Leitfä-
higkeit und Wärmekapazität des Gebirges sowie der Ausdehnungskoefﬁ-
zient. Sie bestimmen, wie sich die Wärme im Gebirge und dem Versatz
ausbreitet. Weiterhin ist die durch den geothermischen Gradienten beein-
ﬂusste und von der Teufe abhängige in-situ-Temperatur zu berücksichti-
gen.
Bei den hydraulischen Faktoren spielen die Permeabilität des betrach-
teten Bereichs und die Fragestellung, ob es im Tiefenlagersystem frei ﬂie-
ßendes Grundwasser gibt, eine Rolle.
Da der Fokus auf der gebirgsmechanischen Fragestellung liegt, werden
die radiologischen und chemischen Einﬂussfaktoren weniger stark ge-
wichtet als die mechanischen, thermischen und hydraulischen Faktoren.
Normalszenarien. Für jedes betrachtete Wirtsgestein wurde mit der er-
läuterten Methodik ein Normalszenario erstellt. Dafür wurden jeweils
drei Bereiche betrachtet: Die offengehaltenen Hohlräume, bestehend
aus dem Infrastrukturbereich und den Monitoringstrecken, der versetzte
Bereich mit den eingelagerten Reststoffen sowie der Bereich des Ver-
schlussbauwerks. Die wesentlichen Eigenschaften der Wirtsgesteine sind
in Tabelle 3.2 im Abschnitt 3.2.5 aufgelistet. Abbildung 5.89 gibt einen
Eindruck der Spannungen und der Permeabilitäten innerhalb einer Ein-
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Abbildung 5.89: Spannungen und Permeabilitäten in den versetzten Ein-
lagerungsbereichen in Steinsalz (oben), Ton / Tonstein
(Mitte) und kristallinem Hartgestein (unten).
In der nächsten Aufzählung werden die Normalszenarien für die unter-
schiedlichen Wirtsgesteine und für sie jeweils die einzelnen zu betrach-
tenden Bereiche dargestellt. Dabei werden zunächst die relevanten Ein-
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ﬂussfaktoren und die Normalentwicklung in der Infrastruktur, der Einla-
gerungsstrecke und des Verschlussbauwerks dargestellt.
• Normalszenario für ein Tiefenlager im Steinsalz
Das Normalszenario für ein Tiefenlager im Steinsalz unterscheidet
sich aufgrund der Kriechfähigkeit, der mittleren mechanischen Festig-
keit und der Impermeabilität des Steinsalzes deutlich von den übrigen
Wirtsgesteinen. Grundwasser ist im Normalszenario nicht zu berück-
sichtigen. Die hohe Wärmeleitfähigkeit sorgt für eine großﬂächige
Verteilung der Wärme im Wirtsgestein (siehe Abschnitt 3.2.5).
Vor der Auffahrung herrscht im Gebirge ein isotroper Spannungszu-
stand. Dieser wird durch die Auffahrung gestört. Es bildet sich eine
Auﬂockerungszone aus. Das Gebirge strebt wiederum einen isotropen
Spannungszustand an, der entstandene Spannungsdeviator wird durch
Kriechprozesse abgebaut. Das Kriechen des Salzes erfolgt zeitabhängig
und verursacht Konvergenzen des Hohlraums. Um den erforderlichen
Lichtraum in den offengehaltenen Hohlräumen zu gewährleisteten,
muss daher ein regelmäßiger Nachschnitt erfolgen. Das Nachschnei-
den der Hohlraumkontur schädigt die Barriere, weil Material aus der
geologischen Barriere entfernt wird und eine erneute Auﬂockerungszo-
ne entsteht. Es kann daher nicht beliebig oft nachgeschnitten werden,
der Offenhaltungszeitraum unterliegt einer gebirgsmechanisch beding-
ten Begrenzung. Wann der Zeitpunkt zur Überführung des Tiefenlagers
in ein wartungsfreies Endlager oder alternativ zur Rückholung und Su-
che einer alternativen Lagerungsform gekommen ist, lässt sich durch
Monitoring bestimmen. Es liefert die Information über die Schädigung
der Barriere.
Die Einlagerungsstrecke wird direkt nach der Einlagerung mit Salzgrus
versetzt. Durch seine Eigenkompaktion bildet sich zunächst ein First-
spalt aus. Die Konvergenz in den Strecken verlangsamt sich daher aus
diesem Grunde kaum. Sie erhöht sich hingegen aufgrund des Wärme-
eintrags der eingelagerten Reststoffe. Mit Erreichen eines form- und
kraftschlüssigen Verbunds zwischen Wirtsgestein und Versatz, wird
der Salzgrus unter Reduktion seiner Porosität und Erhöhung seiner
Dichte weiter kompaktiert. Dies bewirkt eine Erhöhung der Steiﬁgkeit,
sodass sich ein Gegendruck zum Gebirgsdruck, d. h. ein Ausbauwider-
stand, aufbauen kann und sich der Spannungsdeviator verringert. Nach
ausreichend langer Zeit unterscheidet sich der Salzgrus in seinen me-
chanischen Eigenschaften kaum vom ursprünglichen Wirtsgestein.
Das Verschlussbauwerk aus Salzbeton wird nach dem Versatz jeder Ein-
lagerungsstrecke errichtet. Die Hydratationswärme führt zunächst zu
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einer Volumenzunahme, nach dem Abbinden infolge der Auskühlung
dann aber zu einer Kontraktion des Bauwerks. Diese bedingt einen Spalt
zwischen Gebirge und Verschlussbauwerk, der zwar nachverpresst, aber
nicht vollständig vermieden werden kann. Das Kriechen des Gebirges
schließt den Spalt nach einer gewissen Zeit und das Verschlussbauwerk
erreicht seine volle Funktionalität. Durch die im Vergleich zum umge-
benden Gebirge höhere Steiﬁgkeit führt zu einer Spannungskonzentra-
tion im Bereich des Verschlussbauwerkes, das dann wie ein zusätzlicher
Pfeiler wirkt.
• Normalszenario für ein Tiefenlager im Ton
Die wesentlichen Einﬂussfaktoren auf die Normalentwicklung sind im
Ton eine geringe Eigentragfähigkeit, eine Empﬁndlichkeit gegenüber
Änderungen im chemischen Milieu (Alteration von Tonmineralen, Aus-
trocknung) und eine geringe Wärmeleitfähigkeit. Grundwasser tritt auf-
grund der geringen Permeabilität nur stagnierend auf. Der Porenwas-
serdruck ist jedoch ein wichtiger Einﬂussfaktor bei der Beurteilung der
Tragfähigkeit des Gebirges.
Die mit der Auffahrung verbundene Spannungsumlagerung erzeugt im
Ton aufgrund seiner geringen Festigkeit eine Schädigung des Wirtsge-
steins, die weit in das Gebirge hineinreichen kann. Deswegen und auch
wegen seiner geringen Eigentragfähigkeit sind Hohlräume nach ihrer
Auffahrung mit einem massiven Ausbau zu sichern. Durch ihn werden
die Konvergenzen des Hohlraums wiederum wesentlich verringert. Die
Steiﬁgkeit des Ausbaus ist deutlich höher als die des Gebirges, sodass
im Wesentlichen der Ausbau die Lasten aus dem Gebirge abträgt. Die
Ausbaumaterialien können im Wirtsgestein Effekte einer Austrock-
nung und Alteration hervorrufen. Zusätzlich können die Ausbaumate-
rialien mit der Feuchte aus der Bewetterung und der Wärme der ein-
gelagerten Behälter chemisch reagieren. Diese Reaktionen führen zu
einer Alterung des Ausbaus und folglich zu einem Verlust seiner Trag-
fähigkeit. Diese Alterung lässt sich in den offengehaltenen Bereichen
direkt messtechnisch bestimmen, um ggf. mit Sanierungsmaßnahmen
regieren zu können.
Die Einlagerungsstrecke wird nach der Einlagerung eines Behälters
mit Bentonit in Form von (angefeuchteten) kompaktierten Blöcken
versetzt. Das vorherige Entfernen des Ausbaus ist risikobehaftet, er
verbleibt daher in der Einlagerungsstrecke. Um Wasserwegsamkeiten
um die Einlagerungsstrecke herum zu unterbinden, können Schlitze
im Ausbau angelegt werden, an denen der Bentonitversatz eine direkte
Kontaktﬂäche zum Wirtsgestein hat. Durch die Befeuchtung der Ben-
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tonitblöcke quillt der Bentonit. Nach der vollständigen Bestückung der
Einlagerungsstrecke und sobald das Verschlussbauwerk errichtet ist,
kann sich aufgrund des begrenzten freien Volumens ein Quelldruck
aufbauen. Er wirkt dem Gebirgsdruck entgegen und erzeugt so einen
Abbau des Spannungsdeviators. Dadurch werden die Spannungsum-
lagerungen im Wirtsgestein weiter reduziert und eine weitere Schädi-
gung des Wirtsgesteins verhindert. Die eingebrachte Wärme des Behäl-
ters sorgt an der Grenze vom Behälter zum Bentonit zu einer partiellen
Austrocknung und somit zu einem Dampfüberdruck, der sich auf den
direkten Nahbereich beschränkt. Im Gebirge tritt nach einiger Zeit eine
Wiederaufsättigung auf. Durch die Plastizität und Quellfähigkeit schlie-
ßen sich die Risse und die bei der Hohlraumauffahrung entstandene
plastische Zone wird hydraulisch unwirksam.
Vor der Errichtung des Verschlussbauwerks ist der Ausbau zu entfernen.
Aufgrund der geringen Eigentragfähigkeit kann jedoch nicht davon aus-
gegangen werden, dass ein vollständiger Rückbau möglich ist. Das Ver-
schlussbauwerk besteht aus einem Bentonitabdichtungselement und
einem Niedrig-pH-Betonwiderlager. Zunächst wird das Abdichtungs-
element eingebracht. Der Bentonit baut durch den Kontakt mit dem im
Ton vorhandenen Wasser einen Quelldruck auf und verschließt damit
die verbleibenden Hohlräume. Um den Quelldruck in Richtung des offe-
nen Hohlraums aufnehmen zu können, muss das Widerlager errichtet
werden. Aufgrund des Quelldrucks des Bentonits und der hohen Stei-
ﬁgkeit des Widerlagers kommt es zu einer Spannungskonzentration im
Bereich des Verschlussbauwerkes, das dann wie ein zusätzlicher Pfeiler
wirkt. Das Widerlager muss daher ausreichend dimensioniert sein, um
sowohl die Spannungen aus dem Gebirge als auch den Quelldruck des
Bentonits aufnehmen zu können.
• Normalszenario für ein Tiefenlager im Tonstein
Tonstein besitzt im Gegensatz zu Ton eine mittlere Eigentragfähigkeit.
Durch das Trennﬂächengefüge ist der Spannungszustand im Gebirge
stark anisotrop. Grundwasser kann entlang von Trennﬂächen ﬂießen,
dennoch ist die Permeabilität des Gebirges gering. Die chemische Sen-
sibilität eines Tonsteins ist geringer als die eines Tons.
Die Ausdehnung der durch die Auffahrung entstehenden plastischen
Zonen ist weniger ausgeprägt als im Ton. Die Zonen haben jedoch auf-
grund der geringeren Plastizität und Quellfähigkeit des Wirtsgesteins
eine höhere Permeabilität. Ihre Geometrie ist stark abhängig von der La-
ge der Haupttrennﬂächenschar. In einem saiger liegenden Gebirge ist
diese elliptisch um den Hohlraum mit der stärkeren Ausprägung in ho-
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rizontaler Richtung ausgebildet. Das Einbringen eines Ausbaus behin-
dert eine weitere Ausdehnung der plastischen Zonen während der Of-
fenhaltungsphase. Die Prämisse der Wartungsfreiheit erfordert einen
steifen Ausbau, da zu große Konvergenzen den Einlagerungsbetrieb stö-
ren können. Da das Gebirge nach dem Ausbruch eine gewisse Eigentrag-
fähigkeit entwickelt, ist es sinnvoll, zunächst die Konvergenzen des Ge-
birges zuzulassen und nach dessen Abklingen auf ein bestimmtes Ni-
veau den Ausbau einzubringen. Das Gebirge trägt mit und der Ausbau
kann weniger mächtig dimensioniert werden.
Nach der Einlagerung wird der Ausbau in den Einlagerungsstrecken ggf.
beraubt und die Strecken werden mit Bentonit verfüllt. Dabei stellt sich
wie im Ton durch die Befeuchtung der Bentonitblöcke ein Quellen des
Bentonits ein. Sobald das Widerlager hergestellt ist und das frei verfüg-
bare Volumen somit begrenzt ist, baut sich auch hier ein Quelldruck
auf. Er bewirkt eine formschlüssige Füllung der Resthohlräume, und
auch in geringem Maße eine Reduktion der plastischen Zone um die
Einlagerungsstrecke herum. Durch die Wärme der eingelagerten Rest-
stoffe kommt es wie im Ton in unmittelbarem Kontakt zum Behälter zu
einer partiellen Austrocknung im Bentonitversatz. Die dabei entstehen-
de Gasphase wirkt zusätzlich zur Wasserphase und erhöht somit den Po-
renwasserdruck im Versatz. Der Überdruck beschränkt sich jedoch auf
den direkten Nahbereich.
Vor der Errichtung des Verschlussbauwerks im Tonstein werden der
Ausbau und die hydraulisch durchlässigeren Bereiche der plastischen
Zone entfernt. Das Verschlussbauwerk besteht wie im Ton aus einem
Abdichtungselement aus Bentonit und einem Widerlager aus einem
Niedrig-pH-Beton. Die Abdichtung der Zone mit erhöhter Permeabi-
lität beginnt, sobald das Abdichtungselement mit Wasser in Berüh-
rung kommt. Der Bentonitanteil quillt auf und dehnt sich aus, bis der
Hohlraum zwischen Versatz und Widerlager komplett ausgefüllt ist.
Anschließend bildet sich ein Quelldruck aus, der abdichtend und dem
Gebirgsdruck entgegen wirkt. Das Widerlager muss ausreichend dimen-
sioniert sein, um die Spannungen aus dem Gebirge und den Quelldruck
des Bentonits abtragen zu können. Da das Verschlussbauwerk eine hö-
here Steiﬁgkeit als das Gebirge besitzt, kommt es zu einer Spannungs-
konzentration im Bereich des Verschlussbauwerkes, das dann wie ein
zusätzlicher Pfeiler wirkt.
• Normalszenario für ein Tiefenlager im kristallinen Hartgestein
Kristallines Hartgestein hat eine hohe Steiﬁgkeit und Eigentragfähig-
keit. Gegenüber chemischen Alterationen ist es unsensibel. Grundwas-
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ser bewegt sich aufgrund der im Gebirge vorhandenen Trennﬂächen
frei ﬂießend. Beim Auffahren des Hohlraums entsteht auch im kristal-
linen Hartgestein je nach Ausbruchmethode eine Auﬂockerungszone
(ALZ), die jedoch nur sehr gering ausgeprägt ist. Da kristallines Hartge-
stein eine hohe mechanische Stabilität aufweist, verändert sich die ALZ
während der Offenhaltung nur geringfügig. Aufgrund der hohen me-
chanischen Stabilität bildet sich ein Gebirgstragring aus und das Gebir-
ge trägt sich selbst. Da kristallines Hartgestein Trennﬂächen aufweist,
muss dennoch zur Sicherung des Hohlraums geankert werden. In stark
geklüfteten Bereichen ist ein Spritzbetonausbau vorzusehen um Gleit-
keile zu sichern und auch um das in den Grubenbau eintretende Grund-
wasser kontrolliert fassen und abführen zu können. Beim Auffahren
und Betrieb des Tiefenlagers ist eine ausreichend dimensionierte Was-
serhaltung erforderlich. Nach der Einlagerung der Behälter in die Einla-
gerungsstrecke wird sie mit Bentonit versetzt. Der Versatz verhält sich
gleichermaßen wie in Ton und Tonstein, er quillt bei Wasserzutritt auf
und verfüllt nach Errichtung des Widerlagers den restlichen Hohlraum
der Einlagerungsstrecke. Der Bentonit quillt dabei bevorzugt an den
Klüften auf. Sie stellen diskrete Bereiche im Wirtsgestein und Wasser-
wegsamkeiten dar. Auch eine Erosion des Bentonits ist bei starkem Was-
serzuﬂuss möglich. Im Vergleich zu den anderen Wirtsgesteinen verhei-
len Trennﬂächen und somit Klüfte im Gebirge nicht selbst. Der Versatz
übernimmt im kristallinen Hartgestein somit vorrangig eine abdichten-
de und keine stützende Funktion. Das Verschlussbauwerk besteht auch
hier aus einem Abdichtungselement und einem Widerlager. Es ist auf
eine ausreichende Dimensionierung des Widerlagers und einen kraft-
schlüssigen Verbund zwischen Widerlager und Wirtsgestein zu achten,
sodass sich das Widerlager nicht axial in Richtung der offengehaltenen
Hohlräume bewegen kann. Das Abdichtungselement verhindert beim
Absaufen des Grubengebäudes den direkten Zutrittspfad in die Einla-
gerungsstrecke.
Messkonzept. Das Monitoringprogramm ist Bestandteil des Sicherheits-
nachweiskonzepts und orientiert sich an den Schutzfunktionen der ein-
zelnen Nachweiskomponenten. Ziel des Monitorings ist es, bestimmen
zu können, ob sich die Entwicklung des Tiefenlagers innerhalb des erwar-
teten Normalszenarios beﬁndet oder ob eine davon abweichende uner-
wartete negative Entwicklung stattﬁndet. Das Messkonzept wurde auf der
Grundlage der folgenden Fragen erstellt (siehe auch MoDeRn, 2013):
• Warum wird gemessen?
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• Wo wird gemessen?
• Was wird gemessen?
• Wie wird gemessen?
• Wann wird gemessen?
• Zu instrumentierende Bereiche des Tiefenlagers
Das Messprogramm soll während der Offenhaltungsphase im offen-
gehaltenen Infrastrukturbereich sowie im Nahbereich der einlagerten
Reststoffe umgesetzt werden. Die maßgebenden Bereiche zur Datener-
fassung im Nahfeldbereich sind die Kontaktﬂächen Versatz / Wirtsge-
stein und Verschlussbauwerk / Wirtsgestein sowie der hohlraumnahe
Bereich des Wirtsgesteins. Zusätzlich stellen auch die Kontaktﬂächen
Behälter / Versatz sowie die Luftseite des Verschlussbauwerks weitere






Abbildung 5.90: Orte exponierter Zustandsänderungen im Bereich der
Einlagerungsstrecke.
Die genaue Anzahl und der Ort der Messstellen sind bei der Explora-
tion des Tiefenlagers zu bestimmen. Auf der Grundlage identiﬁzierter
und damit festgelegter Homogenbereiche gleicher Gebirgs- und Ein-
lagerungsverhältnisse sind die Messlokationen festzulegen. Die mess-
technische Überwachung jeder einzelnen Einlagerungsstrecke und des
gesamten Infrastrukturbereichs ist hierdurch nicht unbedingt erforder-
lich.
• Parameter und Messmethoden
Um die Entwicklung der Integrität der geotechnischen und geologi-
schen Barriere nachvollziehen zu können, müssen unterschiedliche
Parameter bestimmt werden. Diese lassen sich in mechanische, ther-
mische, chemische und hydraulische Parameter unterteilen.
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Mechanische Parameter sind die in der geologischen und geotechni-
schen Barriere vorherrschenden Spannungen, die Konvergenzen bzw.
Verschiebungen und, sofern Grundwasser im Wirtsgestein vorhanden
ist, die Porenwasserdrücke. Spannungen bzw. Spannungsänderungen
infolge Spannungsumlagerungen im Gebirge oder Quellen des Bento-
nits lassen sich mit ausgerichteten Druckkissen messen. Diese müs-
sen, um aussagekräftige Daten liefern zu können, nach dem Einbau
einen formschlüssigen Verbund zum Gebirge haben. Mit den Span-
nungsumlagerungen im Gebirge entwickelt sich ein kraftschlüssiger
Verbund, der die Austauschbarkeit der Geber erschwert. Ausgetauschte
Spannungsgeber müssen daher mit Injektionsleitungen ausgestattet
werden. Als alternative Messmethodik können auch faseroptische Sen-
soren verwendet werden. Konvergenzen lassen sich in offengehaltenen
Bereichen als Verschiebungen der Hohlraumkontur messen. Dafür kom-
men markscheiderische Methoden zum Einsatz. Im Gebirge sowie in
den geotechnischen Barrieren sind Extensometer, Inklinometer und
Dehnungsgeber anzuordnen. Porenwasserdrücke und deren Verände-
rungen sind in den aus Bentonit hergestellten Barrieren sowie in den
Wirtsgesteinen Ton und Tonstein zu erfassen.
Infolge der Wärmeabstrahlung der Einlagerungsbehälter entstehen
zeitlich veränderliche Temperaturfelder im Gebirge sowie in den geo-
technischen Barrieren, die einen Einﬂuss auf deren Verhalten haben
und somit beobachtet werden sollen. Darüber hinaus sind die Tempe-
raturen in den offengehaltenen Grubenräumen aus arbeitstechnischen
Gründen zu kontrollieren und ggf. zu beeinﬂussen.
Als chemische Parameter sollten das Redox-Potential und der pH-Wert
des Grundwassers bestimmt werden, um potentielle Änderungen auf-
grund des Einbringens der geotechnischen Barriere feststellen zu kön-
nen. Dies lässt u a. Rückschlüsse auf die Bewegung des Grundwassers
im Tiefenlagersystem zu.
Die hydraulischen Parameter, d. h. die Permeabilität der Barrieren und
der plastischen Zone bzw. der Auﬂockerungszone, sind nicht direkt be-
stimmbar. Hier kann auf geophysikalische Methoden zurückgegriffen
werden. Die Geoelektrik gibt Aufschluss über den elektrischen Wider-
stand des betrachteten Bereichs. Mit ihm lassen sich für Tiefenlager
mit bentonitbasiertem Versatz Rückschlüsse auf den Sättigungsgrad
des Bentonits schließen. Er hängt wiederum mit der Permeabilität
zusammen. Weiterhin geben der Spannungs-Dehnungszustand und
die Zustandsveränderungen einen indirekten Hinweis auf die Permea-
bilitätsentwicklung. Im Steinsalz kann stattdessen die seismische Ge-
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schwindigkeit im Salzgrus gemessen werden. Sie lässt Rückschlüsse auf
die Entwicklung seiner Kompaktion und somit auf die Permeabilität zu.
Die mit der Entwicklung von plastischen Zonen einhergehenden loka-
len Überschreitungen der Bruchfestigkeit des Wirtsgesteins, aber auch
der geotechnischen Barrieren können mit mikroseismischen Messun-
gen erfasst und auch lokalisiert werden. Daraus können Rückschlüsse
auf die Entwicklung der mechanischen und hydraulischen Integrität der
geologischen Barriere gezogen werden.
• Stand der Technik
Die Zuverlässigkeit der Datenerfassung ist derzeit die Hauptschwach-
stelle. Die infolge der Rückholoption erforderliche Lebensdauer von
mehreren Jahrzehnten bis Jahrhunderten kann nach dem heutigen
Stand der Technik für die Elemente der Messkette nicht gewährleistet
werden. Diese müssen daher nicht zulässt aus den im interdisziplinä-
ren Teil des Abschlussberichtes erläuterten Konsequenzen unplausibler
oder fehlender Daten austauschbar sein. Insbesondere der Austausch
von Messgebern stellt dabei eine Herausforderung dar. Eine mögli-
che Lösung ist der generelle Einsatz von Messgebern in Bohrungen.
Hier sind dann die Anbindung der Geber an das umgebende Material
und deren Reversibilität von Bedeutung. Lösungsansätze hierfür exis-
tieren bereits, die Erfahrungen damit sind aber noch unzureichend.
Aufgrund der prinzipiellen Austauschbarkeit erübrigen sich im Folge-
schluss Überlegungen zum kabellosen Datentransfer und zur autarken
Stromversorgung. Die Bohrlöcher, die für die Austauschbarkeit erfor-
derlich sind, können zum kabelgebundenen Datentransfer und zur
Stromversorgung genutzt werden.
• Minimallösung
Ein Monitoringprogramm, das auf kabelgebundenen Technologien für
die Energieversorgung und den Datentransfer basiert, geht zwangsläu-
ﬁg mit einer Schädigung der Barrieren einher. Um diese Schädigungen
möglichst gering zu halten, wurde im Projekt eine Minimallösung kon-
zipiert. Sie zeigt auf, welche Parameter bzw. welche Messungen als
Entscheidungsgrundlage mindestens notwendig sind, um die Entschei-
dung Rückholung oder Überführung des Tiefenlagers in ein wartungs-
freies Endlager treffen zu können.
In allen Wirtsgesteinen spielt der Einschluss der radioaktiven Reststof-
fe die entscheidende Rolle. Im Steinsalz hängt dieser maßgeblich vom
Aufkriechen des Gebirges ab, während für die Wirtsgesteine Ton, Ton-
stein und Kristallin die Quelldruckentwicklung des Versatzes und des
Abdichtungsbauwerks aus Bentonit bestimmend sind. Daher beinhaltet
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die Minimallösung die Messung der in-situ-Spannungen im Kontaktbe-
reich Versatz / Wirtsgestein und Abdichtungsbauwerk / Wirtsgestein.
So lässt sich eine planmäßige, oder aber auch unplanmäßige Entwick-
lung der Spannungen infolge des Aufkriechens des Gebirges bzw. des
Quelldrucks feststellen. Um die Spannungen messen zu können, sind
Druckkissen in den genannten Bereichen einzubauen. Der Daten- und
Energietransfer erfolgt kabelgebunden über Bohrungen zwischen Ein-
lagerungsstrecke und Monitoringsohle.
Weiterhin sieht die Minimallösung das Messen der Konvergenzen des
Gebirges vor. Die Konvergenzen gehen mit der Entstehung einer ge-
schädigten Zone einher, die eine höhere Permeabilität als das intakte
Gebirge aufweist und somit eine potentielle Wegsamkeit für Fluide dar-
stellt. Diese Schädigung ist nur bis zu einem gewissen Grad tolerierbar,
sodass die Offenhaltung zeitlich begrenzt werden muss. Die Messung
der Konvergenzen ermöglicht eine Einschätzung des Schädigungsgra-
des sowie seiner Entwicklung und dient somit der Terminierung des
Zeitpunkts, an dem die Offenhaltung beendet werden muss. Diese Mes-
sungen sind durch mikroseismische / mikroakustische Messungen zu
unterstützen. Da Kristallin nur geringe Konvergenzen zeigt, sind diese
Messungen hier weniger relevant.
In allen Wirtsgesteinen stellt die Temperatur unter Tage einen wich-
tigen Faktor für eine potentielle Rückholung dar. Hinsichtlich der Ar-
beitsbedingungen darf sie gewisse Grenzen nicht überschreiten. Im Fal-
le der Entscheidung für eine Rückholung werden die wärmeentwickeln-
den radioaktiven Reststoffe wieder freigelegt, was Einﬂuss auf die Tem-
peratur der Wetter hat. Um vor der konkreten Umsetzung der Rückho-
lung diese Temperaturen einschätzen zu können, sind die in-situ-Tem-
peraturen in der Monitoringsohle, den Bohrlöchern zwischen Monito-
ringsohle und Einlagerungsstrecke sowie im Bereich der Kontaktzone
Versatz / Wirtsgestein zu messen. Neben den Messungen im Rahmen
der Minimallösung ist es ggf. sinnvoll, weitere wenig invasive Messme-
thoden der Geophysik einzusetzen.
• Konsequenzen des Monitorings
Den positiven Aspekten der Beobachtbarkeit der Entwicklung im Tie-
fenlager und der Möglichkeit darauf reagieren zu können, stehen einige
negative Aspekte gegenüber. Im Vergleich zu einem nicht instrumen-
tierten wartungsfreien Endlager beeinﬂusst das Tiefenlager mit Rück-
holoption die Langzeitsicherheit ungünstig. Diese Beeinﬂussung ergibt
sich zum einen aus den zusätzlich aufgefahrenen Hohlräumen, was im
Speziellen die Monitoringsohle und die für die Instrumentierung der
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Einlagerungsbereiche benötigten Bohrungen umfasst. Der Einlagerung
schließt sich eine verlängerte Offenhaltung an, die bei kriechfähigen
Wirtsgesteinen zu einer weiteren Schädigung der Barriere führt. Boh-
rungen stellen während des Offenhaltungsbetriebs zudem Wasserweg-
samkeiten dar.
Andererseits kann mit entsprechenden Gegenmaßnahmen auf unplan-
mäßige Entwicklungen reagiert werden kann. Dabei kann das Konzept
des Life-Cycle-Engineerings hilfreich sein.
Durch die Verfüllung aller Hohlräume, die mit der Überführung des Tie-
fenlagers in ein wartungsfreies Endlager erfolgt, bilden sich in kriech-
fähigen Wirtsgesteinen die Schädigungen zurück, sodass von einer nur
temporären Schädigung der Barriere ausgegangen werden kann. Das zu-
sätzliche technische Risiko ist durch die zeitliche Begrenzung der Of-
fenhaltungsphase somit handhabbar.
Adaption der Methoden des Life-Cycle-Engineerings für die Tiefenlagerung
Life-Cycle-Engineering (LCE) im Bauwesen beschäftigt sich mit dem Le-
benszyklus eines Bauwerks aus technischer Sicht. Dabei sind bereits in der
Planung Maßnahmen zu berücksichtigen, die über den Lebenszyklus zur
Erhaltung des Bauwerkes umgesetzt werden müssen. LCE für Bauwerke
heißt, diese während aller Lebensphasen zu begleiten und anhand unter-
schiedlicher Kriterien zu beurteilen, um ihre Funktionalität gewährleis-
ten zu können.
Mittels LCE soll die Lebensdauer des Bauwerks durch geeignete techni-
sche Maßnahmen verlängert werden. Diese Maßnahmen sollen dabei zu
einem Zeitpunkt innerhalb des Lebenszyklus umgesetzt werden, an dem
das Bauwerk zwar bereits einer gewissen Degradation unterliegt, jedoch
noch funktionsfähig ist. Es gilt somit, den passenden Zeitpunkt sowie die
passenden Wartungs- und Instandsetzungsmaßnahmen zu deﬁnieren.
Grundlage hierfür stellt zunächst die Kenntnis des aktuellen Zustands des
Bauwerks dar. Hier ist das Monitoring des Bauwerkes wesentlich, denn es
kann mit der kontinuierlichen Beobachtung von Variablen die Zustands-
bewertung und die Zuverlässigkeit der Zustandsprognose entscheidend
verbessern. Sind die relevanten Parameter, welche die Degradation des
Bauwerks maßgeblich beeinﬂussen, bekannt, lässt sich ein geeignetes
Monitoringprogramm zur Erfassung des Zustands entwickeln.
Die im Rahmen von ENTRIA entwickelten generischen Tiefenlagermo-
delle mit der Option der Rückholung stellen in Bezug auf das LCE eine
Herausforderung dar. Anders als bei gewöhnlichen Ingenieurbauwerken,
wie z. B. Hochhäuser, Brücken, usw., gibt es bei der Tiefenlagerung von
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hoch radioaktiven Reststoffe kaum Vergleichsbauwerke, anhand derer
Schwachstellen ausﬁndig gemacht werden können. Das Verhalten des
Tiefenlagers lässt sich folglich nur anhand numerischer Berechnungen
zur Sensitivität sowie Prognosen beschreiben.
Auf der Grundlage des LCE waren die erforderlichen Sanierungsmaß-
nahmen und -zeitpunkte während der Offenhaltungsphase zu identiﬁzie-
ren, um die Dauerhaftigkeit und Funktionalität der Einlagerungsstrecken
und Infrastrukturstrecken, Schächte und Abdichtungsbauwerke gewähr-
leisten zu können. Weiteres hierzu ist im Arbeitsbericht „Adaptation der
Methodik des Life-Cycle-Engineerings auf die Beobachtungsphase eines
Tiefenlagers“ zu ﬁnden.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in einem Tiefenlager für
hoch radioaktive Reststoffe die Lebensdauer und die Entwicklung der
geologischen und geotechnischen Barrieren, insbesondere der geotech-
nischen Schutzsysteme, von entscheidender Relevanz sind. Basierend
auf den Erfahrungen aus Untertagelaboren, Untertagedeponien, Tunnel-
bau und Bergbau lässt sich die Prognose über ihr Verhalten erstellen
und diese Informationen als Validierung der konzeptionellen Progno-
sen zu verwenden. Über den Zeitraum der Offenhaltung wird wie bereits
erwähnt innerhalb eines Monitoringprogramms die Funktion der geo-
technischen Schutzsysteme beobachtet. Abschließend ist festzuhalten,
dass das Monitoring darüber hinaus auch Aspekte der Degradation des
Bauwerks aufgrund chemischer Prozesse wie Korrosion beinhalten kann.
Entsprechend der möglichen Zustandsänderungen lässt sich ein Maß-
nahmenkatalog entwickeln, um auf die entsprechenden Entwicklungen
reagieren zu können, die Funktion des Bauwerks zu erhalten und seine
Lebensdauer zu verlängern.
Ausblick
Die vorgestellten Ergebnisse werfen weiterführende Fragen auf: Zur Ab-
schätzung der weiteren Konsequenzen der Rückholbarkeit, ist es erforder-
lich, den eigentlichen Rückholprozess in die Überlegungen mit einzube-
ziehen. Die Rückholung der Reststoffe sollte einen Sicherheitsgewinn ge-
genüber deren Verbleib im Tiefenlager bringen. Deshalb muss der Rück-
holprozess konkret geplant und beschrieben werden. Dafür ist zu unter-
suchen, inwiefern die Standsicherheit der aufgefahrenen Hohlräume wäh-
rend der Rückholung gegeben ist bzw. wie sie hergestellt werden kann.
Die gebirgsmechanischen Konsequenzen der aus dem Rückholprozess
resultierenden Spannungsumlagerungen müssen erarbeitet werden. Da
bei einem Verbruch von einer unkontrollierbaren Ausbreitung von Radio-
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nukliden ausgegangen werden muss, ist das Risiko eines Verbruchs der
aufgewältigten Strecken zu analysieren. Anhand dessen kann ein Risiko-
vergleich mit der Option der Endlagerung durchgeführt werden. Die Aus-
legung des Tiefenlagers ist auf Basis des Rückholprozesses und dem sto-
chastischen Verhaltens des Gebirges zu überprüfen und weiter zu detail-
lieren.
Der Rückholprozess ist auch messtechnisch zu begleiten. Die Messda-
ten können hilfreich sein, den Zustand der aufzuwältigenden Einlage-
rungsstrecken zu beurteilen und ggf. weitere Arbeitsschutzmaßnahmen
für die Rückholung zu planen. Auch hier sind die systembedingten Streu-
ungen der Messergebnisse mit in die Überlegungen einzubeziehen.
5.6.3 Institut für Werkstoffkunde (IW)
Zur Bearbeitung beider Arbeitspakete wurden die Einﬂüsse einzelner Ge-
staltungsaspekte auf die Wechselwirkung der Behälter mit ihrem Umfeld
bereits bestehender Lagerbehälterkonzepte untersucht. Darüber hinaus
wurden die Randbedingungen der Behälterhandhabung im Rahmen der
Rückholung identiﬁziert. Hierzu wurden im stetigen Austausch von Da-
ten aus den beiden Arbeitspaketen 6.5 und 6.6 Behälterdossiers erarbeitet.
Aufbauend auf dieser Datenbasis konnte eine vergleichende Bewertung
konzeptioneller Behältermerkmalen sowie einzelner Detaillösungen der
Behälterkonzepte bezüglich Aspekten der Rückholbarkeit sowie der Be-
hälterentwicklung im Tiefenlager erfolgen. Zur weiteren Bearbeitung der
AP war es erforderlich, die gewonnenen Daten auf die Randbedingungen
des ENTRIA-Optionenvergleiches zu übertragen, welche sich beispiels-
weise aus dem vorhandenen Abfallmengengerüst und der Geologie poten-
tieller Lagerstätten in Deutschland ergeben. Zusätzlich musste eine Ver-
gleichbarkeit der unterschiedlichen Wirtsgesteine innerhalb der Option
der Tiefenlagerung gewährleistet werden.
Dieses Ziel konnte durch die Variation internationaler Konzepte nicht
erreicht werden, da diesen zugrundeliegenden Anforderungen zu stark
voneinander abweichen. Als Lösung für dieses Problem wurden generi-
sche Behälterkonzepte, die sogenannten ENTRIA-Container (ENCON),
auf der Grundlage der bei der Erstellung der Behälterdossiers gewon-
nenen Wissensbasis entwickelt, siehe auch die Diskussion ab Seite 27.
Besonderes Augenmerk lag hierbei auf der behälterseitigen Schaffung
optimaler Randbedingungen für eine potentielle Rückholung. Möglich
wurde dies durch die Berücksichtigung der Ergebnisse beider Arbeitspa-
kete, insbesondere bei der Konzeption der Lastanschlagpunkte, der Ab-
schirmung der Behälter sowie der korrosionsreduzierenden Gestaltung
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und dem Verschluss der Behälterhülle. Der interdisziplinäre Prozess der
Entwicklung des ENCON-Konzeptes sowie die technischen Details der
generischen, wirtsgesteinsspeziﬁschen ENCON-Behälter können dem
derzeit in Fertigstellung beﬁndlichen ENCON-Arbeitsbericht und den
Behälterdossiers entnommen werden (Hassel u. a., 2018).
1. Konzepte für Behälterertüchtigung, Behältermanipulation sowie den
Behältertransport
Die Behälter übernehmen im zeitlichen Ablauf der Entsorgungsoptio-
nen, von der Beladung über den Transport, die Zwischenlagerung, die
Einlagerung im geologischen Tiefenlager bis hin zu einer potentiellen
Rückholung oder Bergung, unterschiedliche Funktionen und besitzen
einen großen Einﬂuss auf viele Aspekte der Handhabung der Behälter.
Auf die Entstehung des generischen ENCON-Behälterkonzeptes wird im
interdisziplinären Teil dieses Berichtes eingegangen. Weitere Details
können dem ENTRIA-Arbeitsbericht zum Behälterkonzept entnommen
werden. Nachfolgend wird daher ausschließlich der Einﬂuss betrachtet
der sich aus dem Umgang mit den Behältern beziehungsweise aus der
Behälterhandhabung während der unterschiedlichen Phasen der Entsor-
gungsoptionen auf die Anforderungen an die Behälter ergeben.
Die Zwischenlagerung der bereits angefallenen wärmeentwickelnden
Abfälle stellt den derzeitigen Status Quo des Entsorgungsprozesses dar.
Die Zwischenlagerung erfolgt derzeit in Transport- und Lagerbehältern
(TLB), die in oberﬂächennahen Zwischenlagern und Lagerhallen verwahrt
werden. Die Lagerung dieser Behälter erfolgt, gemäß dem Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit, in Deutschland derzeit dezentral,
verteilt auf 20 Zwischenlagerstandorte (siehe hierzu BfE (2018)). Diese
beﬁnden sich zumeist an den Standorten der Leistungsreaktoren. Somit
müssen die radioaktiven Reststoffe nach dem Abschluss der Phase der de-
zentralen Zwischenlagerung von den jetzigen Lagerstandorten abtrans-
portiert werden.
2. Handhabung im Kontext der Lageroptionen
In Abhängigkeit vom gewählten Entsorgungspfad kann sich an die dezen-
trale Zwischenlagerung eine Phase der Langzeitzwischenlagerung an ei-
nem oder wenigen zentralen Standorten für einen Zeitraum von bis zu we-
nigen hundert Jahren anschließen. Durch die Zentralisierung der oberﬂä-
chennahen Lagerung wird es möglich, an den Standorten umfangreiche
Infrastruktureinrichtungen beispielsweise für die Wartung und Ertüchti-
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gung der Lagerbehälter vorzuhalten. Auch eine „Heiße Zelle“, welche ein
Umladen des Inventars ermöglicht, falls es zu irreparablen Schäden an
einzelnen Behältern kommt, sollte an diesen Standorten errichtet werden.
Auf Grund der für mehrere 100.000 Jahre anhaltenden Radiotoxizität des
Inventars kann eine Langzeitzwischenlagerung jedoch keinen Endpunkt
des Entsorgungspfades darstellen, auch wenn zum heutigen Zeitpunkt
noch nicht abschließend geklärt werden kann, welcher Entsorgungspfad
sich an diese Lagerung anschließen wird. Daher ist es, in Abhängigkeit
von der potentiellen Lagerdauer, erforderlich die radioaktiven Abfälle in
einer geeigneten Form zu konditionieren, um eine sichere Handhabbar-
keit der eingeschlossenen Abfälle im Rahmen der Überführung in den an-
schließenden Entsorgungspfad, zum Beispiel bei der Konditionierung der
Abfälle in geeignete Tiefenlagergebinde, zu gewährleisten.
Die Entsorgungsoption, die derzeit in Deutschland verfolgt wird, zeich-
net sich dadurch aus, dass die Abfälle nach der dezentralen Zwischenlage-
rung zeitnah in das jeweils eine geologische Tiefenlager überführt werden.
Bei der Umsetzung dieser Option ist davon auszugehen, dass das radioak-
tive Material in den derzeitigen Transport- und Lagerbehältern zu einer
Rekonditionierungsanlage transportiert und dort noch kurzfristig im Ein-
gangslager verwahrt wird. Im Anschluss muss das Inventar aus den TLB
entnommen und in geeigneten Behältern zur Tiefenlagerung eingeschlos-
sen werden. Nach einer kurzzeitigen Zwischenlagerung im Ausgangslager
der Rekonditionierungsanlage werden die Tiefenlagerbehälter zum Lager-
bergwerk transportiert. Nach der Eingangskontrolle und gegebenenfalls
kurzer Pufferlagerung, werden die Behälter in das Tiefenlager verbracht.
Dort werden sie in den Einlagerungsbereichen platziert, die direkt im An-
schluss mit Versatzmaterial verfüllt werden. Dieser Zustand stellt im Nor-
malfall, nach dem Verschluss der Infrastrukturstrecken des Tiefenlagers,
den Endpunkt der Entsorgungsoption Tiefenlagerung dar.
Die aktuelle Gesetzeslage fordert allerdings auch, dass beispielsweise
für den Fall einer unerwarteten Entwicklung des Tiefenlagers, über ei-
nen Zeitraum von bis zu 500 Jahren eine Bergung der Behälter möglich
sein muss. Auch wird derzeit diskutiert, ob das Tiefenlager anschließend
an den Einlagerungsbetrieb, noch für einen Zeitraum von einigen Jahr-
zehnten, für eine sogenannte Beobachtungsphase, offengehalten werden
soll. Dies würde ein Monitoring des direkten Lagerumfeldes ermöglichen,
das potentiell Informationen liefern kann, welches die Aussagegenauig-
keit von Prognosen über die zukünftige Lagerentwicklung steigern wür-
de. Sollten während dieser Beobachtungsphase Erkenntnisse gewonnen
werden, welche darauf schließen lassen, dass die Endlagerung an diesem
Standort nicht den optimalen Entsorgungspfad für das Inventar darstellt,
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muss die Möglichkeit offen gehalten werden die eingelagerten Behälter
zurück zu holen.
Die Umsetzung der genannten Entsorgungsoptionen erfordert somit
viele Abläufe, die eine Handhabung der Behälter, und im Rahmen von
Konditionierungsvorgängen auch des radioaktiven Inventars, erforder-
lich machen. Hierzu muss zuallererst die Handhabbarkeit sowohl der
Behälter, als auch des Inventars über lange Zeiträume, über mehrere
Jahrhunderte hinaus, gewährleistet sein. Grundvoraussetzung hierfür
ist, die langfristige Gewährleistung der mechanischen Integrität von Be-
hälter und Inventar. Wenn die Konditionierung in die Tiefenlager- oder
Langzeitzwischenlagerbehälter bereits in den nächsten Jahrzehnten er-
folgt, kann für diesen Vorgang noch davon ausgegangen werden, dass
zumindest die mechanische Integrität des Behälterinventars, und hier
insbesondere der strukturgebenden Brennstabhüllrohre, weitestgehend
gewährleistet ist. Nach einer Lagerung über viele Jahrzehnte bis hin zu
einigen Jahrhunderten, wie sie sich im Rahmen der Umkonditionierung
nach einer langfristigen Oberﬂächenlagerung, oder nach der Rückho-
lung oder Bergung der Reststoffe aus einem Tiefenlager ergibt, ist von
einer zunehmenden Schädigung der Brennstabhüllrohre auszugehen. Ei-
ne Handhabung des Inventars zu diesem Zeitpunkt kann potentiell zu
einem strukturellen Versagen der Brennstabhüllrohre führen (Ellinger
u. a., 2010).
Sowohl bei der langfristigen Zwischenlagerung als auch bei der geolo-
gischen Tiefenlagerung ist davon auszugehen, dass die Notwendigkeit be-
steht, das Inventar auch nach längeren Zeiträumen aus den Lagerbehäl-
tern entnehmen zu können. Auch wenn diese Arbeiten in der kontrollier-
ten Umgebung einer sogenannten „Heißen Zelle“ erfolgen, kann es bei
der Handhabung strukturell geschädigter Brennelemente zu einer uner-
wünschten Freisetzung von Radionukliden und somit zu einer Kontami-
nation des Arbeitsbereiches kommen. Durch eine langzeitstabile, innere
Umschließung des Inventars kann diese Kontaminationsfreisetzung wäh-
rend Handhabungsvorgängen verhindert werden. Dieser Aspekt ist bei der
Gestaltung der Lagerbehälter für alle Entsorgungsoptionen zu beachten.
Bei einer Handhabung des Inventars in der kontrollierten Umgebung
einer „Heißen Zelle“ muss nur die mechanische Integrität des Materials
gewahrt werden. Eine geringfügige Freisetzung von gas- oder staubför-
migen Radionukliden ist hier zulässig. Im Gegensatz hierzu sind die
Randbedingungen der Handhabung der beladenen Behälter wesentlich
vielfältiger. So kann zum Beispiel ein Transport der Behälter auf öffent-
lichen Straßen erforderlich sein. Die Einlagerung der Behälter in das
Zwischen- oder Tiefenlager ﬁndet weitestgehend unter bekannten, deﬁ-
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nierten Randbedingungen statt. Bei der Konzeption der Behälter und der
Planung unterschiedlicher Lagerkonzepte sind allerdings auch die zu ei-
nem späteren Zeitpunkt potentiell erforderlichen Handhabungsvorgänge
zu berücksichtigen. Die Randbedingungen dieser zukünftigen Vorgänge
können heute allerdings noch nicht vollumfänglich beschrieben werden.
Somit sind für eine sichere Handhabung insbesondere die Behälter so zu
gestalten, dass sie unter den zu erwartenden Randbedingungen der Hand-
habung größtmögliche Sicherheit gewährleisten. Ohne exakte Kenntnis
zukünftiger Entwicklungen, lässt sich ein hohes Maß an Sicherheit nur
erzielen, indem die von dem in den Behältern eingeschlossenen Inventar
ausgehenden Gefahren soweit möglich reduziert werden. Hierzu ist an
erster Stelle die Freisetzung von Radionukliden zu vermeiden. Bei einer
potentiellen Rückholung wird voraussichtlich eine Handhabungstechnik
zum Einsatz kommen, die weitestgehend aus den Einlagerungsgeräten
abgeleitet werden kann, beziehungsweise diesen entspricht. Im Gegen-
satz hierzu können die bei einer Bergung der Behälter zur Anwendungen
kommenden Handhabungstechniken heute nicht eindeutig identiﬁziert
werden.
Techniken zur Rückholung und Bergung eingelagerter Behälter aus dem
Tiefenlager
Um die eingelagerten radioaktiven Abfälle aus dem Tiefenlager zu ent-
fernen, müssen in einem ersten Schritt die verfüllten und verschlosse-
nen Einlagerungsstrecken wieder geöffnet werden, um die Zugänglichkeit
der Behälter, hier insbesondere der Tragstrukturen, wieder zu erlangen.
Die Wiederauffahrung der verfüllten Einlagerungsstrecken erfolgt voraus-
sichtlich weitestgehend fernhantiert mit Techniken des Bergbaus. Bereits
diese Arbeiten können jedoch teilweise den Aufenthalt von Personen in
der Nähe der Behälter erfordern. Zu diesem Zeitpunkt kann die Schädi-
gung einzelner Behälter, welche beispielsweise auch während der Freile-
gung auftreten und zu einer Freisetzung von Radioaktivität führen kann,
nicht ausgeschlossen werden. Entsprechend muss, wie in Abbildung 5.97
dargestellt, bereits vor dem Beginn der Arbeiten zur Freilegung der Be-
hälter der betreffende Einlagerungsbereich vom restlichen Bergwerk bei-
spielsweise durch eine Abmauerung abgetrennt und ein Kontrollbereich
errichtet werden.
An die Freilegung anschließend muss eine Reinigung und Inspektion
der Behälter erfolgen um deren Zustand eindeutig zu identiﬁzieren und
den dichten Einschluss des Inventars zu validieren, bevor weitere Arbeits-
schritte, beispielsweise zur Handhabung, erfolgen können. Je nach Zu-
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stand der Behälter muss gegebenenfalls im Anschluss eine Ertüchtigung
der Behälter erfolgen. Das Hauptaugenmerk liegt hierbei auf den in der
Abbildung 5.91 dargestellten Lastanschlagpunkten der Behälter.
Abbildung 5.91: Lasttragende Strukturen der Behälter am Beispiel des
ENCON S.
Erst nach der Durchführung dieser Arbeiten können die Behälter auf-
genommen und aus den Einlagerungsstrecken entfernt werden. Um die
Behälter sicher manipulieren zu können ist anzustreben, dass die Lastan-
schlagpunkte der Behälter so dauerhaltbar gestaltet werden, dass sie auch
im Rahmen einer Bergung der Behälter nach 500 Jahren (BMU, 2010) ver-
wendet werden können. Falls die Lastanschlagpunkte einzelner Behälter
für die Manipulation nicht mehr geeignet sein sollten, existieren jedoch
auch alternative Möglichkeiten zu Behälterhandhabung, die nachfolgend
beschrieben werden.
Die Handhabung von Lagerbehältern entspricht grundsätzlich der
Handhabung von anderen Großkomponenten. Für die eigentliche Ma-
nipulation der Behälter stehen etablierte Techniken aus anderen Anwen-
dungsfeldern wie dem Anlagenbau zur Verfügung. Die Arbeiten müssen
allerdings, dem Minimierungsgrundsatz folgend, zur Reduzierung der
radiologischen Gefährdung der Mitarbeiter weitestgehend fernhantiert
erfolgen.
Die für die Handhabung erforderlichen Komponenten und Geräte über-
nehmen unterschiedliche Funktionen im Handhabungsablauf und kön-
nen dementsprechend in unterschiedliche Funktionsgruppen eingeteilt
werden. Der Behälter selber stellt mitsamt seinem Inhalt die zu trans-
portierende Last dar. An ihm beﬁnden sich Lastaufnahmepunkte, welche
bei den ENCON-Behältern als Tragringe beziehungsweise Tragpilze aus-
geführt sind. Zum Heben der Behälter muss zwischen den Lastaufnah-
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mepunkten und den Tragmitteln der Handhabungs- oder Hebeeinrich-
tung mit geeigneten Anschlagmitteln und gegebenenfalls Lastaufnahme-
mitteln eine stabile Verbindung hergestellt werden. Die angehobene Last
kann im Anschluss entweder direkt mit der Handhabungseinrichtung ab-
transportiert, oder mit der Hebevorrichtung auf einer geeigneten Trans-
porteinrichtung abgelegt werden.
Auch wenn die Tiefenlagerbehälter selbstabschirmend gestaltet sind,
verbleibt dennoch eine nicht zu vernachlässigende Oberﬂächendosis.
Hieraus ergibt sich die Herausforderung, dass zwar ein kurzfristiger Auf-
enthalt in direkter Behälternähe möglich ist, die Aufenthaltsdauer von
Personen in diesem Bereich jedoch auf ein Minimum reduziert werden
sollte. Um auf unterschiedliche Situationen und Randbedingungen bei
der Rückholung der Behälter reagieren zu können, ist es zielführend die
Handhabungskomponenten des Rückholsystems aus mehreren Modulen
zusammenzusetzen. Hierdurch kann auf variierende Anforderungen bei
der Rückholung durch den Umbau einzelner Module reagiert werden.
Die einzelnen Komponenten des Handhabungssystems können den drei
Gruppen Transportmodul, Lastaufnahmemodul (behälter- sowie mani-
pulatorseitig) sowie dem Hebe- beziehungsweise Manipulationsmodul
zugeordnet werden.
Transportsysteme. Zum Transport von Lasten in der Größenordnung der
Lagerbehälter können unterschiedliche Techniken zum Einsatz kommen.
Die Auswahl der geeigneten Transporttechnik erfolgt unter Berücksichti-
gung des Untergrundes auf dem der Transport erfolgen muss sowie auf
Grundlage weiterer Randbedingungen, die sich aus dem Lagerumfeld er-
geben. Ein weiterer Einﬂussfaktor für die Auswahl der Transporttechnik
ist die Entfernung, über die der Transport erfolgen soll. Die Bandbreite
der für den Transport über längere Distanzen eingesetzten Technologien
reicht von schienengeführten Transportsystemen bis hin zu radgeführten
Transportplattformen. Radgeführte Transportsysteme bieten den Vorteil,
dass sie, abgesehen von der Tragfähigkeit des Bodens, nur vergleichswei-
se geringe Anforderungen an die Transportwege stellen. Zusätzlich be-
sitzen radgeführte Transportplattformen eine sehr hohe Manövrierfähig-
keit. Wenn nur ein geringer Ausbau der Transportwege möglich ist, er-
fordert der Transport großer Lasten eine hohe Anzahl von Rädern bzw.
Achsen an der Plattform, um das Gewicht auf eine ausreichend große Flä-
che zu verteilen. Der technologische Aufwand für die Konstruktion und
insbesondere auch die Steuerung des Transportsystems ist bei radgeführ-
ten Transportsystemen hoch, die erzielbaren Transportgeschwindigkei-
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ten liegen auf wenig ausgebauten Transportstrecken oft nur im Bereich
weniger Meter pro Stunde.
Schienengebundene Transportmittel erfordern einen erheblich höhe-
ren Aufwand für die Transportinfrastruktur. Vor dem Transport müssen
zuerst die Schienen und die zugehörige Leit- und Steuerungstechnik auf
der Transportstrecke aufgebaut werden. Dadurch, dass die Last des Trans-
portgutes durch die Gleise gleichmäßig in den Boden geleitet wird und
die Gleise selber auch hohe Punktlasten zulassen, können die Transport-
plattformen bei diesen Systemen einfacher gestaltet werden. Zusätzlich
übernehmen die Gleise die Aufgabe der Streckenführung, der Steuerungs-
aufwand für die einzelnen Transportmodule ist vergleichsweise gering,
wodurch gegebenenfalls auch höhere Transportgeschwindigkeiten erzielt
werden können. Schienengeführte Transportsysteme besitzen somit Vor-
teile für Transportstrecken auf denen wiederholt schwere Lasten trans-
portiert werden sollen. Radgeführte Systeme sind im Gegensatz hierzu
eher für Einzeltransportaufgaben geeignet.
Auf das Tiefenlager übertragen bietet sich die Anwendung radgeführ-
ter Systeme für den Transport der Behälter aus den kurzen Einlagerungs-
strecken heraus an. Für den Transport aus den Einlagerungsfeldern zur
Schachtförderanlage kann es vorteilhaft sein, die Behälter auf ein schie-
nengeführtes Transportsystem umzuladen. Dieses ermöglicht größere
Transportgeschwindigkeiten und Taktraten bei einem höheren Automa-
tisierungsgrad. Die Infrastrukturstrecken auf denen diese Transporte er-
folgen weisen den Vorteil auf, dass sie sich in ausreichender Entfernung
von dem in den Lagerbereichen eingelagerten Inventar beﬁnden. Beim
Anlegen der für die Rückholung beziehungsweise Bergung erforderlichen
Verkehrswege in den Infrastrukturstrecken ergibt sich demnach keine di-
rekte radiologische Gefährdung des Personals. Auf Grund der vergleichs-
weise hohen Anzahl der auf dieser Strecke erforderlichen Transporte und
den aus radiologischer Sicht guten Arbeitsbedingungen bietet ein wei-
terreichender Ausbau der Transportwege hier erhebliche Vorteile. Ein
Ausbau mit Gleisen und einem Leitsystem für einen weitestgehend auto-
matisierten Auslagerungsbetrieb stellt bezüglich der erzielbaren Trans-
portkapazität den Maximalzustand des Ausbaus dar. Alternativ können,
zum Beispiel wenn nur eine begrenzte Anzahl von Transporten auf einzel-
nen Strecken geplant ist, auch geringere Ausbauzustände sinnvoll sein,
welche sich bezüglich des erforderlichen Aufwandes zwischen den beiden
Extremen beﬁnden.
So können höher frequentierte Transportwege im Einlagerungsbereich
mit einem ebenen, tragfähigen Belag ausgebaut werden. Die Steuerung
der radbasierten Transportsysteme kann in diesen Bereichen über ein au-
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tomatisiertes Leitsystem oder eine Führungsschiene erfolgen, wodurch
Kollisionen mit den Tunnelwänden oder anderen Transportfahrzeugen
ausgeschlossen werden können. Hierdurch lassen sich einzelne Vorteile
des schienengeführten Systems für den fernhantierten Betrieb auch auf
radbasierte Systemen übertragen. Das Umladen der Behälter auf ein ande-
res Transportsystem im beengten Umfeld des Einlagerungsbereiches wird
hierdurch vermieden.
Bevor der Transport der Behälter erfolgen kann, müssen diese zuerst
freigelegt, mittels eines geeigneten Aufnahmesystems gegriffen, angeho-
ben und auf dem Transportsystem positioniert werden. Im Idealfall, wie
bei einer Rückholung nach nur wenigen Jahren, kann diese Manipulation
über Lastaufnahmemittel beziehungsweise Anschlagmittel an den hierfür
vorgesehenen Lastanschlagpunkten an den Behältern erfolgen, ohne dass
an diesen zuvor Arbeiten zur Ertüchtigung durchgeführt werden müssen.
Behälterhandhabung. Die ENCON-Behälter sind zur Handhabung mit
Lastanschlagpunkten versehen, die gut zugänglich in der Nähe der Stirn-
ﬂächen der Behälter positioniert sind und hierdurch vergleichsweise
einfach freigelegt werden können. Gegebenenfalls kann während dieser
Arbeiten das Gewicht im mittleren Bereich des Behälters gestützt werden.
Im Anschluss können die Tragringe / Tragpilze von den mehrteilig ver-
schraubten Aufnahmen des Traggestells umschlossen werden, welches
als Lastaufnahmemittel für die nachfolgenden Manipulationsvorgänge
dient. Die Aufnahmen des Traggestells müssen die Lastanschlagpunk-
te sicher umschließen, um die zur Manipulation erforderlichen Kräfte
und Momente sicher auf den Behälter übertragen zu können. Da die
Behälter aus Gründen der Stabilität sowie der Optimierung des Korrosi-
onsverhaltens einen rotationssymmetrischen Aufbau besitzen, kann eine
Verdrehung der Behälter im Traggestell durch einen reinen Formschluss
nicht verhindert werden. Durch reibwerterhöhende Einlagen in den Last-
aufnahmen des Traggestells und eine zusätzliche leichte Klemmung der
Lastanschlagpunkte kann jedoch zusätzlich ein Kraftschluss erzeugt wer-
den, der die Behälter auch in diesem Freiheitsgrad sicher ﬁxiert. In der
nachfolgenden Abbildung 5.92 ist eine solche Lastaufnahmevorrichtung
dargestellt. Die Lastaufnahmen des Traggestells stellen über den resul-
tierenden Form- und Kraftschluss eine sichere Aufnahme des Behälters
dar. Das Traggestell selbst besitzt wiederum Aufnahmen, wie die in der
nachfolgenden Abbildung dargestellten Tragzapfen, die als Schnittstelle
zu den Manipulationssystemen und Transportsystemen dienen.
Findet die Handhabung der Behälter erst nach mehreren Jahrhunder-
ten im Rahmen einer Bergung statt, können sich auf den Tragstrukturen
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Abbildung 5.92: Einspannung des Behälters im Lastaufnahmemittel zur
Manipulation des Behälters.
der Behälter, gegebenenfalls auch nur lokal, dickere Korrosionsschichten
gebildet haben. Bereits wenn diese eine Stärke von wenigen Millimetern
überschreiten, können die Tragstrukturen nicht ohne weitere Vorarbeiten
zur Handhabung der Behälter genutzt werden. Die Festigkeit und somit
die Tragfähigkeit der Korrosionsschichten liegt in der Regel weit unter
der des Grundmaterials der Behälter. Bei der Manipulation der Behälter
kann es demzufolge zu einem Abplatzen der Oberﬂäche und damit ein-
hergehend zu einer dynamischen Verlagerung der Last kommen. Durch
die hierbei auftretenden Beschleunigungskräfte können die Manipulato-
ren überlastet oder geschädigt werden.
Um dies zu verhindern, ist die Dicke und Stabilität der Korrosions-
schichten, die sich auf den Tragstrukturen gebildet haben, mittels zerstö-
rungsfreier Prüfverfahren, wie beispielsweise der Wirbelstromprüfung,
zu bestimmen. Gegebenenfalls müssen die Korrosionsschichten vor einer
Handhabung der Behälter entfernt werden. Allerdings führen gegebe-
nenfalls auch dünne, statisch irrelevante, Korrosionsschichten, die sich
bereits nach wenigen Jahren an der Oberﬂäche der Tragstrukturen bil-
den können, zu Problemen bei der Handhabung der Behälter, die eine
Ertüchtigung der Tragstrukturen erforderlich machen.
Insbesondere bei Behältern aus Eisenwerkstoffen kann die Bildung
einer oberﬂächlichen Korrosionsschicht nicht vermieden werden. Hier-
durch erhöht sich die Rauheit der Oberﬂächen, und es kann zu einem
verstärkten Anhaften von Versatzmaterial kommen. Insbesondere der
als Versatzmaterial im Steinsalz zum Einsatz kommende Salzgrus kann
durch seine Neigung zum plastischen Fließen zu sehr festen Anhaftun-
gen an der Behälteroberﬂäche führen. Diese Anhaftungen können das
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sichere Greifen der Behälter verhindern und müssen daher mechanisch,
zum Beispiel durch Abfräsen, Nadeln oder Abbürsten, entfernt werden.
Techniken zur in-situ-Ertüchtigung der Behälter und zur Behältermanipula-
tion. Um die Ertüchtigung der Behälter durch das mechanische Entfer-
nen nicht tragfähiger Oberﬂächenschichten oder Anhaftungen zu ermög-
lichen, weisen die Behälter im Bereich der Tragstrukturen eine hohe Ma-
terialstärke auf. Hierdurch können mehrere Millimeter bis hin zu eini-
gen Zentimetern Material von der Oberﬂäche abgetragen werden, ohne
dass es zu einer unzulässigen Reduktion der Tragfähigkeit der Strukturen
kommt. Der zur Ertüchtigung der Lastanschlagpunkte erforderliche Ab-
trag von Korrosionsschichten, sowie fest anhaftenden Versatzmaterials,
kann nach dem heutigen Stand der Technik mittels spanender Verfahren,
wie Fräsen, erfolgen. Geeignete technische Systeme zur in-situ-Fräsbe-
arbeitung von Großkomponenten sind bereits heute auf dem Markt ver-
fügbar. Sie werden beispielsweise zur Schweißstoßvorbereitung im Pipe-
linebau eingesetzt. Diese Systeme sind so gestaltet dass sie, wie in Abbil-
dung 5.93 dargestellt, am zu bearbeitenden Bauteil positioniert und falls
erforderlich auch direkt an diesem verankert werden können. Die Bear-
beitung des Bauteils erfolgt mit elektromechanisch oder hydraulisch an-
getriebenen Werkzeugen, wie den beiden rechts und links des Bauteils
ersichtlichen Drehmeißeln. Um die Ertüchtigung der Lastanschlagpunk-
Abbildung 5.93: Werkzeug für die spanende in-situ-Bearbeitung von
Rohrleitungen (Quelle: http://www.protem-
gmbh.de/produkte/nach-anwendung/rohre-
und-pipelines-bearbeiten; Protem GmbH Detten-
heim; zuletzt abgerufen 20.02.2018).
te in der Einlagerungsstrecke, durchführen zu können, muss ihre Zugäng-
lichkeit hergestellt und der teilweise freigelegte Behälter während der Be-
arbeitung sicher gestützt werden. Somit sind zur Ertüchtigung der Last-
anschlagpunkte, neben der Technik zur mechanischen Bearbeitung, auch
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Techniken erforderlich, mit denen die Behälter während und nach der teil-
weisen bergmännischen Freilegung und der Ertüchtigung sicher gestützt
werden können. Das Gewicht der Behälter kann hierbei etwa über Stützen
oder temporäre Haltesysteme abgefangen werden.
In Abhängigkeit vom Rückhol- bzw. Bergungskonzept können die für
die Ertüchtigung erforderlichen temporären Stütz- und Haltesysteme be-
reits ein Bestandteil des Traggestells sein, das später auch für den Trans-
port des Behälters Anwendung ﬁndet. Alternativ können sie auch eine ei-
genständige Komponente des Rückholsystems bilden oder in das Ertüchti-
gungswerkzeug integriert werden. Die ﬁnale Ausgestaltung dieses Aspek-
tes ist hauptsächlich von den direkten Randbedingungen der Rückholung,
der gewählten Konzeption der Einlagerungsstrecke, sowie dem Zustand
der Behälter zum Zeitpunkt der Rückholung abhängig. Aus diesem Grund
kann bezüglich dieses Aspektes keine Entscheidung auf der Grundlage ge-
nerischer Lager- und Behälterkonzepte getroffen werden.
Wichtiger als die Bauweise des Gerüsts der temporären Haltesysteme
ist allerdings die Funktionsweise der Aktoren zum Stützen der Behälter.
Für diese Aktoren gelten ähnliche Anforderungen wie für die später zur
Manipulation der Behälter erforderlichen Hebesysteme. Sie müssen das
Behältergewicht in der Größenordnung von etwa 65 Tonnen und die hier-
aus resultierenden statischen und gegebenenfalls dynamischen Lasten
sicher aufnehmen und in das Traggerüst ableiten. Allerdings ergibt sich
für die Haltesysteme der Unterschied, dass mit diesen nur kleine Mani-
pulationen der Behälter erfolgen müssen. Auch die Anforderungen an
die Bewegungsgeschwindigkeiten dieser Manipulatoren sind sehr gering,
sodass hier Verfahren zum Einsatz kommen können, welche durch eine
große Untersetzung die zur Manipulation erforderlichen Kräfte mit ver-
gleichsweise klein bauenden Antrieben erzeugen können. Die Behälter
müssen nur soweit angehoben werden, dass der unter ihnen beﬁndli-
che Sockel aus Versatzmaterial entlastet und das Gewicht der Behälter
vollständig vom Haltesystem aufgenommen wird.
Da die Lastanschlagpunkte für die Ertüchtigung zugänglich sein müs-
sen, kann eine Krafteinleitung in den Behälter zu diesem Zeitpunkt nur
über einen Form- oder Kraftschluss mit dem eigentlichen Behälterkörper
erfolgen. Bei den Aktoren mit denen der Form- oder Kraftschluss zwi-
schen Behälter und Haltesystem hergestellt wird, kann es sich beispiels-
weise um Hydraulikzylinder oder um mechanische Spindeltriebe handeln.
Weiterer Gestaltungsfreiraum ergibt sich aus der Option, die Funktionen
Heben (Aktorik) und Halten (Stützen) auf unterschiedliche Systeme auf-
zuteilen. So können die Behälter auch mit Hilfe von Tragkissen oder auch
Gurten gehoben werden, welche durch kleine Bohrungen unter dem Be-
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hälter durchgeführt werden. Nach dem Heben der Behälter und dem fern-
hantierten Entfernen überschüssigen Versatzmaterials können mechani-
schen Tragarme oder anderen statischen Aufnahmen unter den Behälter
geschoben oder geschwenkt und der Behälter für die Ertüchtigung auf die-
sen abgelegt werden.
Auch wenn mit den Aktoren des Haltesystems nur kurzhubige Hebe-
vorgänge an den Behälter erfolgen, sind diese dennoch in jedem Fall „Fail-
Safe“ auszulegen, um eine ungeplante dynamische Verlagerungen der Be-
hälter zu vermeiden. Der hergestellte Kraftschluss zwischen Behälter und
Haltesystem darf nicht, zum Beispiel durch eine Unterbrechung der En-
ergieversorgung, unkontrolliert gelöst werden. Anders als Spindeltriebe,
welche durch eine geeignete Auslegung selbsthemmend gestaltet werden
können, müssen hydraulische oder pneumatische Aktoren demnach ent-
weder als federbelastete Varianten Anwendung ﬁnden oder mit zusätzli-
chen, mechanischen Sicherungen kombiniert werden. Somit werden die
Behälter so gestützt, dass die Freilegung und Bearbeitung der Tragstruk-
turen sicher erfolgen kann.
Nach der Ertüchtigung der lasttragenden Strukturen der Behälter sind
diese wieder vollumfänglich für nachfolgende, fernhantierte Manipula-
tionsvorgänge nutzbar. Die Behälter können vom Manipulationssystem
über geeignete Lastaufnahmemittel an den Tragringen / Tragpilzen aufge-
nommen werden. Hierdurch wird eine sichere Verbindung mit dem Mani-
pulations- beziehungsweise Transportsystem ermöglicht. Sobald das Ge-
wicht des Behälters vollständig vom Handhabungssystem getragen wird,
können die zuvor verwendeten temporären Haltesysteme gelöst und das
gegebenenfalls noch im mittleren Behälterbereich verbliebene Versatz-
material maschinell entfernt werden. Erst jetzt kann der Behälter aus der
Einlagerungsstrecke abtransportiert und hierfür auf der zuvor beschriebe-
nen, radgeführten Transportplattform platziert und sicher auf dieser ver-
ankert werden. Die Verankerung des Behälters auf der Transportplattform
ist zwingend erforderlich, um die Sicherheit der Behälter und des einge-
schlossenen Inventars während des Transports zu gewährleisten. Prinzi-
piell ergeben sich mehrere Möglichkeiten wie die erforderliche Veranke-
rung der Behälter an der Transportplattform erfolgen kann.
Die erste Variante stellt die direkte Verankerung des Handhabungssys-
tems, mit dem in ihm befestigten Behälter, an der Transportplattform dar.
In diesem Fall wird das Handhabungssystem zusammen mit dem Behälter
angehoben und die Transportplattform unter Behälter und Handhabungs-
system platziert. Nun können diese Komponenten miteinander gekoppelt
werden. Hierfür können beispielsweise die in der Abbildung 5.94 darge-
stellten Twist-Lock Kupplungen zum Einsatz kommen, welche einen eta-
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blierten Standard darstellen und unter anderem im Containerumschlag
Anwendung ﬁnden.




tw103; Globus Container Thessaloniki; zuletzt abgeru-
fen 21.02.2018).
Diese Kupplungen ermöglichen das automatisierte, formschlüssige Ver-
binden von Komponenten, des Weiteren gestatten sie über einen vorge-
spannten Formschluss die Übertragung hoher Kräfte. Im Anschluss kann
der Behälter mitsamt dem Handhabungssystem aus der Einlagerungs-
strecke herausgefahren werden. Die zweite Variante der Kopplung von
Behälter und Transportplattform ist die direkte Verankerung des Behäl-
ters auf der Transportplattform. Hierfür kann ein Formschluss zwischen
dem zylindrischen Behälterkörper und einer, an die Form des Behälters
angepassten, Aufnahme auf der Transportplattform erzeugt werden. Ein
sehr ähnliches Konzept wird beim in den nachfolgenden Abbildungen dar-
gestellten Handhabungskonzept verfolgt, welches für das deutsche POL-
LUX®-Konzept entwickelt worden ist. In Abbildung 5.95 ist beispielhaft
ein schienengeführter Transportwagen zur formschlüssigen Aufnahme
von Tiefenlagerbehältern dargestellt.
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Abbildung 5.95: Schienengeführter Transportwagen für POLLUX®-Be-
hälter (DBETech, Siemag Tecberg) .
Zum Abtransport der Behälter müssen diese im ersten Schritt mit dem
Handhabungssystem angehoben werden, um die Transportplattform un-
ter dem Behälter platzieren zu können. Hierzu muss das Handhabungs-
system so gestaltet sein, dass es im Rahmen der Freilegung über dem Be-
hälter positioniert werden kann und nach dem Heben des Behälters das
Unterfahren mit der Transportplattform ermöglicht. Um den Abtransport
der mit dem Behälter beladenen Plattform zu gestatten, ist das Hand-
habungssystem auf den Stirnseiten offen zu gestalten, damit eine pro-
blemlose Ausfahrt des Behälters möglich ist. Diese Anforderungen kön-
nen durch den Aufbau der Handhabungsvorrichtung als Portalanlage er-
füllt werden. Als Beispiel für die praktische Umsetzung einer solchen An-
lage ist in der Abbildung 5.96 das Handhabungsgerät für die Einlagerung
von POLLUX®-Behältern dargestellt.
Da die ENCON-Tiefenlagerbehälter, anders als der POLLUX®, vollstän-
dig rotationssymmetrisch gestaltet sind, kann eine Verschiebung bezie-
hungsweise Verdrehung der Behälter auf der Tragplattform durch den rei-
nen Formschluss nicht sicher ausgeschlossen werden. Durch die Ausstat-
tung der Behälterauﬂagen mit reibwerterhöhenden Auﬂagen ergibt sich
durch das Eigengewicht der Behälter ein leichter Kraftschluss. Durch zu-
sätzliche Spannbänder oder Klemmbügel, die über den Behälter gelegt
und an der Transportplattform verspannt werden, wird der Behälter ab-
schließend auf die Aufnahmen niedergezurrt. Hierdurch wird die per Rei-
bung übertragbare Kraft zwischen Behälter und Plattform weiter gestei-
gert, so dass hierüber auch hohe dynamische Belastungen aufgenommen
werden können.
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logy GmbH Peine, zuletzt abgerufen 20.02.2018).
Der Vorgang der Behälterrückholung an einem Ausführungsbeispiel. Auch
wenn die ﬁnale Auswahl der für die Rückholung der Behälter aus dem
Tiefenlager eingesetzten Manipulations- und Transporttechniken im-
mer aufgrund der konkreten Randbedingungen der Rückholung erfolgen
muss, soll dennoch abschließend an einem Beispiel ein Rückholablauf
und die hierfür verwendeten Komponenten beschrieben werden, die be-
züglich der erforderlichen Handhabungsaktionen der Behälter optimiert
wurde. Dieses Beispiel beschreibt die Rückholung von Tiefenlagerbehäl-
tern nach wenigen Jahrzehnten, welche nur leichte Korrosionsschäden
an den Lastaufnahmepunkten aufweisen. Aus geotechnischer Sicht wird
hier davon ausgegangen, dass die Stabilität des die Einlagerungsstrecke
umgebenden Wirtsgesteins beziehungsweise des zuvor eingebrachten
Streckenausbaus noch weitestgehend gegeben ist, so dass keine massi-
ven Sicherungsmaßnahmen in der Einlagerungsstrecke im Rahmen der
Wiederauffahrung erforderlich sind.
Wenn das Risiko besteht, dass sich kleinere Teile von der Decke der
Einlagerungsstrecke lösen, kann zum Schutz des Arbeitsbereiches wäh-
rend der Behälterfreilegung ein mobiler Schild, beispielsweise in Form ei-
nes Stahlbogens, zum Einsatz kommen. In einem ersten Schritt wird der
Arbeitsbereich vom restlichen Lager abgetrennt und ein Kontrollbereich
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eingerichtet. Nun wird, wie in Abbildung 5.97 ersichtlich, das Versatzma-
terial, von der Stirnseite der Lagerbehälter ausgehend, um den Behälter
herum aus der Einlagerungsstrecke entfernt und der Boden der Strecke
seitlich soweit bearbeitet, dass ein tragfähiger Untergrund entsteht, wel-
cher mit einem radgeführten Rückholgerät befahren werden kann. Der
Lagerbehälter selbst wird in diesem Schritt noch nicht vollständig freige-
legt. Er verbleibt auf der Streckensohle beziehungsweise einem Sockel aus
Versatzmaterial in der Mitte der Einlagerungsstrecke. Je nach Tragfähig-
keit des Versatzmaterials unter dem Behälter kann dieser entweder direkt
über seine komplette Länge oder falls mit einem Absacken des Behälters
gerechnet werden muss, zuerst nur eine teilweise, einseitig freigelegt wer-
den.
Abbildung 5.97: Einseitig freigelegter Behälter in einer Einlagerungsstre-
cke.
Für die Ertüchtigung und die Auslagerung der Behälter aus der Ein-
lagerungsstrecke kommt in diesem Beispiel ein kombiniertes Rückhol-
gerät auf der Grundlage eines radgeführten Transportsystems zum Ein-
satz. Dieses umfasst ein temporäres Hebe- und Stützsystem, sowie einen
Werkzeugträger für die Arbeiten zur Ertüchtigung der Behälter und das
eigentliche Handhabungssystem für die Manipulation des Behälters. Das
Rückholgerät kann nach der teilweisen Freilegung des Behälters über
diesem positioniert werden. Nun kann der Behälter mit den Haltevor-
richtungen gegriffen, gestützt und im Anschluss gegebenenfalls weiter
freigelegt werden. Nach der Untersuchung, Reinigung und falls erfor-
derlich, der Ertüchtigung der Tragstrukturen, kann der Behälter mit der
Hauptmanipulationsvorrichtung des Rückholgerätes angehoben und fest
mit dem Transportsystem verbunden werden. Nun kann gegebenenfalls
verbliebenes Versatzmaterial unter den Behältern entfernt, und der Be-
hälter aus der Einlagerungsstrecke abtransportiert werden.
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Das radgeführte Rückholgerät weist auf Grund der Vielzahl der inte-
grierten Funktionen eine hohe Komplexität, große Abmessungen und ein
hohes Gewicht auf. Somit ist es wenig sinnvoll, den Behälter mit dem ei-
gentlichen Rückholgerät über weite Strecken zu transportieren. Aus die-
sem Grund wird der Behälter im Infrastrukturbereich des Tiefenlagers auf
einen schienengeführten Transportwagen umgeladen, mit dem der Ab-
transport des Behälters aus dem Tiefenlager in ein oberﬂächennahes Zwi-
schenlager erfolgen kann.
5.6.4 Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und
Geomechanik - Lehrstuhl für Deponietechnik und
Geomechanik (LfDG)
Einﬂuss einer Monitoringsohle auf das Langzeitverhalten eines
verschlossenen Tiefenlager- / Endlagersystems im Salinar- oder
Tonsteingebirge
Globalmodelle für ein generisches Referenz-Tiefenlager- / Endlagersystem
mit Monitoringsohle. Im Rahmen des ENTRIA-Teilprojektes VP 6.7mod
sind analog zu den in den ENTRIA-Teilprojekten VP 5.1 und VP 5.2 durch-
geführten Arbeiten nunmehr Untersuchungen zum Einﬂuss einer Monito-
ringsohle auf das Langzeitverhalten eines verschlossenen Tiefenlager- /
Endlagersystems im Salinar- oder Tonsteingebirge durchgeführt worden.
Dabei stehen ebenfalls die ﬂuiddynamischen Prozesse im Vordergrund,
die innerhalb eines verschlossenen zweisöhligen Tiefenlager- / Endlager-
bergwerks sowie in der umgebenden Wirtsgesteinsformation zu erwar-
ten sind und zwar ebenfalls für die beiden Wirtsgesteinsformationen Sali-
nargebirge und Tonsteingebirge. Einlagerungssohle und Monitoringsohle
sind dabei durch Monitoringbohrlöcher miteinander verbunden. Anhand
der in VP 6.7mod erhaltenen numerischen Simulationsergebnisse können
eine vergleichende Betrachtung mit den in VP 5.1 und VP 5.2 erhaltenen
numerischen Simulationsergebnissen erfolgen sowie die Auswirkungen
der Monitoringsohle auf die zeitnah zur Abfalleinlagerung und auch län-
gerfristig ablaufenden ﬂuiddynamischen Prozesse ermittelt werden.
Das im Rahmen der in VP 6.7mod durchgeführten numerischen Simu-
lationen verwendete generische zweisöhlige Referenz-Tiefenlager- / End-
lagersystem besteht aus der in einer Teufe von 600 m positionierten Ein-
lagerungssohle und einer Monitoringsohle, die im Salinargebirge sowie
in dem an norddeutsche Verhältnisse angelehnten Tonsteingebirge in ei-
nem Abstand von 40 m und in dem an süddeutsche Verhältnisse ange-
lehnten Tonsteingebirge in einem Abstand von 20 m oberhalb der Einla-
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gerungssohle angeordnet ist. Von der Monitoringsohle aus sind Monito-
ringbohrlöcher in die Einlagerungssohle geteuft. Um den für das Moni-
toring zusätzlich benötigten Hohlraumbedarf und damit die Perforation
der Wirtsgesteinsformation zu minimieren, sind bei dem in VP 6.7mod
verwendeten Berechnungsmodell die über den Einlagerungsfeldern ange-
ordneten Monitoringstrecken orthogonal zu den jeweils zugehörigen Ein-
lagerungsstrecken ausgerichtet.
Abbildung 5.98 zeigt eine Gesamtansicht des Globalmodells mit Anord-
nung der Monitoringsohle oberhalb der Einlagerungssohle sowie der von
der Monitoringsohle in die Einlagerungssohle abgeteuften Monitoring-
bohrlöcher. Abbildung 5.99 zeigt eine zugehörige Detailansicht für den
Bereich der Einlagerungsfelder.
Abbildung 5.98: Gesamtansicht des Globalmodells mit Monitoringsohle
und Monitoringbohrlöchern für eine generische HAW-
Entsorgungsanlage im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge.
Simulation der Bau- und Betriebsphase
Um die Rand- und Anfangsbedingungen für die längerfristig ablaufenden
Prozesse nach Verschluss der Einlagerungssohle grundsätzlich zutreffend
zu erfassen, werden auch bei der zweisöhligen Bergwerkskonﬁguration
die Auffahrungsphase und die Ablagerungsphase explizit in grober raum-
und zeitbezogener Abstraktion in die rechnerische Simulation implemen-
tiert.
Analog zu den für das einsöhlige Referenz-Endlagersystem durchge-
führten Simulationen wird im Rahmen der rechnerischen Simulation
auch des zweisöhligen Referenz-Tiefenlager- / Endlagersystems mit Mo-
nitoringsohle zunächst der Schacht abgeteuft. Im Anschluss wird dann
allerdings zunächst die Monitoringsohle aufgefahren, um auf diese Wei-
se eine erste untertägige Erkundung des Wirtsgesteins zu ermöglichen,
650
5.6 Vertikalprojekt 6 – Einlagerung in tiefe geologische Formationen mit
Vorkehrungen zur Überwachung und Rückholbarkeit
Abbildung 5.99: Detailansicht des Einlagerungsbereichs im Globalmodell
mit Monitoringsohle und Monitoringbohrlöchern für ei-
ne generische HAW-Entsorgungsanlage im Salinar- bzw.
im Tonsteingebirge (Lage der Monitoringstrecken per-
spektivisch verzerrt).
bevor dann analog zum einsöhligen Referenz-Endlagersystem nach und
nach die Auffahrung der Einlagerungssohle erfolgt. Auch hier wird an-
genommen, dass die Auffahrung einer neuen Einlagerungsstrecke sowie
die Abfallbehältereinlagerung und der Versatz einer vorherigen Einlage-
rungsstrecke abwechselnd erfolgen, allerdings mit dem entscheidenden
Unterschied, dass vor der Abfalleinlagerung in einer Einlagerungsstrecke
zunächst das jeweilige Monitoringbohrloch aus der Monitoringsohle in
diese Einlagerungsstrecke abgeteuft wird. Infrastrukturbereiche werden
nicht berücksichtigt.
Nach Ende des Einlagerungsbetriebes wird ebenso wie im einsöhligen
Referenz-Endlagersystem die restliche Einlagerungssohle zusammen mit
dem unteren Bereich des Schachtes bis zur Monitoringsohle versetzt. Der
weitere Schacht und die Monitoringsohle bleiben zunächst für den vorge-
sehenen Zeitraum des Monitorings weiterhin offen. Die Monitoringbohr-
löcher bleiben ebenfalls unversetzt, um den Austausch / Ersatz defekter
Messinstrumente zu ermöglichen, werden allerdings zum Schutz vor po-
tentieller Direktstrahlung mit einer mit geringem Aufwand zu öffnenden
Verschlusskonstruktion abgedeckt. Grundsätzlich wäre bei Bedarf auch
das Abteufen weiterer Monitoringbohrlöcher möglich. Nach Ende der Mo-
nitoringphase werden dann in den rechnerischen Simulationen die Mo-
nitoringbohrlöcher, die Monitoringsohle und der restliche Schacht eben-
falls versetzt sowie mit Verschlussbauwerken versehen.
651
5 Ergebnisse der Teilprojekte
Abbildung 5.100: Exemplarische Darstellung des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs für ein Tiefenlager- / Endlagerberg-
werksystem mit Monitoringsohle.
Abbildung 5.100 zeigt zur Illustration die hier vorgegebene Konﬁgura-
tion der Entsorgungsanlage mit einem exemplarisch zugeordneten ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich. Für den hier eingetragenen einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich sind die sicherheitstechnischen Vorgaben aus
BMU (2010) einzuhalten. Dieser Ansatz gilt im Grundsatz gleichermaßen
sowohl für das Tonsteingebirge wie auch für das Salinargebirge. Da die
Monitoringsohle in den einschlusswirksamen Gebirgsbereich integriert
ist, sind durch das längerfristige Monitoring keine nach außen wirksamen
Schwächungen der geologischen Barriere zu erwarten. Allerdings steigt
der Platzbedarf. Dieser zunächst hypothetisch formulierte Ansatz ist al-
lerdings noch durch umfassende generische Analysen zu unterlegen.
Bereits in Lux u. a. (2017a,b,c) sind exemplarisch ausgewählte Simula-
tionsergebnisse im Hinblick auf den Einﬂuss einer Monitoringsohle auf
das Langzeitverhalten eines verschlossenen Tiefenlager- / Endlagersys-
tems im Salinar- oder Tonsteingebirge diskutiert worden. Eine detaillier-
tere Darstellung der Simulationsergebnisse ist in Lux u. a. (2017d) zu ﬁn-
den. An dieser Stelle erfolgt daher lediglich eine zusammenfassende Be-
trachtung der wesentlichen Simulationsergebnisse, fokussiert auf signi-
ﬁkante Unterschiede hinsichtlich der ﬂuiddynamischen Systementwick-
lung des einsöhligen Referenz-Endlagersystems und des zweisöhligen Re-
ferenz-Tiefenlager- / Endlagersystems.
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Während der Monitoringphase können die hier illustrierten ﬂuiddy-
namischen Zustandsgrößen in ihrer räumlich-zeitlichen Entwicklung
grundsätzlich auch als Monitoringparameter herangezogen werden. Wei-
terhin ist anzumerken, dass hier zunächst die im Tiefenlager / Endlager
ablaufenden Zweiphasenﬂussprozesse analysiert werden, um ein grund-
sätzliches Prozess- und Systemverständnis aufzubauen. Die jeweiligen
Zahlenwerte werden vorerst nur im Hinblick auf Massenbilanzen ausge-
wertet, nicht aber im Hinblick auf ihre sicherheitstechnische Relevanz.
Ausgewählte Simulationsergebnisse der Basis-Simulation zum Referenz-
Tiefenlager- / Endlagersystem mit Monitoringsohle
Temperaturentwicklung im Bereich der Monitoringsohle im Salinargebirge
und im Tonsteingebirge. Ein wesentlicher Parameter für die konﬁgurati-
ve Ausgestaltung des Tiefenlager- / Endlagersystems mit Monitoringsoh-
le ist der erforderliche bzw. standortbezogen mögliche Abstand zwischen
Einlagerungssohle und Überwachungssohle. Dieser Abstand hat insbe-
sondere Einﬂuss auf den zusätzlichen Raumbedarf des Entsorgungsberg-
werks und damit auf die vertikale, möglicherweise auch laterale Aus-
dehnung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches. Er wird bedingt
einerseits durch eine aus Gründen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
vorzunehmende Begrenzung der im Bereich der Monitoringsohle infolge
der Zerfallswärmeentwicklung auf der Einlagerungssohle zu erwartenden
erhöhten Gebirgstemperaturen, hat andererseits aber auch Einﬂuss auf
die induzierte zusätzliche mechanische Beanspruchung des Barrieren-
gebirges. Um Temperaturgrenzwerte einzuhalten, könnte sich aus der
Anordnung einer Monitoringsohle auch das Erfordernis einer konﬁgura-
tiven Umgestaltung der Einlagerungssohle ergeben, z. B. hinsichtlich des
Abstandes der Einlagerungsstrecken oder der Belegungsdichte. Grund-
sätzlich sollte ein Abstand gewählt werden, der thermisch und auch
thermomechanisch verträglich ist, der zu keinen signiﬁkanten gegensei-
tigen Wechselwirkungen in der mechanischen Beanspruchung zwischen
Einlagerungs- und Monitoringsohle während der Offenhaltungszeit der
Monitoringsohle führt und der auch so groß ist, dass bis zum geohy-
draulisch wirksamen Verschluss der Monitoringsohle planmäßig kein
Radionuklidtransport bis zur Monitoringsohle zu erwarten ist. Damit ist
ein als zusätzliches Risiko anzusehender Radionuklidtransport über das
vormalige Streckensystem auf der Monitoringsohle konzeptionell ausge-
schlossen.
Wie bereits in (Lux u. a., 2017c,d) ausgeführt, hat die Monitoringsohle
im Salinargebirge sowie im Tonsteingebirge keinen signiﬁkanten Ein-
653
5 Ergebnisse der Teilprojekte
ﬂuss auf die Temperaturentwicklung im Tiefenlager- / Endlagersystem.
Nur in lokal eng begrenzten Bereichen um die Monitoringstrecken und
-bohrlöcher werden für das zweisöhlige Tiefenlager- / Endlagersystem
infolge der Bewetterung der Monitoringsohle geringfügig niedrigere Ge-
birgstemperaturen ausgewiesen als für das einsöhlige Endlagersystem.
Hervorzuheben ist, dass in der Monitoringsohle des Referenz-Tiefenla-
ger- / Endlagersystems im Salinargebirge die nach KlimaBergV (1983)Kli-
maBergV (1983) zulässigen Temperaturgrenzwerte von T = 52 °C nicht
überschritten werden. Ohne Berücksichtigung der Bewetterung werden
in den numerischen Simulationen im Tonsteingebirge bei einer Wirts-
gesteinsmächtigkeit von 400 m in der Monitoringsohle des Referenz-
Tiefenlager- / Endlagersystems etwa 300 Jahre nach Verschluss der Ein-
lagerungssohle Maximaltemperaturen von T = 33 °C erreicht, bei einer
Wirtsgesteinsmächtigkeit von 100 m etwa 80 Jahre nach Verschluss der
Einlagerungssohle Maximaltemperaturen von T = 36 °C. In beiden Fäl-
len werden die zulässigen Temperaturgrenzwerte somit temporär lokal
überschritten. Nach KlimaBergV (1983)KlimaBergV (1983) sind im Ton-
steingebirge Effektivtemperaturen – deﬁniert als in Abhängigkeit von
der Trockentemperatur, der Feuchttemperatur und der Wettergeschwin-
digkeit ermittelter Klimawert – von bis zu 30 °C zulässig.
Im Einzelfall dürfen Personen unter bestimmten Bedingungen insbe-
sondere hinsichtlich der Arbeitszeit bis zu einer Effektivtemperatur von
32 °C beschäftigt werden. Zudem kann die zuständige Behörde entspre-
chend KlimaBergV (1983)KlimaBergV (1983) in Einzelfällen Ausnahmen
zulassen, wenn durch besondere Einrichtungen sichergestellt ist, dass für
den einzelnen Beschäftigten die Klimabelastung in ihrer physiologischen
Gesamtwirkung nicht so groß ist wie bei einer Effektivtemperatur von
mehr als 30 °C. Bei einem Tiefenlager- / Endlagersystem im Tonstein-
gebirge könnten allerdings dennoch aus Gründen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes zusätzliche Maßnahmen erforderlich werden – entwe-
der planerisch durch konﬁgurative Maßnahmen auf der Einlagerungssoh-
le oder betriebstechnisch z. B. durch Kühlung der Wetter.
Fluiddynamische Prozesse im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge: Monitoring-
phase. Die aus den mit dem FTK-Simulator (vgl. Abs. 5.5.1) durchge-
führten rechnerischen Simulationen erhaltenen Ergebnisse zu den in der
Monitoringphase im zweisöhligen Referenz-Tiefenlager- / Endlagersys-
tem ablaufenden ﬂuiddynamischen Prozessen unterscheiden sich sowohl
für die Wirtsgesteinsformation Salinargebirge wie auch für die Wirtsge-
steinsformation Tonsteingebirge nur marginal von den im einsöhligen
Referenz-Endlagersystem im gleichen Zeitraum ablaufenden ﬂuiddyna-
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mischen Prozessen. Dies lässt sich dadurch erklären, dass die Monitoring-
bohrlöcher im zweisöhligen System in dieser Phase als mit einem beweg-
lichen Deckelsystem verschlossen angenommen werden, wodurch eine
Wechselwirkung zwischen der Einlagerungssohle und der Monitoringsoh-
le weitgehend unterbunden wird.
Im Rahmen der numerischen Untersuchung des Tiefenlager- / Endla-
gersystemverhaltens mit Hilfe des FTK-Simulators ist für verschiedene
Beobachtungspunkte im Grubengebäude und in der umgebenden Wirts-
gesteinsformation die zeitliche Entwicklung unterschiedlicher ﬂuiddyna-
misch relevanter physikalischer Zustandsgrößen (z. B. Porendruck, Sätti-
gungsgrad, Temperatur) dargestellt und analysiert worden. Die Position
der gewählten Beobachtungspunkte ist in Abbildung 5.101 dargestellt.
Abbildung 5.101: Position der Beobachtungspunkte zur Analyse der
zeitabhängigen Entwicklung ﬂuiddynamisch relevanter
physikalischer Zustandsgrößen (links: Einlagerungs-
sohle, mittig: Wirtsgesteinsformation, rechts: Überwa-
chungssohle).
Der signiﬁkanteste Unterschied zwischen dem einsöhligen und dem
zweisöhligen System ist zu ersehen bei einer vergleichenden Betrachtung
der zeitlichen Entwicklung des Sättigungsgrades in den Einlagerungs-
strecken für die Wirtsgesteinsformation Tonsteingebirge entsprechend
Abbildung 5.102. Im zweisöhligen System steigt der Sättigungsgrad et-
was langsamer an als im einsöhligen System. Im zweisöhligen System
wird im Bereich der Einlagerungsstrecken (Beobachtungspunkte 1 und
2) entsprechend Abbildung 5 etwa 200 Jahre nach Verschluss der Ein-
lagerungssohle ein Sättigungsgrad von Sl ≈ 0,81 erreicht, während im
einsöhligen System zum gleichen Zeitpunkt an der gleichen Position be-
reits ein Sättigungsgrad von Sl ≈ 0,84 erreicht wird. Ursache dafür ist,
dass sich im zweisöhligen System der Zutritt des Porenwassers in die
Einlagerungssohle insbesondere aus dem Gebirgsbereich zwischen der
Einlagerungs- und der Monitoringsohle etwas reduziert, da sich ein Teil
dieses Porenwassers nunmehr in Richtung der Monitoringsohle bewegt.
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Abbildung 5.102: Zeitabhängige Entwicklung des Sättigungsgrades in
ausgewählten Berechnungszonen innerhalb des Gru-
bengebäudes.
Grundsätzlich zeigt sich im Rahmen der hier getroffenen Annahmen
und Voraussetzungen, dass die zeitabhängigen Entwicklungen der ﬂuid-
dynamischen Zustandsgrößen insgesamt nur marginal von der Anord-
nung einer Monitoringsohle beeinﬂusst werden.
Abschließend zu erwähnen ist, dass genau diese mit dem FTK-Simula-
tor für verschiedene Zeitpunkte und Positionen erhaltenen Zustandsgrö-
ßen wie z. B. Temperatur, Sättigungsgrad und Porengasdruck, aber auch
weitere Zustandsgrößen wie Gebirgsdeformationen und Versatzdruck ei-
ne Überwachung des Tiefenlagers ermöglichen, kennzeichnen sie in einer
aus den rechnerischen Simulationen folgenden Bandbreite doch das Ver-
halten eines sich den Erwartungen entsprechend entwickelnden Tiefen-
lager- / Endlagersystems. Bei signiﬁkanten Abweichungen von diesen Er-
wartungswerten wäre zu prüfen, welche Ursachen bestehen könnten, wel-
che Auswirkungen sicherheitstechnisch resultieren und wie weiter vorzu-
gehen ist. Ultima ratio wäre dann die Rückholung der Abfälle.
Fluiddynamische Prozesse im Salinar- bzw. im Tonsteingebirge: Langzeitpha-
se. Trotz des Versatzes der Monitoringbohrlöcher und der Monitoring-
sohle ist nach Ende der Monitoringphase in den rechnerischen Simula-
tionen eine Gasmigration aus der Einlagerungssohle durch die Monito-
ringbohrlöcher in die Monitoringsohle zu beobachten, und zwar durch
den Porenraum des Versatzmaterials. Im Hinblick auf die hydraulische
Durchlässigkeit des Versatzmaterials in den Monitoringbohrlöchern sind
die gleichen Materialeigenschaften angesetzt worden wie in den versetz-
ten Strecken der Einlagerungs- und der Monitoringsohle. Dokumentiert
sind diese angesetzten Materialeigenschaften in Lux u. a. (2018).
Abbildung 5.103 zeigt exemplarisch für das Referenz-Tiefenlager- /
Endlagersystem im Tonsteingebirge die Gasmigration im Bereich der Ein-
lagerungssohle, der Monitoringbohrlöcher und der Monitoringsohle zum
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Zeitpunkt t = 1.000 a nach Verschluss der Einlagerungssohle. Da zu die-
sem Zeitpunkt die aus der Behälterkorrosion resultierende Gasbildung
noch nur einen marginalen Einﬂuss auf die ablaufenden ﬂuiddynami-
schen Prozesse hat, werden in Abbildung 5.103 vornehmlich die Bewe-
gungen der aus der Einlagerungssohle durch das aus dem umgebenden
Tonsteingebirge zuﬂießende Porenwasser verdrängten Porenluft darge-
stellt. Anhand der dargestellten Migrationsvektoren ist zu ersehen, dass
sich die verdrängte Porenluft innerhalb der Einlagerungsstrecken von den
Endbereichen der jeweiligen Einlagerungsstrecken zunächst in Richtung
Kammerverschlussbauwerk bewegt, wobei sich das migrierende Gas auf
Höhe der Monitoringbohrlöcher aufteilt, so dass ein Teil der verdrängten
Porenluft durch die versetzten Monitoringbohrlöcher in die Monitoring-
sohle migriert und sich am oberen Bohrlochende weiter in die beiden
abzweigenden Streckenrichtungen verteilt. Diese Gasbewegung führt zu
einem im Vergleich mit der Situation im Referenz-Endlagersystem ohne
Monitoringsohle im Tonsteingebirge etwas langsameren Fluiddruckauf-
bau in der Einlagerungssohle, so dass der Gasdruck den hydrostatischen
Druck erst etwa 2.000 Jahre später erreicht. Ebenso wie für das Referenz-
Abbildung 5.103: Visualisierung der Gasmigration in Einlagerungssohle,
Monitoringbohrlöchern und Monitoringsohle zum Zeit-
punkt t = 1.000 a nach Verschluss der Einlagerungssohle
für das Referenz-Tiefenlager- / Endlagersystem im Ton-
steingebirge.
Endlagersystem ohne Monitoringsohle können auch für das Referenz-
Tiefen- / Endlagersystem mit Monitoringsohle die Zustandsgrößen im
Bereich der Einlagerungssohle und des umgebenden Barrierengebirges
in ihrer zeitlichen Entwicklung dargestellt werden. Da längerfristig aller-
dings im Grundsatz ähnlich Verläufe erhalten werden, soll an dieser Stelle
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unter Verweis auf Lux u. a. (2018) auf eine weitere explizite Darstellung
verzichtet werden.
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[Stahlmann u. a. 2016] Stahlmann, Joachim; Mintzlaff, Volker; Léon Var-
gas, Rocio P.: Geotechnische und geologische Aspekte für Tiefenlager-
konzepte mit der Option der Rückholung der radioaktiven Reststoffe.
In: Bautechnik 93 (2016), Nr. 3, 141–150. http://onlinelibrary.
wiley.com/doi/10.1002/bate.201500068/abstract
[Ziegenhagen u. a. 2005] Ziegenhagen, Jürgen; Bollingerfehr, Wilhelm;
Skrzyppek, Jürgen; Schlickenrieder, L; Chapman, Neil A.; Nirvin, Bos-
se; Sjöblom, Rolf; Svemar, Christer: Untersuchung der Möglichkeiten
und der sicherheitstechnischen Konsequenzen einer Option zur Rück-
holung eingelagerter Abfälle aus einem Endlager / DBE Technology
GmbH/ Bundesamt für Strahlenschutz (BfS). Peine, 2005 (Z2.2.7/WS
1006/8489-2) – Synthesebericht des Bundesamtes für Strahlenschutz
– 104 S.
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5.7.1 Zielsetzung des Teilprojektes
Obertägige Zwischenlager für hoch radioaktive Abfälle werden weltweit
an über 150 Standorten betrieben. Der technische Entwurf eines Zwi-
schenlagers wird in der industriellen Praxis im Wesentlichen durch die
Art des zu lagernden Abfalls, die angestrebte Nutzungsdauer und den
davon abhängigen Betriebsabläufen bestimmt. Die genehmigte Betriebs-
dauer ist vom Genehmigungsverfahren und -zeitpunkt abhängig und be-
trägt in Deutschland etwa 40 Jahre (vgl. § 6 Abs. 5 AtG und Semper (2017)).
Die Aufbewahrung in Zwischenlagern ist auch auf internationaler Ebene
grundsätzlich mit der Intention verbunden, die Abfälle zu einem späte-
ren, aber möglichst frühen Zeitpunkt in ein in einigen hundert Metern
Tiefe beﬁndliches Endlager zu bringen. Wird eine obertägige oder oberﬂä-
chennahe Zwischenlagerung auch für längere Zeiträume von mehreren
hundert Jahren als temporäre Alternative zur schnellstmöglichen Endla-
gerung in Betracht gezogen oder davon ausgegangen, dass ein Endlager
nicht früher verfügbar sein wird, kommen zu den Bedingungen für heute
betriebene Zwischenlager erhebliche weitere Anforderungen hinzu, die
den empirisch-technischen Erfahrungsrahmen zum Teil übersteigen.
Zwischenlager sind stets technische Mehrbarrierensysteme, deren
primäre Aufgabe darin besteht, den Menschen und seine Umwelt vor
den schädigenden Einﬂüssen ionisierender Strahlung zu schützen. Der
Schutz wird durch die Dimensionierung der einzelnen Komponenten
(Barrieren) generiert. Da bei vielen Zwischenlagersystemen zur Lage-
rung von bestrahlten Brennelementen und verglasten Abfällen aus der
Wiederaufarbeitung jedoch der Behälter als Hauptkomponente zur Ge-
währleistung der wesentlichen Schutzfunktionen angesehen wird, kon-
zentrierten sich Forschungsarbeiten in der Vergangenheit hauptsächlich
auf das (Langzeit-)Verhalten der Behälter71. Wie sich ein Bauwerk über
sehr lange Zeiträume und unter den speziﬁschen Randbedingungen der
Zwischenlagerung hoch radioaktiver, Wärme entwickelnder Reststoffe
verhält, wurde hingegen bisher nur in wenigen Ländern, so z. B. in fran-
zösischen Forschungsprogrammen (Köhnke u. a., 2018), untersucht.
Im Vertikalprojekt 7 ging es u. a. darum, diese speziﬁsche Wissenslücke
zu schließen. Die Standsicherheit, Gebrauchstauglichkeit und Dauerhaf-
tigkeit der Bauwerke72 muss, in Abhängigkeit von der Abfallart und Ziel-
71In Deutschland insbesondere von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung
(BAM) durchgeführt.
72Fachtermini zur Einordnung von Grenzzuständen für den Nachweis von Bauwerken
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setzung der Zwischenlagerung, über möglicherweise mehrere Jahrhun-
derte sichergestellt werden, sofern nicht die Errichtung von Neubauten
in regelmäßigen Abständen vorgesehen ist. Dieser Aspekt stellte eine der
wesentlichen technischen Herausforderungen im Vertikalprojekt dar.
Zunächst wurden vorhandene Anlagen betrachtet, allgemeine Anfor-
derungen für Zwischenlager zusammengestellt und ein mehrdimensiona-
ler Parameterraum für technische Lösungsansätze mit seinen Abhängig-
keiten und Interaktionen aufgestellt. Dadurch wurde eine Grundlage für
Ableitungen erfolgversprechender Realisierungskonzepte für bestimmte
Anforderungs- bzw. Parametersätze geschaffen. Wesentliche einzubezie-
hende Parameter waren die Reststoffe und Schutzziele, die allgemeinen
(bau-)technischen Anforderungen und Konzepte sowie die geplante Einla-
gerungsdauer und entsprechende Dauerhaftigkeits- und Monitoringkon-
zepte, insbesondere für die baulichen Strukturen.
Das Teilprojekt war in die folgenden Arbeitspakete unterteilt:
AP 7.1 Bautechnische Konzepte zur obertägigen Lagerung hoch radioakti-
ven Abfalls
AP 7.2 Probabilistisches, monitoringbasiertes Sicherheits- und Life-Cycle-
Konzept für die obertägige Lagerung hoch radioaktiven Abfalls
AP 7.3 Anforderungen an obertägige Lagerungskonzepte aufgrund von Ab-
fallbehandlungsmethoden
5.7.2 AP 7.1 „Bautechnische Konzepte“
Kurzbeschreibung der AP-Ziele. Obertägige Lagerungskonzepte sind
stets technische Mehrbarrierensysteme, die aus Einschließungskompo-
nenten (z. B. Hüllrohre, Behälter) und aus bautechnischen Umschlie-
ßungskomponenten (Bauwerken) bestehen. Als obertägige Lagerungs-
konzepte sollen obertägige Bauwerke, Deponien und oberﬂächennahe
Grubenanlagen verfolgt werden. In Abhängigkeit von der Aktivität der
Abfallstoffe und der vorgesehenen Einlagerungsdauer sollen Lösungs-
konzepte erarbeitet werden, die auch die betrieblichen Anforderungen
berücksichtigen. Ziel ist - ausgehend von einem zu entwickelnden Anfor-
derungskatalog - technische Lösungen zu erarbeiten und diese im Rah-
men eines multikriteriellen Bewertungsschemas gegenüber zu stellen.
Eine besondere Herausforderung stellt hierbei die jenseits der bautechni-
schen Erfahrung zu betrachtende Nutzungsdauer von bis zu 500 Jahren
dar. Die Ergebnisse aus dem AP sollen in die gesellschaftliche, rechtli-
che und risikobezogene Diskussion unterschiedlicher Optionen in den
Transversalprojekten eingebunden werden.
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Durchgeführte Arbeiten und Ergebnisse.
Zwischenlagersysteme
Die Parameter Reststoffe, geplante Einlagerungsdauer, Behälterkonzept
und Bauwerk wurden anhand der verfügbaren Literatur über realisierte
bzw. geplante Anlagen zur trockenen Zwischenlagerung hoch radioakti-
ver, Wärme entwickelnder Reststoffe analysiert. Wesentliche Parameter,
die eine Gegenüberstellung der verschiedenen Zwischenlagersysteme
und länderspeziﬁschen Entsorgungsstrategien ermöglichen sollen, wur-
den für die weltweit vorhandenen Zwischenlageranlagen in einem eigens
dafür konzipierten, browserbasierten Format in Form einer interakti-
ven Weltkarte dokumentiert. Diese ist über die Institutsseite abrufbar:
http://www.ibmb.tu-bs.de/entria-weltkarte/. Darüber hin-
aus wurden ergänzende Informationen zu Behälterkonzepten, wie CAS-
TOR®, TN®, CONSTOR®, MAGNASTOR®, NUHOMS®, HI-STORM®, DSC
etc. wurden u. a. im Rahmen einer am iBMB betreuten Bachelorarbeit
(Bogdashkin, 2015) zusammengetragen und gegenübergestellt.
Im Allgemeinen kann die Einteilung der Zwischenlagersysteme nach
verschiedenen Aspekten erfolgen, wie z. B. nach der Intention der Lage-
rung, der Abfallart, der Art der Kühlung, dem Standort des Lagers, der
Art des Bauwerks, der vorgesehenen Lagerungszeit etc. Die gebräuchlichs-
te Einteilung der Zwischenlagersysteme beginnt mit der Klassiﬁzierung
nach der Art der Wärmeabfuhr in die Kategorien nass und trocken, wobei
die Variantenvielfalt trockener Zwischenlagersysteme bedeutend größer
ist. In Abbildung 5.104 ist eine mögliche Einteilung der Zwischenlager-
systeme dargestellt.
Nasse Zwischenlagersysteme. Als nasse Zwischenlagersysteme werden
solche bezeichnet, bei denen die Brennelemente in wassergefüllten Be-
cken gelagert werden. Eine weitere Einteilung kann erfolgen in „anla-
genbezogen“ und „selbstständig“. Reaktornahe Brennelementlager- bzw.
Abklingbecken sind fester Bestandteil eines jeden Kernkraftwerks. Die
von den bestrahlten Brennelementen ausgehende volumetrische Wär-
mestromdichte ist direkt nach der Entnahme aus dem Reaktorkern zu
hoch, um die Brennelemente in einem Behälter zu verschließen und
muss deshalb zunächst für einige Jahre “abklingen“. Nasslager können
auch anlagenunabhängig, also autark betrieben werden. Solche Anlagen
beﬁnden sich dann als funktionell unabhängige Einrichtungen auf dem
Kernkraftwerksgelände (diverse Standorte wie z. B. Olkiluoto in Finnland
(siehe Abb. 5.105) oder Kosluduj in Bulgarien), wobei die Infrastruktur
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Abbildung 5.104: Mögliche Einteilung der Zwischenlagersysteme nach
(Romanato, 2011, S. 2).
des Kernkraftwerkes genutzt werden kann. Alternativ können solche
Nasslager an einem Standort abseits vom Kernkraftwerksgelände (z. B.
zentrales Zwischenlager CLAB in Oskarshamn in Schweden) oder als Puf-
ferlager in Wiederaufarbeitungsanlagen (z. B. in La Hague, Frankreich
oder in Sellaﬁeld, Großbritannien) errichtet werden. Heute beﬁndet sich
weltweit noch der weitaus größte Teil der bestrahlten Kernbrennstoffe in
Nasslagern (Feiveson u. a., 2011; IAEA, 2007).
In Nasslagern werden die nützlichen Eigenschaften des Wassers hin-
sichtlich seiner guten Wärmeleitfähigkeit und seiner Neutronenabschir-
mung genutzt. Deren Auslegung folgt im Allgemeinen den Schutzzielen,
die sichere Abfuhr der Zerfallswärme, eine unterkritische Konﬁguration
der Kernbrennstoffe und den sicheren Einschluss des radioaktiven Ma-
terials zu gewährleisten (Arndt u. a., 2003). Heutige Nasslager können
über einzelne oder mehrere, miteinander verbundene Wasserbecken ver-
fügen und beﬁnden sich innerhalb baulicher Strukturen (Gebäudehülle,
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Abbildung 5.105: Nasslager im ﬁnnischen Olkiluoto, schematisch nach
www.posiva.fi.
Untertagebauwerk). In den Wasserbecken werden die bestrahlten Brenn-
elemente in Lagergestellen auf dem Boden des jeweiligen Beckens ange-
ordnet. Die Beckenwände müssen über eine ausreichende mechanische
Widerstandsfähigkeit verfügen und einen hinreichenden Beitrag zur Ab-
schirmung der Strahlung leisten. Zur Einhaltung der Schutzziele ist ei-
ne bestimmte Wasserüberdeckung notwendig, ein Austreten des Wassers
ist zu verhindern. Die meisten Wasserbecken verfügen daher neben einer
umhüllenden massigen Stahlbetonkonstruktion auch über einen innen
liegenden Liner aus korrosionsbeständigem Stahl, der einen Wasserver-
lust durch Risse im Stahlbeton verhindern soll. Zudem trägt der Liner zur
Erhöhung der Dauerhaftigkeit der Stahlbetonbauteile bei und erleichtert
die Dekontamination beim Rückbau der Wasserbecken. In einigen Län-
dern werden oberhalb der Wasseroberﬂäche Stahlplatten platziert, die be-
gangen werden können und die Wasserdampfdiffusion bzw. Verdunstung
des Wassers begrenzen (IAEA, 2007, 2009b, 2005; Bunn u. a., 2001).
Nasslager verfügen über Verladebereiche, die u. a. mit Handhabungs-
einrichtungen (z. B. Kränen) zum Be- und Entladen von Transportbehält-
nissen ausgestattet sind (siehe Abb. 5.105, rechts). Im Fall mehrerer ver-
bundener Wasserbecken erlauben – sofern vorhanden – in den Verbin-
dungsstücken beﬁndliche wasserdichte Schotte die Unterteilung in unab-
hängige Einheiten, die in Reihe oder parallelgeschaltet sein können. Ein-
zelne Wasserbecken können dann planmäßig (für Instandhaltungsarbei-
ten) oder auch unplanmäßig in einem Notfall (z. B. Leckage im betreffen-
den Becken) geleert werden (IAEA, 2007, 2009b).
Nasslager können darüber hinaus mit weiteren technischen Einrichtun-
gen ausgestattet werden. Zum einen kann die Wasserqualität hinsichtlich
einer möglichen Kontaminationsanreicherung überwacht und / oder das
Wasser durch Ionentauscher und Filtereinrichtungen gereinigt werden.
Zum anderen müssen die Wassertemperaturen geregelt werden. Nassla-
667
5 Ergebnisse der Teilprojekte
ger werden normalerweise bei Wassertemperaturen unter 40°C betrieben
und aktiv über einen separaten Kühlkreislauf gekühlt. Solche Kühlsyste-
me sind jeweils redundant vorhanden, um den Ausfall eines Systems kom-
pensieren zu können (IAEA, 2009b, 2006a).
Systeminhärente Unsicherheiten ließen sich trotz stetiger Weiterent-
wicklung (in den Anfängen der Kernenergienutzung wurden Wasserbe-
cken zum Teil noch unter freiem Himmel errichtet und über lange Zeit mit
unzureichender Wasserﬁlterung und ohne abdichtenden Liner betrieben)
jedoch nicht vollständig beheben (IAEA, 2006a). Wegen der leistungsfä-
higen Wärmeabfuhr und Neutronenabschirmung des Wassers können in
Nasslagern in der Regel große Abfallmengen auf verhältnismäßig klei-
nem Raum gelagert werden. Gleichzeitig hängt die Funktionstüchtigkeit
eines Nasslagers im Wesentlichen von einer ausreichenden Wasserüber-
deckung und Kühlung ab. Erstere kann besonders durch extreme Ereig-
nisse (z. B. Erdbeben, Flugzeugabsturz) signiﬁkant beeinträchtigt werden,
letztere wird derzeit nur durch aktive Systeme sichergestellt.
Es wird deutlich, dass eine Aufbewahrung der Abfälle in Nasslagern mit
einem vergleichsweise erhöhten betrieblichen Aufwand und mit höhe-
ren Risiken verbunden ist. Die aufwändigere Anlagentechnik (notwendige
aktive Kühlung, Filterung des Wassers, Entsorgung der Filterrückstände)
und vergleichsweise große Mengen an Brennelementen in (nur) einem
großen „abgeschlossenen“ System (im Vergleich zu Lagerbehältern) erhö-
hen zudem die Störungsanfälligkeit, was in einer insgesamt niedrigeren
Robustheit resultiert.
„Although pools are used extensively, they have inherent safety risks
owing to loss of water, either catastrophically (e.g. after an earthquake) or
because of leaks, loss of cooling, corrosion and degradation of structural
and stored materials, complex water chemistry to inhibit corrosion and
algae formation, as well as some risk of criticality” (IAEA, 2006a, S. 13).
Trockene Zwischenlagersysteme. Seit den frühen 1970er Jahren wurden
funktionell unabhängige, trockene Zwischenlagersysteme entwickelt. Die
notwendige Wärmeabfuhr erfolgt durch einen zwischen den im Gebäude
angeordneten Zu- und Abluftöffnungen entstehenden Luftstrom, der im
Wesentlichen durch die Wärmeentwicklung der Abfälle und die Höhen-
differenz zwischen den Zu- und Abluftöffnungen angetrieben wird (ther-
mischer Auftrieb). Charakteristisch für alle trockenen Zwischenlagersys-
teme ist, dass das die innere Umschließung der radioaktiven Materialien
(Hüllrohre, Stahlkokillen) umgebende Medium nicht Wasser, sondern ein
Inertgas ist, wodurch Korrosionsprozesse gehemmt werden. Zur Abschir-
mung der Gamma- und Neutronenstrahlung ist demnach der Einsatz ge-
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eigneter Behältermaterialien erforderlich. Die Materialwahl muss sowohl
den Erfordernissen aus Neutronenabbremsung und -einfang sowie der
Abschirmung der auch bei der Neutronenabschirmung als Sekundärstrah-
lung entstehenden Gammastrahlung Rechnung tragen. Diese konzeptio-
nelle Herausforderung resultiert in einer Vielzahl verschiedener, trocke-
ner Zwischenlagersysteme, die nach der gebräuchlichsten Einteilung in
die Klassen Behälter, Modul und Vault unterschieden werden (siehe Abb.
5.104).
• Behälter
Für Behältersysteme lassen sich weitere Unterscheidungen hinsichtlich
ihres Einsatzzwecks oder der eingesetzten Materialien treffen. Metal-
lische Behälter werden häuﬁg als Transport- und Lagerbehälter (dual-
purpose casks) ausgelegt, die den hoch radioaktiven Inhalt mit einer
dicken metallischen Wandung umschließen. Das Behälterinnere ist mit
Inertgas gefüllt und in der Regel durch Doppeldeckelsysteme mit metal-
lischen Dichtungen verschlossen. Der Behälterkörper trägt hauptsäch-
lich zur Abschirmung bei und besteht in der Regel aus geschmiedetem
Stahl, Gusseisen oder Werkstoffverbünden (IAEA, 2007) Beispiele für
solche Behältersysteme sind Behälter vom Typ CASTOR® oder TN®.
In deren Behälterkörpern sind zusätzlich wasserstoffreiche Materiali-
en zur Neutronenabschirmung eingelassen, z. B. Stäbe aus Polyethylen.
Für die Zwischenlagerung werden die Behälter im Freien auf einer Sohl-
platte aufgestellt oder, wie es in Europa der Regelfall ist, von einer bau-
lichen Struktur umgeben.
Weitere Behälterarten ähneln in ihrer dickwandigen Bauart den metalli-
schen Behältern. Die Wandung besteht jedoch aus innen- und außenlie-
genden Stahllinern, in deren Zwischenraum bewehrter (Schwer-)Beton
zur Strahlenabschirmung eingebracht wird. Die Behälter werden genau-
so wie metallische Behälter stehend gelagert und können als Transport-
und Lagerbehälter ausgebildet werden, wobei möglicherweise weitere
technische Maßnahmen für eine Transportzulassung erforderlich sein
können. Beispiele für solche Behälterbauarten sind Behälter vom Typ
CONSTOR® oder Dry Storage Container (DSC).
• Module
Im Gegensatz dazu bestehen Zwischenlagermodule aus einer bewehr-
ten monolithischen Betonkonstruktion, die als eine Art Einhausung
einen metallischen Innenbehälter umgibt. Die Betonkonstruktionen
sind nicht für den Transport entwickelt und daher ortsfeste Einrich-
tungen. Sie können als modulare Einhausungen (NUHOMS®) oder in
Siloform (z. B. HI-STORM®, MAGNASTOR®) ausgebildet sein. Der be-
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ladene Innenbehälter wird, je nachdem, ob die Zwischenlagerung ho-
rizontal oder vertikal erfolgt, am Lagerungsplatz in den Betonbehälter
eingeschoben bzw. eingehoben (IAEA, 2007; EPRI, 2010).
• Vaults
Ebenfalls ortsfeste Systeme sind sogenannte Vaults, die aus großen und
massigen Stahlbetonstrukturen bestehen und über ein oder mehrere
Felder reihenartig angeordneter metallischer Röhren verfügen. In die-
sen Röhren werden vorwiegend von Kokillen umschlossene verglaste
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung zwischengelagert. Abhängig von
deren Standort und Auslegung werden Vaults als eigenständige Anla-
gen mit entsprechender technischer Ausstattung (z. B. HABOG in Vlis-
singen, Niederlande) oder als verhältnismäßig einfache modulare La-
gereinrichtungen (z. B. MACSTOR®) betrieben. An einigen Zwischen-
lagerstandorten werden bestrahlte Brennelemente in Vault-Systemen
gelagert, d. h. direkt in metallische Röhren eingehoben (z. B. MVDS in
Paks, Ungarn) (Feiveson u. a., 2011; IAEA, 2007; EPRI, 2010).
• Weitere Systeme
Zusätzlich zu den beschriebenen Systemen gibt es noch weitere Zwi-
schenlagersysteme, die konzeptionell auf den zuvor beschriebenen Sys-
temen basieren, aber in der Nähe der Erdoberﬂäche errichtet werden,
wie z. B. das System HI-STORM® für die Zwischenlagerung im ober-
ﬂächennahen Bereich (Endungen: 100U, CIS, UMAX). Am Zwischen-
lagerstandort werden stählerne zylindrisch geformte Lagerkammern,
sogenannte Vertical Ventilated Modules (VVM), vorgehalten, die so
tief in den Boden eingelassen sind, dass deren Oberkante mit der Erd-
oberﬂäche abschließt. Die für die Errichtung auszuhebende Baugrube
wird mit drei Betonschichten versehen: einer bewehrten Sohl- sowie ei-
ner abdeckenden Platte mit dazwischenliegendem Massenbeton. Nach
dem Erhärten der Sohlplatte werden die Lagerkammern bei der Betona-
ge der beiden oberen Schichten durch die VVM offengehalten. Analog
zu den Betonmodulen werden metallische Innenbehälter zunächst mit
dem hoch radioaktiven Inhalt beladen, zum Zwischenlagerstandort
transportiert und dort in deren Zwischenlagerungsposition – hier in
das jeweilige VVM – eingehoben (IAEA, 2007; EPRI, 2010). Ein Beispiel
für den Einsatz des Systems HI-STORM UMAX wurde 2015 in Betrieb
genommen und beﬁndet sich auf dem Gelände des Kernkraftwerks Cal-
laway (Holtec, 2015).
Zwischenlagersysteme können auch (nahe) unter der Erdoberﬂäche er-
richtet und betrieben werden, wie das bereits genannte Nasslager CLAB
in Oskarshamn, Schweden oder das dezentrale Zwischenlager in Neckar-
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westheim, Deutschland, in dem die metallischen Transport- und Lagerbe-
hälter in Tunnelröhren aufbewahrt werden. In französischen Forschungs-
arbeiten wurden Zwischenlager in geringer Tiefe im Hinblick auf die lang-
fristige Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle untersucht. Diese ha-
ben zwar analog zu Endlagern einen höheren Schutzgrad gegenüber Flug-
zeugabsturz und schirmen Direktstrahlung besser ab. Diesen Vorteilen
stehen aber (gerade bei langen Betriebszeiten) die schlechtere Inspizier-
barkeit aufgrund der fehlenden Zugänglichkeit äußerer Bauteile, der ﬁ-
nanzielle Mehraufwand, der notwendige Umgang mit Gewässern und län-
gere Distanzen zur Wärmeabfuhr entgegen (ANDRA, 2012). Die Betrach-
tung dieser oberﬂächennahen Konzepte wurde daher nicht weiter vertieft.
Richtlinien, Regelwerke
In Abbildung 5.106 ist die Verknüpfung der verschiedene Ebenen kern-
technischer Normen am Beispiel von Großbritannien in Form einer Py-
ramide dargestellt. Die Spitze der Pyramide adressiert Dokumente, die
von internationalen Institutionen erarbeitet werden und die Basis für die
nationale Gesetzgebung bilden. Eine weitere Ebene darunter werden spe-
ziﬁsche Vorschriften zur Genehmigung, Ausgestaltung und zum Betrieb
von kerntechnischen Anlagen erarbeitet. Die praktischen Betriebserfah-
rungen sowie Ergebnisse aus Forschung und Entwicklung bilden die un-
terste Ebene der Pyramide ab. Nach dieser Systematik werden Anforde-
Abbildung 5.106: Regelwerkspyramide nach NDA (2017).
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rungen für den Bau und Betrieb von Zwischenlagern auf internationaler
Ebene erarbeitet und sollen in nationales Recht umgesetzt werden. Da-
bei steht es den Nationalstaaten frei, die Anforderungen an die nationale
Situation anzupassen. Interessante Anforderungen, die im speziellen die
langfristige Zwischenlagerung hoch radioaktiver Reststoffe adressieren,
müssen dementsprechend zunächst in Dokumenten internationaler Insti-
tutionen, dann aber auch in nationalen Dokumenten gesucht werden. In
der Regel müssen Anforderungen, die für die Zwischenlagerung postuliert
werden, auch für die langfristige Zwischenlagerung gelten. Die Anforde-
rungen für die Zwischenlagerung bilden folglich die Grundlage sinnvoller
Ableitungen für langfristige Zwischenlager.
Leitlinien der IAEA
Die International Atomic Energy Agency (IAEA) wurde 1957 als autono-
me Organisation der Vereinten Nationen gegründet. Die IAEA berichtet
jährlich der Generalversammlung der Vereinten Nationen und ruft im Fal-
le einer Gefährdung des internationalen Friedens den Weltsicherheitsrat
an. Mittlerweile gehören ihr mehr als 160 Staaten an. Die IAEA verfügt
heute über etwa 2.500 Mitarbeiter aus mehr als 100 Ländern, von denen
die meisten an ihrem Hauptsitz in Wien tätig sind (vgl. www.iaea.org).
Ein wichtiger Schwerpunkt der Arbeit der IAEA ist die internationale
Angleichung der Sicherheit kerntechnischer Anlagen (DAtF, 2013). Im
Rahmen dieser Aufgabe veröffentlicht die IAEA Leitlinien, die Safety
Standards. Die Safety Standards werden von Komitees, die aus national
berufenen Vertretern und internationalen Experten bestehen, erarbeitet.
Die Standards sind für die Mitgliedsstaaten der IAEA zwar nicht ver-
bindlich, bilden aber in der Praxis die Grundlage für national erlassene





In den Safety Fundamentals ist das fundamentale, für alle Safety Stan-
dards verbindliche Schutzziel, den Menschen und seine Umwelt vor den
schädigenden Einﬂüssen ionisierender Strahlung zu schützen (IAEA,
2006b, S. 4), festgeschrieben. Zudem werden zehn Sicherheitsprinzipien
zu Verantwortung, Zuständigkeit und Prävention formuliert, die die Basis
für die Ableitung der Safety Requirements bilden (IAEA, 2006b, S. 5–16).
Die Safety Requirements sollen für die Mitgliedsstaaten eine Übertra-
gung in harmonisierte nationale Vorschriften ermöglichen (IAEA, 2012a).
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Unterschieden wird zwischen allgemeinen und speziﬁschen Sicherheits-
anforderungen (General / Speciﬁc Safety Requirements). In den Speciﬁc
Safety Requirements werden Sicherheitsanforderungen anlagen- oder tä-
tigkeitsbezogen konkretisiert. In Abbildung 5.107 ist eine Übersicht der
Safety Requirements und ihre Stellung innerhalb der Safety Standards
dargestellt. Die Safety Guides enthalten Empfehlungen, die den aktuel-
len Stand internationaler Praxis widerspiegeln und den Anwendern die
Einhaltung der Sicherheitsanforderungen ermöglichen sollen.
Safety Fundamentals 
Fundamental Safety Principles 
Part 1. Governmental, Legal and  
Regulatory Framework for Safety 
Part 2. Leadership and 
Management for Safety 
Part 3. Radiation Protection and 
Safety of Radiation Sources  
Part 4. Safety Assessment for 
Facilities and Activities 
Part 5. Predisposal Management  
of Radioactive Waste 
Part 6. Decommissioning and 
Termination of Activities 
Part 7. Emergency Preparedness 
and Response 
1. Site Evaluation for  
Nuclear Installations 
2. Safety of Nuclear Power Plants 
 
2/1 Design 
2/2 Commissioning and Operation 
3. Safety of Research Reactors 
4. Safety of Nuclear Fuel  
Cycle Facilities 
5. Safety of Radioactive Waste 
Disposal Facilities 
6. Safe Transport of  
Radioactive Material 
Collection of Safety Guides 
Specific Safety Requirements General Safety Requirements 
Abbildung 5.107: Stellung der Safety Requirements im Rahmen der Safety
Standards nach IAEA (2012a).
In der folgenden Aufzählung sind diejenigen Safety Standards heraus-
gestellt, die unmittelbar im Zusammenhang mit der Zwischenlagerung
stehen:
• Safety Fundamentals Fundamental Safety Principles (IAEA No. SF-
1)
• Safety Requirements
– General Safety Requirements -GSR Part 1-7
– Speciﬁc Safety Requirements
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• Safety of Nuclear Fuel Cycle Facilities (IAEA No. SSR-4), wobei
die Zwischenlagerung aufgrund der betrieblichen Abläufe auch die
Sicherheitsanforderungen für den Transport (IAEA No. SSR-6) be-
rührt.
• Safety Guides
– The Management System for the Processing, Handling and Sto-
rage of Radioactive Waste Series No. GS-G-3.3, published Wed-
nesday, 02 July, 2008.
– Storage of Spent Nuclear Fuel Series No. SSG-15, published Tu-
esday, 27 March, 2012.
– Storage of Radioactive Waste Series No. WS-G-6.1, published
Tuesday, 28 November, 2006.
– Decommissioning of Nuclear Fuel Cycle Facilities Series No.
WS-G-2.4, published Monday, 18 June, 2001.
Die beiden Safety Guides für die technischen Aspekte der Zwischenla-
gerung bestrahlter Brennelemente und verglaster Abfälle (IAEA, 2012b,
2006b) sind ähnlich aufgebaut und enthalten jeweils Empfehlungen für
den Entwurf und den Betrieb eines Zwischenlagers. Da beim Entwurf be-
reits viele wichtige Parameter wie z. B. Lagersystem, -kapazität, aufnehm-
bare Abfallarten, vorgesehene Nutzungsdauer sowie Widerstandsfähig-
keit gegen äußere Einwirkungen festgelegt werden, kommt dem Entwurfs-
prozess eine besondere Bedeutung zu. Die grundlegenden Betriebsabläu-
fe werden festgelegt und die notwendigen räumlichen und technischen
Voraussetzungen für einen sicheren Betrieb geschaffen. Eine nachträgli-
che Änderung nicht berücksichtigter Aspekte kann mit einem hohen Auf-
wand verbunden sein. Dementsprechend sollen bereits mit dem Entwurf
die Voraussetzungen für ein sicheres und robustes Zwischenlagersystem
geschaffen werden. Hierfür lassen sich u. a. die folgenden wesentlichen
Schutzziele anhand der beiden Leitlinien identiﬁzieren:




• Handhabbarkeit der Abfälle
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Die Struktur nationaler Richtlinien wird teilweise anhand dieser Schutz-
ziele aufgebaut (siehe Abschnitt ab Seite 5.7.2). Außerdem bestimmen die
genannten Schutzziele den Entwurf von Zwischenlagern maßgebend und
sollen deshalb im Folgenden kurz erläutert werden.
Einschluss der radioaktivenMaterialien. Das Design eines Zwischenlagers
und der darin enthaltenen Handhabungssysteme sollte Maßnahmen vor-
sehen, die das unkontrollierte Austreten von Radionukliden in die Um-
welt verhindern (vgl. (IAEA, 2012b, S. 40)). Die daraus resultierenden An-
forderungen an die Lüftung bzw. deren Überwachung sind den Anforde-
rungen zur Gewährleistung des Strahlenschutzes und der Abschirmung
teilweise ähnlich, weshalb diese im Folgenden zusammengefasst werden.
Das Zwischenlagersystem als Ganzes sollte als Multibarrierensystem für
den Einschluss der radioaktiven Materialien ausgebildet werden, in dem
von jeder zuverlässig wirksamen Komponente (Abfallmatrix, Brennstoff-
hülle, Behälter, Gebäudestrukturen) Rechnung getragen wird (vgl. (IAEA,
2012b, S. 29f)). Der sichere Einschluss der radioaktiven Materialien soll-
te über mindestens zwei voneinander unabhängige, ständige Barrieren
erfolgen. Als erste Barriere sollten die Brennstoffhüllen gegen Alterungs-
effekte geschützt sein. Zudem sollte das für den Einschluss wirksame Ge-
samtsystem überwacht werden, um Zustände zu erkennen, die Maßnah-
men zur Aufrechterhaltung des Einschlusses erfordern (vgl. (IAEA, 2012b,
S. 40)).
In Abhängigkeit vom Zwischenlagersystem sollten Filtersysteme vor-
handen sein, um luftgetragene radioaktive Partikel zurückzuhalten und
die durch die Partikel verursachte Strahlenbelastung auf ein akzeptables
Maß zu reduzieren. (vgl. (IAEA, 2012b, S. 41)). Des Weiteren sollten Vor-
kehrungen zur Überwachung radioaktiver Ableitungen aus einem Zwi-
schenlager getroffen werden. Bei der Auslegung der Lüftungssysteme
sollten neben einer möglichen Anhäufung brennbarer bzw. explosions-
fähiger Gase außerdem auch eventuell vorhandene korrosionswirksame
Gase berücksichtigt werden, die die sicherheitsrelevanten Komponenten
schädigen könnten (vgl. (IAEA, 2012b, S. 40 u. 46)).
Abschirmung. Das Design eines Zwischenlagers sollte den Strahlen-
schutz für die Beschäftigten, die Bevölkerung und die Umwelt, sowohl in
Übereinstimmung mit internationalen Empfehlungen – die IAEA nennt
in diesem Zusammenhang IAEA GSR-3 und IAEA SF-1 – als auch mit der
nationalen Gesetzgebung, gewährleisten (vgl. (IAEA, 2012b, S. 40)). Die
Handhabung des abgebrannten Kernbrennstoffs und des Behälters sollte
in Bereichen erfolgen, in denen wichtige Parameter wie Temperaturen,
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Verunreinigungen oder die Strahlenexposition kontrolliert werden. Für
den Strahlenschutz der Beschäftigten sollten diese Bereiche mit entspre-
chenden Dosimetern ausgestattet werden (vgl. (IAEA, 2012b, S. 40f)). In
den überwachten Bereichen soll mit fest installierten, mit Alarmen ausge-
statteten und kontinuierlich messenden Instrumenten die Dosisleistung
ermittelt und unmissverständlich angezeigt werden (vgl. (IAEA, 2012b,
S. 47)). Darüber hinaus sollte vermieden werden, dass Betriebsräume nur
über den Lagerbereich erreicht werden können (vgl. (IAEA, 2012b, S. 42)).
So kann eine unnötige Strahlenbelastung der Mitarbeiter durch das Be-
treten des Lagerbereichs von vornherein vermieden werden. Es sollten
geeignete Abschirmungsmaßnahmen für Normal- und Störfallbedingun-
gen gewählt werden, wobei Durchdringungen z. B. für Durchführungen
von Leitungen oder Öffnungen für Tore auch im Sinne des Strahlenschut-
zes ausgebildet werden sollten. Berücksichtigt werden sollten außerdem
die radiologischen Auswirkungen von Aktivierungsprodukten (vgl. (IAEA,
2012b, S. 41)).
Unterkritikalität. Für Zwischenlagersysteme ist die Unterkritikalität un-
ter allen denkbaren Umständen aufrechtzuerhalten (vgl. (IAEA, 2012b, S.
36)). Die Kritikalität eines Systems lässt sich über den Multiplikationsfak-
tor k ausdrücken:
k =
Zahl der Spaltungen einer Neutronengeneration
Zahl der Spaltungen der vorhergehenden Neutronengeneration
Ist k < 1, spricht man von einem unterkritischen Zustand. Die Kettenre-
aktion nimmt ab oder wird gestoppt. Wenn k = 1 ist, wird der Zustand als
kritisch bezeichnet. Im überkritischen Bereich (k > 1) steigt die Anzahl
der Kettenreaktionen an (vgl. (Volkmer, 2013, S. 43f)). Dieser Zustand
darf unter keinen Umständen eintreten – k darf die Kritikalitätsgrenze
1 nicht erreichen und muss stets kleiner 1 sein. Ein wichtiger Parame-
ter für die Einhaltung der Unterkritikalität in einem Zwischenlager ist
die räumliche Anordnung der radioaktiven Reststoffe, mithilfe derer ein
Erreichen der Kritikalitätsgrenze unter Normal- und Störfallbedingun-
gen verhindert werden soll (vgl. (IAEA, 2012b, S. 36)). In den Fällen,
in denen die geometrische Anordnung des bestrahlten Kernbrennstoffs
alleine nicht ausreicht, können zusätzlich z. B. fest installierte Neutro-
nenabsorber eingesetzt werden. Durch den Entwurf sollte sichergestellt
sein, dass diese nicht abgetrennt oder entfernt werden können. Darüber
hinaus sollten Alterungs- und Korrosionseffekte sowie Handhabungsein-
ﬂüsse berücksichtigt werden (vgl.(IAEA, 2012b, S. 36)). Zudem sollten
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die Ereignisketten, die unter Betriebs- und Störfallbedingungen zu ei-
ner Erhöhung des Kritikalitätspotentials führen könnten, untersucht und
bewertet werden. Erforderlichenfalls müssen Gegenmaßnahmen vorge-
sehen werden, um solche Zustände zu vermeiden (vgl. (IAEA, 2012b, S.
37)).
Wärmeabfuhr. Alle thermischen Lasten, die durch die Nachzerfallswär-
me der hoch radioaktiven Reststoffe induziert werden, sollten im Ent-
wurfsprozess angemessen berücksichtigt werden. Typische zu berücksich-
tigende Aspekte sind:
“(a) Thermally induced stresses;
(b) Internally and externally generated pressures;
(c) Heat transfer requirements;
(d) Evaporation/water make-up requirements;
(e) The effect of temperature on subcriticality” (IAEA, 2012b, S. 36).
Dementsprechend müssen Zwischenlager über ein angemessen leis-
tungsfähiges und zuverlässiges System zur Wärmeabfuhr verfügen. Bei
der Auslegung sollen nicht nur stationäre Zustände betrachtet, sondern
auch Handhabungs- und Transportaktivitäten berücksichtigt werden (vgl.
(IAEA, 2012b, S. 39)). Die Auslegungsgrundlage für den stationären Zu-
stand soll das vollbeladene Zwischenlager unter Berücksichtigung der
Abklingzeit und des Abbrandes der Reststoffe sein (vgl. (IAEA, 2012b, S.
39)). Die Wärmeabfuhr sollte nach Möglichkeit durch ein passives System
gewährleistet werden, das durch die Energie der radioaktiven Reststoffe
angetrieben wird (vgl. (IAEA, 2012b, S. 29)).
Handhabbarkeit / „Rückholbarkeit“. Schon in der Entwurfsphase eines
Zwischenlagers sollte gezeigt werden, dass gemäß Entwurfskriterien und
Anforderungen der nationalen Regulierungsbehörde Betrieb und Stillle-
gung sicher möglich sind (vgl. (IAEA, 2012b, S.31)). Die Möglichkeit zur
Rückholbarkeit und Handhabbarkeit für eine möglicherweise notwendi-
ge Umverpackung bzw. Umkonditionierung sollte im Entwurfsstadium
eines Zwischenlagers berücksichtigt werden (vgl. (IAEA, 2012b, S. 42)).
Die Handhabungsinstrumente sollten mit dem Ziel der Minimierung von
Unfallwahrscheinlichkeiten ausgelegt werden, wie z. B. durch Geschwin-
digkeitsbegrenzungen bei der Bewegung von bestrahltem Kernbrennstoff.
So sollte beispielsweise der zufällige Absturz bei der Verwendung von
Hebevorrichtungen auch im Falle eines Stromausfalls weitestgehend aus-
geschlossen werden können (vgl. (IAEA, 2012b, S. 42f)) und dennoch
die Funktionalität der Einschluss- und Abschirmungswirkung eines Be-
hälters für den Fall des Eintretens nachgewiesen werden. Des Weiteren
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soll durch einen Absturz kein signiﬁkanter Schaden an Kernbrennstoff
und Zwischenlager entstehen können, der möglicherweise auch dessen
Bergung verhindern könnte (vgl. (IAEA, 2012b, S. 44f)).
Das Zwischenlager sollte derart betrieben werden, dass die Handhab-
barkeit auch am Ende der geplanten Betriebszeit sichergestellt ist und
eine Überführung des bestrahlten Kernbrennstoffs in den nachgeschal-
teten Entsorgungsschritt möglich ist (vgl. (IAEA, 2012b, S. 64)). Zudem
sollten Maßnahmen zur Aufrechterhaltung bzw. Gewährleistung des si-
cheren Einschlusses von gealtertem bzw. beschädigtem radioaktiven Ma-
terial vorgesehen werden (vgl. (IAEA, 2012b, S. 64)).
Leitlinien der WENRA
Die Western European Nuclear Regulators Association (WENRA) wurde
1999 gegründet, um die Zusammenarbeit der nationalen Atomaufsichts-
behörden in der Europäischen Union und der Schweiz zu fördern und um
eine unabhängige Kontrollmöglichkeit für EU-Institutionen zu schaffen.
Im Wesentlichen sollten gemeinsame Ansätze für die nukleare Sicherheit
und deren Aufsicht sowie zur Förderung der Harmonisierung von Verfah-
ren entwickelt werden. Im Gründungsjahr zählten noch 10 Länder zur
WENRA. Seit 2003 sind insgesamt 17 Staaten Mitglied: 16 aus der EU und
die Schweiz. Zudem haben weitere 8 Staaten Beobachterstatus. Die einzel-
nen Staaten werden innerhalb der WENRA durch die Leiter der jeweiligen
nationalen Aufsichtsbehörden vertreten (vgl. www.wenra.org).
Die Arbeitsgruppe zu Abfällen und Rückbau (Working Group on Waste
and Decommissioning (WGWD)) der WENRA adressiert u. a. die Zwischen-
lagerung hoch radioaktiver Reststoffe. Im Dezember 2005 wurde erstmals
ein Dokument veröffentlicht (WENRA, 2005), in dem auf der Grundlage
der IAEA Safety Standards sogenannte Safety Reference Levels deﬁniert
werden. Nachfolgend wird der Charakter eines Safety Reference Levels am
Beispiel des Safety Reference Levels 45 aufgezeigt:
“S-45: The extent of the program for maintenance, periodic testing
or inspection of SSCs [Structures, Systems and Components, Anmerk. d.
Verf.] shall be in accordance with the facility safety case.
Related IAEA safety standards: The frequency for maintenance, calibra-
tion, periodic testing and inspection of SSCs shall be in accordance with
the facility licensing documentation (NS-R-5; para 9.30)“ (WENRA, 2014,
S. 41).
Die Mitglieder der WENRA haben untereinander vereinbart, die Safety
Reference Level in nationale Regelungen umzusetzen. Hierzu wurde u. a.
ein Benchmark-Test durchgeführt, in dem die Mitgliedsstaaten ihre na-
tionalen Regelwerke bezüglich der Berücksichtigung der Safety Reference
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Level überprüften und bei Nichtberücksichtigung entsprechende Ände-
rungen der Regelwerke veranlassten (WENRA, 2014, S. 59ff). In Deutsch-
land wurden im Rahmen des Benchmark-Tests beispielsweise Deﬁzite im
Regelbereich des Alterungsmanagements erkannt (WENRA, 2014, S. 83),
woraufhin das damals zuständige Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit am 25.11.2009 eine Kommission mit der Er-
stellung einer Leitlinie zur periodischen Sicherheitsüberprüfung beauf-
tragte (vgl. http://www.entsorgungskommission.de).
Nationale Leitlinien
Nationale Leitlinien zur Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle ste-
hen in der Regelwerkspyramide in Abb. 5.106 zwischen der Gesetzgebung
und der industriellen Erfahrung, die zusammen mit den Ergebnissen aus
der Forschung und Entwicklung das Fundament der nationalen Leitlinien
bildet. Alle oben aufgeführten Zwischenlagersysteme erfüllen die grund-
sätzlichen Schutzziele der IAEA, jedoch in unterschiedlicher Quantität.
Sie sind auch unterschiedlich im Hinblick auf Wartungs- und Überwa-
chungsmöglichkeiten zu bewerten. Nationale Leitlinien beziehen sich
folglich vielfach auf die industrielle Praxis im jeweiligen Land und be-
rücksichtigen das vorhandene System bei der Ausarbeitung der Empfeh-
lungen.
In der Regel werden Leitlinien von den Aufsichtsbehörden oder den
übergeordneten Ministerien bereitgestellt. Häuﬁg werden zur Erstellung
der Dokumente Experten aus Wissenschaft und Industrie konsultiert. In
Deutschland berät die im Jahr 2008 gegründete Entsorgungskommission
(ESK) das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit (BMUB) und hat im Rahmen ihres Beratungsauftrags zur Zwi-
schenlagerung hoch radioaktiver Abfälle die folgenden Leitlinien erstellt:
• Leitlinien für die trockene Zwischenlagerung bestrahlter Brennele-
mente und Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle in Behältern
(ESK, 2013)
• ESK-Leitlinien zur Durchführung von periodischen Sicherheitsüber-
prüfungen und zum technischen Alterungsmanagement für Zwi-
schenlager für bestrahlte Brennelemente und Wärme entwickelnde
radioaktive Abfälle (ESK, 2014)
Die ESK hat mit ihrem Beratungsauftrag zur Zwischenlagerung hoch
radioaktiver Abfälle einen Teil der ehemaligen Beratungsaufgaben der
Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) übernommen. Die Leitlinie ESK
(2013) geht aus der Leitlinie RSK (2001) hervor und wurde von der ESK
u. a. im Rahmen des WENRA Benchmark-Tests angepasst. Das Dokument
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folgt in seinem Aufbau zunächst den o. g. Schutzzielen „Einschluss radio-
aktiver Stoffe, Kritikalitätssicherheit, Wärmeabfuhr und Abschirmung
ionisierender Strahlung“, darauffolgend werden technische und organi-
satorische Anforderungen thematisiert (Strahlenschutz, Bauliche Ein-
richtungen, Technische Einrichtungen, Störfallanalysen, Eigenständig-
keit des Zwischenlagers, Qualitätssicherung, Betrieb des Zwischenlagers,
Notfallschutz, PSÜ, Beendigung der ZWL). Der Titel der Leitlinie greift
bereits das vorhandene System „Behälter“ auf. Die Empfehlungen bezie-
hen sich entsprechend auf die Lagerung von bestrahlten Brennelementen
und hoch radioaktiven, verglasten Abfällen, verpackt in Transport- und
Lagerbehältern, die wiederum in Industriehallen abgestellt sind.
In der Schweiz werden bestrahlte Brennelemente und verglaste Abfälle
ebenfalls in Transport- und Lagerbehältern verpackt und in Industriehal-
len abgestellt. Die Leitlinien aus der Schweiz und Deutschland können
einander somit gut gegenübergestellt werden. Das ENSI stellt im Gegen-
satz zur ESK allerdings zwei Leitlinien zur Verfügung, die sich zum einen
auf die Anforderungen von Transport- und Lagerbehältern (HSK, 2008)
und zum anderen auf die Auslegung der Zwischenlagergebäude und der
technischen Einrichtungen (ENSI, 2015) beziehen. Dem Zwischenlager-
gebäude werden nach (ENSI, 2015, S. 3) drei wesentliche Funktionen zu-
gewiesen:
1. Aufnahme des Lagergutes und der technischen Ausrüstungen,
2. Schutz des Lagergutes vor Witterungseinﬂüssen,
3. Schutz von Mensch und Umwelt vor den Gefahren, welche vom La-
gergut ausgehen können.
Besondere Ausführungen zu langfristigen Zwischenlagern. In den meisten
Ländern wurde ein Zwischenlagerungszeitraum von weniger als 50 Jahren
angesetzt. Die Normen beziehen sich dann in der Regel auf diesen Geneh-
migungszeitraum, so dass keine besonderen Anforderungen für eine lang-
fristige Zwischenlagerung aus diesen Normen hervorgehen. In Deutsch-
land soll die Zwischenlagerung bestrahlter Brennelemente und hoch ra-
dioaktiver Abfälle beispielsweise nach § 6 Abs. 5 AtG „40 Jahre nicht über-
schreiten“. Die Leitlinie (ESK, 2013) ist in ihrer Ausgestaltung folglich nur
auf diesen Zeitraum ausgerichtet.
Aufgrund stockender oder gescheiterter Endlagerprojekte haben sich
aber einige Staaten für die Vorgabe entschieden, langfristige Zwischenla-
ger, mit einer technischen Nutzungsdauer von mindestens 100 Jahren, in
ihre Entsorgungsstrategie einzubetten (Köhnke u. a., 2017a). Die Gründe
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dafür können sehr unterschiedlich sein. In Frankreich wird beispielsweise
auf den untrennbaren Zusammenhang zwischen Zwischen- und Endlage-
rung verwiesen (ANDRA, 2015, S. 2, eigene Übersetzung). Die Zwischen-
lagerung erfüllt mehrere Funktionen in Komplementarität mit der rever-
siblen Tiefenlagerung:
• sie erlaubt die Verwaltung produzierter hoch aktiver Abfälle (HA)
und mittel radioaktiver Abfälle langer Lebensdauer (MAVL) bis zur
Inbetriebnahme des geologischen Tiefenlagers,
• sie trägt zur Flexibilität für den Bau und die Inbetriebnahme des
geologischen Tiefenlagers bei,
• sie erlaubt eine Phase der Abnahme der Radioaktivität vor der Ein-
lagerung, die in technischer Hinsicht für gewisse Abfälle notwendig
ist, insbesondere für die Wärme entwickelnden, hoch radioaktiven
Abfälle,
• sie bietet die Möglichkeit, die Entwicklung der Primärbehälter (CSD-
V, AVM etc.) vor deren Einlagerung zu überwachen, ,
• sie ermöglicht den Umgang mit gegebenenfalls aus einem Endlager
zurückgeholten Behältern.
Der Entscheidung, Zwischenlager für eine mindestens 100-jährige Nut-
zungsdauer zu konzipieren, ging ein über 25 Jahre systematisch voran-
getriebenes Forschungsprogramm voraus, indem die Möglichkeit einer
langfristigen Zwischenlagerung (100–300 Jahre) als einer von drei For-
schungszweigen untersucht wurde (Köhnke u. a., 2017b). Die ANDRA
erstellte für das französische Ministerium für Ökologie, nachhaltige Ent-
wicklung und Energie im Rahmen des Nationalen Plans zur Verwaltung
von radioaktiven Materialien und Abfallstoffen (2013–2015) auf Grundla-
ge der Forschungsergebnisse ein technisches Dokument73, das im Beson-
deren die konzeptionellen Anforderungen einer mindestens 100-jährigen
Zwischenlagerung adressiert. Wichtige Ergebnisse mit Bezug zur Bau-
technik sind in Tabelle 5.16 aufgeführt. Für einen ausführlicheren Über-
blick sei auf Köhnke u. a. (2018) verwiesen. Auch in Großbritannien sol-
len neu errichtete Zwischenlager fortan für eine mindestens 100-jährige
Nutzungsdauer ausgelegt werden. Zur Unterstützung der konzeptionel-
len Umsetzung solcher Lager wurde eine Richtlinie (NDA, 2017) erstellt.
Zu Beginn der Richtlinie werden sechs Leitprinzipen deﬁniert:
73Frei übersetzt: Empfehlungen für die Konzeptionierung von Zwischenlagern in Verbin-
dung mit der Komplementarität der geologischen Tiefenlagerung
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1. Cradle-to-grave lifecycle
2. Right Package↔ Right Store
3. Minimising waste generation
4. Prevention is better than cure
5. Foresight in design
6. Effective knowledge management
Die beiden Prinzipien Prevention is better than cure und Foresight in design
zielen im Kern darauf ab, allen Lagerkomponenten eine Lebensdauer zu-
zuordnen. Damit soll erreicht werden, dass notwendige Handlungen vor
dem Ausfall einer bestimmten Komponente vorbereitet sind und bereits
im Entwurfsprozess über die Machbarkeit eines Komponentenaustauschs
nachgedacht wurde. Die dazu notwendigen Arbeitsschritte müssen grund-
sätzlich realisierbar sein und unter den Aspekten des im Strahlenschutz
geltenden ALARA-Prinzips (as low as reasonably achievable) geplant wer-
den. In den o. g. Dokumenten der IAEA und WENRA lassen sich ebenfalls
Aspekte identiﬁzieren, die zwar nicht direkt auf die langfristige Zwischen-
lagerung Bezug nehmen, bei entsprechender Umsetzung allerdings zu ei-
ner längeren technischen Nutzungsdauer beitragen, z. B. in (IAEA, 2006b,
S. 10): „(e) The waste form and its container should be resistant to degra-
dation;
(f) The waste storage environment should optimize the lifetime of the
waste package;
(m) The waste packages should be able to be inspected;
(n) The waste packages should be retrievable for inspection or reworking;
(o) The lifetime of the waste storage building should be appropriate for
the storage period prior to disposal of the waste;” Weitere wichtige Er-
gebnisse mit Bezug zur Bautechnik sind in Tabelle 5.16 aufgeführt.
5.7.3 AP 7.2 „Probabilistisches, monitoringbasiertes
Sicherheits- und Life-Cycle2-Konzept“
Kurzbeschreibung der AP-Ziele. Das Multibarrierensystem Zwischenla-
ger besteht aus zahlreichen Komponenten, die jeweils unterschiedliche
Sicherheitsfunktionen im Gesamtsystem übernehmen. Zur Entwicklung
eines Sicherheits- und Life-Cycle-Konzepts wurden zunächst etablierte
Methoden für Ingenieurbauwerke herangezogen und diese hinsichtlich
ihrer Übertragbarkeit auf langfristig ausgelegte Zwischenlager überprüft.
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Insbesondere die Interaktion zwischen materialspeziﬁscher und geome-
trischer Ausgestaltung war im Hinblick auf den langfristigen Normalbe-
trieb (Wärmeabfuhr, Alterungsbeständigkeit, Instandhaltungsaufwand
etc.) und den Widerstand gegen extreme Einwirkungen (Erdbeben, Flug-
zeugabsturz etc.) Gegenstand der Untersuchungen.
Durchgeführte Arbeiten und Ergebnisse. Im Regelfall wird als Konstruk-
tionsbaustoff für Zwischenlagerbauwerke Stahlbeton, vereinzelt bei Fer-
tigteilkonstruktionen z. B. für Dachbinder auch Spannbeton, eingesetzt.
Nach dem in den Eurocodes (DIN EN 1990 bis -9) verankerten bautechni-
schen Sicherheitskonzept werden zur Bauwerksbemessung mögliche me-
chanische Einwirkungen, wie z. B. Verkehrslasten, Wind oder Schnee, so-
wie deren Kombinationen rechnerisch den Bauwerkswiderständen gegen-
übergestellt. Eine Besonderheit in der Kerntechnik sind zusätzlich zu be-
rücksichtigende deterministische Einwirkungsszenarien, wie eine Explo-
sion oder der Absturz eines schnell ﬂiegenden Militärﬂugzeugs, die z. B.
in Deutschland in den ESK-Leitlinien (ESK, 2013) beschrieben sind. Hin-
zu kommen mögliche Einwirkungen im Zusammenhang mit Störmaßnah-
men oder sonstigen Einwirkungen Dritter (SEWD), die in als Verschlusssa-
che eingestuften Dokumenten beschrieben sind und daher nur am Rande
betrachtet wurden. Für eine vertiefte Diskussion der extremen Einwirkun-
gen auf Zwischenlagerbauwerke und damit verbundener bautechnischer
Herausforderungen wird auf Reichardt (2017) verwiesen. Darin werden
neben den besonderen Baustoffeigenschaften unter schnell ablaufenden
Belastungszuständen u. a. auch wichtige Aspekte für den konstruktions-
bedingten Bauwerkswiderstand, wie die Wahl günstiger Bauwerksformen
und Konstruktionsarten, thematisiert.
Um die Zuverlässigkeit der betrachteten Bauwerkskomponenten über
sehr lange Zeiträume abschätzen zu können, sind neben den zu erwarten-
den Einwirkungen auch Veränderungen der Widerstände, insbesondere
der Baustoffeigenschaften, zu erfassen. Eine besondere Herausforderung
ist in diesem Zusammenhang die Quantiﬁzierung des Zustands von Beton
über sehr lange Nutzungszeiträume: „Beton ist ein hochkomplexer Werk-
stoff, dessen Eigenschaften von zahllosen Faktoren […] abhängig sind […].
Die Eigenschaften […] legen den Schluss nahe, dass eine Vorhersage über
das Verhalten von Beton über sehr lange Zeiträume nicht zuverlässig ge-
macht werden kann“ (Ellinger u. a., 2010, S.176f). Zur Verbesserung die-
ser werkstoffspeziﬁschen Prognoseunsicherheit wurden zunächst beson-
dere Randbedingungen in Zwischenlagern für hoch radioaktive Reststof-
fe identiﬁziert und daraus modiﬁzierte Randbedingungen für langfristi-
ge Oberﬂächenlager abgeleitet. Der Stand der Forschung zur rechneri-
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schen Modellierung von Alterungsprozessen sowie zum Monitoring der
zeitlichen Zustandsveränderung von Bauwerkskomponenten wurde fort-
laufend verfolgt und in die Betrachtungen einbezogen.
Die ingenieurmäßige Erfassung der Auswirkungen oben genannter
extremer Einwirkungsszenarien kann man sich zum Beispiel über nume-
rische Simulationen nähern. Hydrocodes ermöglichen dank leistungsfä-
higer Computertechnologie die Simulation (hoch-)dynamischer Belas-
tungen. Beton und Betonstahl weisen bei sehr schnell ablaufenden Be-
lastungszuständen, d. h. hohen Verformungsgeschwindigkeiten und Drü-
cken, ein sich vom quasistatischen Fall unterscheidendes mechanisches
Verhalten auf, das in kommerziellen FEM-Programmen wie LS-DYNA
berücksichtigt werden kann. In generischen Beispielberechnungen von
Impactvorgängen zeigte sich eine Empﬁndlichkeit der Berechnungser-
gebnisse gegenüber den Randbedingungen der Berechnung (Elementart
und -netz, Kontaktformulierungen, Implementierung des Verbunds zwi-
schen Stahl und Beton, Lagerungsbedingungen etc.), den Materialmodel-
len und deren Eingangsparametern. Umfangreiche Untersuchungen zur
Validierung und Sensitivität numerischer Methoden sind beispielsweise
in Heckötter u. Sievers (2012, 2016) zu ﬁnden. Zur Frage, wie sich für die
die Auslegung von Langfristzwischenlagern Alterungs- und Korrosions-
effekte bei der Bemessung methodisch berücksichtigen lassen sowie der
Frage, wie groß deren Einﬂuss auf den Widerstand gegenüber den lokalen
Auswirkungen von Stoßbeanspruchungen sein kann, werden derzeit An-
sätze in einem Dissertationsprojekt am Institut für Baustoffe, Massivbau
und Brandschutz (iBMB) entwickelt.
Dauerhaftigkeitsrelevante Einwirkungen
Neben mechanischen sind die Baustoffe physikalisch-chemischen Ein-
wirkungen ausgesetzt, die über lange Zeiträume Veränderungen der Bau-
stoffeigenschaften hervorrufen können. Dauerhaftigkeitsrelevante Bean-
spruchungen entstehen aus atmosphärischen Einwirkungen (Temperatur,
Frost-Tau-Wechsel, Beregnung etc.), Böden und Grundwässern sowie
den Randbedingungen aus dem Bauwerksbetrieb. Eine übersichtliche Zu-
sammenstellung der Alterungsmechanismen mit Bezug zur Kerntechnik
enthält z. B. das IAEA TECDOC-1025 (IAEA, 1998). Relevante Mechanis-
men mit Bezug zur Langfristzwischenlagerung werden in (ANDRA, 2015)
beschrieben.
Einer der wichtigsten Alterungsmechanismen für Stahlbetonbauwerke
ist die Carbonatisierung, die durch das in den Beton eindringende Kohlen-
stoffdioxid aus der Umgebungsluft verursacht wird. Die im Zementstein
684
5.7 Vertikalprojekt 7 – Oberﬂächenlagerung
stattﬁndende chemische Reaktion ist für die mechanischen Eigenschaf-
ten von Beton selbst von untergeordneter Bedeutung, in der Konsequenz
verliert jedoch der Betonstahl seinen im alkalischen Milieu natürlich vor-
handenen Korrosionsschutz (Passivierung). Kritisch sind vor diesem Hin-
tergrund auch durch die Ausgangsstoffe bereits vorhandene oder in den
Beton eindringende Chloridionen zu bewerten (besonders in Meeresnähe
oder im Sprühnebelbereich von taumittelbehandelten Verkehrsﬂächen),
da diese den Betonstahl ebenfalls angreifen und bei lokal hohen Chlorid-
gehalten zu stark ausgeprägter, lokaler, von außen schlecht erkennbarer
Korrosion (Lochfraß) führen können.
Neben dem Betonstahl werden auch die Eigenschaften des Betons
selbst durch chemische Angriffe beeinträchtigt. Besonders Treibreak-
tionen können für Langfristzwischenlager eine Rolle spielen: Die Volu-
menexpansion der Reaktionsprodukte führt zu Gefügespannungen, die
dauerhaftigkeitsmindernde Risse zur Folge haben können. Die beiden
wichtigsten Treibreaktionen sind die Alkali-Kieselsäure-Reaktion (AKR)
und das Sulfattreiben.
Weitere wichtige Einwirkungen sind durch die Randbedingungen des
Betriebs vorgegeben, wobei besonders erhöhte Betriebstemperaturen so-
wie Temperatur- und Feuchtegradienten zu nennen sind. Durch den Wär-
meeintrag aus der Nachzerfallswärme der Reststoffe liegen Randbedin-
gungen vor, die in der Regel zur Erhöhung der Transportkoefﬁzienten und
der Löslichkeit metastabiler Betonphasen sowie zur Beschleunigung che-
mischer Reaktionen führen. Das zur Abfuhr der Nachzerfallswärme vor-
herrschende Lüftungssystem („Naturzug“) in Zwischenlagern führt zu-
dem zu instationären klimatischen Bedingungen in den Anlagen. Tem-
peratur- und Feuchtegradienten erzeugen unterschiedliche Dehnungen
in den Bauteilen und können Risse nach sich ziehen, siehe hierzu auch
ANDRA (2015).
Prognose der Werkstoffentwicklung. Für die Modellierung von minerali-
schen Baustoffen werden neben phänomenologischen und naturwissen-
schaftlich-deterministischen Modellen (z. B. Schmidt-Döhl (1996)), pro-
babilistische Modelle (z. B. ﬁb (2015)) zur Abdeckung von Unsicherheiten
verwendet, die eine statistische Beschreibung von Einwirkungen und Wi-
derständen beinhalten und somit die Quantiﬁzierung einer technischen
Zuverlässigkeit erlauben. Ebenso sind Kombinationen (z. B. Rigo (2005))
der verschiedenen Modellansätze möglich. Im Rahmen der durchgeführ-
ten Recherchen konnten nur wenige wissenschaftliche Arbeiten identi-
ﬁziert werden, die sich der Zustandsprognose von Betonbauteilen unter
Berücksichtigung der besonderen Randbedingungen in Zwischenlagern
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widmen (z. B. Kamali u. a. (2008); Drouet (2011)). Zum Einﬂuss erhöhter
Temperaturen auf dauerhaftigkeitsrelevante Transportprozesse im Beton
wird am Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz derzeit ein
Dissertationsprojekt bearbeitet.
Mess- und Monitoringmethoden. Für den langfristig sicheren Betrieb ei-
nes Zwischenlagers hat der Einsatz von Mess- und Monitoringmethoden
große Bedeutung. Die Methoden werden für Ingenieurbauwerke bereits
seit mehreren Jahrzehnten entwickelt, so dass im Rahmen der Bearbei-
tung des Arbeitspaketes auf einen weit entwickelten Stand der Technik
zurückgegriffen werden konnte (siehe Schmidt-Döhl (2013); DBV (2014)).
Es wurden Informationen aus einer Vielzahl an Veröffentlichungen zur
Bauwerksüberwachung im Allgemeinen (Mess- und Monitoringtechnik,
Hochbau, Brücken etc.), aber auch aus Literatur zur bautechnischen Über-
wachung von Kernkraftwerken im Besonderen, wie z. B. dem oben bereits
genannten IAEA (1998), ausgewertet.
Die meisten Werkstoffeigenschaften können nicht direkt ermittelt,
sondern müssen mit indirekten Methoden bestimmt werden, d. h. die ge-
messene Größe steht im Zusammenhang mit einer Werkstoffeigenschaft,
muss aber noch in diese umgerechnet werden (z. B. Stromstärke in Deh-
nung). Der Kalibrierung, Validierung und Zuverlässigkeit von insbeson-
dere neuen Verfahren kommt deshalb eine hohe Bedeutung im Rahmen
eines Monitoringkonzepts zu. Neuere Methoden, die noch Gegenstand
der Forschung sind, könnten aber gerade vor dem Hintergrund einer lang-
fristigen Zwischenlagerung ein hohes Potential besitzen, sinnvoll in ein
Monitoringkonzept eingebunden zu werden (Köhnke, 2017).
Anlagenbezogene Monitoring- und Life-Cycle-Konzepte
Anlagenbezogene Monitoring- und Life-Cycle-Konzepte können schon
bei der Auslegung der technischen Komponenten, wie z. B. beim Bau-
stoffdesign ansetzen, um bereits in frühen Planungsstadien auf einen
möglichst geringen Instandhaltungsaufwand bzw. auf eine erhöhte Ro-
bustheit gegenüber Alterung und Korrosion hinzuarbeiten. Im Allgemei-
nen lässt sich die zeitliche Entwicklung von wesentlichen Baustoffeigen-
schaften in vielen Fällen zunächst anhand von Erfahrungswerten oder
über Ingenieurmodelle abschätzen bzw. prognostizieren. Aktuelle Werte
können dann nach der Errichtung anhand etablierter Methoden in situ
am Bauwerk oder im Labor gemessen werden und mit der erwarteten Ent-
wicklung abgeglichen werden. Kontinuierliche und diskontinuierliche
Messungen bieten zudem die Möglichkeit, die verwendeten Prognosemo-
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delle jeweils an den aktuellen Zustand anzupassen und darauf aufbauend
aktualisierte Prognosen zu erstellen. Die Zuverlässigkeit der Prognose
steigt mit jedem Messergebnis. Eine umfangreiche Zusammenstellung
zu Ingenieurwerkzeugen des Life-Cycle Civil Engineering enthält bei-
spielsweise Ahrens u. a. (2013).
Dauerhaftes Baustoffdesign für Beton. Zentrales Ziel für eine dauerhaf-
te Auslegung von Beton- und Stahlbetonbauteilen ist die Begrenzung der
Porenräume sowie Mikro- und Makrorisse, da diese als Transportwege das
Eindringen von Wasser und schädlichen Stoffen, wie z. B. Kohlenstoffdi-
oxid oder Chloridionen, ermöglichen.
Im Vergleich zum Zementstein wird die Gesteinskörnung in Normalbe-
ton im Allgemeinen als für Flüssigkeiten und Gase undurchlässig ange-
sehen. Die für das Eindringen dieser Medien maßgebende Kapillarporo-
sität des Zementsteins kann durch einen niedrigen Wasser-Zement-Wert
(W/Z-Wert) begrenzt werden. Nach ANDRA (2015) wird als W/Z-Wert ein
Wert von unter 0,45 empfohlen. Sofern betontechnologische Randbedin-
gungen und Verarbeitbarkeit es zulassen, sollte der Volumenanteil des
Zementsteins im Beton möglichst gering sein. Weiterhin ist generell ei-
ne hohe Gefügedichtigkeit des Betons anzustreben, indem eine im Hin-
blick auf eine hohe Packungsdichte optimierte Korngrößenverteilung und
ggf. zusätzlich Mikrofüller (z. B. fein aufgemahlene Gesteinsmehle), ver-
wendet werden. Weitere Hinweise zu einer im Hinblick auf die Dauerhaf-
tigkeit günstigen Wahl der Gesteinskörnung (Korngeometrie, Größtkorn
etc.) können beispielsweise Kustermann (2005) entnommen werden.
Zur Vermeidung von Treibreaktionen können speziell abgestimmte Ze-
mente verwendet werden (NA- (niedriger wirksamer Alkaligehalt) und HS-
Zemente (hoher Sulfatwiderstand)), in denen der Gehalt einzelner für die
Treibreaktion benötigter Partner begrenzt ist. Zur sicheren Vermeidung
der Alkali-Kieselsäure-Reaktion sollte außerdem der Einsatz alkaliresis-
tenter Gesteinskörnung geprüft werden, nach ANDRA (2015) wird z. B.
der Einsatz kalkhaltiger Gesteinskörnung empfohlen.
Um die Bildung von Mikro- und Makrorissen infolge bei der Erhär-
tung entstehender Hydratationswärme des Zementes zu begrenzen, kön-
nen Zemente niedriger Hydratationswärmeentwicklung (vergleichsweise
grob gemahlen, LH-Zemente) verwendet werden, wobei der Carbonati-
sierungswiderstand der eingesetzten Zemente ebenfalls zu berücksich-
tigen ist. Temperaturgradienten innerhalb erhärtender Bauteile sollte
beispielsweise durch thermisch isolierende Schalungen oder aktive Küh-
lung entgegengewirkt werden. Verdichtungsporen sind als Ausgangs-
punkte für Mikrorisse durch sorgfältige Verdichtung des Frischbetons
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zu begrenzen. Große Bedeutung hat außerdem eine sorgfältige, frühzei-
tig ansetzende, kontinuierliche und ausreichend lange Nachbehandlung
zum Schutz der Bauteiloberﬂächen gegen Austrocknung und extreme
Temperaturen, Erschütterungen sowie chemische Angriffe. Da im Ver-
hältnis zur Sollfestigkeit vergleichsweise frühzeitig belastete Bauteile zu
stärkerer Mikrorissbildung neigen, sollte der Bauablauf auch vor diesem
Hintergrund geplant werden.
Dauerhaftes Baustoffdesign für Betonstahl. Neben der Auslegung des Be-
tons ist ein weiterer Aspekt der dauerhaften Anlagenauslegung der Kor-
rosionsschutz für den Bewehrungsstahl. Für Langfristzwischenlager kann
z. B. die Betondeckung im Vergleich zu konventionellen Bauwerken (nach
deskriptivem Konzept zwischen 20 bis 60 mm) vergrößert werden. Deren
Dimensionierung ist auch mit den verfügbaren Ingenieurmodellen mit
Unsicherheiten behaftet (siehe Abschnitt auf Seite 685). Im für mindes-
tens 100 Jahre Betriebsdauer ausgelegten HABOG-Gebäude, das in unmit-
telbarer Nähe zum Meer steht (Chloridbelastung), wurde entsprechend
Betreiberangaben eine Betondeckung von 100 mm realisiert.
Zusätzlich wird in den Niederlanden außen ein Oberﬂächenschutz-
system verwendet, dessen regelmäßige Erneuerung alle 20 Jahre auch
für kommunikative Zwecke verwendet wird, siehe hierzu Budelmann
u. a. (2017). Oberﬂächenschutzsysteme können je nach Aufbau den Zu-
tritt wässriger Lösungen und von Gasen bremsen. Die Wirksamkeit der
Systeme kann jedoch u. a. durch Rissbildung im Beton sowie im Ober-
ﬂächenschutzsystem selbst beeinträchtigt werden. Die Erneuerung in
regelmäßigen Abständen erfordert zudem Arbeiten im Strahlenfeld des
Zwischenlagers. Gleichzeitig ist eine konkrete Prognose zur Lebensdau-
er von Oberﬂächenschutzsystemen bisher noch nicht möglich (vgl. Or-
lowsky (2012)), sodass der tatsächliche Instandhaltungsaufwand schwer
abzuschätzen ist.
Weitere Maßnahmen setzen nicht am Beton, sondern an der Beweh-
rung an und können grundsätzlich aus Epoxidharzbeschichtungen, der
Feuerverzinkung des Betonstahls oder dem Einsatz nichtrostender Beton-
stähle bestehen. Der Korrosionsschutz wird mit der Errichtung eingebaut
und steht danach passiv zur Verfügung. Jedoch ist der Einsatz korrosions-
geschützter Stähle vor dem Hintergrund der Auswirkungen auf die me-
chanischen Eigenschaften und die Materialkosten zu prüfen. Die Verwen-
dung sollte vorwiegend punktuell erfolgen und stets vor dem Hintergrund
der Schutzzielrelevanz sowie der Bauteilexposition abgewogen werden.
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Anlagendesign unter besonderer Berücksichtigung der Dauerhaftigkeit.
Abgesehen von der (beim deutschen Konzept bereits durch den Behälter-
körper stark abgeschirmten) ionisierenden Strahlung und dem ständigen
Zutritt von Außenluft durch die Lüftungsöffnungen im Gebäude ist die
Wärmebelastung und deren zeitliche Veränderung der wesentliche Pa-
rameter für die Formulierung erweiterter Anforderungen an langfristig
ausgelegte Zwischenlager. Nach den ESK-Leitlinien sollte die Nachzer-
fallswärme passiv abgeführt werden. Für eine langfristige Zwischenlage-
rung kann aus dieser Anforderung ein Nachteil für die Dauerhaftigkeit
der Konstruktionsmaterialien entstehen. Sie könnte für eine längerfristi-
ge Zwischenlagerung erweitert werden auf: „Die Wärme soll so abgeführt
werden, dass die Konstruktionswerkstoffe über den gesamten Nutzungs-
zeitraum möglichst keine nennenswerten Veränderungen der geforder-
ten Eigenschaften erfahren und demnach keine aufwändigen Instand-
setzungsmaßnahmen anfallen.“ Dies betrifft zum einen die maximale
Temperatur im Stahlbeton – laut ANDRA (2015) sollten die Temperatu-
ren in den Stahlbetonbauteilen demnach vergleichsweise niedrige 65°C
nicht überschreiten. In der Richtline HSK (2008) werden beispielsweise
maximal zulässige Temperaturen von 120°C an der Behälteroberﬂäche
und 100°C an den Bauteiloberﬂächen des Gebäudes vorgegeben.
Für ein dauerhaftes Bauwerk ist darüber hinaus nicht nur die sichere
Abfuhr der Nachzerfallswärme in einem vollbeladenen Lager nachzuwei-
sen, sondern es sind auch Zustände zu identiﬁzieren, die beispielsweise
bei einem teilbeladenen Lager zum Tauwasserausfall führen und somit
ebenfalls dauerhaftigkeitsmindernd wirken können.
Neben der Beheizung des Lagerbereichs ist der segmentäre Aufbau des
Lagers ein möglicher Lösungsansatz. Die Reststoffe könnten in Abhängig-
keit von ihrer Wärmestromdichte in unterschiedlichen Umgebungsbedin-
gungen gelagert werden und beispielsweise während der ersten 30 Jah-
re in der Zwischenlagerung durch passive Wärmeabfuhr gekühlt und da-
nach in aktiv klimatisierte Bereiche umgelagert werden, siehe hierzu AN-
DRA (2015). Mit einem solchen segmentären Aufbau ließen sich ggf. auch
Lagersegmente räumen, wenn darin Inspektionen durchgeführt oder In-
standsetzungsarbeiten erforderlich werden.
Für die dauerhafte Auslegung eines Zwischenlagers, seiner Bauteile
und der verwendeten Baustoffe wird ein kombinierter Lösungsansatz
empfohlen. CFD-Simulationen (Computational Fluid Dynamics) können
als Hilfswerkzeug schon im frühen Planungsstadium zur Ermittlung der
Temperatur- und Feuchtefelder beitragen. Aus den Simulationen können
außerdem Informationen über nennenswerte Temperatur- und Feuchte-
gradienten in der Konstruktion gewonnen werden, die Mikro- und Ma-
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krorisse implizieren können. Für die betroffenen Stellen können dann
beispielsweise thermische Isolierungen geplant werden. Thermische Iso-
lierungen sind wegen der Gefahr der Rissbildung jedoch auch für die
Außenseiten zu prüfen. Zudem sollten die Außenseiten eines Zwischen-
lagerbauwerks vor direkter Beregnung und Sprühnebel geschützt werden,
siehe hierzu auch ANDRA (2015).
Insgesamt gilt für eine gute Inspizierbarkeit, dass alle sicherheitsrele-
vanten Komponenten eines Zwischenlagersystems zugänglich sein soll-
ten. Ein wichtiger Aspekt ist für deren Instandhaltung in diesem Zusam-
menhang auch die Zugänglichkeit der bei Bauwerken großer Abmessun-
gen notwendigen Dehnungsfugen, vgl. ANDRA (2015).
Ein wichtiger Aspekt für das Anlagendesign ist auch, dass die Lebens-
dauer vieler Anlagenkomponenten unter der angestrebten Betriebsdauer
der Anlage liegt, hierzu zählen z. B. elektrische Einrichtungen, Kommu-
nikationssysteme, Handhabungssysteme etc. Schon bei der Anlagenaus-
legung ist es sinnvoll, regelmäßige Erneuerungs- oder Austauscharbei-
ten an Komponenten in Betracht zu ziehen, diese Arbeiten im Anlagen-
design zu berücksichtigen (Zugänglichkeit, Hilfsmittel vorhalten, Größe
von Türen beachten etc.) und diese konsequent, auch vor Erreichen der
technischen Lebensdauer bzw. vor deren Versagen, durchzuführen, vgl.
auch NDA (2017).
Monitoring in einem Langfristzwischenlager. Anhand der oben genann-
ten CFD-Simulationen können in einem Lagersystem bereits in der Ent-
wurfsphase die notwendigen Randbedingungen für ein bauteil- und bau-
stoffbezogenes Alterungsmodell ermittelt werden. Darüber hinaus kön-
nen kritische Stellen, die durch die Nachzerfallswärme nennenswert er-
wärmt werden, identiﬁziert werden. Zur Entwicklung eines anlagenbe-
zogenen Monitoringkonzepts lässt sich aus den Ergebnissen auch ablei-
ten, an welchen Stellen im Rahmen von Überwachungsmaßnahmen wel-
che Parameter erhoben werden müssen, um die Alterung bzw. den Zu-
stand des Bauwerks und im Weiteren der Behälter realitätsnah model-
lieren zu können. Ausgehend von Simulationsergebnissen und der Da-
tenauswertung aus möglicherweise schon während der Errichtung instal-
lierten Sensoren (beispielsweise Temperatur- und Feuchtesensoren) so-
wie regelmäßigen Sichtprüfungen können weitergehende Untersuchun-
gen mittels zerstörungsfreier, -armer oder zerstörender Prüfmethoden
gewählt werden. Nach der Errichtung des Zwischenlagers und der Imple-
mentierung des Monitoringkonzepts, können darüber die messtechnisch
gewonnenen Daten zur adaptiven Anpassung der Simulationswerkzeuge
(vgl. Bruder (2007)) verwendet werden, sodass die Zuverlässigkeit der Pro-
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gnose fortlaufend verbessert werden kann. Dadurch wird die Planungssi-
cherheit erhöht und Degradationen bzw. notwendige Interventionen kön-
nen rechtzeitig erkannt werden. Günstige Zeitpunkte für vorsorgliche In-
standhaltungsmaßnahmen an der Konstruktion können auf dieser Basis
zielgerichtet ausgewählt werden.
Die kritischen Bereiche und Bauteile, z. B. stark wärmebelastete Träger
im Deckenbereich, sollten im Rahmen der Periodischen Sicherheitsüber-
prüfungen besondere Beachtung ﬁnden, ebenso aber auch Bereiche, in
denen Tauwasserbildung zu erwarten ist: An diesen Stellen ist das Bau-
werk besonders auf Rissbildung, übermäßige Verformungen (auch durch
Baugrundsetzungen) oder Korrosionserscheinungen der Bewehrung (röt-
liche Verfärbungen auf der Betonoberﬂäche, Abplatzungen) zu untersu-
chen. In (ESK, 2014, S. 9) werden als Beispiele für solche Maßnahmen
visuelle Inspektion, Funktionsprüfung, zusätzliche Sicherheitsnachwei-
se und generische Untersuchungen genannt. Im Bauwerk selbst ist die
regelmäßige visuelle Inspektion der Anlage ein wichtiges Instrument der
Überwachung, die durch neuartige Monitoringwerkzeuge ergänzt wer-
den kann. Nennenswerte Weiterentwicklungen dieser Werkzeuge sind
u. a. durch große Fortschritte im Bereich der Mess- und Kameratechnik
möglich geworden. Als Monitoringwerkzeuge stehen heute die vollauto-
matisierte Vermessung von Bauwerken, hochauﬂösende Kameras oder
die Mikrocomputertomographie zur Verfügung, die die Erkennung un-
günstiger Veränderungen des Bauwerkszustands unterstützen können,
vgl. Köhler (2017). Unter Verwendung moderner Kameratechnik ließen
sich neben der kontinuierlichen Datenaufzeichnung ggf. auch die Zeit-
räume begrenzen, in denen sich zum Zweck der Inspektion Personen im
Kontrollbereich des Zwischenlagers aufhalten müssen.
Zusätzlich zur visuellen Überwachung sollten zur Ermittlung der me-
chanischen Eigenschaften der Konstruktionswerkstoffe eigens herge-
stellte Rückstellproben im Zwischenlager aufbewahrt werden, die in ei-
ner (Zug-/Druck-)Prüfmaschine platziert werden können. Diese sollten
während des Betriebs an repräsentativen Stellen (Strahlungsintensität,
Wärmebelastung, relative Luftfeuchte) positioniert werden, vgl. ANDRA
(2015). Auf Basis von Bohrkernen können daran nicht nur mechanische,
sondern auch wichtige alterungsrelevante Parameter erhoben werden,
wie beispielsweise die Carbonatisierungstiefe mittels Phenolphthalein-
prüfung. Scans dieser Bohrkerne in einem Mikro-CT können darüber
hinaus weitere Informationen über den Zustand des Gefüges (z. B. Mikro-
risse) geben.
Des Weiteren müssen Bauwerksabdichtungen und Außenschalen re-
gelmäßigen Inspektionen unterzogen werden (Dachabdichtung, Oberﬂä-
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chenschutzsysteme, Trapezbleche, Fassadenelemente etc.). Nach ANDRA
(2015) ist die Lebensdauer für Abdichtungen auf etwa 50 Jahre begrenzt.
Für das deutsche Zwischenlagerkonzept wurde als Reaktion auf die
politischen Entwicklungen seit 2013 in Kooperation mit dem Institut
für Rechtswissenschaften der Technischen Universität Braunschweig ein
Sammelband zur nach heutigem Stand wahrscheinlich erforderlichen Ver-
längerung des Zwischenlagerungszeitraums projektiert, in dem weitere
Aspekte der Wartung und Instandhaltung insbesondere an den Transport-
und Lagerbehältern auch vor dem Hintergrund des Strahlenschutzes be-
handelt werden (Köhler, 2017; Neumann, 2017).
Ergänzende Aspekte aus Fachgesprächen mit Betreibern von
Zwischenlageranlagen
Als wichtiger Teilaspekt wurden Erfahrungswerte der Anlagenbetreiber
zur Identiﬁzierung von Stärken und Schwächen bestimmter Anlagenty-
pen in die Analyse mit einbezogen. Ergänzend dazu fanden Fachgesprä-
che mit Aufsichts- und Genehmigungsbehörden ((ehemals) Bundesamt
für Strahlenschutz (BfS, D) und Eidgenössisches Nuklearsicherheitsin-
spektorat (ENSI, CH)) statt.
Auf Basis der Literaturrecherche wurden die folgenden Anlagen ausge-
wählt und besichtigt:
• Hoogradioactief Avfal Behandelings- en Opslag Gebouw (HABOG,
NL),
• Standortzwischenlager Krümmel (D),
• Transportbehälterlager Gorleben (TBL, D),
• Zwischenlager Würenlingen (ZWILAG, CH),
• Zwischenlager des Kernkraftwerks Beznau (ZWIBEZ, CH).
Bezüglich der eingelagerten hoch radioaktiven, Wärme entwickelnden
Reststoffe lässt sich die Anlage HABOG in die Kategorie der Vault-Kon-
zepte, die weiteren genannten Zwischenlager in die Kategorie der von
baulichen Strukturen umgebenen Transport- und Lagerbehälter einord-
nen. Unter Einbeziehung vorbereiteter Fragenkataloge wurden im Zuge
der Anlagenbesichtigungen jeweils Fachgespräche mit dem Betreiber ge-
führt, in denen Betriebsabläufe, Bautechnik, Öffentlichkeitsarbeit, Alte-
rungsmanagement und Aspekte des Strahlenschutzes diskutiert wurden.
Neben den diskutierten anlagenspeziﬁschen Fragestellungen konnten
aus den Fachgesprächen auch übergreifende allgemeine Hinweise für die
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Anlagengestaltung identiﬁziert werden, die für Langfristzwischenlager
von Bedeutung sein können. Hierbei konnten insbesondere in der auf
mindestens 100 Jahre ausgelegten Anlage HABOG interessante Aspekte
extrahiert werden.
Insgesamt bestätigte sich, dass ein wesentlicher Aspekt der Langfrist-
zwischenlagerung die nachlassende Wärmeentwicklung des eingelager-
ten Inventars ist. Auch bei heutigen, nicht als Langfristzwischenlager aus-
gelegten Anlagen werden besonders bei Teilbelegung, wie im Standort-
zwischenlager Krümmel oder im TBL Gorleben, im Winter nur noch nied-
rige Temperaturen innerhalb des Bauwerks erreicht, sodass Tauwasser-
ausfall an Behälter- und / oder Bauteiloberﬂächen möglich ist.
Der Betrieb von Zwischenlagern kann, von Ein- und Auslagerungs-
vorgängen einmal abgesehen, mit verhältnismäßig wenig Personal auf-
rechterhalten werden. Während der Lagerungsperiode wird der Perso-
naleinsatz im Kontrollbereich planmäßig bei Inspektionen und Instand-
haltungsmaßnahmen notwendig und lässt sich vor allem über lange Be-
triebszeiträume nicht vermeiden. Für die Anlagenauslegung ist demnach
der zu erwartende Überwachungs- und Instandhaltungsaufwand auch
vor dem Hintergrund des Strahlenschutzes für die Beschäftigten zu mini-
mieren. So wird beispielsweise im HABOG stets ein Reservemodul freige-
halten, um jedes beliebige weitere Lagermodul zur Inspektion, Wartung
und Instandhaltung räumen zu können. Das jeweilige Reservemodul für
die Wärme entwickelnden Abfälle (rot) und die vernachlässigbar Wärme
entwickelnden radioaktiven Abfälle (blau) ist in der Abbildung 5.108 auf
der rechten Seite zu erkennen. Zwar werden die hoch radioaktiven Ab-
fälle hier im Gegensatz zu den Behälterkonzepten nicht nennenswert
durch die Behälterwand, sondern erst durch die Stahlbetonkonstruktion
abgeschirmt. Bezogen auf das in Deutschland verwendete Behälterla-
gerkonzept könnte ein modularer Aufbau des Lagerbereichs mitsamt
Reservemodul für die Instandhaltung von Langfristzwischenlagern aber
eine technische Variante zur Minimierung der Strahlenexposition der
Beschäftigten sein.
Wie in anderen Bereichen gilt auch in der Kerntechnik das für die lang-
fristige Zwischenlagerung anwendbare sogenannte KISS-Prinzip (mehre-
re Bedeutungen möglich, hier als „Keep It Stupidly Simple“ zu verste-
hen). Es kann für den Bereich der Zwischenlagerung so interpretiert wer-
den, dass technische Lösungen möglichst leicht zu verstehen sein müs-
sen, einfach funktionieren sollen sowie zugehörige technische Kompo-
nenten leicht ausgetauscht werden können (siehe auch Abschn. b.3.3).
Ein technisches Detail aus der Anlage HABOG verdeutlicht das Prinzip
(siehe Abbildung 5.109): Der Antrieb für das rote Tor besteht aus einem
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Abbildung 5.108: Grundriss der Anlage HABOG, NL, in Anlehnung an
www.iaea.org.
Motor (grün), der seine Kraft über ein einfaches Zahnrad auf eine am Tor
befestigte Zahnstange überträgt. Das Prinzip ist sehr einfach und auf den
ersten Blick verständlich, die Komponenten lassen sich darüber hinaus
gut in einem Ersatzteillager vorhalten oder erforderlichenfalls neu her-
stellen. Letzteres ist für Langfristzwischenlager vor allem vor dem Hin-
tergrund des stetigen technischen Wandels von großer Bedeutung.
Möglichst unkompliziert und einfach sollten neben der Funktionalität
der technischen Komponenten auch die Betriebsabläufe und Handha-
bungsvorgänge gestaltet werden. Dies gilt auch für eine unmissverständ-
liche Kommunikation. Ein Beispiel hierfür ist die Farbgebung der im
HABOG-Bauwerk beﬁndlichen Bodenﬂächen und Tore. Im Gegensatz zu
grünen Bereichen dürfen mit roten Toren verschlossene und mit rotem
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Bodenbelag ausgestattete Bereiche bei Anwesenheit eines Abfallgebindes
nicht betreten werden.
Abbildung 5.109: Antrieb für ein schweres Tor in der Anlage HABOG, Fo-
to: Reichardt
5.7.4 AP 7.3 „Anforderungen aufgrund von
Abfallbehandlungsmethoden“
Kurzbeschreibung der AP-Ziele. Die obertägige Lagerung bietet prinzi-
piell den jederzeitigen Zugang zu eingelagerten Stoffen und somit die
Voraussetzung, Abfälle zu bestimmten Zwecken behandeln zu können.
Es sollte untersucht werden, welche zusätzlichen Anforderungen durch
zukünftige Behandlungsmethoden an obertägige Lagerungskonzepte ge-
stellt und wie diese im technischen, betrieblichen und sicherheitsrelevan-
ten System umgesetzt werden können. Ausgangspunkt für diese Fragen
sollen die heutigen verfahrenstechnischen Möglichkeiten sein, wie sie z B.
für Partitionierung (also chemische Abtrennung hoch radioaktiver Ele-
mente) und Transmutation (Neutronenbestrahlung) im In- und Ausland
untersucht werden. Weitere Zukunftsüberlegungen und deren Folgen für
die Anlagen, wie zum Beispiel Veränderung der Abfallarten, sollen einbe-
zogen werden.
Durchgeführte Arbeiten und Ergebnisse. In Anknüpfung an die Recher-
chearbeiten für das AP 7.1, die auch Brennstoff- und Abfallarten enthal-
ten und durch die ein tieferes Verständnis von Herkunft, Eigenschaften
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und möglichen Abfallklassen (nach IAEA (2009a)) aber auch im interna-
tionalen Vergleich) hergestellt wurde, wurden wichtige und weitreichen-
de Randbedingungen für mögliche Abfallbehandlungsmethoden sowie
an weitere Entsorgungsschritte angepasste Verpackungstechniken und
-arten (resp. Behälter für die Zwischenlagerung) identiﬁziert.
Dabei entwickelte sich im AP der im Antrag benannte Aufgabenpunkt
„Partitionierung und Transmutation“, im Schwerpunkt mehr zu den kon-
ventionellen Verfahren zur Konditionierung und zum Umverpacken von
radioaktiven Abfällen und abgebrannten Brennelementen. Aufgrund der
politischen Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland während
der Projektphase und der weiterhin geringen Akzeptabilität von Partitio-
nierungs- und Transmutationsverfahren, die nach heutigem Stand der
Technik große kerntechnische Anlagen zur Umsetzung der Prozesse benö-
tigen würden, erschien es angeraten, den Ausgangspunkt der Betrachtun-
gen zu verändern. Der Schwerpunkt lag zwar analog zu den übrigen Arbei-
ten auf der Behandlung bzw. Konditionierung hoch radioaktiver, Wärme
entwickelnder Abfälle, allerdings wurden auch mögliche Abfallbehand-
lungsmethoden für schwach und mittel radioaktive Abfälle in die Betrach-
tungen mit einbezogen, weil auch die Konditionierung von hoch radio-
aktiven Reststoffen häuﬁg mit der Produktion von solchen radioaktiven
(Sekundär-)Abfällen verbunden ist und sich daraus Anforderungen für das
Gesamtkonzept von Anlagen zur Zwischenlagerung ergeben.
Ergänzend zur Literaturarbeit wurden betriebsbereite Abfallbehand-
lungsanlagen besichtigt und Fachgespräche mit den Betreibern dieser
Anlagen geführt (ZWILAG (CH), die niederländischen Anlagen der COV-
RA und die PKA in Gorleben).
Für Heiße Zellen wurden die in Deutschland gültigen bautechnisch nor-
mativen Anforderungen und Konstruktionsprinzipien im Rahmen einer
Bachelorarbeit systematisch zusammengestellt. In diesem Kontext wur-
den damit verbundene, zentrale betontechnologische Fragestellungen be-
arbeitet. Im Rahmen einer am iBMB betreuten Studienarbeit wurden dar-
über hinaus Arbeiten zu den Auswirkungen ionisierender Strahlung auf
die mechanischen Eigenschaften von Beton ausgewertet. Als wichtiger
Teilaspekt für die Ausführung von Konditionierungsanlagen und Heißen
Zellen wurde in Kooperation mit dem KIT-INE das Abschirmungsverhal-
ten von Normalbeton, Strahlenschutzbeton (Gesteinskörnung aus Häma-
tit oder Baryt) und Ultrahochfestem Beton gegenüber Gammastrahlung
untersucht und verglichen (siehe Abschnitt 3.3.2).
Konditionierungsanlagen bilden das Bindeglied zwischen einzelnen
Schritten in einer Entsorgungskette, weil sie für u. a. in Heißen Zellen
durchgeführte Abfallbehandlungsmaßnahmen zur Überführung von ra-
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dioaktiven Abfällen in einen chemisch stabilen, in Wasser nicht oder
nur schwer löslichen Zustand vorgesehen sind. Nach der Verpackung der
konditionierten Abfälle können die Abfallgebinde dem nächsten Schritt
zugeführt werden (Zwischenlagerung, Transport, Endlagerung) (GRS,
2017).
Ziele, Durchführung und Produkte von Konditionierungsmaßnahmen
sowie die Verpackung der Reststoffe hängen im Wesentlichen von den
Randbedingungen der gesamten Entsorgungsstrategie ab. Aus der Wie-
deraufarbeitung stammende, verglaste, hoch radioaktive Abfälle wurden
bereits vor der Zwischenlagerung konditioniert und sind in metallischen
Kokillen eingeschlossen. In Deutschland sind die Kokillen in Transport-
und Lagerbehältern verpackt (z.B. CASTOR®). Eine weitere Konditionie-
rung dieser Abfälle ist nach dem heutigen Stand nicht zu erwarten, aber
ein Umverpacken in zukünftige ggf. für die längerfristige Zwischenlage-
rung optimierte Behälter oder speziell für das wirtsgesteinsspeziﬁsche
Endlagerkonzept entwickelte Behältersysteme muss in die Überlegungen
einbezogen werden.
Für die bestrahlten Brennelemente ist aus heutiger Sicht ungewiss,
ob diese in ihrer jetzigen Form verbleiben oder auf dem weiteren Ent-
sorgungspfad noch konditioniert, vereinfacht gesagt, endlagergerecht
verpackt werden. Für eine solche Konditionierung sind unterschiedlich
aufwändige Varianten denkbar, zum Beispiel die Zerlegung und anschlie-
ßende Kapselung der Brennelemente. Eine Entscheidung für oder wider
Konditionierung hat unmittelbare Auswirkungen auf den weiteren Ent-
sorgungspfad (Form und Größe der Behälter, Wärmeentwicklung, Strah-
lenschutz etc.). Die Konditionierung noch nicht behandelter, bestrahlter
Brennelemente würde eine aufwändige Anlagentechnik erfordern, wie
das Beispiel der Pilot-Konditionierungsanlage in Gorleben zeigt. Die An-
lage ist zwar nicht für die endlagergerechte Konditionierung und Ver-
packung bestrahlter Brennelemente in industriellem Maßstab ausgelegt
und genehmigt (max. Durchsatz von 35 t Schwermetall pro Jahr) (NMU,
2017); im Pilotbetrieb kann aber u. a. die Zerlegung von Brennelemen-
ten erprobt und weiterentwickelt werden. Für eine Konditionierung der
großen Mengen unbehandelter Brennelemente wäre eine vergleichswei-
se große kerntechnische Anlage im industriellen Maßstab nötig, deren
Genehmigung, Realisierung und Betrieb neben den technischen Heraus-
forderungen vor allem auch erhebliches gesellschaftliches Konﬂiktpo-
tential mit sich bringen würde. Demgegenüber muss abgewogen werden,
ob eine Konditionierungsanlage, z. B. wegen der Ungewissheit über den
Zustand der Brennelement-Hüllrohre über lange Zeiträume, vorteilhaft
für die Zwischen- und / oder Endlagerung sein könnte. Die Frage nach
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Abfallbehandlungsmethoden ist also von zentraler Bedeutung auch für
die Zwischenlagerung.
Für die langfristige Zwischenlagerung ist es wichtig, interdisziplinä-
re Überlegungen zur benötigten technischen Redundanz der Anlagen,
z. B. bei schadhaften Behältern oder Hüllrohren anzustellen. Technische
Konzepte könnten in diesem Fall bspw. eine vorherige Kapselung der
Brennelemente, eine Heiße Zelle oder ggf. eine vollständig ausgerüstete
Konditionierungsanlage sein. Ein für die längerfristige Zwischenlage-
rung mit einer Konditionierungseinrichtung ausgestattetes Zwischenla-
ger wäre demnach kein solitäres Gebäude, sondern eine kerntechnische
Anlage mit umfangreichen technischen Einrichtungen. Die detaillierte
Ausgestaltung der Anlagen zur Abfallbehandlung richtet sich nach der
verfolgten Strategie (Heiße Zelle bzw. Konditionierung „zur Sicherheit“
oder mit geplanter Aufgabenstellung (Umverpacken, Kapselung, endla-
gergerechte Konditionierung). Bei der Behandlung bzw. Konditionierung
hoch radioaktiver Abfälle entstehende Sekundärabfälle müssen darüber
hinaus ebenfalls konditioniert und verpackt werden, sodass eine Anlage
auch über Zwischenlagerungskapazitäten für solche zumeist schwach
und mittel radioaktiven Abfälle verfügen muss.
Ein wichtiger bautechnischer Teilaspekt für die Auslegung von Heißen
Zellen ist, dass hohe Strahlendosen, wie sie bspw. für deren Umschlie-
ßungsbauteile bei der industriellen Konditionierung bestrahlter Brenn-
elemente auftreten würden, zu einer Veränderung der mechanischen Ei-
genschaften von Beton führen (u. a. Verlust an Festigkeit). Eine Berück-
sichtigung größerer Sicherheitsmargen bei der Bemessung direkt von io-
nisierender Strahlung betroffener Bereiche ist daher unter Berücksichti-
gung des Betriebskonzepts (Durchsatz, Abstand, Dosis etc.) zu prüfen. Ein
weiterer wichtiger Faktor ist die Abschirmwirkung des Betons. Die Unter-
suchungen in Kooperation mit dem KIT zeigten diesbezüglich relevante
Unterschiede zwischen den untersuchten Betonarten. Aus den zugehöri-
gen Versuchs- und Berechnungsdaten lassen sich Betone hinsichtlich ih-
rer mechanischen Eigenschaften und Strahlenschutzwirkung optimieren
und ggf. auch Rückschlüsse für Betriebsabläufe ableiten.
Zusammenfassende Darstellung der möglichen Erweiterungen für einen
Anforderungskatalog zur langfristigen Zwischenlagerung
Tabelle 5.16 zeigt in stark komprimierter Form die im VP7 entwickelten,
erweiterten Anforderungen und mögliche technische Realisierungsvari-
anten, um eine sichere Zwischenlagerung über planmäßig lange Zeiträu-
me zu gewährleisten. Die erweiterten Anforderungen dienen dabei als An-
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satzpunkte zur Konzipierung neuer Anlagen, können aber in Teilen auch
auf bestehende Lagerkonzepte übertragen werden.

















• Segmentäres Lagerkonzept mit unter-
schiedlichen aktiv oder passiv klimati-
sierten Zonen
• Aktives Monitoring der Temperatur,
relativen Luftfeuchte und Wind-
geschwindigkeit an maßgebenden
Punkten zur Überwachung
• Aufzeichnung der Messdaten, rechne-
rischer Abgleich der prognostizierten
Zustände
• Bei aktiver Wärmeabfuhr redundant
funktionsfähige passive Lüftungsöff-
nungen
• „Auskühlung“ des Lagerbauwerks











• Einsatz höherfester Betone
• Kalkreiche Gesteinskörnung ver-
wenden (resistent gegen Alkali-
Kieselsäure-Reaktion)
• Hochwertige Zemente verwenden
(niedrige Hydratationswärmeentwick-
lung, hoher Sulfatwiderstand, geringer
wirksamer Alkaligehalt)
• w/z-Wert < 0,45
• Temperatur des Betons < 65°C
• Rissbildung vermeiden/begrenzen,
auch durch fachgerechte und sorgfälti-
ge Nachbehandlung bei der Errichtung
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• Betondeckung ggb. konventionellen





• Einsatz korrosionsgeschützten Beton-
stahls („Puffer“ zwischen Einleitungs-
und Korrosionsphase) prüfen
• Relative Luftfeuchte mittels Klimati-














• Mobile Abschirmungsmöglich keiten
vorhalten
• Pufferzone zur kurzzeitigen Umlage-
rung des Inventars in Betracht ziehen
(vorübergehende „Leerung“ des betrof-
fenen Bereichs)
• Stärkere Abschirmungswirkung des
Zwischenlagerbauwerks prüfen
• Umsetzung des KISS-Prinzips („Keep
It Stupidly Simple“) bezüglich tech-
nischer Einrichtungen (einfache
Austauschbarkeit von Komponen-













• Heiße Zelle am Standort vorsehen





• Rückstellproben der bei der Errichtung
verwendeten Baustoffe erstellen, regel-
mäßige Prüfungen
• Modularen Aufbau des Lagerbereichs
prüfen, ggf. Umlagerungsmöglichkei-
ten für Inventar schaffen
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Die Aus- und Weiterbildung der im Vorhaben beschäftigten Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler gingen sowohl im Umfang als auch bezüg-
lich der Inhalte deutlich über das für Forschungsvorhaben übliche Maß
hinaus. Neben den in Zusammenhang mit der Forschungstätigkeit durch-
geführten Promotionsverfahren bildeten auch Gastaufenthalte von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Doktorandenkolloquien und die
gemeinsame Betreuung von Seminar-, Studien- und Masterarbeiten in
der universitären Ausbildung von Studierenden eine wichtige Rolle. Au-
ßerdem stellten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine Rei-
he von Bildungsangeboten für Studierende (sowohl an den an ENTRIA
beteiligten als auch an anderen Hochschulen) bereit.
6.1 Studienangebote
Neben einer klassischen universitären Aus- und Weiterbildung in Form
von Vorlesungen und Seminaren sowie schriftlichen Ausarbeitungen in
Form von Seminar-, Studien-, Bachelor- und Master-Arbeiten bis zu
Promotionen zeichnete sich ENTRIA durch ein Angebot an disziplinüber-
greifenden Bildungsangeboten und -formaten aus. Es herrscht Konsens,
dass Bedarf an einer solch fächerübergreifenden Ausbildung besteht und
entsprechend geschulte Wissenschaftler benötigt werden. Diese Angebo-
te richteten sich auch an Studierenden, die keinen unmittelbaren Bezug
zum Forschungsvorhaben besaßen. Veranstaltungen fanden auch außer-
halb der Universitäten statt, an denen die ENTRIA-Partner beheimatet
sind.
Das IRS konzipierte und organisierte die Ringvorlesung „Kernenergie
und Brennstoffkreislauf, technische Aspekte und gesellschaftlicher Dis-
kurs“, die seit Projektstart 2013 in jedem Wintersemester stattﬁndet. Or-
ganisator und Vortragender ist Clemens Walther (IRS, TP 2 und TP 4); wei-
tere Vorträge werden von Vortragenden des IRW (Brandt / Smeddinck, TP
4), ITAS (Hocke / Kuppler, TP 2), LPEU (Ott / Riemann, TP 3) sowie IELF
(Röhlig, TP 1 und VP 4) angeboten. Im WS 16/17 und 17/18 beteiligte sich
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außerdem das IW (Hassel, VP 6). Die Vorlesungen wurden aufgezeichnet
und sind ENTRIA-intern abrufbar.
Vom 5. bis 16. August 2016 fand in Bad Honnef unter Leitung von Cle-
mens Walther (IRS) und Werner Rühm (HMGU, München) die englisch-
sprachige ENTRIA-Sommerschule „Radiation exposure and disposal op-
tions for nuclear waste“ mit knapp 60 Teilnehmern aus zwölf Ländern
statt. 30 Dozenten berichteten über Erkenntnisse im Zusammenhang mit
dem Umgang und der Entsorgung radioaktiver Abfälle. Aus dem Kreis der
ENTRIA-Mitarbeiter gab es Vorträge zu Szenarien, zu „exotischen Optio-
nen“, zu Störungen der geologischen Zonen durch Errichtung eines End-
lagers und zu Entwicklungen des EU-Rechts im Bereich Atomrecht, Strah-
lenschutz und nukleare Entsorgung.
Im Rahmen der Weiterbildung von Studierenden und Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlern wurde am FFU für das
Wintersemester 2014/15 das Konzept für eine Lehrveranstaltung entwi-
ckelt: „Nuclear Waste Disposal from a Multi-Level Governance Perspec-
tive“ und als Hauptseminar mit 30 Studierenden umgesetzt. Insgesamt
wurden zehn einschlägige Hausarbeiten verfasst.
ITAS entwickelte und testete ein Aus- und Weiterbildungsmodul „Tech-
nikfolgenabschätzung und Governance“ (2013-2015). Auf dieser Grund-
lage fand eine einwöchige ITAS-ENTRIA-Summerschool im Juni 2015
am KIT Karlsruhe mit ENTRIA-Doktorandinnen und -Doktoranden und
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus Braunschweig
und Hannover im Rahmen der Mitarbeiterweiterbildung statt. Die Kon-
zeption wurde federführend von P. Hocke und S. Kuppler entwickelt und
zusammen mit dem ITAS-Team umgesetzt (alle TP 2).
Das interdisziplinäre Seminar „Umgang mit radioaktiven Reststoffen“
wurde jeweils im Sommersemester an der TU Braunschweig vom Insti-
tut für Grundbau und Bodenmechanik (IGB), vom Institut für Baustoffe,
Massivbau und Brandschutz (iBMB) und dem Institut für Rechtswissen-
schaften (IRW) gemeinsam durchgeführt. In dem Rahmen sind ca. 20 ein-
schlägige Seminararbeiten entstanden. Es konnten je eine Seminar-Ar-
beit, eine Studien-Arbeit und eine Master-Arbeit in Buchform publiziert
werden. Außerdem wird am IGB jedes Wintersemester das Modul „Tiefen-
lagerung“ angeboten, welches auch für Externe als Weiterbildungsmaß-
nahme offen steht.
Diese rege Teilhabe an der studentischen Ausbildung führt auch zur An-
werbung von wissenschaftlichem Personal. So wurde in einer Kooperati-
on vom iBMB und dem IGB eine Studienarbeit zur Gegenüberstellung von
Langzeitoberﬂächen- und Tiefenlagerung betreut, deren Bearbeiterin ab
März 2017 beim IGB am ENTRIA-Projekt mitgewirkt hat. Ebenso führte
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die studentische Mitarbeit am Bürgerforum zu einer Promotionsstelle im
AP Umweltethik, die sich wissenschaftstheoretisch mit den Ergebnissen
von Bürgerforum und Delphi-Studie auseinandersetzt und die gewonne-
nen Erkenntnisse vertiefen und theoretisch aufarbeiten wird.
Das AP Recht hat mehrere interdisziplinär besetzte Vortragsveranstal-
tungen initiiert bzw. sich an diesen beteiligt. Insbesondere Studierende,
aber auch die Öffentlichkeit wurden durch diese Veranstaltungen ange-
sprochen (Braunschweig, Halberstadt, Halle, Bad Honnef, Kassel, Luther-
stadt Wittenberg).
Für Studierende des Masterstudiengangs Umweltrecht an der Univer-
sität Kassel erstellten mehrere ENTRIA-Bearbeiterinnen und -Bearbeiter
ein eintägiges Studienangebot zur Entsorgung radioaktiver Reststoffe. S.
Chaudry, S. Kuppler, M. Reichardt, M. Riemann und U. Smeddinck refe-
rierten am 9. Juni 2015 über das Standortauswahlgesetz, Governance bei
der Schweizer Endlagersuche, Ethische Fragen des Standortauswahlpro-
zesses, Tiefenlagerung und Oberﬂächenlagerung.
6.2 Interne Aus- und Weiterbildung
Den am Forschungsverbund ENTRIA beteiligten Arbeitsteams wurde sehr
schnell bewusst, dass neben der klassischen Ergebnisproduktion eine Ver-
netzung der Teams und ein Austausch über Forschungsergebnisse sehr
wichtig waren und dafür auch Aus- und Weiterbildungsaktivitäten in-
nerhalb der Aktivitäten von ENTRIA besondere Bedeutung besitzen. Die
Aus- und Weiterbildungsaktivitäten fanden auf mehreren Ebenen statt
und setzten in großem Umfang dialogische Formate ein. Ausgangspunkt
war die gegenseitige Information und Weiterbildung zu den in den Teams
erarbeiteten Ergebnissen, daraus entstanden neue Fragestellungen für
vertiefte Kooperationen. Diese Kooperationen waren nicht nur diszipli-
när, sondern auch interdisziplinär ausgerichtet.
Eine starke Säule in der projektinternen Aus- und Weiterbildung wa-
ren die Bearbeitertreffen (siehe auch Vernetzung), bei denen Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler sowohl disziplinä-
res Wissen präsentierten als auch in interdisziplinäre Arbeitsmethoden
einführten. Diese Treffen wurden selbstorganisiert gestaltet und behan-
deln übergeordnete Themen der Entsorgung radioaktiver Reststoffe. Die
daraus hervorgehende thematische Vernetzung hat zu interdisziplinären
Resultaten geführt (die in den Sammelbänden und Werkstattgesprächen
dokumentiert sind), die in der Projektantragsphase nicht abzusehen wa-
ren.
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2013 bis 2015 organisierte das FFU jeweils halbjährlich ein Kolloquium
der geistes- und sozialwissenschaftlichen Doktorandinnen und Dokto-
randen des ENTRIA-Verbunds. Das Kolloquium war interdisziplinär aus-
gerichtet und deckte die Sozial- und Geisteswissenschaften sowie die
Rechtswissenschaften ab. Es nahmen rund 20 Studierende, Doktorandin-
nen und Doktoranden und Postdocs aktiv teil. Dies ist bis heute in der
Bundesrepublik das einzige Kolloquium dieser Art. Es beschäftigte sich
vertieft mit den Fragen des Rückbaus kerntechnischer Anlagen und der
Entsorgung radioaktiver Reststoffe aus nicht-technischer Perspektive.
Komplementär dazu organisierten die Bearbeiterinnen und Bearbeiter
der naturwissenschaftlichen Fächer ein Kolloquium in Braunschweig, in
dem sie sich gegenseitig Einblicke in ihre Promotionsvorhaben lieferten.
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler des ENTRIA-
Projekts konnten sich mit ihren Forschungsthemen sowohl innerhalb
des universitären Umfeldes als auch in öffentlichen Veranstaltungen
präsentieren. Dabei wurden Kompetenzen bei der Präsentation diszipli-
närer Sachverhalte in einem interdisziplinären Kontext und gegenüber
unterschiedlichsten Zuhörerschaften erworben. Disziplinär erarbeitete
Argumente mussten im Diskurs vertreten und das Vertreten inhaltlicher
Positionen in größeren Zusammenhängen eingeübt werden. So wurden
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des ENTRIA-Bürgerforums von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern aus den Bereichen Rechtswissenschaft,
Geologie, Politikwissenschaft, Bauingenieurwesen und Technikfolgenab-
schätzung in fachlichen Vorträgen und Diskussionen mit unterschiedli-
chen Aspekten der Entsorgung radioaktiver Reststoffe vertraut gemacht.
Fachübergreifende Lehrveranstaltungen der Universitäten Kassel und
Cottbus sowie eines eigenen Formats im Rahmen der Ferienakademie
„Energiewende konkret“ des Cusanuswerks wurden durch ENTRIA-Bear-
beiter mit unterschiedlichen disziplinären Schwerpunkten gemeinsam
gestaltet.
6.3 Promotionsvorhaben
Insbesondere auf disziplinärer Ebene wurden im Rahmen des ENTRIA-
Verbundes eine Vielzahl von Qualiﬁkationsarbeiten angefertigt. Informa-
tionen zu den im Vorhaben durchgeführten Promotionsprojekten ﬁnden





Empfehlungen der Endlagerkommission und
Erfahrungen des Verbundvorhabens ENTRIA
Nachfolgend wird Forschungs- und Entwicklungsbedarf für die deutsche
Entsorgungsforschung benannt. Dies geschieht aus mehreren Perspekti-
ven: Zum einen hat sich mit dem Standortauswahlgesetz und dem da-
mit eingeleiteten Prozess eine neue Situation ergeben, die auch zu neu-
en Forschungsfragen führt. Des Weiteren hat die Endlagerkommission
Empfehlungen für die künftige Gestaltung der deutschen Entsorgungs-
forschung ausgesprochen. Schließlich ergeben sich aus den im Vorhaben
ENTRIA durchgeführten Arbeiten neue Forschungsfragen, aber auch Er-
fahrungen hinsichtlich der Arbeit eines akademisch dominierten und von
den Akteuren der Entsorgungsprojekte unabhängigen Forschungsverbun-
des. Die Ausführungen erheben nicht den Anspruch einer umfassenden
Benennung von Forschungsfragen und -gegenständen, sondern beschrän-
ken sich auf die Arbeitsgebiete des Vorhabens.
Die Endlagerkommission spricht sich für Forschung „unter der Ägide
unterschiedlicher Verfahrensbeteiligter und vom Verfahren unabhän-
giger Institutionen“ aus. Hierzu gehört für die Kommission eine For-
schung, „die auf eine von den Vorgaben des Auswahlverfahrens unab-
hängige Grundlagenforschung ausgerichtet ist und außerdem der För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses dient“. Notwendig seien
u. a. „inter- und transdisziplinäre Ansätze in der Zusammenarbeit von
technischen und nichttechnischen Disziplinen mit gesellschaftlichen Ak-
teuren“ sowie „ein ergänzender transdisziplinärer Forschungsverbund,
der auf der Grundlage international anerkannter Kompetenz und eigener
Forschungsleistungen unabhängig, neutral und ganzheitlich agiert, um
einen konstruktiven gesellschaftlichen Beitrag zu leisten.
Im Vorhaben ENTRIA wurden weitreichende Erfahrungen hinsichtlich
der interdisziplinären Zusammenarbeit von technischen und nichttechni-
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schen Disziplinen gemacht (vgl. Kap. 3.1, insbesondere Abschnitt 3.1.4).
Darüber hinaus erfolgten Forschungsarbeiten mit transdisziplinären An-
sätzen, z. B. das Bürgerforum und die Delphi-Studie (Kapitel 3.1, 3.8, 5.3).
Umfassende transdisziplinäre Entsorgungsforschung, in der Bürgerinnen
und Bürger gezielt in Forschungszusammenhänge eingebunden werden,
steht jedoch in Deutschland noch aus. Die Notwendigkeit für diesen Typ
Forschung ergibt sich aus der Beobachtung, dass Differenzen zwischen
Spezialistenwissen zur Entsorgung einerseits und den Ansichten und dem
Wissen anderer Akteure andererseits offenbar nicht allein durch „besse-
re“ Kommunikation wissenschaftlich-technischer Sachverhalte zu über-
brücken sind. Vielmehr wären, der Literatur zur Transdisziplinarität fol-
gend, neben dem Austausch mit einschlägigen Spezialisten verschiedens-
te kollektive Akteure in die Analysen einzubinden, die selbst wiederum
über unterschiedlichste Formen von Wissen und Expertise, aber auch All-
tagswissen verfügen (Völker, 2004).
Erfahrungen bestehen auch hinsichtlich der besonderen Dynamik und
Wirksamkeit akademischer Forschungsverbünde. So bewies ENTRIA Fle-
xibilität, als sich nach der Bewilligung des Projekts entscheidende Rah-
menbedingungen änderten. Die Untersuchung der drei Entsorgungsoptio-
nen „Endlagerung ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit“, „Einlagerung
mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit“ und „Oberﬂächenlagerung“ muss-
ten in einen neuen Kontext gestellt werden, als alte Konﬂiktlinien am
Anfang dieses Jahrzehnts aufbrachen und ein neues standortvergleichen-
des Standortauswahlverfahren für hoch radioaktive Abfälle und Reststof-
fe in Deutschland eröffnet wurde. Über die generisch angelegten Analy-
sen der zwölf ENTRIA-Forschungspartner mit ihren Teams hinaus wurde
u. a. durch die Arbeit der Endlagerkommission und das zuvor in seiner ers-
ten Fassung verabschiedete StandAG das Nachjustieren der Fragestellung
des Forschungsverbundes notwendig. Die hierfür von ENTRIA erfolgreich
durchgeführten Nachjustierungen waren: Einschlägige Vorkenntnisse, in-
terdisziplinäre Forschungserfahrung und wissenschaftliche Qualität so-
wie ausreichende kooperative Kompetenz ermöglichten eine thematisch-
inhaltlichen Neuausrichtung, die im Verlauf des Bewilligungszeitraums
sowohl unter akademischen Kriterien (Veröffentlichungen, Vorträge etc.)
als auch unter Outreach-Gesichtspunkten (Anhörungen, öffentlich Ver-
anstaltungen in Niedersachsen etc.) zu bemerkenswerten Erfolgen und
erheblichem fachlichen Output führten. Dies trug zur Wahrnehmung und
Anerkennung des Verbundes bei, nicht nur beim Auftraggeber, sondern
auch in der Evaluierung und bei Stakeholdern. Trotz fachlicher Kompe-
tenz gerade auch in großen Forschungsverbünden ist dies nicht immer
selbstverständlich und gibt Hinweise für die Bearbeitung zukünftiger For-
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schungsaufgaben gerade im aktuell laufenden neuen deutschen Standort-
auswahlverfahren.
Interdisziplinäre Kooperation und die manchmal stärker auf benach-
barte Disziplinen ausgerichtete Interdisziplinarität war u.a. durch die
Struktur der Vertikal- und Transversal-Projekte angelegt und arbeitete
der Segmentierung von in sich abgekapselten Teams von Anfang an ent-
gegen. Auch begrifﬂiche Notwendigkeiten und Fragen der methodischen
Ausrichtung wurden bereits früh adressiert und in einem gehaltvollen
Prozess aufgegriffen, der zum ENTRIA-Memorandum (Röhlig u. a., 2014)
führte. Durch die Unterstützung von Auftraggeber, Projektträger und
Beirat wurde bei der Ausgestaltung und Nachjustierung der Einzelfra-
gestellungen ein Raum geschaffen, der es möglich machte, innovativ
und orientiert auf Forschungslücken innerhalb des gegebenen Auftra-
ges strategisch zu forschen und dabei auch einmal eingeschlagene Pfade
klassischer Problemrezeption zu verlassen. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von ENTRIA würdigten und nutzten diese Spielräume durch
starkes Engagement und die Umsetzung innovativer Fragestellungen
und Forschungsmethoden. Diese Richtung sollte auch bei zukünftiger
Forschung unter Einhalten etablierter wissenschaftlicher Standards und
in einem speziﬁschen Maß akademischer Freiheit weiter gefolgt werden.
Auf der Ebene der Ansprüche vieler Wissenschaftler an sich selbst und
der Erwartungen der Zivilgesellschaft an Experten und Wissenschaft ist
Interdisziplinarität inzwischen längst normal geworden. Für die Entsor-
gungsforschung hat ENTRIA diese ausstehende Entwicklung vollzogen.
Diese Leistung ist nicht kleinzureden. Nicht alle, die in einem solchen
Forschungsverbund zusammenkommen, sind in gleicher Weise geeignet,
interessiert und motiviert. In der Summe hat ENTRIA aber einen Grad
der Vernetzung und vertrauensvollen Zusammenarbeit erreicht, der die
besten Voraussetzungen liefert, um sich neuen Aufgaben und Herausfor-
derungen zu stellen. Mit der TD-Forschung hat die Wissenschaft in den
letzten Jahren einen Ansatz weiterentwickelt, der gerade auch für das
Feld der Entsorgung radioaktiver Reststoffe besonders geeignet erscheint,
die Kluft zwischen wissenschaftlicher Expertise und gesellschaftlichen Er-
wartungen zu überbrücken. Inzwischen hat die Forschung generell auf die
Erwartungen von innen und von außen reagiert und daher haben sich in
der wissenschaftlichen Welt Konstellationen ergeben, die darüber hinaus-
gehen nur weit voneinander entfernte Disziplinen in Forschungsvorha-
ben einzubinden. Interessierte Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft wer-
den als wichtige Ansprechpartner anerkannt und im Rahmen „transdiszi-
plinärer Forschung“ systematisch eingebunden (vgl. Krohn u. a. (2017)).
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Forschungsthemen und die
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Problemdeﬁnition, auf welche die Forschung reagiert, nicht konﬂiktfrei
gestellt sind. Vor diesem Hintergrund und angesichts der deutschen Er-
fahrungen mit der nuklearen Entsorgung, sollte transdisziplinärer For-
schung gerade in diesem Themenfeld besonderes Gewicht verliehen wer-
den. Verschiedene transdisziplinäre Elemente, die in ENTRIA punktuell
eingesetzt wurden, bestätigen dies.
7.2 Governance und Technikfolgenabschätzung
Angesichts des durch das Standortauswahlgesetz eingeleiteten Prozesses
bedarf die Entsorgungspolitik aufgrund der mit ihr verwobenen politi-
schen, sozialen und soziotechnischen Herausforderungen, Entwicklun-
gen und Dynamiken weiterhin einer politik- und sozialwissenschaftlichen
Forschung. Erforderlich ist eine kontinuierliche Analyse der Mehrebenen-
Governance mit besonderem Fokus auf die Rolle und Verﬂechtung der
neuen Akteure im Verfahren (u.a. BfE, BGE, NBG) sowie der Politikin-
strumente und Institutionen (z.B. Untersuchung der im Verfahren ange-
wendeten Partizipationsformate hinsichtlich ihrer demokratischen Le-
gitimation; Stichwort: Akzeptabilität des Verfahrens). Überdies ist eine
vertiefte Untersuchung politischer Pfadabhängigkeiten zwingend, zumal
alte Strukturen und Konﬂikte in der Entsorgungspolitik nach wie vor vor-
handen sind. Daraus leitet sich auch die Begleitforschung ab, durch die
die alten und neuen Dimensionen der Standortsuche identiﬁziert und
analysiert werden können. Ferner sind Gegenwartsanalysen der Erwar-
tungen unterschiedlicher Akteure im Verfahren (z.B. in den vom Verfah-
ren betroffenen Regionen) ebenso durchzuführen, wie vertiefte Analy-
sen der staatlichen Maßnahmen zur Öffentlichkeitsbeteiligung und zum
Konﬂiktmanagement. Geboten erscheint ergänzend die eingehende Un-
tersuchung des Stellenwerts bzw. wechselseitigen Zusammenhangs der
Aspekte Freiwilligkeit und Kompensation – auch unter Einbeziehung
polit-ökonomisch relevanter Fragestellungen und Konzepte, wie etwa
zur Regionalentwicklung bzw. zur Infrastrukturförderung.
Aus der Perspektive der Forschung zu Governance und Technikfolgen-
abschätzung ergeben sich fünf Themenkomplexe, zu denen deutlicher
Forschungsbedarf besteht. Zu folgenden Themen können offene For-
schungsfragen formuliert werden: „Output-Legitimität“, „Schnittstellen-
handeln“, „Inter- und Transdisziplinarität der Entsorgungsforschung“,
„Technikfolgenabschätzung“ und „Regierungshandeln“.
Erstens, „Output-Legitimität“ zeichnet sich durch die Fragestellung
aus, wie es den verfahrensführenden Behörden und Institutionen in kol-
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lektiven Verfahren konzeptionell und praktisch gelingt, über soziale In-
novation die Balance zwischen einerseits der Konsultation der Öffentlich-
keit und andererseits deren Erwartung an Mitwirkung auszubalancieren.
Zweitens gilt es, das „Schnittstellenhandeln“ zwischen formellen und
informellen Prozessen im neuen deutschen Standortauswahlverfahren
zu erfassen. Hierzu ist zu skizzieren, ob und wie sich die zentralen kol-
lektiven Akteure in der ‚Post-Endlagerkommissions-Phase‘ engagieren,
um proaktiv Unterstützung zu mobilisieren und ob daraus diskursiv die
Aufmerksamkeit für das neue Auswahlverfahren gestärkt werden kann,
um argumentbasierte Konzepte für das Gesamtvorhaben zu stärken.
Drittens sind für wissenschaftsbasiert angemessene Entscheidungs-
prozesse die Konzepte „Inter- und Transdisziplinarität“ zu vertiefen, um
diese an die Problemlagen der nuklearen Entsorgungsforschung anzupas-
sen; die Anpassung muss insbesondere die Besonderheiten der deutschen
Standortsuche und Konzeptentwicklung berücksichtigen, die lange exper-
tenzentriert und wenig transparent ausgestaltet war. Inter- und transdis-
ziplinäre Forschung erfordert eine Ausarbeitung neuer Kooperations-
und Koordinationsweisen, die methodisch abgesichert sind, da trans-
disziplinäre Forschung nicht nur das Vertrauen etablierter Akteure und
Stakeholder gewinnen muss, sondern diese auch zur Mitarbeit innerhalb
der Forschung gewinnen will.
Viertens ist aus Perspektive der Technikfolgenabschätzung das tech-
nische Artefakt Endlagerbergwerk mit Vorkehrungen zu Rückholbarkeit
notwendig mitsamt der Gesamtinfrastruktur eines Entsorgungspfades
mit all ihren verschiedenen Elementen (Zwischenlager, Eingangslager,
Heiße Zelle, etc.) in seinen sozialen und umweltbezogenen Nebenfolgen
zu reﬂektieren, um raum- und kontextbezogene Herausforderungen in
den Blick nehmen zu können; insbesondere die Reﬂexion der erwartbaren
sozialen Nebenfolgen derartiger Planungsprozesse und ihre dialogisch-
deliberative Einbettung sind planungswissenschaftlich und empirisch
gestützt früh zu analysieren. Zu erwartende Raumwirkungen und Kon-
ﬂiktlinien derartiger Infrastrukturanlagen sind mit soziotechnischen Fra-
gestellungen zu verknüpfen.
Fünftens besitzt „Regierungshandeln“ neben dem Flankieren des Stand-
ortauswahlverfahrens eine eigene Qualität. Gerade angesichts der er-
heblichen Zeiträume, die für die Verwirklichung der Errichtung eines
Endlagers notwendig sind, ist aus demokratietheoretischer Perspektive
zu beachten, wie die Fachpolitik der nuklearen Entsorgung parlamenta-
risch unterstützt wird. Ob und wie Parlamente, Parlamentsausschüsse
und politische Parteien das Standortauswahlverfahren aufgreifen und als
gemeinwohl-orientiertes Projekt mittragen und damit der Öffentlichkeit
715
7 Forschungs- und Entwicklungsbedarf, Ausblick
als plausibel erläutern, ist mit Methoden der Government-Forschung und
Policy-Analyse zu bearbeiten.
7.3 Philosophische Ethik
Nach der in ENTRIA geleisteten Analyse der ethischen Herausforderun-
gen und Konﬂikte bei der Entsorgung sieht die philosophische Ethik For-
schungsbedarf vor allem bei der Konzeption und Verwirklichung eines
Entsorgungspfades und der zugehörigen Standortauswahl.
Dabei ist erstens mit den zu erwartenden konﬂiktträchtigen Zeithori-
zonten einer Standortauswahl proaktiv umzugehen. Wie es scheint, wird
jede Entsorgungsstrategie mit einer Verlängerung der obertägigen Zwi-
schenlagerung einhergehen müssen. Insofern besteht die Notwendigkeit,
sachkundige Debatten über Standorte, technische Nachrüstung und die
Sicherheit (safety und security) solcher Anlagen zu führen. Aufgabe der
Ethik ist es hierbei, auf die Bedeutung von Redundanzen in der Entsor-
gungsstrategie aufmerksam zu machen, die für mögliche Prozessverzö-
gerungen eingeplant werden müssen, und deren Präsuppositionen anzu-
zeigen. Mit Blick auf eine längerfristig rückholbare Tiefenlagerung gilt
es zweitens, Kriterien für eine eventuelle Rückholung, respektive für den
vollständigen Verschluss herauszuarbeiten.
Drittens sind derzeit a) die Fragen von Gerechtigkeitsvorstellungen bei
der Verteilung gesellschaftlicher Lasten einschließlich der Kompensati-
on sowie b) die Frage nicht befriedigend bearbeitet, wann ein Verfahren
der Entsorgung als „gerecht genug“ beurteilt und wahrgenommen wer-
den kann. Hierzu muss sowohl eine Brücke zur Sozialpsychologie als auch
zur Kommunikationstheorie geschlagen werden, um die Frage nach Ver-
zerrungen in Gerechtigkeitsdiskursen näher zu beleuchten („wicked com-
munication“). In der Konkretisierung von Standortauswahl und Entsor-
gungspfad gilt es viertens, auch die Gerechtigkeitsdimension zu speziﬁ-
zieren und satisfaktorische Kriterien herauszubilden.
Betrachtet man die in ENTRIA geleisteten Arbeiten als interdisziplinä-
re Grundlagenforschung im Bereich der nuklearen Entsorgung, besteht
Bedarf, diese fortzusetzen und gleichzeitig transdisziplinär für die nun




Aus der Perspektive des ENTRIA-Arbeitspakets ‚Verfassungsrechtliche
Grundlagen und verwaltungsrechtliche Implikationen‘ ergeben sich fünf
Themenkomplexe, zu denen deutlicher Forschungsbedarf besteht:
• Unerlässlich ist eine belastbare Klärung des Regelungsgehaltes des
neuen Standortauswahlgesetzes 2017 – wie es vom Parlament ge-
staltet wurde – auf Basis der rechtswissenschaftlichen Auslegungs-
regeln und unter Auswertung verfassungs- und verwaltungsrechtli-
chem Schrifttums.
• Normanwendung ist stets ein kontextabhängiger Prozess der Wirk-
lichkeitskonstruktion. Der Blick ist nicht allein auf die Vorschrift,
den Normtext, sondern auf den gesamten Steuerungszusammen-
hang einer Aufgabenerfüllung zu richten. Aufschluss gewähren hier
insbesondere interdisziplinäre Erkenntnisse und Einsichten, die es
ermöglichen die Problemlösungsfähigkeit des Rechts zu erhöhen.
• Das demokratische Geschehen in Deutschland ist einem starken
Wandel unterworfen. Es ist zu untersuchen, inwieweit das Zusam-
menspiel aus formellen und informellen Formen und Formaten
zur Beteiligung der Öffentlichkeit – die das StandAG verbindlich
regelt bzw. anregt – genutzt werden können, um zur Verständi-
gung beizutragen, zusätzliche Legitimation zu erzeugen, damit
die Realisierung eines Endlagers zu erleichtern und zu einer bes-
seren Wirksamkeit des Rechts beizutragen. Hier ist die Wirkung
von Rechtsvorschriften und Werthaltungen in transdisziplinären
Settings eine wichtige Erkenntnisquelle.
• Die Realisierung eines Endlagers ist ein in Deutschland unbelieb-
tes Projekt. Auffällig und rechtswissenschaftlich in Kooperation –
insbesondere mit Ethik und Politikwissenschaft – zu würdigen, wä-
re die bemerkenswerte und immer weitergehende Vorverlagerung
von Aktivitäten und Maßnahmen, die frühzeitig und mit weicheren
Formen der Verhaltensbeeinﬂussung darauf abzielen, Konﬂikte ab-
zufangen und zu reduzieren.
• Die Ausführung des StandAG erfolgt unter widrigen Umständen, ja
Widerständen, Es wäre näher zu untersuchen, inwieweit das Resi-
lienz-Konzept geeignet ist, auf die Ausgestaltung von Recht über-
tragen werden kann, inwieweit eine resiliente Regulierung denkbar
ist, die den Steuerungserfolg – die Realisierung eines Endlagers –
besser erreichen kann.
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7.5 Endlagerauslegung und Rückholprozesse
Vor dem Hintergrund der in ENTRIA grundsätzlich untersuchten Mög-
lichkeiten zum Monitoring sind zur Vertiefung des Systemverständnisses
und zur Frage der Akzeptanzverbesserung weiterführende Untersuchun-
gen sowohl auf inter- / disziplinärer als auch auf transdisziplinärer Ebene
erforderlich. Dabei stehen u. a. sicherheitsgerichtete Aspekte im Vorder-
grund, z. B. die Frage nach der zusätzlichen Barrierenschädigung durch
Anordnung der Monitoringsohle und dem zusätzlichen Raumbedarf in
Hinblick auf die Kriterien eines Standortauswahlverfahrens,
Ergebnisse aus den Untersuchungen im Vorhaben ENTRIA zur Einla-
gerung in tiefen geologischen Formationen mit Vorkehrungen zur Über-
wachung und Rückholbarkeit führen zu der Frage, welche gebirgsmecha-
nischen Konsequenzen im Nahfeldbereich aus dem konkreten Rückhol-
prozess resultieren. Im Rahmen von ENTRIA wurden die Implementie-
rung der Rückholbarkeit bei der Auslegung eines Tiefenlagers und die Ent-
scheidungskriterien über eine Rückholung der eingelagerten Abfälle bzw.
die Umwandlung in ein Endlager behandelt. Es sollte weiterhin erarbeitet
werden, welche gebirgsmechanischen Aspekte bei einer sicheren Rückho-
lung der Behälter relevant sind, sofern die Entscheidung zur Rückholung
getroffen wird. So ist beispielweise das Risiko eines Verbruchs der aufge-
wältigten Strecken zu analysieren, da dann von einer unkontrollierbaren
Ausbreitung von Radionukliden im Nahfeld ausgegangen werden muss.
Darüber hinaus ist die Auslegung des Tiefenlagers auf Basis des Rück-
holprozesses und der systembedingten Streuungen aufgrund des stochas-
tischen Verhaltens des Gebirges zu überprüfen und weiter zu detaillieren.
Zur Beurteilung der Standsicherheit der aufgefahrenen Hohlräume wäh-
rend einer Rückholung ist der Rückholprozess konkret zu planen und zu
beschreiben, wie die Standsicherheit gewährleistet werden kann. Ange-
sichts der Dauer des Rückholprozesses und einer Entscheidung für die
Rückholung aus gebirgsmechanischen Gründen sollte ebenso untersucht
werden, welche Auswirkungen der Rückholprozess auf die Standsicher-
heit der Hohlräume und die Integrität der Barrieren hat.
Vor dem Hintergrund des Standortauswahlverfahrens ist es erforder-
lich, bestehende Behälterkonzepte zu überprüfen bzw. neue zu entwi-
ckeln. Eine Weiterentwicklung der in ENTRIA untersuchten generischen
Behälterkonzepte kann hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten. Mit
einem modularen Aufbauprinzip der Endlagerbehälter kann dabei auf die
Ungewissheiten im Entsorgung- und Standortauswahlprozess reagiert
werden. Parallel hierzu kann eine weitere Ausdetaillierung der generi-
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schen Behälterkonzepte erfolgen, um die Vielfalt der einzulagernden
Reststoffe detaillierter abbilden zu können.
7.6 Monitoring und Sicherheitsnachweis
Weiterer Forschungsbedarf ergibt sich aus dem Vergleich der erforderli-
chen messtechnischen Begleitung, insbesondere während des Rückhol-
prozesses. Ausgehend von den Ergebnissen im Rahmen von ENTRIA zum
Monitoring in der Betriebsphase bis zur Entscheidung einer Rückholung
oder Umwandlung in ein Endlager, stellt sich die Frage, welche Messdaten
zur Beurteilung des Zustandes der aufzuwältigenden Einlagerungsstre-
cken erforderlich sind. Die Messdaten werden ebenso benötigt, um wei-
tere Arbeitsschutzmaßnahmen für den Rückholprozess zu planen. Auch
hier sind die systembedingten Streuungen der Messergebnisse – ggf. mit-
tels probabilistischer Methoden – mit in die Überlegungen einzubezie-
hen.
Derzeit sind noch keine Lösungen für das Monitoring eingelagerter Tie-
fenlagerbehälter auf dem Markt verfügbar, welche ohne eine Perforati-
on der umgebenden Barrieren auskommen. Im Idealfall sollten weitest-
gehend autark arbeitende, behälterintegrierte Monitoringsysteme Rück-
schlüsse auf den Zustand der Behälter im Tiefenlager ermöglichen. Die
Herausforderung für eine anwendungsorientierte Grundlagenforschung
besteht darin, durch Werkstoffforschung Materialien und Mechanismen
zu identiﬁzieren, die es ermöglichen geeignete Sensoren zu entwickeln.
Es stellen sich Fragen nach dem aus fachlicher und aus Stakeholder-
sicht als erforderlich erachtetem Monitoring, um einerseits die Endlager-
sicherheit zuverlässig zu belegen und um andererseits dem Bedürfnis der
Öffentlichkeit nach Transparenz und Vertrauen zu genügen. Daraus resul-
tieren nachstehende Forschungsfragen:
1. inter- / disziplinär:
• Verbesserung der Grundlagen für die TH2M-basierte physikali-
sche Modellierung, z.B. laborative Ermittlung von Zweiphasen-
ﬂuss-Parametern für Tongestein bzw. Bentonit oder der Quer-
druckentwicklung von Bentonit
• Verbesserung der Effektivität des bislang verwendeten FTK-Si-
mulationsinstrumentariums durch Einsatz des neu implemen-
tierten parallelisierten TOUGH2-MP-Simulators (möglichst
realitätsnahe Ermittlung nachweisrelevanter Zustandsgrößen
in ihrer räumlich/zeitlichen Entwicklung)
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• Analyse der Auswirkungen des direkten Monitorings mit zu-
sätzlicher Überfahrungssohle auf die Endlagersicherheit (Bar-
rierenschädigung) und die Standortauswahl (Raumbedarf).
2. transdisziplinär:
• Ermittlung der Anforderungen von Stakeholdern, Öffentlich-
keit im Hinblick auf Endlager-Monitoring
• Visualisierung der sicherheitstechnisch relevanten Zustands-
größen der Endlagerentwicklung in Raum und Zeit für generi-
sche Endlagersysteme in Salinar- und Tongesteinsformationen
als Grundlage für den Aufbau eines gemeinsamen Prozessver-
ständnisses / Erörterung von Möglichkeiten und Grenzen im
kritischen Diskurs
• Analyse der grundsätzlichen Rahmenbedingungen für eine To-
lerierung von Standorterkundungen durch die lokale und brei-
te Öffentlichkeit und Formulierung von Anforderungen an Ak-
zeptabilität einer Endlagerplanung vor dem Hintergrund von
Transparenz, Vertrauen, Partizipation, Fehlerkorrektur im ge-
meinsamen Prozess
Das zum Nachweis der Sicherheit von Endlagern entwickelte Werkzeug
des Safety Case ist etabliert und hat sich bei der Unterstützung von Ent-
scheidungs- und Genehmigungsprozessen in vielen nationalen Endla-
gerprogrammen bewährt. Vor dem Hintergrund des Standortauswahl-
gesetzes und insbesondere der darin vorgesehenen Sicherheitsuntersu-
chungen ergeben sich jedoch neue Herausforderungen. Dies betrifft die
(Weiter-)Entwicklung von Behälter-, Sicherheits-, Endlager- und Nach-
weiskonzepten für die verschiedenen Wirtsgesteinstypen vor dem Hinter-
grund der vom Standortauswahlgesetz vorgesehenen Verordnungen zu
Sicherheitsanforderungen und vorläuﬁgen Sicherheitsuntersuchungen
und die Frage einer angemessenen Vergleichsmethodik zur Endlagersi-
cherheit an verschiedenen Standorten. Darüber hinaus stellt sich aber die
Frage der Akzeptabilität und Akzeptanz der Sicherheitsuntersuchungen –
bereits in Sondervoten zum Kommissionsbericht wurden diesbezügliche
Zweifel geäußert. Transdisziplinäre Forschung zum Safety Case böte das
Potential, Paradigmen und Methoden des Safety Case einem „stretching“
zu unterziehen und unterschiedliche Risikoansichten in die Diskussi-
on einzubeziehen. Insbesondere ist dabei auch von Interesse, inwieweit
Werthaltungen, die bisher implizit in den Safety Case eingeﬂossen sind,
transparenter gemacht werden können.
Transparenz zu unterschiedlichen Werthaltungen, die den Diskurs zur
Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle prägen, ist geeignet, die Verständi-
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gung über sicherheitsrelevante Fragen zu fördern. Darüber hinaus gehend
besteht Forschungsbedarf dazu, welche Anforderungen und Bedürfnisse
an den Safety Case in der interessierten Öffentlichkeit vorhanden sind
und inwieweit der Safety Case aufgrund der so gewonnenen Erkenntnisse
einer transdisziplinären Erweiterung bedarf. Es sind also Möglichkeiten
und Grenzen einer Erweiterung des Konzepts des Safety Case zu untersu-
chen und letztlich das Vertrauen in Akteure und Methoden zu verbessern
(Baudé u. Hériard-Dubreuil, 2017; Röhlig u. Eckhardt, 2017).
Bei der Bearbeitung des ENTRIA-Arbeitspakets „Interdisziplinäre Risi-
koforschung“ zeigte sich, dass insbesondere noch Forschungsbedarf zum
Konzept der Ungewissheiten sowie zum Umgang mit Ungewissheiten be-
steht. Ungewissheiten werden gegenwärtig auch in anderen Kontexten
stark thematisiert, beispielsweise im Bereich des Klimawandels. Bei künf-
tigen Forschungsarbeiten zu Ungewissheiten bei der Entsorgung hoch ra-
dioaktiver Abfälle lassen sich daher gut Bezüge zu anderen aktuellen For-
schungsfeldern herstellen. Vertiefte Erkenntnisse zur Rolle von Ungewiss-
heiten bei der Entsorgung hoch radioaktiver Abfälle sind auch geeignet,
zur Weiterentwicklung des Safety Case beizutragen.
Ein Instrument zur ganzheitlichen Einschätzung und Bewertung von
Risiken und Ungewissheiten ist die Technikfolgenabschätzung. Daher
sollte geprüft werden, inwieweit methodische Ansätze aus der Technik-
folgenabschätzung für Safety Cases bei der Entsorgung hoch radioaktiver
Abfälle nutzbar gemacht werden können.
Auch die Werkzeuge, zum Beispiel zur Langzeitsicherheitsanalyse,
könnten aufgrund transdisziplinärer Forschung im Sinne einer besseren
Kommunikation zu Analysemethoden und -ergebnissen angepasst und
verbessert werden. Dies gilt auch für die im Vorhaben ENTRIA entwickel-
te Softwareplattform ReSUS zum Einsatz in Forschung und Ausbildung.
Deren neuartiges Plattformkonzept würde darüber hinaus durch die Ein-
bindung weiterer THMC-Codes und weiterer Verfahren für Stichproben-
generierung, Unsicherheits- und Sensitivitätsanalyse an Stärke gewinnen.
Forschung zum Schwerpunkt Archivierung und Reproduzierbarkeit von
Daten, Methoden und Ergebnissen der Sicherheitsanalyse würde einen
Beitrag zu den von der Endlagerkommission benannten Notwendigkeiten
des Wissensmanagements und der Datenerhaltung leisten.
Im Rahmen der Sicherheitsanalyse eines Endlagers müssen Transport-
wege von Radionukliden bis in die Biosphäre verstanden werden. Im Be-
reich des Fernfeldes, also im oberﬂächennahen Bereich (Grundwasser, Bo-
den, Pﬂanze) bestehen jedoch erhebliche Deﬁzite sowohl bei der Model-
lierung von Feuchteproﬁlen, Transport in der ungesättigten Zone als auch
beim Verständnis der chemischen (Redox-)Vorgänge wichtiger Radionu-
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klide und dem mikroskopischen Verständnis der Aufnahme in Pﬂanzen
und somit dem Übergang in die Nahrungskette (Noseck u. a., 2012). Dies
spiegelt sich auch in den verfügbaren Datenbasen wieder (International
Atomic Energy Agency, 2010). Diese Kenntnis ist für einen Vergleich ver-
schiedener Endlagerkonzepte erforderlich, auch wenn Dosisgrößen nur
als Vergleichsparameter und nicht im Sinne einer effektiven Dosis für ei-
ne Referenzperson genutzt werden. Die im Rahmen von ENTRIA durchge-
führten Strahlungstransportrechnungen sind auf dickwandige Endlager-
behälter (POLLUX®, ENCON) für die Wirtsgesteine Steinsalz, Tonstein
und Kristallin beschränkt. Dies sollte auf vergleichsweise dünnwandige
Endlagerbehälter, die an die schweizerischen (Diomidis u. Johnson, 2014)
und schwedischen (SKB, 2010) Behälterkonzepte angelehnt sind, ausge-
dehnt werden. Es sollte geprüft werden, ob der Behälter, der bis jetzt nur
passives Element darstellt, künftig im Monitoring Prozess eine aktive Rol-
le übernehmen sollte und mit Sensoren ausgestattet werden kann. Hierfür
sind die prinzipiellen Erfordernisse an die Sensorentechnik, insbesondere
die Abschätzung vorhandener Strahlenfelder und deren Langzeiteinﬂuss
auf die Sensoren zu bestimmen.
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Nachfolgend werden die im Vorhaben ENTRIA oder unter ENTRIA-Betei-
ligung erarbeiteten Veröffentlichungen und Vorträge sowie die öffentlich-
keitswirksamen Veranstaltungen und Bildungsangebote für Externe auf-
gezählt, die im Rahmen des Vorhabens veranstaltet wurden bzw. zu de-
nen Beiträge geleistet wurden. Bei mehr als drei Autorinnen und Autoren
wird nur die bzw. der Erstgenannte, gefolgt von „et al.“ aufgeführt, die
Rolle von ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftlern ist dann
u. U. nicht unmittelbar aus der Autorenliste erkennbar.
Bücher wurden aufgeführt, sofern sie im Rahmen des Vorhabens her-
ausgegeben wurden oder herausgegeben werden. Weiterhin werden ein-
zelne Kapitel (etwa von Sammelbänden) angegeben, wenn sie im Vorha-
ben erarbeitet wurden. Im Vorhaben herausgegebene Bücher erscheinen
also i. d. R. mehrfach – sowohl als Buch als auch bei den Angaben einzel-
ner im Vorhaben erstellter Kapitel.
Wegen der in den verschiedenen Disziplinen sehr unterschiedlichen
Publikationskultur wurde bei den Veröffentlichungen auf Angaben zur
Exzellenz wissenschaftlicher Veröffentlichungen (z. B. impact factor von
Zeitschriften) verzichtet. Um eine möglichst vollständige Darstellung zu
erreichen, werden auch in Vorbereitung oder im Erscheinen beﬁndliche
Veröffentlichungen aufgeführt, dies ist jeweils entsprechend vermerkt.
„Im Erscheinen“ bedeutet hierbei, dass die Veröffentlichung bereits zur
Publikation angenommen wurde.
Vorträge auf wissenschaftlichen Konferenzen werden als Veröffentli-
chungen angegeben, falls sie in einem Konferenzband publiziert wurden
oder werden, anderenfalls ﬁnden sie sich unter der Überschrift „Fachbei-
träge“. Unter dieser Überschrift erfolgen außerdem Angaben zu Teilnah-
men an Podiumsdiskussionen o. ä., sofern sie im Rahmen wissenschaftli-
cher Veranstaltungen stattfanden. Um dem interdisziplinären Charakter
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Tabelle 8.1: Veröffentlichungen, Fachbeiträge und Nachwuchsförderung.
Gesamt Disziplinär Inter-
disziplinär
Veröffentlichungen 239 163 76
davon: Artikel 80 61 19




Konferenzbeitrag 25 18 7
Buch 26 12 14
Berichtsreihe 3 2 1













davon: Vortrag 137 108 29
Poster 32 28 4
Podiumsdiskussion 2 1 1
Kommentar 2 2 0
Buchpräsentation 1 1 0
Impulsvortrag 3 1 2
Expertengespräch 1 1 0
Exkursion 1 1 0
Nachwuchsförderung 120 105 15
davon: Dissertation 22 20 2
Masterarbeit 16 15 1
Bachelorarbeit 31 29 2
Seminararbeit 21 16 5
Studienarbeit 27 23 4
Projektarbeit 2 2 0
Andere 1 0 1
des Vorhabens gerecht zu werden und um die Rolle disziplinärer wie auch
interdisziplinärer Arbeit im Vorhaben zu dokumentieren, werden die in-
terdisziplinären Veröffentlichungen und Fachbeiträge getrennt von den
disziplinären aufgeführt. Diese Unterscheidung ist bis zu einem gewissen
Grade eine Ermessensfrage, es wurde jedoch darauf geachtet, dass Ver-
öffentlichungen und Fachbeiträge, die weit voneinander entfernte Diszi-
plinen (z. B. naturwissenschaftlich-technische Disziplinen einerseits und
geistes- und sozialwissenschaftlicher Disziplinen andererseits) betreffen,
in jedem Fall als interdisziplinär eingeordnet wurden.
Für die öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen und Bildungsange-
bote für Externe ist eine solche Trennung dagegen nicht sinnvoll. Es ist
davon auszugehen, dass jede Veranstaltung für externes Publikum sowohl
technische als auch nicht-technische Aspekte der Entsorgungsproblema-
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tik umfasst. Unter „Öffentlichkeitswirksamkeit“ wird hier sowohl eine
Wirksamkeit in politische Gremien und Stakeholder-Gruppen als auch in
die interessierte Öffentlichkeit verstanden. Es versteht sich, dass auch
hier wissenschaftliche Inhalte kommuniziert wurden, dennoch werden
diese Beiträge getrennt von den oben genannten „Fachbeiträgen“ zu wis-
senschaftlichen Veranstaltungen aufgeführt, um so einen Indikator für
die Außenwirkung des Vorhabens bereitzustellen.
Einladungen von ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
z. B. in die Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe oder in
politische Gremien erfolgten i. d. R. im Hinblick auf deren persönliche Ex-
pertise, nicht notwendigerweise wurden diese Personen als Repräsentan-
ten des Vorhabens eingeladen und wahrgenommen. Es wurden auch nicht
notwendigerweise in ENTRIA erarbeitete Ergebnisse vorgetragen. Da der-
artige Einladungen jedoch ein Indikator für die Vernetzung und die Repu-
tation der ENTRIA-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler sind, wer-
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Germany and South Korea: Crisis Tendencies of Nuclear Energy. Disser-
tation. Forschungszentrum für Umweltpolitik
Klaeßens I. (2014) Charakterisierung der europäischen und deutschen An-
sätze der Endlagerfrage. Seminararbeit. Institut für Rechtswissenschaf-
ten
Kuttig P. (2014) Monitoring- und Messtechnik in kerntechnischen Anla-
gen. Bachelorarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Lebsack E. (2014) Widerstand von Beton unter erhöhten Betriebstempe-
raturen. Bachelorarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brand-
schutz
Lei T. (2014) Entsorgung radioaktiver Abfälle in der Slowakei. Bachelorar-
beit. Institut für Endlagerforschung
Leßmann J. (2014) Zwischenlager Jülich – Die gesetzliche Legitimation ei-
nes Zwischenlagers. Seminararbeit. Institut für Rechtswissenschaften
Marijanovic R. (2014) Versuche zur Bestimmung der Quellfähigkeit eines
Bentonits im Hinblick auf die Abdichtfunktion innerhalb einer geotech-
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nischen Barriere eines Tiefenlagers. Bachelorarbeit. Institut für Grund-
bau und Bodenmechanik
Mengel L. (2014) Zum Einﬂuss ionisierender Strahlung auf den Beton ei-
nes Zwischenlagers für hochradioaktive Abfälle. Studienarbeit. Institut
für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Möllhoff M. (2014) Bemessung eines Stahlbetontragwerks unter besonde-
rer Berücksichtigung des Wiederstands gegen Chloridkorrosion. Mas-
terarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Qu D. (2014) Bentonit und sein Materialverhalten. Seminararbeit. Institut
für Aufbereitung, Deponietechnik und Geomechanik
Schirmbeck K. (2014) Legitimation und Akzeptanz – Luhmanns Legitimi-
tätsbegriff bezogen auf den potentiellen Atommülllagerstandort Gorle-
ben. Seminararbeit. Institut für Rechtswissenschaften
Schneider T. (2014) Gegenüberstellung von Stoffgesetzen für Tonstein
zur Modellierung von generischen Tiefenlagermodellen mit dem Finite-
Differenzen-Programm FLAC3D. Bachelorarbeit. Institut für Grundbau
und Bodenmechanik
Seier S. (2014) Partizipation bei der Suche nach Lagern für hochradioak-
tive Abfälle. Eine vergleichende Studie der Suchen in Frankreich und
Schweden. Masterarbeit. Forschungszentrum für Umweltpolitik
Strätgen J. (2014) Bautechnische Konzepte zur Zwischenlagerung von ra-
dioaktiven Abfällen in Deutschland. Studienarbeit. Institut für Baustof-
fe, Massivbau und Brandschutz
Yang Y. (2014) Standortauswahlverfahren zur Errichtung eines Endlagers
für hochaktive radioaktive Stoffe in der Schweiz. Seminararbeit. Insti-
tut für Aufbereitung, Deponietechnik und Geomechanik
Zisenis J. (2014) Explosionsbelastungen und deren Auswirkungen auf
Baustoffe und Bauwerke. Masterarbeit. Institut für Baustoffe, Massiv-
bau und Brandschutz
2015
Al-Saidi S. (2015) Untersuchung der Auswirkung der Teufenlage auf den
Ausbau einer Infrastrukturstrecke eines generischen Tiefenlagers im
Tonstein. Bachelorarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
Blank S. (2015) Möglichkeiten und Einschränkungen des Monitorings von
geotechnischen Schutzsystemen während der Betriebsphase eines geo-
logischen Tiefenlagers mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit in Stein-
salz. Studienarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
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Bogdaschkin E. (2015) Behältersysteme für radioaktive Reststoffe – An-
forderungen, Konzepte und Materialkennwerte. Bachelorarbeit. Insti-
tut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Bork A. (2015) Entsorgung radioaktiver Abfälle mit vernachlässigbarer
Wärmeentwicklung in Deutschland – Technische Barrieren. Bachelor-
arbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Eichstaedt A. (2015) Vergleich, Ermittlung und Verwendung der Erdbe-
benansätze für übliche Hochbauten und Kernkraftwerke. Studienarbeit.
Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Figueiras D. M. (2015) Auswertung des Entwurfes für ein Nationales Ent-
sorgungsprogramm des Bundesminesteriums für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit. Seminararbeit. Institut für Rechtswissen-
schaften
Freude M. (2015) Grenzen und Herausforderungen der Adaption inter-
nationaler Entsorgungskonzepte in Kristallingestein für Deutschland.
Studienarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
Gebker A. (2015) Konstruktive Aspekte der Zwischenlagerung hochradio-
aktiver Reststoffe in Deutschland. Bachelorarbeit. Institut für Baustof-
fe, Massivbau und Brandschutz
Hartmann F. (2015) Bautechnische Konzepte zur Zwischenlagerung von
radioaktiven Abfällen in Frankreich. Studienarbeit. Institut für Baustof-
fe, Massivbau und Brandschutz
Jantschik K. (2015) Modellierung des zeitabhängigen Deformations-Ver-
haltens von Salzbeton auf der Grundlage von modelltheoretischen An-
sätzen mittels des FEM-Programmsystems CODE_BRIGHT. Masterar-
beit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
Kale B. (2015) Untersuchung der Auswirkung des Kriechverhaltens von
Steinsalz auf die Offenhaltung von Zugangsstrecken eines Teifenla-
gers mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit. Bachelorarbeit. Institut für
Grundbau und Bodenmechanik
Kalweit P. (2015) Atommüllendlagersuche und Bürgerbeteiligung. Vor-
aussetzung für die erfolgreiche Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger am Standortauswahlprozess einer Lagerstätte für hochradioaktiven
Abfall. Masterarbeit. Forschungszentrum für Umweltpolitik
Li Q. (2015) Endlagerung hochradioaktiver Abfälle in Granit. Bachelorar-
beit. Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und Geomechanik
Li X. (2015) Entwicklung der Softwareplattform RESUS: Repository Simu-
lation, Uncertainty propagation and Sensitivity Analysis. Dissertation.
Institut für Endlagerforschung
Li X. (2015) Untersuchung der Auswirkung der Teufenlage auf den Aus-
bau der Infrastrukturstrecken eines generischen Tiefenlagers im Ton
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mittels FEM-Programm ANSYS. Studienarbeit. Institut für Grundbau
und Bodenmechanik
Mannebach S. (2015) Monitoring- und Messtechnik in kerntechnischen
Anlagen. Bachelorarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brand-
schutz
Mengel L. (2015) Simulation von Stahlbetonstrukturen unter Impactbe-
lastung – Materialmodelle für Beton für explizite FEM mit LS-DYNA.
Masterarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Peters C. (2015) Reaktionsumsätze zwischen salinaren Lösungen und äo-
lischen Stäuben bei 80°C am Beispiel von Muskovit und Löss. Bachelor-
arbeit. Institut für Endlagerforschung
Probst D. (2015) Dauerhaftigkeit und Anforderungen an eine zementba-
sierte Hohlraumsicherung in einem Tiefenlager für wärme-entwickeln-
de Abfälle in Ton/Tonstein. Studienarbeit. Institut für Grundbau und
Bodenmechanik
Roosmann S. (2015) Atommülllagerung in der Europäischen Union. Semi-
nararbeit. Institut für Rechtswissenschaften
Sachse J. (2015) Dauerhaftigkeit von massigen Betonbauwerken am Bei-
spiel von Schutzbauten. Studienarbeit. Institut für Baustoffe, Massiv-
bau und Brandschutz
Schliestedt S. (2015) Numerische Modellierung dreiaxialer Festigkeitsver-
suche an Proben aus der Fladentonsteinserie (Schacht Konrad) mit Be-
rücksichtigung der Trennﬂächen. Studienarbeit. Institut für Grundbau
und Bodenmechanik
Schloßmann P. (2015) Monitoring geotechnischer Schutzsysteme in der
Tiefenlagerung von wärmeentwickelnden radioaktiven Abfällen. Studi-
enarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
Schulz C. (2015) Fonds oder Rückstellungen im Unternehmen? Wirt-
schaftliche, rechtliche und politische Vor- und Nachteile für Atomkraft-
werksbetreiber und Steuerzahler. Masterarbeit. Forschungszentrum für
Umweltpolitik
Turi P. (2015) Bad Banks der Energieversorgungsunternehmen. Seminar-
arbeit. Institut für Rechtswissenschaften
Voss I. (2015) Die Verteilung löslicher Radionuklid-relevanter Spurenele-
mente zwischen Salzmineralen und salinaren Lösungen. Dissertation.
Institut für Endlagerforschung
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2016
Azanfack Bouzang J. (2016) Tunnelbautechnische Erfahrungen im weni-
ger festen Sedimentgebirge / Tonsteingebirge. Bachelorarbeit. Institut
für Aufbereitung, Deponietechnik und Geomechanik
Beier J. (2016) Bestimmung des Korrosionsfortschritts an mit Säure be-
aufschlagten Mörtelproben durch die Segmentierung mikrocomputer-
tomographischer Aufnahmen. Studienarbeit. Institut für Baustoffe,
Massivbau und Brandschutz
Block S. (2016) Materialmodelle für Beton für die Simulation hochdynami-
scher Beanspruchungen mit LS-DYNA. Studienarbeit. Institut für Bau-
stoffe, Massivbau und Brandschutz. In Vorbereitung
Ghofrani J. (2016) Conceptualisation and Software Development of a Si-
mulation Environment for Probabilistic Safety Assessments of Radioac-
tive Waste Repositories. Dissertation. Institut für Endlagerforschung.
Göldner K. (2016) Der Prozess um die Genehmigung des Standortzwi-
schenlagers Brunsbüttel und Konsequenzen des Genehmigungsent-
zugs. Seminararbeit. Institut für Rechtswissenschaften
Habibi A. (2016) Modellierung des Radionuklidtransportes durch das
Gorleben-Deckgebirge auf Grundlage des Modellierungscodes Rock-
Flow und des Modellanalysecodes RESUS. Projektarbeit. Institut für
Endlagerforschung
Henkel F. (2016) Probabilistische Sicherheitsanalysen und deren Anwend-
barkeit auf Langzeitzwischenlager. Studienarbeit. Institut für Baustof-
fe, Massivbau und Brandschutz
Herrmann E. (2016) Rissbildung an Stahlbetonstrukturen und deren Mo-
dellierung im expliziten FEM-Programm LS-DYNA. Masterarbeit. Insti-
tut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Hueppe K. (2016) Bautechnische Konzepte für die Zwischenlagerung
hochradioaktiver, wärmeentwickelnder Abfallstoffe im asiatischen
Raum. Bachelorarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brand-
schutz
Jungmann M. (2016) Verteilung des Bromids im Steinsalz der Lagerstätte
GSES Glückauf Sondershausen: Methodenvergleich ICP-MS und Ionen-
chromatographie. Bachelorarbeit. Institut für Anorganische und Ana-
lytische Chemie
Kim S. K. (2016) Atomenergiepolitik und Anti-Atomkraft-Bewegung der
Republik Korea 1978–2015. Dissertation. Forschungszentrum für Um-
weltpolitik
Kock S. (2016) Die Stilllegung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich. Semi-
nararbeit. Institut für Rechtswissenschaften
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Köhler F. (2016) Sequentielle Extraktion von Iod an Bodenproben. Mas-
terarbeit. Institut für Radioökologie und Strahlenschutz
Kuppler S. (2016) Effekte deliberativer Ereignisse in der Endlagerpolitik.
Dissertation. Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanaly-
se
Li Q. (2016) Rechnerische Simulation zum Tragverhalten von Endlager-
hohlräumen im Opalinustongebirge. Projektarbeit. Institut für Aufbe-
reitung, Deponietechnik und Geomechanik
Li Q. (2016) Rechnerische Untersuchungen zum Tragverhalten von End-
lagerhohlräumen im Opalinustongebirge anhand von mechanischen/
hydromechanisch-gekoppelten (undrainierten und drainierten) Simu-
lationen. Masterarbeit. Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und
Geomechanik
Loose C. (2016) Die Kommission „Lagerung hoch radioaktiver Abfallstof-
fe” im 18. Deutschen Bundestag: Ein Exempel für Bürgerbeteiligung,
Transparenz und Expertise bei komplexen politischen Entscheidun-
gen?. Bachelorarbeit. Forschungszentrum für Umweltpolitik
Meng M. (2016) „China-Mock-up”-Laborversuch: Aufbau, Zielsetzung
und numerische Simulationen. Seminararbeit. Institut für Aufberei-
tung, Deponietechnik und Geomechanik
Otto C. (2016) Ingenieurmodelle und Einﬂussfaktoren für die Beschrei-
bung von Impactvorgängen auf Stahlbetonstrukturen. Bachelorarbeit.
Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Pohlers J. (2016) Sustainability Science as an Emergence of a Third Cul-
ture within Science. Masterarbeit. Lehrstuhl für Philosophie und Ethik
der Umwelt
Reck D. (2016) Carbonatisierung von Beton am Beispiel von Langzeitver-
suchen. Bachelorarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brand-
schutz
Stute M. K. (2016) Untersuchung der Einwirkung mechanischer Anisotro-
pie des Tonsteins auf die Interaktion aus der Betonschale und dem Ge-
birge mit Anwendung auf geologische Tiefenlager. Masterarbeit. Insti-
tut für Grundbau und Bodenmechanik
Winter K. (2016) Validierung von numerischen Simulationen der Wärme-
ausbreitung in einem Tiefenlager mittels CODE_BRIGHT. Studienar-
beit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik
Zong S. (2016) Laborative Ermittlung von 2-Phasenﬂuss-Parametern.
Bachelorarbeit. Institut für Aufbereitung, Deponietechnik und Geome-
chanik
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2017
Arunakirinathan E. (2017) Die Zwischenlagerung hoch radioaktiver, Wär-
me entwickelnder Reststoffe als Bestandteil von Entsorgungsstrategien
im asiatischen Raum. Studienarbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau
und Brandschutz
Bojanowski R. (2017) Probabilistische Modellierung hydrogeochemischer
Prozesse mit dem Code PHAST und der Softwareplattform ReSUS. Ba-
chelorarbeit. Institut für Endlagerforschung
Führing S. (2017) Einﬂussfaktoren für die experimentelle Ermittlung der
Materialeigenschaften von Beton unter erhöhten Dehnraten. Bachelor-
arbeit. Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz. In Vorberei-
tung
Maas J. (2017) Evaluation der Mikrocomputertomographie zur Bestim-
mung des Hydratationsgrades von Portlandzement. Bachelorarbeit.
Institut für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
Menze J. (2017) Untersuchungen zur Korrosions- und Verschleißminde-
rung an Lastanschlagspunkten von Großkomponenten – Untersuchung
von Oberﬂächenbeschichtungen. Masterarbeit. Institut für Werkstoff-
kunde
Olling K. (2017) Einschätzung der Anwendbarkeit von Sicherungsmitteln
aus dem untertägigen Hohlraumbau bei der Tiefenlagerung hochradio-
aktiver Reststoffe. Studienarbeit. Institut für Grundbau und Bodenme-
chanik
Ren B. (2017) Untersuchungen zur Modellierung des Deckgebirges eines
Salzstocks. Studienarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik.
In Vorbereitung
Roos L. (2017) Das Standortauswahlgesetz zur Endlagerung Wärme entwi-
ckelnder radioaktiver Abfälle: Mögliche Konsequenzen für Zwischenla-
gerung und Transporte. Bachelorarbeit. Institut für Endlagerforschung
Schafﬁzel T. (2017) Triaxialversuche an Steinsalz in ﬂacher Lagerung. Stu-
dienarbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik. In Vorbereitung
Stiebeler C. (2017) Möglichkeiten des Monitorings während der Offenhal-
tungsphase eines Tiefenlagers in kristallinen Hartgesteinen. Bachelor-
arbeit. Institut für Grundbau und Bodenmechanik. In Vorbereitung
Tawussi F. (2017) Einﬂuss der Speziation auf die Radionuklidaufnahme
von Pﬂanzen. Dissertation. Institut für Radioökologie und Strahlen-
schutz
Werres M. (2017) Kriterien für die Auswahl eines Standortes zur Endlage-
rung hoch radioaktiver Abfälle im kristallinen Hartgestein in Deutsch-
land. Bachelorarbeit. Institut für Endlagerforschung
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Zhao J. (2017) Multiphysikalische Prozessanalyse für geologische Tiefen-
lager in der Nachverschlussphase – Ein Beitrag zum Vergleich von Ent-
sorgungsoptionen für radioaktive Abfälle mit passiver Gewährleistung
der langfristigen Sicherheit. Dissertation. Institut für Aufbereitung, De-
ponietechnik und Geomechanik
Zügner T. (2017) Vermeidung von Bewehrungskorrosion in einem Lang-
zeitzwischenlager für hoch radioaktive Abfälle. Studienarbeit. Institut
für Baustoffe, Massivbau und Brandschutz
2018
Ertel J. (2018) Implementierung eines Monitoringsystems in einem zwei-
sohligen Endlager. Studienarbeit. Institut für Aufbereitung, Deponie-
technik und Geomechanik
Wagner P. G. und Wilhelm J. (2018) Probabilistische Analysen von Grund-
wasserströmungen für räumlich verteilte Eingangsparameter. Master-
arbeit. Institut für Endlagerforschung. In Vorbereitung
8.7 Öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen und
Bildungsangebote
2013
Brunnengräber A. (2013) 35 Jahre Konﬂikt und kein Ende? Neue Heraus-
forderungen durch die Endlagersuche für radioaktive Abfälle. Vorle-
sung. Ringvorlesung „Die Umwelt als Konﬂiktfeld“ an der TU Dresden
im Wintersemester 2013/2014, Dresden, 27.11.2013
Brunnengräber A. (2013) Politische Ökologie und Endlager-Governance.
Vortrag. Sommerschule für Promovierende der Geographie und Poli-
tikwissenschaften der Universität Kassel, FU Berlin, Universität Wien,
Wietow, 19.08.2013
Brunnengräber A., Ziehm C. und Stay J. (2013) Spaltet die Endlagersu-
che die Umweltbewegung? Diskussion. Das Bewegungsgespräch, Berlin,
11.09.2013
Brunnengräber A. und Mez L. (2013) Fachgespräch mit Sylvia Kotting-Uhl.
Fachgespräch. Sitzung Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit, Berlin, 27.11.2013
Drögemüller C. (2013) Gegenwartsanalyse der Bewertung von Entsor-
gungsoptionen und -strategien radioaktiver Abfälle aus Sicht kom-
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munaler Entscheidungsträger und lokaler Bevölkerung. Vortrag. Som-
merschule für Promovierende der Geographie und Politikwissenschaf-
ten der Universität Kassel, FU Berlin, Universität Wien, Wietow, 17.-
23.08.2013
Grunwald A. und Hocke P. (2013) „Es kommt auf eine gerechte Verteilung
der Lasten an.“ Karlsruher Wissenschaftler helfen der Politik bei der
Suche nach einem Endlager für hoch radioaktiven Abfall. Interview in
den Badischen Neuesten Nachrichten. Interview
Häfner D. (2013) Das ENTRIA-Projekt und Betroffenheit(en) im Umfeld
kerntechnischer Anlagen. Vortrag. Workshop für Studierende „Bürger-
forum Endlagerung“, Cottbus, 13.-14.12.2013
Häfner D. (2013) Multi-Level-Governance im Bereich Endlagerung radio-
aktiver Reststoffe. Vorlesung. Lehrveranstaltung „Sozialwissenschaftli-
che Energiefragen“, Cottbus, 19.11.2013
Häfner D. (2013) Neue Wege für die Endlagersuche in Deutschland: Das
ENTRIA Projekt. Vortrag. 3. Atommüllkonferenz, Kassel, 31.08.2013
Hocke P. (2013) New Governance als Konzept zukünftiger Endlagerpolitik
überholt? Bürgerbeteiligung und modernes Regieren. Vorlesung. Ring-
vorlesung Kernenergie und Brennstoffkreislauf an der Leibnitz Univer-
sität Hannover im Wintersemester 2013/2014, Hannover, 17.12.2013
Hocke P. (2013) Gelbe Fässer und die Komplexität bei der Lösung ver-
trackter Probleme: Entsorgung in Deutschland und anderswo. Vorle-
sung. Mittagsvorlesung im Studiengang Visuelle Kommunikation der
Hochschule Pforzheim, Pforzheim, 06.11.2013
Hocke P. (2013) Interview zur „Konﬂikte und Entscheidungsblockaden
rund um die nukleare Entsorgung“ im KIT-Radio. Interview
Kotting-Uhl S., Schönberger U., Smeddinck U., Hocke P. und Lux K.-H.
(2013) Entsorgung radioaktiver Reststoffe: Standortauswahlgesetz –
und wie weiter? ENTRIA-Podiumsdiskussion
Kuppler S. (2013) Public participation in nuclear waste management in
Germany and Switzerland – research process and methodology of an
empirical case study. Vortrag. Vortrag an der Karlshochschule Karlsru-
he, Karlsruhe, 14.03.2013
Mez L. (2013) Vorstellung der Forschungsplattform Entsorgungsoptionen
für radioaktive Reststoffe: Interdisziplinäre Analysen und Entwicklung
von Bewertungsgrundlagen (ENTRIA). Vortrag. Vorträge am Ostbahn-
hof Dannenberg, Dannenberg, 18.08.2013
Mez L. (2013) Nuclear Power and Climate Protection Policy. Vortrag. Vor-
trag vor einer Besuchergruppe von japanischen Energiejuristen, Berlin,
22.05.2013
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Neumann W. (2013) Strahlenschutz bei Transport und Zwischenlagerung
radioaktiver Stoffe. Vorlesung. Kompaktvorlesung „Strahlenschutz” im
Wintersemester 2013/2014, Magdeburg-Stendal, WS 2013/2014
Plischke E., Riemann M. und Häfner D. (2013) Wie könnte eine Bürger-
beteiligung fair gestaltet werden? Welche der verschiedenen Optionen
zum Umgang mit radioaktiven Reststoffen fänden Studierende akzepta-
bel? Workshop. Workshop für Studierende „Bürgerforum Endlagerung“,
Cottbus, 13.-14.12.2013
Röhlig K.-J. (2013) Gespräch zu „Into Eternity“ (Film). Diskussion. Green
Visions Filmreihe, München, 11.04.2013
Röhlig K.-J., Plischke E., Riemann M. und Chaudry S. (2013) Wohin mit
unseren radioaktiven Abfällen? Workshop. Ferienakademie „Nur noch
kurz die Welt retten. Energiewende konkret“ des Cusanuswerkes 2013,
Papenburg, 03.-05.09.2013
Smeddinck U. (2013) Übergreifende Aspekte und Grundzüge des Atom-
rechts. Vorlesung. Ringvorlesung Kernenergie und Brennstoffkreislauf
an der Leibnitz Universität Hannover im Wintersemester 2013/2014,
Hannover, 10.12.2013
Smeddinck U. (2013) Abfall, Atommüll, Elektroschrott: Was tun wir, wenn
wir entsorgen? Vorlesung. Ringvorlesung „Was tun wir, wenn wir arbei-
ten?” an der TU Braunschweig im Wintersemester 2013/2014, Braun-
schweig, 25.11.2013
Smeddinck U. und Chaudry S. (2013) Elemente des neuen Standortaus-
wahlgesetzes. Vortrag. „Das neue Endlagersuchgesetz aus rechts- und
geowissenschaftlicher Sicht. Warum z.B. die Thekenberge nicht als End-
lager in Frage kommen.“ – Veranstaltung am Fachbereich Verwaltungs-
wissenschaften der Hochschule Harz, Halberstadt, 04.12.2013
Stahlmann J. (2013) Tiefenlagerung radioaktiver Abfälle – eine geotech-
nisch lösbare Aufgabe? Vortrag. 18. Alumni-Gespräch des Alumni-Bau
Carolo Wilhemina e.V., Braunschweig, 31.10.2013
Stahlmann J., Bollingerfehr W. und Noseck U. (2013) Weiterbildung Tie-
fenlagerung. Vorlesung. Weiterbildung „Tiefenlagerung” im Winterse-
mester 2013/2014, Braunschweig, WS 2013/2014
Walther C. (2013) Vorstellung des interdisziplinären Projekts ENTRIA.
Vortrag. Heraeus Summer School „Ionising Radiation and Protection
of Man“, Bad Honnef, 12.-23.08.2013
Walther C. (2013) Alljährlich Vorträge und Experimente zum Thema
Strahlenschutz. Veranstaltungen mit Schulklassen
Walther C. (2013) Concepts in radioactive waste management. Vortrag.
Heraeus Summer School „Ionising Radiation and Protection of Man“,
Bad Honnef, 11.08.2013
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Walther C. (2013) Wohin mit den radioaktiven Abfällen? – ein Neustart?
Vortrag. Saturday Morning Lecture an der Leibniz Universität Hannover,
Hannover, 04.05.2013
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Risikokarte
Bezugspunkt: Schutz des Menschen
Prämissen für den Risikovergleich: Bei jeder Entsorgungsoption ist ein schrittweises Vorgehen vorgesehen, bei der die Option unter Berücksichtigung aktueller Erkenntnisse und Entwicklungen konkretisiert wird.
Der Vergleich wird unter der Perspektive der Gegenwart und des heutigen Wissensstandes vorgenommen. 
Vorgehen beim Risikovergleich: Der Risikovergleich erfolgt mit einem Outranking-Verfahren, das Präferenzen bezüglich geringer Ungewissheiten, geringer kalkulierbarer Risiken und geringer Robustheitsdefizite abbildet.
Der Betrachtung liegen die Referenzmodelle von ENTRIA zugrunde, also generische Optionen, bei denen nicht nach bautechnischen Lösungen und nur bedingt nach Wirtsgestein differenziert wird.
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und Bau Nachbetriebsphase Nachbetriebsphase
ab Jahr 0 ab Jahr 10 ab Jahr 30 ab Jahr 55 ab Jahr 90 ab Jahr 200 ab Jahr 1'000 ab Jahr 10'000 weiter bis ca. 1 Mio. Jahre
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